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Ich erhebe in gleicher Weise wie der größere Teil der wissenschaftlichen Ver- 

lagsbuchhandlungen auf meine bis zum 31. Dezbr. 1916 erschienenen Verlags- 

werke mit Ausnahme der Zeitschriften einen ‚Kriegsteuerungszuschlag von 20°, 

auf die Ladenpreise, wie sie: in den Katalogen und meinen Verlagsanzeigen 

genannt sind. Der vermittelnde Sortimentsbuchhändler hat das Recht, weitere 
70°), vom Ladenpreis aufzuschlagen. 
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Schriften des Inftituts für oſtdeutſche Wirtſchaft in Königs- 
berg i. Pr. 


1. Seit: Das Netabliſſement Oſt⸗ und Weſtpreußens unter der 
Mitwirkung und Zeitung Theodors von Schön. Von 
dr. Eduard Wilhelm Maher. (XIV, 124 S. gr. 8.) 1916. Preis: 3 Mark 60 Pf. 
Inhalt: Vorwort. — Verzeichnis der Abkürzungen. — Einleltung; Krlegsſchüden 
und Entschädigungen in den Jahren 1806—15. Das Retabliſſement und die Neformgeſetze 
1807—11, — Erſtes Kapitel: Der Retabliſſemenisſonds in der Hand der Stände 1816-33 
weites Kapitel: Der von Schön verwaltete Landesunterſtüßungsfonds 1524—1835, — 

Teiles apitel: Sıchöns Baneenpoltit. — Namenzegifer 

2. Heft: Holzhandel und Hokinduftrie Oſtpreußens. Von Bruno 

8 ee — 5 der e an der Handelshochſchule Ce i ge 
VIII, 79 ©. gr. 8%) 1918. Preis: 2 Mark 10 Pf. 
Inhalt: Vorwort. — I. Die Holzbezugsquellen, — II. Die der Holzbeförderung 

Sante der e III. Die Verzolſung der Hölzer. — IV. Der Holzhandel. — 

V. Die Holzinduſtrie. — Die Mittelpunkte des Holzhandels und der Holzinduſtrie. 

3. ejt: Die Tandwirtſchaft in den litaniſchen Gouvernements, 
ihre Grundlagen und Leitungen. Bon Prof, Dr. $ kalweit, 
Königsberg i. Pr. (IX, 219 S. mit 2 Karten gr. 80.) 1918. Preis: art © Pi. 
Inhalt: 1. Hauptteil: Grundlagen und Leiftungen der litauiſchen Land⸗ 

Sire im ERAT mit Oſtpreußen. — 2. Hauptteil: Die Landwirtſchaft 
in den einzelnen Gouvernements. — 1. Kowno. 2. Wilna. 3. Grodno. 4. Suwalkt. 
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laien ee bibliographtfehen Anhang zur Wirtſchaftskunde Rußfands. 
(XI, 211 S. gr. 8) 1918. Preis: 12 Mark. 
Inhalt: Allgemeines. — 1. Teil. Bevölkerung. 1. Abſchnitt: Gebiets- 
eintellung und Bevölkerung. 2. Abſchnttt: Bewegung der Bevölkerung. — 2. Teil. Wirt⸗ 
ſchaft. 1. erenn Berufi Des der Bevölkerung. 2. Abichnitt; Land- und Forſt⸗ 
An 3. Abſchntt: Gewerbe. 4. Abſchuttk: Handel. 5. Abjhmitt: Verkehr. 6. Abichnitt: 
Bildungs- und Schulwefen. — Unhang. 


Die wirt haftlidhe Entwicklung des Deutſchen Reiches. 
Von Dr. Albert ‚Are, Prof. der Staatswiſſenſchaften. Mit 5 Zeichnungen. (VI, 
56 S. gr. 8.) 1913. Preis: 1 Mart 60 Pf. 
Inhalt: 8 I. Die Grundlagen. 1. Die Entwicklung. Mittel 
der Darſtellung. ere Die Entwicklungs bedingungen Landwirtſchaſt. 
Gewerbe. Handel. 3. Die Folgen. Bevölterungsprobleme. een 
Ländliche Arbelterfrage und Landflucht. Ritto der Weliwirtfhaft. Soziale Rückwirkungen. 
— II. Die Formen. 1. Die Betriebsformen. Weſen und Arten. Entwicklung. 
en Induſtrie um! 1 Kapital und Technit. (Die Ueberlegenheit des 
ropbetriebs. Die Erfaſſun Kapitals. Bedeutung und Foriſchritt der Tapitaliftifchen 
Technit) Der Aufbau der Betriebe. (Die Gliederung der Arbeitskräfte. Soziale Folgen.) 
2. Die Unternehmungsformen. Private Unternehmungen. (Einzelunternehmung) 
Geſelſchaſtsunternehmung. Genoſſenſchaftsunternehmung.) Deſſentliche Betriebe. Me, 
miſchte Unternehmungen. Schluß. — Literatur. 
Königsberger Hartungſche Zeitung vom 8. Juli 1918; 
„ „ Vir möchten auf biejes Schrifichen, das in ganz knappen Rahmen einen 
Ueberblick über die Senden age ach und eine Abwägung der erreichten Vorteile 
und der daneben drohenden Nachteile gibt, mit beſonderer Empfehlung hinweiſen, w. 


eine jo Kg und fachliche Durcharbeltüng des Themas geeignet ericheint, manche Berz 
wirrung zu beſeitigen. 
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Zur Einführung in die Arbeiten der Abteilung für 
Agrarpolitik. 


Seit etwa dreißig Jahren befinden wir uns in einem neuen Abſchnitt 
preußiſcher Agrarpolitik. Die große Reform, welche zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts in ihren Grundzügen feſtgelegt war, hat einen Aufſchwung 
der landwirtſchaftlichen Erzeugung herbeigeführt, welchen die Väter der 
Reform wohl vorausſahen, deren Ausmaß aber alle Erwartungen weit 
übertroffen hat. Freiheit der Perſon, Privateigentum an Grund und Boden 
und Freiheit des Grundeigentums waren die Mittel, deren ſich jene Re⸗ 
form bediente, und die Freiheit des Grundeigentums löſte ſich auf in Frei⸗ 
heit des Erwerbs und der Veräußerung, Freiheit der Teilung und des 
Zuſammenſchlagens, Freiheit der Vererbung, Freiheit der Verpfändung 
und Freiheit der Bewirtſchaftung. So große Erfolge die Entfeſſelung 
der erzeugenden Kräfte für die Verſorgung der fidh) im Laufe des Jahr- 
hunderts vervielfachenden Bevölkerung zeitigte, ſo traten doch auch Begleit⸗ 
erſcheinungen auf, welche zu ſchweren Bedenken Anlaß gaben und Mängel 
der Agrarverfaſſung anzeigten. Die fortſchreitende Verſchuldung des 
ländlichen Grundeigentums und die maſſenhafte Abwanderung der länd⸗ 
lichen Arbeiterſchaft mit der Folgeerſcheinung eines den Betrieb gefährden- 
den Arbeitermangels widerſprachen den Erwartungen, welche man an 
die Freiheit des Grund und Bodens geknüpft hatte. 

§ 1 des Landkultur⸗Edikts vom 14. September 1811 lautete: 

„Zuvörderſt heben Wir im Allgemeinen alle Beſchränkungen des 
Grundeigentums, die aus der bisherigen Verfaſſung entſpringen, hiermit 
gänzlich auf, und ſetzen feft: 

daß jeder Grundbeſitzer ohne Ausnahme befugt ſein ſoll, über ſeine 

Grundſtücke in fo fern frei zu verfügen, als nicht Rechte, welche Dritten 

darauf zuſtehen, und aus Fideicommiſſen, Majoraten, Lehnsverband, 

Schuldverpflichtungen, Servituten und dergleichen herrühren, da⸗ 

durch verletzt werden. 

Demgemäß fann mit Ausnahme dieſer Fälle, jeder Eigentümer fein 
Gut oder ſeinen Hof durch Ankauf oder Verkauf oder ſonſt auf rechtliche 
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Weiſe willkürlich vergrößern oder verkleinern. Er kann die Zubehörungen 
an einen oder mehrere Erben überlaſſen. Er kann fie vertauſchen, verſchenken, 
oder ſonſt nach Willkür im rechtlichen Wege damit ſchalten, ohne zu einer 
dieſer Veränderungen einer beſonderen Genehmigung zu bedürfen. 

Dieſe unbeſchränkte Disposition hat vielfachen und großen Nutzen. 
Sie iſt das ſicherſte und beſte Mittel, die Grundbeſitzer vor Verſchuldungen 
zu bewahren, ihnen ein dauerndes und lebendiges Intereſſe für Verbeſſe⸗ 
rung ihrer Güter zu geben, und die Kultur aller Grundſtücke zu befördern. 

Erſteres geſchiehet dadurch, daß bei Erbteilungen, oder ſonſt entjtehen- 
den außerordentlichen Geldbedürfniſſen des Annehmers oder Beſitzers 
eines Hofes ſo viele einzelne Grundſtücke verkauft werden können, daß 
derſelbe ſchuldenfrei bleibt oder wird. 

Das Intereſſe gibt die, für Eltern ſo wünſchenswerte und wohltätige 
Freiheit, ihr Grundeigentum unter ihre Kinder nach Willkür zu verteilen 
und die Gewißheit, daß dieſen eine jede Verbeſſerung zu Gute kommt. 

Die Kultur endlich wird eben hierdurch und zugleich dadurch geſichert, 
daß die Grundſtücke, welche in der Hand eines unvermögenden Beſitzers 
eine Verſchlechterung erlitten hätten, bei dem Verkauf in bemittelte Hände 
geraten, die ſie im Stande halten. Ohne dieſen einzelnen Verkauf wird 
der Beſitzer ſehr oft tiefer verſchuldet und der Acker entkräftet. 

Durch die Veräußerung wird er ſchulden- und ſorgenfrei, und erhält 
Mittel, das ihm verbleibende Land gut zu kultivieren. Es bleibt alſo alles 
Land bei dieſem beweglichen Beſitzſtande in guter Kultur, und deren ein⸗ 
mal erreichter Punkt kann durch Industrie und Anſtrengung wohl noch 
höher gebracht werden, ohne äußere ſtörende Einflüſſe aber ift ein Zurück⸗ 
ſinken nicht leicht zu beſorgen. 

Aus der Vereinzelung ſpringt noch ein anderer ſehr beachtenswerter 
Vorteil, der Unſerm landesväterlichen Herzen beſonders angenehm iſt. 
Sie gibt nämlich den ſogenannten kleinen Leuten, den Kätnern, Gärtnern, 
Büdnern, Häuslern und Tagelöhnern Gelegenheit, ein Eigentum zu er⸗ 
werben und ſolches nach und nach zu vermehren. Die Ausſicht hierauf wird 
dieſe zahlreiche und nützliche Klaſſe Unſerer Untertanen fleißig, ordentlich 
und ſparſam machen, weil ſie nur dadurch die Mittel zum Landankauf 
erhalten können. 

Viele von ihnen werden ſich emporarbeiten und dahin gelangen, ſich 
durch anſehnlichen Landbeſitz und Induſtrie auszuzeichnen. Der Staat 
erhält alfo eine neue ſchätzbare Klaſſe fleißiger Eigentümer, und durch das 
Streben, ſolches zu werden, gewinnt der Ackerbau mehr Hände, und durch 
die vorhandenen infolge der freiwilligen größeren Anſtrengung mehr Arbeit 
als bisher.“ 


Wohl haben Déi im Laufe des Jahrhunderts umfangreiche Verſchie ⸗ 
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bungen des Grundeigentums durch Zukauf und Abverkauf vollzogen, der 
Zuſtand der Beweglichkeit aber, den der Geſetzgeber erreichen wollte, iſt 
nicht eingetreten. Hierfür ift nicht nur der „eiferne Ring der Hypotheken“, 
welcher den Grundbeſitz zuſammenſchließt, verantwortlich, ſondern in 
unſerer Provinz mit ihrem vorwiegenden Getreide- und Kartoffelbau ſowie 
ihrer hochſtehenden Viehzucht ſind es wirtſchaftliche Gründe, beſonders das 
Verhältnis zwiſchen Wirtſchaftsgebäuden und Landfläche, welche ſich einer 
weitgehenden Vereinzelung der zu einer Beſitzung gehörigen Ländereien 
und auch der Abzweigung von Trennſtücken in den Weg ſtellen. Obwohl 
rechtlich der Grund und Boden frei beweglich wurde, blieb er tatſächlich in 
der Hauptſache geſchloſſen und im ganzen überwog wohl die Tendenz 
zur Arrondierung und Vergrößerung die zur Vereinzelung. 

Weit entfernt davon, zu einer Entſchuldung des Grundeigentums zu 
führen, ermöglichte die Freiheit des Bodens eine weitgehende Schulden⸗ 
zunahme, und bei Erbauseinanderſetzungen und Verkäufen ſchwoll die 
Schuldenlaſt an. Dadurch wurde die Widerſtandskraft gegen Kriſen de: 
ſchwächt, und als der überſeeiſche Wettbewerb über die europäiſche Land- 
wirtſchaft hereinbrach, bedurfte unfer Grundbeſitz des Zollſchutzes, wenn 
nicht breite Kreiſe der Grundeigentümer vernichtet und in ihren Zuſammen⸗ 
bruch die ganze Volkswirtſchaft hineingezogen werden ſollte. Heute wür⸗ 
digen wir die Hebung des Preisſtandes der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
über den Weltmarktpreis als Vorausſetzung und Anregung eines inten- 
ſiveren Betriebs, dem wir die Verſorgung der wachſenden Bevölkerung 
durch die eigene Landwirtſchaft und das Durchhalten während des Krieges 
verdanken. Aber die Gefahr, welche ſeit dem Ende der ſiebenziger Jahre über 
dem deutſchen ländlichen Grundbeſitz ſchwebte, gab doch Anlaß darüber 
nachzuſinnen, ob und wie der zunehmenden Verſchuldung vorgebeugt und 
die vorhandene herabgemindert werden könnte, und Verſuche in dieſer 
Richtung zu unternehmen. Dahin gehören die Beſtrebungen auf Ver- 
änderung des bäuerlichen Erbrechts unter Begünſtigung des Anerbenrechts, 
auf Neuregelung der Fideikommiſſe, Schaffung bäuerlicher Erbgüter, 
Einführung einer Verſchuldungsgrenze, Entſchuldung durch Landſchaften 
und Beſitzbefeſtigungsbanken. Als roter Faden zieht ſich durch alle 
dieſe Maßnahmen der Gedanke hindurch, daß die Freiheit des Grund und 
Bodens einer Einſchränkung bedarf, und daß eine Mittellinie geſucht werden 
muß, welche die volle Entfaltung und Weiterentwicklung der erzeugenden 
Kräfte ermöglicht, den Gefahren der Uberſchuldung aber vorbeugt, und auf 
welcher die rechtliche Ordnung der durch wirtſchaftliche Verhältniſſe be⸗ 
dingten tatſächlichen Geſchloſſenheit mehr als bisher Rechnung trägt. 

Auch die Entwicklung der unteren Schichten der ländlichen Bevölle⸗ 
rung hat einen gänzlich anderen Verlauf genommen, als der Verfaſſer des 
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Landkultur-Edikts annahm. Eine breite durch Grundbeſitz ſeßhafte Arbeiter- 
ſchaft iſt nicht entſtanden, und wenn nicht alle bisherigen Erfahrungen 
trügen, beſteht bei der deutſchen Arbeiterbevölkerung auch keine Neigung 
zum Erwerb kleiner unſelbſtändiger Stellen. Eine Ausſicht, durch den 
Erwerb kleinen Beſitzes und durch allmählichen Zukauf von Landſtücken 
zum Bauern aufzufteigen, beſteht im allgemeinen nicht: das würde das 
Vorhandenſein zahlreicher kleiner Beſitzungen und häufige Gelegenheit zum 
ſtückweiſen Zukauf voraussetzen; beides fehlt. Ja, nach Beobachtungen, welche 
an vielen Orten gemacht ſind, darf man annehmen, daß auch die Schicht 
freier Lohnarbeiter, welche in Dörfern zur Miete ſitzen, ſehr abgenommen. 
hat, ſei es, daß die Arbeiter ihren Intereſſen folgend abgezogen ſind, ſei es, 
daß die wohlhabender gewordenen Bauern es aufgegeben haben, Arbeiter⸗ 
wohnungen zu vermieten. So ſetzt ſich die Landarbeiterſchaft Oſtpreußens 
heute zur Hauptſache aus Inſtleuten und Deputanten zuſammen, welche 
in Dienſtſtellen ſitzen, und aus dem ledigen Geſinde, in mäßigem Umfange 
ergänzt durch vorwiegend ausländiſche Wanderarbeiter. Ziele zum erheb- 
lichen Teil wenig ſeßhafte, von einer Arbeitsſtelle zur andern ziehende 
Arbeiterbevölkerung ift ein willkommenes Bezugsgebiet für die aufblühende 
Industrie geworden, welche aus ihm in Zeiten hochgehender Konjunktur 
ihren Bedarf an Arbeitskräften herauszieht. Auf dieſem Wege iſt nicht nur 
der Geburtenüberſchuß des platten Landes von der Induſtrie aufgenommen, 
ſondern es ſind empfindliche Lücken in der Landarbeiterſchaft entſtanden, 
wodurch die ordnungsmäßige Durchführung des Landwirtſchaftsbetriebes 
erſchwert, zeitweiſe bei ſtarkem Arbeiten der Saugpumpe gefährdet und 
die ländliche Bevölkerungsvermehrung ernſtlich bedroht wird. 

Die innere Koloniſation ijt als Heilmittel gegen den fortſchreitenden. 
Arbeitermangel empfohlen worden. Man erwartet von ihr eine Verringe⸗ 
rung des Bedarfs an Lohnarbeitern, eine Vermehrung des Angebots 
von Arbeitskräften aus den neu gegründeten Landgemeinden, eine 
Stärkung der Seßhaftigkeit durch die Ausſicht auf Grundbeſitzerwerb und 
Auffteigen. Ob die beiden letzten Hoffnungen ſich in einer ferneren Zu- 
kunft erfüllen werden, ſteht dahin. Im großen und ganzen nicht ge⸗ 
lungen ift die Seßhaftmachung von Landarbeitern auf Arbeiteritellen. 
Die zu löſende Aufgabe reicht über den Wirkungsbereich der großen 
Kolonſſationsgeſellſchaften, welche doch immer nur einzelne Güter heraus- 
greifen und in Landgemeinden umwandeln können, weit hinaus. Es gilt, 
über das ganze Land hin die Stufenleiter der Aufſteigemöglichkeit mit den 
unteren Sproſſen, die ihr heute fehlen, zu verſehen. Nicht nur in 
den neu gegründeten, ſondern auch in den bereits vorhandenen Landge- 
meinden müſſen kleine Miet-, Pacht- und Eigentümerſtellen, Pachtlände⸗ 
reien und walzende Acker geſchaffen werden. Die vollkommene Beſeitigung 
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der Gemeinheiten und der Gemeindeländereien, jo fördernd fie für die 
Landkultur war, hat die wirtſchaftlichen Grundlagen der unteren Schichten 
geſchmälert, wenn nicht vernichtet. Die großen Vorteile, die das Landleben 
bringen kann, müſſen auch den unteren Schichten erſchloſſen, der geſamte 
Kulturſtand des platten Landes gehoben werden, damit die Landbevölke⸗ 
rung widerſtandsfähiger gegenüber der Anziehungskraft der Städte und 
Induſtrie bezirke wird. Die neuerdings einſetzende Kleinſiedelung und die 
ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege will fich Seier Aufgaben widmen. 
Behindert wird ſie durch die Verteilung der Schul- und Armenlaſten, welche 
Gegenſätze zwiſchen Landgemeinde und Gutsbezirk ſchafft und die Nb- 
wanderungsgebiete, das platte Land als Kinderſtube des deutſchen Volkes 
zugunſten der Zuwanderungsgebiete überlaſtet. 8 

Die junge Kleinſiedelungsbewegung hat auch wichtige Aufgaben in 
der Verbeſſerung der Beſitzverteilung innerhalb der Landgemeinde zu er- 
füllen, durch welche die Leiſtungsfähigkeit der bäuerlichen Betriebe gehoben 
und die Kraft des Bauernſtandes, für deſſen Schwächung manche Anzeichen 
ſprechen, geſtärkt werden kann. 

Die Bevölkerungsbewegung mancher ländlicher Gebiete, ganz be- 
ſonders in Oſtpreußen, ift in den letzten Jahrzehnten bedenklich zurück⸗ 
geblieben, zeitweiſe war ſogar ein Rückgang feſtzuſtellen. Die Vermehrung 
der Landbevölkerung und die Hebung des Kulturſtandes müſſen Hand in 
Hand miteinander gehen. Hier hat die Freiheit des Grund und Bodens 
verſagt. Es genügt nicht, die dichtere Beſiedelung des Landes dem Zufall 
zu überlaſſen. Auch ijt die private Parzellierungstätigkeit nicht fähig, 
geſunde Beſitzſtellen und leiſtungsfähige Gemeinden zu ſchaffen. Der 
weitere Ausbau des Landes mußte, wie in früheren Jahrhunderten, wieder 
vom Staate in die Hand genommen werden. Die Aufgabe der inneren 
Koloniſation iſt es, durch dichtere Bevölkerung des platten Landes das 
geſtörte Gleichgewicht zwiſchen der ländlichen und gewerblichen Volkszu⸗ 
nahme wieder herzustellen, einen größeren Bruchteil der Bevölkerung eng 
mit dem vaterländiſchen Boden zu verknüpfen, und die Vorausſetzungen 
für die Hebung des allgemeinen Kulturſtandes auf dem Lande zu ſchaffen. 
Auch bei ihr werden die Grundſätze der alten Reformen durchbrochen: die 
neu geſchaffenen Beſitzſtellen werden als Rentengüter ausgegeben und da- 
durch den landesgeſetzlichen Vorſchriften unterjtellt; fie werden dem (In⸗ 
teftat-) Anerbenrecht und einem dinglichen Wiederkaufsrecht des Staates 
unterworfen, wodurch der Staat den Verkehr in dieſen Liegenſchaften 
überwachen kann. 

Die neue preußiſche Agrarpolitik zeigt alfo neben der Organiſation 
der landwirtſchaftlichen Berufsvertretung, der Förderung der Vereins- 
und Genoſſenſchaftstätigkeit, den mannigfachen Maßnahmen zur Hebung 
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der Landkultur und der landwirtſchaftlichen Gütererzeugung, im beſon⸗ 
deren auch des Unterrichtsweſens, taftende Verſuche zur Anderung 
der Grundzüge der Agrarverfaſſung und der Beſitzverteilung. 
Für ein zielbewußtes Fortſchreiten auf dieſem Gebiete iſt es unerläßlich, 
einen tieferen Einblick in die Entwicklung unter dem Syſtem der vollen 
Freiheit zu erlangen. Die agrarpolitiſche Abteilung des Inſti⸗ 
tuts für Oſtdeutſche Wirtſchaft hat fih die Aufgabe geſtellt, hierüber 
Unterſuchungen anzuftellen. Das vorliegende Werk, welches vor einer 
längeren Reihe von Jahren in, Angriff genommen ift, foll die Grundlage 
für weitere Unterſuchungen ſchaffen, indem es die Umwandlung der Agrare 
verfaſſung durch die Stein⸗Hardenbergſche Reform zur Darſtellung bringt. 
Über die Grundzüge derſelben ſind wir durch die vortrefflichen Arbeiten 
Knapps unterrichtet. Doch berückichtigen dieſe nicht genügend die oft- 
preußiſchen Verhältniſſe, welche von denen der Mark, Schleſiens und 
Pommerns erheblich abweichen, und bedürfen der Ergänzung durch Unter- 
ſuchungen, wie fic) die Entwicklung im einzelnen vollzogen hat, wodurch 
ſie bedingt war und welche Erſcheinungen dabei zutage getreten ſind. Einige 
Sonderdarſtellungen, beſonders die von Kern, Böhme, Plehn, Stal- 
weit und Aubin, hatten vorgearbeitet. Jetzt galt es, die Ergebniſſe der 
bisherigen Forſchungen für die ganze Provinz einheitlich zuſammenzu⸗ 
ſtellen und fie durch Benutzung der örtlichen Quellen zu ergänzen und zu 
vertiefen. Dabei wird beſonders neben den Wandlungen der Agrarver- 
faſſung die Entwicklung der Beſitzverteilung unterſucht. Es ift befannt, 
daß ſie in der Provinz kein einheitliches Gepräge trägt. Die Unterfuchungen 
Knorrs in dem von mir herausgegebenen Werke „Die Landarbeiterver⸗ 
hältniſſe in der Provinz Ostpreußen“ haben dargetan, daß die vorhandene 
Beſitzverteilung ſich den Bodenverhältniſſen, der Bodengeſtalt und Boben- 
beſchaffenheit anpaßt. Zu unterfuchen bleibt, wann Dé diefe Befitver- 
teilung herausgebildet hat, welche Beſtimmungsgründe auf ſie eingewirkt 


haben, ob und wie weit dabei der Einfluß wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit 
und privatwirtſchaftlicher Rentabilität hervortritt. Die Arbeit Steins, 
deren 


erſter Band nunmehr vorliegt, wird im zweiten Bande die Umwand⸗ 
lungen nachweiſen, welche fich als Folgen der Regulierung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe, der Flurbereinigung und Gemeinheitsteilung KO 
wie der Freiheit des Verkehrs in ländlichen Grundſtücken einſtellten; diefe 
Darſtellung wird bis in das ſiebente Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts reichen. 
Die neueſte Entwicklung, in welcher auch der bäuerliche Beſitz eine größere 


Beweglichkeit erhält, foll ſpäter zum Gegenſtand von Einzelunterſuchungen 
gemacht werden. E 


Königsberg i. Pr., im Mai 1918. 
Gerlach. 
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Verzeichnis der bennbten Quellen und Druckſchriften. 


U. Quellen. 
a) ungedructe. 


1. Geheimes Staatsarchiv zu Berlin. 
General-⸗Direktorium Oſtpr. und Lit. Materien 1). 
Tit. 3 Gelt. 1 Nr. 7, 8, 10, 26, 27, 31. 
Sekt. 2 Nr. 1. 
Tit. 25 Sekt. 1 Nr. 8. 
Sekt. 3 Nr. 2 und 5. 
Tit. 29 Nr. 8. 
Tit. 34 Sekt. 1 Nr. 4, 61, 71, 76, 80, 87, 115, 116, 161. 
Sekt. 2 Nr. 5, 14, 15, 16. 
Sekt. 3 Nr. 12 und 13. 
Sekt. 4 Nr. 3, 4 und 5. 
Sekt. 6 Nr. 1 und 5. 
Tit. 37 Nr. 1, 3 und 4. 
Tit. 41 Sekt. 2 Nr. 8, 9, 12. 
Tit. 43 Sekt. 2 Nr. 15 ¼ und 35. 
Sekt. 14 Nr. 21. * 
Tit. 54 Sekt. 1 Nr. 1. 
Tit. 56 Nr. 4. 
Tit. 61 Nr. 1. 
Tit. 62 Sekt. 1 Nr. 4. 
Tit. 64 Nr. 2, 3, 7, 8, 9, 11, 20 I und II, 21 I und IL 
Tit. 78 Sekt. 2 Nr. 7, 15, 23, 24. 
Sekt. 6 Nr. 17 und 19. 
Sekt. 10 Nr. 20. 
Sekt. 12 Nr. 5 und 6. 
Tit. 103 Nr. 39 und 88. 
Tit. 140 Nr. 1. 
Tit. 143 Nr. 3, 4, 9. 

Herangezogen wurden außerdem die von den Amtern des Oſtpreußiſchen 
Kammerbezirts 1777 eingesandten für die Beſtzverfaſſung außerordentlich wich⸗ 
tigen Akten „betreffend die Qualität der Amtseinſaſſen“, und zwar von den Amtern 
1) Von einer Benennung der einzelnen Nummern wird der Raumerſparnis wegen 

Abſtand genommen. 


„ = 


Allenſtein, Balga, Barten, Bartenſtein, Behlenhof, Brandenburg, Braunsberg, 
Caporn, Carben, Caymen, Dirſchteim, Dollftäbt, Fiſchhauſen, Frauenburg, Fried- 
richsberg, Friedrichsfelde, Friedrichsgraben, Grünhof, Guttſtadt, Heilsberg, Hohen- 
Wein, Kalthof, Karſchau, Kobbelbude, Kragau, Lapponen, Laptau, Mehlaufen, 
Mensguth, Mohrungen, Neidenburg, Neuhausen, Ortelsburg, Ofterode, Pr. Mark, 


Pr. Eylau, Naſtenburg, Noffitten, Schaaten, Seeburg, Soldau, Tapiau, Tap- 
laden, Waldau und Wartenburg. 


Atten der Direktorial-Regiſtratur. 
Sitt. 8 305. 
„vu 
Arten der Miniſterial-Regiſtratur. 
Sitt G 121. 
„ W 243. 
Alten des Geheimen Kabinetts. 
Rep. 87B Tit. 19 Nr. 3. 
Rep. 89 Nr. 1184, B, C, E, Q. 
2. Königliches Staatsarchiv zu Königsberg. 


Die Menge der durchgearbeiteten Atten macht ein genaues Verzeichnis ber- 
ſelben unmöglich; nähere Aktenbezeichnungen werden bei den Anmerkungen ger 
geben. In erter Reihe wurden eingeſehen die Bestände über Domänen- und Sech 
ſachen, die Aimtsrechnungen, Oberpräftdialakten, Präftationstabellen, einige Dr- 
benga bzw. Oſtpr. Folianten, Haus-, Lefn- und ugroſſationabücher, mehrere 
Aktenſtüce des Etats⸗Miniſteriums und verſchiedene Manuſtripte. Von den im 
Archiv befindlichen Depofita gelangten einige Kirchenakten und die Archivalien der 
Guter Beynuhnen und Dönhoffſtadt zur Durchſicht. 

3. Königsberger Stadtarchiv. 
Acta Oeconomica, 
A. 1108 Nr. 1a, 2, 8. 
A. 1112 Nr. 48 und 118. 
A. 1155 Nr. 59. 
A. 1158 Nr. 1a. 
A. 1605 Nr. 1. 


4. Archiv ber Pftpreufifchen General- Landschaft. 


Alten über die von 1788 bis 1806 erfolgten Abſchätungen der Güter Powayen- 
AQuanditten 1796, Gamſau 1790, Polennen-Lintau 1795, Praßnicken 1806, Blednu 
1789, Srgladen 1806, Friedrichsthal 1794, Rorliad 1801, Pentlad 1798, guten, 
feld 1797, Robitten 1799, Gr.-lingben 1788, Weſſelshöfen 1791, Pertau- Stagen, 
berg 1801, Schrengen 1788, Gr.-Saalau 1791, Schloß-Donmau 1800, Lamgarben 
1706, Praſſen 1799, Gr.-⸗Peiſten 1794, Bandels 1792, Berſcheningten 1791, Augſtu⸗ 
pönen 1785, Ubli 1792, Ratowen 1794, Renſchendorf 1795, Nanten 1795, Sor- 
quitten 1800, Rheinswein 1799, Gr.- und Kl.⸗Koslau 1796, Kirſteinsdorf 1791, 
Slowo 1800, Bialutten 1805, Wittigwalde 1795, Frödau 1798, Luboinen 1798, 
Samrodt 1799, Gr. und Kl.-⸗Marwig 1788, Maldeuten 1799, Kanthen 1805, Jästen- 


dorf 1799, Matohlen 1401, Lengainen 1799, Deutſch⸗Maraunen 1796 und Ma- 
raunen bei Wartenburg 1797. 


5. Archiv der Königlichen Generaltommiſſton zu Königsberg . 0 
Sämtliche Regulierungsatten aus den Kreiſen Pr.-Eylau, Heiligenbeil, 
r- Holland, Mohrungen, Oſterode, Neidenburg, Ortelsburg, Allenſtein, Heils- 
berg, Röſſel und teilweiſe von Königsberg, Wehlau, Friedland und Gerdauen. 
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Außer den Rezeſſen enthalten diefe Akten wertvolles Material zur Beurtei⸗ 
lung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe auch für die Zeit vor 1807, nämlich 
Zeitpachts-, Erbpachts., Erbzinsverträge, Beſazbriefe, Urbarien, Hofübergaben 
u. a. m. 

6. Kirchenregiſtratur Löwenhagen. 
Rechnungen aus verſchiedenen Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts. 


b) gedruckte: 


Seriptores rerum Prussicarum. Hsg. von Hirſch, Toeppen und Strehlke. 5 Bde. 
Leipzig 1861—1874. 

Codex diplomaticus Prussicus. Deg, v. Joh. Voigt. 6 Bde. Königsberg 1836—1861. 

Preußiſches Urkundenbuch. Bd. 1. Erſte Hälfte von Philippi und Woelty, Königs⸗ 
berg 1882. Zweite Hälfte von Seraphim. Königsberg 1909. 

Urtundenbuch des Bistums Samland. Zeg, von Woelky und Mendthal. 3 Hefte. 
Leipzig 1891—1905. 

Codex diplomaticus Warmiensis. Hsg. von Woelky und Saage. 3 Bde. Mainz 
1860—1874. 

Acten der Ständetage Preußens unter der Herrſchaft des Deutſchen Ordens. Hsg. von 
Max Toeppen. 5 Bde. Leipzig 1878—1886. 

Privilegia der Stände deß Herzogthumbs Preußen. Braunsberg 1616. 

Landorbnung deß Herzogthumbs Preußen. Publiciret Anno 1640, 

Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte des Kurfürſten Friedrich Wilhelm von Branden- 
burg. Bearbeitet von Kurt Breyſig. Bd. 15 und 16. Berlin 1894 und 1899. 

Verbeſſertes Landrecht des Königreichs Preußen 1721. 

Grube, Georg, Corpus Constitutionum Prutenicarum, 

Acta Borussica. Die Behördenorganiſation und die allgemeine Staatsverwaltung in 
Preußen. 10 Bde. Berlin 1894ff. 

Acta Borussica. Getreidehandelspolitik. 3 Bde. Berlin 1896—1910. 

Acta Borussiea. Die Briefe König Friedrich Wilhelms I. an den Fürſten Leopold 
zu Anhalt⸗Deſſau. Berlin 1905. 

Acta Borussica. Handels-, Boll- und Akziſepolitik. 1. Bd. Berlin 1911. 

Corpus Constitutionum Marchicarım. Von Mylius. 1737—1750. 

Novum Corpus Constitutionum Pruss-Brdbg. Hsg. von der Akademie der Wiſſen⸗ 
schaften zu Berlin. 1751—1800. 

Ediktenſammlung des Königsberger Staatsarchivs (Et. Min.). 

Allgemeines Landrecht für die Preußiſchen Staaten. 4 Bde. Berlin 1791. 

Oſtpreußiſches Provinzialrecht. Berlin 1801, 1802. 

Inſtruction der Kauffſchulzen und Willkühr des Ampts Insterburg. 1604. 


1. Darſtellungen. 


a) von ungenannten Verfaſſern. 

Acta der Königlich beſtätigten Oftpreußiſch⸗Mohrungſchen phyfitalifc-ölonomifgen Ge⸗ 
ſellſchaft. Königsberg 1792. 

J. C. W. Vergleichung der gewöhnlichſten Maße, Gewichte und Miünzforten. Dresden 
1787 


Über die Aufhebung der Leibeigenſchaft, Erbunterthänigteit oder Gutspflichtigteit in 
Preußen. Berlin 1798. 
Di 
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(Gervais) Notizen von Preußen mit beſonderer Rückſicht auf die Provinz Litauen. 
2 Teile. Königsberg 1795—1796. 

Merkantiliſche Nachrichten aus Königsberg. Berlin 1800. y 

Sceffner) Über die Aufhebung der Erbunterthänigkeit in Preußen. Königsberg 1803. 


(Bebete) Bemerkungen auf einer Reife durch einen Teil Preußens von einem Ober- 
länder. Königsberg 1803. 


Keine Erbunterthänigteit. Königsberg 1808. r 

Studienreiſen eines jungen Staatswirts in Deutſchland am Schluſſe des vorigen Jahr- 
hunderts. Von einem Oſtpreußen. Leipzig 1879. s 

Denkſchrift zur Feier des einhundertjährigen Beſtehens der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 
Königsberg 1888. 


Feſtſchrift zum 100 fährigen Gedenktag der Gründung der Landwirtſchaftlichen Gefell- 
ſchaft zu Heilgenbeil. 1896. 


b) von genannten Verfaſſern. 


Altrock, Walter von, Der landwirtſchaſtliche Kredit in Preußen. I. Die Oſtpreußiſche 
Landſchaft. Berlin 1914. d 5 

Arndt, Felix, Die Oberräte in Preußen 1525—1640. Diff. Elbing 1905. 

Aubin, Guſtav, Zur Geschichte des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſes in Dfi- 
preußen. Leipzig 1910. S S 

Baezto, Ludwig von, Geſchichte Preußens. 6 Bde. Königsberg 1792—1800. 

Derſelbe, Handbuch der Geſchichte, Erdbeſchreibung und Statiſtik Preußens. 2 Bde. 
Königsberg und Leipzig 1802 und 1803. e 

Derſelbe, Über die unglücklichen Verhältniſſe der Grumdeigentimer in Oftpreußen. 
Konigsberg 1814. z e 

Derſelde, Wodurch entſtanden Oſtpreußens Leiden, und was berechtigt uns, ihre 
Linderung zu erhoffen? Königsberg 1814. “= 

Derſelbe, Dentſchrift auf Friedrich Leopold Reichsfreiherrn von Schrötter. Königs- 
berg 1815. 

Bär, Max, Weſtpreußen unter Friedrich dem Großen. 2 Bde. (Publ. aus d. Preuß. 
Staatsarchiven Bd. 83, 84.) Leipzig 1909. e Saz 

Behalm-Schwarzbach, Mar, Hohenzollernſche Gofenijatiomen. Leipzig 1874. 

Derſelbe, Friedrich Wilhelms I. Coloniſationswerk in Lithauen, vornehmlich die Salz- 
burger Colonie. Königsberg 1879. 

Below, Georg von, Territorium und Stadt. München und Leipzig 1900. 


Benecke, Berthold, Fiſche, Fischerei und Fischzucht in Dft- und Weſtpreußen. Königs⸗ 
berg 1881. 


Bergmann, Robert, Geſchichte der ostpreußischen Stände und Steuern von 1688 
bis 1701. (Staats- und ſoz. Forſch. Bd. 10). Leipzig 1901. 


Bock, Friedrich Samuel, Verſuch einer wirtſchaftlichen Naturgeſchichte von dem 
Königreich Oft- und Weſtpreußen. 5 Bde. Deſſau 1782ff. 


Böhme, Karl, Gutsherrlich- bäuerliche Verhältniſſe in Ostpreußen während der Re- 
ſormzeit von 1770 bis 1830, Leipzig 1902. 


Bordt, Paul, Grundlage und Entwickung der landwirtſchaftlichen Betriebsverhält⸗ 
nijfe der Kölmiſchen Güter im Süden von Natangen. Dijf. Königsberg 1907. 


Bornhat, Conrad, Geſchichte des Preußiſchen Verwaltungsrechts. 3 Bde. Berlin 
18840. 
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Brünned, Wilhelm von, Zur Geschichte des Grundeigentums in Dft- und Weft- 
preußen. 2 Bde. Berlin 1891 und 1895. 

Derſelbe, Die Leibeigenſchaft in Oſtpreußen. (Zeitſchr. der Savigny⸗Stift. f. Rechts ⸗ 
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Stein, Die ländliche Verfassung Ostpreußens. (Schriften des Instituts für Ostdeutsche Wirtschaft. Heft 5) 
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Erklärung: Randschraffierung dentet die Grenzen der 11 Landrütlichen Kreise an, deren Hauptorte durch Schrügstrichelung 
herausgehoben sind. Die Haupt- und Erbämter sind im Ostpreußischen Kammerbezirk durch gestrichelte, im Litanischen durch punktierte 
Grenzlinien veranschaulicht; die Sitze der Hauptleute werden durch unterhrochene Striche angezeigt. Königliche Domänenämter sind 
lediglich durch die Namen der Amtssitze angedeutet; dagegen sind die 10 Ämter des bis 1772 selbständigen Bistums Ermland auch mit 
Grenzen wiedergegeben. Zweimal unterstrichene Orte waren bis 1751 Sitze der Amtshauptleute und gaben später Landrätlichen Kreisen 
den Namen. Die Ämter Saalau und Lappönen gehörten zum Königsberger Kammerbezirk, standen aber unter dem Insterburger Hofgericht, 
was durch doppelte Grenzlinien angedeutet wird. Nicht ohne weiteres verständlich sind die Grenzen der beiden samländischen Haupt- 
ünnter Fischhausen und Schaaken. Zu Fischhausen gehörte nämlich das räumlich davon ‚etrennte Kammeramt Laptau, wodurch 
auch das Hauptamt Schaaken in zwei voneinander getrennte Stücke zerlegt wurde. — Zur Herstellung der Karte wurden in erster Reihe 
benutzt die Blätter der Schrötterschen Landesaufnahme und für die Begrenzung der Hauptämter die im Königsberger Staatsarchiv 
befindliche sehr sorgfältig ausgeführte, aber nie gedruckte Karte Preußens von J. W. Suchodoletz im Maßstabe 1: 100.000. Heran- 
gezogen wurden ferner der Atlas zur Hist. komparativen Geographie Preußens von Toeppen, die von Frisch recht umständlich angelegte 
Grenzkarte der ostprenlischen Verwaltungsbezirke im 18. Jahrhundert und kleinere Kartenentwürfe aus dem Königsberger Staatsarchiv. 
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Einleitung. 


$1. Die Einteilung Oſtpreußens und die wichtigſten Verwaltungsbehörden 
im 18. Jahrhundert ). 


Herzog Albrecht hatte in der Zuſammenſetzung der höchſten Regie⸗ 
rungsſtellen eine Neugeſtaltung getroffen. An Stelle des inneren und 
äußeren Rates der Hochmeiſter und ihrer Kapitel im Ordenshaupthauſe 
traten die vier oberſten Hofbeamten: der Oberburggraf, der Oberhof- 
marſchall, der Kanzler und der Landhofmeiſter. Zielen vier Ober- oder 
Regimentsräten des Herzogtums Preußen wurden die geſamten inneren 
Staatsgeſchäfte übertragen: das Finanz, Juſtiz und Kriegsweſen, die 
Aufficht über die Kirchen und Schulen und die Verwaltung der Rammer- 
güter. Zwar ſollten fie zunächſt nur in Abweſenheit des Herzogs als Statt- 
halter und nach ſeinem Tode bis zur Ankunft der Mitbelehnten als ver⸗ 
ordnete Regenten tätig fein”); doch erlangten fie ſchnell maßgebenden 
Einfluß auf alle Regierungsgeſchäfte und leiteten, die herzoglichen Rechte 
nach und nach ausſchaltend und hemmend, die Geſchicke Preußens faſt 
anderthalb Jahrhunderte hindurch e). 

Unter dem Kurfürſten Friedrich Wilhelm und feinen beiden Nach. 
folgern wurde die Selbſtändigkeit der Regimentsräte mehr und mehr 
beſchnitten und ihr Wirkungsbereich ſtark verkleinert. Durch Errichtung 
beſonderer Zentralbehörden für die ganze preußiſche Monarchie erhielt 
ihre Stellung einen empfindlichen Stoß. 

Zwar überdauerte dieſer Viermännerrat unter dem Namen „Preußiſche 
Regierung“) noch das ganze 18. Jahrhundert; aber er war der Regierungs⸗ 
geſchäfte entkleidet, und das Daſein dieſer Körperſchaft diente in erſter 
Reihe nur dazu, das immer noch ſtark hervortretende Selbſtändigkeits⸗ 
gefühl der Altpreußen zu befriedigen. Von Friedrich I. hatten die Mit- 
glieder der Preußiſchen Regierung den Charakter als „Etatsminiſtre“ 
mit dem Titel „Exzellenz“ erhalten, auch wurden fie „im Geheimen Staats- 

1) Vgl. Hierzu die Überſichtstarte. 

) Arndt, Die Oberrüte S. 14. ) Ebenda S. 18ff. ) Conrad, Obergerichte 
S. 80. So nannte der Kurfürſt ſeit 1663 das Kollegium der Oberräte und den Statthalter. 

Stein, Die Landl. Berfafung Oftpeeubens. Schr. d. Just. f. Old. W. Heft 5. 1 
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rat förmlich eingeführt“ und galten als Wirkliche Geheime Räte ). 1706 
kam ftatt des Ausdrucks Oberratsſtube die Bezeichnung Geheime Natse 
ſtube und ſtatt Regierung die Benennung Geheimratskollegium aufs). 

Außerlich erſchien ſo die oberſte preußiſche Landesbehörde, das 
„Etatsminiſterium“, der Berliner Zentralbehörde nebengeordnet. Sie 
hieß feit der zweiten Coccejifchen Juſtizreform von 1751 bis 1774 wieder 
„Preußiſche Regierung“ und von dann bis 1782 „Oſtpreußiſche Regierung“ ). 
Sie beſtand aus den vier Geheimen Etatsminiſtern und mehreren Sub- 
altern- und Unterbeamten. Zu ihrem Geſchäftsbereich gehörten: 1. die 
Korreſpondenz mit den Nachbarn, die Landesgrenzen und ſonſtige die 
Landeshoheit betreffende Sachen, 2. die Oberaufſicht in allen geiſtlichen 
Angelegenheiten, insbeſondere die Unterhaltung der Pia corpora, 3. das 
Armen- und Schulweſen. Die vier Etatsminiſter bekleideten außerdem 
die Präſidialſtellen der oberen Juſtizkollegien und des Konſiſtoriums 4). 
Die eigentlichen Juſtizſachen blieben aber der Regierung als ſolcher ent- 
zogen und ausſchließlich dem Hofgericht und Tribunal vorbehalten. 

Die Tätigkeit der Oſtpreußiſchen Regierung im Rahmen ber all- 
gemeinen Landesverwaltung war gänzlich lahmgelegt. Die provinziellen 
Regierungsgeſchäfte fanden ihre Erledigung in den Kriegs- und Domänen- 
kammern, und nur der Form halber ging noch ein Teil der Schriftſtücke 
durch die Geheime Ratsſtube und Kanzlei). 

Das 1782 in Kraft tretende „Reglement wegen künftiger Einrichtung 
des Juſtizweſens bey den Ober- und Untergerichten des Königreichs Preußen“ 
führte einſchneidende Veränderungen in der Zuſammenſetzung und Be⸗ 
zeichnung der preußiſchen Behörden herbei. Die bisherige „Oſtpreußiſche 
Regierung“ erhielt den Titel „Oſtpreußiſches Etatsminiſterium“, während 
jene Bezeichnung dem neuen Obergericht für den Oſtpreußiſchen Kammer⸗ 
bezirk beigelegt wurde. Das Oſtpreußiſche Etatsminiſterium aber erwies 
ſich mit der Zeit als gänzlich überflüſſig, weshalb von 1799 ab die erledigten 
Miniſterſtellen nicht mehr bejegt wurden. Das Reſſort⸗Reglement vom 
21. Juni 1804 beſeitigte das höchſte preußiſche Landeskollegium auch dem 
Namen nach. Doch ſieß der König die vier alten Oberämter als große 
Hof- und Ehrenämter mit dem Titel Exzellenz fortbeſtehen und zwar 
„ohne Amtspflichten und ohne Einkommen, um den Oſtpreußiſchen Ständen 
die Einziehung der Minifterftellen zu verſüßen“ ). 

Eine große Vereinfachung erfuhr das Verwaltungsweſen in den 
preußiſchen Provinzen unter Friedrich Wilhelm I. Durch die Vereinigung 

) Hinge in Act. Bor. VI, 1 S. 291. ) Conrad a. a. O. S. 105. ) Ebenda 


S. 225. 0 Ebenda S. 193. ) Hintze a. a. O. S. 293. Mylyus, N. C. C. 
XI, 2603; vgl. auch Con rad a. a. O. S. 277, 


en 


des vom Großen Kurfürſten zur Bearbeitung der Kriegs, Stener- und 
Handelsangelegenheiten ins Leben gerufenen Kriegskommiſſariats mit 
dem die Aufficht über die Domänen führenden Kammerkollegium fuf 
er eine einheitliche Behörde für die verſchiedenſten Geſchäftskreiſe der 
Landesverwaltung, die 1723 ihre Tätigkeit aufnehmende Kriegs- und 
Domänenkammer zu Königsberg). Bereits 1724 wurde von Weier eine 
beſondere Deputation in Gumbinnen zur Verwaltung der litauiſchen 
Landesteile abgezweigt. Sie hatte lediglich die Domänenſachen zu bear⸗ 
beiten und ſollte eine gute Wirtſchaft in Litauen einführen und für das 
Gedeihen der Amtsuntertanen ſorgen ). 1736 erhob der König dies De⸗ 
putationskollegium für Litauen zu einer Königlichen Kriegs- und Domänen- 
kammer und machte fie von der Königsberger ganz unabhängig. 

Jede Kriegs. und Domänenkammer beſtand aus zwei Abteilungen: 
der Domänenabteilung, welcher auch immer der Forſtmeiſter angehörte, 
unterſtanden die Amter⸗, Forft-, Grenz- und Kontributionsſachen, während 
die Kriegsabteilung die Alziſe⸗, Handels“, Gewerbe-, Polizei ⸗ und Militär- 
ſachen bearbeitete). Die Kammern waren kollegialiſch organiſtert. Dem 
den Vorſitz führenden Kammerpräſidenten ſtanden Direktoren als Mb- 
teilungsleiter zur Seite. Endgültige Beſchlüſſe über die von den Kriegs- 
und Domänenräten in den Abteilungen vorbereiteten Angelegenheiten 
wurden ſtets vor verſammeltem Kollegium gefaßt). Die Verantwortlich 
leit des einzelnen Kammermitgliedes wurde dadurch weſentlich verſtärkt, 
daß den Räten beſtimmte, lokal geſchloſſene Gebiete des Kammerbezirks 
zur Beauſſichtigung überwieſen wurden. Der „Departementsrat“ hatte 
ſeinen Bezirk ſpeziell zu vertreten und namentlich für den guten Zuſtand 
der dazu gehörigen Domänenämter einzuſtehen; doch war dem Könige 
gegenüber ſtets das geſamte Kammerkollegium verantwortlich nach dem 
Grundſatz: Einer für alle und alle für einen. 

Die beiden Kammerbezirke Königsberg und Gumbinnen pflegte 
man wohl als beſondere Provinzen Oſtpreußen und Litauen zu be⸗ 
zeichnen, und dieſe Zweiteilung blieb bis 1818 beſtehen; ja, ſie ſetzte 
fih dann unter dem Namen der beiden Regierungsbezirke Königsberg 


und Gumbinnen mit geringfügigen Abänderungen bis in den Anfang 
des 20. Jahrhunderts fort. 


Die nach der Umwandlung des Ordensſtaates in ein weltliches Herzog ⸗ 


1) Act. Bor. III S. 725. ) Stalweit, Domänen verwaltung S. 89, 

3) BornHat, Verwaltungsrecht IT S. 50. — Die Steuer- und Zollſachen waren 
jedoch wieder dem Stammerreffort entzogen und wurden durch eigene Atziſe⸗ und Zoll- 
direktionen verwaltet (vgl. Meier, Verwaltungsorganiſation, S. 41). 

9 Rojer, Friedr. d. Gr. II S. 78 u. 80. 


je 


3 


tum allgemein in Anwendung gekommene Einteilung Preußens in die 
drei Kreiſe Samland, Natangen und Oberland hatte für die Verwaltung 
des Landes nur geringe Bedeutung gehabt; ſie diente vielmehr in erſter 
Reihe ſtändiſchen Angelegenheiten. Die Vertreter der Stände verſammelten 
ſich in beſonderen Kreistagen; Kreisdeputationen traten aus verſchiedenſten 
Anläſſen zuſammen. Auch wurden die von den Ständen bewilligten Gelb- 
auflagen kreisweiſe durch die Kaſtenherren eingezogen und in die drei 
Kreiskaſten zu Königsberg, Bartenſtein und Oſterode abgeführt. 

Der eigentlichen Landesverwaltung diente die Einteilung des Herzog ⸗ 
tums in Hauptämter. Es erſcheint notwendig, auch dieſer Einteilung 
des Landes einige Worte zu widmen), da in den folgenden Darlegungen 
des öfteren auf fie zurückgegriffen werden muß. Die Hauptämter umfaßten 
ziemlich genau die Verwaltungsgebiete der Hauskomture, Pfleger und 
Vögte der Ordenszeit; ihre Größe betrug etwa 15 bis 30 Quadratmeilen; 
nur einige litauiſche Hauptämter waren erheblich umfangreicher. 

Jeder dieſer Verwaltungsbezirke erhielt in dem Amtshauptmann 
eine einzige verantwortliche Spitze. Die Amtshauptleute, nach dem in 
Preußen geltenden Indigenatsrecht regelmäßig dem landſtändiſchen Adel 
angehörend, vereinigten alle Zweige der Verwaltung in ihren Händen. 
Ihre Stellung war „von beneidenswerter Selbſtändigkeit und Unabhängig- 
keit“; von ſtrenger Beauffichtigung durch den Landesherrn oder die 
Zentralbehörde war keine Rede. Die amtliche Tätigkeit der Amtshaupt- 
leute war eine dreifache: eine richterliche, eine polizeiliche und eine ökono⸗ 
miſche ). 

Die Zahl der Hauptämter war nicht zu allen Zeiten die gleiche. Am 
Anfang des 18. Jahrhunderts beſtanden ihrer 39. Unter Herzog Albrecht 
waren einige Hauptämter in den erblichen Beſitz adliger Familien gelangt 
und bildeten fortan die ſogenannten Erbämter. Die Hauptämter verteilten 
fih auf die alten Kreiſe in folgender Weiſe: 

1. Im Samländiſchen Kreiſe beſtanden 9, nämlich Fiſchhauſen, Neu- 
hauſen, Schaaken, Labiau, Tapiau, Inſterburg, Nagnit, Tilfit und Memel. 

2. Im Natangiſchen Kreiſe beſtanden 15, nämlich Balga, Brandenburg, 
Pr. Eylau, Bartenstein, Raſtenburg, Barten, Angerburg, Lötzen, Rhein, 
Seheſten, Johannisburg, Lyck, Oletzko, das Erbhauptamt Gerdauen und 
das Erbkammeramt Neuhof. 

3. Im Oberländiſchen Kreiſe beſtanden 15, nämlich Ortelsburg, 
Neidenburg, Soldau, Hohenstein, Oſterode, Liebemühl, Liebſtadt, Pr.- 
Holland, Mohrungen, Pr.⸗Mark, Rieſenburg, Marienwerder und die 
Erbhauptämter Gilgenburg, Deutſch-Eylau und Schömberg. 


) In der Hauptſache nach Toeppen, Hift. tomp. Geographie S. 262ff. 
3) Bornhak a a. O. Bb. 1 S. 303. 
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Die Hauptleute von Fiſchhauſen, Schaaken, Tapiau und Branden- 
burg, alſo den vier Königsberg am nächſten gelegenen Hauptämtern, 
hatten vor den übrigen einen Vorrang inſofern, als ſie bisweilen in den 
engeren Rat des Herzogs gezogen wurden ). Aus ihnen ergänzte ſich 
ſtets die oberſte Landesbehörde, das Viermännerkollegium der Ober- 
oder Regimentsräte. 

Die mit der unbeſchränkten fürſtlichen Herrſchaft ſchwer zu verein⸗ 
barenden außerordentlichen Machtbefugniſſe der Amtshauptleute erfuhren 
ſeit den Zeiten des Großen Kurfürſten nach und nach eine Schmälerung. 
Von ihrer Wirkſamkeit löſte ſich ein Stück nach dem anderen ab und ging 
auf neu errichtete Behördenſtellen über; vollends durch die Verwaltungs⸗ 
reformen Friedrich Wilhelms I. verloren die Hauptleute die meiſten 
ihrer Amtsobliegenheiten dadurch, daß den kleineren Kammer- oder 
Domänenämtern die Verwaltung der Domänen und die Gerichtsbarkeit 
und Polizei in den Amtsdörfern zugewieſen wurde. Schließlich hob 
Friedrich IT. die Amtshauptmannſchaften ganz auf und übertrug die 


wenigen ihnen noch verbliebenen Geſchäfte den Landräten der neube⸗ 
gründeten Kreiſe. 


Die kleinſten Verwaltungsbezirke waren die Kammer- oder Do- 
mänenämter. Urſprünglich ftellten die Kammerämter nur Lokalſtellen 
dar zur Verwaltung der Kammergüter oder landesherrlichen Domänen. 
Die Kammerbeamten übten keine öffentlich⸗rechtliche Wirksamkeit aus. 
Unter dem Großen Kurfürſten erlangten die Kammerämter eine größere 
Selbſtändigkeit auf Koften der Hauptämter:). Die Adminiſtratoren und 
Arrendatoren der Domänen handhabten nunmehr die Gerichtsbarkeit 
und Polizei über die zu den Domänen geſchlagenen Bauerndörfer und 
ſchließlich auch über die im Domänenamt anſäſſigen Kölmer und Freien. 

Des öfteren erfuhren die Domänenverwaltungsbezirke eine Ver- 
lleinerung durch Schaffung neuer Amter. 1696 betrug ihre Zahl 69; ſie 
{tieg bis 1724 auf 90 und erreichte 1736 infolge der tarten Vermehrung 
der litauiſchen Domänen durch Friedrich Wilhelm I. einen Beſtand von 
112, Auch in der Folgezeit veränderte ſich die Zahl mehrmals, indem 
manche Amter eingingen und andere neu eingerichtet wurden. Im letzten. 


Drittel des Jahrhunderts etwa beſtanden im Gebiet der Königsberger 
Kammer diefe 59 Innter®); 


1) Arndt a. a. O. S. 15. ) Breyſig, Urt. u. Att. XVI S. 832. 

*) Bufanmengeftelit nach verſchiedenen Tabellen des Berliner Geheimen und Königs- 
berger Staatsarchivs. Leonharbi S. 402 erwähnt nicht das Amt Seckenburg, das 
1779 einging und 1789 wieberbergeiteilt wurde. 
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Allenſtein, Friedrichsfelde, Lochſtädt, Roſſitten, 
Balga, Grünhof, Mehlauken, Saalau, 
Bartenſtein, Guttitadt, Mehljat, Schaaken, 
Barten, Heilsberg, Mensguth, Seckenburg, 
Behlenhof, Hohenſtein, Mohrungen, Seeburg, 
Brandenburg, Kalthof, Natangen, Soldau, 
Braunsberg, Karſchau, Neidenburg, Tapiau, 
Caporn, Kobbelbude, Neuhauſen, Taplacken, 
Carben, Kragau, Ortelsburg, Uderwangen, 
Caymen, Labiau, Oſterode, Waldau, 
Dirſchkeim, Lappönen, Pr.⸗Eylau, Wandlacken, 
Dollſtädt, Laptau, Pr.⸗Holland, Wartenburg, 
Fiſchhauſen, Lauliſchken, Pr.⸗Mark, Willenberg, 
Frauenburg, Liebemühl, Raſtenburg, Wormditt. 
Friedrichsberg, Liebſtadt, Röſſel, 


Der Bezirk der Litauiſchen Kammer umfaßte die folgenden 63 Do- 
mänenämter: 


Althof⸗Inſterburg, Dinglaufen, Kiauten, Rhein, 
Althof⸗Memel, Dörſchkehmen, Königsfeld, Ruß, 
Althof-Ragnit, Drygallen, Kulerneeſe, Schnittlen, 
Angerburg, Gaudiſchtehmen, Kuſſen, Schreitlauken, 
Arys, Georgenburg, Lesgewangminnen, Seheſten, 
Ballgarden, Göritten, Linkuhnen, Sommerau, 
Baubeln, Gerskullen, Löbegallen, Sperling, 
Brakupönen, Grumbkowkaiten, Lötzen, Stannaitſchen, 
Bredauen, Gudwallen, Lyck, Stradaunen, 
Budupönen, Heinrichswalde, Mattiſchkehmen, Szirgupönen, 
Budweitſchen, Heydekrug, Moulienen, Tollmingkehmen, 
Buylien, Holzflößamt, Oletzlo, Uſchpiaunen, 
Clemmenhof, Johannisburg, Plicken, Waldaukadel, 
Czychen, Jurgaitſchen, Polommen, Weedern, 
Czymochen, Kaſſigkehmen, Popiollen, Winge. 
Danzkehmen, Kattenau, Prökuls, 


Hinzu kam noch das ſogenannte Stutamt Trakehnen; auch die inner 
halb der Grenzen des Königreichs Polen liegenden Herrſchaften Tau- 
roggen und Serrey wurden als zum Gebiet der Gumbinner Kammer 
gehörig betrachtet. 

Die Verwaltung eines Amtes geſchah durch den Domänenpächter 
oder Amtmann. Ausdrücklich muß aber darauf hingewieſen werden, 
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daß dieſer nur die der Landesherrſchaft unmittelbar unterſtehenden Be- 
ſitzungen und Einſaſſen zu beaufſichtigen hatte, keineswegs aber die mit 
eigenen grundherrlichen Rechten ausgeſtatteten adligen Güter und deren 
Untertanen. 

Die ſtaatliche Auſſicht über die privaten Grundherrſchaften hatten 
feit Herzog Albrechts Zeiten die Amtshauptleute gehandhabt. Nach Muf- 
hebung der Hauptämter im Jahre 1751 mußten andere Stellen geſchaffen 
werden, um die ſtaatlichen Herrſchaftsrechte gegenüber den ſelbſtändigen 
adligen Gütern wahrzunehmen. In den mittleren Provinzen des Staates 
wurden dieſe Geſchäfte innerhalb der einzelnen Kreiſe von Landräten 
geführt. In Preußen hatte es ſchon früher Landräte gegeben; doch waren 
ſie keine Verwaltungsbeamten, ſondern mehr Mittelsperſonen zwiſchen 
Landesherrſchaft und Untertanen geweſen und hatten ſtändiſche Angelegen- 
heiten beſorgt. Die acht gewählten Landräte hatten mit den vier ſchon 
genannten „Oberhauptleuten“ die erſte Körperſchaft der Landſtände 
gebildet. Während der Regierungszeit Friedrich Wilhelms I. waren dieſe 
Stellen nach und nach ausgeſtorben und nicht wieder beſetzt worden ). 

Friedrich II. hatte bei der Huldigung in Königsberg die Abſicht zu 
erkennen gegeben, in Preußen Landräte zu ernennen). Der Wunſch der 
Preußiſchen Regierung, das Kollegium der Landräte nach der alten Weiſe 
zu erneuern, wurde nicht berückſichtigt; denn der König plante lediglich 
eine Einrichtung nach kurmärkiſchem Muſter. Es blieb zunächſt das Vor⸗ 
haben unausgeführts). Die endliche Regelung erfolgte 1752 und zwar 
im Sinne des Königs“). Der von dem Königsberger Kammerpräſidenten 
von Maſſow ausgearbeitete Plan, Altpreußen in zehn Kreiſe zu teilen 
und jedem Landrat 300 Rtl. Gehalt zu gewähren, fand die allerhöchſte 
Genehmigung, doch mit „der expreſſen Reſervation, daß ſolche Landräthe 
lediglich von der Direction der dortigen Kammer dependiren und nur 
allein dasjenige, ſo zu deren Reſſort gehöret, wahrnehmen, im übrigen 
aber fich mit keinen Juftiz- oder andern Landesſachen befangen ſollen“ ). 

Bis zum Jahre 1772 beſtanden im Gebiet der oſtpreußiſchen Kammer 
7 Kreiſe; mit der Erwerbung des Ermlandes kamen zwei Kreiſe hinzu, 
während der Kreis Marienwerder zu dem ebenfalls neugewonnenen 
Weſtpreußen geſchlagen wurde. Seitdem umfaßte der Kammerbezirk 

1) Bal. Hintze in Act. Bor. VI, 1 S. 316; ferner Breyſtg, Urt. und Att. 
XVI S. 429. 

) Act. Bor. IV, 2 S. 141 ff. Schon 1727 wurde behufs beſſerer Verwaltung 
Oſtpreußens wegen Einrichtung von Landratsſtellen verhandelt; aber der König ließ den 
Plan fallen, da er die Ausgaben ſcheute. 

) Act. Bor. VI. 2 S. 58 f. und Forſch. z. brößg-preuf. Geſch. X S. 5757. 

4) Act. Bor. IX S. 426 fl. ) Ebenda S. 437. 
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Königsberg die folgenden 8 landrätlichen Kreiſe: Schaaken, Tapiau, 
Brandenburg, Raſtenburg, Braunsberg, Heilsberg, Mohrungen und 
Neidenburg. Litauen war in die 3 Kreiſe Inſterburg, Oletzlo und Seheſten 
eingeteilt. 

Die Wirkſamkeit der aus der Mitte der kreiseingeſeſſenen Nitter- 
ſchaft vorgeſchlagenen und durch den König ernannten Landräte erſtreckte 
ſich nur auf die adligen Güter und deren Einſaſſen. Der Landrat war 
Vertrauensmann ſeiner Standesgenoſſen und zugleich Beauftragter 
des Staates und ſollte deffen Angelegenheiten in den ihm unterftellten 
Gebieten vertreten. Ihm lag die Wahrnehmung aller zum Geſchäfts⸗ 
kreiſe der Kriegs- und Domänenkammern zählenden Gegenſtände ob, 
ſoweit fie die Bevölkerung der privaten Grundherrſchaften betrafen. 

Über die Befugniſſe und Aufgaben dieſer Beamten!) unterrichtet 
ausführlich die Beſtallung des Kapitäns von Maſſebach auf Rodmanns⸗ 
höfen zum Landrat des Schaakenſchen Kreiſes 1752. Der Inhalt der 
26 Abſätze enthaltenden Urkunde ) jei hier kurz zuſammengeſtellt. Der 
Landrat müſſe alle vom Könige oder von der Kriegs- und Domänen- 
kammer an ihn gelangenden Aufträge zuverläſſig erledigen, die Erlaſſe 
und Verordnungen den Kreiseingeſeſſenen bekanntmachen und auf genaue 
Befolgung gebührend achten. Inſonderheit habe er auf ſtrengſte Einhaltung 
des Edikts vom 12. Auguft 1749, den Schutz der bäuerlichen Stellen be- 
treffend, fein Augenmerk zu richten und auf ſchleunige Wiederbeſetzung 
der erledigten Bauernhöfe zu dringen, auch bei Unterſuchung der über- 
mäßigen Scharwerksdienſte den Kommiſſaren hilfreich zur Seite zu ſtehen 
und ſich durch jährliche Bereiſung der adligen Dörfer Kenntnis von den 
wirtſchaftlichen Umſtänden der Untertanen zu verſchaffen. Ihm liege 
ferner die Beförderung der allgemeinen Landeskultur ob: die Steigerung 
der Bevölkerung durch Abbau der Bauernhöfe, die Beaufſſichtigung der 
Schafzucht und Wollerzeugung, die Vermehrung des Flachsbaues und 
der Spinnerei, des Seiden, Hopfen- und Obſtbaues. Die Durchführung 
der poltzeilichen Vorſchriften in den Ortſchaften folle er überwachen, 
namentlich die vorſchriftsmäßige Bereithaltung der Feuerlbſchgeräte, 
die Aufhebung der Vagabonden und Bettler und die Armenverpflegung. 
Auf die Erhebung der Kontribution durch den Kreisſteuereinnehmer müſſe 
er ernftlic) achten, auch die Entſtehung großer Steuerrücſtände zu ver- 
hindern ſuchen, monatlich die Kreiskaſſe prüfen und der Kammer alljähr- 
lich die Abſchlußrechnungen einſenden. Bei vorfallenden Truppenmürſchen 
habe er die Regimenter zu führen) und deren Unterhalt ſicherzuſtellen, 
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auch auf die pünktliche Geſtellung der ausgeſchriebenen Artillerie- und 
Proviantwagenpferde zu achten ). 

Der Landrat mußte ſich über alle Verhältniſſe des Kreiſes genaue 
Kenntnis verſchaffen, regelmäßig darüber an die Staatsbehörde berichten 
und in beſtimmten Zeiträumen wiederkehrende ſtatiſtiſche Auſſtellungen 
anfertigen. 

Die Landräte waren nicht Berufsbeamte, ſondern Edelleute und 
Gutsbeſitzer, die von ihren Gütern aus die Verwaltung der Kreiſe leiteten. 
Ihre Stellung war eine mehr ehrenamtliche, zumal die geringen Ger 
hälter eigentlich nur als Dienſtauſwandsentſchädigungen gelten konnten ). 

Es beſtanden alſo ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts für das platte 
Land zwei voneinander unabhängige unterſte Verwaltungsſtellen: 

1. Der Amtmann beaufſichtigte die von der Landesherrſchaft ab- 
hängigen ländlichen Beſitzungen und die königlichen oder Immediat⸗ 
untertanen. 

2. Der Landrat handhabte die Auſſicht über alle innerhalb ſeines 
Kreiſes befindlichen privaten Grundherrſchaften und deren Untertanen. 

Der räumlichen Ausdehnung nach deckten ſich landrätlicher Kreis 


und Domänenamt keineswegs. Erſterer ſchloß ſtets mehrere Domänen- 
ämter in ſich. 


$ 2. Die Gerichtsverfaſſung. 


In der herzoglichen Zeit war es zu einem umfaſſenden Ausbau der 
Gerichtsbarkeit in den Hauptämtern gekommen, und bis zum Anfange 
des 18. Jahrhunderts hatte fih darin nichts geändert. Dem Amtshaupt⸗ 
mann ſtand ſowohl die ſelbſtändige Rechtſprechung in allen die Adligen, 
Kölmer und Freien betreffenden Sachen und die kriminelle Rechtſprechung 
über ſümtliche Bewohner des Hauptamts als auch die Aufſicht über die 
Untergerichte feines Gebietes zu. Solche unteren Gerichtsſtellen waren 
die von den Domänenpächtern gehandhabten Gerichte, die Patrimonial- 
gerichte der adligen Güter und die Stadtgerichte. Obgleich der Amts- 
Hauptmann über dieje Untergerichte die Aufficht führte, war er doch feines- 
wegs ein Oberrichtere). Die Berufungen gelangten ſowohl von den Unter- 
gerichten als auch von dem Gericht des Amtshauptmanns ſelbſt an das 
Hofgericht zu Königsberg, deſſen Wirkungsbereich bis 1724 das ganze 
Herzogtum umfaßte). Die höchſte Entſcheidung lag bei dem nach Löſung 
des Lehnsverhältniſſes zu Polen in Königsberg errichteten Oberappella⸗ 


) Bär, Weſtpr. unter Friedr. d. Gr. II S. 140 ff. die faſt wörtlich überein⸗ 
ſümmende Beſtallung der Landräte in Weſtpreußen. 

) Hintze a. a. O. S. 267. ) Leman, Juſtizverfaſſung S. 21. 
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tionsgericht oder Tribunal für Preußen und Litauen . 1724 entftand neben 
dem Hofgericht zu Königsberg ein beſonderes Obergericht für Litauen, 
das Hofgericht zu Inſterburg, das 1751 aufgehoben und 1781 von neuem 
eingerichtet wurde 9. 

Die Gerichtsbarkeit in den Hauptämtern zeigte mancherlei Miß⸗ 
bräuche, welche durch eine gründliche Unterſuchung Coccejis aufgedeckt 
wurden. Unter Beſeitigung der Amtshauptleute und Amtsverweſer 
entftanden andere Untergerichte in den neun Amterjuſtizkollegiene) zu 
Saalfeld, Mohrungen, Brandenburg, Neuhauſen, Memel, Inſterburg, 
Raſtenburg, Lyck und Neidenburge). Jedes Juſtizkollegium wurde mit 
„drei redlichen, gelahrten und derer Rechte verſtändigen Leuten“ beſetzt, 
nämlich mit einem adligen Amtsdirektor, einem Juſtizrat und einem 
adligen Gerichtsſchreiber⸗). 

Nach Aufhebung der Hauptämter blieb für die königlichen Einſaſſen 
nur noch die Gerichtsbarkeit der Domänenbeamten. Auch diefe Recht- 
ſprechung wurde in der Regel ganz willkürlich gehandhabt und veranlaßte 
ſoviel Klagen, daß eine Veränderung herbeigeführt werden mußte. 1770 
kam es zur Errichtung der Domänenfuſtizämter“), und dieſe blieben bis 
in den Anfang des 19. Jahrhunderts beſtehen. Mehrere Domänenämter 
wurden zu einem Juſlizamt vereinigt und mit einem Juſtizamtmann 
und einem Aktuarius beſetzt, die ihre Beſoldung vom Staate bezogen und 
an den Gerichtsgefällen keinen Anteil hatten. Die Domänenpächter mußten 
zwar den Gerichtstagen beiwohnen, um erforderlichenfalls Aufſchlüſſe 
über die perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Parteien zu 
erteilen, durften fich aber in die richterlichen Angelegenheiten nicht mijhen?) 
Die Zahl dieſer Juſtizämter vergrößerte fih nach und nach; um 1800 
gab es deren in Ostpreußen 16 und in Litauen 13. Den Domänenjuftiz- 
ämtern gehörten ſämtliche Immediateinſaſſen zu; auch Kölmer, Schulzen 
und Freie waren in der Rechtſprechung aus dem Bauernſtande nicht heraus. 
gehoben, ſondern trotz ihres Widerſpruchs der Domänengerichtsbarkeit 
überwieſen worden. 

Die 1772 neuerworbenen Landesteile erhielten fünf Landvogtei · 
gerichte, die dem Oberhof, und Landesgericht in Marienwerder unter- 
ſtanden. Das Landvogteigericht für das Ermland, mit dem Sitz in Heils 


1) Ebenda S. DR. ) Ebenda S. 161 u. 15. ) Ebenda S. 189. 

4) Ebenda S. 218. Anläßlich der Dowwilleſchen Generalvifitation 1766 wurden 
Nenhaufen und Brandenburg vereinigt, Mohrungen wurde aufgehoben und Saalfeld 
zugeſchlagen. 

) Toeppen, Hiſt⸗eomp. Geographie S. 328. 
) Mylius, N. C. C. IV Sp. 7117fl. ) Bornhat a. a. O. II S. 205. 
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berg, wurde 1782 der Oſtpreußiſchen Regierung unterftellt). Neben dem 
Landvogteigericht wirkten im Ermlande auch Juſtizämter für die könig ⸗ 
lichen Domänen. 

Das Jahr 1782 brachte für das Juſtizweſen unſerer Provinz recht 
bedeutſame Neuerungen. Die beiden Königsberger Obergerichte, Hof- 
gericht und Tribunal, wurden zuſammengezogen und bildeten fortan 
mit dem ſolange geſondert beſtehenden Oberburggräflichen Gericht, dem 
Hofhalsgericht und dem Pupillenkolleg ein Oberlandesjuſtizkollegium 
mit der Bezeichnung „Oſtpreußiſche Regierung“ ). Die neue Juſtizbehörde 
wurde in zwei Senate geteilt. Der erſte, untere Senat entſprach in der 
Hauptſache dem alten Hofgericht; der zweite, obere Senat führte nach wie 
vor den beſonderen Titel eines Oſtpreußiſchen Tribunals; ſeine Mitglieder 
ſollten fih weiter Tribunalsräte nennen). Der zweite Senat war aber 
keine dem erſten übergeordnete Inſtanz; alle Generalſachen mußten in 
gemeinſchaftlichen Sitzungen vorgetragen werden. Die Oſtpreußiſche 
Regierung war zuftändig für alle Zivil- und Kriminaljuſtiz, Hypotheken-, 
Pupillen.. und Depoſitalſachen. Ihr unterftanden unmittelbar alle von 
der niederen Gerichtsbarkeit Eximierten, „insbeſondere die Perſonen vom 
Adel“. Sie war auch die Hypothekenbehörde für alle adligen Güter ihres 
Bezirks. 

Der „Oſtpreußiſchen Regierung“ entſprach das 1781 als Obergericht 
für Litauen von neuem eröffnete Hofgericht zu Inſterburg. Es beſtand 
nur aus einem Senat, war aber von Königsberg unabhängig. Seine 
Zuſtändigkeit war die gleiche wie die der Oſtpreußiſchen Regierung. Run- 
mehr hatte jeder Kammerbezirk ein beſonderes Obergericht; doch deckten 
ſich die Grenzen der neuen Obergerichtsbezirke nicht völlig mit denjenigen 
der beiden Kammerdepartements⸗). 

Jedes Obergericht führte die Aufſicht über die Untergerichte feines 
Gebiets. Dieſem Zwecke dienten die an verſchiedenen Stellen der Provinz 
eingeſetzten Kreisjuftizräte. Als Organe der oberſten Juſtizbehörden 
ſollten fie die Aufſicht über die Untergerichte ihres Diſtrikts führen, gewiſſe 
Geſchäfte der Obergerichte als deren Kommiſſare beſorgen, in ſpeziellen 
an deren Aufträge vollziehen und Kriminalunterſuchungen durch⸗ 
führen). 


Von den Untergerichten — Stadtgerichten, Domänenjuſtizämtern und 


Mylius, N. C. O. VII S. 719 u. Engelbrecht, Agrarverf. d. Got, S. 163. 
Conrad, Obergerichte S. 287. ) Ebenda S. ML. 
) Die oſtpreußiſchen Amter Saalau und Lappönen waren dem Inſterburger Hof- 
gericht zugeſchlagen. 
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adligen Patrimonialgerichten ) — gingen die Berufungen an die zuſtändigen 
Obergerichte in Königsberg bzw. Inſterburg; die höchſte Entſcheidung 
ſtand beim Berliner Obertribunal. 


$ 3. Die Steuerverfaſſung des platten Landes. 


Der zähe Kampf mit den Ständen in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts hatte in der Frage der Steuerbewilligung und »erhebung zu 
einem völligen Siege der Landesherrſchaft geführte). e S 

Mit dem Sinken des politiſchen Einfluſſes der preußischen Stände 
— feit 1704 fanden leine Ständetage zwecks Beratung der innerpolitiſchen 
Angelegenheiten mehr ſtatt — verſtummte der Widerſpruch gegen die 
finanziellen Maßnahmen der zu abſoluter Macht gelangten Fürſten. Die 
fortgeſezte Neubewilligung des jährlichen Schoſſes feitens der Stände 
hörte auf; der Landesherr forderte nunmehr die Steuer auf Grund der 
ihm zustehenden Finanzhoheit. 

Kurfürſt a ee und fein Nachfolger erhoben, den Be- 
dürfniſſen entſprechend, beſtimmte Summen, die teils durch die Akziſe 
der Städte, teils durch den Schoß des platten Landes aufgebracht werden 
mußten. Zu dieſem Schoß gehörten: 1. Kopfſchoß und Tranſſteuer, 
2. Hubenſchoß, 3. Son, und Klauenſchoß und 4. halber Kopſſchoß; die 
verſchiedenen Arten wurden in beſtimmten Monaten entrichtet. Mitunter 
kamen aus beſonderen Anläſſen außerordentliche Auflagen hinzu ). 

Die unter dem Namen der „Kontribution“ auf dem platten Lande 
erhobenen Steuern belaſteten einfeitig die ärmeren Volksklaſſen ). Die 
von der Perſon entrichtete Kopſſteuer und der auf die Stüctzahl des Viehes 
berechnete Horn und Klauenſchoß berüchichtigten in keiner Weiſe die 
Leiſtungsfähigkeit des Steuerpflichtigen ). Für die Entrichtung des Suben- 
ſchoſſes war allein der Umfang der Grundſtüce, nicht aber die Güte des 
Bodens maßgebend. Dadurch wurde dieſe Grundſteuer zu einer bloßen 
Raumſteuer und drückte die von der Natur ſtiefmütterlich bedachten Landes. 
teile empfindlich. Auch hatte es der Adel verſtanden, eine Menge Nitter- 
hufen zu verheimlichen; die Steuer laſtete alſo hauptſächlich auf den Schul⸗ 
tern der Bauern. 

Die unſagbar verrotteten Steuerverhältniſſe Oſtpreußens ) erfuhren 
eine gründliche Neugeſtaltung und Verbeſſerung unter Friedrich Wilhelm I. 


) Mylius, N. C.C. VIE Sp. 675. Vgl. Bergmann, Geſch. d. oſtpreuß. 
Stände. ) Notizen von Preußen I S. 221 f, 

Schmoller in Hift. Beitihr. 30 S. 62 u. Struenſee, Abhandl. I S. 202f. 
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Dank den Bemühungen des Grafen Truchſes von Waldburg erhielt 
die ganze Kontributionsverfaſſung eine zweckmäßigere Form. „Überzeugt 
von der Unzulänglichkeit und Unregelmäßigkeit des Maßſtabes der bisherigen 
Kontributionsverfaſſung, unterrichtet von den mannigfachen Unterſchleifen 
von feiten der Officanten und auch von offenbaren Prägravationen und 
Bedrückungen des Landes“ ), beantragte er 1714 in einer Denkſchrift an 
den König die Neueinrichtung der geſamten ländlichen Steuerverfaſſung ). 
Um den einzelnen vor Bedrückung zu ſchützen, die Steuerlaſt gerechter 
zu verteilen und doch der Krone dauernd reichere Einnahmen zu ver⸗ 
ſchaffen, ſchlug er vor, die ſämtlichen kontributionspflichtigen Ländereien 
genau zu klaſſifizieren und zwecks Vereinfachung des Steuerweſens die 
bisherigen verſchiedenartigen Abgaben in eine allgemeine Grundſteuer 
zuſammenzufaſſen. 

Dieſe Vorſchläge unterbreitete der König zunächſt ganz im ſtillen 
feinen vertrauteſten Miniftern®), und nach eingehenden, mit Waldburg 
in Berlin geführten Verhandlungen!) nahm die beſonders dazu eingeſetzte 
Generalhufenſchoß⸗Kommiſſion ſchon 1715 das ſchwierige Werk in An- 
griffe); feine Durchführung erforderte aber mehrere Jahre. Der neue 
Generalhufenſchoß ſollte von allen adligen, kölmiſchen und bäuerlichen 
Beſitzungen gezahlt werden, weshalb von dieſen Ländereien die Aufnahme 
eines genauen Kataſters notwendig wurde. Aber nicht allein durch die 
Güte des Bodens ſollte die Bemeſſung der neuen Steuerſätze bedingt fein, 
ſondern es galt, die Einkünfte des Steuerpflichtigen möglichſt allſeitig zu 
erfaſſen. Mit Rückſicht auf die Lage und Eigenſchaft des Gutes, deſſen 
beſondere Privilegien, die Zahl der vorhandenen Untertanen und deren 
Dienſte, auf die Nebeneinkünfte aus Brauereien, Brennereien, Mühlen 
und Krügen, auf die ſonſtigen Abgaben und Leiſtungen wurde der jährlich 
zu entrichtende Schoß im Einverftändnis mit dem Beſitzer feſtgeſetzt. 
„Graf Waldburg wollte das geſamte Einkommen der Landbevölkerung 
zum Steuerobjekt machen und danach die Steuerſätze abſtufen. Durch 
eine gerechte, gleichmäßige, nach dem wirklichen Einkommen der einzelnen 
abgeſtufte Grundſteuer hoffte derſelbe den Wohlſtand des Landes wieder 
zu heben, die Population zu befördern, die Auswanderung zu hindern 
und die Einwanderung zu begünstigen“ ). 

Die zur Veranſchlagung der neuen Steuer ernannten Kommiſſare 
hatten ſich an genau ausgearbeitete Normaltaxen zu halten, und davon 
erwartete man eine möglichſt gleichmäßige und gerechte Belaſtung der 
ſchoßpflichtigen Landbevölkerung. Aber gerade hieraus erwuchſen in der 
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Folgezeit dem mit außerordentlicher Umſicht durchgeführten Werke maner- 
lei Anfeindungen. Namentlich wurde in den weniger ergiebigen Teilen 
Maſurens über eine ſtärkere Belastung im Verhältnis zu den reicheren 
Gebieten geklagt. Es ſeien die Sätze für die Getreidepreiſe im ganzen 
Lande einheitlich feſtgeſetzt worden, ohne zu bedenken, daß an den weit 
von den großen Märkten entfernten Orten die Preiſe durchſchnittlich um 
ein Drittel niedriger ſtänden. Auch habe man bei der Waldnutzung zu wenig 
auf die örtlich ungemein wechſelnden Verhältniſſe geſehen. In einem Gut- 
achten über die Onera publica in Preußen erhob ein ungenannter höherer 
Staatsbeamter allerlei Anklagen gegen die drückende Form des General- 
hufenſchoſſes. Die ungünſtige Vermögenslage der Adligen, Kölmer und 
Freien in den polniſchen Amtern ſei in erſter Reihe auf die ungerechte 
Verteilung der Steuerlaſten in der Provinz zurückzuführen ). Dergleichen 
Einwände waren bei der Ungewöhnlichkeit des Verfahrens und dem be⸗ 
lannten Widerſtand der Stände gegen alle ihr Intereſſe berührenden 
Maßnahmen der Regierung nicht eben verwunderlich und zudem nicht 
einmal genügend begründet. 

Das unumſtößliche Verdienſt Waldburgs blieb trotz alledem die 
durch den Generalhufenſchoß herbeigeführte gerechtere Beſteuerung der 
grundbeſitzenden ländlichen Bevölkerung. Die Steuerlaſt wurde von den 
Schultern der Armen abgewälzt und den Reichen auferlegt Nach einer 
Richtung freilich erwieſen ſich die einen ſozialen Ausgleich bezweckenden 
Abſichten des Königs und ſeines edeldenkenden Beraters als unwirkſam. 
Der Adel verſtand es, die ihm zukommenden Steuerbeträge in erheblichem 
Maße auf feine Bauern abzuwälzen. Da der adlige Grundherr dem Staate 
gegenüber für den Steuerausfall ſeiner Hinterſaſſen haftbar war, ſo blieb 
ihm auch die Befugnis, die Verteilung der auf feine Beſitzungen entfallenden 
Hufenſchoßſätze nach eigenem Ermeſſen vorzunehmen und den am Hufen. 
maß oft erheblich beſchnittenen Bauern die vollen Beträge zuzuweiſen. 
Auch durfte er von ſämtlichen erwachſenen Einſaſſen des Gutes und deren 
Viehſtand verſchiedene kleine Gefälle erheben. 

Ausgenommen die königlichen Domänenvorwerke und Forſten, wurden 
von der Generalhuſenſchoßkommiſſion ſämtliche Ländereien in 38 Haupt ⸗ 
amtern neu vermeſſen und veranſchlagt. Die hierbei ausgemittelten ver- 
ſchwiegenen Huben“ vergrößerten den vom Hufenſchoß erfaßten Grund 
und Boden um mehr als die Hälfte. Es verhielten fich die kontributions. 
pflichtigen Flächen nach der alten und neuen Einrichtung alfo: 
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Von den 100266 kontribuablen Hufen floffen nach der neuen Ver- 
anlagung an Hufenſchoß insgeſamt 290710 Rtl. 38 Gr. 6%, Pf. Es brachten 
auf: 


der Adel 136118 Ril. 58 Gr. 13% Pf., d. m. auf die Hufe 2 Nil. 75 Gr. 3 Pf. 
Kölmer u. Geelen 72139 „ 64 „ 85 „„ „ „ „ „ „ 3 „ 15 A 
die tgl, Bauern 82452 „ 5, 2% 


„ 2% „ „% „ „ „ „ 2 % 1 „ 12 „ 


Die von der Hufe berechneten Steuerſätze waren außerordentlich ver- 
ſchieden. Der höchſte Satz im Hauptamte Tilſit mit 14 Ntl. ftellte Déi auf 
das 42 fache des niedrigsten im Hauptamte Hohenſtein mit 30 Groſchen 
von der Hufe ). 

Bei Einziehung der Kontribution von den königlichen Bauern hatte 
ſich ein heftiger Streit zwiſchen der Königsberger Amtskammer und dem 
Kriegskommiſſariat entſponnen, der ſchließlich 1720 beigelegt wurde. Die 
Organe der Steuerbehörden hatten fortan von den königlichen Bauern 
nicht das geringſte beizutreiben; die bäuerliche Kontribution wurde ebenſo 
wie der Hufenzins von den Domänenbeamten eingenommen. Die Domänen- 
kaſſe führte dann die Kontribution an die Oberſteuerkaſſe ab. Dieſe Ein- 


richtung blieb bis in den Anfang des 19. Jahrh. beſtehen. Die Kontribution 
der Domänenbauern betrug 


an Generalhufenſchoß 


d 82452 Ri. 5 Gr. 2 Pf. 
an Servisgeldern . E „ i Ce 
an Fouragegeldern 54552 „ 59 „ 14 „ 
an Fourage von den Schatullern 6645 „ 29 „ 8, 
Zuſammen 168000 Rtl. 


Von den adligen Ländereien wurden gezahlt an 


Gieneralhufenſchoß 136118 Mtl. 58 Gr. 13½ Pf. 
Ritterdienſtgeld . 8833 „ 30 „ — „ 
Allodifitationstanon DIE „ M y i8 y 

Bufammen. . . 150188 Nil. 73 Gr. 8% Pf. 


= 


1) Zakrzews ki a. a. O. S. 38. 


= 


Die Kölmer und Freien entrichteten an 


Generalhufenſchoß 72139 Mtl. 64 Cr. 8% Pf. 
Nitterbienftgeld , . GI. „ D e e e 
Servisgeld. ee: 28400 „ 20 „ 8 
r 83142 55 m 12 

Jufamm enn 140618 tl. 29 Gr. 10%, Pf. 


Die der Kriegskaſſe zufließende Geſamtkontribution der 100266 ſteuer⸗ 
pflichtigen Hufen betrug alſo anfänglich rund 458800 Rtl. ). Im Jahre 
1802/03 wurden an die Kriegskaſſe abgeführt: 


Aus dem Königsberger Kammerbezirk an Kontribution aus den Landrätlichen Kreiſen, 
eingezogen durch die Steuereinnehmer . 218617 Nil. 7 Gr. 47% Pf. 
Aus der Domänenkaſſe für 
die königlichen Bauern 10070 y 3 y 
328344 Rtl. 39 Gr. 


Aus dem Gumbinner Kammerbezirk an Kontribution aus den Landrätlichen Kreiſen, 
eingezogen durch die Steuereinnehmer . 83104 Ril. 42 Gr. 9 Pf. 
Aus der Domänentaſſe für 
die königlichen Bauern. 8 
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„An 1 
Nl. 46 Gr. 10 Pf. 


Neben dem Generalhufenſchoß blieben für die einzelnen Gütergruppen 
noch beſondere Abgaben beſtehen. Alle laut Verſchreibung zu Kriegs. 
dienſten verpflichteten Beſitzungen mußten das durch Friedrich Wilhelm I. 
eingeführte Ritterdienſtgeld entrichten. Bei der Berechnung desſelben war 
folgende Erwägung maßgebend geweſen: „Weil nun bekannt, daß im 
ganzen Lande unterm Adel der Gebrauch geweſen, wegen jedes auf ihren 
Gütern ex Privilegio haftenden Ritterdienſtes beym Verkauf oder Erb- 
teilung ſolcher Güther 1000 fl. poln. oder 333 Ntl. abzuziehen“, fo ſetzte 
man die von Meier Summe zu 3% entfallende Zinsquote mit 10 Rll. 
als jährlich zu entrichtendes Nitterdienftgeld der kriegsdienſtpflichtigen 
adligen Güter feſt. Auf ähnliche Weiſe wurden die Dienſte der Kölmer 
und Freien auf 6 N, 60 Gr. veranſchlagt; auch viele der kleineren adligen 
Güter zahlten dieſen Satz, und die armen Freien Maſurens pflegten oft 
nur die Hälfte davon zu entrichten. 

Die adligen Lehengüter hatten ſeit 1732 den Allodifikationskanon zu 
zahlen. Die Säge waren nicht durchweg gleich und ſtellten ſich bei puren 
Mannlehen auf 12, 15, 18, 20, 24 und 30 Gr., bei Magdeburger Lehen 


1) Geh. StM, Gen.-Dir, Oſtpr. Mat. Tit. 25 Sekt. 1 Nr. 8. 
D Geh. St-A. Tit. 43 Sekt. 2 Nr. 35. 
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nur auf 10 bis 18 Gr. von der Hufe. Waldhufen waren nur mit 6 Gr. 
veranschlagt”). 

Die kölmiſchen und ſonſtigen unadligen Güter und die Bauern ent- 
richteten Fourage⸗ und Servisgelder. Durch diefe Abgaben ſollte das 
platte Land mit zur Unterhaltung des ſtehenden Heeres beitragen. Das 
Fouragegeld ſtellte fich auf die Hälfte des Generalhufenſchoſſes; das Servis- 
geld betrug um 1700 nur 10 Gr., ein halbes Jahrhundert ſpäter aber bereits 
1 Ril. 30 Gr. für die Hufe ). 

Alle bisher erwähnten Abgaben wurden unter dem Namen der fixierten 
Kontribution zuſammengefaßt. Sie floſſen in die Kontributions⸗ oder 
Kriegstaſſe und wurden von den Steuereinnehmern der Landrätlichen 
Kreiſe erhoben. 

Erhebliche Beſtandteile des landesherrlichen Beſitzes blieben von 
Steuern befreit, nämlich die Domänen im engeren Sinne?) und die 
königlichen Waldungen. Es war nur eine folgerichtige Anwendung 
dieſes Grundſatzes, wenn nun auch alle auf ehemaligem landesherrlichen 
Grundbeſitz entſtandenen Privatgrundſtücke bei der Entrichtung der 
Kontribution übergangen wurden. Von beſonderer Bedeutung war es, 
daß die an den Rändern der königlichen Waldungen zahlreich entſtandenen 
Schatullgüter — uneingeſchränkt eigentümliche Beſitzungen — den General- 
hufenſchoß nicht zahlten, ſondern nur zum Kopf-, Horn⸗ und Klauenſchoß 
herangezogen wurden. Das galt von allen anderen in Nutzung gegebenen 
Forſtabſchnitten und nicht weniger von den in Erbpacht befindlichen oder 
in bäuerliche Stellen aufgeteilten Domänenvorwerken. Dieſer Umſtand 
ſprach weſentlich bei der Bemeſſung des an die Domänenkaſſe zu ent⸗ 
richtenden Grundzinſes mit. 

Die Eigenkätner und alle nicht mit Grundbeſitz ausgeſtatteten Ein- 
wohner des platten Landes — Handwerker, Gärtner, Inſtleute, Einlieger, 
Schäfer, Hirten, ſowie lediges Geſinde, auch Müller und Krüger — zahlten 
verſchiedene Sätze, die teils der Domänen, teils der Kontributionskaſſe 
zugeführt wurden. Zu den Domänengefällen rechnete man den Grund- 
zins der Eigenkätner und die von manchen „kleinen Leuten“ geforderten 
Schutzgelder; in die Kontributionskaſſe gelangte der Kopf, Horn- und 
Klauenſchoß. Die von den einzelnen Amtern erhobenen Sätze wieſen hier 
und da geringe Abweichungen auf. In der Regel war der Kopfſchoß für 


jede Perſon zwiſchen 12 und 60 Jahren auf 35 Gr. bemeſſen. Der Horne 
und Klauenſchoß betrug 


1) Ebenda Tit. 25 Selt. 1 Nr. 8; dgl. auch Notizen v. Pr. I S. 235. 
) Toeppen, Amt Hohenſtein S. 63. ) Vgl. darüber S. 27. 
u, Die ländl. Werfafjung Oſtpreußens. Schr. d. änt, f. Old. W. Heft ö. 2 
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für die Kuh 24 Gr. (in der Niederung 36 Gr.), 
für Pferd und Ochſen .. 15 „, 
für Schaf, Ziege und Schwein 3 „ 
für Maſtſchweine 6 „ das Stück. Die Handwerker 


gaben außerdem noch das „Nahrungsgeld“ an die Akziſekaſſe und Müller 
und Krüger eine beſondere Abgabe von ihrem Gewerbe. Dieſe kleinen 
Steuern wurden in ihrer Geſamtheit als unregelmäßige Gefälle und un⸗ 
fixierte Kontribution bezeichnet. Durch fie ſollten alle diejenigen, die bei 
der Hufenſchoßeinrichtung übergangen waren, die ſich „von ihrer Hände 
Arbeit oder ländlichen Hilfs- und Nebengewerben nährten, nach Verhältnis 
zu den allgemeinen Staatslaſten herangezogen werden“ ). 


Im Jahre 1803 ſtellten Dé die Geſamteinnahmen aus Steuern, 
Domänen- und Forſtgefällen für die beiden Kammerbezirke alfo: 


Oftpreußen. Litauen. 
Kontribution . . . 216155 Mil. 15 Gr. 1 Pf. 84276 Rtl. 21 Gr. 6 Pf. 
Ritterdienſgeld ... 12205 „ 22 „ 11 „ EE 
Domänengefälle. .. 549054 „ 10 „ 9 „ 626145 „ 22 „— 
Jorſtgefälle 63502 „ 14 „ 6 „ 102808 „ — „ 11 „ 
Muhlengefalle ... 27267 „ 6 9, d 
Summa; . 868183 Nil. 69 Or. — Pf. | 817371 Mil. 56 Gr. 7 Pf- 
Die Remiſſionen betrugen 
für Oftpreußen fur Litauen 
18116 Rtl. 68 Gr. 12 Pf. 8127 RH. 44 Gr. 4 Pf.) 


Mit der ſtetigen Vergrößerung des Heeres wuchſen auch die dem 
Grundbeſitz auferlegten allgemeinen Landesauflagen und deiftungen. Als 
äußerſt beſchwerlich, ja in manchen Gegenden geradezu drückend wurden 
die naturellen Fouragelieferungen und die Beiträge zum Graudenzer 
Jeſtungsbau empfundene). Nach dem Siebenjährigen Kriege war neben 
die Zahlung des Fouragegeldes noch eine Naturallieferung an Hafer, 
Heu und Stroh für die Kavallerieregimenter getreten. Für die General- 
Fourage-Repartition“, die alljährlich von der Kammer und den Landräten 
neu aufgeſtellt werden mußte, wurde der Geſamtpferdebeſtand der im 


) Beitr. z. Kunde Pr. IV S. 361. ) K. St⸗A. Et⸗Min. 23 a. 

D Geh. St. Al. Til. 34 Sekt. 6 Nr. 1. Der zur Unterſuchung des Verfalls der 
polniſch natangiſchen Amier 1782 entſandte Geh. Ober-Finanzrat von Burgboff gut- 
achtet: Die ſchlecte Verſaſſung des Sekt ift nicht auf ein Berſchulden der Kammer 
auridzuführen, ſondern „hat ihren Grund lediglich in der Concurrenz zum 
Veſtungs⸗Bau, in dem jeit einigen Jahren gehabten schlechten Einjchnitt, in den 
geringen Schaden⸗Stands-Vergütungen und in der unverhältnismäßigen 
Fouragelieferung“. 


a 


Kammerbezirk garnifonierenden Regimenter zugrunde gelegt. Den ein- 
zelnen Garniſonen wurden beſtimmte Amter bzw. Kreiſe zur Anlieferung 
zugewieſen. Lieferungspflichtig waren ſämtliche unter landesherrlicher 
Grundherrſchaft ſtehenden Ländereien, alſo nicht allein Bauern, Kölmer 
und Freie, ſondern auch die Domänenvorwerke, Erbpächter, Aſſekuranten, 
Emphyteuten, Schatulleinſaſſen und nicht minder die von Adligen er⸗ 
worbenen kölmiſchen Grundſtücke. Die Verteilung der zu liefernden Mengen 
geſchah für die königlichen Vorwerksländereien und Bauern nach dem 
Umfange des reinen Säelandes; ſchlechter Boden wurde nur zur Hälfte 
verauſchlagt, desgleichen der Grundbeſitz der Kölmer, Freien und Sha- 
tuller, weil deren Hufen „in Ruſch und Buſch“ gemeſſen waren. 

Dem Adel war die Naturallieferung an die Garniſonen nachgegeben 
worden; für diefe Befreiung zahlte er gemäß Verfügung vom 23. Februar 
1768 die ſogenannten „Sublevationsgelder“ an die Fouragekaſſe. Sie 
betrugen für beide Kammerbezirle 5015 Ntl. 81 Gr. 5 Pf. jährlich. 

Trotz barer Vergütung der gelieferten Mengen fielen die Fourage⸗ 
fuhren dem Bauer ſehr läſtig, da er „in Anſehung des Maßes und Gewichtes 
vielen Uebervortheilungen unterworfen ift, durch den weiten Transport 
fein Angeſpann ruiniret, den ihm jo nöthigen Dünger verliert und einen 
Theil des Geldes auf der Reiſe und in der Stadt verzehrt“ ). Oft waren 
bei grundloſen Wegen 8 bis 10 Meilen zurückzulegen). 

Der 1776 in Angriff genommene Graudenzer Feſtungsbau belaſtete 
Oft- und Weſtpreußen jahrzehntelang in empfindlichſter Weiſe. Die 
Leiſtungen beſtanden in jährlichen Geldbeiträgen, umgelegt nach Ver⸗ 
hältnis der gezahlten Kontribution, und in der Ausſtattung einer beſtimmten 
Anzahl von Schanzarbeitern durch die Dörfer und Güter). Als Feſtungs⸗ 


1) Geh. St⸗A. Tit, 34 Gelt, 6 Nr. 1. Bericht des Geh. Ob⸗Finanzrats von Burg- 
hoff 1782. 

) Gutsarch. Beynuhnen Nr. 9. Die zum adligen Gut Angerapp binzuerworbenen 
tölmifchen Güter Sargen und Schuppowen hatten 1781 an die „Hochlöbliche v. Leſſowſche 
Regimenter“ und zwar „an die Leib⸗Esquadron Hufarren nach Goldap“ abzugeben: 
Sargen 20 Sch. 9 Mg. Hafer, 8 Zentr. 78 Pfd. Heu, 1 Schock, 3 Bund Stroh, 
Schüpdewen 13 . 14% „. „Ba ` . 
Im Jahre 1782 war eine fait gleiche Fouragemenge „nach Pillfallen an bie 
Esquadron des Herrn Rittmeifter von Krahn auf den 26. oder 27. September“ abzu⸗ 
liefern. 1702 betrug die geforderte Fourage bereits 

für Sargen: 67 Sch. Hafer, 15 Zentr. Heu, 1 Schock 36 Bund Stroh, 

für Schuppowen: 45 — 2 

Bar, Weſtpr. I S. 344. Im Sommer 1777 wurden täglich 6000 Handarbeiter, 
130 Wagen, 50 Maurer und ebenſoviel Ziegelſtreicher gebraucht; 1778, forderte der 
König 5000 Arbeiter, 150 Wagen, 1100) Klaſter Feldſteine, 100 Maurer und 150 Biegel- 
ſtreicher. Vgl. auch Joachim, J. F. Domhardt S. 178. 
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arbeiter ſollten nicht Hubenwirte ausgerüftet werden, ſondern Eigen- 
kätner, Inſtleute, Einlieger und Knechte. Dieſe hatten keine Geldbeiträge 
zu leiſten, „da ſie die Arbeit beim Veſtungs⸗Bau verrichten müßen, die 
Landeslaſt, die denen angeſeſſenen Einſaſſen durch die Geldbeiträge drückend 
wird, an ihrem Cörper empfinden“ ). Den Heinen Ackerwirt in den unfrucht⸗ 
baren Teilen Maſurens beſchwerte dieſe allgemeine Auflage „beſonders 
durch die Ausrüſtungskoſten für die Mannſchaften, immaßen jeder Hand⸗ 
arbeiter, der nach Graudenz geſchickt wird, ſechs, ſieben und mehrere Thaler 
an Zuſchuß⸗, Neife- und Zehrungsgeldern empfängt und dennoch kaum 
zu erhalten ſtehet“ ). 


8 4. Die früher in Oſtpreußen gebräuchlichen Maße, Gewichte und 
Münzen). 


1. Die Längenmaße. 


Am Ende des 18. Jahrhunderts bediente man fih im Preußiſchen 
Staate hauptſächlich des rheinländiſchen Maßes. Dies Maßſyſtem war 
ein 12 teiliges: 12 Linien machten einen Zoll, 12 Zoll einen Fuß und 12 Fuß 
eine Rute aus. Das rheinländiſche oder preußiſche Maß wurde kurzweg 
auch als Werkmaß bezeichnet (1 rheinl. Fuß = 0,81385 m). 

In Oſtpreußen hatte ſich daneben das aus der Ordenszeit ſtammende 
kulmiſche Maß erhalten. Die in 15 Schuh oner Fuß eingeteilte altkulmiſche 


1) Geh. StA. a. a. O. 
3) Ebenda. Im Oletztoiſchen Kreiſe hatten 1776/81 zum Feſtungsbau geleiftet 


die Amter an baren Beiträgen an geſtellten Mannſchaften 
N 5732 Nil. 5 Gr. 1a Pf. 538 Schanzarbeiter 
Denn. 4701 „ 88 „ H „ 532 D 
Oimochen . . 4563 4, 4 584 D 
Drygallen . . 9097 „ 31 „ 15½ „ 872 S 
Johannisburg. . 6932 „ 61 „ 13 „ 795 = 
EE 14695 „ 67 „ 14½ „ 909 D 
Oles 3805 „ 70 "be 336 CG 
Polommen.. . . 68252 „ 11, 3 „ 834 S 
Strabaunen . 5920 25 „ 4 „ 593 2 
Bufammen . . . 6876 „ 5 „ II „ 6053 = D 

zu je 5 Ril. der 

Mann macht. . 30265 „; dazu haben die vom Adel noch ge⸗ 
leitet 5570 „ 48, 
macht im 


umma IT Mii. 53 Gr. II N. 

8 ) Benutzt wurden Baczto, Handb. d. Geſch, Erdbeſchr. u. Stat. Pr. Tell II. 

e Nelckenbrecher, Noback, Leonhardi, eine mit J. C. W. gezeichnete 

ee Darig, „De mensuris ponderibus et moneta Prussiae“ (Mitr. im Rbg. 
“Arch. — S. 125) und die neuerdings erjhienene Abhandlung von H. Roeder. 
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Rute maß 13,770 rheimändiſche Fuß. Je 2 Schuh gehörten zu einer Elle 
und 7% Ellen zu einer Rute. Auf dem Landtage 1577 wurde beſchloſſen, 
der alten Rute zwei Mannsdaumen zuzulegen; jo entſtand das neukulmiſche 
Maß. Die neukulmiſche Rute hielt 13,985 rheinländiſche Fuß. Größere 
Entſernungen beſtimmte man nach Seilen und Meilen. 10 Ruten bildeten 
ein Seil und 180 Seile eine preußiſche Meile ). Die Meile enthielt alfo 
1800 neufulmiſche — 209734 rheini. Ruten. 

Das neukulmiſche Maß galt in Oſtpreußen, das Ermland ausgenommen, 
allgemein bis 1722. Dann führte man anläßlich der Waldburg⸗Görneſchen 
Wie derherſtellungsarbeiten in Litauen das oletzkoiſche Maß ein. I oletz 
koiſche Rute enthielt 13, 28575 rheinl. Fuß. 


2. Die Flächenmaße. 

Hier verdienen vor allen Dingen die gebräuchlichſten Feldmaße eine 
eingehende Betrachtung. Den Längenmaßen entsprechend, gab es alt- 
iulmiſche, neukulmiſche und oletzkoiſche Quadratruten. Ein 30 Ruten in 
die Länge und eine Rute in die Breite gemeſſenes Ackerſtück hieß ein Ge- 
wende; 10 Gewende oder 300 Quadratruten bildeten einen altkulmiſchen 
bzw. neukulmiſchen bzw. oletzkoiſchen Morgen, und je 30 Morgen machten 
eine Hufe aus. Bei allen Verſchreibungen vor 1577 war die altkulmiſche 
Hufe gebräuchlich, bei Verleihungen an Stammpreußen oder Polen auch 
der Haken. Ein Haken enthielt 20 Morgen oder zwei Drittel einer alt⸗ 
kulmiſchen Hufe. Zur altpreußiſchen Quadratmeile gehörten 1800 x 1800 
= 3240000 Quadratruten = 360 neukulmiſche Hufen. 

Um 1750 bürgerte ſich noch das auf der rheinländiſchen Rute be⸗ 
ruhende ſogenannte magdeburgiſche Hufenmaß ein. 180 rheinländiſche 
Quadratruten machten einen magdeburgiſchen oder preußiſchen Morgen 
und 30 ſolcher Morgen eine magdeburgiſche Hufe aus. Um das Durch⸗ 
einander der Hufenmaße einigermaßen zu ordnen, legte das Feldmeſſer⸗ 
Reglement von 1755 folgende drei Feldmaße für Oſtpreußen und Litauen 
geſetzlich feft: 

1. das neukulmiſche Maß ſollte verbindlich ſein für alle Güter der 
Adligen, Kölmer, Freien und Schatulleneinſaſſen, 

2. das oletzkoiſche Maß für alle unter ſtaatlicher Grundherrſchaft 
ſtehenden bäuerlichen Grundſtücke, 

3. das magdeburgiſche Maß für alle Domänenvorwerke und ſonſtigen 
unmittelbaren Staatsgüter. 


Als dann 1772 das Ermland unter preußiſche Herrſchaft kam, beſtanden 


1) Die Landſtraße ſollte 1 Rute in die Breite ausgeworfen werden, aljo jede Meile 
Weges 6 Morgen enthalten. 


are 


in Oſtpreußen vier verſchiedene Hufenmaße nebeneinander, was fih auf 
die Dauer als unhaltbar erwies. Deshalb wurden 1793 die drei älteren 
Feldmaße abgeſchafft; das magdeburgiſche oder preußiſche Hufenmaß ſollte 
fortan für Landgüter jeglicher Art allein zur Verwendung gelangen. 

Die völlige Beſeitigung der fo lange im Gebrauch geweſenen Feld- 
maße ging indeſſen nicht jo ſchnell vor ſich. Man bediente fih ihrer auch 
weiter, und es bürgerte ſich in Oſtpreußen mehr und mehr die Gewohnheit 
ein, für Morgen und Hufen verſchiedenes Maß zu verwenden. Wenn man 
kurzweg von der Hufe ſprach, fo war darunter immer die neukulmiſche 
(= 17,838 ha) zu verſtehen, wenn fie nicht beſonders als oletzkoiſche oder 
magdeburgiſche bezeichnet wurde. Letztere war nur im Verkehr der Be- 
hörden und bei amtlichen Tabellen gebräuchlich, im gewöhnlichen Leben aber 
ſo gut wie gar nicht, da ſie gegen die kulmiſche Hufe viel zu klein war; 
ihre Verwendung hätte die altüberlieferten, feſtgewurzelten Begriffe und 
Anſchauungen, namentlich bei den Bauern, in arge Verwirrung gebracht. 

Dagegen bediente man fih des magdeburgiſchen oder preußiſchen 
Maßes gern bei Vermeſſung kleinerer Flächen. Nach kulmiſchen Morgen 
wurde ſelten gerechnet, und wenn von Morgen ſchlechtweg ohne nähere 
Bezeichnung die Rede war, ſo handelte es ſich in den meiſten Fällen um den 
magdeburgiſchen von 180 rheinländiſchen Ruten (= 25,532 a). Dem all- 
gemein üblichen Gebrauch hat ſich Verfaſſer in dieſer Arbeit angepaßt. 
Wo kurzweg von Hufen geſprochen wird, handelt es id) ſtets um die neu- 
kulmiſche, wenn nichts weiter hinzugefügt wird. Bei Angabe der Morgen- 
zahl wird dagegen immer das magdeburgiſche Maß angewendet werden. 

Das Verhältnis der drei älteren Feldmaße zum magdeburgiſchen war 
das folgende ): 

1 altkulmiſcher Morgen = 395,27 Quadratruten magdebg. 

= 2 Morgen 35,27 Quadratruten magdebg. 

1 neukulmiſcher Morgen — 407,46 Quadratruten magdebg. 
2 Morgen 47,46 Quadratruten magdebg. 
= 367,73 Quadratruten magdebg. 
= 2 Morgen 7,73 Quadratruten magdebg. 


1 oletzkoiſcher Morgen 


Oder nach Huſenmaß: 

1 altkulmiſche Hufe — 65,84 Morgen magdebg. 
2 Hufen 5,84 Morgen magdebg. 
67,91 Morgen magdebg. 
2 Hufen 7,91 Morgen magdebg. 
61,29 Morgen magdebg. 
2 Hufen 1,29 Morgen magdebg. 


1 neukulmiſche Huf, 
1 oletzboſche Hufe 


) Leonhardt S. 156 gibt hierzu ganz widerſinnige Verhältniszahlen. Völlig 
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Da die im 19. Jahrhundert in Ostpreußen allgemein gebrauchte 
preußiſche Hufe zu 60 Morgen gerechnet wurde, ſo waren dieſe älteren 
Hufenmaße alle etwas größer als die neue preußiſche Hufe. 


3. Die Hohlmaße. 

Die alten preußiſchen Maße und Gewichte waren durch eine am 
27. Juli 1714 gegebene Verordnung auf den Berliner Fuß gebracht worden, 
weil „durch eine unbeſchreibliche Menge von allerhand Scheffeln, Maaßen, 
Ellen und Gewichten, welche ſich in Unſern von Gott uns verliehenen 
Ländern und Provintzien allenthalben finden, große Vervortheilungen, 
Klagten, Confusiones und Unordnungen bißherentſtanden“. Das allgemein 
gebräuchliche Hohlmaß war fortan auch für Ostpreußen der Berliner Quart 
oder Stof, etwa 65% Kubikzoll rheinl. (1,145 D enthaltend; er betrug 
nur 1 des alten kölmiſchen Stofes. Die Biertonne faßte in der Regel 
100, ein Ohm 120 oder 132, ein Oxhoft 180 und ein Anker 30 oder 33 
Stof. 12 Tonnen oder 1200 Stof bezeichnete man auch als eine Laſty. 

Im gewöhnlichen Verkehr blieben vielfach noch die alten preußiſchen 
Maße im Gebrauch, wodurch ſich der Umſtand erklärt, daß für eine und 
dieſelbe Maß- bzw. Gewichtseinheit zweierlei Größen in Anwendung 
kamen. Der 36 kölmiſche Stof meſſende alte preußiſche Scheffele) wurde 
durch genannte Verordnung 1714 abgeſchafft und an deſſen Stelle der 
etwas größere Berliner Scheffel') als geſetzliches Getreidemaß eingeführt. 
Er war in 16 Megen geteilt). Im örtlichen Verkehr gebrauchte man auch 
den oletzkoiſchen und Wartenburger Scheffels), die jeder etwas mehr Inhalt 
hatten als der Berliner oder neue preußiſche Scheffel. 24 preußiſche Scheffel 
nannte man ein Wiſpel. Beim Getreidehandel wurde nach Laſten gerechnet. 
Eine Getreidelaſt betrug nach dem alten preußiſchen Maß 60, nach dem 
neuen Maß aber nur 561%, Scheffel. 
Das Holz wurde im 18. Jahrhundert nach Achteln gemeſſen. Ein 


zuverläſſig it nur Suchodoletz, der als Oberteichtnipeftor und Landmeſſer jahrzehnte⸗ 
lang in Oſtpr. tätig war. 


1) Leonhardis Angaben S. 159 ſtehen im Widerſpruch zu denen der anderen 
genannten Verfaſſer. d 

Für Hafer batte es einen beſonderen größeren Scheſſel von 42½ Stof gegeben. 

3) Er enthielt 46%, Berliner Stof oder 54,962 1 (1 My. — 3,485 1). 

4) Eine erneute Verfügung vom 30. Auguft 1714 ſchaffte den beſonderen Hafer- 
ſcheſfel gänzlich ab. Künftig follte auch für Hafer nur das Berliner Maß verwendet 
werden, doch mit dem Unterschiede, daß „aller Hafer, er feh gelb, bundt oder rauch, an- 
Mett daß Rocken und Gerfte geſtrichen wird, geräuffelt werde, und zwar, daß von Hajer 
über dem Scheffel ſoviel ſtehen bleibe, damit weder das Streich⸗Eiſen noch der Rand des 
Scheſſels geſehen werden können“. 

a 7 Scheffel 8 Metzen Wartenburger Maß = 10 Sch. 5 Mt. Berliner Maß. 
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Achtel beſtand aus einem 8 Fuß breiten und 9 Fuß hohen Stoß 5 Fuß 
langer Kloben, ſo daß der Inhalt 360 Kubikfuß betrug. Das Achtel teilte 
man in 8 Kornikel. Vereinzelt wurde das Holz ſchon in Klaftern zu je 
108 Kubikfuß aufgeſetzt. 


4. Die Gewichte. 


Einheitsgewicht war das Berliner Pfund (467,711 g), das in 32 Loth 
eingeteilt wurde; ein Loth enthielt 4 Quentchen. Im Großhandel rechnete 
man nach Stein, Zentnern und Schiffspfund. 33 Pfund machten einen 
Stein, 110 Pfund einen Zentner und 330 Pfund ein Schiffspfund aus. 
Bei der Schafwolle rechnete man nur 22 Pfund auf einen Stein. 
Leonhardi gibt den kleinen Stein nur zu 20 Pfund an, was aber mit 
den Tatſachen nicht übereinſtimmt. 


5. Die Münzen. 


Während bei den königlichen Kaffen in der Regel nach Reichstalern :) 
gerechnet wurde, war im täglichen Verkehr der Gulden (fl.) viel gebräuch⸗ 
licher. Neben dem preußiſchen lief auch der polniſche Gulden um. Zu 
einem Reichstaler gehörten 3 preußiſche oder 6 polniſche Gulden. Der 
preußiſche Gulden zählte 30 Groſchen und der Groſchen 18 Pfennig; doch 
war der Pfennig nur Rechnungsmünze. An ausgeprägten Geldſtücken 
befanden fich im Umlauf der Schilling = 6 Pf. aus Kupfer, ferner aus 
Silber: Ein- und Zweigroſchenſtücke, Dütgen (3 Gr.), Sechſer (6 Gr.), 
Achtzehner (18 Gr.) und vereinzelt auch Achtehalber (wovon 4 einen 
preußiſchen Gulden ausmachten). Die einſtmals als Rechnungsmünze fo 
beliebte Mark (20 Gr.) fand im Verkehr nur noch ſelten Verwendung. 


6. Beſondere Stück und Zählmaße. 


Allgemein gebräuchlich war bei gewiſſen Gegenſtänden das Zählen 
nach Dutzend, Mandel, Schock und Gros. Beſondere Bedeutung für das 
platte Land hatten die Benennungen für beſtimmte Garn- und Leinwand- 
mengen. Das Garn wurde mit der Haſpel gemeſſen. 40 Fäden von je 
3% Ellen Länge gehörten zu einem Gebinde, 20 Gebinde zu einem Toll 
oder Tall, 2 Tall zu einem Stück Garn. Bei der Leinwand machten 40 Ellen 
ein großes und 36 Ellen ein kleines Stück oe", 


„) Nach dem von 1750—1821 in Preußen geltenden ſogenannten Graumannſchen 
Münzfuß wurden aus der tölniſchen Mark (233,85 g) 14 Taler geprägt. 
fi 0 g ig 
) Auch hier find Leon hardis Angaben nicht zutreffend. 


Erftes Bud: 
Die Beſitzverfaſſung. 


SL Vorbemerkung. Grund herrſchaft und Beſitzrechte. 


Unter den oſtdeutſchen Kolonialgebieten nahm das Ordensland 
Preußen eine beſondere Stellung ein. Die innere Verfaſſung des Ordens. 
ſtaates, eines halb geiſtlichen, halb weltlichen Gebildes, bedingte auch 
beſondere Formen der Landesverwaltung und Beſitzverfaſſung. Die ger 
waltſame Unterwerfung des Landes, die zur Knechtung eines großen Teiles 
der Stammpreußen und in der Folge zu einem Jahrhunderte dauernden 
Gegenſatz in den rechtlichen Beziehungen der ländlichen Bevölkerung führte; 
der kriegeriſche Geiſt des geſamten Staatsweſens, der ſich in zahlloſen 
Kriegsfahrten gegen Polen und Litauer immer aufs neue betätigte; die 
planmäßige und nachhaltige Beſiedlung der eroberten Gebiete mit deutſchen 
Einwanderern; die von einer Stelle ausgehende ſtraffe Leitung des Ganzen: 
dies ſind in Kürze einige der Haupturſachen für die Entſtehung dieſes 
beachtenswerten mittelalterlichen Staatsgebildes. x 

Da die Verteilung und Benutzung des Bodens in erheblichem Maße 
durch das politiſche Gefüge eines Staates beeinflußt wird, ſo darf es nicht 
wundernehmen, daß die Agrarverfaſſung Preußens merklich von der der 
Nachbarländer abwich. Zwar traten nach dem Untergange des Ordens 
mancherlei Veränderungen in den ländlichen Beſitzverhältniſſen und in der 
Wirtſchafts⸗ und Betriebsweiſe ein; fie waren aber nicht jo tiefgreifend, 
daß die urſprüngliche Anlage völlig verwiſcht wurde. Vollends in der 
Zeit vor 1807 lagen die Einrichtungen der Koloniſationszeit noch ſehr klar 
zutage. 

Der Deutſche Ritterorden ſah ſich kraft des Eroberungsrechts als den 
rechtmäßigen Eigentümer aller unterworfenen Gebiete an. Er war der 
erſte und alleinige Grundherr des Landes. Indem er einen Teil der Lände⸗ 
reien in Form von Dienſtgütern an Privatperſonen austat und dieſen 
zugleich die ihm als Landesherrn zuſtehenden Rechte mehr oder minder 
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vollſtändig einräumte, entſtand neben der Landesherrſchaft eine große 
Hahl faſt unabhängiger Beſitzungen: die adligen Güter. Die adlige Be- 
ſitzung (Rittergut) bildete ein abgeſchloſſenes Gebiet, innerhalb deffen 
Grenzen der Beſitzer weſentliche Rechte, die ſonſt nur der Landesherrſchaft 
zuſtanden, aus eigener Machtvollkommenheit ausübte. 

Es beſtand ſomit ſeit der erſten Beſiedlung des Landes hinſichtlich 
der Beſizverfaſſung eine ſtrenge Zweiteilung, die ſich bis ins 19. Jahr 
hundert erhalten hat: 1. die unter der Grundherrſchaft des Landesherrn 
ſtehenden Gebiete und 2. die privaten Grundherrſchaften. Zunächſt wird 
hier von den unter staatlicher Grundherrſchaft befindlichen Ländereien 
die Rede fein; der adlige Beſitz bleibt vorläufig unberückſichtigt. 


Das hervorſtechendſte Merkmal der altpreußiſchen Agrarverfaſſung war 
die Mannigfaltigkeit der den ländlichen Grundſtücken zuſtehenden Beſitz⸗ 
rechte. Teilweiſe den bei der erſten Verleihung der Güter zugeſtandenen 
Freiheiten und Gerechtſamen gemäß, teilweiſe infolge rechtlich bindender 
Beſchlüſſe der Landtage, lam es zu einer unterſchiedlichen Behandlung 
und Abſtufung des ländlichen Beſitzſtandes, die ſchließlich eine allgemeine 
Klaſſifizierung der Güter herbeiführte. Seit dem Anfange des 17. Jahr. 
hunderts wurde der geſamte Grund und Boden in drei Hauptgruppen, in 
adlige, kölmiſche und bäuerliche Ländereien geſchieden. 

In der Hauptſache durch die ſeit den Zeiten des Großen Kurfürſten 
von den Hohenzollern emſig betriebene Siedlungstätigkeit hervorgerufen, 
erfuhren die unter der Grundherrſchaft des Staates ſtehenden kölmiſchen 
und bäuerlichen Ländereien eine mehr und mehr zunehmende Speziali⸗ 
ſierung des Beſitzrechts. Ums Jahr 1800 gab es in Oſtpreußen und Litauen 
eine derartige Fülle von Beſitzrechten, daß nur der mit der Geſchichte und 
den Rechtsverhältuiſſen jener Provinzen eng Vertraute die rechtlichen Be⸗ 
ziehungen der einzelnen Beſitzſtellen auseinanderzuhalten vermochte ). 


1) Diefer Erwägung entſprang jedenfalls die Anweifung, die das General⸗Direktortum 
unterm 16. Ottober 1803 an die Oſtpreußiſche Kammer richtete, die vielfachen Be- 
nennungen für die königlichen Einſaſſen einzuſchrünten und eine Neueinteilung nach 
größeren Gruppen vorzunehmen. Die Kammer machte dagegen geltend, daß dann die 
rechtlichen Beziehungen der verſchiedenen Untertanen verdunkelt werden und diefe Da 
mancher Obliegenheiten und Dienſte entſchlagen könnten. Sie erachtete die Einordnung 
der Immediateinſaſſen in die 14 Klaſſen — Preußiſche Freie, Alt⸗Kölmer, Schatulle 
Kulmer. Emptpteuten, Erbpächter, Scharwertsbauern, Erbfreibauern, Schatullbauern, 
Hochzinſer, Aſſekuranten, Beutnerbauern, Koloniſten. Eigenkätner, Kaufgäetner — für 
unbedingt notwendig und begründete das folgendermaßen: „Von dieſen Benennungen 
hat bisher eine jede einen verſchiedenen Inbegriff von Rechten und Verbindlichkeiten jo 
beſtimmt bezeichnet, daß es nur der bloßen Erwähnung diejer Benennungen bedurfte, um 
von den Rechten und Verbindlichteiten derjenigen, denen fie beigelegt worden, einen 
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Es erſcheint notwendig, im voraus eine grundſätzliche Scheidung zu 
vollziehen. Die Landesherrſchaft hatte den ihr zugehörigen Landbeſitz 
entweder in Eigenbewirtſchaftung genommen oder ihn unter den mannige 
fachſten Bedingungen an ihre Untertanen ausgegeben. Die auf landes. 
herrliche Rechnung durch Adminiſtratoren oder Pächter bewirtschafteten 
Ländereien ſtellten den Domänenbeſitz im engeren Sinne dar. Weit 
umfangreicher war der den Untertanen dargereichte Grund und Boden. 
Alle diejenigen, die vom Staate Landbeſitz empfangen hatten, bezeichnete 
man mit dem gemeinſamen Namen Amts- oder Domäneneinſaſſen. Die 
Benennung Immediateinſaſſen bedeutete dasſelbe und bekundete zugleich, 
daß dieſe Leute keinem privaten Grundherrn, ſondern unmittelbar der 
landesherrlichen Gewalt unterſtanden. 

Entſprechend der urſprünglichen Sonderung des bäuerlichen Landes 
vom kölmiſchen Beſitz, ſchieden ſich die Domäneneinſaſſen hinſichtlich der 
Beſitzrechte in zwei große Gruppen: entweder hatte der Staat den Mn- 
nehmern nur die Nutznießung der Grundſtücke eingeräumt, fich ſelbſt aber 
das Obereigentum (dominium directum) am Grund und Boden vor- 
behalten, oder dem Erwerber war die volle Verfügungsgewalt über das 
Beſitztum mit übertragen worden, womit die Abhängigkeit vom Ober- 
eigentümer fortfiel. Im erſten Falle handelte es ſich um abgeleiteten 
(bäuerlichen) Beſitz, im anderen um wirkliches Eigentum (kölmiſchen Beſitz). 

Der abgeleitete Befit zeigte verſchiedene Formen: unerblichen und 
erblichen Laßbeſitz, Zeitpacht, Zeitemphyteuſis, Erbzins und Erbpacht. Das 
Eigentum konnte entweder als beſchränktes — Erbfreie und Aſſekuranten — 
oder als unbeſchränktes — Kölmer, Freie, Schatulleinſaſſen und Eigen- 
kätner — in Erſcheinung treten. 

Die unter landesherrlicher Grundherrſchaft ſtehenden Ländereien 
werden, den ſoeben geſchilderten Verhältniſſen entſprechend, in drei Ab⸗ 
Schnitten nacheinander eine eingehendere Betrachtung finden: 1. der ſtaat⸗ 
liche Domänenbeſitz im engeren Sinne, 2. der zu abgeleitete Beſitzrecht 
an die Immediateinſaſſen verteilte Grund und Boden und 3. die unter 
ſtaatlicher Grundherrſchaft befindlichen eigentümlichen Beſitzungen. 


deutlichen Begriff bervorzubringen, ohne auf derselben Verſchreibungen rerurriren zu 
dürfen“ (Geh. St.- A. hen. Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Selt. 1 Nr. 80.) 
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1. Hauptteil. 


Die unter ſtaatlicher Grundherrſchaft ſtehenden ländlichen 
Gebiete. 


1. Kapitel. 
Der laudesherrliche Domänenbeſitz im engeren Sinne. 


8 2. Die Domänenbewirtſchaftung bis zur Einführung der Generalpacht. 


Die oſtpreußiſchen Domänen gingen aus den meiſtens in der Nähe 
der Burgen angelegten Ackervorwerken des Deutſchen Ordens hervor. Zur 
Einrichtung und Beaufſichtigung Meier ſtaatlichen Eigenwirtſchaften be- 
ſtanden in den meiſten Komtureien beſondere Kammerämter. Die Ordens⸗ 
brüder erzeugten bedeutende Mengen der verſchiedenſten landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte und trieben namentlich mit Getreide einen ſchwungvollen 
Außenhandel. Im 14. und teilweiſe noch im 15. Jahrhundert deckte Preußen 
in erheblichem Maße den Getreidebedarf der nordiſchen und weſteuro⸗ 
päiſchen Länder. Über Zahl und Umfang der von Ordeusbeamten bewirt⸗ 
ſchafteten Landgüter find wir bisher nicht genügend unterrichtet. Mit der 
ſinkenden Ordensmacht verringerte ſich der Beſtand der Ordensvorwerke 
in den altbeſiedelten Landesteilen mehr und mehr. 

Markgraf Albrecht führte 1525 die Verweltlichung des Ordensſtaates 
herbei und ſetzte ſich als Landesherr in den Beſitz aller dem Orden un⸗ 
mittelbar zugehörigen Ländereien). Die Ordenshäuſer, die Vorwerke 
und alle noch herrenloſen Landſtriche wurden als landesherrliche Domänen 
erklärt und in die Verwaltung der herzoglichen Amtskammer einbezogen. 
Albrecht war nunmehr, gleich den übrigen Fürſten jener Zeit, der reichſte 
Grundbeſitzer des Landes. Mit Aufhebung der beiden Bistümer Samland 
und Pomeſanjen wuchs der herzogliche Domanialbeſitz noch bedeutend. 

Bald nach 1525 ſetzten aber die großen Landverleihungen an ehemalige 
Ordensbrüder und Günſtlinge des Herzogs ein und führten zu einer be⸗ 
deutenden Verringerung des herzoglichen Beſitzes. Die dauernden Geld- 
verlegenheiten zwangen Albrecht zu fortwährenden Verpfändungen ganzer 
Amtere); schlechte Wirtſchaft und Veruntreuungen blieben an der Tages- 
ordnung, jo daß mit regelmäßigen Kammereinkünften nicht mehr gerechnet 
werden konnte. Dem die Vormundschaft über den gemütskranken Herzog 


) Bol. darüber Schweich ler, Das Domänenweſen unter Herzog Albrecht im 
Preußen (Mitteil. d. Literar. Geſellſch. Maſovia, Heft 17 S. 74 ff) 
Ebenda, 1565 waren beifpieläweife 16 herzogliche Amter verpfändet. 
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Albrecht Friedrich führenden tatkräftigen Markgrafen Georg Friedrich 
gelang es, die Ämter wieder einzulöſen; aber unter den brandenburgiſchen 
Kurfürſten gerieten von neuem größere landesherrliche Beſitzungen in 
Pfandbeſitz der Amtshauptleute und anderer vermögender Perſonen ). 

Die Bewirtſchaftung der landesherrlichen Vorwerke geſchah anfänglich 
durch herzogliche Kammerbeamte unter Aufſicht der Regimentsräte ); in 
der kurfürſtlichen Zeit hatte daneben die Verpachtung Eingang gefundene). 
Das preußiſche Kammerweſen befand ſich in einem Zuſtande unſagbarer 
Zerrüttung ); ein 1662 dem Kurfürſten Friedrich Wilhelm zugehender 
Bericht ſchilderte das greuliche Durcheinander bei der Domänenbewirt⸗ 
ſchaftung mit packender Anfchaulichteit). 

Eine langſame Geſundung der argen Zuſtände im Herzogtum Preußen 
konnte erft eintreten, als der durch den Vertrag von Wehlau 1657 zu un- 
abhängiger Herrſchaft gelangte Kurfürſt die Eingriffe der Stände in die 
allgemeine Landesverwaltung ſchrittweiſe abzuſchaffen vermochte. Durch 
die Ernennung des Hofkammerpräſidenten als Dezernenten für alle Rammer- 
angelegenheiten in den Provinzen bahnte Kurfürſt Friedrich Wilhelm Ende 
der ſiebziger Jahre eine Zentraliſation im Geſchäftsbereich des Domänen 
weſens an, und mit der 1689 bewirkten Begründung des Hofkammerkolle⸗ 
giums wurde ſie beendet. Mit der Unterordnung der Preußiſchen Kammer 
unter die Berliner Oberbehörde verlor die von den Ständen abhängige 
Regierung zu Königsberg mehr und mehr die Möglichkeit, ſich überhaupt 
in den kurfürſtlichen Kammerbetrieb einzumiſchen ). 

Bodo vonͤKnyphauſen, der 168 mit der Leitung des Kammerweſens 
aller Provinzen betraut wurde, wußte die verworrenen Zuſtände in der 
Domänenverwaltung und bewirtſchaftung zu beſeitigen und eine allge- 
meine Beſſerung zu bewirken, „dank der allgemeinen Einführung eines 
verhältnismäßig gut geordneten Pachtſyſtems, ſowie eines geregelten 
Domänenetatsweſens“ ). Nach ſeinem Sturze kam es unter dem Grafen 


1) Orlich, Geſchichte des Pr. Staates I S. 380 f. 1678 laſtete auf den preußiſchen 
Domänen die gewaltige Schuld von 887679 Nil. 22 Gr. „Mit Ausnahme der Aemier 
Barten, Johanntsburg, Löten, Lyd, Orteisburg und Rhein waren alle übrigen gauz 
oder zum Zeil verpfändet“ Beiſpielsweſſe befanden fidh in Pfandbeſiß vom Amte 
Brandenburg 1 Vorwerk, 2 Mühlen, 26 Dörfer, vom Amte Fischzauſen 1 Vorwert, 
6 Dörfer, vom Amte Pr. Holland 12 Dörfer, vom Amte Inſterburg 27 Dörfer, vom 
Amte Tapiau 11 Dörfer um. (N. P. P. Bl. 1857 S. 75) Vgl. auch Triebel, 
Finanzverwaltung. S 3ff. 

3) Breyſig, Urt. u. Att. XV S. 248. 

3) Ebenda 249 u. 644 u. d. XVI S. 560. 

Ebenda XV S. 5%. und 503. 0 Ebenda XV S. 738f. 

) Ebenda XVI S. 881 f, 890, 926 u. 947. Bal. em Iſaaeſohn, Gesch. d. 
Beamt. II S. 254 fl. ) Stalweit a. a. O. S. 6f- 
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von Witgenſtein wieder zu einem Rückſchlag. Es fehlte die feſte Hand, 
die alles in Ordnung hielt, und ſchnell entartete die oſtpreußiſche Domänen- 
verwaltung“ ). 

Mit einer feſten, möglichst zunehmenden Einnahme aus den Rammer- 
gefällen konnte niemals gerechnet werden. Der Pächter durfte alle Wirt- 
ſchaftseinbußen von der vereinbarten Pachtſumme abziehen, und ſelten 
verging ein Jahr, ohne daß ihm nicht für irgendeinen Ausfall Vergütung 
gewährt werden mußte. Was nützte eine ſolche Einrichtung dem Staate, 
En feine ſtets wachſenden Aufgaben auch fteigender Einnahmen bes 

urfte )! 

Einen Verſuch, die Unvollkommenheiten in der Ausnützung des kur⸗ 
fürſtlichen Kammervermögens mit einem Schlage zu beſeitigen, machte 
Suben von Wulffen mit feinem 1700 dem Fürſten unterbreiteten Plan 
der Vererbpachtung aller Staatsgüter. Er wollte die Domänenvorwerke 
zerſchlagen und an bäuerliche Erbpächter austun. Der dreifache Betrag 
des Pachtkanons ſollte als Erbſtandsgeld eingezahlt werden. Das im Magde- 
burgiſchen und in der Mark mit großer Lebhaftigkeit in Angriff genommene 
Werk ſcheiterte schließlich). In Ostpreußen wäre die Durchführung ſchon 
deshalb äußerſt schwierig, wenn nicht gar unmöglich geweſen, weil die 
Bewohner ihrer ungünstigen Vermögensumſtände wegen das geforderte 
Einkaufsgeld nicht hätten erſchwingen können. So ift man hier über einige 
Verſuche nicht hinausgekommen ). 

Daß auch in Oſtpreußen einzelne Vererbpachtungen durchgeführt ſein 
mëllen, beweiſt ein Bericht der Deutſchen Amtskammer zu Königsberg 
vom Jahre 1717. Sie zeigte an, daß „bereits vorhin die Erbpacht bey 
allen denen Stücken, welche zu des Königs Majeſtät Nachteil gereichen, 
aufgehoben, wegen der wenigen noch übrig ſeienden Erbpachtſtücke aber 
alles mögliche verſucht werden würde, ſie in Zeitpacht vorteilhaft unter⸗ 
zubringen“ ). Bei dieſen Vererbpachtungen hatte es ſich größtenteils um 
geringfügige Beſtandteile des ſtaatlichen Domänenbeſitzes gehandelt, 
namentlich um Mühlen, Krüge und Ackerſtücke beſchränkten Umfanges. 
Von der Zerſchlagung ganzer Vorwerke haben ſich für das Gebiet der 
Deutſchen Amtskammer leine Nachrichten erhalten‘). 


) Ebenda S. 8. 

Fiſchbach, Beiträge 2, Bd. 1 S. 82. Die Einnahmen aus den Amts- und 
Renteigefällen des Herzogtums Preußen betrugen 1696/97 325479 Rtl., die Ausgaben 
für Beſoldung der Beamten, Remiſſionen und Baukoſten 120 467 Rtl., jo daß eine Rein⸗ 
einnahme von 205012 Rtl. zu verzeichnen blieb. 

) Pal. Flatowsti, Beiträge zur Geſchſchte der Erbpacht. 

$) Über „Erbpacht, fiehe unten den Abſchnitt von den Erbpächtern. 

H Fiſch bach, Beiträge 3, Bd. 1 S. 24. 

So Flatowsti und auch Skalwelt a. a. O. S. 152. 
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Dagegen ift ein Beiſpiel des damaligen Verfahrens aus Litauen bee 
kannt. Das Vorwerk Naudwarriſchken im Amte Linkuhnen wurde bis 1705 
von den Dienſtbauern der Dörfer Aleckneiten, Bartſcheiten, Alt- und Neu- 
Buttliſchten und Jägeriſchken bearbeitet. In dieſem Jahre erhielten die 
Bauern die Scharwerksfreiheit; zugleich wurde ihnen das Vorwerk gegen 
einen Zins von 50 Rtl. für die Hufe in Erbpacht gegeben. Die Erbver⸗ 
schreibung verpflichtete die Annehmer auch zur Beſiedlung der in Erbpacht 
erworbenen Ländereien. Es geſchah dies in der Weiſe, daß die Bauern 
aus jedem Dorfe einige Wirte auswählten und mit ihren Gebäuden auf 
dem Vorwerkslande anbauten. Es entſtand dadurch ein neues Dorf mit 
14 Höfen ). 

Die große Peſt in den Jahren 1709—41 hatte die geſamten ländlichen 
Verhältniſſe und beſonders die litauiſchen Domänen in die größte Un⸗ 
ordnung gebracht. Nur durch außerordentliche Maßnahmen konnten die 
entſetzlichen Zuſtände wieder gebeſſert werden. Deshalb ernannte ſchon 
König Friedrich I. zur Wiederherſtellung des ganz verfallenen Kammer⸗ 
und Domänenweſens eine aus ſechs Mitgliedern beſtehende Kommiſſion , 
der durch Inſtruktion vom 16. Februar 171 19) aufgetragen wurde, alle im 
Königreich Preußen eingeriſſenen Mißbräuche abzustellen, den Zustand der 
Amter und Untertanen genau zu erforſchen, den Urſachen des allgemeinen 
Notſtandes nachzugehen und alles, wie es das königliche Intereſſe und 
die Notdurft der Sachen erfordere, wohl zu regeln. 

Unter dem Vorſitz des Grafen Alexander zu Dohna ging die Rom- 
miſſion zuerſt an die Neueinrichtung der Königsberger Amtskammer. Nach 
Beſetzung der Kammerſtellen mit tüchtigen Perſönlichkeiten wurden durch 
ein beſonderes Kammer-Reglement für den geſamten Geſchäftsgang — 
die Beaufſichtigung der Kammerbeamten, die Verteilung der Amter auf 
die Kammerräte, die Bereifung und Beſichtigung der Domänen, das 
Rechnungsweſen u. dgl. — genaue Richtlinien aufgeftellt. Dieſe Umge⸗ 
ftaltung der Deutſchen Amtskammer ward im Jahre 1713 zum Abſchluß 
gebracht; es blieb aber noch die ungleich ſchwierigere Aufgabe, in den von 
der Peſt weit härter betroffenen Gebieten Litauens geordnete Zuſtände 
zu ſchaffen. 


§ 3. Die Domänen unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. 


Ju weit umfaſſenderem Maße nahm Friedrich Wilhelm J. die Wieder- 
herſtellung Litauens in Angriff. Dieſer große Volkswirt auf dem Königs- 
throne führte eine gänzliche Neugeſtaltung der Domänenbewirtſchaftung 


1) K. St.⸗A. Präſt⸗Tab. und Einricht.⸗Akt. des Amts Heinrichswalde. 
) Act. Bor. I S. 137. ) Ebenda S. 138. 
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herbei. Bedeutungsvoll für den Begriff und Beſtand der Staatsgüter 
war der bald nach ſeinem Regierungsantritt unter dem 13. Auguſt 1713 
veröffentlichte Erlaß wegen der Unveräußerlichkeit der Domänen). Der 
vormalige Unterſchied zwiſchen fürſtlichen Schatullbeſitzungen und ben 
eigentlichen Kammergütern ſollte gänzlich aufgehoben ſein und allen alten 
und neuen Erwerbungen von Ländern, Gütern oder Erträgen die Natur 
und Eigenſchaft rechter Domanial-, Kammer- und Tafelgüter beigelegt 
werden. Alle derartigen Güter und Einkünfte durften in Zukunft weder 
verkauft noch verſchenkt oder auf andere Weiſe veräußert werden, ſondern 
ſollten dem Königlich⸗Preußiſchen und Kurfürſtlich⸗Brandenburgiſchen Hauſe 
auf ewig einverleibt ſein. Fortan waren die Domänen anerkanntermaßen 
Eigentum des Staates, und ihre Erträge dienten zur Deckung der Staats⸗ 
bedürfniſſe ). 

Das Jahr 1717 brachte wichtige das Domänenweſen betreffende Ver- 
ordnungen. Zunächſt erſchien am 30. Januar ein neues Reglement für 
ſämtliche Amtskammern, wodurch die Domänenverwaltung in allen Pro- 
vingen eine einheitliche Regelung erfuhr). Der $ 7 bemerkte ausdrücklich, 
daß „Seine Königliche Majeſtät nicht gemeinet find, Dero Domainen- 
Stücke, jo annoch in Erbpacht ſtehen, es ſeyen Aemter, Vorwerke, Mühlen 
oder andere Amts- Pertinentien von Aeckern und Wieſen, darinnen ferner 
nicht zu laffen, ſondern dieſelben förderſamſt in Zeitpacht geſetzt wiſſen 
wollen“. 

Schon als Kronprinz war Friedrich Wilhelm der entſchiedenſte Gegner 
des Lubenſchen Vererbpachtungsgedankens geweſen. Seinem außer⸗ 
gewöhnlich ökonomiſch⸗praktiſchen Sinne war es zuwider, den Landesherrn 
durch rückſichtsloſe Veräußerung des Staatsgutes und Aufhebung aller 
landwirtſchaftlichen Staatsbetriebe allein auf bare Einkünfte zu ſetzen; er 
argwöhnte, dadurch zu ſehr von Steuern und fo letzten Endes von den 
Ständen abhängig zu werden. Die Domänen waren die früheren Jahr- 
hunderte hindurch „in ganz Deutſchland eine weſentliche Grundlage der 
fürſtlichen Macht“; aus ihnen und den mannigfaltigen an ſie geknüpften 
Leiſtungen floß ein großer Teil der landesherrlichen Einnahmen, mit denen 
der Hofhalt und die ordentlichen Regierungsausgaben beſtritten werden 
mußten). Wir finden deshalb den König eifrig bemüht, die vermeintliche 
unheilvolle Einrichtung der Erbpacht mit Stumpf und Stiel auszurotten !). 

Das genannte Reglement und weitere Deklarationen ordneten bis ins 


1) Mylius, C. 0. M. IV. 2 Sp. 161. 

7 Bornhat, Verwaltungsrecht Bd. 2 S. 97. — Vgl. dagegen Cämmerer, 
Die Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg wie, S. 4 ff. 

) Act. Bor. II 508 fl. Fiſchbach 3 127 ff. 

*) Berg, Zelter: vom Stein II S. 59. ) Rante, Sämtl. W. 27/28 S. 160. 
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Heinfte ſämtliche Dienftobliegenheiten der Kammerbeamten und die Ber- 
hältniſſe in den Domänen. Die Domänenpächter ſollten wenigſtens die 
Pachtſumme eines Vierteljahrs als Kaution einzahlen, auch für die von 
den Domäneneinſaſſen zu erhebenden feſten Gefälle und für das empfangene 
Inventar gehörige Sicherheit ſtellen. Den Kammerräten und fonftigen 
Kammerbedienten wurde die Pacht aus „erheblichen Urſachen“ verboten, 
ausgenommen in Litauen, woſelbſt ein Mangel an Pächtern beſtand ). 
Der Kammerpräſident hatte wenigſtens alle 3 Jahre die Amter zu be- 
ſichtigen und die Wirtſchaftsweiſe auf den Vorwerken genau zu unterſuchen. 
Bei der Neuverpachtung der Amter ſollte auf dem Wege des öffentlichen 
Meiftgebots eine Steigerung der Pachtſummen erſtrebt werden; dazu 
müßten ſorgfältige Anſchläge, auch nach Hufenzahl und Güte der Acker, 
angefertigt werden. Die Untertanen ſeien, wo es nur irgend möglich, vom 
Scharwerk zu befreien und auf Dienſtgeld zu ſetzen und die Vorwerke mit 
eigenem Geſpann zu bearbeiten). 

Zu den wicht gſten Neuerungen des Jahres 1717 gehörte die Cin- 
gliederung des Forſtweſens in die Domänenverwaltung. Es beſtand 
ſolange in Berlin ein beſonderes Hofjägermeiſteramt als Oberbehörde 
für die Forſt⸗ und Jagdangelegenheiten. In den Provinzen führten die 
Oberforſtmeiſter die Auſſicht über die landesherrlichen Waldungen. Bei 
der Handhabung der Forſt und Jagdſachen wurde noch zu wenig Rüchſicht 
auf die übrigen Zweige der allgemeinen Landesverwaltung genommen. 
An Verbeſſerung der Forſten wurde nicht gedacht; man ſah höchſtens darauf, 
daß mit dem gewaltigen Waldbeſtande nicht gar zu verſchwenderiſch um⸗ 
gegangen und das Wild gepflegt und geſchont wurde, gehörte doch die 
Jagd zu den bevorzugteſten Vergnügungen des Hofes. Weite Waldſtrecken 
lagen kahl und wüſte und wurden nur ab und zu etwas von den Forſt⸗ 
beamten genutzt. Nunmehr ordnete der König an, daß alle Forſt⸗, Jagd- 
und Grenzſachen zu den Angelegenheiten der Kammer gehören und bei 
verſammeltem Collegio vorgetragen werden ſollten. Der Oberforſtmeiſter 
Lüderitz und Jagdmeiſter Schlieben bekamen Sitz und Stimme in der 
Kammer und ſtanden im Range gleich nach dem Kammerpräſidenten). 

Die Verſchmelzung des Forſtweſens mit der allgemeinen Domänen⸗ 
verwaltung erwies ſich als außerordentlich bedeutungsvoll. Es konnten 
nun anſehnliche Verbeſſerungen in der Bewirtſchaftung der Amter vor- 
genommen werden. Wüſte Forſtſtrecken wurden zur Vermehrung der 
Vorwerksäcker herangezogen oder den Dörfern als Hilfsländereien gegen 
einen mäßigen Zins überlaſſen ). 


1) Skalweit a. a. O. S. 152. ) Stadelmann, Publ. II S. 89 f. 

) Act. Bor. II S. 534 ff. Fiſcbach, Beiträge, 3, Bd. 1, S. 29. 

) Vgl. die weiteren Ausführungen bei Skalweir a. a. O. S. 32 ff. 
Stein, Die ländl. Berfaſſung Oſtprenßens. Schr. d. Juft. . OND. W. Heft 5. 3 
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Der Schwerpunkt der Maßnahmen dieſes unermüdlich tätigen Königs 
neigte in den beiden erſten Jahrzehnten ſeiner Regierung durchaus nach 
Oſtpreußen. Mit Recht haben deſſen dankbare Bewohner dieſem Mon⸗ 
archen auf ſeinem Standbilde in Gumbinnen die Bezeichnung „Wieder⸗ 
herſteller Litauens“ beigelegt. Eine Reformarbeit löfte die andere ab. 
Auf die Umgeſtaltung der Steuerverfaſſung folgte eine gründliche Um- 
wandlung der Betriebs- und Wirtſchaftsweiſe in den Domänen und könig⸗ 
lichen Dörfern, wobei neben dem ſchöpferiſch begabten Grafen Waldburg 
beſonders der Staatsminiſter von Görne mitwirkte. 

Dem raſtloſen Eifer entſprachen anfänglich durchaus nicht die Erfolge; 
die Erwartungen des Königs wollten lange nicht in Erfüllung gehen. Das 
Land war infolge der fo tief eingewurzelten Mißwirtſchaft völlig ruiniert 
und wurde durch öftere Heimſuchungen, durch Seuchen, Mißwachs und Vieh⸗ 
fterben, immer aufs neue geſchädigt. Die Bauern, mit harten Fronden 
belaſtet und durch die alte ungerechte Steuerverteilung völlig ausgeſogen, 
waren an den Bettelſtab gekommen und vermochten ſelten ihren Zins 
reſtlos abzutragen, weshalb fid) die großen Ausfälle in den Domänen- 
einnahmen fortwährend erneuerten. 

Die oſtpreußiſchen Behörden fahen Déi vor eine ſchwere Aufgabe ge- 
ſtellt. Namentlich die im Jahre 1716 in Tilfit neugegründete Amtskammer 
für die litauiſchen Hauptämter arbeitete unter den denkbar ſchwierigſten 
Verhältniſſen. Des Königs unabläſſiges Drängen auf Steigerung der Cin- 
nahmen konnte nur durch eine ſtärkere Belaſtung der Amtseinſaſſen erreicht 
werden, als es ihre Leiſtungsfähigkeit vertrug. Die Folge dieſer Pluz- 
macherei war eine vorübergehende Zunahme der Domäneneinkünfte, der 
dann ein völliger Zuſammenbruch des Kammerhaushaltes folgte. Die 
Verarmung der Provinz ſtieg immer höher, und die Landflucht nahm in 
Litauen einen erſchreckenden Umfang an’). 

Da ſetzten nun 1721 die großen, umfaſſenden Görne⸗Waldburgſchen 
Wiederherſtellungsarbeiten ein, die in Verbindung mit einer groß ange- 
legten Neubeſiedlung der entvölkerten Gebiete den Zweck verfolgten, die 
geſamten Verhältniſſe in den Domänenämtern und beſonders die Daſeins⸗ 
bedingungen der bäuerlichen Einſaſſen auf eine geſundere Grundlage zu 
ftellen. Neuvermeſſungen der Vorwerke und Bauerndörfer erfolgten; die 
Bauern erhielten nach einheitlichem Plane die Ländereien zugeteilt und 
ihre Dienſt⸗ und Abgabenverhältniſſe geregelt; umfangreiche Bauten wurden 
vorgenommen und ganze Dörfer und Städte neu angelegt. Das Haupt⸗ 
amt Oletzko kam zuerſt an die Reihe, dann folgten Inſterburg und Ragnit; 
in den übrigen Gebieten ſah man von vollſtändigen Neueinrichtungen ab 


) Act. Bor. II S. 107 fl. Denkschrift Waldburgs über den Zuſtand Preußens. 
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und beſchränkte ſich auf die notwendigſten Verbeſſerungen. „Das Jahr 
1723 war für die Wiederherſtellung Litauens das wichtigſte Jahr. Es 
wurde ungemein viel geleiſtet. Große Koloniſtenſcharen wurden ange- 
ſiedelt. Dörfer und Vorwerke entſtanden. Der Städtebau wurde be- 
gonnen“ ). 

Ein derartiges gewaltiges Unternehmen konnte nicht ohne allerlei 
Hemmungen und öftere Reibungen zwiſchen den ausführenden Perſönlich⸗ 
keiten bleiben, und manchmal ſchien der große Plan zu ſcheitern. Aber in 
ſolchen heikeln Augenblicken wußte der alle oſtpreußiſchen Vorgänge mit 
lebhafteſter Aufmerkſamkeit verfolgende und deshalb ſich beinahe jedes Jahr 
nach den öſtlichen Landesteilen begebende König, hier ſchlichtend, er- 
munternd und verbeſſernd, dort anordnend, oft ſcharf zurechtweiſend und 
manchmal in heiligem Zorn durchgreifend, die ins Stocken geratenen 
Tätigkeiten immer wieder in Gang zu bringen, und 1725 führte die „Große 
Kommiſſion“ die Arbeiten zu einem glücklichen Abſchluß. 

Vorübergehend fand in den 20er Jahren noch einmal bei den litauiſchen 
Domänen die Adminiſtration Eingang. Der König wollte in den neu ein- 
gerichteten Vorwerken durchaus die „teutſche Wirtſchaft“ eingeführt wiſſen; 
denn von der in Preußen üblichen ſchwerfälligen Wirtſchaftsweiſe hielt er 
nichts. Es fanden Do aber keine deutſchen Pächter, und um fein Vorhaben 
doch durchführen zu können, befahl er, alle Amter, für die teine geeigneten 
Pächter vorhanden wären, in Adminiſtration zu geben). Tüchtige Land. 
wirte aus dem Magdeburgiſchen und Halberſtädtiſchen ſchickte man nach 
Oſtpreußen, oft wider ihren Willen. Aber ſtatt der erhofften Ertrags⸗ 
ſteigerung machte ſich ein empfindlicher Einnahmeausfall bemerkbar. Von 
48 Vorwerken des Inſterburger Bezirks brachten 1723/24 nur die ſieben 
verpachteten einen Barüberſchuß; bei den übrigen adminiſtrierten Vorwerken 
hatten die Einnahmen nur zur Deckung der Ausgaben gereicht. Die Ad⸗ 
miniſtratoren konnten unmöglich in der ihnen ganz unbekannten Gegend, 
auf kaum fertiggeſtellten Vorwerken mit unvollkommenen Wirtſchafts⸗ 
beſtänden in wenigen Jahren ein neues Wirtſchaftsverfahren einführen, 
dazu noch „mit einem unzureichenden und minderwertigen Geſinde und 
mit Fronbauern, die infolge der großen Bauten überanſtrengt waren und 
mit Mißtrauen den königlichen Neuerungen gegenüberſtanden“. 

Als die ſchwere Kriſis des Jahres 1727 noch größere Einbußen zeitigte, 
ließ fih der König von der Unzweckmäßigleit der Adminiſtration auch für 
Oſtpreußen überzeugen?) und gab feine Zuſtimmung zur allgemeinen 


1) Stalweir a. a. O. S. 81, deſſen vorwefflicher Darftellung auch weiter in der 
Hauptſache gefolgt wird. 2) Act. Bor. IV 1 S. 503. 

3) Dem Könige galt die Adminlſtration im allgemeinen ſchon längt als unzweck⸗ 
mäßig, vgl. Act. Bor. Briefe S. 292. e 
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Austuung der oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänen in Generalpachty. 
Vereinzelt hatte dieſe auch früher Anwendung gefunden; ſchon im 17. 
Jahrhundert überließ man den „Arrendatoren“ nicht nur einzelne Vor⸗ 
werke, ſondern gegebenenfalls ganze Amter. Nunmehr aber ſtellte die 
Generalpacht die ausſchließliche Form der Domänenbewirtſchaftung dar; 
in Zukunft hörte die ſelbſtändige Verpachtung einzelner Vorwerke oder 
ſonſtiger Domänenzubehörſtücke grundſätzlich auf. 


Mit der Einführung der Generalpacht begann ein neuer Zeitabſchnitt 
in der Geſchichte der oſtpreußiſchen Domänen. Sie brachte endlich Feſtigkeit 
und Dauerhaftigkeit in den bisherigen Wirrwarr der Amterbewirtſchaftung. 
Für die Verwaltung bedeutete es eine große Vereinfachung, wenn künftig 
nicht allein die königlichen Vorwerke, ſondern auch die Dörfer, Krüge, 
Mühlen, Fiſchereinutzungen, Kalk. und Teerbrennereien, kurzum das ganze 
Kammeramt mit allen Steuergefällen an einen Unternehmer, den General- 
pächter, vergeben wurden. 

Der Generalpächter, gewöhnlich Domänenbeamter oder Amtmann 
benannt, verſah einen umfangreichen Geſchäftskreis. Ihm wurden die 
meiſten Befugniffe der nun überflüſſigen Amtshauptleute übertragen. Er 
handhabte außer der Bewirtſchaftung der Vorwerksländereien noch die 
Polizei, die Steuererhebung und die Gerichtsbarkeit innerhalb der Grenzen 
ſeines Amts. Die von den Amtseinſaſſen zu erhebenden Zinsabgaben und 
Heinen Gefälle wurden in den Amtsanſchlag aufgenommen und dem 
Beamten mitverpachtet. Er haftete für ihr richtiges Einkommen; doch 
durfte er die Zinſen und Abgaben nicht nach eigenem Ermeſſen feſtſetzen 
und verteilen, ſondern mußte ſich genau an die von der Kammer aus⸗ 
gearbeiteten Verzeichniſſe halten. Er handelte alſo bei der Erhebung der 
in die Staatskaſſe fließenden Gefälle lediglich im Auftrage und als Werk 
zeug der Staatsgewalt. Seine Stellung unterſchied ſich weſentlich von der 
berüchtigten Einrichtung der franzöſiſchen Steuerpächter. Denn der 
Generalpächter ſtand im unmittelbaren Staatsdienſt und bezog für die 
Wahrnehmung ſeiner amtlichen Tätigkeit eine freilich nur geringe Be⸗ 
ſoldung. Daß er andererſeits auch landwirtſchaftlicher Unternehmer war, 
verlieh feiner Wirkſamkeit den eigenartigen Charakter; in dieſer Zwitter- 
ſtellung lag ſchon die Gefahr der Hintanſetzung der dem allgemeinen Wohl 
dienenden Betätigung gegenüber eigenfüchtigen Beſtrebungen begründet. 

Ausführliche Vorſchriften regelten die Einkünfte des Generalpächters 
aus der Handhabung der Gerichtsbarkeit. Die Gerichtsſporteln waren im 
einzelnen genau beſtimmt, Geldſtrafen durften nur ſelten erhoben werden. 


) Zur Einführung der Generalpacht im Preußischen Staate vgl. Stadelmann, 
Publ. IT S. 107 u. 111, in Oftpreufen S. 118 u. 125 f. 
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Eine beſondere Sorge des Amtmanns betraf die Überwachung der 
Amtsuntertanen und deren vorſchriftsmäßige Wirtſchaftsführung. Durch 
wiederholte Bereiſung der Amtsdörfer ſollte er fih von dem Wirtſchafts⸗ 
und Vermögenszuſtande der Bauern genaue Kenntnis verſchaffen, die 
pünktliche Befolgung der zahlreichen Verordnungen nachprüfen und die 
ordnungsmäßige Beſetzung der königlichen Bauernhöfe mit allen Mitteln 
erſtreben. 

Das Domänenamt ſtellte demnach eine mit Patrimonialgewalt ang- 
geſtattete Grundherrſchaft dar, die zugleich als Gutsherrſchaft in Erſcheinung 
trat; denn der Domänenbeamte, der Vertreter der Landesherrſchaft, war 
immer auch Leiter eines beträchtlichen landwirtſchaftlichen Betriebes. 

Die Generalpacht beſtand mit geringen Veränderungen bis in den 
Anfang des 19. Jahrhunderts. Sie befriedigte im allgemeinen fo lange, 
als unter Friedrich Wilhelm I. und feinem Nachfolger die Verwaltung 
und Überwachung des geſamten Domänenweſens eine ſo unvergleichlich 
umſichtige und ſtrenge war. Auch bot diefe Form der Domänenbewirt⸗ 
ſchaftung mancherlei Vorteile gegenüber den früheren Methoden. Daß 
man es in jedem Amte nur mit einem Pächter zu tun hatte, bedeutete 
zunächſt für die Aufſicht und Abrechnung eine weſentliche Erleichterung. 
Da es Do bei den Generalpächtern um vermögende Leute handelte, die 
einen namhaften Betrag als Kaution ſtellen mußten, jo durfte man er- 
warten, daß ein Herunterwirtſchaften der Vorwerke und ein damit ver⸗ 
bundener Verluſt für die Staatskaſſe vermieden werden könnte. Der 
Tapitalträftige Pächter vermochte eher Unglücksfälle zu überſtehen und 
leichter Verbeſſerungen im Wirtſchaftsbetriebe zu treffen. 

Dem Generalpächter blieb es überlaſſen, in welcher Weiſe er das 
gepachtete Amt nutzen wollte, ob durch eigene Bewirtſchaftung oder durch 
Unterpächter. Erſteres war hinſichtlich der Vorwerksbewirtſchaftung durch 
aus die Regel, nur kleinere Betriebe und Nutzungsſtücke pflegten mitunter 
weiterverpachtet zu werden. Friedrich der Große erklärte aber 1753, die 
Unterverpachtung künftig nicht mehr dulden zu wollen. Falls das Amt 
dem Generalpächter zu ſelbſtändiger Bewirtſchaftung zu groß wäre, fo 
ſollten ohne deſſen Vermittlung von der Kammer Unterpächter beſtellt 
werden. Dieſe Beſtimmung war mit eine Veranlaſſung zu der bald darauf 
einſetzenden Vererbpachtung der Vorwerke ). Der Generalpächter war 
verbunden, das Amt in gutem Zuſtande zu erhalten, die Vorwerkslände⸗ 
reien ordentlich zu düngen und nicht auszujaugen; der Verkauf des Strohes 
wurde ihm nicht gejtattet?). Die Verbeſſerung der verſchiedenen Nutzungen, 


1) Rojer II S. 84. 
) Bornhak, Verwaltungsrecht Bd. 2 S. 99. 
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der Vorwerke, Brauereien, Mühlen und Fiſchteiche, mußte er Dé ange- 
Tegen fein laffen. 

Dem Domänenbeamten war es unterſagt, neben der Bewirtſchaftung 
der staatlichen Vorwerke noch eigentümliche Güter zu erwerben, weil die 
Gefahr nahe lag, daß dadurch die Amtsuntertanen mit ungebührlichen 
Laſten beſchwert werden könnten. Es kam indeſſen vor, daß gegen dieſe 
Vorſchrift verſtoßen wurde, und die Kammern ließen das meiſt auch ftille 
ſchweigend geſchehen. Bei der allgemeinen Unterſuchung der litauiſchen 
Amter durch den Geh. Finanzrat Burghoff 1778 ſtellte es ſich heraus, 
daß der Beamte von Budweitſchen das 8 Hufen große Gütchen Dagutehlen 
eigentümlich beſaß. Es wurde ihm eröffnet, daß er nicht im Beſitz des Gutes 
verbleiben könnte, ſolange er Generalpächter des Amtes wäre, da das zu 
Beſchwerden der Einſaſſen führen müßte. 

Die Bemühungen der Hohenzollernſchen Herrſcher des 18. Jahrhunderts 
galten immer von neuem einer Beſſerung der ſozialen Zuſtände auf dem 
platten Lande. Das ſelbſtherrliche Schalten und Walten der General- 
pächter ihren Amtseinſaſſen gegenüber ſollte ſoviel als möglich verhütet 
werden. Dieſem Zwecke diente u. a. auch die Anordnung, daß adlige Per- 
fonen von der Übernahme der Generalpacht auszuschließen feien. Friedrich 
Wilhelm I. fürchtete, daß der Edelmann bei der gewaltigen Machtſtellung 
des Adels fon aus feiner Perſon heraus die ihm eingeräumten Amts- 
befugniſſe zum Nachteil der ländlichen Bevölkerung handhaben würde. 
Der Adel hatte bisher die vorteilhafteſten Pachtungen in Händen gehabt ). 
Es handelte fi nun darum, das Land aus den durch Jahrhunderte feft- 
gewurzelten Feſſeln einer ungeſunden Adelsherrſchaft zu befreien; neben 
dem Junkertum ſollte ein bürgerlicher Mittelſtand aufkommen ). 
Einige adlige Perſonen, die eine Domänenpacht übernehmen wollten, 
ſahen fih daher gezwungen, vorher den Adel abzulegen). 

Im Laufe der Zeit zeigten ſich auch bei der Generalpacht mancherlei 
Schattenſeiten. Dem Staatswohle konnte es nicht förderlich ſein, wenn ſich 
einzelne Perſonen auf Halten vieler Tauſende bereicherten. Die Domänen- 
pächter gehörten bald zu den begütertſten Familien des Landes und trieben 
einen auffallenden Luxus. Im Hinblick auf die erklecklichen Gewinne, die 
fie aus ihren Unternehmungen zogen, ſchrieb damals ein Schriftſteller: 
„Es iſt Tatſache, und die tägliche Erfahrung lehrt es, daß unter allen Be⸗ 
dienungen die Pacht eines Domänenamtes, vornehmlich im Litth. Cammer- 
Departement, vor allen andern geſucht wird. Das kommt daher, weil 

) Breyſig, Urkunden XV S. 276. Die Reſolutlon des Kurfürſten Friedrich 
Wilhelm auf die Gravamina der Stände beſtimmte 1640: „Die adlichen Pächter ſollen 
bevorzugt werden, ſobald fie nur ebenſoviel bieten und wirklich zahlen wie andere.“ 

) Schmoller, Gm. Zeitſchr. 30 S. 62. ) Kopp a. a. O. S. 19. 
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in feiner Bedienung und in keinem andern Stande mit der größten Be- 
quemlichkeit fo viel fih erwerben und vor ſich bringen läßt als in einer 
Domänenpacht. Daß ſelbſt Unbemittelte, die das Glück haben, durch Unter- 
ſtützung und Anderer Beiftand ein Amt zu erhalten, in kurzer Zeit alle 
ihre Schulden bezahlen und reich werden“ ). 

Die außerordentlichen Machtbefugniſſe, die der Amtmann in feiner 
Stellung vereinigte, reizten ihn nicht felten zur Bedrückung und Ausbeutung 
der Amtsuntertanen. Beſonders aus dem abgelegenen Litauen, woſelbſt 
die reichen Domänenbeamten allmählich zu einer einflußreichen Sippe 
zuſammenſchmolzen, der ſchwer beizukommen war, ergingen unausgeſetzt 
Klagen über ungerechte und willkürliche Behandlung. Man traf dort teil- 
weiſe noch in viel ſpäteren Zeiten Zuſtände, wie fie in den erſten Jahre 
zehnten des 18. Jahrhunderts an der Tagesordnung geweſen waren und 
von Skalweit alſo geſchildert werden: „In Ausbeutung der Untertanen, 
in brutaler Bauernſchinderei äußerte Dé ihre Selbſtherrlichkeit. Sie 
hielten es ſchließlich für ihr gutes Recht, daß fie von dem Bauern, der mit 
ihnen amtlich zu verkehren Hatte, Geſchenke erhielten. Der Bauer mußte 
ſcharwerken und Vorſpann leiſten, wann es ihnen paßte. In den Dienft- 
häuſern wurden Krüge angelegt und die Amtseingeſeſſenen veranlaßt, 
hier einzukehren. Bei den Kammeramtsgerichten wurden zu hohe Sporteln 
genommen und mehr Geldſtrafen verhängt, als rechtens war“). 

Gerade die den Domänenbeamten überlaſſene Gerichtsbarkeit über 
die Amtsuntertanen bot Veranlaſſung zu den gröbſten Mißbräuchen, 
„indem die Oekonomie⸗Beamten meiſtenteils von der Juſtiz ſehr wenig 
oder faſt gar nichts verſtanden und wegen ihrer nur temporellen Ver- 
waltung die Gerechtigkeit zu ihrem eigenen Nutzen lenkten und drehten, 
oder ſich auch ihres Vorteils wegen unfähige und ſportulſüchtige, von ihnen 
abhängende, mithin nach ihrer Pfeife tanzende Amts⸗Aktuarien hielten, 
folglich nach eigenem Gefallen zu ſchalten und Recht zu ſprechen pflegten, 
wodurch mancherley Ungerechtigkeiten und Bedrückung gegen die Bauern 
und übrige Untertanen verübt wurde“). Als Friedrich II. dann 1770 die 
Domänen⸗Juſtizämter einrichtete, verloren die Generalpächter den un- 
mittelbaren Einfluß auf die Rechtspflege. 

Auch lag die Gefahr der Beſtechlichkeit der die Aufficht über die Amter 
führenden Kammerräte nahe:). In einem Bericht des Provinzialminiſters 
von Schrötter aus dem Jahre 1798 hieß es: „Die littauiſchen Beamten 
wurden wegen ihrer Wohlhabenheit bekannt. Sie waren unter einander 


1) Jahrb. d. Preuß. Mon. 1801 S. 200. ) Stalweit a. a. O. S. 138. 
) Fiſchbach, Beyträge Bd. 1 S. 60. 
) Beyträge zur Finanzgelahrtheit Bd. 1 S. 105; auch Rojer Bd. II S. 86 f. 
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verſchwägert, formierten, ſozuſagen, eine beſondere Rafte und leiteten am 
Ende die Kammer“). 

Es blieb ferner der Hauptnachteil der damaligen Zeitpacht, die Un⸗ 
ſicherheit der jährlichen Kammereinkünfte, im allgemeinen immer noch bes 
ſtehen. Jede ungünſtige Ernte, jedes Viehfterben brachte einen größeren 
oder kleineren Fehlbetrag in den Pachteinnahmen ). 


§ 4. Vererbpachtung oſtpreußiſcher Domänenvorwerke unter 
Friedrich II. 

Hauptſächlich unter den Geſichtspunkten der Bevölkerungsvermehrung, 
der Abſchaffung der bäuerlichen Fronden und der Steigerung des Volks- 
wohlſtandes iſt König Friedrich der Große von neuem an die Vererbpachtung 
der Domänen herangetreten. Er bediente ſich ihrer in erſter Reihe als Mittel 
zur Förderung der inneren Koloniſation, unter Verzicht auf jeden Gewinn. 
Er pflegte die einzelnen Vorwerke in der Regel im ganzen an Erbpächter 
zu vergeben. Ein beſonderes Geſetz wegen dieſes Gegenſtandes mit Vor⸗ 
ſchriften über deſſen Ausführung ift nicht erlaſſen worden. Eine auf die 
Vergebung ſtaatlicher Beſitzungen in Erbpacht bezughabende Beſtimmung 
findet fich nur in der Forſtordnung für Oſtpreußen vom 3. Dezember 17753). 
Sie beſtimmte in Tit. 6 8 6: „Wenn Mühlen, Krüge und andere Domänen- 
ſtücke in Erbpacht ausgethan oder Vorwerke abgebauet werden, ſo ſoll 
in den darüber auszufertigenden Verſchreibungen durchaus nicht freies 
Bau-, Nutz- und Brennholz weiter verſprochen, oder wenn es ger 
ſchehen, dieſe Klauſel als erſchlichen und ungültig angeſehen werden.“ 
Der Erbpächter war für alle Zufälligkeiten und Einbußen in ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft allein verantwortlich und durfte nur ſolche Vergütungen erwarten, 
wie ſie den Kölmern und Adligen bei den Leiſtungen an den Staat gewährt 
wurden. Anfänglich pflegte ein feſter, ſtets gleichbleibender Geldbetrag 
als Erbpachtskanon vereinbart zu werden, und es fand fich in den meiſten 
Erbpachtsverträgen ein dahin lautender Vermerk). 


) Czerwinski, Befreiung der Bauern, Mitt, d. Lit. Gej. Maſovia, Heft 16 
S. 80. Bgl. ferner Joachtm, J. F. v. Dombardt S. 77. 

) In Bartenſtein betrugen die dem Beamten im Laufe der Jahre 1794/1806 ger 
währten Schabenvergütnngen durchſchnütlich jährlich 233 Nil 12 Gr. Dem Pächter des 
Vorwerks Sanden im Amte Hohenſtein wurden 1779/91 im Durchſchnitt jährlich 303 Nil. 
36 Gr. vergütet. Für Kunchenguth betrugen die jährlichen Remiſſionen 1775/87 182 Nil. 
73 Gr. 6 Pf. Das Vorwerk wurde deshalb 1788 gegen einen Erbpachistanon von 
90 Nil. der Ortschaft Kunchenguth überlafjen, die die 1111 Morgen als Hilfsländereten 
benutzte. 3) N. O. C. 1775 Nr. 55. 

4) Den Erbpächtern des 1778 in mehreren Stücken in Erbpacht gegebenen Borz 
werks Seckenburg wurde zugeſichert: „Dieſer Canon oder Erbzins foll niemals erhöht 
werden“. 
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Die Erbpächter mußten ſich allerlei Bedingungen und Verpflichtungen 
unterwerfen, die mit Rücksicht auf das Staatswohl von erheblicher Bedeu⸗ 
tung waren, aber auch eine fortgeſetzte Aufmerkſamkeit der Behörden 
erforderten. Die Verträge enthielten meiſtens Beſtimmungen über die 
Anlage von Obſtgärten, die Vornahme wichtiger Verbeſſerungen im Be⸗ 
triebe, die Anſetzung ausländiſcher Familien u. dgl.). Manchmal kehrten 
ſich die Erbpächter nicht daran, und in den Berichten der Domänenräte 
fanden fich öfter Redewendungen wie diefe: „Es ſteht zu erwarten, daß 
der Erbpächter dieſe Verpflichtungen noch erfüllen werde.“ 

Die erſte Vererbpachtung in Oſtpreußen während der Regierungszeit 
Friedrichs II. geſchah im Jahre 1767 und betraf das Vorwerk Wargienen 
im Amte Waldau. Der Erbpächter erhielt das etwa 1000 Morgen große 
Vorwerk mit dem vollen Inventar gegen einen jährlichen Kanon von 
872 Nil. 51 Gr. 16 Pf. Seine beſitzrechtliche Stellung wurde dahin be- 
ſtimmt, daß er mit dem Erbpachtsgute „als mit ſeinem Eigenthume zu 
ſchalten und zu walten, auch ſolches, jedoch mit Vorwiſſen und Conſens 
der Kammer, zu verkaufen, zu verpfänden, auf einen andern und be⸗ 
mittelten Wirth zu transferiren und zu veräußern, freye Macht und Be- 
fuguis haben foll”, Er zahlte 7 Rtl. Kopf- und Hornſchoß, 2 Ntl. Weidegeld 
und 2 Rtl. 60 Gr. Wohnungsmiete für das Inſthaus. Außer Gemeinde“, 
Kirchen- und Schullaften lieferte er Fourage gegen Bezahlung und ſtellte 
Kriegsfuhren und Vorſpann bei Anweſenheit des Königs. 

Im gleichen Jahre kam es zur Vererbpachtung der beiden Vorwerke 
Gallehnen und Eichen im Amte Pr.⸗Eylau, jenes 598, dieſes 1082 Morgen 
enthaltend, gegen 250 bzw. 300 Ntl. Erbpachtskanon. Jeder Erbpächter 
ſollte 6 ausländiſche Familien anſetzen. Das Inventar wurde ihnen umfonft 
übergeben; es befanden ſich auf Gallehnen u. a. 5 Ochſen, 800 Schafe, 
D Stück Jungvieh, 18 Schweine, 13 Gänſe, 6 Hühner, 124 Schffl. Roggen 
und 140 Schffl. Hafer, auf Eichen 15 Pferde, 7 Ochſen, 33 Kühe, 79 Schffl. 
Roggen, 56 Schffl. Gerſte, 194 Schffl. Hafer und 10 Schffl. Erbſen. 

Der König betrieb das Geſchäft, mit dem er zugleich eine Umwandlung 
und Verringerung des bäuerlichen Scharwerks verband ), ſehr eifrig. Im 


1) Der Erbpächter des Vorwerks Sauden jollte beſtändig 8 Gärinerjamilien unter- 
halten und 5 Bauern mit je 120 Morgen neu anſeten, was er auch vertragsgemäß 
durchführte. Die Vererbpachtung des Vorwerks Jeckſterken im Amte Baubeln wurde 
von der Verpflichtung abhängig gemacht, binnen 3 Jahren 6 Bauern und 4 Gärtner 
anzuſezen, unter denen 6 ausländiſche Familien fein follten. 

2) Im Jahre 1778 befahl der König, anläßlich der Beſchwerden einzelner Koloniſten 
über Bedrücung mit Scharwertsdlenſten, eine genaue Ermittlung, ob es nicht ratſam 
wäre, die beiden Amter Kattenau und Budupönen zu vereinigen und daun zwei Borz 
werte in Erbpacht zu geben, weil „dadurch die Dienfte merklich würden verringert werden 
tonnen“. Der Domäneneinrichtungs-Nommifjarius war aber entschieden dagegen, weil 
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Jahrgang 1779 des Königsberger Intelligenzzettels wurden 30 Vorwerke 
zur Vererbpachtung ausgeboten. Es ſtieg deshalb die Zahl der vererb⸗ 
pachteten Vorwerke ſehr ſchnell. Goldbeck führte in ſeiner anfangs der 
Bier Jahre erſchienenen Topographie bereits 46 Erpachtsvorwerke an. 

Hin und wieder ſchuf man durch Zerſchlagung der Staatsgüter kleinere 
Beſitzſtellen, die an Bauern ausgetan wurden, manchmal auch zu Erb⸗ 
zinsrecht). Daß die Steigerung der Einwohnerzahl in feinen Ländern 
ein weſentlicher Beſtandteil der Domänenpolitik des großen Königs ge⸗ 
weſen ift, zeigt ſich deutlich in folgenden Anweiſungen an die Königsberger 
Kammer: „Übrigens ſetzen Wir hiermit noch allergnädigſt feft und ver- 
ordnen, daß bei allen neuen Amtsverpachtungen die Anſetzung einer pro- 
portionirlichen Anzahl Coloniſten als eine Haupt-Condition, wovon Uns 
und dem Staate vor allen andern Bedingungen am meiſten gelegen 
ift, zum Grunde geleget werden foll, wonach Ihr Euch allerunterthänigſt 
zu richten habet.“ 

Manchmal pflegten die ein Vorwerk beſcharwerkenden Bauern dies 
gemeinſchaftlich in Erbpacht zu nehmen und zu bebauen. Die Thyrauer 
Scharwerksbauern im Amte Oſterode erboten fih 1784, das von ihnen 
bearbeitete Vorwerk gegen einen Erbpachtskanon von 15 Rtl. für die Hufe 
zu übernehmen und an Stelle des Scharwerks ihren alten Zins um 1 Ntl. 
von der Hufe zu erhöhen). 

Der König ließ ſich bei ſeinem Verfahren nicht ſo ſehr von finanziellen, 
als vielmehr von volkswirtſchaftlichen Gründen beſtimmen. Auf die Ein⸗ 
künfte der Domänenfafje nahm er weniger Rücksicht, weshalb in vielen 
Fällen der Erbpachtskanon nicht unbeträchtlich niedriger war als der big- 
herige Pachtſchilling. Allerdings kamen in erſter Reihe diejenigen Vor⸗ 
werke zur Vererbpachtung, deren Gebäude verfallen waren und die der 
königlichen Kaſſe große Ausgaben für den Wiederaufbau verurſachen 
mußten). Deshalb fah man auch in ſehr vielen Fällen von der Erlegung 
eines Erbſtandgeldes ab. 

Verſchiedentlich wurden Vorwerke „zu adelich⸗kölmiſchen Rechten“ 
übergeben), im übrigen aber mit den bei Erbverpachtungen üblichen 
Rechten und Pflichten; auch kam dem Erwerber nur die Bezeichnung 
unfehlbar ein Verluſt für die Königliche Kaffe zu erwarten wäre. Es könnte niemand 
eine fo hohe Erbpacht zahlen, als die bisherigen Erträge betragen hätten. 

1) Rojer, Friedr d. Gr. III S. 204. 

) K StA. Scharw. Einricht. des Amts Oſterode. 

3) K. StM. Grundbuch 177/4. Die Vererbpachtung von Friebrichswalde 1769 gez 
idah „wegen der gang baufälligen Gebäuder und fehlenden Scharwerts“. 

% A. B. Gallehnen und Eichen; Friedrichswalde wurde „erblich und ewiglich zu 
Cöllmiſchen Rechten“ ausgetan. 
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Erbpächter zu. Die vererbpachteten Domänenſtücke wurden alfo keines ⸗ 
wegs in die Klaſſe der adligen Beſitzungen erhoben, ſondern jene Worte 
bedeuteten nur, daß der Erbpächter von der Domänengerichtsbarkeit aus- 
genommen und ermächtigt fein ſollte, „gegen Erlegung einer Anerkennungs⸗ 
gebühr zur Juſtizämter⸗Sportelkaſſe einen eigenen Juſtitiar zu halten“ und 
gewiſſe ſtändiſche Rechte auszuüben ). 

Der König bewies bei der Vererbpachtung der Domänenſtücke oft eine 
erſtaunliche Freigebigkeite). Seinen Beamten aber erſchienen dieſe für 
die Staatseinkünfte jo unvorteilhaften Geſchäfte unverſtändlich und un- 
zweckmäßig). Näheres über die Höhe des Erbpachtkanons enthält die 
beiliegende Aufftellung einiger Vererbpachtungen aus der Regierungszeit 
Friedrichs des Großen. 


1) Bär, Weſtpr. I S. 291. 

*) Im Jahre 1779 wurden im Amte Pr-Mart die beiden Vorwerte Boyden und 
Liebwalde in Erbpacht ausgetan, ohne bet beiden ein Erbſtandgeld zu fordern. Boyden, 
welches 2162 Morg. Land enthielt und bisher einen jährlichen Ertrag von 440 Nil. 
45 Gr. gebrächt hatte, wurde für 400 Ril. vererbpachtet, dieſe Summe aber ſchon im 
folgenden Jahre auf 333 Rtl. 30 Gr. herabgeſetzt. Dabei erhielt der Erbpächter das 
Inventar und die Ausſaat unentgeltlich, dazu Bauholz zur erſten Inſtandſetzung der 
Gebäude; auch wurde ihm Vergütung bei Mißwachs, Hagelſchaden und Viebſterben zu- 
geſichert. Das Inventarium beſtand in 12 Pferden, 100 Hammeln, 200 Mutterſchafen, 
100 Lämmern, 100 Schffl. Winterroggen, 15 Schffl. Sommerroggen, 27 Schffl. Gerſte, 
60 Schffl. Hafer, 4 Schffl. Erbſen und 4 großen Pflügen. „Der König wollte dieſen 
Erbpachtskontrakt nicht unterſchreiben, indem er meinte, daß bei Vererbpachtung der 
Amts vorwerte feine Abſicht fei, die Bevölkerung zu vermehren, und dies fet hier nicht 
der Fall, da das Ganze wieder an einen Beſitzer käme. Um dieſen Einwand weg⸗ 
zuräumen, verpflichtete man den Erbpächter, 2 Tagelöhnerfamilien anzuſehen, wozu er 
ſich auch unter der Bedingung verſtand, daß ihm das Bauholz dazu frei gegeben würde.“ 
Ahnlich verhielt fih die Sache bei Liebwalde. Das 1407 Morgen große Vorwerk war 
bisher zu 488 Nil. 12 Gr. 14 Pf. veranſchlagt geweſen. Der Erbpachtskanon wurde 
aber nur auf 320 Nil. ſeſtgeſezt. Der Erbpächter bezahlte die Hälfte des auf 448 Mil. 
40 Gr. geihäpten lebenden Inventars, bekam aber die geſamten Getreidebeſtände, ins⸗ 
geſamt 505 ½ Sot, umſonſt. „Der einzige Grund, der für dieje fo unvorteilhafte Ver⸗ 
erbpachtung ſprach, war die Baufälligtett der Gebäude“; aber man geſtand dem Erb⸗ 
pächter ebenfalls freies Bauholz zur erſten Inſtandſetzung der Gebäude zu und ſetzte ihn 
in Hinſicht auf Remiſſionsforderungen mit dem Erbpächter von Boyden in gleiche Rechte 
(Krug, Staatswirtihaft S. 573 ff). 

3) Der Statiftiter Leopold Krug urteilte darüber: „Bei Betrachtung der Bez 
dingungen, unter welchen zu den Zeiten Friedrichs II. vorzüglich in Weſtpreußen die 
Amtsvorwerle an Erbpächter gegeben wurden, kann man fid nicht der Frage enthalten: 
warum damals mit den Domänengrundſtücken ſo wertlos verfahren wurde, daß man 
gleichſam den fih meldenden Kompetenten noch Geld zugab, um nur dieje Grundſtücke 
los zu werden? Die Haupturſache lag wohl in der Anſicht, die dieſer große Mann 
von der Vermehrung der Vevölterung hatte; er gab zur Anſetzung von Kolonisten 
große Summen Her; aber wenn die Gebäude der Amtsvorwerte verfielen, fo war 
tein Geld da, um fie wieder aufzubauen, und die Kammern mußten nur darauf 


Zu 


Verzeichnis einiger durch Friedrich den Großen vererbpach- 
teter Domänen vorwerkey. 


Größe des Erbpachts⸗ 
Vorwerks tanon 
Borwerte Amt Jahr 

Morgen Ruten] R. | Gr. Pf. 
Wargienen Waldau 1014 52 | 372 51 | 16 
Auer Soglen .... 438 | 33 | 30 | — — 
Hane e ri drichsberg 533 — 518 35 — 
unenwalde krumbkowkaiten 625 134 102 8 | 16 
räuleinhof Neuhauſen 5 | 11 68 6 
Löckeninten Wandlackenn 1009 | 73 | 47 50 1 
Cämmersbrud; | Uberwangen ! / 1017 | 156 400 — | — 
Lapſau Neuhauſen 49 | 14 | 391 27 6 
Kobiargen Rastenburg. . 1776 669 45 | 158 | 2 6 

owangen Laukiſchten 1175 | 56 | 720 | — 
en Frauenburg . / 106 | 43 | 549 87 — 
Rurau, NEE 1026 | 86 | 5851 7 17 
Neuhof Didleden . . / 674 87 | 20 14 6 
Meu-Sopbönen Seren 12383 80 3323 | 6| 7 
Stablacken Georgenburg . . 828 | 135 | 563 | 37 | 9 
Saugallen Gersfullen . . 1244 | 81 618 7 —d 
Trauſen Seeburg. 1115 170 8% | — — 
Gantan Braunsberg .| 17 983 2 | 34 | 23 | 10 
Ruten Grumbkowkaiten 338 90 130 41 9 
Ramten Wartenburg . . 1626 | 17 400 — — 
Neuendorf Tapiau .. 402 | 2 | 26 37 9 


denken, die Zahl der Vorwerke möglichſt zu vermindern, um ihre Ausgaben zu ver⸗ 
ringern. So wurde Grund und Boden für fo geringen Kanon ausgethan, daß er jetzt 
doppelt jo viel und noch mehr eintragen würde, wenn man noch darüber disponieren 
könnte.“ Die Bedenken Krug find nur teilweiſe anzuertennen. Gewiß wurden 
30 Jahre jpäter infolge der gänzlich veränderten Wiriſchaſtslage bedeutend höhere Er- 
träge aus den Vererbpachtungen erzielt. Wenn von Friedrich viele Domänengrundſtücke 
jo billig in Erbpacht gegeben wurden, daß dadurch die Staatskaſſen Einbußen erlitten, 
ſo wurde das andererſeits wieder reichlich gedeckt. Die Vererbpachtung der Domänen 
befreite die Staatsbehörden von einer großen Arbeitslaſt, die die Zeitpacht mit Däi 
brachte. Die Veranschlagung der Pachtſtücke, die jährliche Bereifung der Amter, die 
übergaben und fortwährenden Reviſtonen erforderten eine Menge Beamten und ver- 
urſachten gewaltige Koſten. Dazu fielen nun die fortwährenden Ausgaben für Vorwerts⸗ 
bauten, die Ergänzungen des Inventars und die ftändigen Remiſſionen fort. Ausſchlag⸗ 
gebend aber dürfte bel dem großen Könige neben der Sorge für die Bevölkerungs⸗ 
vermehrung die Erwägung geweſen ſein, daß der Erbpächter die Kultur eines Gutes in 
weit höherem Maße befördern könne als ein Zeitpächter, und daß alfo aus der Ver⸗ 
erbpachtung der Domänengüter eine Steigerung des allgemeinen Volksdermögens erz 
wachſen müſſe. 

1) Zuſammengeſtelt nach Krug, Staatswirtſchaft S. 566 ff. und verſchtedenen Alten 
des K. StA. Dom. Reg. 

3) 1788 wurden von Narz zwei Stücke von je 4 Hufen abgetrennt und für je 
142 Nil. 67 Gr. 6 Pf. jährlichen Kanon den Söhnen des Erbpächers überlaſſen. 
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85. Grundſätze der Domänenvererbpachtung unter ſeinen Nachfolgern 
bis 1806. 


Nach dem Tode Friedrichs II. ging man dazu über, aus der Vererb⸗ 
pachtung der Domänen größere Einkünfte für die Staatskaſſe zu ziehen. 
An Stelle des bis dahin maßgebend geweſenen volkswirtſchaftlichen Ge- 
ſichtspunktes trat ein vorwiegend finanzieller. Unter Friedrich Wilhelm III. 
wurden feſte Normen für die Vererbpachtungen aufgeſtellt. Die Grund- 
ſätze, nach welchen Domänengrundſtücke, deren Vererbpachtung für rathſam 
befunden werden follte, in dem Oſtpreußiſchen Kammer⸗Departement zu ver- 
erbpachten ſeyn würden“, finden wir abgedruckt bei Krug, „Betrachtungen 
über den Nationalreichtum“, Bd. 2 S. 425ff. 

Der jedesmal für einen Zeitraum von 30 Jahren feſtzuſetzende Erb- 
pachtskanon ſollte nicht lediglich in einer Geldſumme ausgedrückt, ſondern 
auf ſtets gleichbleibende Getreidemengen, zur Hälfte auf Roggen und 
zur Hälfte auf Gerſte zurückgeführt und nach den Durchſchnittsmarkt⸗ 
preiſen der letzten 30 Jahre berechnet werden. Zur Veranſchaulichung 
diene folgendes Beiſpiel: Es betrage der ausgemittelte jährliche Kanon 
400 Ril. und der Durchſchnittspreis für 1 Scheffel Roggen 1 Rtl, und für 
1 Scheffel Gerſte 60 Gr. Fortan wurde der Erbpachtskanon auf den Geld- 
wert von 200 Scheffel Roggen und 300 Scheffel Gerſte feſtgeſetzt; denn 


200 Scheffel Roggen zu 1 Nti. = 200 Nil. 
und 300 Scheffel Gerſte zu 60 Gr. ns 
zuſammen = 400 Rtl. 


Nach Verlauf der erſten Erbpachtsperiode Sollte zur Berechnung des neuen 
Kanons der Durchſchnittspreis der beiden Getreidearten während des letzten 
Zeitabſchnitts angenommen werden. Die einmal beſtimmte Scheffel⸗ 
anzahl blieb für immer unverändert. Für die Neuberechnung ſollte aber 
bei beſonders teuren Jahren nicht mehr als das Doppelte des früheren 
Preiſes angeſetzt werden y. 

Dieſe neuen Vererbpachtungsgrundſätze ſicherten aljo der Staatskaſſe 
einen Anteil an zunehmenden Erträgen infolge ſteigender Getreidepreiſe. 
Auch die Zahlung eines angemeſſenen Erbſtandgeldes wurde häufiger 


1) So berechnete man den Erbpachtskanon des 1804 ausgebotenen Vorwerts Neid- 
walde im Amte Liebſtadt nach dem Durchſchntttspreiſe des Roggens und der Gerste, der 
in den letzten 30 Jahren auf dem Elbinger Martte gezahlt worden war. Auf Grund 
des Wertes von 278%, Scheffel Roggen, der Scheffel zu 1 Ril. 18 Gr. gerechnet, und 
372½ Scheſſel Gerite, der Scheffel zu 77 Gr. gerechnet, ſtellte fih der jährliche Kanon 
für das 1179 Morgen große Erbpachtsgut für die Zeit bis 1834 auf 637 Ntl. 54 Gr. 17 Pf. 
In gleicher Weiſe ermittelte man den Erbpachtskanon für die Vorwerke Liebemühl, 
Wilgelmsberg im Amte Königsfelde u. a. 
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als früher verlangt. Zur Veranſchaulichung dafür diene folgendes Verzeich⸗ 
nis einiger bis 1805 zur Vererbverpachtung gekommenen Domänen. 


vorwerke. D 


Vorwerk 


Bienau)) 


Merkwürdig in mancher Hinſicht und bezeichnend für die neue Art 
der Vererbpachtung war die völlige Zerſtückelung des Vorwerks Kalt- 
hof bei Königsberg im Jahre 1802. Es wurden 32 verſchieden große Stücke 
gebildet und den Erbpächtern unter mancherlei Bedingungen überlaſſen. 
Jeder mußte ein Haftgeld gleich dem vierfachen Betrage des Kanons 
zahlen, zur Sicherung der Kultur und Vertragserfüllung. Die Summe 
erhielt er nach drei Jahren zurück, wenn in der Zwiſchenzeit alle Bauten 
ausgeführt waren. Die eingeſtreute Saat, die Beackerungskoſten, die 
Zäune und Obſtbäume wurden abgeſchätzt und bezahlt. Von einigen Erb⸗ 
pachtsſtücken ſollte der vierte Teil des ausgemittelten Kanons in Roggen, 
der Scheffel mit 16 Groſchen gerechnet, geliefert werden. Die Erbpächter 
übernahmen die Verpflichtung, bei jeder in Königsberg entſtehenden 
Feuersbrunſt einen mit vier Pferden beſpannten, von zwei ſicheren Leuten 
begleiteten Wagen auf den Schloßplatz zu ſchicken, um im Notfalle die 
königlichen Kaffen und Regiſtraturen zu retten. Sie hatten auch ſonſt 
allerlei Kirchen, Schul. und Mühlenabgaben, mußten Baudienſte 
leiſten und zu den Wolfsjagden, Feſtungsbauten und Vagabundentrans⸗ 
porten Leute ſtellen, alle Gemeindelaſten tragen und von jeder Hufe 
Pregelwieſe dem Königlichen Waiſenhauſe zwei Fuder Heu gegen 2 Ntl. 
Vergütung liefern. 

Aus dieſen Anordnungen geht deutlich hervor, daß andere Geſichts⸗ 
punkte für das Vererbpachtungsgeſchäft maßgebend geworden waren. 
König Friedrich hatte ſich nur von dem wahrhaft königlichen Gedanken 


1) Der Erbpachtskanon wurde von 291 Scheffel Roggen und 389 Scheffel Gerſte 
nach dem 30 jährigen Durchſchnitt des Königsberger Marktpreifes berechnet. 56 Scheffel 
Roggen mußten gegen 16 Gr. Vergütung auf den Scheffel in natura geliefert werden. 
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der Hebung des Geſamtwohles treiben laſſen; nun aber ſtanden mehr die 
lleinlichen finanziellen Beweggründe im Vordergrunde. Aus der Ver- 
erbpachtung der Domänenländereien ſollten der Staatskaſſe möglichſt 
hohe Gewinne erwachſen, deshalb die Überhäufung der Erwerber mit 
allen möglichen Laſten. Im einzelnen zeigte die Zerſtückelung des Bor- 
werks Kalthof folgendes Bild: 


Nr. Flächen Erbpachts⸗ Trankſteuet Roggen- 
ber inhalt tonon lieferung 
Stüde 
Man. | Aut. | Nel. I Gr. Pf.. Nil. I Gr.] Pf. Schill. Mg. 

1 — 

2 ae EE 
3 16 80 21 23 6 1 EE - |- 
4 9 | 1% 10 | 56 12 — 5 — — |- 
5 18 | 122 20 87 8 Paita 
6 15 74 20 37 6 . 
7 15 | 138 20 37 6 n 
8 16 61 20 |37|6 le le 
9 16 oi 20 37 6 n 
10 16 oi 20 37 8 Wiener 
DI 8 D 10 40 6 — EE — |- 
12 15 | 131 20 12 1 = 

13 15 | 170 20 | 38 12 1 — 

14 — — — 9 
15 — |s El 
16 u bech Bee 1 8 
17 3 4% —] 19 | 
18 3 51 — 119 a) 
19 = 6 

20 ee 
21 3 66 — 154 8) 
22 1 22 — 67 | 8) 
23 — +) 
24 — I-/|-] » |s 
25 - |-|- 18 
20 — — 5 |12 
27 131 35 144 — 

28 = 

20 

30 

31 

32 


Gumma: | 2470 155 1814 . 18 


Anm. Entnommen aus L. Krug, Geſchichte der ſtaatswiſſenſchaftl. Geſet⸗ 
gebung S. 638 ff. 1) Dazu 5120 Mtl. Einfauf, hieß fortan Vorkenhof. 1) Dazu 2020 Ril. 
Einkauf, hieß fortan Neuhof. ) Dazu 7000 Nil. Einkauf, behielt den Namen Kalthof. 
ai Dazu 1730 Nil. Einkauf, hieß fortan Schwarzhof. *) Eine Pregelwieſe, in Zeitpacht 
dusgelan. *) In Zeitpacht ausgetan. 5) Großer und kleiner Ererzierblaß. 


Der bisherige Ertrag des Vorwerks Kalthof hatte jährlich 667 (90. 
28 Gr. 14 Pf. betragen und wurde ziemlich genau durch den neuen Erb- 
pachtskanon gedeckt. Hinzu kamen 155 Ntl. an Trankſteuer und rund 181 Rtl. 
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an Zeitpacht, ferner das Weidegeld von den beiden Exerzierplätzen, das auf 
8 Groſchen für ein Stück Großvieh und 2 Gr. für ein Schaf feſtgeſetzt wurde. 
Endlich hatten einzelne Erbpächter ein Erbſtandgeld erlegt, zuſammen 
20075 Ntl, und für das vorhandene Amtsinventar erzielte man noch 
1293 Nti. 67 Gr. beim Verkauf. Da ſich die jährlichen Zinſen von dieſen 
Kapitalien zu dem allgemein üblichen Zinsfuße von 5% auf etwa 1068 Ntl: 
beliefen, ſo betrugen die jährlichen Mehreinnahmen unter den neuen Ver⸗ 
hältniſſen annähernd 1400 Rtl. 

In ähnlicher Weiſe ſuchte man auch bei anderen Vererbpachtungen 
möglichſt große Gewinne für die Staatskaſſen zu erlangen, was bei der 
ungemein günſtigen Wirtſchaftslage und der Lebhaftigkeit des Güterver⸗ 
kehrs auch nicht ſchwierig war. Die verhängnisvolle Folge dieſer Plus- 
macherei war dann aber die, daß wenige Jahre ſpäter die meiſten Erbpachts⸗ 
güter, völlig heruntergewirtſchaftet, dem Staate wieder anheimfielen. 


S 6. Umfang der königlichen Domänen. 


Infolge der Verkäufe, Schenkungen und Verpfändungen der herzog⸗ 
lichen Zeit waren die Staatsgüter arg zuſammengeſchrumpft; erft durch 
die Fürſorge Friedrich Wilhelms I. erhielten fie wieder einen bedeutenden 
Zuwachs, beſonders in Litauen. Hier hatte die große Peſt weite Strecken 
des Landes gänzlich entvölfert; ſchätzungsweiſe follen damals 60000 Hufen 
unbebaut geblieben fein. Eine Neubeſetzung der geſamten verödeten 
Beſitzſtellen erwies fich trog Anwendung aller zu Gebote ſtehenden Mittel 
als unmöglich; es fehlte allenthalben an Menſchen. Deshalb entſchloß ſich 
der König, einen Teil der herrenloſen Ländereien, als dem Staate anheim⸗ 
gefallen, mit Vorwerken zu bebauen und dem Domänenbeſitz einzuver- 
leiben). Die Hauptämter Inſterburg, Ragnit, Tilſit und Memel wieſen 
fortan den umfangreichſten Domänenbeſitz unter allen Provinzen des 
Preußiſchen Staates auf; ſie zählten nicht weniger als 48 Domänenämter. 
Auch in den Hauptämtern Maſurens wuchs der Umfang der Staatsgüter, 
wenn auch in weit geringerem Maße; dort entstanden ebenfalls mehrere 
neue Domänenämter. 

Trotzdem im Laufe des Jahrhunderts, namentlich durch Friedrich den 
Großen, fortgeſetzt königliche Vorwerke unter bäuerliche Annehmer auf- 
geteilt worden waren, befanden fich 1802 in Litauen noch 164 Domänen- 
vorwerke, darunter 60 im Beſitze von Erbpächtern. 

Den Domänen ſuchte Friedrich Wilhelm I. noch weiteren Zuwachs 


1) Von 1711 bis 1719 entſtanden in Litauen 19 neue Vorwerke, bis 1727 kamen 
30 weitere hinzu (Skalweit a. a. O. S. 288 und 294). Vgl. auch Kopp, „Chronit 
des oſtpreußiſchen Grundbeſißes“ S. 172, 
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durch Ankauf adliger Beſitzungen zu verſchaffen ). 1713 erwarb er von 
der Truchſes-Waldburgſchen Familie mehrere Vorwerke und Dörfer 
mit dem Großen und Kleinen Friedrichsgraben; 1725 kaufte der König 
die im Beſitze der Familie Tyſchka befindlichen Rittergüter Brakupönen 
und Czychen und richtete ſie zu Domänen ein. 1731 gelangte der Staat in 
den Beſitz des adligen Gutes Didladen im Inſterburger Gebiet, indem 
der ohne Nachkommen verſtorbene Generalmajor Wilhelm de la Cave 
den König zum Erben eingeſetzt hatte. In demſelben Jahre kaufte die 
Kammer die vordem John von Collas gehörenden 95 Hufen großen 
Beſitzungen und ſchlug fie zur Domäne Gerskullen, dem „anſehnlichſten 
Amt in Litauen“ nach Lukas David, woſelbſt Friedrich Wilhelm I. auf 
Reifen gerne Aufenthalt nahm . 

Dem Grafen von Schlieben kaufte er 1737 die Wandlackenſchen 
Güter, 239 Hufen groß, für 42000 Ntl. ab und verwandelte fie in ein 
Domänenamt. Im Hauptamte Bartenſtein gingen die dem Rittmeiſter 
von Kuhnheim gehörigen Lieske nfen Güter, 203 Hufen umfaſſend, in 
den Beſitz des Staates über. Von den Truchſes von Waldburgſchen 
Erben wurde 1739 die in der Tilſiter Niederung gelegene, 221 Hufen große 
Begüterung Heinrichswalde gekauft und zu dem Domäuenamt gleichen 
Namens gemachte). 1729 wurde das adlige Gut Kleinheide im Amte 
Neuhauſen in ein Domänenvorwerk umgewandelt. 

Den litauiſchen Domänenbeſitz rundete der König auch durch Ankauf 
zahlreicher kölmiſcher Güter ab; u. a. erwarb er 1728/24 die 24½ Hufen 
großen Güter Uſchpiaunen, Jenaitſchen und Abſteinen für 2366 Ntl. 60 Gr. 
Allmählich wurde er im Güterankauf zurückhaltender. Er lehnte Z. B. trotz 
Anratens des Generaldirektoriums den Kauf von Schillgallen und Grin- 
heide ab, „nachdem Wir Euch aber vorhin bereits verſchiedentlich zu ver- 
nehmen gegeben, daß Wir in Preußen keine Güther weiter zu kauffen 
gemennet ſind“. Mitunter erſchienen ihm die Preiſe zu hoch oder die Güter 
zu unbedeutend; den Erwerb von Blauſtein lehnte er mit der Bemerkung 
ab: „Wir find aber nicht gemeynet, andere Güther, als die 40 oder 50000 Rtl. 
und ein mehreres an Wehrt betragen, zu kaufen.“ Auch Friedrich II. er- 
klärte, als ihm 1756 die Ramtenſchen Güter angeboten wurden, „daß Wir 
nicht gemeynet ſind, Güter von ſo geringer Importance zu kaufen“. 

Friedrich Wilhelm J. hatte den Beſtand der Domänen im Königsberger 
Kammerbezirk insgeſamt um 558 adlige Hufen vermehrt). In Litauen 
war dieſe Fläche jedenfalls noch bedeutender. 


1) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 3 Sett. 1. 

3) Kopp, Chronik S. 56 u. 74f. ) Ebenda S. 100. 

4) Geh. St⸗A. Gen.⸗ Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 43 Sekt. 2 Nr. 15%. 
Stein, Die Indl. Verfaſſung Oſtvreußens. Schr. d. Inft, f. Old. W. Heft 5. 4 
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Mit der Einverleibung des Ermlandes 1772 erfuhren die oſtpreußiſchen 
Domänen eine beträchtliche Vergrößerung. Nachdem Friedrich II. zuerſt 
die Anweiſung gegeben hatte, die geiſtlichen Güter des Bistums auf 
ſchleſiſchen Fuß zu ſetzen ), d. h. fie den bisherigen Beſitzern als Eigentum 
zu belaſſen, beſtimmte er ſpäter, auf die Vorſtellungen des Oberpräfidenten 
von Domhardt, durch die Kabinettsordres vom 1. und 2. November 1772 
die Einbeziehung aller den biſchöflichen, kapitulariſchen und geiſtlichen 
Körperſchaften gehörigen Güter in den ſtaatlichen Domänenbeſitz. Die 
geiſtlichen Nutznießer erhielten die Hälfte des bisherigen Reinertrages als 
dauernde Rente ausgeſetzt ). So gelangten 27 Vorwerke mit 53718 Morgen 
in den Beſitz des Preußiſchen Staates ). 

Die unmittelbaren Domänen des Oſtpreußiſchen und Litauiſchen 
Kammerbezirks hatten 1804 folgenden Umfang: 


Zeitpachts⸗ Erbpachts⸗ Gejamter Staats- 
vorwerke vorwerke Domänen- forſten 
1 5 beſitz 
ezirke i a 
Größe Grüße 
Sol un Min. Zahl in Min, Morgen | Morgen 
Oſtpreußen .| 80 | 139890 | 72| 75480 215370 | 1106433 
Litauen . . . .| 104 197 473 60 81601 279 074 1291 410 
umma: | 1684| 337363 |132| 157061 | 494444 | 23978433) 


Die in Zeitpacht verbliebenen Vorwerke waren durchweg erheblich 
größer als die vererbpachteten. Während auf jene durchſchnittlich in Dft- 
preußen 1749 Morgen, in Litauen gar 1900 Morgen kamen, betrug die 
Durchſchnittsgröße eines Erbpachtsvorwerks nur 1048 bzw. 1360 Morgen. 

Am Ende des Jahrhunderts befand ſich ſchon ein beträchtlicher Teil 
des ſtaatlichen Domaniallandes in Erbpacht. Die vererbpachteten Lände⸗ 
reien nahmen im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk rund 35%, im Litauiſchen 


1) Bär, Weſtpr. unter Fr. d. Gr. II S. 12 u. 27. 

) Ebenda II S. 126 f. Die geiſtlichen Beſiungen geringen Umfangs, wozu 
beſonders die Ländereien der „Dorſpfaſfen“ gehören, follen auf dem bisherigen Fuß 
bleiben, alle übrigen aber, „da die Geiſtlichtett von derſelben Bewirtschaftung nichts ver- 
fteget, von denen Kammern übernommen und gehörig adminiſtriret oder verpachtet, denen 
Grundherrſchaſten aber, fie jeien Biſchöſe, Aebte, Prälaten oder andere Vorgeſetze geift- 
lichen Ordens, von dem reinen Ertrage nach Abzug aller Bauvergütigungs⸗ und anderer 
Neben. Untoſten, wie ſolche Namen haben mögen, fünfzig pro Gent bezahlet werden“. 

) Engelbrecht, Agrarverfaſſung ©. 166. 

4) K. StM. Hist. Tabelle. — Ezerwinskt, Befreiung der Bauern, gibt S. 10 für 
das Jahr 1802 an in Oftpreufen 95 Zeit- und 59 Erbpachts⸗, in Litauen 117 Beite 
und 44 Erbpachtsvorwerke. 
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29% aller Domänengrundftüde ein. Die Zeitpachtsvorwerke umfaßten 
alſo immer noch mehr als zwei Drittel des Domaniallandes. 

Mit fortſchreitender Vererbpachtung der Domänenvorwerke fand bei 
der Amterverwaltung neben der Generalpacht die Intendantur Eingang. 
Sobald ſämtliche Vorwerke eines Amts in Erbpacht ausgetan waren, trat 
an die Stelle des Generalpächters der Intendant. Zieler war nur Ber- 
waltungsbeamter; feine amtlichen Befugniſſe deckten fiğ mit denjenigen 
des Generalpächters. Er handhabte als Vertreter der landesherrlichen 
Gewalt die Kaſſenführung der ſämtlichen Amtseinnahmen und ausgaben, 
die Polizeigewalt und die Aufſicht über das wirtſchaftliche und fittliche 
Verhalten der Amtsuntertanen. Aber er ſtand nicht wie der Generalpächter 
an der Spitze eines landwirtſchaftlichen Großbetriebes; mit der Umwand⸗ 
lung der Generalpacht in eine Intendantur verlor das Domänenamt den 
Charakter der Gutsherrſchaft. Den von der Scharwerkspflicht entbundenen 
Amtseinſaſſen ftand die in der Intendantur zum Ausdruck gebrachte Amts⸗ 
verwaltung nunmehr als reine Grundherrſchaft gegenüber. 


$ 7. Verpachtungs⸗ und Bewirtſchaftungsgrundſütze. 
Erträge der Domänen. 


Die Bewirtſchaftung der in Zeitpacht verbliebenen Staatsgüter ge⸗ 
ſchah weiter in Form der Generalpacht. Die Pachtzeit begann und ſchloß 
gewöhnlich mit Trinitatis, alfo um den 1. Juni herum. Von den Kammern 
wurden zu jeder Neuverpachtung eingehende Anſchläge gefertigt, die eine 
genaue Berechnung der Erträge aller Zubehörſtücke der Generalpacht ent- 
hielten. Der Generalpächter beſaß nicht die Freiheit, die Domänenlände- 
reien nach eigenem Ermeſſen und Gutdünken nutzen zu können; er mußte 
ſich vielmehr ganz an die von den Kammern aufgeſtellten Grundſätze und 
Anſchläge halten. Demgemäß kam den von den Kammerbeamten anges 
fertigten Generalpachtanſchlägen die allergrößte Bedeutung zu; ſie bildeten 
die Unterlage nicht nur für das Verpachtungsgeſchäft, ſondern auch für die 
Beaufſichtigung und Nachprüfung der Wirtſchaftsweiſe und -erträge, für 
die Zurückgabe der Pachtung und die Möglichkeit der Ertragsſteigerung 
bei Neuverpachtungen. Dies hatte zur Vorausſetzung, daß die Kammerräte 
mit den Wirtſchaftsbedingungen in den Domänen genügend vertraut 
waren. Friedrich Wilhelm I. und ſein Nachfolger ſahen die Aufſtellung 
angemeſſener und genauer Pachtanſchläge als ein Hauptziel ihrer Domänen- 
politik an:). Die Kammerbeamten follten fich eine genügende Einficht in 
die bei den einzelnen Domänen beſtehenden Zustände und Entwicklungs ⸗ 


1) Skalweit a. a. O. S. 160 ff. 
Ae 
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möglichkeiten verſchaffen, wodurch allein die Anfertigung zwedentfprechen- 
der Pachtverträge verbürgt werden konnte. 

Maßgebend für das Verpachtungsverfahren blieben die von Görne 
entworfenen, 1720 zuerſt in Anwendung gekommenen und im Laufe der 
Zeit weiter ausgeſtalteten und verbeſſerten „Principia regulativa“). Auf 
Grund der von dieſen vorgeſchriebenen Abſchätzungsgrundſätze erfuhren 
ſämtliche im Bereich der Nutzungsmöglichkeit liegenden Pachtzubehörungen, 
Ackerbau, Wiefen- und Gartennutzung, Rindvieh, Pferde-, Schweine, 
Schaf- und Federviehhaltung, Brauerei und Brennerei, Mühlengefälle, 
Teichfiſcherei, Ziegelei, Kallbrennerei, Rohrſchnitte) und verſchiedene un- 
weſentlichere Einnahmequellen, eine gewiſſenhafte Würdigung und Er⸗ 
tragsabſchätzung. 

Die Unterlage für die Berechnung der landwirtſchaftlichen Nutzungen 
bildete die eingehende Vermeſſung der Vorwerksländereien und deren 
Einteilung nach dem Bodenwert. Die vorausſichtlichen Ernteerträge be- 
rechnete man erfahrungsgemäß je nach den Bodenklaſſen auf das Drei-, 
Bier- oder Fünffache der Ausſaat. Von dem Geſamterdruſch kam das 
Saat- und Wirtſchaftskorn in Abzug; die übrige Getreidemenge wurde 
nach den von der Kammer feſtgeſetzten Preisſätzen in den Pachtanſchlag 
gebracht. Die durch die beiden Kabinettsbefehle vom 3. Januar und 
20. März 1755 veranlaßte Neuerung, die Pachtanſchläge nicht weiter auf 
den Körnerertrag, ſondern auf die Hufenzahl zu begründen, erwies ſich 
als unzweckmäßig und wurde alsbald wieder aufgegeben). 

Eine nach dem Hubertusburger Frieden von den Kammerpräſidenten 
von Domhardt und Wegener ausgearbeitete „Inſtruktion wegen An- 
fertigung der Amter⸗Erträge“ vom 1. Mai 1763 veränderte die bisher 
beobachteten Principia nicht ſonderlich. Von Bedeutung darin war nur 
die Beſtimmung, daß die auf den Vorwerken gehaltenen Kuhſtämme 
künftig nur zur Hälfte aus der königlichen Kaſſe unterhalten, zur andern 
Hälfte vom Pächter angeſchafft werden ſollten. Mehrere Kabinettsordres 
aus den folgenden Jahren ſetzten feſt, daß die Pachtzeit durchweg 6 Jahre 
dauern und mit Trinitatis anfangen und ſchließen ſollte. Der dritte Teil 
der Pachtſumme müßte in alten Goldgulden (Friedrichsd'ors zu 5 Ntl. 
1) Die folgende Darſtellung nach Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 143 Nr. 3 „Acta 
betr. die Principia Regulativa und Conditiones, wornach die Aemter-Anſchläge im Oft- 
preuß. und Litthauiſchen Cammer⸗Depariement angefertiget und die General-Pacht⸗Con⸗ 
tracte mit denen Beamten geſchloſſen werden follen“, 

2) Im Haushalt der Königsberger Kammer vom Jahre 1804 wurden an Ein⸗ 
nahmen vorgeſehen: aus der Teichfifcherei 2210 Nil. 40 Gr., aus der wilden Fiſcherel 
4199 Ri. 76 Gr., aus der Ziegelbrennerei 223 Rtl. 55 Gr., aus der Kaltbrennerei 
38 Rtl. 53 Gr. und aus dem Rohrſchnitt 287 Mil. 9 Gr. 

3) Bol. auch Stadelmann, Publ. XI S. 121. 
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oder Dukaten zu 2 Ntl. 18 Gr.), der übrige in Silbermünzen vierteljährlich 
gezahlt werden. Weiter verlangte der König, daß von den Generalpächtern 
künftig „jederzeit ein Quartal derer Pacht Gefälle praenumeriret und von 
ihnen ſolches als eine Conditio sine qua non ſtipuliret werden foll”, Sie 
hätten alle Landes- und Magazinlieferungen zu leiften und Kavallerie- 
pferde im Sommer 3 Monate auf Graſung zu nehmen, beſtimmte Morgen 
mit Kartoffeln, Waid, Kümmel und Safflor zu beſtellen, Maulbeerplan- 
tagen, Obſtgärten, Weidenpflanzungen, lebende Hecken und Zäune anzu⸗ 
legen, auf den Strohdächern jährlich eine gewiſſe Zahl von Baumgängen 
neu decken zu laſſen, Bleichanlagen zu ſchaffen und Bleichmeiſter aus 
Böhmen und Sachſen herbeizuſchaffen. Der Pächter müßte alle Flid- 
arbeiten bis zur Geſamtausgabe von 10 Rtl. ſelbſt fertigen laffen und grund- 
Täglich zur Anſiedlung gewiſſer Koloniſtenfamilien verpflichtet werden. Die 
Kammern hätten die neuen Pachtanſchläge ſtets vor dem 1. Oktober des 
letzten Pachtjahres zur Reviſion einzuſenden und abgeſchloſſene Padt- 
verträge unverzüglich zur allerhöchſten Beſtätigung vorzulegen. 

Einen wichtigen Schritt in der Fortentwicklung der oſtpreußiſchen 
Domänenbewirtſchaftung bedeutete, von zahlreichen kleineren Erlaſſen aus 
den Jahren 1776 bis 1778 abgeſehen, die von dem Geheimen Finanzrat 
Klevenow entworfene, am 21. März 1783 ergehende Inſtruktion an die 
beiden Kammern, was fie bei den Neuveranſchlagungen und Verpachtungen 
der Amter fernerhin Zu beobachten hätten. Von den weitläufigen Ane 
weiſungen mögen einzelne hier wiedergegeben werden. Der die Neu- 
einrichtung des Pachtanſchlags bewirkende Domänenrat — deswegen auch 
Einrichtungskommiſſarius genannt — müſſe zunächſt die alten Einrichtungs⸗ 
alten genau ſtudieren, die Grundbücher durchſehen und bei Fertigung der 
Präſtationstabellen fleißig verwenden, die vom Pächter geführten Amts- 
manualien und Regiſter eingehend prüfen und ihm nicht eher den Eid 
abnehmen, als bis verdächtige Umſtände unterſucht und klargeſtellt wären. 
Alle Wirtſchaftsbeamten und ſonſtige in Betracht kommende Leute, Amts⸗ 
ſchreiber, Kämmerer, Hofleute, Brauer, Brenner, Schulzen, Schäfer, 
Krüger, ſeien zu vernehmen und zu vereidigen, worauf in dem aufzunehmen⸗ 
den Generalprotokoll zu vermerken wäre, ob der Generalpächter die Mes 
gifter über Ausfaat, Erdruſch, Düngung, Heugewinn, Brauerei, Brennerei 
uſw. richtig geführt habe. Der Einrichtungskommiſſarius müßte ferner 
die Amtsdörfer bereiſen, die Einſaſſen gewiſſenhaft vernehmen, die Richtig 
keit ihrer Zinsquittbücher prüfen!) und dann erft in den Tabellen die Quae 


1) Gen⸗Dir. Tit. 34 Sekt. 6 Nr. 1. Die Nachprüfung der vom Beamten gez 
führten Tagebücher und Regiſter, auch der in den Händen der Untertanen befindlichen 
Quinbücher hatten die preußiſchen Domänenräte vielfach verjäumt, wie die Unterſuchungen 
des Geh. Finanzrats von Burghof 1782 in verschiedenen Amtern erwieſen. Hier 
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lität und Leiſtungen der Wirte verzeichnen und eine Generalnachweiſung 
von den beſtändigen und unbeſtändigen Gefällen aufſtellen. Auf einem 
allgemeinen Gerichtstage hätten die Amtseingeſeſſenen zu erklären, ob ſie 
mit dem Generalpächter und den Amtsunterbedienten zufrieden wären, 
worauf etwaige Beſchwerden ſofortige Unterſuchung erheiſchten. 

Der Aus mittlung der Vorwerkserträge müßten genaue Vermeſſungs⸗ 
regiſter mit ſorgfältiger Beſchreibung der Beſchaffenheit der Acker und 
Wieſen zugrunde gelegt werden. Dann ſeien feſtzuſtellen die Ausſaat und 
der Erdruſch nach dem 6jährigen Durchſchnitt, die Anzahl der Obſtbäume, 
das Inventar, der Viehſtand, die Wohnungsmiete der Gärtner und Inſt⸗ 
leute, die Scharwerkseinrichtung und die Durchſchnittserträge der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Nebenbetriebe. Auf der Grundlage aller dieſer Vorarbeiten 
fei dann der Generalanſchlag zu fertigen, dem Kammerkollegium vorzu⸗ 
tragen und nach jorgfältiger Überprüfung zur Beſtätigung nach Berlin 
einzuſenden. 

Bei allen Einrichtungsmaßnahmen mußten genaue Protokolle geführt 
werden, wodurch ſich das ohnehin ſchon mühevolle Verfahren noch um- 
ſtändlicher geſtaltete. Nicht weniger als 70 Aktenſtücke waren bei jeder Neu 
verpachtung anzufertigen, von denen „nachſtehende Piecen dem Bericht 
der Kammer, mit welchem der neue Amtsertrag zur Reviſion eingeſchickt 
wird, beyzufügen: a) der Haupt⸗Ertrag nebſt dazu gehörigem Spezial- 
Anſchlage, b) die Einrichtungs⸗Acten, e) die Special Mühlen Conſignationen 
in einem Convolut, d) das Reviſions⸗Protokoll der Cammer, e) Balance, 
wie fich der Amts-Ertrag nach der Nevifton der Cammer gegen den curr, 
Etat und den commiſſariſchen Ertrag verhält, D das Declarations⸗Protokoll 
des Beamten über die Fortſetzung der General Pacht.“ 

Wollte der Departementsrat allen dieſen Vorſchriften gewiſſenhaft 
nachkommen, ſo erforderte das eine monatelange angeſtrengte Tätigkeit. 
Wie nun, wenn er jährlich mehrere Amter einzurichten hatte? Die pachtfrei 
werdenden Domänen verteilten ſich ſehr ungleichmäßig auf die einzelnen 
Jahre; 1787 wurden im Oſtpreußiſchen und Litauiſchen Kammerbezirk 
je 26 Amter pachtlos, in andern Jahren nur zwei oder gar keins. Da es 
unmöglich war, alle dieſe Neuveranſchlagungen in einem Jahre fertig⸗ 
zuſtellen, erhielten 29 Generalpächter eine Verlängerung der Pachtzeit 
um 2, 3 und 4 Jahre, wodurch eine gleichmäßigere Verteilung der Amter⸗ 
neuverpachtungen angebahnt wurde. 
und da waren Fouragevergütungen den Bauern nicht vom Zins abgeschrieben, ſondern 
auf Bierz und Branntweinſchulden angerechnet worden. Es war diefer Zuſtände wegen 
ſchon zu ſcharfen Rügen gekommen, da „die jährliche Revifion der Amts⸗Manualien und 
Regiſter und ſämlicher Quittungsbücher der Einſaſſen ſchlechterdings notwendig ijt und 
zu den vorzüglichſen Obliegenheiten der Departements⸗Räte gehöret“, 
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Eine bald nach Friedrichs Tode ſich durchſetzende Neuerung war die 
Verdoppelung der bisherigen Pachtdauer. Ausnahmsweiſe hatte der große 
König 12jährige Pachtzeiten den Generalpächtern kombinierter Ämter zue 
geſtanden, z. B. Grumbkowkaiten-Uſchpiaunen und Kleinhof⸗Großhof⸗ 
Tapiau; auch für Mehlauken lief eine Pacht von 1769 bis 1781. Den 
Anſtoß zu einer Abkehr von der ſo lange beobachteten Regel bot eine Ein⸗ 

gabe der litauiſchen Domänenpächter, in der ſie dem neuen Könige zum 
Negierungsantritt Glück wünſchten und zwei Bitten vorbrachten: es möchte 
ihnen 1. wegen der großen Verluſte infolge allgemeinen Schafſterbens 
eine Remiſſion gewährt und 2. die bisherige Pachtfriſt durch Verlängerung 
der alten Verträge auf 12 Jahre ausgedehnt werden. Ihnen wurde geant- 
wortet, daß Remiſſionen für Schafſterben nicht üblich ſeien; aber der zweite 
Punkt könnte erwogen werden, falls die Kammer zuſtimmte und die 
Generalpächter geſonderte Anträge ſtellten. 

Bereits unter dem 23. Dezember 1786 trug die Gumbinner Kammer 
auf allgemeine Einführung der 12jährigen Pachtzeit an. Es wären davon 
erhebliche Mehreinnahmen zu erwarten, weil ſich der Beamte dann „weit 
mehr die Melioration der Arrendeſtücke angelegen fein laffen könne“. Auch 
würde mehr Zeit für ſorgfältige Anfertigung der Anſchläge vorhanden und 
die Möglichkeit gegeben ſein, jährlich regelmäßig nur 5 bis 6 Amter neu 
einrichten zu dürfen. Das General⸗Direktorium gab darauf den Beſcheid, 
man ſei von dem Vorteil der längeren Pachtzeit vollſtändig überzeugt, doch 
empfehle es ſich noch nicht, dieſerhalb allgemeingültige Grundſätze aufzu⸗ 
ſtellen, ſondern in jedem Falle bedürfe es des Antrags des Generalpächters. 
Nur die Mühlengefälle müßten auch fernerhin alle 6 Jahre neu veranſchlagt 
werden. Der Königsberger Kammer ſagte die verlängerte Pachtzeit gleidh- 
falls zu; fie ftellte ebenfalls einen Plan auf, wonach hinfort jährlich 4 bis 
5 Amter pachtfrei werden jollten. 

Im letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts ſtand das Domänenweſen 
unſerer Provinz ganz unter dem Einfluß des ſcharfblickenden und raſtlos 
tätigen Oberpräſidenten und ſpäteren Provinzialminiſters Freiherrn von 
Schrötter. In einem 1791 abgeſtatteten Gutachten wegen der Amter⸗ 
verpachtung ſetzte er auseinander, daß die üblich gewordene Pachtverlänge⸗ 
rung auf Grund bloßer Überſchläge ohne gründliche Ausmittlung der Erträge 
nicht richtig ſei. Die 12jährige Pachtzeit habe manches für und wider ſich. 
Nachteilig wäre es, daß die Zugänge an unbeſtändigen Gefällen, die früher 
nach 6 Jahren ſchon zur Anrechnung gekommen, nun für 6 Jahre der 


1) Stadelmann, Publ. XI, S. 120, meint, daß Friedrich von der zur Regel 
erhobenen ſechsjährigen Pacht nur ausnahmsweiſe dann abwich, wenn ſich der Pächter 
zu bedeutenden Verbeſſerungen, Urbarmachung von Öbdlänbereien, Anſezung ausländiſcher 
Kolonisten, Neuanbau wichtiger Kulturpflanzen, auf eigene Koſten verpflichtete. 
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königlichen Kaffe verloren gingen. Andererſeits aber könnte nun der Pächter 
mehr Verbeſſerungen anſtreben und höhere Erträge erzielen. „Hierin 
ſtimmen nicht nur die mehreſten und größten Financiers überein, ſondern 
die Engländer, ſo es in der Landwirtſchaft weiter als je eine Nation gebracht 
haben, verdanken den langen Zeitpachten die großen Fortſchritte ihrer 
Acker Cultur.“ 

Solle die 12 jährige Pacht zur Regel erhoben werden, fo feien folgende 
Vorbedingungen nötig: 1. Es muß ein ganz gehöriger und genauer Vor⸗ 
anſchlag gefertigt werden. 2. Jeglicher Körnerertrag muß in den Manualien 
und Regiftern gebucht werden, gleichgültig, ob er den veranſchlagten drei 
Feldern oder etwa neugerodetem Lande entſtammt. 3. Es find nicht allein 
die alten Gräben in gutem Zuſtande zu erhalten, ſondern jährlich eine 
gewiſſe Rutenzahl neuer anzulegen. 4. Um die noch ſehr daniederliegende 
Ackerkultur zu heben, ift jedem Beamten im Vertrage zu eröffnen, daß er 
oder ſeine Erben auf eine neue Pacht nur zu rechnen hätten, wenn er be⸗ 
deutende Verbeſſerungen des Ackers, der Wieſen, des Viehſtandes uſw. 
nachweiſen könne. 5. Es muß eine Steigerung der Erträge der letzten 6 Jahre 
bemerkbar ſein; denn da zeigen ſich bei einem tüchtigen Wirt erſt die Früchte 
der Arbeit in den erſten 6 Jahren; dadurch werden Unterſchleifen und 
Ausſaugen der Acker vermieden. 6. Kein Neuanſchlag darf eher als das 
letzte Jahr vor Ablauf der Pachtperiode gemacht werden. Als Haupt- 
bedingung für die Erneuerung der Pacht muß die richtige und forgfältige 
Führung der Manualien gelten; wer darin läſſig befunden, müſſe von 
weiterer Pacht ausgeſchloſſen werden. 

Die Schrötterſchen Vorſchläge fanden die ungeteilte Zuſtimmung 
des Generaldirektoriums; dieſe Grundſätze ſollten hinfort allgemein be⸗ 
achtet werden. Die 12jährige Pacht fand nun allenthalben Eingang. 1795 
bemerkte die Berliner Oberbehörde: „Bei der geſchehenen Feſtſetzung, daß 
die Amter auf 12 Jahre jedesmal verpachtet werden follen, muß es um fo 
mehr ſein Bewenden haben, da dieſe Pacht⸗Epoche gegenwärtig in allen 
unſern Provinzen eingeführet wird.“ Bald erſchien auch dieſer Zeitraum 
nicht lang genug. Das DomänenamtCaporn war ſchon 1794 auf 18 Jahre 
verpachtet worden, und 1799 erhielten auch die Domänenbeamten von 
Pr.⸗Mark, Saalau, Taplacken und Willenberg einen Generalpacht⸗ 
kontrakt auf 18 Jahre. Die Ausdehnung der Pachtzeit auf 18 Jahre ſollte 
zunächſt nur eine Gnadenbezeigung für diejenigen Amtleute fein, die ſich 
bei der Scharwerksaufhebung willig und behilflich gezeigt und keine über⸗ 
mäßigen Anſprüche auf Entſchädigung an den Staat erhoben hatten. Nach 
1800 aber kam dieſer Zeitabſchnitt für die Bemeſſung der Generalpacht 
bald allgemein in Aufnahme. 

Mit dem Heimgange des großen Friedrich hatten die unmittelbaren 
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allerhöchſten Eingriffe in die Domänenverwaltung aufgehört. Es ergingen 
nicht mehr jo viele Kabinettsbefehle; das Generaldirektorium ordnete alle 
hierher gehörenden Geſchäfte. 1790 hatte die Litauiſche Kammer eine Ab⸗ 
kürzung des Veranſchlagungsgeſchäfts beantragt. Durch Fortfall der um⸗ 
ſtändlichen Vernehmungen der verſchiedenen Wirtſchaftsbeamten und An- 
geſtellten würde die Arbeit weſentlich vereinfacht werden. Nachdem auch 
die Oſtpreußiſche Kammer dem beigepflichtet hatte, wurde verfügt, daß 
künftig dergleichen „Indaganda“ gänzlich fortfallen könnten, ſofern nicht 
begründeter Verdacht der Unterſchleife vorläge. 

1797 hörte auch die Weidenbaumpacht auf, und 1799 erhielt die Oft 
preußiſche Kammer die Weiſung, die bisherige Teichwirtſchaft möglichſt 
einzuſchränken, „da Wiefen der allgemeinen Landes⸗Cultur mehr zum 
Vorteil gereichen als Teiche, auch unſerer Kaſſe beträchtliche Damm 
Unterhaltungs Koſten bei der Teiehwirtſchaft zur Laſt fallen“. 

Die Wende des Jahrhunderts brachte den Verſuch einer gänzlichen 
Umwandlung der bisherigen Domänenbewirtſchaftungs⸗ und Veran- 
ſchlagungsgrundſätze, entſprechend den veränderten Anſichten von den Er- 
forderniſſen einer rationell betriebenen Landwirtſchaft. Am 27. Oktober 
1799 erhielt der Kammerpräſident von Auerswald in Marienwerder 
die Aufforderung, gemeinſam mit dem Kammerdirektor Freiherrn von 
Buddenbrock neue Veranſchlagungsgrundſätze zu entwerfen, da ſie beide 
als bekannte praktiſche Landwirte dafür vorzüglich geeignet ſeien. Das 
bisherige Verfahren bei Veranſchlagung der Domänen wäre „ſowohl in 
Rücksicht auf die Methode weitläufig und etwas unförmlich, als wie auch in 
Rückſicht auf neuere ökonomiſche und durch Erfahrungen geläuterte Grund- 
ſätze mangelhaft, oft der wahren Lage der Umſtände widerſprechend und 
willkürlich und unzuverläſſig“. Die Domänenbewirtſchaftung habe daher 
keine günftigen Ergebniſſe gehabt, vielmehr die Landeskultur aufgehalten, 
das Streben der Pächter in eine falſche Richtung gelenkt und ſie wohl gar 
veranlaßt, in der Erzeugung einer geringeren Körnerzahl ihren Vorteil 
zu eben, Dieſen Mißbräuchen müſſe begegnet und danach getrachtet werden, 
durch Verbeſſerung des alten Verfahrens ſowohl das allgemeine Wohl 
als auch die Staatseinnahmen zu fördern. 

Die aufzuſtellenden Grundregeln müßten auch praktiſche Winke für 
die meiſt unpraktiſchen Veranſchlagungskommiſſare enthalten; dabei wäre 
beſonders Bedacht zu nehmen auf die beim Ackerbau zu beobachtenden 
Grundſätze, z. B. die Aufeinanderfolge der Saaten und „in welchen Fällen 
die Einführung einer nach dem locale recht zweckmäßig modificirten Schlag 
Wirtſchaft, und welche ſich bald mehr der Mecklenburgſchen, bald mehr der 
Holſteinſchen Koppelwirtſchaft nähert, ſtattfinden kann“. 

Die von den beiden Männern ausgearbeiteten neuen Domänenveran⸗ 
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ſchlagungsgrundſätze wurden am 13. Januar 1801 dem Könige eingereicht 
und genehmigt. Am 13. April 1801 erſchien die „Gedruckte Abſchrift des 
Entwurfs der Inſtruction, wie bei Veranſchlagung der Arrenden bei den 
Domainenämtern zu verfahren iſt“. Es ſollte der Entwurf den Ber- 
anſchlagungskommiſſaren als Richtſchnur dienen; er beabsichtigte, „neben 
der möglichft gründlichen und einfachen Ausmittelung des wahren Ertrages 
aller anf eine anpaſſende Art benutzten Pertinenzien“ auch „der Induſtrie 
der Pächter freien Spielraum zu laffen“. Die ſehr ausführlichen Ridt- 
linien und Unterweiſungen ſollen nicht näher erörtert werden. Völlig neu 
war die Heranziehung zweier Okonomiekommiſſare, praktiſcher, erfahrener 
Landwirte aus den Kreiſen der kölmiſchen Gutsbeſitzer, Privatpächter und 
Wirtſchafter oder geſchickter Landgeſchworenen, die gemeinſchaftlich mit 
dem Einrichtungskommiſſar die Klaſſifikation der Vorwerksländereien be- 
wirken ſollten. Allerhöchſt war angeordnet worden, noch im laufenden 
Rechnungsjahr die erforderlichen Veranſchlagungen ganz nach den neuen 
Anweiſungen einzurichten. Der Hauptwert der Auers waldſchen Grund- 
ſätze lag in der Hinwegräumung veralteter, ſtarrer und ſchablonenhafter 
Formen der Domäneneinrichtungenz es war der Verſuch gemacht worden, die 
Rückſtändigkeit der altpreußiſchen Domänenwirtſchaft zu beſeitigen und fie 
dem Stande der Wiſſenſchaft und der praktiſchen Landwirtſchaft anzupaſſen. 


Der herausgerechnete Pachtzins ſollte dem wirklichen Ertrage der 
einzelnen Pachtſtücke entſprechen; einen Unternehmerverdienſt hatte man 
für den Domänenbeamten nicht vorgeſehen. Deshalb bezog er das be⸗ 
ſcheidene Gehalt; beſonderen Gewinn brachten ihm gute Erntejahre, weil 
die Einnahmen dann über den von der Kammer aufgeftellten Ertrags⸗ 
anſchlag ſtiegen. Dieſe Verhältniſſe bewirkten zweierlei: einmal berechtigten 
ſie den Domänenpächter zu Entſchädigungsforderungen bei Mißwachs, 
Viehſterben und Heimſuchungen durch Naturgewalten — die Remiſſionen 
blieben eine ſtändige Begleiterſcheinung der preußiſchen Domänenwirtſchaft, 
weil fie in dem inneren Gefüge des Domänenweſens begründet waren —, 
ſodann trugen fie beſonders dazu bei, daß fich gewiſſenloſe Pächter die auf 
rechtlichem Wege nicht erreichbaren Gewinne durch Ausbeutung der in 
ihrer Gewalt ſtehenden Amtseingeſeſſenen zu verſchaffen ſuchten. 

Über die Art und Weiſe, in der die einzelnen Stücke der Generalpacht 
ausgemittelt wurden, gibt der beiliegende Anſchlag vom Pachtertrage des 
Amts Wandlacken näheren Aufſchluß. Die weitere Tafel veranſchaulicht 
die Einkünfte aus den königlichen Domänenämtern des Oſtpreußiſchen 
Kammerbezirks für das Jahr 1802. Leider konnte eine ähnliche Überſicht 
für das Gebiet der Litauiſchen Kammer wegen Ermanglung genügenden 
Materials nicht geboten werden. 


Arrende Anſchlag vom Vorwerk Wandlacken, Amts Wandladen. 


Dieſes Vorwerk ift im Jahr 1781 vom Condukteur Auſchwitz ſpeziell 
vermeſſen, im Monat Mai 1795 aber vom Condukteur Rehberg revidiert 
und hält nach letzterer Reviſion in Magdeburgiſchem Maß: 


1. An Acker in allen 3 Feldern. 
Zur erſten Klaſſe 2... [137 131 
„ zweiten, Wl EA 
„ dritten „ EE 


Summa vom Ader 


2. An Wieſen. 
a) an ſeparaten Wieſen 


erſter Maffe . .. 20 Mgen 
E EE 
dritten 98 


b) Feldwieſen, dritter klaſſe—— 


Summa an Wiefen 288 150 


3. An Gärten. 
Baum- und Gelöchgarten, fo Beamter nupet 
Gärten der Deputanten 0« 


Summa an Gärten 
Summa der zu beranihlagenden Ländereien 


140 
75 


on 


Unveranſchlagt bleiben 
— | 150 | Garten, fo der Umt3-Sandreuter frei nutzet. 
247 | 102 | Weideland, einſchl. 106 Mgn 12 Rt. Roß- und 
Kälbergärten. 

76 170 Dorfanger, auch Unland, Wege, Gräben und 
Damme. 

256 | 164 | an Teichen und Hellern, fo beſonders veran- 
ſchlagt find. 

94 | 102 | Land, fo nicht vom Vorwerk genutet wird. 
676| 148 Summa. 


1266 | 139 | bie veranſchlagten Ländereien. 
1943 | 108 | Gumma totalis nach bem Vermeſſungstegiſter. 


09 


89 


"log 


189 


KI 


SEI 


KO? 


087 


ar 


INE 


EE A 
M ET HPO 2007 
lap ogg “g "wee" aam t 
x „ se " Hohl " "ue 
"mm g Ups mem os ank mog q noqog 
ar PD zoor udung nag %g mun org Ups ges Int schen Ae a WPD re ale ne | — 
RS mt 
"blog org "me" aqua “ 
me " up * 
WOD at mu wog an? mog (von, 
WP rm umg moy y ume Wës at ne map hi 9 HPS te aap ne | — 
I DS 282 
“or "806 awagp * "rt 
or gg “ ph " “r 
AUR OT RD 292 p pog anf uag g ronne, 
"RETT IHPS 282 med mog e un? ën 01 PS 298 Ing ‘goln ëm 9 HPS Te uaBBog n? | — 
Hpo ei 
"lag 09 % 


SL 


"Glog og k 


D 


aguang " * Sr 
og " Hohl ” "Sr 
HPS ogr mu pog am? mog I uoe 
UPS me wobung mog e wn! URS osr me olua op g MPS Te blog nt | — 
Hpo sw 
paa ag "ei aqong “ “ mr 
sr " He “ "Sr 
WPS er nu pwo me wog (ua, 
UPS gp uabung mog y une IHPS zt Int oua Aa g PT v utag ne | — 
ee apvag an? % gyo naqam | gar 


1996 


| 16T 


881 


161 


081 


816 
oi 


grep uom T 


PL 


8 


09 


Ka 


09T 


Di 


PL SE 


91 x 


ld vr loan eL mur" 


"oa pos g9 ING ot 


` Bunfnuheg 299 uag amung 


"long up "mg (e one w 
5 "Ger ag Dundee 134 und qun 


` poulparag potoak St "foung 


09 
"flang 09 Ing 189 194 ‘oBvapanvgaapyg wog 


cage aun unh 
"Slag 09 “IMG et 


„ 7 0 


a O o 
Bla mman ee "Dong 06 


Bundnugag F 


lupe ot 
$ eau puis o 
"mp Sr impok PH 09 


uadaoyg d plane Og e NG ETT usb 97 nee mog 
` ` Bunënuatzgg 209 uoa vun 
"oe "arr: "leg 09 e Mee “ ei SA? 
HERE Gleg 08 ME 1 v pnu aopuvagg o) "06 OFT UBIN IT 
Bungnuusjaog ‘g 


se |t 


"nr mae ub mme 


"leg og g aguang an? nabok TET 
ane me gu mag "ee 29 
allos napag m? mg 68 ned 961 


edel (q 


ogg ” wpaq ” 
og a“ 
RT ploa 09 v allons uaaa an? 


ala og 3 


RE OL 


u 


08 
uaan 08 :ualaıgz rode (e 


62 


webe naguo om wie pu „uolagg uaplBaagshruggg“ aas unamogspup uag uoa ag auf Gissbeng ap (r 


E 


op 
"lang 


ue wg app wabıqugzlagum gun defteg eig amaf ene aun praphg 
Teamg geg 209 ër ag Mal pon miq me eh vin en Soape ung auf 
V nee e. nyapg panog mog isg 
di agug spomog wordupgplmaan ee 1918 wu eg Doaa ze 
ba Jteg fat i00 gaq mn 


usa nag Jun gaapi sag E Dm uaoguol e ieee Frag sog anu zipu zayuvagg jaa 
eee 0827 ace ge "9 op P P eee Iwab uapuvags mag sic) et 
+pvdıusıguuodjom un 8 


plan ot $ (Bragsdiugg; (pou) neee ot 29 
Toafbndatnlaaiaszg u e 


"rr" popo d blanc oe v pute IT pape 9.2090 (aunpguagagg) pie TLE US 
cus ug g 


retten (te uamajug uag uoa) Sunne fowm 
“aparugdunugong u og 


= 0 = 


Nachweiſung, 


welchergeſtalt der Anſchlag vom Königlichen Oſtpreußiſchen Amte Wand- 
lacken von Trinitatis 1796 ab zu ſtehen kommt. 


Der Ertrag beträgt 


Benennung der Gefälle. 


Rtl. , | Pf. 

1. An beſtändigen Gefallen. <.> 8537 83 Lin 
2. An unbeſtändigen Gefallen . 6 |15 
3. An Arrende vom Vorwerk Wandlaken 881 | 48 2 
RE EN ee 695 72 10 
h I o „  fëidergn a e aa 670 39 11 
„ o ee 746 25 — 

Tou „ „ „ VBranntweinbrennere i 412 73 674 

„ Eee 182 | 40 | 1% 
Ua e ep ME a un a S 601 83 14 

Summa der Einnahme | 8023 | 43 | Si 

Davon ab die Ausgabe m. 280 | 21 | 9 

Bleibt an die Domänentaffe abzuliefen | 7743 | 21 | 11, 


Anmerkungen. Die Brauerei liefert jährlich zur Verlegung der rüge und Schant- 
bauſer 420 Tonnen Bier. Dazu find erforderlich 746½ Schffl. Gerfte à 45 Groſch. 
25 Stein 15 Pfd. Hopfen à Stein 2 Ntl. und 15 Achtel 6 Cornickel Holz. Die Geſamt⸗ 
unkoſten betragen einſchl. Fuhrloyn, Mahlgeld, Brauerlohn ete. 577 Mil. 66 Grosch. 
15 Pf. Die Einnahme teilt fih für 420 Tonnen à 3 Mtl. auf 1260 Nil. und für 
Nebenprodukte auf 35 Ril. zu.. Be = 

1 Pf. 


Davon die Ausgabe ab mit. 577 „ 66 Groſe 
Anſchlagmäßig bleibt Ertrag 717 „ 23 „ 8 5 
Hinzu kommt an ertraorbinätem Debit laut Ber- 
anſchlagungs protokoll. a ta 
und an Schweine- und Federviehpacht von vorſtehen⸗ 
BEE EN i 21 „ 6 1 


Summa ot? 746 Nil. 45 SA SE 
Für die Brennerei werden zur Herſtellung des ordinären Debits von 53 Ohm gebraucht 
530 Schffl. Roggen, 94 SOT. Gerſte und 15 Achtel 7 Cornickel Holz, dazu die ſonſtigen 
Ausgaben 
macht zufammen 514 Mtl. 39 Grosch. 24 Pf. 
Die Einnahme von 53 Ohm beträgt à 16 Ntl., . 848 Rtl. — 
und 1 RI. p Ohm an Schlampe. 53 „ 
Summe der Einnahme 501 Nil, 
Davon die Ausgabe ab mit. ... 514 „ 39 Groſch. 2% Pf. 
bleibt anſchlagmäßig Gewinn 386 Nil. 50 Troſch. 15%, Pf. 
Für den auswärtigen Debit kommen noch hinzu 26 „ 22 „ 9 
Geſamtſumme des Ertrages 412 Rtl. 73 Groſch. 634 Pf. 
In den 3 Vorwerken werden insgeſamt 514 Mgen 67 Rt. zur Fiſchnutzung verwandt. 
Die Teiche werden alle 3 Jahre trocken genutzt, entweder beſät oder zum Heuſchlag 
verwendet. 


E e 
Aberſicht über den Ertrag der Amter des Oft- 


Enthalten in Magdebg. Maß 


Name Name an 
des der an | an | an | an] Un. in 
Amtes Vorwerke Acker] Wie- | Wei- Bruü⸗] land Sum- 
und | jen | den chen] und] ma 
Garten 
1. Allenftein Altho . 3 da de 8 1 1620 
$ SL 53 22 10 4 — 18 — 24 13 
Schloßgut.. . 3 25| 4 7— —— — 321 
2. Balga Dalga . ECK 28 14 40 2 — —— 20 
Herten de 29 1 14 % 23| 23) 3 21 9 
3. Barten arten 29 10 14 27| 28) 2 — — 125 
4. Bartenstein Liesfen . . | 38, 2 8| 11) 13 22 — 5 2 12 
Dompendehl. . 17 —| 6 Ze 
Sauerſchlenen . | 19, 19] 6; 2 8 
5. Behlenhof | Behlenhof. . . 43 23] 13 2 19 
6. Brandenburg | Brandenburg 20 27 1 3 1 14 
Voten, .. 24 9 1 9 8| 10) 
Eranzberg . 9 29 19) 412 2% — — 8 3 
si. Weeenoefide] 3 28 EE ae Eë 
7. Braunsberg Klenan. . . 410 7 1 7/— —— —| 615 
Schloßgarten. — 130 3 4 2 3— — — 19 
8. Caporn Caporn . . 8 29 1 2| 8 24 — — 3 2 
Margen. ...| 23 6 27 3 —— — 127 
9. Carben Farben.. 23 2 3 22 28| 8| — — 10 11 
Raade . . |10, 22) 2 28 3 18] — — 1 
10. Caymen Cahmen. .. 2 18 8| 4 7 20 — — 215 
Legehnen . 14 2 9 23 10 18| — — 1| 4 
D. riëts Ficken... 47 A 4 as -—| 1 9 
Finken... 11 18 4 28 8 2 — u] 1 11 
12. Dollſtädt Dollſtäd7 18 29 0 iej 3 17 —| 2 7: 
1 EE 99 17 12 4 Se 
. Fiſchhauſen iſchhauſen 26 — 22 
3 Set . 429 180 7 22| 34 — 14 
13. Frauenburg Renitten . 30 2 15 10 40 18 — — 5 16l 
15. Friedrichsberg Spie e 10 T % KEES 1 16l 
EISE | 10 aj 7 2 1 1% 5| 9| 1 25 
16. Friedrichsfeldeſ tein Vorwerk. — -H= |] | | | 2] | = 
17. Grünhof Grünhof. 31 426 28 35 8 — — 3 28 97 11 
Rabwic-stupgen | 27 29 10 12 39 1 — — 4 13 72 6 
Rauban. 16 2 6 13 18 4 — —— 29 42 11 
18. Guttftabt Schmalainen. 37 „ 10 17 1 1 — e 2 7 7 
Grunau... 421 26| 16; 1| 20 — 4 14 13 4 75 15 
Regerteln. . . | 24 9 9 740 7 — — 2 28 76 21 
19. Heilsberg Neuhof . . . 30 3 9 1 1 — — 25 19 67 4 
Großendorf 14 8| 23) 1 11 — — 9 13 33] 20 
20. geiten tein Esch Ee KE ke Bee bech bere Kn feet Ge E Tea eg 
21. Ralthof Aalen. - + | 18 27) 11) 12 37 10 — 3 7/69 26 
22. Larſchau Karſchau .. . |20 1 8 25 29 16| — —[ 5| 1f 63 13 
Ralgen . . - - | 10, 16] 3| 150 3 29| — —— 19 30 21 


3) 8. St. A, O, P. 4 1 Nr. 107. 
d Ruten ſind abgerundet zu Morgen oder weggelaſſen. 


ZZ 
preußiſchen Kammer-Departements 1802). 


Das Amt 
Ko 
Vorwerks⸗ Amtsertras Beim Vorwerk, 1 . 
erlrag 1801/02 8 find veranschlagt figen Deb 
n an 
zana Bier 
Kuhe Jung- Scha- wein 
a | vieh | fe | Ohm |Tom. 
1 J 
907 oi 60 20 600 
1141 ai 6 19 27s 87 15 40 20 500 am |139 
255 % Ser | 287 
2 \ 800 
500 4 f 0 % 61 4 180 80 60 12% 124 
1000 „ 4| bees |62| 3f 120| eo 100 10% | 285 
132 | 35| 9 75 | 374| 104 
60 2 9| 327 54 15 4 0 | = 8 |29 
559 | 20 o 0 
12 2% 9| aos 30 10 100 50 100 — |207 
000 | 69 | 14 50 2 12570 14 3570 
1099 = EE E 
1000 65 8 554 56 6 110 55 — 
EIERE 75 | | 
= 5 
333 EE EEN 
5 
Eeer se 
11 
Ki “ 0 8134 37 13 am | = pa |æ 
; d F = 
le Beer 
— d 
CC Bee 
SEN = 
Si = 12 16175 5 S 140 | 70 1200 
2320 | i \ 
14% 78| b 12 % 57 1 10 |70. 1000 |} 15% | 568% 
10 „ 1 io e gie ee |19 
ei 70 
555 20 16 3 80e 80 12 0 30 == | 
„ sl al -— | <Ii <= u] w 
2325 0 8 fy 0 65 
1117 | 59 | 12 |l 10 901 51 si 8934 523 
399 14 | 16 |f 76 
1% „ 5h 128 | 64 
1294 | 44 | 13 |\ 17255 | 74| 5] 108 | 54 236 
% 23 
le 12 |} 23492 e 213 
= 3993 5 > 
ae g| 46t e ee (me 
1036 $ 30| 15 | 800 
828 3| al 508| 9 as 0 za 
Stein, Die (ant, Verfaſſung Oltpreußens. Schr. d. Int, f. Em. W. Heft 5. 5 


Name Name 
des er 
Vorwerke 
29. Kobbelbude Kobbelbude . . 23 2 een 
24. Kragau Kobbelbude .. 17 af 14 21 5 9f 1 1 1 10 40 1 
Kragan 1 23 GER — — — 13) 2 7 
25. Labiau Zon, 2 % J d —|—| 3 Si 29 9 
Rudlacen ... 9 1 1 23 28 2 — —|—| f 37 27 
Werderhof. ..] 2 19 8 160 8 — —|—| 13| 17 26 
28. Lappönen | Sappönen. . . | 37, 12 26 15| 6 8 — 10) 2 5 72| 18 
27. Sapta Laplan . 2, 9 9 22 35 6j—|—| 2 13| 74| 20 
28. Seiten | Sautifhten .. 13 6 8 18 7 0 — [ 1 1 30 — 
Ve, Baum [— 2— —— 14 — —— [16 
SL Arrendeſtüce. — — 1 A =-= 1 2 
29. Liebemühl | Bienau . . 27 11 9 15| 20 13 5 7 1 28064 14 
Schloß Pertinenz.— 7 — 160| —1—1— —— 5 — 28 
90. Liebſtadt Keichwalde .. 28 8| 5 2 20 2 — 4 3 3| 58| 10 
Workallen. . . 39 1] 7 2 11 29 — — 7. 25| 62 28 
31. Lochſtädt Fochſtädt uw. | 13, 20) 4 28 51 2 — — 45 29115, 20 
32. Mehlanken Mehlanken uſw. 21| 9| 16, 19 12 19 — 4 2 9 53 1 
Neu-Vorwerk EG EE EE EE ER 17 9 
33. Mehljad Ader und Wieſe 1 9 1| 5| 1 ( — —— 9 26 
34. Mensguth Miensguth. .. 43 14 12 23| 28 — — 72567 1 
35. Mohrungen Neuhof. 28 24 9 16, 36 22 — — 4 9 79 10 
36. Natangen | Tein Vorwerk — 
37. Neuhauſen | Neuhauſen. .. 17 20 13 14 19 2, — — 11—| 51| 29 
Al inhede. . 17 5| 8 2/20 8 — — 119 4% 4 
38. Neldenburg | Neidenburg . . 34 10 13 22 42 8 — — 9 18 9| 24 
39. Osterode Gorliz . 26 84 12 8 26 18 — . ER 69 6 
Mörlen. .. 20 2| 9 16, 11 2| 128 3 14 46| 25 
Thyraun 13 14 4 — a 4 — — 1 622 24 
40. Ortelsburg | fein Vorwerk . | —| era 
a1. Prien ës Im 1 15 10|—|—| 4 22 65 14 
ardienen.. [14 5| 3 29) 3 7 — [ 1 2 22 27 
42. Pr. Mark Fr. Mark: . |83 —| 8/14 2 13| 6 12 15| 23| 66| 2 
Prolheinen . | 22, 3 6| 21| 11 10| — 4 5 44 9 
43. Pr.-Holland | Wieſenhof, Wes. 
ken hof, Melthof | | 
und Schäſerel — 10 16) 94 15 
Neugutd `... — 1—|% 7 
44. Raftenburg | Raftenburg . . — 1 28| 20 18 
Reimsdor f. 20| 3 18 64| 4 
45. nitt Biſchdoff. —| 4 13 78 27 
46. Roffitten fein Vorwerk 8 
47. Sadlau Sol . a. —| 2| 8| 45| 17 
Entrinlaufen . — 1| 14 56| 23 
48. Schaaken Schaake — 3 11 81| 25 
49. Seeburg Boigtshof wm, — 10 16, 41| 18 
50. Seckenburg | fein Vorwerk. = = 
51. Soldau Nieberhof f 200 4 159 21 
52. Taplau Groß ho —| 118 3 7 
Kleinhof. >» - — 13 21134 16 
Gauleden . » —— 110 66 28. 


Das Amt | Die 
iſt veran⸗ Bes 
i Ji, | viite 
im Vorwerk zum orbent- | rung 
RS Ri É di veranſchlagt figen Debit Ka 
an | an è 
Brannt| Bier | HH 
Kühe Ju Ohm Tann] Seelen 
Li Je eum Die 2 
ag | — | — 2481857 
237 % 1 569 6 17 SS 50 
2 5 6% 540 6 — 8000 
3 85 
| 1 15 7 058 
4 0 14189 3 — 90 7606 
Po 5 Si SE Ke Z | s24 160 3235 
1304 6547 2 2 Be 2401 
1633 20 1 185 212 5 120 37 
e l sn 28 8 SS 26 3 264 
1 9 em a — e 
% n , Za „ als | = 235 / 20835 
583 ajah 4784 3 13 52 | } 11 | 285% 
| % % — [ 1 386 2490 
9 „ 11 500 — 40 110 
| 5 x H sëch 
0 % „ zae jer] s| Si Beer 
SEE le Pe — | 10869 
Bar nt | STE e 
h alal 420 e 2 zoja | æ] Æ 37 | 338 
1 5 tees 5 | | 40] 67y |69 | 527 
ES ST EE EE 
01% 7 Al arm | 6 0 %% KC ee 
000 HR 63 — 20 10 700 2 1007 
a diah e DB | h a fas | aus 
- 6 | 15⁵ So 
aa nee Keng 
el ls mg | - 23%, | 100 | 3039 
1207| 4 3 9365 32 12 el 
ZS 6 2 14 |, | ON s2 766 5096 
: \ 10300 79 2 
726 76 | 14 |} 1036 | so 40 
0|55 | 1200 793 | 4498 
Ge Nam m) 7 00 0 % se“ 
3% % | 17 | 79 45 jas |47 | 5165 
047 17 14268 60 6 SE 850 „ e 
2246 |13 |15 | 15600 æ 17| 180/9 — | 22 |29% 805 
| „ f sis e zl 21 19 106 480 3901 
iee . 07 [54 T | 4 |69 4550 
201 | de |da aa „ ml 00 00 n 
85 8% i | 86 43 18% |107 | 6788 
e ai zl 7, E| mela 800 æ 80 | am 
20 , e KA 1500 |} so | 1088| 7 280 
d 
2511 74 | 16 | 18481 |57| ai 160 0 
762 | 54 17 


Enthalten in Magdebg. Maß 


an 
Name Name an an an an | Un. in 
des des Acker] Wie- | Wei- | Brür| land] Sum- 
Amts. Vorwerts und] jen | den chen] und] ma 
Garten Hofe 
ellen 
N. M. H. W f. M. Za HM. 


53. Taplacken Zapladen . . . 


Pelersdor / 
54. Uderwangen | Uderwangen 
55. Waldau Waldau. 


Heiligenwal 
56. Wandlacen | Waubladen 
Linde 
Wickeran 
57. Wartenburg | Kroplainen . 
Cronan 
Schloßgut . . 
58. Willenberg | Willenberg - 17 | 
Waldpuſch.. . 24 4 13| 18 17 — 
59. Wormditt Farben 1 
Kleinhof .. 11 80 2 17— ES fe 11 150 6 


2. Kapitel. 
Die abgeleiteten Beſitzrechte der Immediakeinſaſſen. 
A. Der Laßbeſitz der königlichen Bauern. 


88. Die perſönlich⸗rechtlichen Beziehungen. 


Die ſtrenge Gruppierung der Bevölkerung in beſondere Stände gab 
dem 18. Jahrhundert und feinen Rechtsverhältniſſen ein eigenartiges 
Gepräge. Von der Zugehörigkeit des einzelnen Menſchen zu einem Stande 
wurden ſeine geſamten rechtlichen Beziehungen beeinflußt. Die Geburts⸗ 
ſtände ſollten fich mit den Berufs- und Erwerbsſtänden deden; jedem Stande 
waren die Grenzen feines Wirkungskreiſes und die Leiſtungen für das 
Gemeinweſen genau zugemeſſen. Durch das Allgemeine Landrecht wurde 
„dieſer altüberlieferten und durch die Verwaltungskunſt des modernen 
Absolutismus ſorgſam gepflegten und planvoll ausgebildeten ſtändiſchen 
Geſellſchaftsordnung, dieſem wohldurchdachten Syſtem politiſcher Arbeits⸗ 
teilung die geſetzliche Anerkennung verliehen und damit Ausſicht und ge- 
wiſſermaßen Anſpruch auf dauernde Gültigkeit gegeben“). 

Dabei beſtand ein organiſcher Zuſammenhang zwiſchen den perſön⸗ 


1) Rojer II S. 431. 


Das Amt Die 
iſt veran⸗ Be⸗ 


lage volle 
Vorwerks⸗ Amtsertrag Beim Vorwerk aal ee Gm 
ertrag 1801/02 find veranschlagt | tien Debit | des 
on | am beſteht 
Brannt- Bier CN 
auhe] Jung- Scha-] wein 
RE G Bl a G AI l. | Dim | Sonn. Seelen 
T T 
1917 | 5 = 
1002 30 2 1016 al ai 1% 1290 e 315 5837 
RE 42 574 8 710 7 3 All — 363 2871 
zala — l mja] 1 || 700) is | soj 2665 
839 | 42 | 11 50 25 | 100 | 
693 | 28 | 10 h 7784 15 15 380 40 — la 389 3119 
1 „ o 
5 al S 
= | E 11 6814 | 233| 9 40 e — (E, 123] 4224 
Be | 49 8. E 
108 = — 71 76 5 30 18 — 2% 131 5603 
1090 74 9 58 20 |1180 
lu 6 a] KR | — 1 5169 


lichen Rechtsverhältniſſen und dem Grundbeſitz. Entſprechend der Stände 
eintellung hatte der Grund und Boden feit dem 17. Jahrhundert eine 
ſtrenge Klaſſifizierung in bäuerliche, kölmiſche und adlige Beſitzungen er- 
fahren, und diefe Aufteilung ſollte möglichſt ungeſtört erhalten bleiben. 
Sie bildete einen weſentlichen Beſtandteil der Landesverfaſſung; denn 
auf ihr baute Déi das Abgabenſyſtem auf. Der Übergang der Grundſtücke 
des einen Standes in den Beſttz eines andern Standes zog eine Ber- 
wirrung der Kontributionsverfaſſung nach jich und mußte verhütet werden. 
Bei der Erwerbung ländlicher Grundſtücke gab die Perſönlichkeit des 
einzelnen den Ausſchlag. Adliger Grund und Boden ſollte in der Regel 
auch nur von Perſonen adligen Standes beſeſſen werden; zum Erwerb 
kölmiſcher oder ſonſtiger Freigüter war der Beſitz der perſönlichen Freiheit 
erforderlich; unfreien Leuten wurde allein der Beſitz bäuerlicher Stellen 
zugeſtanden ). Bei dieſem Einfluß, der den persönlichen Rechtsverhältniſſen 
für die Erwerbung von Landgütern gutam, erſcheint es gerechtfertigt, im 
Zusammenhang mit der Beſizverfaſſung auch die perſönlich- rechtlichen 
Beziehungen der verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen einer Erörterung zu 
unterziehen. i 

„Die Bauern bildeten die zahlreichſte und wichtigſte Klaſſe der Domänen⸗ 
einſaſſen. Die Entwicklung ihrer rechtlichen Verhältniſſe hatte für die beiden 
Kammerbezirke einen verſchiedenen Verlauf genommen. Im Gebiet der 


9 Bär a a O. II S. 62. 
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Oſtpreußiſchen Kammer entſtammten die meiſten Bauerndörfer der Siede⸗ 
Iungstätigfeit des Deutſchen Ritterordens. Defien Beſtreben war nach der 
völligen Unterwerfung und Beruhigung des Preußenlandes vornehmlich 
auf Schaffung eines ſtarken Bauernſtandes gerichtet. Die anfänglich vor⸗ 
herrſchend geweſene Aufteilung des Landes in größere Gitter trat mit dem 
Ende des 13. Jahrhunderts gegen die bäuerliche Beſiedelung Dart in den 
Hintergrund). 

Das Ergebnis der bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts fortgeführten 
großzügigen Koloniſation war, daß in dem größten Teile des Gebiets, das 
nachmals der Königsberger Kammerbezirk einnahm, ein kräftiges deutſches 
Bauerntum erblühte. Die deutſchen Einwanderer waren perſönlich frei 
und konnten ihre Grundſtücke vererben und veräußern. Ihrer beſitzrechtlichen 
Stellung nach wird man ſie am treffendſten als Erbzinsleute bezeichnen 
dürfen. Freiheit der Perfon und gutes Beſitzrecht ſchloſſen in vielen Füllen 
die Verpflichtung zu einigen Dienſtleiſtungen der Grundherrſchaft gegen⸗ 
über nicht aus ). 

Eine mäßige Scharwerksforderung beſtand am Ende des 14. Jahr- 
hunderts allenthalben, ſowohl für die deutſchen Bauern der Ordensanteile 
als auch für die des Ermland. e Dienſtpflicht geſtaltete ſich nicht überall 
gleich, ſondern wurde den örtlichen Bedürfniſſen angepaßt, ſtets aber genau 
bemeſſen und geregelt. „Die einen waren zur Holzabfuhr, die anderen 
zum Steinefahren verpflichtet, die einen hatten bei der Heumahd oder ſonſt 
bei der Ernte, die andern beim Fiſchen zu helfen, die einen mußten den 
Zinshafer, die anderen den in den Wäldern des Kapitels gewonnenen 
Honig nach Frauenburg ſchaffen und fo fort“). Die Dienſte wurden nur 
an wenigen Tagen im Jahre gefordert und bildeten daher für die Ye- 
teiligten keine drückende Laſt. 

Die unterworfenen Preußen verfielen nach dem zweiten Aufſtande 
mit geringen Ausnahmen der Unfreiheit). Sie wohnten abgeſondert 
von den Deutſchen bei den Vorwerken oder in kleinen Dörfern und wurden 


1) Plehn, Forſchungen 17 S. 398. 

) Toeppen, Geſch von Hohenſtein S. 4. Die Handſeſte von Mörlen teilte von 
den 80 Hufen dem Schulzen 8 und der Kirche 6 Hufen zu. Von den den Bauern verz 
bleibenden Ländereien ſollten die Wirte „von jeder Hufe dem Ordenshauſe zu Zinfe geben 
½ Mt. und 2 Hühner auf St. Martins Tag und zu 4 Tagen arbeiten, von 2 Hufen, 
wann es die Brüder verlangen“. Im Amte Hohenſtetn entjtanden bis 1480 noch folgende 
mit Scharwerk belastete Dörfer: Miſpelſee, Murten, Heilgenau (Wilgenen), Königsguth 
und Kunchenguch. Röhrich, Kolonijation, E. B. Bd. 18 S. 322: „Wie allenthalben 
waren auch in Siegfriedswalde die Zinshuſen der Landesherrschaft zum Scharwert vers 
pflichtet.“ 

Röhrich a. a. O. Bd. 13 S. 788 u. 793 f. 

d Aubin, Geht, d. gutsherrl⸗bäuerl. Serie, S. 13. 


von den Ordensbeamten und den Beſitzern der Dienſtgüter zu landivirt- 
ſchaftlichen Arbeiten herangezogen. Ihr rechtlicher Zuftand blieb fünf Jahr- 
hunderte hindurch beinahe unverändert‘). 

Bis ins 16. Jahrhundert beſtanden alſo im Ordenslande zwei nicht 
nur völkiſch, ſondern auch rechtlich ſtreng geſchiedene ländliche Klaſſen neben- 
einander. Da begann, hervorgerufen durch einen empfindlichen Mangel 
an Arbeitskräften), langſam die Umwandlung und Verſchlechterung der 
rechtlichen Beziehungen der deutſchen Erbzinsbauern. Sie verloren zunächſt 
das Recht der Freizügigkeit, den wichtigſten und augenſcheinlichſten Beſtand⸗ 
teil der perſönlichen Freiheit; Zwang der Bauernkinder zu Geſindedienſten, 
vermehrtes Scharwerk und Verlust des erblichen Beſitzrechts folgten. Es 
näherte ſich der rechtliche Zuſtand der deutſchen Bauern immer mehr dem 
der preußiſchen Hörigens), und ſchließlich verſchwand jeder Unterſchied 
zwiſchen beiden Gattungen ). 

Am Anfange des 18. Jahrhunderts war dieſer Entwicklungsgang 
völlig abgeſchloſſen; es gab nur noch einen einheitlichen unfreien Bauern- 
and, Zwar hoben ſich einige ſogenannte Hochzinſer wirtſchaftlich aus der 
Maſſe der übrigen Bauern hervor; ſie unterlagen nicht dem harten Fron⸗ 
dienſte; doch waren ihre Beſitzrechte nicht günſtiger als die der Scharwerks⸗ 
bauern, und ihre Kinder verfielen gleichfalls dem Geſindedienſtzwange. 

In den litauiſchen Gebieten geftaltete fich der hiſtoriſche Verlauf weit 
einfacher. Jene Landesteile bildeten zur Ordenszeit noch „die große 
Wildnis“ ). Hier ſetzte erft in der herzoglichen Zeit die Koloniſation ein; 
doch ſind wir über dieſelbe noch mangelhaft unterrichtet. Am Anfange des 
18. Jahrhunderts waren die weiten Ebenen von den Goldaper Höhen 
nordwärts bis über Pregel und Memel hinaus faſt ausſchließlich mit bäuer⸗ 
licher Bevölkerung beſiedelt. Die Frage, ob der hier anſäſſige litauiſche 
Vollsſtamm auf eine ſchon zu Ordenszeiten vorhandene Urbevölkerung 

2) Plehn, Forſch. Bd. 17 S. 433. 

) Toeppen, Ständeakten I S. 199. Schon nach den Verheerungen des erſten 
polniſchen Krieges wurde 1412 auf dem Ständetage zu Elbing den Städten verboten, 
Hubener und Gärtner vom Lande aufzunehmen, fie brächten denn einen Ausweis, daß 
fie fich) mit ihren früheren Herren gütlich auseinandergeſetzt hätten: „Item sal man alle 
doze volk us den steten treyben off das land, so is tzum awste kompt und ouch 
die vor den steten sint.“ — Vgl. auch Brünneck, Leibeigenjchaft, Zeitſchr. d. Sav.⸗ 
Stift. VIII S. 46 und Aubin a. a. O. S. 75. d 

) Möllenberg, Majorat Döhleu S. 47: „Aber es geht nun abwärts. Die 
Derabdrükung des Bauernſtandes wirft mit dem allgemeinen wirtſchaftlichen Niedergang 
der weiteren Zunahme der Bevölkerung entgegen. Die Erbuntertänigkeit ſchlägt die 
Bauern in Feſſeln, ihre Lage wird mit der Zeit, beſonders in den adligen Dörfern und 
Gütern, immer trauriger.“ 

d Plehn, Forſch. 17 S. 437 fl. u. 455 ff. 

) Toeppen, Geſch. Maſurens S. 56 ff. 
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oder auf Einwanderung aus dem angrenzenden Großfürſtentum Litauen 
zurückzuführen Te, ift noch nicht mit Sicherheit zu beantworten). Wahr⸗ 
ſcheinlich kam zu der bereits anſäſſigen dünnen litauiſchen Volksſchichte) 
während des 15. und 16. Jahrhunderts ein beträchtlicher Zuſtrom ſtammes⸗ 
verwandter Anſiedlere). Dieſe Bauern befanden ſich feit der Erſchließung 
der „Wildnis“ im Zuſtande der Hörigkeit ); in Litauen hatte die bäuerliche 
Unfreiheit einen ſchärferen Grad erreicht als in den andern Gebieten des 
Preußenlandes. 

Die Gebiete der Maſuriſchen Seenplatte hatte der Orden nur ftri- 
weiſe mit Deutſchen beſiedelt. Döring hat in feiner Abhandlung „Über 
die Herkunft der Maſuren“ nachgewieſen, daß das alte Saſſenland, die 
heutigen reife Neidenburg und Oſterode, zum guten Teile von Deutſchen 
koloniſiert wurde und daß die dortige Bevölkerung aus altpreußſſchen, 
deutſchen und polniſchen Beſtandteilen zuſammengeſetzt ſei. Weſentlich 
anders lagen aber die Verhältuiſſe im eigentlichen Maſuren, alfo den öſtlich 
der großen Maſuriſchen Seen bis zur Landesgrenze ſich erſtreckenden Ge⸗ 
bieten. Stammpreußen gab es hier nur wenige, und deutſche Koloniften: 
ließen ſich nur an den Rändern der „Wildnis“ oder unmittelbar neben den. 


) Proſeſſor Rheſa vertrat die Meinung, daß der fiegreiche Orden während des 

14. Jahrhunderts Tauſende geſangener Litauer in fein Gebiet geführt und ihnen Gişe 
im ehemaligen Nadrauen und Schalauen vom Kurtſchen Haff bis nach Podlachten hin 
gegeben habe. Sie jeien mit den Überbleibſeln der alten Preußen zu einem Volt ver⸗ 
schmolzen und Hätten die heutige Sprache der preußischen Litauer begründet. (Vgl. dar- 
über Krauſe, Litauen und deffen Bewohner, S. 16 u. 108.) Neuerdings ift eine andere 
Auſſaſſung mehr in den Vordergrund getreten. Es werden Nadrauen und Schalauen. 
als ehemals von Litauern bewohnte Landschaften angeſehen, da die für eine litaulſche 
Kolonisation im 14. Jahrhundert vorhandenen Zeugniſſe nicht ausreichen, „eine fo ein⸗ 
heitliche und feſtgewurzelte Bevölkerung zu erflären“ (Turſchat in Mitt. d. Litauiſchen 
Lit. Gef. III S. 497. Vgl. auch Sembrzyeti in Altpr. Mon. 1891 S. 76 u. Zweck, 
Lilauen S. 181). Erwähnt fei noch eine am 27. Februar 1369 durch Winrich von 
Kniprode „unfern Schalawen, die da wonen in dem Schalmiſchen Lande“, erteilte 
Verſchrelbung. Nach dem Tode des Mannes folte die fahrende Habe, Hengſt und Brünne: 
ausgenommen, dem Weibe oder den Töchtern zufallen, frei von Zehnten. Ob es fid 
dabei nicht doch um kriegsdienſtpflchtige Preußen gehandelt har? Denn daß der Hode 
meiſter an Litauer, mit denen er im Kampfe lag, „aus ſunderlicher Gnade“ Ver⸗ 
ſchreibungen erteilt hätte, ift kaum anzunehmen (K. Sl.-A. Ordensbrieſarchld). 

) Lotar Weber, Preußen v. 500 J. S. 109. 

3) Daß am Ende des 15. Jahrh. eine Einwanderung aus Litauen und Sameiten 
ſtattfand, bezeugt ein Abſat der Landesordnung des Hochmeisters Hans von Tiefen 
vom Jahre 1494: „Item unser gnediger her hoemeister vorbewtet allenn unnder- 
thanenn, die do hubenn mit Samaiten adder Litowenu besatzt habenu, das sie inen 
nicht gestatten inn Samaiten adder Litowenn ezihenn unnd annder lewthe mher 
us denselben lanndenn holenn“ (Att. d. Ständetage V S. 416 f). 

+) Haxthauſen, Ländl. Verf. S. 191. 
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Ordenshäuſern nieder. Die ausgedehnten Landſtriche erhielten ihre Ber 
ſiedelung fait ausſchließlich durch die dem angrenzenden Maſovien ente 
ſtammenden „Mafurer“ ), wie im Herzogtum Preußen die Leute „aus der 
Maſau“ zu Zeiten Albrechts des Alteren benannt wurden?). Der bereits 
im 14. Jahrhundert ſich bemerkbar machende Zuwandererſtrom ſetzte um 
1420 ſtärker ein, nahm nach 1466 immer mehr zu und erreichte in der erſten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts den Höhepunkt; aber noch in den kurfürſtlichen 
Zeiten blieb die Zuwanderung aus Polen rege. Die aus den Amtern Rhein, 
Seheſten, Johannisburg, Lyck, Lötzen, Stradaunen, Oletzko und Anger» 
burg‘) in ſehr großer Zahl vorliegenden Verleihungsurkunden bieten dafür 
reichliches Beweismaterial. Vielfach bejagen die Handfeſten geradezu, daß 
die Beliehenen „aus der Maſau“ oder näher bezeichneten Orten des Herzog · 
tums Mafovien ſtammten 9, oder der in vielen Verſchreibungen befindliche 
Satz, daß der Brief machtlos und nichtig fein folle, wenn die Beliehenen 
„unſerm Lande abrünſtig werden“, kennzeichnet die fih Niederlaſſenden 
als Ausländer. Wo dieſe Hinweiſe fehlen, verraten Namen wie Wawrinietz 
von Schareyko, Bartoſch Leßnitzty, Woytek Geliko, Blaſie Chriſtensky, 
Woytek Roſochatzy, Jan Piprelsky, Jan Chroszeiel, Jan Dlugoſch, Pawel 
Konopka, Matz Spiandi, Martin Woszcielka, George Ezycka, Nicolai Skoru⸗ 
Padla, Woytek Mroß, Marezin Pißezick, Jan Proſſa u. a. deutlich genug 
die Herkunft ihrer Träger. 

Die Ausbreitung der Maſovier ſchritt derartig vor, daß unter Herzog 

1) Bgl. Toeppen, Geſch. Maſurens S. 70 ff. und 116 ff. 

J 1032 erneuerte Albrecht dem Dorfe Wittinsten die Handfeſte, bie in dem letzten 
schweren Kriege „durch die Mafıtrer abhändig worden“. 

3) Eingefegen wurden Dftpr. Fol. 125 und die Haus- bzw. Lehnbücher 229, 260, 
332, 383, 334, 356a, 418 b, 425. 

*) B. B. bei den Dörfern Kallenzin, Wlersbowen, Kl⸗Olezko, Dzicken („dent für⸗ 
ſichtigen Stanislaw Trentoffsty auß der Mafau“), Saboromen („die beſcheldenen Menner, 
dd ein ent Jan, Lucas, Nicolay aud der Mafuren? hauen vor einiger Zeit 

Huſen gekauft, und „weil nu die Mafuren bey meinen Zeiten die leßten Bezahlung 
A die güiter getban“, fo gibt ihnen Hauptmann Peter Schwarz zu Stradaunen 1531 
ie Verſchreibung), Rydzewen (1526 verkauft Peter Schwarz 15 Hufen für je 16 Mt an 
bie Erjahmen und fürſichigen Paul und Stenzel von Rydzofsty auß der Maſau“, ein 
Waldstück, das „vormahls Stanislaw Szembrzighy auch auß der Maſuren hat ange- 
nommen und wiederumb übergeben“). Das Dorf Szameyten im Amte Stradaunen 
wurde 1475 anſcheinend von Einwanderern aus Sameiten begründet; denn 1532 wird 
vom Dorfe Wittinslen berichtet, daß es grenzt „mit den Samaytten im Stradauniſchen “. 

Auf das Hereinfluten größerer Volksmaſſen aus Litauen und Majovien ließe eine 
ee rätſelhaſte Stelle der Landesordnung von 1494 ſchließen: „Item lannde und stete 

ittenn unsernn gnedigen hernn hoemeister, sein gnad wolde aun allen eundenn, 
Br vonn nothenn ist, warnunge than, die unrechfenn strassenn vonn denn 
ee Litowenn und Maszawern vormieden unnd die rechte lanndtstrasz ge- 

n werde, bey vorlust der guetter.“ 
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Albrecht mehrere Ämter „faſt eitel Polen“ aufwieſen und für die ſüdöſtlichen 
Landesteile die Bezeichnung, Polniſch⸗Natangiſche Aemter“ fid einbürgerte . 
Dieſen „maſuriſchen“ Anſiedlern wurden ihre Beſitzungen zu Kölmiſchem, 
meiſtens aber zu Magdeburgiſchem Recht eingeräumt; nur vereinzelt er⸗ 
hielten Schulzen Handfeſten zur Beſetzung gewiſſer Zinshufen ). Gleich 
den deutſchen Bauern verloren in der Folgezeit auch die in Bauerdörfern 
anſäſſigen Polen ihre freien Rechte und gerieten in die Hörigkeit. 

Im Ermlaude ſetzte gleich nach 1466 uud ſpäter im zweiten Drittel des 
16. Jahrhunderts, zum Teil mit Unterſtützung der Biſchöfe polniſcher Her- 
kunft, eine lebhafte Einwanderung aus Polen eins). 

Die perſönlich-rechtlichen Beziehungen, denen die geſamte bäuerliche 
Bevölkerung Oſtpreußens und Litauens ohne Unterſchied der Abſtammung 
am Anfange des 18. Jahrhunderts unterlag, bezeichneten viele Zeitgenoſſen 
als Leibeigenſchaft. Die Domänenbauern waren aber keineswegs 
wirkliche „Leibeigene“, alfo im römiſch rechtlichen Sinne Sklaven. Ihre 
Leibeigenſchaft hatte mit Knechtſchaft nichts zu tun; der Zuſtand wurde 
treffender durch den Ausdruck, Erbuntertänigkeit“ oder „glebae adseriptio“ 
gekennzeichnet. Es mangelte den Untertanen in der Regel weder die 
Fähigteit, eigenes Vermögen zu erwerben und zu vererben, noch durften 
fie als Vermögensgegenſtände von der Herrſchaft veräußert werden. In 
Litauen war es zwar vereinzelt vorgekommen, daß ſich die Domänen⸗ 
beamten der Hinterlaſſenſchaft der Bauern bemächtigten; dies deutet 
das Edikt vom 6. Oktober 1722 ausdrücklich an, doch handelte es ſich dabei 
nur um rechtswidrige Ausnahmen. 

Bereits König Friedrich I, erwog ernſtlich die Abſchaffung der „Leib- 
eigenſchaft“ in den königlichen Amtern. Die Flecken, Dorf- und Ader- 
ordnung vom 16. Dezember 1702 traf darüber im Abſatz 61 einige Be⸗ 
ſtimmungen. Die Bauern ſollten aus dem hörigen Verhältnis geſetzt und 
als freie Beſitzer ihrer Grundſtücke angeſehen werden, allerdings unter der 
Bedingung, daß fie Gebäude, Hofwehr und herrſchaftliches Saatgetreide 
nach und nach bezahlten und auch die bei Mißwachs nachgelaſſenen Zinſen 
und ſonſtigen Vergütungen dem Amte zurückerſtatteten). Der Erfolg 
dieſer Anordnungen blieb aus; die Armut der Untertanen vereitelte 
den Plan. 


1) Plehn, Forſch. 17 S. 405. 

2) Int Hauptamt Johannisburg entſtanden 12 Zinsdörſer, meift 44 oder 46 Hufen 
umſaſſend. 

3) Engelbrecht a. a. O S. 64f. 

4) Grube, Corp. Const. Prut. P. III S. 445 u. Mylius, C. C. M. V Abt. 3 
Sp. 245. 


Auch Lu bens Vorſchlag einer Aufteilung und Vererbpachtung jämt- 
licher Domänenvorwerke hätte als notwendige Folge eine Befreiung der 
Königlichen Bauern nach ſich gezogen. Denn die Auflöfung der ſtaatlichen 
Eigenwirtſchaften mußte zu einem Aufhören der bäuerlichen Fronden 
führen, und die Umwandlung ihres unſicheren Beſitzrechts in Erbpacht 
hätte den Bauern mit einem Schlage das Geſchenk der perſönlichen Freiheit 
dargeboten. Waren aber erſt die Amtsbauern frei, ſo hätte eine Rückwirkung 
auf die adligen Grundherren und deren Untertanen nicht ausbleiben können. 
Das gänzliche Scheitern der Lubenſchen Pläne vereitelte auch alle 
Hoffnungen auf eine baldige Erleichterung des harten bäuerlichen Loſes; 
erſt ein Jahrhundert ſpäter ſollte die ländliche Bevölkerung allgemein in 
den Zuſtand der Freiheit erhoben werden. 

Viel entſchiedener ſetzten dann die Beſtrebungen Friedrich Wilhelms I. 
für die Verbeſſerung der Lage der bäuerlichen Untertanen ein. Auf Grund 
der Patente vom 10. Juli 1719 für die Deutſche und vom 20. April 1720 
für die Litauiſche Amtskammer!) ſollte der vom Könige als „Leibeigen- 
ſchaft bezeichnete unfreie Zuſtand der Domäneneinſaſſen aufgehoben fein, 
dergeſtalt, „daß unſere biß hiezu Leibeigen geweſene, in vorbenandten 
Aembtern befindliche Bauren fortmehro nicht anders als Freybauern an⸗ 
geſehen, conſideriret und tractiret werden“. Eine Aufhebung der Dienft- 
pflicht war aber nicht beabſichtigt, ſondern die. Amtsuntertanen ſollten „die 
Pflichte, jo Uns davon nach bisherigem Fuß gebühren, oder auch Wir, 
Unſere Erben und Nachkommende Herrſchafft in Unſerm Königreich Preußen 
vorkommenden Umbſtänden nach, hiernechſt noch weiter feſtzuſetzen finden 
möchten, allemahl fleißig, beſtmöglichſt und richtig abtragen, verrichten 
und leiſten“. Die Gewährung unbeſchränkter perſönlicher Freiheit und 
Freizügigkeit lag ebenfalls nicht in der Absicht des Landesherrn. Die 
Bauern mußten ſich „mit einem beſonderen Cörperlichen Eyde verbinden, 
die beſitzende oder hiernechſt erhaltende Erbe und Bauer-Gründe nicht 
anders, denn etwa durch den obgedacht expreſſe conſentirten Verkauff 
oder aber durch den Zeitlichen Todt zu verlaſſen“. Den Bauernkindern 
wurde ein Wegziehen nach eigenem Ermeſſen nicht geſtattet; vielmehr 
ſollten die Eltern verpflichtet ſein, ihre Kinder „auch zu denen Dienſten, 
wozu ſelbige bey Vorwerckern und ſonſten nöthig, unweigerlich herzu⸗ 
geben“, womit alfo auch der Geſindezwangsdienſt in den Domänen auf- 
recht erhalten blieb. Doch erfuhr er fon 1723 eine Einſchränkung auf 
3 Jahres), 


1) Orube DI ©. 352 und Knapp, Bauernbefreiung II S. 10 ff. — Über die 
in Meer Sache mit der Königsberger Kammer gepflogenen Verhandlungen vgl. Stadel 
mann, Publ. XXX S. 26 f. u. 195 f. 

) Kern, Forſch. XIV S. 178. 


Als Ergänzung zu dieſen Edikten erſchien am 6. Oktober 1722 das 
„Edikt wegen der Erb⸗Theilungen“ ), welches dem Bauer die letztwillige 
Verfügung über ſeine hinterlaſſene fahrende Habe ausdrücklich zuerkannte. 
Weil „in Sonderheit in Litthauen mit derer Unterthanen Verlaſſenſchaft 
bißhero übel und unordentlich verfahren worden“, deshalb ſollte, „wenn 
in Zukunft ein Bauer, Coſſethe oder Gärtner verſtürbet, keine als feine 
Kinder oder in deren Ermanglung ſeine nächſten Freunde und Anverwandten, 
dem Landrecht gemäß jeine Verlaſſenſchaft, fie beſtehe, worinnen ſie wolle, 
es fey an Vieh, Mobilien, baarem Gelde oder anderer Haabſeeligkeit erben“. 
Diejenigen, die keine Kinder und Anverwandten hatten, durften über ihre 
fahrende Habe beliebig verfügen, „jedoch ſo, daß ſelbige im Lande bleibe 
und nicht an Auswärtige vermachet werden foll”. Von dem Nachlaſſe des 
Bauern mußte aber zuerſt der empfangene Beſatz abgezogen werden, weil 
der als „eifern” dem Hofe zugehörte. 

Die Bemühungen des Königs ) hatten leider nicht zu dem erſtrebten Ziel 
geführt; das ſchließlich Erreichte war weit hinter den urſprünglichen Ab- 
ſichten zurückgeblieben. Die Meinung aber, daß „die ganze Aktion im 
Sande verlaufen“ feit), ift übertrieben. Allerdings kam des Königs 
erſte Abſicht, die Amtsuntertanen zu Freibauern zu machen, nicht zur Aus- 
führung; auch hatte der Geſindezwang der Bauernkinder eine neue geſetz⸗ 
liche Feſtlegung erfahren, und eine gewiſſe Schollenpflichtigkeit war neu- 
begründet worden; aber wenn es auch nicht zu einem völligen Bruch mit 
dem früheren Zuſtande gekommen war, ſo brachten doch die berührten 
Maßnahmen dem Bauer einen nicht zu unterſchätzenden Gewinn. Seine 
perſönlich- rechtliche Stellung wurde ohne Zweifel geſtärkt, namentlich in 
Litauen, wo die Pächter ſehr eigenmächtig mit den Einſaſſen verfahren 
waren. Die Domänuenpächter waren gewöhnt, die Amtseingeſeſſenen wie 
ihre eigenen Untertanen zu behandeln; denn der Staat hatte ſich ſo lange 
nicht eben viel um ſie bekümmert. Nunmehr war der Willkür ein Riegel 
vorgeſchoben; die Edikte nötigten die Beamten, auch ihrerſeits den Rechten 
der unterſtellten Bauern mit größerer Achtung zu begegnen. Die Lage 
der Amtsbauern hat ſich ſeit 1720 ohne Frage weſentlich gehoben; während 
am Anfange des Jahrhunderts bei der Maſſe der untertänigen Bevölkerung 


1) K. StM. El⸗Min. Edikte. i 

2) Das banernfrenndlihe Vorgehen Friedrich Wilhelms kann hier nicht des weitern 
erörtert werden. Genaueres darüber findet ſich bei G. F. Knapp, Bauernbefr. I, 
S. 81 ff. Daſelbſt ift nachzuleſen, wie des Königs gutgemeinte Erlaſſe es oftmals mit 
Rechtsfragen nicht gerade genau nahmen und wie vielfach die Durchführung der beab⸗ 
fichtigten Reformen am Widerſtande der Kammer- und Gerichtsbehörden ſcheiterte. 

) Aubin a. a. O. S. 177. 
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kein Unterſchied zwiſchen landesherrlichen und adligen Bauern zu ſpüren 
war, genoſſen ſchon in der Mitte des Jahrhunderts die erſteren ein höheres 
Anſehen als die ganz der Willkür ihrer Herrſchaften überlieferten adligen 
Untertanen . 


Man hat die Verbeſſerungen Friedrich Wilhelms I. an der rechtlichen 
Lage der Domänenbauern dahin zuſammenfaſſen wollen, daß die bisherige 
Leibeigenſchaft durch ihn in Erbuntertänigfeit umgewandelt worden fei. 
Dieſe Anſicht iſt eine durchaus irrige, wie Bruenneck treffend nachgewieſen 
hate). Von Erbuntertänigkeit konnte weiter keine Rede ſein, da eine ding⸗ 
liche Beziehung zum Gute nicht mehr beſtand, ſondern nur eine rein per- 
ſonliche, indem der Stelleninhaber ſich lediglich durch eidliches Verſprechen 
zum Bleiben auf dem Hofe verpflichtete. ) 

Von mancher Seite wurden die Patente von 1719 und 1720 gefeiert, 
als hätten ſie die völlige Befreiung der Domänenbauern herbeigeführt. 
Dem ſtand entgegen, daß vorläufig noch die Loskaufsgelder⸗) für die 
Domäneneinſaſſen beſtehen blieben. Ein genauer Zeitpunkt, von dem ab 
die gänzliche Befreiung der königlichen Bauern vom Loskauf e) in Kraft 
getreten ift, ließ ſich nicht ermitteln, und es iſt anzunehmen, daß ein Erlaß 
Ent 

So auch Perg, Freiherr vom Stein II S. 78 und Theodor Knapp, Beis 
träge S. 385. 

) Brünneck, Leibeigenſchaft, a. a. O. Bd. VIII S. 65 u. XI S. 128. 

5) Nachſtehend fei die den Annehmungsbriefen der königlichen Bauern gewöhnlich 
beigebeſtete Eidesformel wiedergegeben. „Formula Juramenti; Ich, Jann Dauga, schwere 
zu Gott dem Allmächtigen einen Görperlichen Eyd, daß, nachdem Seine Königliche Majeftät 
in Preußen ze. mein allergnädigſter König und Herr mich zu einem Bauer im Dorſſe 
Salleſchen in dem Ambte Polommen belegen, allergnädigft annehmen laſſen, ich mich 
jederzeit treu und gewärtig aufführen, was mir Nahmens Seiner Königlichen Majeftät 
von der Königlichen Krieges⸗ und Domainen⸗Cammer und deren Unter-Bedienten anbe⸗ 
ſohlen wird, ſchuldigſter maffen gehorſamlich ausrichten, die Abgaben, jo in meinem 
Annebmungs Brief enthalten, jo viel in meinen Kräften und Vermögen ist, leisten, 
denen Lande, Dorff- und andern Ordnungen genau nachleben, meiner Wirtfchafft wobl, 
als einem fleißigen Wirth gebühret, vorſtehen, von dem empfangenen Beſaß ohne Bor 
wiſſen des Amis nichts veräuſſern, meinen Hoff nicht muhtwilliger Weiſe verlauffen oder 
wüſte werden laſſen, und in Summa Seiner Königlichen Majeſtät Schaden nach allen 
meinen Kräften und Vermögen abwenden, Rußen aber befodern wolle. Alles, jo wahr 
mir Gott heiſſe durch feinen Sohn Jeſum Chriftum,” 

Breyſig, Urt. u. Att. Bd. 16 S. 675: „Wenn Ch. D. Unterthanen, fo päuer⸗ 
lache Exbpflichten unterworfen, fich ohne erlangte Freiung in die Städte gefaffet, werden 
ſolche billig zum Lostauf angehalten, der Lostauf aber wird nach der Landesordnung 
ihnen gejeget.“ 1670. 

D Diefe Frage entbehrt in der einſchläglgen Literatur der notwendigen Klarheit, 
weshalb an diefer Stelle näher darauf eingegangen werden fol. Immer wird darauf 
Bingewiefen, daß Friedrich Wilhelm L. die Loskaufsgelder für alle königlichen Untertanen 

Oſtpreußen und Litauen durch Editte aus den Jahren 1723 oder 1724 abgeſchafft 


en 


darüber gar nicht ergangen iſt. Die Verordnung vom 8. November 1773 
ftellte nur feft, daß die Verpflichtung der oſtpreußiſchen Domänenbauern 


habe. Dieſe Editte befaffen fih aber mur mit der Befreiung vom Loslkaufsgelde in den 
Fällen der Verheiratung der Bauerntöchter. 

Bereits am 9. Dezember 1718 Hatte der König angeordnet, daß ſowohl in den 
Ämtern als auch beim Adel die Untertanentöchter, die fih nach auswärts verheiraten 
wollten, ohne Lostaufsgeld aus der Untertänigleit entlaſſen werden ſollten. Die Nez 
gierung zu Königsberg beurteilte in einem Gutachten die neue Anordnung ſehr abfällig. 
Wenn es den Untertanentöchtern frei ſtünde, fih ohne Lostaufsgeld an Kölmer, Freie 
und Städter zu verheiraten, fo würde es den Bauern ſchwer fallen, Mädchen zur Ehe zu 
betommen. Der Adel möchte durch dieje Maßregel völlig zugrunde gerichtet werden. 

Die Sache blieb darauf 9 Jahre unerörtert, bis 1722 die Königsberger Kammer 
von neuem anfragte, wie es eigentlich mit der Verordnung gehalten werden folle, Der 
Adel habe fih daran gar nicht gekehrt, ſondern die Befreiungsgelder weiter erhoben. Es 
wäre deshalb geraten, auch in den Domänenämtern das Lostaufsgeld bei Heiraten wieder 
zu fordern, woraus der königlichen Kaſſe auch ertleckliche Einnahmen erwachſen würden. 
Es lüge gerade ein Fall vor, daß im Amt Behlenhof ein adliger Untertan eine Amts⸗ 
untertanin ehelichen wolle, ob er nicht Loskaufsgeld zahlen jole? — „Ich will die 
Placerei nicht haben!“ entſchied der König, und trop heftigen Widerſtandes der Königs⸗ 
berger Regierung erschien das Patent vom 24. März 1723; „Demnach Seine Königliche 
Majeftät etc. allergnädigſt reſolviret und verordnet haben, daß hinfübro die von Adel 
ſowohl als die Beambte, wann die Königlichen Unterthanen Adelicher Unterthanen Töchter 
oder dieſe Königlicher Unterthanen Töchter heyrathen wollen, ſolches Heyrathen ohne 
Lovskauff- Geld concediren follen: So wird solches hierdurch zu Jedermanns Wiſſenſchaft 
gebracht, auch Dero Preußischen Regierung, Kriegs⸗ und Domänen Cammer, Hauptleuten 
und Verwehſern in Gnaden befohlen, über ſothane Verordnung in vorkommenden Fällen 
gebührend zu halten“. (Vgl. auch Stalweit S. 208. Ferner abgedruckt bei Myltus, 
0. C. M. IV, 2 Sp. 167 und bei Knapp, Bauernbefreiung II S. 14, aber mit einigen 
Abweichungen.) 

Das Patent Hatte nicht an die Verheiratung der Untertanentöchter mit Kölmern 
und ſonſtigen Freien gedacht. Der König wollte aber auch in ſolchen Fällen eine un⸗ 
entgeltliche Loslaſſung zugeben. Das hielt die Preußische Regierung für höchſt unvorteil⸗ 
Haft. Da die Kölmer leine Untertanen hätten, jo fiele hier die Gegenſettigteit in der 
Verzichtleiſtung auf dle Befreiungsgelder, wie ſolches dem Adel gegenüber befinde, vollig 
weg. Es käme in den Amtern Maſurens fait täglich vor, daß Kölmer die Töchter der 
Domänenbauern heirateten, weshalb es für die königliche Kaſſe einträglich ſein würde, 
in dieſen Fällen den Loslauf beſtehen zu laffen. 

Friedrich Wilhelm ließ Déi jedoch von feiner Meinung nicht abbringen und befal, 
Megierung und Kammer ſollten gemeinſam in dieſer Frage beraten und den Entwurf 
eines Patents zur Beſtätigung einſenden. Zwoiſchen den beiden Behörden tam es deshalb 
zu Mißhelligteiten. Die Kammer berichtete, daß fie keine Schuld daran trage, wenn die 
Fertigstellung des Patents fih verzögere, es liege an dem Widerſtreben der Regierung. 
Erſt auf einen erneuten Befehl kam das zweite Patent vom 6. Oktober 1724 zuftande, 
nach welchem „die Loßtauf⸗Gelder der Cöllmer, Königlichen und Adelichen Unterthanen, 
wenn felbige Einander heyrathen wollen, gänzlich aufgehoben werden jollen”. 

Die beiden Patente behandelten alfo nur die Frage des Loskaufs bei Heiraten der 
königlichen und adligen Untertanentöchter; keineswegs aber war dadurch „alles Losfaufs⸗ 
geld auf den Domänen aufgehoben“ worden, wie es im Kabinetisſchreiben vom 31. August 


zur Entrichtung eines Loslaſſungsgeldes längſt abgeſchafft ſei, ohne eine 
genauere Zeitangabe zu bringen. 

Friedrich II. nahm die Beſtrebungen feines Vaters zur Hebung des 
Bauernſtandes mit günftigerem Erfolge wieder auf. Seit 1763 verſchwand 
in den Amtern der Zwangsgeſindedienſt; den Domänenpächtern wurde bei 
Auſſtellung der Pachtverträge die weitere Ausübung jenes Rechts unter- 
ſagt. Durch Aufnahme dieſer wichtigen Neuerung in die Geſindeordnung 
von 1767 erlangte ſie auch geſetzliche Kraft. In auffallendem Widerſpruch 
hierzu ſtand die Verordnung vom 8. November 1773, durch welche für die 
Kinder der königlichen Bauern von neuem ein fünfjähriger Geſindedienſt 
feſtgeſetz wurde. Die Beſtimmung blieb aber wirkungslos, weil ſie in den 
oſtpreußiſchen und litaulſchen Amtern ſüllſchweigend nicht beachtet wurde. 

te beiden preußiſchen Kammern verhinderten fo, daß der vor kurzem 
abgeſchaffte verhaßte Zwang von neuem den Bauernſtand belaſtete ). 

Dagegen fand der Geſindedienſtzwang Anwendung im eben erworbenen 
Ermlande, das der Neuerung von 1763 nicht teilhaftig geworden war. Hier 
wurden auch die in der Verordnung von 1773 feſtgeſetzten Loslaſſungsgelder 
erhoben. Erſt 1802 beantragte die Königsberger Kammer die Aufhebung 
der Befreiungsgelder im Ermlande, da ſie den veränderten Zeitumſtänden 
— i 
1804 hieß, auch waren darin nicht ſchon die Fälle geregelt, in denen die Loslaſſung 
wegen verübter Grauſamkeit oder wegen angemaßten Mißbrauchs des Rechis Über den 
Untertan erteilt werden ſollte, wie Kern a. a. O. S. 192 anzunehmen ſcheint. 

Die preußische Regierung beantragte 1728 die Abänderung der Erlaſſe. Die Evel- 
Teute hätten Beſchwerde geführt, daß die untertänigen Mägde nun jedweden hergelaufenen 
teien Knecht ehelichten, um auf dieje Weiſe der Unfreiheit zu entgehen, was dem Sinne 

r Patente zuwider fei In einer Eingabe beſchwerte fih ein Herr von Brandt, daß 
feine untertänige Magd fih mit einem freien lojen Knecht in Pr Holland verſprochen 
babe und vom Magistra nicht herausgegeben werde. Er bat, den Magiftrat zur Heraus 
gabe der umertänigen Perſon zu veranlaſſen. Der König beharrte jedoch auf feinem 
Siandpuntie, und beide Patente blieben während feiner Regierungszeit in Kraft. Daz 
gegen muß unter feinem Nachfolger bald eine Anderung erfolgt ſein. Das Preußiſche 
Hofgericht ragte nämlich 1751 an, wie es mit dem Los aufsgeld der Bauerntächter hin⸗ 
fort gehalten werden jole, und erhielt den Bescheid, daß zwar durch dis neuere Gejep- 
gebung das Verheltaten nach auswärıs verboten worden ſei da das aber nur ein Generale 
Den fei, fo jolle das Patent in den Amiern, in denen es folange beachtet worden, auch 
weiter in Kraft bleiben. Die Annahme, als fei durch Friedrich Wilhelm I. der Lostauf 
der Domäneneinſaſſen allgemein und endgilltig Sefeitigt worden, ift alſo hinfällig. Wäre 

e ite geſcheben, jo hätten doch die Beftimmungen über gewiſſe Ausnahmefälle 
feinen Ginn gehabt (Geh. St⸗A. Gen- Dir. Ei, u. Lit. Tit. 34 Selt. I Ar. 4). Vgl. 
dazu Theodor Knapp, a. a. O. S. 342, der den Standpunkt vertritt, daß „das Los⸗ 
taufégeld der ojtpreubüichen Domänenbauern eben durch das Patent vom 10. Juli 1719 
aufgehoben worden ſei“. Desgleichen auch Stalweit a. a. O. 


Y Kern a. a. O. S. 189 f. und O, F. Knapp, Bauernbefreiung I S. 93 u. 
Den 
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nicht mehr angemefjen ſeien. In Berlin war man äußerſt erſtaunt, daß ein 
derartiger Gebrauch noch beſtehe, und verfügte deffen ſofortige Abſchaffung. 
Zugleich ſollte allen Perſonen, die ſeit 1773 im Ermlande ihre Freiheit 
um Geld erkauft hatten, dieſes zurückerſtattet werden. Darauf erhielten 
7 Perſonen, ſoviel konnten noch ermittelt werden, insgeſamt 120 Ntl. 
zurückgezahlt ). 

Wenngleich in den 80er Jahren auf Grund der Beſchwerden einiger 
um Königsberg anſäſſiger Domänenpächter ein gewiſſer Geſindezwang in 
den Ämtern wieder in Erſcheinung trat®), lagen die Verhältniſſe in der 
Provinz Oſtpreußen, das Ermland ausgenommen, doch fo, daß die per- 
ſönliche Freiheit der Amtsuntertanen tatsächlich von keiner Seite mehr in 
Zweifel gezogen wurde. Die berühmte Verordnung vom 29. Dezember 
1804) führte nicht erft die perſönliche Freiheit der königlichen Bauern 
herbei, ſondern gab nur dem beſtehenden Zuſtand die geſetzliche Aner- 
kennung. 


8 9. Die beſttzrechtlichen Verhältniſſe. 


Im Edikt vom 10. Juli 1719) wurde dem Bauer verſprochen, er dürfe 
„ſothanes ſein Erbe an einen andern tüchtigen Wehrsmann und Frey⸗ 
Bäuerlichen Wirth käufflich überlaſſen und ſolcher geſtalt gleichfals erblich 
übertragen“. Das Edikt vom 6. Oktober 17225) beſtätigte den Amtsbauern 
die Vererbung der von ihnen bewirtſchafteten Höfe und beſtimmte, daß 
„ſodann das Guth einem von des Verſtorbenen zur Wirtſchafft tüchtigen 
Söhnen, oder wenn keiner vorhanden, dem Schwiegerſohn wieder über⸗ 
laſſen“ werden ſollte. Doch blieb trotzdem das Erbrecht der Bauern äußerſt 
unſicher. Es erhielt fich die bisherige Gepflogenheit, daß nicht der Stellen- 
inhaber eigenmächtig die Erbfolge unter ſeinen Kindern verfügen durfte, 
ſondern der Domänenbeamte den paſſendſten auswählte. Dieſes Verfahren 
fand durch die am 22. November 1754 herausgegebene Dorfordnung für 
Litauens) auch geſetzliche Anerkennung. Nach dieſer war es in den Domänen 
„keine Notwendigkeit, daß bei Abgang eines Wirtes deffen Kindern der 
Hof eben überlaſſen werden müſſe“. Sobald Dä aber ein tüchtiger Wirt 


1) Geh. St-A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Tit. 34 Sekt. I Nr. 4. 

) Kern a. a. O. S. 198 ff. 

3) Verordnung, die perſönliche Freiheit der Königlichen Unterthanen in den Oft- 
preußiſchen und Litlautſchen Domainen betreffend. 

4) Dies nimmt auf ein weniger bekannt gewordenes Patent vom 16. Januar 1719 
Bezug, in dem den Immediatbauern bereits verſprochen worden war, daß fie in Zutunſt 
ihre Höfe erblich beſitzen jolen und mit Erlaubnis der Kammer und des Amts verz 
kaufen können (©. F. Knapp, Bauernbefreiung, II. S. 9). 

) K. St⸗A. Et⸗Min. Editte. ) Mylius, N. C. C. I Sp. 1158. 
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unter ihnen fände, ſollte er immer vor Fremden den Vorzug haben. Daß 
die Domänenpächter nach eigenem Ermeſſen die Erbfolge in den Bauern- 
höfen beſtimmten, ohne fich) um die Patente Friedrich Wilhelms J. viel zu 
kümmern, betätigte ein Bericht der Litauiſchen Kammer vom 1. Juni 1799 
in folgender Weiſe: „Es ſind auch dieſe Verordnungen in ſoweit nach Lage 
unſerer Akten bis zum Jahre 1777 niemals in Anwendung gekommen; 
der Wirt hatte nur ein lebenslängliches Nutzungsrecht, und die Erbfolge 
der Kinder und Anverwandten blieb bis zum Jahre 1777 unbeſtimmt 
und der Willkür der Aemter und Kammer überlaſſen, welche nach Lage der 
Akten auf die Kinder ſelten Rückſicht nahmen“ ). 

In welche Gruppe der Beſitzungen waren die königlichen Bauernerbe 
für den Zeitraum von 1720 bis 1777 hinſichtlich des Beſitzrechts einzuordnen? 
Ohne Zweifel handelte es ſich bei ihnen um Laßbeſitz; denn das Eigentum 
an den bäuerlichen Grundſtücken ſtand bei der Landesherrſchaft. Dem 
Bauer war das Erbe nur zur Nutznießung gegen gewiſſe Abgaben und 
Dienſtleiſtungen überlaſſen, ohne daß ihm irgendwelche Verfügungsgewalt 
darüber zuſtand. Der Bauer befand ſich nicht im erblichen Beſitz ſeines 
Hofes; aber ihn als unerblichen Laſſiten anſprechen zu wollen, erſcheint 
nach Lage der Verhältniſſe auch nicht angängig. Mit dem Begriff des 
unvererblichen Laßbeſitzes verbindet ſich die Vorſtellung von dem ſchlech⸗ 
teſten Beſitzrecht. Der unerbliche Laßbauer mußte ſich jede Veränderung 
des Beſitzverhältniſſes durch den Grundherrn gefallen laſſen und jederzeit 
gewärtig fein, vom Erbe heruntergeſetzt zu werden. Er lebte wie der Vogel 
auf dem Dache; was er gefät hatte, erntete oft ſchon ein anderer. Die könig · 
lichen Bauern aber blieben, ſobald fie den auf dem Erbe ruhenden Verbind- 
lichkeiten ordnungsgemäß nachkamen, lebenslänglich im Beſitz ihrer Stelle, 
oder fie kamen aufs Altenteil, und der Beſitz ging in den meiſten Fällen 
auf einen ihrer Söhne bzw. Schwiegerſöhne über. Demnach beſaß der 
Domänenbauer an feinem Hofe ein bedingtes erbliches Nutzungs⸗ 
recht; er war ein eingeſchränkt-erblicher Laſſite). Im Ermlande 
zeigte das bäuerliche Beſitzrecht eine bemerkenswerte Abweichung, indem 
die Gebäude den Bauern eigentümlich gehörten und nur „die Hufen herr- 
ſchaftlich waren“. Sonſt herrſchten hinſichtlich der Vererbung die gleichen 
Verhältniſſe wie in den oſtpreußiſchen Domänen; dem Wirt verblieb die 
erbliche Nutzung feines Hofes, „ſolange er Präſtanda präſtierte“. Doch 
verlieh der eigentümliche Beſitz der Hofgebäude dem Beſitzrecht der erm- 
ländiſchen Domänenbauern eine gewiſſe Feftigfeit®). 


1) Haxthausen a, a. O. S. 217f. 
) Vgl. dazu ©. F. Knapp, Bauernbefrelung I S. 58 und Th. Knapp, Beiträge 
S. 336 u. 338. ) Engelbrecht a. a. O. S. 109. 
Stein, Die ländl. Verfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Juft. f. OND. W. Heft 5. 6 
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Die unficheren Verhältniſſe in der Vererbung der Bauerngüter fuchte 
Friedrich II. durch die Kabinettsordre vom 4. Februar 1777 zu beſeitigen ). 
Sie beftimmte, „daß an allen Orten, wo es noch nicht geſchehen, die unter 
Dero Amter gehörende Bauerngüter denen Untertanen erb und eigen- 
thümlich übergeben werden, dergeſtalt, daß ſolche von den Eltern auf die 
Kinder kommen und dieſe hiernächſt in dem ruhigen Beſitz ihres vom Vater 
ererbten Gutes gelaſſen werden“. Durch die am 25. März 1790 folgende 
Deklaration wegen Vererbung der Bauernhöfe und das Edikt vom 5. März 
17933) erhielt der rechtliche Anſpruch der Domänenbauern auf Erblichkeit 
des Beſitzes einen endgültigen und beſtimmten Ausdruck). Den Beſitzern 
der Bauernhöfe wurde die Erbfolge auf Kinder und Geſchwiſter zuge- 
ſtanden. Die Beſitzungen ſollten ihnen, ſolange fie ihren Verpflichtungen 
genügten, nicht willkürlich genommen werden; erſt durch richterliche Er- 
kenntnis im geordneten Gerichtsverfahren nach eingehender Unterſuchung 
konnte die Herausſetzung aus dem Erbe vollzogen werden. Die den Do- 
mänenbauern zugehörigen Grundſtücke waren nunmehr als erblicher 
Laßbeſitz anzuſprechen. 

Eine recht anſchauliche Schilderung der rechtlichen Stellung der Do- 
mänenbauern gab der jon oben erwähnte Bericht der Gumbinner 
Kammer vom 1. Juni 1799. Der Bauer „kann über das Grundſtück felbft: 
und deren Subſtanz ohne ausdrückliche Einwilligung des Grundherrn nichts 
gültig verfügen, dasſelbe weder veräußern und verpfänden, noch durch 
Tauſch oder andere Abtretung einzelner unbeweglicher Pertinenzſtücke 
ſchwächen und ebenſowenig ohne dieſen Konſens Dienſtbarkeit oder andere 
fortwährende Laſten ſeinem Gute auflegen. Er iſt nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung feines Annehmungsbriefes und durch eigene Dokumente, aus 
welchen die bei jeder Beſitzveränderung eines Laßhofes notwendige Ge« 
nehmigung des Grundherrn dargethan werden muß, nur befugt, das Grund- 
ſtück ordentlich und wirtſchaftlich zu nutzen und zu genießen und mit beffen 
Abnutzung als ein guter Wirt zu ſchalten, und muß ſich daher nur mit den 
gewöhnlichen Nutzungen des Grundſtücks, jo wie dieſelben einem Beit- 
pächter zukommen würden, begnügen. Er kann daher auch dieſes Nutzungs⸗ 
recht nur unter Vorbehalt der Kammergenehmigung gegen ein Abſtands⸗ 
geld von 50 Rthl. an einen anderen tüchtigen und vermögenden Wirt, der 
demnächſt einen anderen Annehmungsbrief erhält, abtreten“. 

„Das Erbfolgerecht erſtreckt ſich nur auf die Kinder, die Witwe und 
die Geſchwiſter des letzten Beſitzers. Die Erbfolgeordnung beruft zuerſt 
als gleiche Miterben die Kinder des letzten Beſitzers ohne Unterſchied des- 

1) Über die Vorgeſchichte dazu vgl. Rojer III S. 218 u. Knapp II S. 81. 


3) Mylius, 1790 Nr. 19. ) Mylius, 1788 Nr. 17. 
9 Aubin a. a. O. S. 182. und G. F. Knapp, Bauernbefteiung II S. 84 f. 
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Grades, Alters und Geſchlechtes der erſten oder zweiten Ehe, ſodann die 
Witwe und demmächſt zu gleichen Rechten die Brüder und Schweſtern. 
Unter mehreren gleichberechtigten Erben wird nur einem von dem Amte 
und der Kammer das Erbe zugewendet, der der tüchtigſte ift.” 

„Der Mangel des erforderlichen Alters, dem Gute vorzuſtehen, iſt keine 
rechtmäßige Verweigerungsurſache. Vielmehr muß das Amt und die 
Kammer die Annahme eines noch unmündigen Gutserben ſich infofern 
gefallen laſſen, als das Gut, ſolange bis es der Erbe ſelbſt übernehmen 
kann, ordentlich bewirtſchaftet und die davon gebührenden Dienſte und 
Abgaben geleiſtet werden. Demjenigen endlich, welcher zur Erbfolge in 
dem Hofe gelangt, muß derſelbe nebſt dem dazu gehörenden Inventario 
ganz frei und unentgeltlich eingeräumt werden.“ 

Die gleichen Beſtimmungen über die Erbfolge in den Bauerngütern 
enthielt auch das Oſtpreußiſche Provinzialrecht im Zuſatz 82. Am Ende 
des Jahrhunderts befand fih aljo der Domänenbauer im geſicherten erbe 
lichen Beſitz ſeiner Scholle. Nur das letzte Hindernis mußte noch aus dem 

ege geräumt werden, das den Bauer in der freien Verfügung über das 
Beſitztum hemmte; ihm fehlte das Eigentum, und ſolange ihm dieſes nicht 
verliehen war, konnte er keine Grundschulden auf feinen Beſitz eintragen 
laſſen. Der magere Perſonalkredit aber reichte nicht aus, Verbeſſerungen 
im bäuerlichen Wirtſchaftsbetriebe zu treffen. Das große Werk der Be⸗ 
freiung des Bauernſtandes und die damit zuſammenhängende Hebung der 
geſamten ländlichen Bevbllerung bedurfte noch als Schlußſtein der Eigen⸗ 
tumsverleihung der Bauernhöfe. 


$ 10. umfang und Verteilung des bäuerlichen Grundbeſitzes. 


Urſprünglich verteilte ſich der dem Staate zugehörige Grund und 
Boden ziemlich gleichmäßig auf die verſchiedenen Landſchaften Preußens. 
Beſonders in den mittleren Teilen des Landes, in Natangen, im Ermlande 
und Oberlande, entſtand ein zahlreicher Bauernſtand unter landesherrlicher 
Grundherrſchaft. Die herzogliche Zeit brachte hierin eine ſtarke Veränderung; 
hunderte Bauerndörfer gerieten unter adlige Grundherrſchaft. Nur das 
Ermland bewahrte in ſeiner politiſchen Sonderſtellung ein durchaus bäuer⸗ 
liches Gepräge. 

„Die Folge dieſer Entwicklung war eine fehe ungleichmäßige Ber- 
teilung der königlichen Bauern auf die einzelnen Landesteile. Zunächſt 
zeigte ſich ein auffallender Gegenſatz zwiſchen den beiden Kammerbezirken. 
Der Königsberger Bezirk war ſtellenweiſe äußerſt ſpärlich mit landesherr⸗ 
lichen Bauern beſetzt, namentlich in der Gegend von Bartenſtein, Friedland, 
Gerdauen, Nordenburg, Landsberg, Gilgenburg, Saalfeld und Pr.-Holland. 
Im Schaakenſchen, Tapiauſchen und Neldenburgiſchen Kreiſe befanden ſich 
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zahlreichere königliche Dörfer, auch um Mohrungen und Heiligenbeil traf 
man ſie nicht ſelten. 

Am dichteſten ſaßen die Domänenbauern in den ermländiſchen Amtern. 
Bei der Einverleibung des Bistums in den Preußiſchen Staat 1772 wurden 
alle unter der Grundherrſchaft des Biſchofs ) und des Domkapitels ſtehenden 
Ortſchaften der Königsberger Domänenkammer unterſtellt. Trotzdem der 
Flächeninhalt des Ermlaudes nur etwa 19% des Oſtpreußiſchen Kammerbe⸗ 
zirks einnahm, wohnten darin nicht weniger als 42%, aller Domänenbauern. 

Im Gebiet der Gumbinner Kammer hatte der landesherrliche Beſitz 
keine Schmälerung erfahren; er vermehrte ſich noch beträchtlich infolge 
der Umwälzungen, die die Peſt in der Beſitzverfaſſung des Laudes ver⸗ 
urſachte. Litauen wies, entſprechend dem umfangreichen Domänenbeſitz, 
auch eine Menge königlicher Dörfer auf. Im Inſterburger Kreiſe wohnten 
allein über 17000 Amtsbauern. 1802 betrug die Zahl der im Königsberger 
Kammerbezirk anſäſſigen bäuerlichen Einſaſſen 10719, im Gumbinner 
Bezirk aber mehr als doppelt fo viel, nämlich 23400 ). 

Der Umfang aller an die Domäneneinſaſſen überlaſſenen Ländereien 
verhielt fi) jo: in den oſtpreußiſchen Amtern nahmen die bäuerlichen. 
Beſitzungen 2062825 Morgen, in Litauen 2473290 Morgen eins). Es 
hatten alſo im Durchſchnitt die einzelnen bäuerlichen Stellen in Oſtpreußen 
einen doppelt ſo großen Umfang als in Litauen. 


§ 11. Die Größe der bäuerlichen Beſitzungen. 


Ju den Amtsdörfern des Oſtpreußiſchen Kammerbezirks hatte fic) die 
bei der Koloniſation geſchaffene Größe der bäuerlichen Beſitzungen ziemlich 
unverſehrt erhalten. Demgemäß herrſchte in den altbeſiedelten Gegenden 
der Zwei⸗ und Dreihufenbeſitz durchaus vor. Die Zahl der Einhüfner trat 
dagegen ganz zurück. 

Zur EEN diene folgende Zuſammenſtellung über den 

1) Bär a. a. O. Bd. II. S. 558 f. Bericht des Konſiſtoralrats Manitius über die 
Landes- und Juſtizverſaſſung des Ermlandes. Das Ermland beſtand bis 1772 aus dem 
bischöflichen und dem kapitulariſchen Anteil. Jener umfaßte die Amer Braunsberg, 
Wormditt, Heilsberg, Guttſtadt, Wartenburg, Seeburg und Röſſel, dieſer Frauenburg, 
Mehlſack und Allenſtein. Das Frauenburger Domkapitel übte in ſeinem Gebiet landes⸗ 
herrliche Rechte aus; „da bei Einrichtung des Kapitularanteils die oben benannten 
Aemter von dem damaligen Biſchofe cum omnibus juribus, privilegiis et immunitatibus 
dem Kapitul abgetreten worden, ſo iſt der Biſchof bloß in ſeinem Anteile, ſowie das 
Kapitul in dem feinigen summus imperans et supremus judex, ohne daß in causis 
eivilibus vel eriminalibus irgend eine Provokation aus dem Kapitularanteil an den 
Biſchof ftatljänder. Vgl. dartiber auch Engelbrecht a. a. O. S. 8. 

) K. St. O. P. 4 I Nr. 107. 

3) Baczto, Handbuch d. Geſch. Erdbeſchreib. und Statist. II S. 20 und 37. 
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Landbeſitz der Scharwerksbauern aus verſchiedenen Gebieten des Oft- 
preußiſchen Kammerbezirks im Jahre 1777). 


Zabl der Landbeſid Durchſchnittsgröße 
Amt Scharwerks⸗ Hufen Morgen ` der Stelle 
3 3 

bauern kümiſch | Morgen, Magdebg. 
Zenger 3 
Balga 20 
Bartenftein . 11 
Behlenhof 5 — 
Brandenburg 16 
Carben . 18 
Frauenburg . GG 
Suttitadt 5 — 
204 = 
85 — 
116 12 
133 = 
157 15 
202 17 


Nicht ſelten ging die Größe der Bauerngüter noch über 3 Hufen hinaus. 
Hier und da gab es ganze Dörfer mit Vierhüfnern; fo beſaß jeder der neun 
Bauern im Dorfe Cojehnen im Samlande 271 Morgen 114 Ruten Land; 
in Drauſenhof gehörten zu jed telle 245 Morgen, und eine Wieſe von 
158 Morgen wurde noch gemeinſchaftlich genutzt. Beſonders im Ermlande 
herrſchte der großbäuerliche Beſitz vor; das Amt Frauenburg hatte faſt 
ausſchließlich Vierhufenbeſitz aufzuweiſen, und auch in den Amtern Brauns- 
berg, Guttſtadt und Mehlſack fand er ſich häufig. 

Engelbrecht berechnet die Durchſchnittsgröße der Bauerngüter im 
Amt Frauenburg auf 4,1, Braunsberg 3,3, Mehlſack 3,1, Wormditt 3,0 
und Heilsberg 2,9 kulmiſche Hufen. Die Bauern des Dorfes Drewenz im 
Amte Mehlſack beſaßen jeder 271 Morgen und leiſteten davon an Abgaben: 


17 Mtl. 56 Groſch. 12 Pf. an Hufenzins, 


1 „ 30 „ — „ für Getreidefuhren, 
9 „ — „ — „ für 24 Scheffel Hafer, 
8 „ — „ — „ für 15 Scheffel Gerſte, 
1 „ 60 „ — „ für 15 Binsgänfe, 
„ 72 „ — „ für 12 Zinshühner, 

= „ 1 „ = „ für 8 Eier, 
E EE 6 „ fir 6 Scheffel Hopfen 


E ` 
Summa tl. 46 Groſch. Pf. ) 


9) Bufammengeftellt aus den Berichten über „Qualität der Amtseinſaſſen“ (Geh. 
SM). Vgl. auch die Ausführungen über die Größe der bäuerlichen Grundſtücke bei 
Krug, Staatswirtſchaft S. 160 ff. und 172 fl.) Krug, Staatswirtſchaft S. 175. 
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Die 6 Dienftbauern zu Gollau im Amte Karſchau beſaßen ſogar jeder 
5 Hufen. Auch bei den meiſten der nicht genannten Amter lag die Größe 
der Bauerngüter zwiſchen 2 und 3 Hufen. Eineinhalbhüfner ſaßen in 
größerer Anzahl im Amte Mohrungen; unter den 126 Scharwerksbauern 
des Amtes Tapiau befanden ſich 17 Einhüfner. Nur die an Litauen grenzen⸗ 
den Amter Mehlauken, Lappönen und Saalau, in den erſt durch die Kolo⸗ 
niſation des 16. und 17. Jahrhunderts erſchloſſenen Gebieten gelegen, 
wichen hinſichtlich der Größe der bäuerlichen Stellen vom übrigen Oſt⸗ 
preußen ab; hier befanden Déi ſchon viele der ſogenannten Halbbauern. 

Von alters her waren gerade die mit vollem Hufenmaß ausgeftatteten 
Stellen den Scharwerksbauern eingeräumt; die Höfe der ſonſtigen bäuer- 
lichen Einſaſſen ſtanden gegen jene in der Regel an Größe zurück. Die 
Scharwerksbauern bedurften einer vollzähligen Zumeſſung der Ländereien, 
um neben der Unterhaltung der eigenen Wirtſchaft noch die hochbemeſſenen 
Frondienſte beſtimmungsgemäß verrichten zu können. Bei den andern 
Beſitzſtellen beſtand diefe Notwendigkeit nicht; fie zeigten deshalb hinſichtlich 
des Umfangs eine krauſe Mannigfaltigkeit. Nur diejenigen Hochzinſer und 
Erbfreien, die ſich von der Dienſtpflicht befreit hatten, beſaßen einigermaßen 
gleichmäßig große Grundſtücke. Für die Größe aller neuerrichteten Stellen 
gab die behufs Beſiedelung zur Verfügung ſtehende Fläche den Ausſchlag. 

Zu dem kulmiſchen Hufenmaße rechnete man das Gelände „in Ruſch 
und Buſch“, d. h. es wurde alles mit einbezogen, was innerhalb der Hufe 
anzutreffen war. Dazu gehörten alſo nicht allein Saatland und Wieſe, 
ſondern auch Gärten, Bauſtellen, Weide, Wege und ſelbſt Bruch und 
Unland ). Oft fand fich da, wo die Feldmark bei der erſten Beſitzergreifung 
nicht ordentlich vermeſſen, ſondern nur umritten war, ein manchmal recht 
beträchtliches Übermaßland. Doch waren in der Regel durch ſpätere Ber- 
meſſungen den einzelnen Bauern die ihnen zuſtehenden Hufen genau 
zugeteilt worden. Die Übermaßländereien wurden entweder von der 
Dorfſchaft gemeinschaftlich benutzt und beſonders verzinſt, oder fie dienten 
zur Errichtung neuer Anſiedlerſtellen. 

Ein übermäßiger Umfang der bäuerlichen Grundſtücke erſchien den 
Behörden als unvorteilhaft. Man machte allgemein die Wahrnehmung, 
daß gerade die mit vielen Hufen ausgeſtatteten bäuerlichen Einſaſſen „weit 
ſeltener im Wohlſtande lebten, als ſolche, die weniger Land hatten“ ). Sie 
beſaßen gewöhnlich nicht genügend Menſchen und Vieh, um die weit ab- 
gelegenen Acker gehörig zu bearbeiten und zu düngen, und es blieb deshalb 
manchmal die Hälfte des Landes unbeſtellt liegen. 

Als dringend notwendig erwies ſich die Beſchneidung der großbäuer⸗ 


3) Jahrb. d. Pr. Mon. 1801 S. 202. ) Notizen von Preußen I S. 88. 
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lichen Befigungen namentlich im Ermlande. Ein 1786 erſtatteter Bericht 
der Königsberger Kammer stellte feft, daß in 9 ermländiſchen Intern nicht 
weniger als 2136 Hufen zum Abbau geeignet wären, auf denen 1068 neue 
Zweihufnerſtellen entſtehen könnten ). 

Wiederholt ergingen Verordnungen, um die Teilung der zu großen 
Bauerngitter zu befördern). Am 2. Auguſt 1764 befahl die Königsberger 
Kammer, den drei und mehr Hufen großen Beſitzungen die entlegenen 
Ackerſtücke abzunehmen und neue Stellen anzulegen, „weil dadurch die 
von Sr. Königl. Majeſtät allerhöchſt befohlene Bevölkerung des Landes 
am beſten befördert und auch die Konſervation derer Bauern erreicht 
wird“ ). Es entſtanden an vielen Orten Abbauten. Um die Untertanen 
mehr zum Abbau zu reizen, wurden ihnen beſtimmte Beihilfen und Prämien 
zugeſichert. Sie erhielten freies Bauholz aus den königlichen Forſten, 
in vielen Fällen Geldpreiſe von 8 bis 20 Rtl. und blieben für einige Jahre 
von Zinſen und Abgaben befreit‘). 

Weſentlich anders lagen die Verhältniſſe im Gebiet der Gumbinner 
Kammer. Bauerngüter mit zwei und mehr Hufen waren nur bei wenigen 
Stridhen anzutreffen, vornehmlich in den Amtern Angerburg, Popiollen, 
Löten und ſonſt noch vereinzelt im Maſuriſchen. Im größten Teile Litauens 
hatte das von Waldburg und Görne geleitete „Retabliſſement“ die Befit- 
verhältniſſe von Grund aus umgeſtaltet. 

Troß der zahlreich in das Land gezogenen Anſiedler machte ſich doch 
der Mangel an Menſchen bis gegen das Ende des Jahrhunderts ſehr be- 
merkbar. Um nun bei den Neueinrichtungen ſo wenig als möglich urbares 
Land liegen zu laffen, ſchaffte man das bisher übliche kulmiſche Hufenmaß 
ab und ſetzte an deſſen Stelle die um etwa 6% Morgen kleinere Oletzkoiſche 

je. Das neue Hufenmaß enthielt aber nur eigentliches Säeland, und 
es blieben Wieſen, Gärten, Bauſtellen, Stege, Wege und Unland von der 
dem Bauer zugeteilten Hufe ausgefchloffen®). Auf dieje Weiſe verringerte 


1) Engelbrecht a. a. O. S. 202. ) Stadelmann, Publ. XI S. 37. 

) K. StM. Oſtpr. Fol. 14 796. 

Notizen von Preußen I S. 92. — Beiſpielsweiſe wurden zu Weißenſee im Amte 
Taplacken 5 Abbauten vorgenommen; indem jeder der 11 Dreihüfner 1 Hufe abgab, 
tieg die Zahl der Wirte auf 16. 

7 Über das von 4 Bauern und einem Eigenkätner bewohnte Dorf Awißen ber 
merkte dle Präſt⸗Tab. des Amts Gudwallen 1787/93; „Das Land, jo dies Dorf nach 
dieſer Präſtationstabelle befipet (namlich 245 Morgen Mgdb.) ift reines Steland, und 
die eigentliche Totalſumme der Dorfs Fluhr läßt ſich in Ermangelung des Rifies nicht 
Seftimmen.“ — Dies Dorf machte nicht etwa eine Ausnahme, sondern in hunderten 
Vällen betrugen die den Bauern zugeteilten Zingländereten kaum die Hälfte der Feld⸗ 
mart, wofür die folgende Zuſammenſtellung verfchiedene Belſpiele darbietet. Ste ift nach 
Braſt⸗Tab. und Gemarkungskarten des K. StA. ausgearbeltet. 
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ſich die Zahl der Hufenwirte in den Dörfern um ein Drittel, ja oft bis auf 
die Hälfte, und es entſtand ein großer Abgang an zinspflichtigen Hufen; 
aber man wußte ſo die verminderte Bevölkerungszahl mit der im Überfluß 
vorhandenen anbaufähigen Bodenfläche in Einklang zu bringen‘). 

In der Regel bewirtſchaftete der litauiſche Bauer und ebenſo der 
hinzugekommene Anſiedler eine Oletzkoiſche Hufe. Zwar hatte man auch 
in Litauen anläßlich der großen Neuverteilung des Beſitzes 1721—22 für 
jede bäuerliche Stelle anfänglich 2 Hufen vorgeſehen. Doch bald erwies 
ſich dieſes Maß als zu umfangreich. Die an kleineren Beſitz gewöhnten 
Bauern empfanden die vergrößerten Grundſtücke als eine ſchwere Be- 
laſtung, da fie nicht imſtande waren, 2 Hufen mit ihren ſchwachen Be- 
triebskräften zu bewirtſchaften und den höheren Zins zu erſchwingen. 
Es mußte deshalb zum allmählichen Abbau der zweiten Hufe gejchritten 
werden ). 

Die bäuerliche Hufe umfaßte nur anbaufähiges Land, und daneben 
konnten noch die ausgeworfenen Stücke an Weide, Geſträuch, Bruchland 


Vetzinſte bäuerliche e ` 
A o Feldmark des Dorfes 
Namen mein Tei dem WR”) 
der Amt n 

Dörfer Hufen Morgen Hufen Morgen 
Antmeſchten. .] Gudwallen 5 8 
Degelgirren. - “ 10 5 20 
Eszergallen , . 15 6 19 15 | 
Eszerningken Pr 6 8 14 
Kundsziden. . W 9 16 20 
Strapawiſchten = 14 22 28 — 
Sameitichen . A 4 1 10 1¹ 
Abſchruten Lesgeivang⸗ 7 7 Ch 12 
Didden . minnen 6 23 19 24 
Dundeln S 11 22 25 | 23 
Gaiftauden - - 8 13 24 26 | 21 
Bareninfen. .| hr 8 Í 16 15 17 


) Einfehliehlic Dorſſtelle, Wege, Gewöſſer uſw. 
) Die Feldmark des Dorfes war in folgender Weſſe aufgeteilt: 


Acerland . . 6 Husen 28 Morg- 
am 88 
Triften „ 
Dorf: und Gartenſtelen. S N 
Wald, Unland, Wege, Strauch und Bruch 9 N 
Die Hälfte des Stroms. . 


—— pume: 19 Hufen 2. Mord 
1) Jahrbücher d. Preuß. Mon. 1801 S. 20g. 
) Etalweit a. a. O. S. 228 f. und Acta Bor. IX S. 484, auch Getreide 
handeläpolitit III S. 52. 
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und Gewäſſern genutzt werden). Die Nutzung der einen Oletzkoiſchen 
Hufe kam demnach in den meiſten Fällen der zweier kulmiſcher Hufen 
ziemlich nahe. Der von der Hufe gezahlte Zins ſchwankte zwiſchen 10 und 
= Rtl., dazu kamen die Hofedienſte, da der größte Teil der litauiſchen 
auern zum Scharwerk verpflichtet war. 
„In der Memelniederung und den nördlich der Memel liegenden 
Amtern herrſchte der Kleinbeſitz durchaus vor. Die meiſten bäuerlichen 
Grundſtücke umfaßten nur 14 bis 34 Hufe. Dabei beſtand der größte Teil 
der Beſitzungen aus Wiefen, und die Einſaſſen hielten nur wenig An- 
geſpann. 

Genaueren Aufſchluß über die Beſitzgrößen in den verſchiedenen 
Gegenden des Litauiſchen Kammerbezirks gibt beifolgende Zuſammen⸗ 
ſtellunge): 

—— . . nee 


Zahl der Durch⸗ 
bäuerlichen | Bäuerliche mit. Die Bauern | Zins 
5 Wirte: Ländereien A e 1 zahlen für 1 
Amt Kolo- Schar⸗ g ei le | Domänenzins: | Morgen 
nie- werks⸗ Si E erg 
= bauern Magdeburg, Moraen | Nil. Gr. PI. Gr. Pi. 
Bratupönen | ai 349 20 564 — 17 13 
redauen 56 253 | 18367 — 3 9 
unten. . 297 19823 — |23| 15 
eee 10 935 7 | 14 13 
Danzfehmen .| 34 | 168 12797 10 | 17 | 16 
Gerstullen . | 55 | 480 21142 1116 4 
Dinglaufen. 1 19 | 120 10191 — 17 10 
örichtehmen.| 71 | -280| 21537 8 — [18 | — 
Grün weilſchen“ 41 | oi 5.959 2 13|24| 1 
oeritten -| 53 | 181 | 15041 4 617 3 
Gudwallen ` 180 12 406 I -| 19 | 10 
Laſſiglehmen 210 7649 ` 18 
Diego. 320 20 338 3142 | 86 | — | 13 | 16 
Flicken. 208 11 760 2874 63 | — 22 | — 
Bolommen. / 301 18 902 3092 | 79 | — | 14 | 13 
Sommerau 326 15.034 3353 | 53 | 15 | 20 | — 
Sperling. ` | 112 15.004 1263 | 87 | — 11 
irgupönen ] 121 | 152 | 16517 4070 30| 722 4 
Waldautadel | 71 170 | 14301 2630 | 63 | — | 16 | 10 


1) Gervais in Notizen von Preußen I S. 123: „Der Königliche Immediatbauer 
derzinfet überhaupt nur das Reine-Ader- und Geen, Bey ſehr vielen und fajt bey 
den meisten Dörfern ifl noch mit Ausſchluß der eigentlichen zinßbaren Hubenzahl Land 
und oft von beträchtlichem Umſange vorhanden, und dieſes wird Uebermaß⸗Land genannt.“ 

3) K. EtA. Att. d. Reg. Gumbinnen, Abt. a. Ablöſungstabelen der Amter. 

) Bei den Scharwertsbauern find auch 23 Freibauern eingerechnet. 

„ Die ſtellenweiſe im nördlichen Litauen zahlreich fipenden Halbbauern dürften 
Tee Entitehung wenigſtens zum Teil den eigenartigen und unerquidlichen Zuständen des 
Platten Landes im 17. Jahrhundert zu verbanfen haben. Die verderblichen Schweden⸗ 
kriege, ſortwährende Seuchen und nicht zum wenigsten der ungemein harte Steuerdruck 
zu Zeiten des Kurfürſten Friedrich Wilhelm hatten den Bauernſtand gelichtet. Die Zahl 


ee 


$ 12. Geſchloſſenheit der Bauernhöfe. 


Bedeutungsvoll für die Beſitzverfaſſung des platten Landes in jener 
Zeit war die Geſchloſſenheit der bäuerlichen Grundstücke. Den Regeln einer 
vernünftigen Staatswirtſchaft gemäß, erachtete man es für unbedingt 
erforderlich, die zu einer Bauernſtelle oder ſonſtigen Ackernahrung ge- 
hörigen Beſtandteile an Saatland, Wieſen, Gärten, Waldungen und Weide- 
flächen unverändert beieinander zu erhalten. Der Beſitzer durfte weder 
das Grundſtück nach ſeinem Belieben zerteilen, noch mehrere Beſitzungen 
in ſeiner Hand vereinigen. Die auf den unverſehrten Beſtand der ländlichen 
Grundſtücke gerichteten Vorſchriften ſollten verhindern, daß einerſeits die 
Beſitzungen durch Zerſplitterung nicht mehr zum ordentlichen Unterhalt 
der Beſitzer ausreichten, und daß andererſeits durch Zuſammenſchlagen 
der Höfe die Zahl der Ackernahrungen vermindert und infolgedeſſen die 
Menge der Beſitzloſen vermehrt wurde. Dem Staate kam es ferner darauf 
an, daß durch den unveränderten Beſtand der Bauernſtellen die einmal 
getroffenen Einrichtungen des Kantons- und Kontributionsweſens, des 
Amtsſcharwerks, der Vorſpann⸗ und ſonſtigen Naturalleiſtungen in ihrem 
alten Umfange erhalten blieben ). 

Es kamen ja wohl mit Wiſſen und Genehmigung der Kammern hier 
und da Veränderungen vor; doch handelte es ſich dabei meiſt nur um Teilung 
zu großer Bauerngüter oder die Abtrennung kleiner Bauſtellen behufs 
Anſetzung der Eigenkätner. Im übrigen unterlag jeder von landesherrlicher 
Grundherrſchaft abgeleitete Beſitz den berührten einſchränkenden Beſtim⸗ 
mungen, deren Wirkung ſich in einer jahrhundertelangen Unveränderlich⸗ 
keit der Beſitzſtellen bemerkbar machte. Durch gewaltſame Eingriffe, durch 
Kriegsverwüſtungen und Seuchen, hatte wohl hier und da der Beſitzſtand 
gelitten; aber ſehr viele Dörfer wieſen noch am Ende des 18. Jahrhunderts 
die bei ihrer Anlage geſchaffene Beſitzverteilung ziemlich unverſehrt auf. 

Das Allgemeine Landrecht erhob die Forderung der Geſchloſſenheit 


der wüſten Stellen ſtieg unaufhörlich, und für die Gefegten wuchſen naturgemäß die 
Laſten um fo mehr. Es wurde nunmehr in Litauen üblich, daß mehrere Familien fi 
auf eine Bauernſtelle ſezten, fie zerlegten und zufammen die darauf haftenden Verpflich⸗ 
tungen übernahmen. Dies Zuſammenwohnen entſprach ja auch den Gepflogenheiten der 
völtiſch litauiſchen Stedlungsweiſe. Da aber das Erbe nicht alle ernähren konnte, nutzte 
jede Familie für ein Geringes nebenbei wüſte Hufen oder Forſtabſchnitte und Tonn Ba 
auf dieje Weiſe günftiger, als wenn fie einen ganzen Bauernhof angenommen hütte. 
Von dieſen „mietswetſe“ beſeſſenen Ländereien waren in der Regel feine Naturaldienfte 
zu leiſten und wenig oder feine Steuern zu entrichten. Dieſe „Vermietung“ der Domänen⸗ 
länderejen gegen „Wüſtenzins“ blieb bis 1721 im Gebrauch (Breyſig, Urt. und Att. 16 
S. 930, 949, 985; auch Stalweit a. a. O. S. 209 f). 
1) Vgl. dazu die Einwendungen Krugs in Staatswirtſchaft S. 179 f. 
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der ländlichen Grundſtücke zum Geſetz und beſtimmte: „Die Anzahl der 
bäuerlichen Beſitzungen auf dem Lande ſoll weder durch Einziehung der 
Stellen und der dazu gehörigen Realitäten noch durch das Zuſammen⸗ 
ſchlagen derſelben vermindert werden 9.“ 

Die Beſchränkungen in dem freien Gebrauch des Grundbeſitzes ber 

trafen übrigens nicht allein die bäuerlichen Einſaſſen; ſolange noch der 
ehnsverband beſtand, war es den Beſitzern der bürgerlichen und adligen 
ehen ebenfalls untersagt, ohne Einwilligung des Lehnsherrn Verände⸗ 
rungen in den Beſtandteilen ihrer Grundſtücke zu treffen. Ja ſelbſt bei 
en zu Kölmiſchen Rechten verliehenen Beſitzungen, die doch allgemein 
als unbeſchränktes Eigentum galten, pflegte im 18. Jahrhundert mitunter 
die Einholung behördlicher Genehmigung angeordnet zu werden, wenn 
er Eigentümer Teilungen vorzunehmen beabsichtigte. Ganz beſonders 
nichtete ſich die Aufmerkſamkeit der Kammern auf die Vereinigung mehrerer 
kölmiſcher Güter in einer Hand; der Erwerber wurde in der Regel onge: 
halten, das hinzugekaufte Grundſtück entweder einem Sohne zu über- 
geben oder es wenigſtens getrennt von feinem alten Beſitztum zu bewirt⸗ 
Wetten, 
§ 13. Die Scharwerksbauern. 

Vom 17. Jahrhundert ab wurde in den Domänen die Scheidung 
der bäuerlichen Einſaſſen in Scharwerks⸗ oder Dienftbauern und Hochzinſer 
allgemein üblich. Dieſe auf den Leiſtungen beruhende Gruppierung ent⸗ 
ſprach nicht ganz der der früheren Jahrhunderte in deutſche und preußiſche 
Bauern. Jene hatten den Hufenzins gezahlt und garkeine oder gering- 
fügige Dienſte gefeiftet. In den Ordensrechnungen bezeichnete man die 
von ihnen bewohnten Ortſchaften als Zinsdörfer. Die preußiſchen Bauern 

agegen waren vorzugsweiſe zu Scharwerksdienſten und Naturallieferungen 
verpflichtet; Zinszahlungen ſpielten bei ihnen nur eine nebensächliche Rolle. 
Plehns Behauptung, die beiden bäuerlichen Gattungen der Kolo- 
niſationszeit fielen mit den im 17. und 18. Jahrhundert auftretenden 
Hochzins⸗ und Scharwerksbauern zuſammen, kann in dieſer allgemeinen 
Faſſung nicht zugeſtimmt werden?). Es dürfte zwar nicht an einzelnen 
Beiſpielen fehlen, daß deutſche Bauern des Mittelalters ſpäter in der Klaſſe 
der Hochzinſer aufgegangen find, (z. B. bei mehreren Dörfern des Haupt⸗ 
amts Raſtenburg); aber allgemein läßt ſich ein ſolcher Vorgang nicht nad- 
weiſen. Allerorten hatten beträchtliche Verſchiebungen ſtattgefunden, und 
der größte Teil der ehemalige deutſche Zinsdörfer bewohnenden Einſaſſen 
gehörte ſchon im 17. Jahrhundert zur Klaſſe der Scharwerksbauern⸗. 

1) Teil II, Tit. 7 $ 14. 9) Plehn, Forſch. 17 S. 452 ff. 

Im Amte Taplacken gehörten 1777 die Einſaſſen der ehemaligen deutſchen Zins⸗ 


Die Scharwerksbauern führten ihren Namen nad) den verſchiedenen 
Dienſten ), die fie bei den Domänenämtern zu verrichten hatten. Friedrich 
Wilhelm J. hatte die bäuerlichen Fronden allenthalben verringert und auch 
den Dienſtbauern einen der Größe und Beſchaffenheit ihres Beſitzes und 
der Zahl der jährlichen Scharwerkstage angepaßten baren Zins auferlegt. 
Scharwerksbauern im eigentlichen Sinne, denen als Entgelt für die Nutzung 
der Grundſtücke nur Naturaldienſte und -leiftungen auferlegt waren, gab 
es ſeitdem in den oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänen nicht mehr. 

Eine lebendige Auſchauung von der Mannigfaltigkeit der den Schar- 
werksbauern obliegenden Verpflichtungen gibt ein Verzeichnis der im Amte 
Bartenſtein auf den Bauerngütern laſtenden Dienſte. Die dortigen Bauern 
waren bis zur Scharwerksaufhebung im Jahre 1802 verbunden: 


1. zum eigentlichen Ackerſcharwerk, wie Pflügen und Eggen; 
2. zum Miſtfahren, Miſtſtreuen und Herausſchaffen des Miſtes aus 
den Ställen; 
3. zu allen Erntearbeiten, ſowohl bei der Getreide- als Heuernte; 
4. zum Waſchen und Scheren der Schafe; 
5. zu Schafhortenfuhren ?); 
6. zu Brot- und Malzgetreidefuhren nach der Mühle; 
7. zu Getreidefuhren, nämlich zwei Reiſen nach Königsberg gegen 
die übliche Bezahlung; 
8. zu Fiſchfuhren, jährlich 2 Fuhre; 
9. zu Wollfuhren; 
10. zum Verfahren von Bier und Branntwein aus der Amtsbrauerei 
in die Krüge; 
11. zu Deputatholzfuhren gegen übliche Bezahlung; 
12. zu Deputatholzfuhren für Kirchen und Schulbediente; 
13. zu Salzfuhren, wenn ſolche gefordert wurdens); 
14. zur Leiſtung von Vorſpann-, Kriegs- und Marfchfuhren; 


dörfer Grünhain, Grünlinde, Poppendorf, Petersdorf, Weißenſee und Wiltendorf mit 
Ausnahme der Kölmer den Scharwertsbauern zu. 

1) Grimm bezeichnet das Scharwert als eine Arbeit, zu der man verpflichtet ift, 
als einen Frondlenſt (Wörterbuch Bd. 8 Sp. 2230). 

2) Der ſogenannte Hortenſchlag war bei der damaligen Wirtſchaſtswelſe allgemein 
üblich. Enge Umzäunungen, die Horten oder Hürden, hielten des Nachts die Herden 
zusammen. Infolge fortgefegter Weiterverlegung der Einzäunung erhielten die Brach⸗ 
und Stoppelſelder eine dürftige Düngung. 

3) Bei dem in Preußen beſtehenden Salzmonopol war der Vertrieb des ſranzöſiſchen 
und ſpaniſchen Salzes ſtreng verboten. Das Hallesche Salz wurde aus den Magazinen 
tonnenweiſe in die Smiter verfahren und in beſonderen Verkaufsstellen (Salzſellereien) 
ſeilgeboten. 
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15. zur Fouragelieferung gegen Vergütung des gelieferten Getreides 
nach den beſtimmten Preisſätzen; 

5. zu Burgdienſten bei den Amts- und Vorwerksgebäuden ); 

zu allen Mühlendienſten; 

. zu Forſt⸗ und Jagddienſten; 

„zu Dienſten bei Verbeſſerung der Ströme und Dämme; 

. zu Hand- und Spaundienſten bei Kirchen- und Schulbauten; 

dgl. bei Reparatur der Vorwerkszäune; 

dgl. bei Reparaturen an den Vorwerksinſthäuſern; 

„zur Herbeiholung und Abfuhr der Juſtizbeamten; 

zur Fortbringung der herrſchaftlichen Briefe; 

zu allerlei Botengängen nach Willkür der Herrſchaft; 

. zu Beiträgen für die Feſtungsbauten, ſowohl an Menſchen als 
an Geld; ` 

27. zur Leiſtung aller Dorfsverbindlichkeiten; 

28. zur Beſſerung der Wege und Brücken; 

29. zu Weidenpflanzungen in den Dörfern und an den Straßen). 


Bei den in der Nähe großer Forſten liegenden Amtern Litauens kam 
noch die Verpflichtung zum Schlagen und Fortſchaffen des „Achtelholzes“ 
nach den königlichen Holzgärten:). Die in den landesherrlichen Domänen 
geforderten Dienſtleiſtungen unterſchieden ſich hinſichtlich der den Dienft- 
verpflichtungen zugrunde liegenden rechtlichen Normen in; 


a) Reine Hoheitsdienſte: von den Untertanen dem Landesherrn aus 
Untertanenpflicht geleiftet, — im obigen Verzeichnis vornehmlich 
die Dienſte unter 13 bis 18, 23 und 26 umfaſſend —; 

b) Leiſtungen im Intereſſe der öffentlichen Verbände: den Dorf- bzw. 
Amtseingeſeſſenen obliegende Laſten behufs Aufrechterhaltung 


1) Unter Burgdienften verſtand man ursprünglich alle vom Orden zur Erbauung 
und Instandhaltung der Burgen und ſonſtigen Befeſtigungswerke geforderten Hand⸗ und 
Spannleiſtungen. Später bezog man diefe Dienſte auf alle Neu- und Reparaturbauten 
an Amts- und Vorwertsgebänden. 

) Dazu kamen noch unbedeutendere Leiſtungen, z. B. die Verpflichtung der Amts⸗ 
Untertanen zur jährlichen Ablieferung einer beſtimmten Zahl Sperlingsköpfe. Noch 1798 
buchte das Amt Behlenhof gewiſſenhaft, daß die Einſaſſen die vorſchriftsmäßlgen Sperlings⸗ 
Töpfe dem Beamten vorgezeigt hätten, nämlich: die 65 Bauern je 12, die 92 Eigenlätner 
je 8 und die 40 Inſtleute je 6, insgeſamt 1756 Stück. Ein zeitgenöſſiſcher Schriftſteller 
bezweifelte die Zweckmüßigtett dieſer Maßregel und meinte, fie habe die Wirkung gezeitigt, 
daß die Bauern die Einniſtung der Sperlinge geradezu begünstigten, um nie wegen Ein⸗ 
Haltung ihrer Verpflchtung in Verlegenheit zu geraten (Hrug, Staatswirtſchaft S. 297). 

d Die Bauern des Amts Kiauten fuhren jährlich 60 Achtel nach dem königlichen 
Holzgarten in Goldap gegen 2 Mil. Vergütung für jedes Achtel. 
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verſchiedener gemeinſchaftlicher Einrichtungen, — dahin zu rechnen 
die Dienſte unter 12, 19, 20, 27, 28, 29 —; 

©) gutsherrliche Dienſte: auf gewiſſen bäuerlichen Stellen ruhende 

dingliche Laſten, gefordert zur Unterhaltung des landwirtſchaftlichen 
Betriebes in den Amtsvorwerken, — dazu gehören die Leiſtungen 
unter 1 bis 11, 21, 22, 24 und 25 —)). 

Die letztgenannten Dienſte waren in der Regel nur für Scharwerks⸗ 
bauern verbindlich; zu den Dienſten der erſten und zweiten Gruppe wurden 
aber auch die übrigen Immediateinſaſſen herangezogen. 

Manche Dienſte wurden nur ſelten gefordert, etwa zu bejtimmten 
Zeiten des Jahres oder nach Bedarf, z. B. die verſchiedenen Baufuhren. 
Sehr läſtig fielen die Vorſpannleiſtungen, beſonders in den an belebten Geer, 
ſtraßen belegenen Amtern, wie Brandenburg, Carben, Balga?), Brauns ⸗ 
berg, Pr.⸗Holland, Behlenhof, Waldau, Tapiau und Taplacken s). Die 
Bauern dieſer mter mußten jederzeit gewärtig fein, zum Vorſpann be- 
fohlen zu werden. Die Verpflichtung zur Hergabe von Pferden galt nicht 
allein für die Reiſen des Königs oder der Mitglieder der königlichen Familie; 
alle Staats- und Militärbeamten bewerkſtelligten ihre Dienſtreſſen mit 
Hilfe des bäuerlichen Vorſpanns. Die den Bauern gezahlte Vergütung 
von 7% Groſchen für Pferd und Meile bot keinen genügenden Erſatz für 
die aufgewandte Mühe. 

Die Anforderungen an die Bauern ſtiegen nach und nach derartig 
und erwieſen ſich für ihre Wirtſchafts⸗ und Vermögensumſtände ſo nach⸗ 
teilig, daß geſetzliche Regelungen des Vorſpannweſens notwendig wurden. 
Friedrich Wilhelm I. wandte dieſer Angelegenheit beſondere Aufmerkſam⸗ 
keit zu; das beweiſen die Edikte aus den Jahren 1717, 1718, 1720, 1722, 
1723, 1724, 1728, 1782 und 17364). Der unbefugte Gebrauch des Vorſpanns 
zog erhebliche Strafen nach Wé: aber immer wieder wurde mit den Paf- 
fuhren) der Bauern Mißbrauch getriebene). K 

1) Bgl. Meyer, Über Herrendienfte S. 20f. 

) K. A. Amtsrechn. Im Amte Balga betrugen 1781/82 die Vergütungen für 
Paßfuhren 231 Rtl. 33 Gr. Demnach hatte der von den Bauern geleiſtete Vorſpann, 
jede Fuhre zweiſpännig angenommen, 1388 Meilen betragen. 

3) Preuß, Friedrich d. Gr. I S. 304. „Die Hörigkeit, die Hofebienfte, der Bore 
ſpann, die Magazinlieferungen zu beſtimmten Preifen, die viermonatliche Graſung der 
Reiterpferde ... hat den Bauernſtand niemals recht zu Kräften und zu blühendem 
Wohlſtande, am wenigſten in der Nähe der Reſidenzen und der großen Heer⸗ 
ſtraßen, kommen laſſen.“ — Vgl. auch Studlenreiſen eines jungen Staatswirts S. 44 ff. 

4) Bgl. Mylius, IV. Teil 1 Spalte 1135—1148, 

5) So benannt nach dem allerhöchſt unterzeichneten Paß, ohne deſſen Vorzeigung 
bäuerliche Fuhrwerke nicht geſtellt werden ſollten. 

) Vgl. Publikandum wegen des Vorſpanns vom 23. Febr. 1762. Mylius, 
N. C. C. III Sp. 129. 
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Der Amtmann von Brandenburg zeigte 1762 an, daß fortwährend 
Offiziere ſich bei den Bauern Vorſpann zu verſchaffen ſuchten. Darauf 
erging an die Amtleute erneut die Anweiſung, nur die mit beſonderer 
königlicher Vollmacht reiſenden höheren Staatsbeamten und Offiziere 
mittels Vorſpann weiterzubefördern; alle andern ſollten für ihr eigenes 
Geld mit den regelmäßigen Poſten reifen, 

Eine endgültige Regelung der Angelegenheit brachte das „Patent 
wegen Abſtellung verſchiedener Mißbräuche bey dem Vorſpann, und wie 
es überhaupt in Oft und Weſtpreußen mit dem Vorſpann gehalten werden 
Toll“), vom 5. September 1777. Es ſollte fortan niemandem vom Militär 
oder Zivilſtande „einiger Vorſpann weder ohnentgeldlich, noch gegen Or⸗ 
donnanzmäßige Bezahlung gereicht werden, wenn derſelbe nicht mit einem 
von Seinerftöniglichen Majeſtät Höchſt⸗Selbſtvollzogenen oder vom General- 

ber-Finang-Strieges- und Domainen⸗Direktorio unterſchriebenen Vorfpann- 

aß verſehen“. Kein Domänenbeamter durfte ſich unterſtehen, von den 
Bauern Vorſpann zu fordern unter dem Vorwande, die Amtsdörfer be⸗ 
reiſen zu wollen. Das gleiche gelte für die Amtsunterbedienten: Schreiber, 
Kämmerer, Ausreiter und Berittſchulzen. Eine Ausnahme erforderten nur 
die Fälle, in denen Infanterieregimenter zum Exerzieren oder zur Revue 
marſchierten und Reitpferde für die Subalternoffiziere brauchten, ferner 
die Reiſen Sr. Majeſtät, die Abfuhr der Salzinſpektoren und das Abholen 
der Gerichtsbeamten behufs Haltung der Gerichtstage in den Amtern ). 

Daß Paßſuhren und Burgdienſte von den Einſaſſen als ſchwerer Druck 
empfunden wurden, beſtätigt ein Bericht des Amtmanns von Labiau aus 
dem Jahre 1777; „Die Paßfuhren gehen auch in dieſem Amte, da es an 
der großen Landſtraße lieget und Nebenſtraßen nach Tapiau hat, ſehr ſtark. 

ie Fouragelieferung und beſonders die Burgfuhren nehmen den Sare 
werker ſehr mit, und obgleich ſolche nicht jährlich jo häufig vorfallen: So 
unn ein ſtarker Bau von einem Jahre im Amte, wo wenige Scharwerker 
als in Labiau ſind, den Beſatz auf einmal ruinieren“. 

Zu Paß und Holzfuhren, Burge und Mühlendienſten wurden nicht 
allein die Scharwerksbauern herangezogen, ſondern ſämtliche bäuerliche 
Domäneneinſaſſen, alſo auch Hochzinſer, Scharwerksfreie, Aſſekuranten und 
Schatullbauern. Nicht ſelten ließen ſich die Domänenbeamten bei der 
Forderung dieſer Dienſte allerlei Ungerechtigleiten zuſchulden kommen. 
Um ſolche Mißſtände abzuſtellen, erging am 20. September 1777 eine 

erordnung an die Kammern in Oſtpreußen, Weſtpreußen und Litauen, 
Be 


1) Mylius, N. C. C. VI Sp. 899. 
) Aus der Abrechnung der 1799/1800 im Amte Carben geforderten Paßfuhren 
el folgendes zufammengeftelt: 
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„wegen der zu leiſtenden Burgdienſte“ ). Es ſollten Schatuller, Hoh- 
zinſer, Aſſekuranten und Scharwerksbauern zu allen Bauten und Repa⸗ 
raturen der Wohn- und Wirtſchaftsgebäude in den Amtern herangezogen 
werden. Die Art der Burgdienſte wurde genau beſtimmt: 1. Es gehörten 
dazu nur die Arbeiten an den Gebäuden innerhalb der Amtsgrenzen. 
2. Sie erſtreckten ſich auf Anfuhr des Bauholzes, der Steine, des Kalks und 
der Ziegel. Das Heranſchaffen von Erde, Sand, Grand und Lehm ſollte 
beſonders vergütet werden, 3. Zu den Burgdienſten müßten auch die not- 
wendigen Bauten an den Karpfenteichen und die Abbrucharbeiten an Amts⸗ 


Namen der] An- . 
Dörfer, zahl Mei Beraftung: 


Namen derer, jo In welchen 5 
Vorſpann⸗ Verrichtungen ert Es bi Es Lie 
erhalten fie gereiſet gegeben | de 
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1) K. StM. Et.⸗Min. Gate, 
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gebäuden gerechnet werden. 4. Dagegen käme das Einebnen der Bauſtellen 
und das Graben der Fundamente den Bauunternehmern zu. 

Nach Seen Vorſchriften ſollte künftig genau verfahren werden. Die 
Gumbinner Kammer wendete dagegen ein, daß die Untertanen bisher als 
Burgdienſte alle möglichen Arbeiten ganz unentgeltlich verrichtet hätten, 
nämlich Hand- und Spanndienſte beim Bau der öffentlichen Gebäude, der 
Magazine, Kaſernen, Schlöſſer, Wohnungen der Gerichtsbeamten, Kirchen, 
Schulen, der Feſtung in Memel, aller Waſſerbauten, Brücken, Niederungs⸗ 
dämme und Forſtdienſtwohnungen. Wenn das fortfiele, würden der Staats. 
kaſſe gewaltige Koſten erwachſen. König Friedrich blieb aber auch in dieſer 
Frage ſeinen ſtaatswirtſchaftlichen Grundfätzen treu; die Vorſtellungen der 
Kammer fanden keine Beachtung ). 

Alle dem Scharwerksbauer obliegenden Leiſtungen verpflichteten ihn 
nicht perſönlich, ſondern ruhten als dingliche Hot auf dem Grundſtücke; 
mit deſſen Übernahme machte er ſich für die gewiſſenhafte Erfüllung ſeiner 
Obliegenheiten verbindlich. Der ſchon angezogene Bericht der Litauiſchen 

ammer vom 1. Juni 17992) hob als weſentliche Kennzeichen einer mit 
Scharwerksdienſten belaſteten Stelle hervor: „Ein Scharwerksbauerhof 
wird dem Beſitzer unter der Bedingung verliehen, dafür gemeſſene, auf den 
Betrag des Grundſtücks fih gründende Hand- und Spann⸗PHofdienſte, 
Marſchfuhrene), Burg- und Baudienſte zu einem beſtimmten Vorwerk zu 
leiſten, beſtimmte Grundzinſen in barem Gelde zu entrichten, Mühlenbau⸗ 
fuhren für diejenige Mühle, deren Bau der Hof unterworfen iſt, und einige 
beſtimmte Forſtdienſte zu verrichten.“ 

Stellten die Dienſte eine Grundlaſt dar, die ohne Rückſicht auf die 
Perſon des Beſitzers unveränderlich auf der bäuerlichen Scholle ruhte, ſo 
mußte der Grundherr auch darauf bedacht ſein, daß die Dienſtleiſtungen 
bei einem Beſitzwechſel oder bei wirtſchaftlichen Zufälligkeiten keine Unters 
brechung erfuhren. Es mußte Vorſorge getroffen werden, daß der Annehmer 
der Stelle ſofort und jederzeit feinen Scharwerksverpflichtungen nad- 
kommen konnte. Dieſem Zwecke diente die mit der damaligen unfreien 
Arbeitsverfaſſung unlöslich verknüpfte Einrichtung des „bäuerlichen Ber 
ſatzes“. Der Grundherr ftattete feinen Scharwerksbauer mit allem Note 
wendigen an Titen, Geräten und Getreide aus, damit er imſtande war, 
die ihm anbefohlenen Dienſte vorſchriftsmäßig auszuführen. 

Beim bäuerlichen Beſatz unterſchied man a) das Beſatzvieh, b) die 
Hofwehr und e) das Saat- und Brotgetreide. An Beſatzvieh kamen in der 

9) Geh. St⸗A. Gen.-Dir, Tit. 34 Selt, II Nr. 15. 

2) Haxthauſen a. a. O. S. 215. 

) Behufs Fortſchaffung der Ausrüſtungsgegenſtände beim Mari der Truppen 
zur Heerſchau oder zu den Übungsplägen. 

Stein, Die lündl. Verſaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Just. J. EC. W. Heft s. 7 
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Regel auf die Hufe 2 Pferde, 1 Ochſe, 1 Kuh und je 2 Schafe, Schweine, 
Gänſe und Hühner. Je größerer Landbeſitz demnach zur Bauernſtelle 
gehörte, deſto zahlreicher war auch das Befagvieh‘). Mitunter waren die 
herrſchaftlichen Beſatzſtücke nicht vollzählig geliefert worden, namentlich 
fehlte in manchen Amtern das Kleinvieh gänzlich. 

„Zur Hofwehr rechnete man alles Gerät, das zur Unterhaltung des 
Gehöfts und feiner Gebäude, zur Beſtellung des Ackerlandes und zur Ein- 
bringung der Ernte nötig war“ ). Es gehörten hierher ſämtliche Acker- und 
Wirtſchaftsgeräte: Pflüge, Eggen, Wagen, Schlitten, Senſen, Harken, 
Dreſchflegel, Sättel, Sielen, Zaumzeug, Sägen, Spaten, Axte, alle mög⸗ 
lichen Küchengeräte, Eßgeſchirr, Geſindebetten u. dgl. Selbſtverſtändlich 
konnte von einer gleichmäßigen Verſorgung der Bauern mit ſolchen Gegen- 
ſtänden keine Rede fein; das Amt lieferte das in den einzelnen Fällen Feh- 
lende). Nur die für die Ackerbeſtellung unentbehrlichen Geräte hatten 
alle Wirtſchaften vollzählig erhalten. 

Die Menge des ausgeteilten Saatgetreides richtete ſich nach der Größe 
der bäuerlichen Anbauflächen und betrug auf die Hufe etwa 10 bis 20 
Scheffel. Herrſchaftliches Brotgetreide wurde nach Bedarf ausgegeben 
und öfter wieder zurückgeliefert. 

Alles Vieh, das der Bauer über die ihm beim Antritt des Erbes an⸗ 
vertrauten Beſatzſtücke ſelbſt erzog oder erwarb, ſowie die für ſein Geld 
angeſchafften Möbel, Wäſcheſtücke, Kleider, Betten und Wirtſchaftsgeräte 
gehörten ihm eigentümlich und bildeten die „fahrende Habe“, die er ſeinen 
Erben hinterließ. Der herrſchaftliche Beſatz aber ging an den neuen An- 


1) In den oberländiſchen Dörfern Miswalde, Liebwalde, Heinrichsdorf, Tabern und 
Vorwerk gehörten zum Beſaß 8 Pferde, 4 Ochſen und 3 Kühe; die gleiche Stückzahl 
batten die Bauern des Amts Kobbelbude erhalten und dazu noch je 8 Schafe, Schweine, 
Günje und Hühner. 

) Altpr. Mon. 47 S. 632. 

3) Die 98 Scharwerksbauern des Amts Linkuhnen, deren Ackerbeſiß 59 Hufen, 
17 Morgen Dlept. betrug, hatten 1780 an königlichen Befapftüden erhalten: 237 Pferde. 
4 Ochſen, 137 Kühe, 17 Stück Jungvieb, 9 Schafe und 33 Schweine. Sie beſaßen 
darüber an eigenem Vieh 130 Pferde, 68 Kühe, 148 Stück Jungvieh, 349 Schafe und 
420 Schweine. An Geireide waren ihnen geliefert: 17 Scheffel Weizen, 814 Roggen, 
789 Gerſte, 174 Hafer und an Uderz und Wirtfcaftsgeräten 72 Wagen, 71 Schlitten, 
78 Zochen, 4 Pflüge, 75 Eggen, 69 Sielen und Braden, 39 Senſen, 49 Ügte, 42 Spaten, 
55 Heugabeln und ſonſtiges umbedeutenderes Handwerkszeug. — Die 148 Bauern im 
Amte Althof⸗Inſterburg hatten an Beſaßvieh: 301 Pferde, 228 Ochſen und 237 Kühe; 
ihr eigener Viehſtamm zählte 205 Pferde, 16 Ochſen, 133 Kühe, 278 Slück Jungvleh. — 
Abnlich lagen die Verhältniſſe in allen Ämtern. Die Ausführungen Engelbrechts, 
daß man „den königlichen Belag und den tatfächlid) vorhandenen Biehftand einander 
gleichſezen könne“, find demnach nicht stichhaltig. Nur ausnahmsweiſe begnügen P 
heruntergefommene Bauern mit dem vom Amte gelieferten Bejapvieh. 
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nehmer der Stelle über. Alle dem Stelleninhaber von der Kammer 
übergebenen Beſatzſtücke ſollten ftets vollzählig und gebrauchsfertig erhalten 
werden und wurden deshalb als „eiſern“ bezeichnet. Jeder durch feine 
Schuld verurfachte Abgang am Belag mußte durch ihn erſetzt werden. 
Engelbrechts Meinung), daß die oſtpreußiſchen Domänenbauern 
Dë „im eigentümlichen Beſitz des Inventars“ befanden, trifft nicht zu. 
Er bezog wahrſcheinlich den Begriff „fahrende Habe“ auf die geſamten 
beweglichen Ausſtattungsgegenſtände des bäuerlichen Auweſens, während 
doch nur das über den vom Amte empfangenen „Beſatz“ ſelbſt erworbene 
tote oder lebende Inventar dazu gerechnet werden durfte. Der „Beſatz“ 
blieb königlich bis zur Eigentumsverleihung der Bauernhöfe im Jahre 1808. 
Über den im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk am Ende des 18. Jahr- 
hunderts vorhandenen Beſatz der Domänenbauern gibt eine im Geheimen 
Staatsarchiv zu Berlin befindliche Generaltabelle genauen Aufſchluß. Nur 
die wichtigſten Zahlen daraus ſollen hier im Auszuge wiedergegeben werden; 
bemerkenswert dabei iſt die im Vergleich zu den übrigen oſtpreußiſchen 
Stellen reichere Ausſtattung der ermländiſchen Bauernhöfe. 


In den alte and oft- In den, ermländifgen 


Befapftüde preußiſchen Amtern bern 


Scheffel und Kammertaxe | Scheffel und Kammertaxe 
In Nhl. Stückzahl | im Rth. 


6985 Schffl. 1576 sam, 
„ er 
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Gefinbebetten . 6246 „ 5523 uſw. 


) Agrawerfaſſung des Erml. S. 102 u. 121. 
7. 
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Die Kammertaxe für den gefamten herrſchaftlichen Beſatz betrug in 
den oſtpreußiſchen Amtern 539874 Rtl., in denjenigen des Ermlandes 
360 703 Rtl. 


Bei Unglücksfällen oder Seuchen hörte die Verbindlichkeit der Bauern 
für die Ergänzung der Beſatzſtücke auf; das Amt erneuerte in ſolchen Fällen 
den Beſatz auf Koften der königlichen Kaffe. Darüber hinaus genoſſen die 
Domäneneinſaſſen das Recht auf Unterſtützungen bei Wirtſchaftseinbußen, 
wie Mißwachs, Brandſchäden, Hagelſchlag und Viehſterben. Die vom 
General⸗Direktorium aufgeſtellten Remiſſions⸗Reglements ordneten die 
Vergütungen in einheitlicher Weiſe ). Sie erſtreckten ſich nicht allein auf 
Wiederanſchaffung verlorener Inventarſtücke und Hergabe von Saat⸗ und 
Brotgetreide, ſondern auch auf Ermäßigung des Hufenzinſes). Endlich 
ſtand den Bauern die Berechtigung auf Bauholz aus den königlichen Wal- 
dungen zu. Die in der Nähe der Forſt anſäſſigen Bauern erhielten auch 
freies Brennholz; gegen Erlegung der jährlichen „Heideeinmiete“ und des 
„Stammgeldes“ konnten ſie das zur Feuerung nötige Holz aus dem Walde 
beziehen). In ſehr vielen Fällen boten die Dorfwaldungen den Bauern 
Brennholz in genügender Menge. 


1) Die Remiſſtonsvorſchriften wurden von Zeit zu Zeit abgeändert. Bis 1806 galt 
das am 23. Mai 1779 erſchienene „Reglement, wie es in Oſtpreußen und Littauen bei 
Unterſuchung der den Landmann betroffenen Unglücksfälle gehalten werden und in welcher 
Art den Verunglückten die Remifſion angedeihen foll”. Vgl. Hintze in Act. Bor. VI, 
1 S. 27. 

3) Nicht allein die bäuerlichen Einſaſſen bekamen bei Unglücksfällen Erſaß aus der 
königlichen Solle, ſondern auch Kölmer, Freie, Schatuller und ſonſtige Eigentümer; ja 
vereinzelt wurden fogar die Befiger adliger Güter bet Wirtſchaftseinbußen vom Staate 
entſchlldigt (vgl. Rojer a. a. O. II S. 90). Dieſe Entſchädigungen waren in folgender 
Weiſe geregelt: 1. Brandſchüden fanden Vergütung durch Erlaß der Kontribution; für 
das abgebrannte Wohnhaus gewährte man 1¼, für die Scheune 1 und für den Stall 
½ Freijahre. Auch bei Neubauten traten diefe Entſchädigungen in Kraft. 2. Bel Vieh- 
ſeuchen wurde ein Pferd mit 1 Rtl, ein Rind mit 1 Ril. und ein Stück Jungvieh 
mit 45 Gr. eniſchädigt. 3. Mißwachs und Hagelſchlag fanden nur dann eine Ent- 
ſchädigung, wenn der Erdruſch weniger als ein Korn über die Ausſaat betrug. Ver⸗ 
gütet wurde das, was am zweiten Korn fehlte, und zwar je 1 Scheffel Weizen mit 60 Gr., 
Roggen und Erbſen mit 40 Gr., Gerſte mit 30 Gr. und Hafer mit 20 Gr. 

) Gutsarch. Beynuhnen 686. Die Stalliſcher Forſt forderte als Heideeinmiete von 
Kölmern und Erbfreien für 1 Hufe 60 Gr., für 2 Hufen 1 Rtl., für 3 Hufen 1 Ntl. 30 Gr., 
für 4 und mehr Hufen 2 Rtl. 60 Gr. Die nahe der Forſt wohnenden Immediateinſaſſen 
zahlten 60 Gr., die entfernteren 30 Gr., die Inſtleute auch 30 Gr. Adlige Bauern 
mußten die Säge der Kölmer entrichten. Als Stammgeld tamen zu jedem Nil. Çin- 
miete noch 12 Gr. hinzu. 
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§ 14. Hochzinſer und Scharwerksfreie. 


Bereits im 16. und 17. Jahrhundert machten ſich einzelne Dorſſchaften 
gegen Bezahlung einer Cinkaufsſumme oder Erhöhung des Hufenzinſes 
von den ihnen auferlegten Hofedienſten frei). Den regierenden Stellen 
war es erwünſcht, die Bareinnahmen durch Vermehrung der Grundgefälle 
zu färten. Bei der von Johann Sigismund angeordneten „Haushaltungs . 
Bifitation aller dreyer Kreyſe unferes Herzogthums Preußen“ erging an 
die beſtellten Viſttatoren die Weiſung, „daß weitläufige Scharwerk bey den 
Vorwerkern in etwas einzuziehen und etzliche gewiſſe Dörfer beym 
Scharwerk des Vorwerks zu laſſen, dagegen die andern Unſerer Unterthanen 
zu einem jährlichen Freigeld oder mehreren Zins zu behandeln“ ). 

Die Zahl der Hochzinsdörfer vermehrte fich am ſtärkſten in Litauen. 

Nach der großen Peſt wurden ganze Vorwerke den umwohnenden Schar 
werksbauern gegen einen gewiſſen Grundzins zur Bebauung überlaſſen, 
indem zugleich der bisherige bäuerliche Zins für die weggefallenen Schar 
werksdienſte eine Erhöhung erfuhr. Ein Beiſpiel hierfür gibt der Schar- 
werksbefreiungstontralt der Ortſchaft Leſſen im Hauptamte Tilſit vom 
Jahre 1714. Er traf für die Dorfſchaft folgende Beſtimmungen: „Es nimmt 
nämlich dieſelbe hiemit an und auf ſich, über den bisherigen gewöhnlichen 
Geldt- und Korn- Zins, wie auch den Nemonien- und Deputat⸗Holtz⸗Schlag. 
Kirchendezem und andere bey der Kirchen, Stegen und Wegen bishero 
gewöhnliche Präſtanda von denen 7 Huben 10 Morgen, worauf diefe Dorf- 
ſchaft ſteht, Fünffzehn Rthl. quartaliter zu entrichten und ſowohl dafür 
als wegen der andern oberwähnten Pflichten einer für alle und alle für 
einen zu ſtehen; darnächſt zahlet diefelbe zum Einkauf ſofort Sieben. 
hundert fl. poln. Dagegen gemelter Dorſſchaft die Verſicherung gegeben 
wird daß fie von allem Scharwerk, Paß⸗ und Fuhren, es wäre dann, daß 
bei Anweſenheit und Fortbringung der allergnädigſten Königlichen und 
andern Hohen Herrſchaften die übrigen Amtsunterthanen nicht zulänglich 
ſeyn ſollten, alsdann De denen mit zu Hülfe kommen muß, frey fein und 
bey ſolcher Freyheit fo lange geſchützt werden follen, bis etwan die Zeit und 
Notwendigkeit erfordern möchte, über dieſelbe eine andere Dispoſition zu 
machen, alsdann ihnen auf ſolchen Fall das erlegte Einkaufsgeld wieder 
accordiret werden ſoll.“ 


1) Rogge, Das Amt Balga. Altpr. Mon. VI S. 495 und 504. Die Bauern 
von Waltersdorf und Rebfeld löften bereits 1487 bzw. 1505 ihre Scharwerksdienſte durch 

zahlung einer Geldſumme ab. 

) Rogge a. a. O. Bd. 7 S. 127. Das Dorf Schönlinde wurde 1615 vom 
Scharwert befreit und auf höheren Zins gefept. Statt der bisherigen 2 Mk. 30 Schilling. 
3 Scheffel Hafer und 2 Hühner follten von der Hufe fortan 10 Mt. gezahlt werden. Nur 
die Poſtfuhren wurden nicht abgelöt; jeder Bauer folte jährlich 4 Meilen tun. 
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Die meiſten Hochzinsdörfer befanden ſich im Memeldelta; das Amt 
Linkuhnen zählte 370 Hochzinſer und nur 98 Scharwerksbauern. Nach 
Haxthauſen) waren diefe Hochzinsdörfer zur ſolidariſchen Aufbringung 
des Zinſes verpflichtet ). Er hat dabei fälſchlicherweiſe viele Zeitemphy⸗ 
tenten den Hochzinſern zugerechnet). 

Im übrigen Litauen und im Oſtpreußiſchen Kammergebiet kamen ge⸗ 
ſchloſſene Hochzinsdörfer nur ſelten vor; die Hochzinſer ſaßen mehr zerſtreut 
unter andern Domäneneinſaſſen ). Nicht ganze Ortſchaften, ſondern nur 
einzelne Wirte hatten ſich von der Dienſtbarkeit losgekauft; manchmal 
waren die Hochzinsgüter auch nachträglich in den Dörfern auf Übermaß ⸗ 
ländereien oder durch Abbau begründet worden. 

Bezüglich der Beſitzrechte unterſchieden ſich die Hochzinſer nicht von 
den Scharwerksbauern. Der Hochzinsbauer hatte auch nur ein erbliches 
Nutzungsrecht an dem Hofe ) und konnte ihn ohne Zuſtimmung der Kammer 
nicht verkaufen; auch war es ihm in der Regel nicht möglich darauf Schulden 
eintragen zu laſſen. Die Verordnung vom 28. April 1755 hatte zwar die 
Veräußerung geftattet, allein am 31. Dezember 1766 entſchied der König, 
„daß das Nutzungsrecht an einem Hochzinsgute zu keinem wulkürlichen 
Preiſe, ſondern höchſtens nur gegen 300 Rthl. abgetragen werden könnte“ ). 
Auch beim Erbgange durfte der Annahmepreis 300 Rtl. nicht überſteigen, 


1) Hazthaufen a. a. O. S. 225. 

) Gegenſeitige Verbindlichkeit aller Hufenwirte zur Abtragung der baren und 
naturalen Pflichtleiſtungen fand grunbfäglid immer dann Anwendung, wenn ganze 
Dorſſchaften befreit wurden. Vermutlich ſuchte fi) die Landesherrschaft dadurch den 
ordnungsmäßigen Eingang der Gefälle zu ſichern. 

3) Der Irrtum ift darauf zurüctzuführen, daß die Gumbinner Kammer ganz un⸗ 
gerechtfertigt die beiden Beſtzklaſſen ſtets miteinander vermengte, was auch in dem 
1775 abgefaßten Bericht über die verſchiedenen Beſttrechte geſchehen war. Das General- 
Direktorium wies in einem Rücſchreiben an die beiden Kammern ausdrüclich darauf 
hin, daß die Merkmale der Befipftellen in Litauen nicht ſorgfältig genug nachgewieſen 
und beſonders Hochzinſer und Emphpteuten zuſammengeworfen feien. Von den angeb- 
chen Hochzinſern des Memeldeltas muß ale ein erheblicher Anteil den Beitemphy- 
teuten zugerechnet werden. 

4) Im Jahre 1777 zählte das Amt Allenſtein 6, Braunsberg 20, Caymen 29, 
Frauenburg 71, Kobbelbude 11, Hohenftein 30, Neidenburg 155, Oſterode 74, Br.-Mart 
51, Raſtenburg 134, Neuhaufen 28, Seeburg 58, Soldau 95, Grunhoff 7, Heilsberg 18, 
Pr.-Eplau 31, davon 20 ahne Beſaß, Bartenftein, Brandenburg und Dolfflädt je 5 Hoch 
zinſer. Im Amte Raſtenburg und Barten wiefen die umfangreichen Dörfer Faltenau, 
Löwenſtein, Landskron, Ströligteim und Roſenort eine größere Anzahl Hochzinſer auf. 
Der von ihnen gezahlte Zins ſtellte ſich auf die Hufe folgendermaßen: Falkenau 14 Rl. 
77 Gt. 8 Pf., Löwenſtein 21 Nil. 18 Gr., Landskron 10 RH. 30 Gr., Kröligkeim 17 Nt. 
64 Gr. 9 Pf. und Roſenort 15 Rtl. 60 Gr. 

5) Plehn a. a. O. Bd. 17 S. 460. 

dl Geh. StA. Gen. Dir. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. 
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e Summe demnach eine Art Erbtaxe für alle Hochzinsgüter dar- 
ſte ). 

Von einem freien Gebrauch der Befigungen konnte alfo nicht die Rede 
fein; die 300 Ntl. bildeten keinen Kaufpreis, ſondern nur ein Abſtandsgeld ). 
Es kam allerdings zuweilen vor, daß Hochzinſer für ihre Beſitzungen erbliche 
Verſchreibungen erlangten und ſodann frei darüber verfügen konnten. In 
ſolchen Fällen hätten die Grundſtücke ſtets zu den Erbfreigütern gerechnet 
werden müſſen, und weil das die Domänenbeamten nicht immer beachteten, 
wurden manchmal Hochzinſer als wirkliche Eigentümer bezeichnet. Bei- 
ſpielsweiſe führte der Beamte von Balga 1777 unter den 80 Hochzinſern 
des Amts 31 auf, denen die Grundſtücke erblich und eigentümlich gehörten). 

Die Hochzinſer hatten in der Regel keinen herrſchaftlichen Beſatz er 
halten, doch kamen recht häufig Ausnahmen vor‘). Sie waren nur von 
dem Ackerſcharwerk bei den Amtsvorwerken befreit, dagegen lagen ihnen 
alle übrigen bäuerlichen Verbindlichkeiten ob, ſo Burgdienſte, Fourage⸗ 
lieferung, Getreide-, Marie und Paßfuhren. Im Amte Waldau wurden 
die 44 Hochzinſer, der geringen Zahl der Scharwerksbauern wegen, zu 
einigem Wieſenſcharwerk herangezogen, insgeſamt zu 56 Hand- und 63 
Spanndienſten. Im litauiſchen Kammergebiet hatten die in der Nähe der 
großen Forſten wohnenden Hochzinſer gleich den Scharwerksbauern vie 
Verpflichtung zum Schlagen und Abfahren des Achtelholzes gegen die 
übliche Vergütung h). 

1) Haxthauſen a. a. O. S. 225. 

) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. 

) K. St.⸗A. Grundakt. Neidenburg 253/30 —32 und Soldau 355/10. 

In beiden Domänenämtern war es üblich, die Hochzinsgüter im Grundbuche zu führen. 
Doch tam es vor 1806 verhältnismäßig felten zu freihändigen Verkäufen. 1786 wurde 
in Heinrichsdorf ein 2 Hufen großes Hochzinserbe für 55 NEL. verkauft, 1798 ebenda 
ein gleiches für 100 Ntl, 1797 in Jägersdorf ein gleiches für 91 Rtl., 1800 in Liſſaken 
ein 3 Hufen großes für 300 Mil, und 1802 in Narzym ein 2 Hufen großes für 212 Nil. 
Solche Hochzinsgrundſtücke befanden fich auch in Roggen, Ulleſchen und Wientzkowen. 

4) Die Anſicht, als ob Scharwerksbauern ſtets mit Beſatz von der Herrſchaft ver- 
ſeben wurden, die Hochzinſer aber eigenen Beſat gehabt Hätten, ift durchaus irrig. Es 
gab faſt in jedem Amte einige Scharwerksbauern mit eigenem Bejab, z. B. hatten im 
Amte Wartenburg unter 226 Scharwerksbauern 84 keinen herrſchaftlichen Bejap. An- 
dererſeits waren viele Hochzinſer im Beſitze herrſchaftlicher Beſatzſtücke, was darauf 
zurüctzuführen fein dürfte, daß der Beſatz nicht abgeliefert werden konnte, als der Bauern- 
Bet auf höheren Zins geſetzt wurde. 

*) Die Hochzinſer des Amts Heinrichswalde mußten in der Nemonienſchen Forſt 
das Achtelholz für die Königsberger Holzgärten ſchlagen und an die Ablage ſchaffen, 
Jaſchmenfuhren bei den Dammbauten ausführen, Spanndienſte bei Mühlen⸗, Kirchen⸗ 
und Schulbauten leiſten, den erforderlichen Vorſpann ſtellen, Stege und Wege binnen 
den Dorſgrenzen, nebſt den Dammloſen instand halten und die Dammwachen verjehen. 
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Im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts ſtieg die Zahl der von Share 
werksdienſten befreiten Bauern wegen zahlreicher Vererbpachtung der 
Domänenvorwerke ganz bedeutend. Amtlich bezeichnete man die aus der 
Dienſtpflicht entlaſſenen, auf höheren Zins geſetzten Bauern als Schar- 
werksfreie. Beiſpielsweiſe fielen 1774 für die 8 Bauern zu Stigehnen im 
Amte Kalthof mit der Vererbpachtung des Vorwerks Fräuleinhof die 
Scharwerksdienſte fort, wogegen jeder Wirt eine Erhöhung des Zinſes um 
7 Rtl. erfuhr. In den Intendanturämtern gab es garkeine Scharwerks⸗ 
bauern mehr; hier gelangten mit dem Aufhören der Generalpacht alle biz- 
herigen Dienſtbauern in die Klaſſe der Scharwerksfreien. Als im Jahre 
1792 das Amt Hohenſtein infolge Vererbpachtung der Vorwerke in eine 
Intendantur umgewandelt wurde, befreite man die dienſtpflichtigen Bauern 
gegen ein Einkaufsgeld von 15 Rtl. und eine Erhöhung des Zinſes um 
1 Rtl. für jede Hufe vom Amtsſcharwerk. Die Kammer übergab das mett 
3 Hufen große Erbe dem bisherigen Beſitzer mit den darauf befindlichen 
Wohn- und Wirtſchaftsgebäuden und dem geſamten Inventar, beſtehend 
in 2 Pferden, 4 Ochſen, 2 Kühen, etwa 40 Scheffeln Saatgetreide und 
allem Wirtſchaftsgerät, „ſcharwerksfrei zu Hochzinsrechten“. Die Wirte 
entſagten dem freien Bau- und Reparaturholz, erhielten nur die üblichen 
Freijahre bei Neubauten und blieben verbunden, jährlich gemeinſam 
13 Achtel Holz unentgeltlich zu ſchlagen und für die Intendantur anzu- 
fahren. Ferner mußten fie Paß⸗, Kriegs- und Marſchfuhren leiſten, Fourage 
für die Kavallerie liefern, bei der Hohenſteinſchen Amtswohnung Burg- 
dienſte leiſten, ebenſo bei dem Bau der Zwangsmühlen, Kirchen, Pfarren 
und Schulen Dienſte leiſten, zum Feſtungsbau und zu den Wolfsjagden 
Leute ſtellen oder bezahlen, fixiertes Metz- und Mahlgeld, Kirchen⸗ und 
Schulabgaben entrichten und ihre Gebäude mit dem wahren Wert bei der 
Domänenfeuerſozietät verſichern laſſen ). 

Dieſe vom Scharwerk befreiten Bauern dürſen nicht mit den „Schar⸗ 
werksfreien“ des 16. und 17. Jahrhunderts verwechſelt werden. So wurden 
damals gemeinhin die mit einigen Dienſten belajteten „Freien“ Maſurens 
und vereinzelt auch die „Preußiſchen Freien“ im Gegenſatz zu den von 
Scharwerksleiſtungen in der Regel verſchonten „Kölmiſchen Freien“ ge- 
nannt. 

Scharwerksbauern, Hochzinſer und Scharwerksfreie waren erbliche 
Laßbeſitzer, denen keinerlei Eigentumsrecht an ihren Höfen zuſtand. Eine 
geſonderte Stellung nahmen dabei die ermländiſchen Bauern ein. Dieſen 
gehörten von alters her die Wohn- und Wirtſchaftsgebäude eigentümlich; 
dagegen ſtanden die Ländereien im Eigentum der Landesherrſchaft und 


3) Krug, Geſch. d. Staatswirtſchaft S. 199. 


— 105 — 


waren den bäuerlichen Wirten nur zur Nutzung überlaſſen. Der Annehmer 
einer Stelle mußte dem früheren Wirt den Wert der Gebäude erſetzen; 
vereinzelt ereignete es fih fogar, daß das Amt den öffentlichen Verkauf 
eines bäuerlichen Grundſtücks zuließ, was im übrigen Oſtpreußen und 
ditauen nicht vorgekommen iſt ). 

Eine Scheidung der ermländiſchen Bauern in erbliche und unerbliche ) 
darf nur vorgenommen werden für die Zeit vor der Einverleibung des 
Bistums in den Preußiſchen Staat. Die geſetzlichen Beſtimmungen von 
1777 und 1790 wegen der Erblichkeit der Bauernhöfe hatten auch im Erm- 
lande Anwendung gefunden ). 


§ 15. Strand», Fiſcher⸗, Flöß⸗ und Beutnerbauern. 


1. Die Strandbauern ſaßen im weſtlichen Samlande in den Amtern 

Palnmicken und Dirſchkeim. Jeder Strandbauer hatte 2 Hufen mit könig · 
lichem Beſatz und war zu gleichen Leiſtungen verpflichtet wie die Domänen- 
bauern. An Stelle des Amtsſcharwerks traten hier die Arbeiten beim 
Schöpfen des Bernsteins, Vorſpann für den Strandinſpektor und Ver- 
fahren des gewonnenen Bernſteins nach Königsberg, gegen eine Vergütung 
von 30 Groſchen für die Meile. Das Oſtpreußiſche Prov. Recht ordnete 
im Zuſatz 228 $5 an: „Die Strandbauern, deren Söhne und Knechte, 
ſobald fie das 18. Jahr zurückgelegt haben, müſſen zur Treue bei dem 
Bernftein-Sammeln und bei geſtrandeten Gütern, auch zur Aufſicht über 
andere Strand⸗Bewohner eidlich verpflichtet werden“ ). 
2. Die Fiſcherbauern an der Cie und den beiden Haffen beirt- 
ſchafteten die wenigen Morgen Ackerland meiſt gartenmäßig und entrichteten 
davon einen geringen Grundzins. Die 23 Fiſcherwirte zu Alt⸗Inſe am 
Kuriſchen Haff beſaßen jeder 6 Morgen 148 Ruten Magdebg. und zahlten 
davon 2 Rtl, Grundzins, dazu alle zuſammen für die Ausübung ihres 
Gewerbes 10 Nil. 39 Gr. Fiſchereizins. In Loye hatte jeder der 18 Fiſcher 
8% Morgen und entrichtete ebenfalls 2 Ntl. Grundzins. 


) Im Königsberger Intelligenzzettel 1788 bietet das Domänen⸗Juſtizamt War- 
tenburg 4 Bauernerbe zu Gr.-Cronau, aus je 3 Königl. Zins- und Scharwerkshuben 
beſtehend, zum Verlauf aus; dabei ift kein Tgl. Beſatz vorhanden, und die Gebäude, 
1 Woynhaus, 1 Scheune und 1 Stall, find zu 38 Nil. gewürdigt. Eine andere Anzeige 
dus dem Jahre 1782 lautet: „Das zum Nachlaß der Bauer Andreas Reckwardtſchen 
Eheleute gehörige, zu Pilgramsdorf, Mehlſackſchen Amtes, zwei Meilen von den Städten 
Braunsberg und Mehljad und 3 Meilen von der Stadt Wormditt gelegen, aus 4% 
Huben beſtehende Zins- Bauererbe, foll mit dem darauf befindlichen Kgl. Beſatz und 
dem tunftigen Einschnitt an den Meiſtbietenden verkauft werden.“ 

Y Engelbrecht a. a. O. S. 108f. ) So auch Engelbrecht S. 187. 

4) Der Strandbauern-Eid abgedruckt bei Grube, C. C. Pr. III S. 314. 


ST AO 


Die Fiſcherbauern des Amts Labiau bauten in ihren Gärten viel 
Kohl und anderes Gemüſe und zahlten außer dem Grundzins noch beſondere 
Abgaben nach der Zahl der Netze und Keitelkähne . „Mit denen beſonders 
getrockneten Fiſchen fahren ſie bis nach Polen und tauſchen ſich dafür 
Getreide ein.“ Sie leiſteten etwas Wieſenſcharwerk und Paßfuhren auf 
dem Waſſer, indem fie Kähne und Pferde zum Treideln hergaben. Auch 
mußten ſie jährlich in der Forſt 600 Achtel Brennholz für den Königsberger 
Holzgarten ſchlagen. 

Den am Friſchen Haff ſitzenden Fiſcherwirten waren die Gärten mand- 
mal zu Kölmiſchen Rechten eingeräumt worden). Im Jahre 1777 zeigte 
der Beamte von Balga an, daß die in Follendorf, Roſenberg, Kahlholz und 
Wolitta ſitzenden Fiſcherwirte Eigentümer der Gebäude feien, die Lände 
reien aber wären ihnen nur zur Nutzung übergeben. In gleicher Verfaſſung 
befanden ſich die Fiſcherbauern in den ſamländiſchen Dörfern Rauſchen, 
Groß- und Klein⸗Kuhren, Neukuhren und Cranz. 

3. Die Flößbauern im Amte Naſſawen und in einigen Gegenden 
Maſurens waren zum Fällen und Verflößen des Holzes aus den Staatz- 
forſten verpflichtet. Im übrigen ſtanden ſie den Scharwerksbauern völlig 
gleich. 

4. Die Beutnerbauern. In den großen Forſten Maſurens fand 
die Bienenwirtſchaft in früherer Zeit eine eifrige Pflege. Die Bienenzucht 
betrachtete man, ſoweit ſie in den herrſchaftlichen Wäldern ausgeübt wurde, 
als ein Regale), und es bedurfte zum Betrieb dieſes Gewerbes der Er- 
teilung des Beutnerrechtes⸗) durch den Orden. Diejer begünſtigte die Bienen- 
zucht in den Wäldern, um fih aus den Gefällen der Beutner eine Einnahme 
quelle zu verſchaffen. Von dem in den Baumſtämmen oder „Beuten“ der 
Heide gewonnenen Honig mußte eine beſtimmte Menge jährlich der Herre 
ſchaft als Zins abgegeben, der geſamte Honigertrag aber, einſchließlich des 
den Stöcken bei den Wohnungen entſtammenden, zum Einheitspreiſe von 
2% Mk. für die Tonne beim Ordenshauſe zum Verkauf geſtellt werden. 

Zunächſt ſiedelten ſich zahlreiche Beutner neben den Ordenshäuſern 
Ortelsburg, Johannisburg, Lötzen und Willenberg an; dann entſtanden 
ganze Beutnerdörfer, z. B. Aweyden, Peitſchendorf, Maranſen, Jedwabno, 

3) Ein Keiteltahn ift ein Boot zur Fiſcherei mit dem Keitel, einem aus Hanf ge- 
fertigten trichterförmigen Netz ohne Flügel, das hinter dem Fahrzeug hergeſchleppt 
wird (vgl. Friſchbier I S. 353). 

2) 1467 verſchrieb Heinrich Reuß von Plauen den Wirten bei der Bitte Kahlholz 
16 „Gärten“ zu Kölmiſchen Rechten. 

3) Toeppen, Geſch. Maſurens S. 130ff. 

4) Näheres über Veutnerrecht und mittelalterliche Vienenzucht in Ztſchr. d. hiſt 
Ver. Marienwerder Heft 23 und Erml. Zeitſchr. 1887. 
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Napiwodda und Parwolken, alle in der maſuriſchen „Wildnis“ gelegen ). 
Oft ſaßen die Beutner verſtreut unter den Domänenbauern; auch au 
Kölmer und Freie war zuweilen das Beutnerrecht übertragen worden. 

In ſpäterer Zeit wurde der Honig in den Waldbeuten jährlich einmal 
mit den herzoglichen Beamten um die Hälfte gebrochen. Die Ambts⸗ 
Artikel von 16422) enthielten über das dabei zu beobachtende Verfahren 
ſehr genaue Anweiſungen. Aber die einſt jo ſchwungvoll betriebene Wald- 
bienenzucht?) ließ in der Folgezeit, der ſachgemäßeren Forſtwirtſchaft 
wegen, merklich nach. Dafür bemühten ſich die Behörden, der Bienenzucht 
in den Amtsdörfern mehr Eingang zu verſchaffen. Die Flecken, Dorf, und 
Ackerordnung von 1702 verpflichtete jeden Bauer zur Bienenhaltung, 
„weilen das Bienen halten ein nützlich Ding und hierzu dieſe Lande ſehr 
bequem ſeind“. Schulzen und Schöppen ſollten darauf achten, daß beim 
Vollbauer die vorgeſchriebenen vier, beim Halbbauer zwei Stöcke vor- 
handen waren; Nachläſſige wurden für jeden fehlenden Stock mit 1 Groſchen 
Strafe geahndet). Die eben erwähnten Amtsartikel ordneten bereits an, 
daß die Bienenwirtſchaft mehr in die Gärten verlegt werden müßte: „Und 
weil der Heyden und Wälde wenig, der Dörfer aber Gottlob immer mehr 
werden, ſoll man die Leute dazu anhalten, daß ſie Bienen⸗Garten anlegen 
und ſonderlich darauf ſehen, damit die Beuten, ſo ohne das auf den ge⸗ 
raumeten Aeckern umbkommen, in die Garten gebracht werden.“ 

Die Biener unterſtanden im 17. Jahrhundert ebenſowenig wie die 
Schatulleinſaſſen der Botmäßigkeit der Amter und blieben deswegen auch 
von Kontribution und Amtsſcharwerk befreit. Ihren Gerichtsſtand hatten 
fie bei der kurfürstlichen Forſtbehörde ). 

Einen Blick in die Beſitz- und Wirtſchaftsverhältniſſe der Beutner⸗ 
bauern am Ende des 18. Jahrhunderts geſtatten die Ausführungen des 
Domänenpächters zu Oſterode aus dem Jahre 1777; „Die Beutner ſind 
zum Teil Eigentümer, welche ſchon von Zeiten des Ordens Kölmiſche 
Privilegia über gewiſſe Huben erhalten haben unter der Verpflichtung, 
auf die Waldbienen in den herrſchaftlichen Heyden Acht zu haben, ſelbige 
zu warten, auch nach Befinden neue Beuten zu machen und ſowohl Honig 
als Wachs für einen feſtgeſetzten Preis abzuliefern, zum Teil find ſelbige 
in den Gegenden, wo Waldbeuten vorhanden, angeſetzt. Bei der General- 
Verpachtung de anno 1724—25 find ihre Huben auf einen gewiſſen Zins 
geſetzt und ein jeder damit nach der Qualität feines Landes teils zur Ron- 
tribution, teils zum Domänenzinſe geſchlagen. Der Waldhonigzins ift auf 


1) Toeppen, Geſchichte des Amts Hohenstein S. 6. 
) Grube C. C. Pr. II S. aan ` ) Bod, Naturgeſchichte V S. 201. 
J Grube, C. C. Pr. III S. 441. ) Breyſig, Urt. u. Att. XVI S. 467. 
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jeden Biener oder Beutner mit 6 RH. 60 Gr. jährlich feſtgeſetzt, den dier 
ſelben nach dem Ertrage an das Amt zahlen. Gegenwärtig ſtehet nach den 
Königl. Verordnungen keinem Beutner frey, neue Beuten im Walde anzu- 
legen, ſondern dieſelben ſind ſchuldig, ihre jungen Waldbienen ſo viel als 
möglich an die Häuſer zu ziehen, zumahlen es die Erfahrung gelehret hat, 
daß durch die Waldbienenanlagen verſchiedene Unordnungen ſelbſt mit 
Gefahr der Königl. Waldungen entſtehen Können, der Nutzen aus der 
Bienenzucht auch ungleich ſtärker ift, wenn ſolcher bey den Häuſern gehörig 
abgewartet werden kann“). 

Die Bewohner der Beutnerdörfer lagen neben der Bienenzucht auch 
dem Ackerbau ob und befanden ſich deshalb im Verhältnis zu andern länd⸗ 
lichen Bevölkerungsklaſſen in recht guten Vermögensumſtänden. Zu ihren 
Höfen gehörten 1 bis 2% Hufen Land, in den meiſten Fällen als Laßbeſitz, 
manchmal auch zu kölmiſchen oder erbfreien Rechten. 

Im Amte Allenſtein ſaßen 1777 noch 17 Beutnerwirte mit zuſammen 
41 Hufen Land, 5 von ihnen mit königl. Beſatz verſehen. Sie leiſteten nur 
Zins, Fourage und Marſchfuhren. Den 54 Beutnern im Amte Ortelsburg 
gehörten ihre Hufen eigentümlich, ſie wurden zu den Erbfreien gerechnet. 
Sie hatten keinen Beſatz empfangen, leiſteten aber jährlich 4 Tage Schar⸗ 
werk, auch Burg-, Mühlen-, Vorſpann⸗ und Jagddienſte. Im Amte Mens- 
guth wurden 7 Bienenwirte mit 8 Hufen Landbeſitz genannt. Recht an- 
ſehnliche Beutnerdörfer lagen inmitten der Johannisburger Heide; Aweyden 
z. B. umfaßte 60 Hufen mit 30 Wirten). 


§ 16. Die Koloniebauern. 


Durch die große Pejt und die Hungersnöte waren einem amtlichen. 
Bericht zufolge in Oſtpreußen 10834 Bauernhöfe wüſt geworden, die 
meiſten in den rein litauiſchen Hauptämtern ); aber auch Maſuren hatte 
ſchwer gelitten). Um die großen Lücken auszufüllen, begannen bereits 
1710 die Maßnahmen zur Wiederbevölkerung jener Gegenden. Mehrere 
Jahrzehnte gehörte die Koloniſationstätigkeit zu den vornehmſten Auf- 
gaben der preußiſchen Staatsverwaltung. Durch günſtige Bedingungen 
angelockt, kamen die Anſiedler aus den verſchiedenſten Teilen Deutſchlands 

1) Geh. StA, Qualität d. Einſaſſen. 

a) Pr. Prov. Bl. 1853. „Alte Nachrichten vom Amt Sehiften“ S. 264. 

2) Auf die 4 Hauptämter Inſterburg, Ragnit, Tilſit und Memel entfielen nach 
Stalweit 8411 wüſte Bauernſtellen, auf die unmittelbar weſtlich fih anſchließenden 
Amter Kukerneeſe, Labiau und Taplacken 590, auf die 7 maſuriſchen Amter Angerburg, 
Sperling, Dlepto, Polommen, Lyt, öpen und Rhein 1632, während in allen deutſchen 
Amtern zuſammen nur 201 Höfe verwaiſt ſtanden. 

4) Toeppen, Geſch. Maſurens S. 295. 
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nach Litauen, vornehmlich Schweizer, Pfälzer, Naſſauer und am zahl- 
reichſten die Salzburger. Nach manchen Mißerfolgen wurde das große 
Werk ſchließlich erfolgreich zu Ende gebracht. 

Die erſten Anſiedler ſollten mancherlei Vorrechte genießen, beſonders 
die Schweizer). Man hatte fie aus der Verwaltung der Domänen ganz 
herausgelöſt und einem eigenen Inſpektor unterſtellt; ſie genoſſen auch 
inſofern einen Vorzug den andern Domänenbauern gegenüber, als ſie 
einen geringeren Zins zahlten und von Entrichtung des Servisgeldes ganz 
verſchont blieben ). Die Sonderſtellung aber wurde ihnen bald genommen); 
mit der rund 420 Familien ſtarken Schweizer⸗Kolonie ſchloß die Kammer 
am 12. April 1729 einen vom Könige beſtätigten Vertrag, der ihre recht⸗ 
lichen Beziehungen einheitlich für alle Mitglieder der Kolonie regelte. 

Von den Salzburgern ſollen etwa 12000 nach Oſtpreußen gekommen 
ſein. Unter dieſen gelangten 237 Familien durch Kauf in den eigentümlichen 
Beſitz von Grundſtücken, 862 nahmen königliche Bauernhöfe an, 105 Familien 
ſetzten ſich als Gärtner und Hofleute auf Domänenvorwerke, und der Reſt 
blieb im Tagelöhner- und Dienſtbotenverhältnis. Sie ſaßen wie die andern 
Koloniſten über viele Amter verftreut‘), bewahrten aber doch eine gewiſſe 
Zuſammengehörigkeit: ſie wählten ihre eigenen Schulzen, hatten beſondere 
Gotteshäuſer und in Gumbinnen ein eigenes Hoſpitale). 

Mit den Pfälzern und Naſſauern wurden 1733 und mit den Salz- 
burgern 1736 ſogenannte Sozietätskontrakte abgeſchloſſen. Deren weſent⸗ 
lichſte Beſtimmungen waren dieſe: Jede der drei Kolonien (Schweizer, 
Pfälzer⸗Naſſauer und Salzburger) bildete eine Körperſchaft, die gemeinſam 
für die Verbindlichkeiten der einzelnen Mitglieder haften mußte. Der 
auf einem königlichen Bauernerbe ſitzende Koloniſt hatte für das ihm zur 
Nutzung überlaſſene Grundſtück einen jährlichen Zins zu entrichten, genoß 
Befreiung vom bäuerlichen Scharwerk, ſollte aber jährlich eine vierſpännige 
oder zwei zweiſpännige Poſtfuhren ſtellen, Burgdienſte verrichten und bei 
Anweſenheit des Königs Vorſpannpferde geben. Die den Mitgliedern 
der Kolonie zugewieſenen Höfe durften nicht an Fremde vergeben werden; 
die Kolonie übernahm die Beſetzung erledigter Koloniſtenhöfe und konnte 
liederliche Wirte ihres Erbes entſetzen und tüchtige an deren Stelle ſetzen. 


1) Altpr. Mon. Bd. 46 S. 457 u. Bd. 47 S. 619. Nachdem bereits 1710 aus 
Neufchatel 34 Familien eingewandert waren, kamen in den Jahren 1712—13 noch 
248 und 1719 21 Familien hinzu. 

1) Vgl. Skalweit a. a. O. S. 262ff. ) Act. Bor. Briefe S. 200f. 

4) In adligen Gütern hatten fih nur ſehr wenig Salzburger anſäſſig gemacht. 
Nach Göcking, Geſchichte der Salzburger II S. 230 ließen Dé 54 Perſonen unter dem 
Adel nieder, davon 18 in Capuſtigall und 30 in Beynuhnen. 

) Behaim⸗Schwarzbach, Koloniſationswerk in Litauen S. 232ff. 
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Bei Unglücksfällen ſollte ihnen Erlaß der Zinſen und freies Bauholz ge⸗ 
währt werden. Der geſamten Anſiedlergenoſſenſchaft wurde eine beſtimmte 
Anzahl Schulzen und Alteſten bewilligt, die Polizei zu handhaben und über 
das Wohl der Kolonie zu wachen. Noch 1779 führte ein Verzeichnis der 
Schulzen in Oſtpreußen und Litauen 23 Salzburger, 18 Schweizer⸗ und 
4 andere Kolonieſchulzen auf. 

Über das Beſitzrecht der Koloniebauern herrſchte in ſpäterer Zeit 
Meinungsverſchiedenheit. Nach Anſicht der Gumbinner Kammer waren 
die Koloniſtenhöfe grundſätzlich nur als Laßbeſitz und folglich wie andere 
königliche Bauernſtellen zu behandeln. Die Anſiedler dagegen ſahen Do 
als Cigentümer oder wenigſtens als Erbzinsleute an; fie weigerten fih 
deshalb im Jahre 1808, auf ihre alten Sozietätsverträge hinweiſend, die 
Bedingungen der Eigentumsverleihung anzunehmen. Die Verträge ent- 
hielten keinerlei Beſtimmungen, die den Schluß auf Überlafjung der 
Koloniſtenſtellen zu Eigentum oder Erbzinsrechten rechtfertigten, und allein 
aus dem Umſtande, daß die Koloniſten ihre Grundſtücke verſchulden und 
verkaufen konnten, durfte kaum eine Folgerung in jenem Sinne gezogen 
werden). Er bedeutete nur eine zugunſten der Annehmer getroffene 
ausnahmsweise Abänderung der ſonſt für Laßbeſitzer geltenden Grundſätze. 
Für die Richtigkeit der von der Kammer vertretenen Anſicht ſprach auch 
der Brauch, daß den Koloniebauern bei Antritt der Beſitzung die foge- 
nannten Annehmungsbriefe ausgehändigt wurden, wie das bei Übernahme 
von Laßbeſitzſtellen allgemein üblich war. 

Die Koloniſten hatten in ihren Verträgen Befreiung vom bäuerlichen 
Scharwerk zugeſichert erhalten. Trotzdem verſuchten hier und da die 
Domänenpächter, fie zu allerhand Dienſten heranzuziehen. Das geſchah 
beſonders mit denjenigen Anſiedlern, die ſich keinem der großen Verbände 
angeſchloſſen hatten. 1772 beſchwerten ſich Fränkiſche, Ansbachiſche und 
Naſſauer Koloniſten, daß man ſie ſeit 1769 mit Dienſten bedrücke ). Die 
ſich weigernden Koloniſten ſeien kreuzweis geſchloſſen nach Gumbinnen 
weggeſchafft, dort im Stockhauſe bei Waſſer und Brot gehalten und ſchließ⸗ 
lich nach Königsberg ins Zuchthaus gebracht worden. Die Dörfer aber 
hätte der Amtmann mit Exekution belegt. Die Unterſuchung ergab, daß 
es ſich um Heranziehung der Koloniebauern zum Fällen und Flößen des 
Holzes in den polniſchen Wäldern gehandelt hatte. Der König fand die 
Beſchwerden nicht ganz unberechtigt und erteilte der Kammer den Befehl, 
für Abhilfe der Mißſtände zu ſorgen. 


1) Genoſſen doch vereinzelt auch Hochzinfer dieje Vergünſtigung und galten doch 
nur als Laſſiten. 
3) K. St.- A. Reg. Gumb. Abt. a. 
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Eine ähnliche Klage führten 1778 die Koloniſten des Amts Budupönen, 
anläßlich der Bereiſung der Domänenämter durch den Domänenrat Jür⸗ 
gas ). Sie ſollten in der 7—8 Meilen entfernten Naſſawiſchen Heide Holz 
ſchlagen und an die Abflößſtelle fahren und bekamen für das Achtel nur 
45 Groſchen an Schlaggeld und 1 tl. 15 Gr. an Abfuhrlohn. Ihnen wurde 
der Beſcheid, daß die Sache vorläufig auf fih beruhen bleiben müſſe, bis 
die Pachtzeit des Domänenbeamten abgelaufen fei; bei der Neuverpachtung 
würde für Entlaſtung geſorgt werden. 

Die Koloniebauern wohnten am dichteſten im mittleren Teile des 
Litauiſchen Kammerbezirks, beſonders um Gumbinnen und Stallupönen 
herum. Dort gab es auch eine kleine Zahl reiner Koloniſtendörfer; meiſtens 
aber ſaßen Scharwerks- und Koloniebauern in den Dörfern beiſammen !). 

Vereinzelt waren Salzburger und Naſſauer auch im Gebiet der Dft- 
preußiſchen Kammer angeſiedelt worden, z. B. in den Amtern Lappönen, 
Kragau, Dollſtädt, Oſterode, Raſtenburg und Mehlauken e). 

Die Größe der den Koloniebauern überlaſſenen Grundſtücke entſprach 
der der andern bäuerlichen Einſaſſen; ſie betrug in Litauen zwiſchen 50 
und 70 Morgen‘). Der den Koloniehöfen auferlegte Zins war etwas höher 
als der von den Scharwerksbauernhöfen gezahlte; die Spannung belief 
ſich auf 2 bis 3 Mil. für die Hufen). A 


1) Ebenda. 

) Zu Berſchullen im Amte Pliden ſaßen 15 Koloniebauern, zu Warszlegen int 
Amte Buplien 10 Schweizer, zu Kiaulkehmen im Amte Dingkauken ebenfalls 10 Schwei⸗ 
zer; dagegen wohnten zuſammen zu Waltertehmen im Amte Buylien 11 Kolonie⸗ 
bauern (7 Schweizer, 3 Pfälzer, 1 Salzburger) mit 9 Scharwerksbauern, zu Praszlauken 
14 Kolonie» (6 Schweizer, 4 Pfälzer, 2 Salzburger, 2 Naſſauer) und 20 Scharwerks⸗ 
bauern, zu Springen im Amte Szirgupönen 7 Kolonie- und 5 Scharwerksbauern. Vgl. 
auch Behaim- Schwarzbach a. a. O. S. 192. 

*) Im Amte Mehlauken wohnten 19 Salzburger mit 28 H. 18 Mg., die „jehr 
gut fortfommen und fo ordentlich wirtſchaften, daß fie zu allen Zeiten das befte Dien 
und gute Aderpferbe haben“. (Geh. St.-A. Qual. d. Einſ). Horn, Kulturbilder S. 90f. 
iert aber, wenn er 198 Salzburgerſamiljen nach Balzeriſchlen und Grünhain verlegt, 

) Zu Guddaſchen im Amte Szirgupönen beſaßen die 13 Koloniebauern 558 Mg. 
Land, die 15 zu Verſchullen 801 Mg., die 10 zu Warszlegen 556 Mg. Vgl. auch Sieg- 
fried Maire, „Art und Keoſten litauiſcher Koloniſtenanſiedlungen“, Altpr. Mon. 47 
S. 628; „Den Anſiedlern wurde faft durchgehends eine Hufe Ackerland, gewöhnlich ein 
wustes Bauernerbe in dem betreffenden Orte, wo fie angejept waren, überwieſen. 

Y Zu Bibehlen im Amte Plicken zahlte jeder der 11 Koloniebauern von der Hufe 
17 Rtl. 21 Gr. 10 Pf., der Scharwerksbauer aber nur 14 Rtl. Zu Prusziſchken im 
Amte Szirgupönen beſaß jeder der 16 Kolonie- und 3 Scharwerksbauern 82 Morgen 
Land; jene entrichteten 21 Rtl. 60 Gr., diefe nur 20 RN. Zins. 
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$ 17. Die Koſſäten. 


Der Ausdruck „Koſſäte“ umſchließt keinen völlig eindeutigen und klaren 
Begriff. Er entſtammt nach Grimm!) dem Niederdeutſchen; Koſſäte oder 
Kotſaß hängt zuſammen mit Kötter und bedeutet den Bewohner und Fn- 
haber einer Rote oder Kate ). Am häufigſten fet die Bezeichnung in Bran- 
denburg und Schleſien im Gebrauch. Ziele Erklärung beſchränkt ſich gäng- 
lich auf die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte und weiſt den Koſſäten in die 
Reihe der kleinſten ländlichen Stellenbeſitzer. 

Für uns kommt hier vornehmlich die Klarlegung der beſitzrechtlichen 
Beziehungen in Frage. Georg Friedrich Knapp behandelt dieſe ebenfalls 
nebenſächlich s); er beleuchtet außer den wirtſchaftlichen Verhältniſſen be- 
ſonders ausführlich die Stellung des Koſſäten innerhalb der Dorfgemeinde. 
Nach ihm war die Koſſätenwirtſchaft in der Regel kleiner als die der eigent- 
lichen Bauern, ja ermangelte öfter ſogar des Spannviehs. Aber nicht die 
Spannviehhaltung und Größe des Landbeſitzes waren entſcheidend, ſondern 
allein der Umſtand, daß das Koſſätenland nicht in der bäuerlichen Flur lag. 
Es befand ſich entweder nahe am Dorfe in den Wurthen oder in einem 
beiſeitliegenden für die Aufteilung der Aderlofe nicht verwendbaren Zwickel⸗ 
ftüd oder endlich auf ehemaligem Gemeindelande, „jedenfalls lag es auper- 
halb des flurlich benutzten Bodens“. Der Koſſäte hatte alfo an den mit 
der Flurverfaſſung zuſammenhängenden Gemeindeangelegenheiten keinen 
Anteil und ſtand außerhalb der vollberechtigten Dorfgenoſſen. Daraus 
erklärte ſich das geringe Anſehen der Koſſäten. Doch ſtellt Knapp dem 
Koſſäten ausdrücklich die noch geringeren Häusler, Kätner und Büdner 
gegenüber; er weiſt ihm ſomit eine Mittelſtellung zwiſchen dem eigentlichen 
Bauer und dem Katenbeſitzer ohne Land zu. 

Wenn Knapp auch nicht im beſonderen die Beſitzrechte der Koſſäten 
erörtert hat, ſo laſſen ſeine Ausführungen doch darüber keinen Zweifel 
aufkommen, daß er nicht nur die ſpannfähigen, ſondern auch die ſpannloſen 
in Bauſch und Bogen ihrem Beſitzrechte nach den laſſitiſchen Bauern gleich- 
ſtellt. Fortwährend ſtehen in ſeinem Buche ſpannfähige und nicht ſpann⸗ 
fähige Laffiten gegenüber), ohne daß er in jedem Falle darüber Klarheit 
verſchafft hätte, ob alle die kleinen ländlichen Anweſen für Laßbeſitz ange⸗ 

3) Deutſches Wörterbuch V Sp. 1898. 

) In gleicher Weiſe nennt Friſchbier einen Koſſäten, Koſſaten, Häusler den 
Bewohner einer Rote oder. Kate. 

) Bauernbefreiung I S. 12ff. 

F = 3. B. Bd. I S. 20, 21, 49, 74, 100, 185, 193, 205, 210, 211, 213ff.; Bd. II 
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Tprochen werden durften). Wieweit feine Darſtellung für die mittleren 
Provinzen des Preußiſchen Staates zutraf, muß dahingeſtellt bleiben, in 
Oſtpreußen lagen die Verhältniſſe aber weſentlich anders. 

In unſerer Provinz kannte man den Ausdruck „Koſſäte“ im 17. Jahr- 
hundert überhaupt nicht). Im zweiten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts 
brachten ihn die märkiſchen Beamten hierher. Er fand zwar im Behörden- 
verkehr vielfach Verwendung, bürgerte ſich aber in der Umgangsſprache 
nicht ein. Die die Wiederherſtellungsarbeiten in Litauen betreffenden 
Akten geben verſchiedentlich Nachricht über die Anſetzung von Koſſäten in 
den Bauerndörferne). Behaim⸗Schwarzbachh und Skalweit berichten 
von der Erbauung zahlreicher Koſſätenhöfe für die in Litauen ſich ſeßhaft 
machenden Koloniſten. Doch welch himmelweiter Unterſchied zwiſchen 
Delen „Koſſäten“ und den von Knapp gezeichneten Kleinwirten. Behaim ⸗ 
Schwarzbach vermittelt uns in einer Tabelle die von Görne für 1725/26 
in Ausſicht genommenen Neuanlagen und darunter die Größe von 92 
Koſſätenſtellen. Unter dieſen „Koſſäten“ beſaßen drei 25 bis 26 Morgen 
in oletzkoiſchem Maß, alfo faſt eine Hufe; 46 erhielten zwiſchen 20 und 24 

orgen, waren aljo Dreiviertelhüfner, 40 hatten 15 bis 19 Morgen, alfo 
halbe Hufen und darüber, und nur bei dreien ſtellte ſich der Beſitz geringer 
als eine halbe Hufe. Was folgt hieraus? Einmal die unbeſtreitbare Tatſache, 
daß all diefe Wirte ſpaunfühig waren; denn die Ländereien umfaßten ſelbſt 
bei dem kleinſten der erwähnten Höfe noch 18½ Magdebg. Morgen. Un- 
zutreffend war für dieſe „Koſſäten“ ferner das Kennzeichen, „daß ſie nicht 
Mitglieder der Dorfgemeinde waren und ihre Acker außerhalb der Dorfflur 
lagen“). Die herangezogenen Flurkarten der neu eingerichteten Dörfer®) 
verzeichneten ebenfalls die „Koſſäten“; aber ihre meiſt recht anſehnlichen 
Ländereien lagen beinahe ausnahmslos in der Flur, mitten zwiſchen den 
Lojen der Bauern. Ein Ausſchalten des „Koſſäten“ von den gemeinſamen 
Dorf- und Flurangelegenheiten war deshalb nicht gut möglich. 

Wie ift es denn zu erklären, daß dieje Wirte mit dem Namen „Koſſäten“ 
belegt wurden? In Preußen waren bei der erſten Koloniſation die bäuer⸗ 
lichen Stellen reich, zum Teil überreich mit Land ausgeſtattet worden. 
Der Zweihufenbeſit ftellte ſozuſagen das Normalmaß eines vollwertigen 

1) Nur Bd. 1 S. 211 hebt er von den Freigärtnern Niederſchleſiens hervor, daß 
Tie faſt durchweg Eigentümer geweſen feien. 

In Breyſigs Urt. u. Att. Bd. 15 u. 16 ift von Kofjäten überhaupt nicht die Rede. 

) Vgl. Skalweit a. a. O. S. 185f. 

d Koloniſationswerk S. 29f. 

*) Skalweit hat die Knappſche Begriffsbeſtimmung auch auf Oſtpreußen ane 
Jewendet. 

©) Es wurden bei 55 litauiſchen Dörfern Koſſätenſtücke auf der Flur verzeichnet 
gefunden, 

Stein, Die (att, Berfaftung Oftpreußens. Schr. d. nP- f. ORD. B. Ga 8 
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Bauernhofes dar. Einhüfner galten als armſelig und wurden in manchem 
Bezirken nicht recht für voll angeſehen. Bei den Neuvermeſſungen der 
litauiſchen Dörfer kam es öfter vor, daß die anbaufähige Flur fiğ nicht 
reſtlos in volle Hufen aufteilen ließ, und da grundſätzlich nur reines Säe⸗ 
land zur Verteilung gelangen ſollte, ſo half man ſich damit, neben den 
Vollhüfnern auch Bauernſtellen zu begründen, denen am vollen Hufenmaß 
ein kleines oder großes Stück abging. Dieſe Wirte erhielten die Bezeichnung 
„Koſſäkten“, wodurch der Mangel am vollen Hufenbeſitz ausgedrückt wurde, 
obgleich die Merkmale der eigentlichen Koſſäten auf fie nicht zutrafen. 
Sehr bald aber muß die Mehrzahl der beim „Retabliſſement Litauens“ 
geſchaffenen Koſſätenhöfe eine Veränderung erfahren haben, indem fie 
durch weitere Urbarmachung auf die Beſitzgrößen der Vollbauern gebracht 
wurden. Geben ſchon aus der Mitte des Jahrhunderts ſtammende Ver⸗ 
zeichniſſe“) dafür verſchiedene Beweiſe, jo laffen die zahlreich erhaltenen 
Tabellen vom Ende des Jahrhunderts und namentlich von der Eigentums⸗ 
verleihung nach 1808 daran keinen Zweifel. Die ſüdlich der Memel ge- 
legenen Bezirke Litauens tiefen ums Jahr 1800 eine erſtaunliche Gleich- 
mäßigkeit der Beſitzgrößen auf. Die meiſten Ortſchaften beſtanden aus 
Einhüfnern; daneben gab es wohl auch einzelne Dreiviertel- und Halb- 
Hüfner, die aber hinſichtlich der Rechte und Pflichten den Vollhüfnern 
durchweg gleichgeſtellt waren. Andere Verhältniſſe beſtanden in der Tilſiter 
Niederung und den angrenzenden übermemelſchen Amtern. Hier überwog 
der Halbhufenbeſitz, und daneben gab es noch zahlreiche kleinere Stellen. 
Mit dem aus völlig anders geſtalteten beſitzrechtlichen Verhältniſſen 
hereingebrachten Begriff „Koſſäte“ konnten ſich die preußiſchen Beamten 
anſcheinend nie recht abfinden ?). Sie gebrauchten ihn in oft ſehr wiber- 
ſprechender Weiſe, und manche zählten ſchließlich alle kleinen Grundbeſitzer 
den Koſſäten zu, ohne die näheren beſitzrechtlichen Merkmale weiter zu 
beachten. Ein Beiſpiel dafür bietet die unten folgende Tabelle der „Ruſtical⸗ 
ſtellen“ Oſtpreußens aus dem Jahre 1798. Bei den litauiſchen Amtern 
ſind dabei ganze und halbe Bauern, ganze und halbe Koſſäten und Kätner 
auseinandergehalten. Nach welchen Grundsätzen die Trennung ganzer 
und halber Koſſäten vorgenommen wurde, iſt nicht recht verſtändlich. Daß 
aber für die einzelnen Domänenbeamten bei Einreihung der kleinen Be⸗ 
ſitzungen keineswegs einheitliche Geſichtspunkte maßgebend geweſen ſind, 
lehrt die Tabelle ſehr deutlich. Das Amt Heydekrug nennt beiſpielsweiſe 


3) 8. B. die Präſt. Tab. des Amts Georgenburg 1746—47. 
7) Recht ergötzlich it das Verfahren eines preußiſchen Kartenzeichners, der den 
ihm offenbar unverftändlichen Ausdruck auf der Flurkarte von Augskallen im Amte 
Georgenburg mehrmals in „Coshirt“ verwandelt. (Coshirt in Mafuren ſo viel alë 


Hiegenfirt). 
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349 Koſſäten und keine Kütner, das nördlich angrenzende Prökuls mit 
ganz gleichartigen Beſitzverhältniſſen garkeine Koſſäten, aber dafür 53 
Kätner, und das ſüdlich angrenzende Ruß hat ſowohl 141 Koſſäten als auch 
260 Kätner. Der Beamte von Ruß hat die Fiſcherwirte in den Dörfern 
Minge, Karkeln, Ackminge, Pokalna, Skirwieth und Warruß den Koſſäten 
zugerechnet; im Amte Heydekrug find außer den Heinften Bauern auch die 
Eigenkätner') in die Klaſſe der Koſſäten gekommen. Für den geſamten 
litauiſchen Kammerbezirk verzeichnet die Tabelle 920 ganze und 204 halbe, 
zuſammen alſo 1124 Koſſätenſtellen. Davon entfallen auf die 8 Amter 
Ballgarden, Baubeln, Heinrichswalde, Heydekrug, Kulerneeſe, Linkuhnen, 
Ruß und Winge allein 922, das ſind mehr als vier Fünftel der Geſamtzahlz 
für die übrigen 56 mter Litauens bleiben nur 202 Koſſätenſtellen übrig. 
Angenommen, für diefe alle wären die von Knapp beſchriebenen Merkmale 
tatfächlich zutreffend geweſen, jo würde damit zugleich aufs augenfülligſte 
beftätigt fein, wie nebenſächlich für die Beſitzverfaſſung Litauens die eigent- 
lichen Koſſäten geweſen ſind. 

Die Oſtpreußiſche Kammer erwähnt in ihrer Zuſammenſtellung den 
Ausdruck Koſſäte überhaupt nicht. Die im letzten Drittel des Jahrhunderts 
in beiden Kammerbezirken jo zahlreich entſtehenden Ab- und Neubauten 
auf Übermaßländereien und Forſtabſchnitten, die ſehr oft weniger als 
¼ Hufe umfaßten, konnten in beſitzrechtlichem Sinne nicht als Koſſäten⸗ 
Höfe gelten, da fie eigentümlich oder zu Erbzins⸗ bzw. Erbfreirechten ver- 
geben wurden. Die Koſſäten im Sinne Knapps aber müſſen wie die 
Domänenbauern als Laſſiten angeſehen werden. 

Ganz abzuweiſen ift ſchließlich die Anſchauung, als ob die in Dft- 
preußen und Litauen zahlreich vorhandenen Gärtner den Koſſäten in 
anderen Teilen des Preußiſchen Staates gleichgeſtellt werden könnten. 
Wenn das tatſächlich in einem Erlaß Friedrich Wilhelms I. geſchehen ), 
ſo bleibt es doch immerhin zweifelhaft, ob die Bezeichnung Gärtner ſich 
auch wirklich auf die in Gütern und Domänen beſchäftigten Lohngärtner 
beziehen ſollte und nicht etwa auf die anfangs allgemein als Gärtner be- 
zeichneten Eigenkätner. Meinte der Erlaß aber wirklich die Lohngärtner, 
To bewieſe das nur, daß der Verfaſſer über die Beziehungen dieſer ländlichen 
Bevölkerungsklaſſe nicht genügend unterrichtet war. Die oſtpreußiſchen 
Gärtner bildeten eine Gruppe der ländlichen Arbeiter und erhielten die 
wenigen Morgen Land lediglich als Vergütung für die von ihnen geleiſtete 
Arbeite). Wenn Plehn ſie als „ländliche Kleinwirte“ bezeichnet, ſo kann 


Ae Tod der Aslfngstabeife 1808 Befanben fi) im ate Heydekrug 51 Eigen⸗ 
tner, 
) Plehn, Forſch. Bd. 18 S. 65. 
3) Dieſe Gärtner find unten S. 314ff. genauer behandelt. 
s 
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das nur in wirtſchaftlicher Hinficht gelten; fie waren weiter nichts als vers 
tragsmäßig angenommene Dienſtfamilien, keineswegs aber bäuerliche 
Stellenbeſitzer. 

Den eigentlichen Koſſäten ſtanden in gewiſſem Sinne die im Gebiet 
der Oſtpreußiſchen Kammer vereinzelt vorkommenden Kaufgärtner und die 
Groß- und Kleingärtner des Ermlandes nahe. Da fie aber zumeiſt als 
Eigentümer ihrer Stellen bezeichnet wurden, ſollen ſie unten beim Abſchnitt 
„Eigenkätner“ ) näher betrachtet werden. 


B. Die übrigen abgeleiteten Beſitzrechte. 


Die Darſtellung beſchränkte fich) bisher auf den von der Landesherrſchaft 
ausgegebenen Laßbeſitz; er zeigte eine gewaltige Ausdehnung, und ihm 
kam deshalb auch die größte Bedeutung zu. Es gab daneben noch ver⸗ 
ſchiedene Formen des von ſtaatlicher Grundherrſchaft abgeleiteten Beſitzes, 
die fih zwar nicht jo maſſenhaft wie der bäuerliche Laßbeſitz vorfanden, 
aber doch ihrer eigenartigen rechtlichen Merkmale wegen Beachtung be⸗ 
anſpruchen. Es wird dabei unterſchieden werden zwiſchen zeitlich verein⸗ 
barten und erblichen Beſitzrechten. Der erſten Gruppe gehören zu: die reine 
Zeitpacht, die Zeitemphyteuſis und die Gratialgüter des Ermlandes; zur 
zweiten Gruppe ſind Erbszins und Erbpacht zu rechnen. 


$ 18. Zeitpachtungen. 

Bäuerliche Zeitpächter waren in den königlichen Amtern nur ver⸗ 
einzelt anzutreffen; die mit ihnen vereinbarten Kontrakte lauteten in der 
Regel auf 6 Jahre und ſtammten ausnahmslos aus den erſten Jahrzehnten 
des 18. Jahrhunderts; in den ſpäteren Zeiten wurden Zeitpachtgrundſtücke 
nicht mehr eingerichtet. Geſchloſſen in beträchtlicher Zahl ſaßen Zeitpächter 
nur in der Umgegend von Mohrungen, namentlich in den Dörfern Georgen⸗ 
thal, Hagenau, Hermenau, Himmelpfordt, Horn, Kahlau, Eckertsdorf, 
Krämersdorf, Locken, Moldſen und Wieſe. 1777 wurden im Amte Moh- 
rungen 224 Pachtzinsbauern gezählt. Über ihre beſitzrechtlichen Ver- 
hältniſſe berichtete der Amtmann: „Es beſitzen ſelbige die Höfe nicht Erb- 
und eigentümlich, können ſolche nicht verpfänden, veräußern, noch Schulden 
darauf kontrahieren, weshalb von dieſen Erben auch keine Hypothekenbücher 
geführet werden. Wenn dieſe Leute nicht gut wirtſchaften, werden ſie 
vom Erbe heruntergeſetzt und ein anderer tüchtiger Wirt daraufgeſetzt; 
dahingegen gehöret ihnen allen ohne Ausnahme der Beſatz an Pferden, 

1) Über Gigenfätner vgl. S. 168 ff. Wenn Skalweit a. a. O. S. 186 Anmerk. 
die Eigenkätner in Oſtpreußen als Koſſäten bezeichnet, ſo kann dem aus den dargelegten 
Gründen nicht beigepflichtet werden. 


a hl 


Vieh, Saat, fahrender Habe und Wirtſchaftsgerät eigentümlich und haben 
niemahlen etwas an Beſatz aus Königlicher Kaſſe erhalten. Sie haben weder 
Verſchreibungen noch Annehmungsbriefe, ſondern nur Pachtkontrakte.“ 

Auch mit den Einwohnern von Königsdorf im genannten Amte, denen 
fo lange eine Verſchreibung gefehlt hatte, war ein Pachtkontrakt geſchloſſen 
worden, der unter anderem feſtſetzte: „Es werden nehmlich der Dorfichaft 
Königsdorf die bishero als urbar genutzte 36 Huben von Trinitatis 1724 
bis Trinitatis 1734 auf zehn nach einander folgende Jahre mit allen ihren 

tern, Wieſen, Büſchern ... um und vor einen jährlichen Zins von 35 

Huben, pro Hube 10 Rthl., denn eine Hufe der Schulz zum Dienſt frey 
genießet, in Summa 350 Nihi., fage Dreyhundert fünfzig Rthl., den Rthl. 
zu 90 Groſchen Polniſch gerechnet, überlaſſen und ſollen von allen andern 
Krieges, und Domänen⸗Präſtandis befreyet ſeyn .. . es bleibet ihnen auch 
frey, ihre Häuſer und Gebäuder mit des Amtes Vorwiſſen an andere 
tüchtige Leuthe zu verkaufen“ ). 
Ahnliche Pachtverträge hatten die Einfaffen verſchiedener Ortſchaften 
in den Amtern Tapiau und Taplacken erhalten. Die Königl. Domänen⸗ 
Kommiffion vereinbarte im Jahre 1723 in dem Amtsdorfe Warnien mit 
2 „Halbfreien“, 3 Scharwerksbauern und einem Hochzinſer einen Kontrakt 
auf 6 Jahre. An Stelle aller bisherigen Leiſtungen an Geldabgaben, 
Roggenlieferung, Fourage-, Serviz- und Kontributionszahlungen ſollten 
fie fortan von der Hufe 13 Rtl. zahlen und von jedem Hofe jährlich 12 Spann⸗ 
und 18 Handdienſte bei Amts- oder Mühlenbauten leiſten. Vom Amte 
würden fie gleich andern Immediatuntertanen zu den Wohnhäuſern freies 
Bauholz erhalten, auch bei Unglücksfällen einen verhältnismäßigen Erlaß 
ihrer Zinsleiſtungen zu erwarten haben. 

Gegen das Ende des Jahrhunderts zeigte ſich das Beſitzrecht dieſer 
Pachtzinsbauern Dart verdunkelt; ihre Pachtkontrakte wurden nicht mehr 
erneuert, ſondern blieben zu den einmal getroffenen Bedingungen ſtill⸗ 
ſchweigend weiterbeſtehen. Zuweilen war für dieſe bäuerlichen Zeitpächter 
die Bezeichnung Emphyteuten gebräuchlich, jedoch mit Unrecht; ihre Kon⸗ 
tratte wichen ſowohl von den Bedingungen der ſogenannten Zeitemphy⸗ 
teufis als auch denen des Erbzinsrechtes gänzlich ab. Mitunter waren 
freilich Verträge für einen fo langen Zeitabschnitt vereinbart worden, daß 
ſie ſtark an die den Zeitemphyteuten gewährten Rechte erinnerten. 


$ 10. Zeitemphyteuſen. 
Eine höchſt eigenartige Beſitzform, die in der Mitte zwiſchen bloßer 
Zeitpacht und erblichem Beſitz ſtand, war die in Weſtpreußen ſehr ſtark 


) Geh. St.-A. Qual. der Einf. 
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verbreitete, in Oſtpreußen aber nur auf einige Gegenden beſchränkte Beit- 
emphyteuſis. Mehrere Wirte übernahmen die geſamte Feldmark eines 
Ortes mit der gemeinſchaftlichen Verpflichtung zur Erfüllung der getroffenen 
Übernahmebedingungen. Die Verleihung geſchah gegen Erlegung eines 
Erbſtandgeldes als Einkauf und die Zahlung eines beſtimmten Hufenzinſes. 
Der Vertrag wurde in der Regel auf 30 oder 40 Jahre abgeſchloſſen ); 
nach Ablauf dieſer Friſt mußte er erneuert und zugleich zum neuen Einkauf 
der doppelte Jahreszins als Erbſtandgeld gezahlt werden. Den Grund und 
Boden verteilten die Emphyteuten unter ſich. Jeder hatte an ſeiner Stelle 
innerhalb des vereinbarten Zeitabſchnittes ein erbliches Nutzungsrecht; er 
konnte ſie aber nur mit Einwilligung der Grundherrſchaft verkaufen, wobei 
10% des Kaufpreiſes als Laudemium gezahlt werden mußten. Dem Grund- 
herrn ſtand es frei, am Schluſſe des feſtgeſetzten Zeitraums den Vertrag 
aufzuheben und über die Grundſtücke anderweitig zu verfügen. In dieſem 
Falle erhielten die Emphyteuten eine Entſchädigung für die Gebäude, 
weil dieſe von ihnen bei Übernahme der Beſitzungen entweder bezahlt 
oder neu errichtet wurden. 

Die Zeitemphyteuſis fand in Oſtpreußen im zweiten Jahrzehnt des 
18. Jahrhunderts Eingang, zunächſt in den Amtern Kukerneeſe, Linkuhnen, 
Ballgarden und Heinrichswalde. Schon 1711 meldeten ſich bei dem Könige 
Friedrich I. einige aus der Schweiz gekommene Mennoniten, die ſich in 
Preußen niederzulaſſen wünſchten ). Der König befahl, den Zuzug dieſer 
Ankömmlinge auf jede Weiſe zu erleichtern. Für ihre Anſiedelung wurden 
die litauiſchen Niederungen vorgeſchlagen. Sie ſollten nicht zerſtreut, 
ſondern in nahe zuſammenliegenden Amtern angeſetzt werden. 1713/14 
wurde mit mehreren aus Weſtpreußen eingewanderten Mennoniten 
wegen Einräumung einiger Vorwerke und Scharwerksdörfer im Haupt⸗ 
amte Tilſit verhandelte). Man verſprach ihnen freie Religionsbetätigung, 
öffentlichen Gottesdienſt und Befreiung vom Militärdienſte); ſpäter aber 
machte Friedrich Wilhelm I. den Verſuch, fie gewaltſam zum Soldaten- 
ſtande heranzuziehen, und als fie ſich dem nicht fügten, erging der Befehl, 
daß die Mennoniten die Ländereien in der Tilſitſchen Niederung räumen 
und aus dem Lande ziehen ſollten. 1732 erſchien die gedruckte Verordnung, 
daß ſie binnen 3 Monaten das Land verlaſſen müßten, widrigenfalls ſie 
auf die Feſtung an die Karre kommen würden. An ihrer Stelle ſollten 


) Vereinzelt wurden auch andere Friſten vereinbart. 17 Wirte zu Klein⸗Friedrichs⸗ 
graben erhielten 1751 einen Kontrakt auf 22 Jahre, der 1773 auf weitere 6 Jahre er- 
neuert wurde. 

3) Erichton, Geſch. der Mennoniten S. 33 und Randt, Mennoniten S. 8, 

3) Randt a. a. O. S. 10f. 

Ebenda S. 12. 
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andere gute Chriften, die ſich nicht dem Militärdienſt zu entziehen ſuchten, 
angeſetzt werden ). 

W 1733 wurden die „Mennoniſten⸗Dörfer“ Neu⸗Sköpen, Bogdahnen und 
Jedwilleiten an andere eingewanderte Familien zu gleichen Rechten auz- 
getan. Das 16 Hufen große Neu-Stöpen übernahmen 9 Anſiedler gegen 
einen Zins von 40 Nil, für die kulmiſche Hufe auf 30 Jahre. Das Überein⸗ 
kommen wurde 1754 und 1784 erneuert gegen Erlegung eines Erbſtand⸗ 
geldes von 80 Ntl. für jede Hufe. Andere um diefe Zeit zu emphyteutiſchen 
echten vergebene Dörfer waren Alt⸗Sköpen, Killacken, Klein⸗Budwethen 
und Neuſorge im Amte Kukerneeſe. 

Friedrich II. hob 1740 die Verordnung ſeines Vaters wieder auf und 
geſtattete den Mennoniten von neuem die Niederlaſſung. 1758 bauten 
ſich 12 Mennonitenfamilien auf dem ehemaligen Vorwerk Plauſchwarren 
im Amte Ballgarden an. Sie erhielten einen Kontrakt auf 40 Jahre und 
verzinſten die Hufe oletzk. mit 42 Rtl. Die von ihnen im Laufe der 40 Jahre 
gezahlten Laudemiengelder betrugen durchſchnittlich jährlich 8 Rtl. 50 Gr. ). 

Am 29. März 1780 erteilte Friedrich II. allen in Oft- und Weſtpreußen 
anſäſſigen Mennoniten ein Gnadenprivilegium⸗), nach welchem fie gegen 
eine jährliche Beiſteuer von 5000 Rtl. zur Unterhaltung der Kadettenſchule 
in Culm Freiheit der Religion und Befreiung von der Anwerbung zuge- 
ſichert erhielten. Die Geſamtzahl der Mennoniten wurde damals zu 12603 
Seelen angegeben, wovon die Hauptmaſſe auf die Weichſelniederung ent- 
fiel. 1785 wohnten im Memeldelta 84 Mennonitenfamilien zu emphyteu 
tiſchen Rechten, und zwar außer in den bereits genannten Ortſchaften noch 
zu Brittanien, Pillwarren, Griegolienen, Oginniſchken und Kalwen “. 

Aus den angeführten Beiſpielen erſieht man, daß emphyteutiſche 
Kontrakte gerade mit Mennoniten am häufigſten abgeſchloſſen wurden. 
Das war durchaus kein Zufall: die Zeitemphyteuſis bot den Mennoniten 
eine möglichſt lange und ungeſtörte Nutznießung der übernommenen Lände⸗ 
reien; denn der eigentümliche Erwerb von Grundſtücken war ihnen wegen 
ihrer ablehnenden Haltung gegen den Kriegsdienſt nicht geſtattet. Das 
Oſtpreußiſche Provinzialrechte) ließ den Verkauf von Grundbeſitz an Men- 


Y Über die Ausweiſung ſiehe Randt a. a. O. S. 30—36. 

) Kerns Behauptung in Bd. 14 der Forſch. S. 182, daß in Oftpreufen keine 
Laudemien gezahlt wurden, außer von den geitemphyteuten, ift abzuweiſen. Es unter- 
lagen nicht nur zahlreiche Erbpachtsgrundſtüce, ſondern namentlich alle lölmiſchen 
Güter des Ermlandes der Laudemienzahlung. 

3) Gedruckt bei Bär, Weſtpr. II S. 385f. 

4) Crichton a. a. O. S. 33. 

Dep, Zuſatz 7. Es folgt dabei den Veſtimmungen des Edikts vom 30. Juli 
1789 (C. C. M. 1789 Nr. 46). 
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noniten nur unter zwei Bedingungen zu: 1. wenn der verkaufende Pro⸗ 
teſtant oder Katholik einen zum Unterhalt ſeiner Familie hinreichenden 
Teil des Grundſtückes behielt und dergeſtalt die alte kriegsdienſtfähige 
Familie angeſeſſen blieb, oder 2. wenn der ſehr Wort mit Schulden belaftete 
Verkäufer von dem Mennoniten ein jo hohes Kaufgeld erhielt, daß nady 
Abzahlung aller Schuldverbindlichkeiten dem Verkäufer noch die Möglichkeit 
blieb, ſich ein anderes notdürftiges Etabliſſement zu verſchaffen.“ 

Ebenſo blieb den Mennoniten der bäuerliche Laßbeſitz verſchloſſen. 
Das Oſtpr. Prov.⸗Recht enthielt darüber im Zuſatz 75 die Bejtimmung- 
„Einen Mennoniſten darf kein Gutsbeſitzer oder Domänenpächter ohne 
beſondere Konzeſſion des General-Direktorii bei 100 Thaler fiskaliſcher 
Strafe auf ein ſogenanntes Laß, Scharwerks⸗ oder ſolches Ruſtical⸗Gut 
anſetzen, welches dem Beſitzer nicht eigentümlich zuſteht.“ $ 3: „In Abſicht 
anderer unbeweglicher Grundstücke find die Mennoniſten keinen fortwähren⸗ 
den und beſtändigen, ſondern nur den Zeitpachtsbeſitz zu erwerben befugt.“ 
Die Zeitemphyteuſis galt aber auch als eine beſondere Form der Zeitpacht, 
weshalb von der litauiſchen Kammer die zu emphyteutiſchen Rechten 
ſitzenden Wirte meiſt als Zeitpächter, manchmal auch als Hochzinſer be⸗ 
zeichnet wurden). Es wurde hierauf bereits bei dem Abſchnitte von den 
Hochzinſern hingewieſen. Zur Kennzeichnung der unrichtigen Darſtellung 
der Kammer fei ein Abſchnitt aus der 1775 nach Berlin geſandten Muf- 
ftellung der verſchiedenen Beſitzrechte wiedergegeben. Es heißt da: „Die 
Hochzinſer ſind Leute, die ſich teils auf denen abgebauten Königl. Vor⸗ 
werken etabliret, teils wegen Befreiung vom Scharwerk einen hohen Bins 
per Hube zu zahlen übernommen, und finden ſich ſolche vorzüglich in der 
Niederung Tilſitſchen Diſtrikts. Dieſe haben wegen des Landes und zu be- 
zahlenden Zinſes Kontracte und Verſchreibungen, welche 30 Jahre dauern, 
und wenn ſelbige exipieivet, fo find fie alsdann verbunden, einen 
doppelten Zins zu bezahlen, nach welchem dann ein neuer SKontract 
wieder auf 30 Jahre mit ihnen errichtet wird.“ 

Die Zeitemphyteuten waren von bäuerlichem Scharwerk und allen 
ſonſtigen Dienſten befreit und hatten nur Fourage gegen bare Bezahlung 
zu liefern. Die Befreiung von den gewöhnlichen öffentlichen Laſten hing. 
damit zuſammen, daß die Emphyteuten ſich meiſtens auf ehemaligem 
Domänengrunde niedergelaſſen hatten, der von dinglichen Leiſtungen dem 
Staat gegenüber befreit blieb). 

Die Einwohner einiger Ortſchaften im Amte Pr. Holland in der Nähe 


1) Goldbeck bezeichnete die meiſten der von Zeitemphyteuten bewohnten Dörfer 
als Hochzinsdörfer. 
) Bgl. Haxthauſen a. a. O. S. 202. 
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des Drauſenſees erhielten bereits 1802 das unbeſchränkte Eigentum über 
ihre emphyteutiſchen Beſitzungen. In Kroſſen befanden fiğ 6 und in 
Napendorf 9 „Erbfreie“ mit je 4 kulmiſchen Hufen, die verbunden waren, 
alle 30 Jahre für den ferneren Beſitz der Höfe ein Erbſtandgeld zu erlegen. 
Nun erlangten fie gegen ein Einkaufsgeld von 100 Ntl. für die Hufe, Be- 
zahlung des Inventars mit 180 Rtl. und Erhöhung des Hufenzinſes um 
1 Ril. 24 Gr. den erblichen und eigentümlichen Beſitz ihrer Güter. Fortan 
zahlte jeder Vierhüfner jährlich 92 Ntl. 80 Gr. an das Amt). 


§ 20. Gratialgüter des Ermlandes. 


Als 1772 die neuen Landesteile der Preußiſchen Monarchie einverleibt 
wurden, machte es den Behörden nicht geringe Schwierigkeiten, die dort 
beſtehenden beſitzrechtlichen Verhältniſſe mit denen der alten Provinzen 
in Einklang zu bringen. Das galt beſonders von den ſogenannten Gratial⸗ 
gütern Weſtpreußens und des Ermlandes ?). Die polniſchen Könige und 
ermländiſchen Biſchöfe hatten einzelnen Perſonen aus beſonderer Gnade 
landesherrliche Grundftüde auf verſchieden befriſtete Zeit zur Nutznießung 
verliehen, nach deren Verlauf ſie wieder an den Verleiher zurückfallen 
ſollten. Durch Neffript vom 15. März 1774 war den Gratialgütern Weft- 
Preußens und des Netzediſtrikts die adlige Beſchaffenheit zuerkannt worden, 
ſoweit fie Untertanen und eigene Gerichtshalter beſaßen. Im Ermlande 
nahmen die Dinge einen andern Verlauf. Vom General- Direktorium 
wurde die Anſicht vertreten, daß die ermländiſchen Gratialgüter niemals 
adlige Rechte beſeſſen hätten und als bloße landesherrliche Domänengrund⸗ 
ftüde anzufehen feien. Sie umfaßten oft nur wenige Hufen, und ihre Ber 
figer wären meiſt Leute niederer Herkunft. Die Güter würden auch zur 
Fouragelieferung und zu Beiträgen für die Feſtungsbauten herangezogen. 
Das Reſkript könnte daher auf das Ermland keine Anwendung finden. 

Dieſer Auffaſſung widerſprach der Großkanzler von Fürft; er meinte, 
es möchten unter den Gratialiſten wohl auch adlige ſein, und es wäre eine 
Ungerechtigkeit, dieſen die Gerichtsbarkeit nicht zu erteilen. Um die nötige 
Klarheit in der Sache zu gewinnen, wurde die Königsberger Kammer ane 
gewieſen, ein Verzeichnis aller im Ermland vorhandenen Gratialgüter an⸗ 
zufertigen. 

Die 1779 eingeſandte Tabelle führte 41 Gratialgrundſtücke, 366 Hufen 
8 Morgen kulm. enthaltend, mit folgenden Größenverhältniſſen auf: 


3) Krug, Geſch. d. St. W. S. 202. 
) Bär, Weftpr, u. Friedr. d. Gr. II S. 177. 
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5 Grundſtücke umfaßten weniger als 1 Hufe, 


20 n D 1 bis 5 Hufen, 
9 „ „ 6 „ 18 „ 
N „ 18 „ 60 „ 


Die Dauer der Gratialzeit war verſchieden. In den meiften Fällen 
betrug ſie 30 Jahre, in einzelnen auch 20 oder 40 Jahre. 7 Güter waren 
auf Lebenszeit des Beſitzers ausgeliehen, einige für fo lange, bis die männ- 
liche Erbfolge in der Familie erloſch. Bei 5 Grundſtücken ſollte der Beſitz 
„ad tertiam vitam“, aljo auf 3 Geſchlechter, ausgedehnt werden. 

Die Behörden nahmen keinerlei Veränderungen an den rechtlichen 
Beziehungen der Gratialiſten vor. Nach Lage der Verhältniſſe mußten ja 
ſämtliche Gratialgüter nach und nach dem Staate anheimfallen. Manchmal 
erhielten die Beſitzer nach Ablauf der Gratialfriſt eine erbliche Verſchreibung; 
mehrere bisherige Gratialgüter wurden auf Erbpacht ausgetan. Einigen 
von adligen Perſonen beſeſſenen Gratialgütern verlieh der König die 
Jura feodalia; fie gehörten fortan zu den Rittergütern. Es waren 
u. a. die Güter Daumen, Lengneinen, Alt⸗Wartenburg, die von nun ab 
die volle Gerichtshoheit bekamen, während alle übrigen Gratialbeſitzer den 
Amtseinſaſſen gleichgeſtellt und der Gerichtsbarkeit der Domänenjuftiz- 
ämter zugewieſen wurden. Auch mußte von den Gratialgütern ein Do⸗ 
mänenzins, die ſogenannten Quartgelder, und eine erhebliche Kontribution 
gezahlt werden ). Bis zum Jahre 1802 hatte fih die Zahl der Gratialgüter 
im Ermlande auf 7 verminderte). 


§ 21. Erbzins⸗ und Erbpachtsgüter. 


1. Weit verbreiteter als die Zeitemphyteuſis war in Oſtpreußen die 
eigentliche Emphyteuſis oder das Erbzinsrecht. Als emphyteutlſcher Beſitz 
galten im 18. Jahrhundert mancherlei Formen des Grundbeſitzes. In der 
Regel bezeichneten die Rechtsverſtändigen damit die Erbzinsgüter; aber 
auch bloße Zeitpacht pflegte man mitunter dazu zu rechnen). 

Das verbeſſerte Landrecht von 1721 (II, Buch 4, Tit. 9) bezeichnete 
ein Erbzinsverhältnis als ein ſolches, bei dem „jemand ein liegendes Gut 
eine langwierige Zeit, auch wohl erblich zu bauen, zu beſäen, zu beſſern und 
davon zu genießen, einzuhaben und zu beſitzen, aufgetragen und übergeben 
wird: derogeſtalt, folange die beſtimmten Zinſer oder Penſion von ihm 


1) Engelbrecht a. a. O. S. 172. 

) Geh. St.-A., General-Dir. Oſtpr. u. Lit. Tit. 61 Nr. 1. 

) Haxthauſen a. a. O. S. 205ff. Wenn da ausgeführt wird, daß das Erbzins⸗ 
recht ſeltener verbreitet war als die Zeitemphyteuſe, fo ift dabei an Weſtpreußen gedacht. 
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gebührlich entrichtet wird, ſolches Gut von ihme oder denjenigen, fo ihme 
ſuccediren und nachfolgen, nicht abgefordert noch genommen werden möge“. 

Sobald der Erbzinsmann dem Erbverleiher oder Erbzinsherrn ) den 
vereinbarten Zins drei Jahre nicht entrichtete, ſollte letzterer das Gut „als 
verwirkt und ihm verfallen wiederum zu fih nehmen und den Erbzins⸗ 
mann davon zu ſtoßen, Fug und Macht haben“. Der Erbzinsmann hatte 
nicht das Recht, den Beſitz dem Herrn jederzeit nach Gefallen aufzuſagen, 
er hätte denn „ehehaftige rechtmäßige Urſachen“. 

Der Erbzinsmann mußte das Gut im ordentlichen Zuſtande erhalten 
und alle Reparaturen ſelbſt tragen; feine Pflicht ging dahin, „dasſelbe 
dermaßen zu erhalten, als wenn es fein eigen wäre“. In der Regel wurde 
im Erbzinsvertrage vereinbart, daß der Grundherr das nötige Bauholz 
zur Juſtandhaltung der Gebäude hergab. Das Erbzinsgut durfte nur mit 
Einwilligung des Erbverleihers verkauft werden. Dabei ſtand dieſem das 
Näherrecht zu; er konnte das Gut zum Gebot eines Fremden von dem 
Erbzinſer zurückkaufen. Das Vorkaufsrecht erloſch binnen 2 Monaten nach 
der dem Grundherrn gemachten Anſage. Bei Veräußerung an Fremde 
wurde in Ostpreußen nach alter Gewohnheit ein Laudemium von 10% 
an die Grundherrſchaft gezahlte). 

Auf Erbzins wurden mitunter gewerbliche Anweſen, wie landesherr⸗ 
liche Krüge, Mühlen und Schmieden, ausgetan, ſehr oft aber auch bäuerliche 
Ackergüter, beſonders in der Memelniederung, wo ſich überhaupt die mannig · 
fachſten Beſitzrechte auf kleinem Raume zuſammengedrängt vorfanden“). 

Die Einſaſſen des Amts Natangen, deffen Beamter kein Vorwerk zu 
bewirtſchaften Hatte, waren größtenteils Erbzinsbauern. Außer dieſen gab 
es im Amte nur noch Schatuller und Kölmer, aber keine laſſitiſchen Shar- 
werksbauern. 

Die am Nemonien und Kleinen Friedrichsgraben angelegte „Elbingſche 


Er 10 Vgl. die Beſtimmungen des Allg. SR. über das Erbzinsrecht I Tit. 18 8 683 
s 812. 
„ 9 Dftpe, Prov. Recht, Bujaş 70. Breyſig, Urt. u. Akt. 16 S. 565, 573, 585. 
Gegenüber dem Verſuch der Kurfürsten, das Laudemtum (Uflange) nach 1614 auch 
Freien, Kölmern, Freiſchulzen und Krügern aufzuerlegen, verwieſen die Stände wieder 
bolt darauf, daß dem in Preußen geltenden Recht gemäß „teine Uflange anders als 
von Erbzinsgütern, deren Eigenthumb nicht denen Erbzinſern, ſondern dem dominio 
zugehöret, auch nicht von irgendeinem eigenthümblichen Grund und Boden, ſondern 
allein von den reditibus fundi, die umb einen gewiſſen canonem einem Erbzinſener 
erblich vermietet worden, alsdann, wann ſolche reditus an einen andern verkauft 
werden, erleget werden folt“, 

*) 1780 ſaßen im Amte Linkuhnen 3 Adlige, 455 Kölmer, 194 Schatulleinſaſſen, 
370 Hochzinſer und Emphyteuten, 44 Erbfteie, 45 Erbzins⸗ und Koloniebauern, 95 
Scharwerksbauern, 12 erbliche Amtskrüger, 12 Amtsſchulzen, 184 Eigenlätner. 
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Kolonie“ erhielt 1728 ihren Erbzinskontrakt. An 43 Koloniſten aus dem 
Elbinger Gebiet wurden 43 Hufen gegen einen Erbzins von 30 Rtl. für die 
Hufe „dergeſtalt ausgethan, daß fie, ſolange fie ſolchen Zins richtig abtragen, 
fie und ihre Erben, auch Erbes⸗Erben kräftigſt zu allen Zeiten dabei geſchützt 
werden follen, und follen fie befugt fein, damit als mit ihrem Eigentum 
zu ſchalten und zu walten, auch ſelbiges zu verkaufen oder anderweitig zu 
veräußern, jedoch alle Zeit unter Conſens der Krieges⸗ und Domänen⸗ 
kammer, damit die Präſtanda Sr. Königl. Majeſtät geſichert bleiben mögen, 
und ſodann mit den Ihrigen als freie Leute wegzuziehen wohl befugt und 
berechtigt fein follen, doch unter der ausdrücklichen Bedingung, daß fie das 
Land räumen, bebauen und in vollkommenen urbaren Stand ſetzen ſollen, 
wozu ihnen von mehrbefagter Preußiſcher Kriegs⸗ und Domänenkammer 
6 Freijahre von allem Zins, nebſt einem Schock Bauholz auf eine Hufe 
ohnentgeltlich foll gewährt und abgefolget werden“. Vom Scharwerk und 
allen Kontributionen, Einquartierungen, Fourage und Servislieferungen 
blieben ſie befreit. Die Kolonie gedieh ganz vorzüglich und zählte 1781 
ſchon 77 Erbzinsleute und 2 Eigenkätner h. 

Friedrich II. vergab eine große Anzahl kleinerer Grundſtücke zu Erb- 
zinsrechten. Es ſollte dadurch die allgemeine Landeskultur gehoben werden. 
Nach Beendigung des Siebenjährigen Krieges erging an die Königsberger 
Kammer eine hierauf bezügliche Anordnung. Es würde zu allerhöchſtem 
Gefallen gereichen, wenn die kleinſten Ackerwerke, inſonderheit die vom 
Feinde ruinierten, mit guten ausländiſchen Wirten evangeliſchen Bekennt⸗ 
niſſes wieder beſetzt und auf Erbzins überlaſſen würden. Die bisher bei den 
Vorwerken ſcharwerkenden Untertanen ſollten aus dem Dienſt entlaſſen 
werden und höheren Hufenzins zahlen?). 

Auch ganze Domänenvorwerke wurden zu Erbzins an bäuerliche Wirte 
aufgeteilt, z. B. 1769 Kurkau im Amte Soldau. 13 Erbzinsleute bebauten 
das 15% Hufen große Vorwerk, verpflichteten ſich, 6 Familien anzufegen 
und jährlich 345 Ntl. 33 Gr. 6 Pf. als Erbzinskanon an das Amt zu zahlen. 
Den Beſatz von 700 Schafen, 3 Ochſen, 4 Pferden, 137 Scheffel Winter- 
faat, 54 Scheffel Gerſte, 178 Scheffel Hafer u. a. m. ſchenkte ihnen der 
Könige). 

Urſprünglich ſtellte der von einem Erbzinsgute gezahlte Kanon nur 
eine Art Rekognitionszins „zum Bekenntniſſe der Herrſchaft“ dar. Später 
erfuhren die Zinsleiſtungen eine ſtetige Steigerung, und im 18. Jahrhundert 
war der Erbzinskanon in den meiſten Fällen dem Ertrage des Grundſtückes 
angemeſſen. 


1) K. StM. Präjt. Tab. Seckenburz. 1) K. St.- A. Oſtpr. Fol. 14796. 
3) Geh. St-A. Dual. der Einſ. 
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2. Dem Erbzinsrecht nahe ſtand die jhon oben erwähnte Erbpacht). 
Nicht nur ganze Vorwerke, ſondern auch kleinere Ackernahrungen wurden 
an Erbpächter ausgetan. Die Erbpacht vermittelte ein erbliches dingliches 
Nutzungsrecht an einem ländlichen Grundſtück, das im Eigentum eines 
andern verblieb. Sie ſtellte im Gegenſatz zur Zeitpacht und auch zum 
Erbzinsrecht ein Vertragsverhältnis zwiſchen perſönlich freien Leuten dar; 
der Erbpächter befand Do in keinem abhängigen untertänigen Verhältnis 
und konnte nicht zu niederen Dienftleiftungen, ſondern nur zu Geld und 
Getreideabgaben verpflichtet werden. Die Erbpacht eignete ſich alſo nicht 
für bäuerliche, mit dinglichen Laſten beſchwerte Grundſtücke; der Erbpächter 
war kein Bauer“). 

Sehr oft hatte der Erbpächter die Gebäude gekauft oder ſelbſt aufgebaut; 
dann lag ihm allein die Unterhaltung derſelben ob. Waren die Gebäude 
nicht Eigentum des Erbpächters, ſo trug bei einem Brande der Grundherr 
den Schaden; er konnte aber den Erbpächter zur Abſchließung einer Fener- 
verſicherung anhalten). Der Erbverpächter beſaß „ebenſo wie der Erbzins⸗ 
herr innerhalb zweier Monate das Vorkaufsrecht“). Erbzins- und Erbpachts⸗ 
güter durften ins Hypothekenbuch eingetragen und verſchuldet werden. 

Das Erbpachtsrecht wies gegen das Erbzinsrecht noch zwei wichtige 
Unterſchiede auf: a) der von dem Erbzinsgut gezahlte Kanon entſprach 
nicht immer dem wahren Extrage desſelben, während zur Beſtimmung des 
Erbpachtkanons immer der volle Ertrag des Grundſtücks ausgemittelt wurde. 
b) Bei Veräußerung des Gutes blieb der Erbpächter von der Zahlung 
des Laudemiums oder „Auflangungsgeldes“ oder der „Lehnware“ ver- 
ſchont ). 

Die Vererbpachtung ganzer Domänenvorwerke wurde bereits früher 
erörtert. Vereinzelt ſchuf man auch durch Zerſchlagung landesherrlicher 
Güter kleinere Erbpachtsgrundſtücke, wofür folgende Beiſpiele zur Veran⸗ 
ſchaulichung dienen mögen: Im Amte Gerskullen wurde 1779 das Freigut 
Palapken unter fünf Erbpächter verteilt; jeder erhielt 189 Morgen Land 
und zahlte jährlich 105 Rtl. 11 Gr. 13 Pf. Zins. Ebenſo wurde das Gut 
Perkuhnen, 1039 Morgen groß, unter fünf Wirte aufgeteilt; der von ihnen 
entrichtete Erbpachtskanon betrug zuſammen 419 Rtl. 61 Gr. Das Vor- 
werk Ottern im Amte Röſſel kam 1781 zur Aufteilung an 6 Erbpächter, 


1) Allg. L. R. I 21 $f 187ff. =) Fuchs, Art. Erbpacht im W. d. V. I S. 798. 

a) Oſtpr. Pr. R., Zuſatz 76 u. 77. ) Allg. L. R. Teil I Tit. 18 $ 710. 

) Geh. St.-A. Gen.-Dir. Oſtpr. u. Lit. Tit. 34 Gelt. I Nr. 80. — Weitere Be- 
trachtungen über die bei den Hohenzollernſchen Kolontſattonen beſonders bevorzugte 
Erbpacht, ihren Zuſammenhang mit den Rechtseinrichtungen der Feudatzeit, ihre 
Verwandtſchaft mit den verſchiedenen Formen des Colonats und ihr Verhältnis zum 
Rentengut der Gegentwart bringt Ludwig Fuld in Balt.Monatsſchrift 1888 S. 497ff. 
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von denen jeder 65 Morgen erhielt und jährlich 16 Rtl. zu entrichten hatte. 
Auch die Vorwerke Ortelsburg und Schodmack wurden, jenes an 6, dieſes 
an 5 Erbpächter, aufgeteilt, desgleichen das ehemalige Gratialgut Bogen 
im Amte Heilsberg unter 11 Wirte. 

In den beiden letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts vermehrten 
ſich die rbpachtsweiſe vergebenen Ländereien außerordentlich durch die 
von den Dörfern als „ſcharwerksfreie Hilfsländereien“ oder „Scheffel. 
plätze“ oder „Waldwieſen“ erworbenen Forſtabſchnitte. Es wurde mit 
dieſer Art der Koloniſierung keineswegs eine Vermehrung der ländlichen 
Beſitzungen beabſichtigt, ſondern lediglich die Beſſerung des wirtſchaftlichen 
Zuſtandes der Einſaſſen angeſtrebt. Beſonders in Litauen kam dies Ber- 
fahren — verſchiedentlich wurden in den Verträgen auch erbfreie Rechte 
vereinbart — allgemein in Anwendung. So erhielten 1796 faſt alle Dörfer 
des Amts Lesgewangminnen 100 bis 200 Morgen Waldländereien in Erb- 
padt, wovon der jährliche Kanon an das Forſtamt Schorellen entrichtet 
wurde ). 

In Erbpacht wurden ſchließlich zahlreiche Waldſtücke als Entſchädigung 
für die Aufhebung der mannigfachen Grundgerechtigkeiten vergeben. 
Namentlich löſte die Regierung ſchon vor 1806 auf dieſe Weiſe einen großen 
Teil der „Holzprivilegien“ adliger und kölmiſcher Beſitzungen ab, um dadurch 
der drohenden Vernichtung des einſt ſo mächtigen Waldbeſtandes zu be⸗ 
gegnen. U. a. hatte Beynuhnen das Recht auf freies Brenn- und Bauholz 
aus den umliegenden Landesforſten. Farenheid ſchätzte 1775 feinen jähr- 
lichen Bedarf an Bauholz auf 259 Stück und an Brennholz auf 128 Achtel. 
Er verlangte als Ablöſung zunächſt 26 Hufen, begnügte ſich ſchließlich aber 
mit den von der Gumbinner Kammer vorgeſchlagenen 12 Hufen von der 
Skalliſcher Forſt, die ihm 1782 in Erbpacht, freilich ohne jede dingliche 
Verpflichtung, verſchrieben wurden!). 

Weit mehr als der Erbzins kam die Erbpacht bei Verleihung von An- 
lagen und Betrieben verſchiedener Art, Mühlen, Krügen, Schmieden, 
Eiſen⸗ und Kupferhämmern, in Anwendung. 

Allgemeinere Bedeutung für die ländliche Bevölkerung beanſpruchten 
die Erbmüller. Bei dem bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts be⸗ 
stehenden Mühlenregal unterlagen ſämtliche Einſaſſen der Domänen 
ämter dem Mahlzwange, d. h. die Bewohner einer gewiſſen Anzahl von 
Dörfern gehörten als Mahlgäſte der ihnen zugewieſenen Mühle an und 
durften bei ſtrenger Strafe nicht anderwärts mahlen laffen. Die meiſten 
königlichen Mühlen ſtammten noch aus früheren Jahrhunderten und hatten 


) K. St.- A. Pr. T. 14. 
3) K. St.- A. Dep. Behnuhnen Nr. 771. 
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für die damalige Bevölkerung auch wohl genügt”). Als aber von 1750 ab 
ein ſtarkes Steigen der Bevölkerungszahl einſetzte, reichten die vorhandenen 
Mühlen bei den geſteigerten Anforderungen nicht mehr aus, und fortwährend 
wurden Klagen laut wegen der durch den Mühlenzwang verurſachten Be⸗ 
drückung der ärmeren Volksklaſſen. Für jede Perſon des Haushalts mußten 
Jährlich 25% Gr. Meg- und Mahlgeld an den Müller gezahlt werden, ob- 
gleich dieſer bei der Menge der Zwangsmahlgäſte manchmal gar nicht 
imſtande war, alle Anſprüche zu befriedigen. Dem Übel ſuchte man in der 
Weiſe abzuhelfen, daß die von den Amtsmühlen ſehr weit entfernt wohnen 
den Bauern und Kölmer näher gelegenen adligen Mühlen zugeſchlagen 
wurden, wofür dieſe eine entſprechende Geldabgabe an die Domänen ⸗ 
ämter zahlten. Der Gebrauch der Handmühlen oder Quirdeln in den 
Häuſern war den Landbewohnern ſtreng verboten ). 

Von Friedrich Wilhelm J. waren die meiſten königlichen Waſſer⸗ 
mühlen in Erbpacht ausgetan worden. Gegen das Ende des Jahrhunderts 
begann man bereits, einige landesherrliche Mühlen zu verkaufen, beſonders 
die noch ſelten vorkommenden Windmühlen. 


3. Kapitel. 
Die unter landesherrlicher Grundherrſchaft ſtehenden Eigentümer. 
A. Eingeſchränktes Eigentum. 


8 22. Aſſekuranten und Erbfreie. 


„Die Behörden pflegten felten ſtreng zwiſchen Aſſekuranten und Erb- 

eien zu unterſcheiden. Einzelne Domänenbeamten ſahen beide Be⸗ 
zeichnungen für gleichbedeutend an; andere ſuchten zwei beſondere Gruppen 
aufzuſtellen. Das Ausſchlaggebende in der Beurteilung dieſer Beſitzungen 
lag nicht jo ſehr im Beſitzrecht als vielmehr in ihrer Entſtehung. 

1. Seit den Zeiten der Schwedenkriege ), des Tatareneinfalls und 
SER 

) Preuß. Nat. Bl. II S. 102. Eine 1640/42 getroffene Zuſammenſtellung aller 
Dien in Preußen nennt 147 kurfüſtliche mit 339 Gängen und 227 den Adligen und 

ölmern gehörige mit 357 Gängen. ` 

3) In Meier Angelegenheit waren verſchledentlich Verordnungen ergangen. 
R. St.- A. Gt, Min. Edilte. 

) Bei denen fih nach einem Ausdruck des preußiſchen Geſchichtsſchreibers 
Piſanski „Schwerdt, Flammen, Menſchenraub, Verwüſtung, Peſitlenz, Viehſeuche 
und Hungersnot miteinander vereinigten, um dieſes Land völlig zur Einöde zu machens 
(Beitr. z. Kunde Pr. I S. 108). 
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der großen Peſt lagen viele Hufen ehemals kultivierten Bodens unbebaut. 
Wie durch die langjährigen Görne⸗Waldburgſchen Retabliſſementsarbeiten 
die litauiſchen Striche größtenteils wieder in Kultur gebracht worden 
waren, wurde ſchon S. 34 ff. berührt. Aber noch waren unzählige Hufen 
in den andern Landesteilen unbebaut geblieben, und ihre Zahl vermehrte 
fih bei dem unnachſichtlichen Steuerdruck von Jahr zu Jahr. Am tran- 
rigſten ſah es im Süden der Provinz von Oſterode bis nach Oletzko hin 
aus. Eine 1738 vom Könige geforderte Zuſammenſtellung verzeichnete 
in 21 Amtern 1495 kölmiſche und 3909 bäuerliche wüſte Hufen, davon 
die meiſten in den Amtern Angerburg, Arys, Johannisburg, Lötzen, Mens⸗ 
guth, Neidenburg, Ortelsburg, Seheſten, Soldau und Sperling. Ver⸗ 
ſchiedene Verfügungen trugen der Königsberger Kammer 1739 auf, die 
unbebauten Acker nicht weiter den Generalpächtern zu überlaſſen, ſondern 
fich „ferner alle erſinnliche Mühe zu geben, zu denen wüſten Hufen Anneh⸗ 
mer aufzufinden“. Nur diejenigen Hufen, die „den Vorwerken füglich 
gelegen“, ſollten dieſen zugeſchlagen werden. Auch ſollte der Entwurf 
zu einem Patent ausgearbeitet und zur Beſtätigung eingeſchickt werden, 
damit auf diefe Weiſe Anſiedler ins Land gezogen würden). So erſchien 
am 10. Januar 1740 das „Edikt, daß allen Fremden, ſo ſich in Preußen 
anſetzen und unbebauete Hufen annehmen wollen, zwey, drey bis vier 
dergleichen Hufen zu freyen Rechten und noch überdem mit ſechs Frey ⸗ 
Jahren ſollen verſchrieben werden“. 

Gleich nach dieſer Veröffentlichung ging der Kammer in Königsberg 
die Weiſung zu, genau auszumitteln, wieviel der wüſten Hufen für den 
Anbau geeignet feien. Dabei ſtellte es fich heraus, daß von einer durd- 
gängig gleichartigen Beſchaffenheit dieſer Ländereien keine Rede war. 
Die in der Nähe der königlichen Vorwerke befindlichen hatte man den 
Domänenbeamten mitverpachtet; viele Hufen nutzten die anwohnenden 
Bauern als Hilfsland, andere waren den Dorſſchaften als gemeinſchaft⸗ 
liches Übermaßland zugeſchlagen worden, noch andere wurden an einzelne 
Perſonen gegen „Wüſtenzins“ verpachtet, und große Strecken waren mit 
Heide und Geſträuch überwuchert und ſchienen erſt garnicht des Bebauens 
wert zu ſein. 

Eine neue, großangelegte Koloniſierung wollte in den letzten Lebens 
jahren Friedrich Wilhelms I, nicht mehr recht in Fluß kommen. Eine 
gewiſſe Läſſigkeit in der Behandlung dieſer Fragen durch die Provinzial ⸗ 
behörden war unverkennbar; denn der Anſporn von oben fehlte. Friede 
rich II. betrieb die Arbeiten anfänglich mit größerem Nachdruck, „da Wir 
bey dem Antritt der Regierung Unſerer Lande Unſere Landes⸗Väterliche 


1) K. StM. Dom.⸗Reg. F. 750 Nr. 205. 
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Sorgfalt unter anderm hauptſächlich auch auf derſelben Peuplierung 
gerichtet haben“. Die Kammer wurde mehrmals ermahnt, alle Vorberei⸗ 
tungen fo ſchnell wie möglich zu treffen, „zumal die Coloniſten .. in vollem 
Anzuge nach Preußen begriffen find, damit dieſelben bald möglichſt unter- 
gebracht werden können“. 

Die Herren in Königsberg wollten ſich aber für eine Koloniſation 
großen Stils durchaus nicht erwärmen. Die endlich angefertigte Generale 
tabelle zeigte, daß von den im ganzen Departement wüſt gewordenen 
5609 H. 21 Mon. bäuerlichen Landes 1335 H. in Arrende durch die Mmt- 
leute und 2428 H. 28 Mon. gegen Zins von Bauern genutzt wurden; 
595 H. beſtanden in unkultivierbarem Gebrüch und Geſträuch, und 1285 H. 
18 Man. ſollten mit einem Koſtenaufwand von 116168 Rll. beſiedelt 
werden. Von dem 1535 H. umfaſſenden wüsten kölmiſchen Grund und 
Boden waren 1110 H. 18 Mgn. zu beſetzen, wozu 75527 Nil. erforderlich 
wären. 

Zu dieſer Aufſtellung bemerkte die Kammer, daß die Neubeſetzungen 
ſehr koſtſpielig fein und für die Zukunft fi kaum rentieren würden, na- 
mentlich in den polniſchen Amtern, wo die Wirtſchaft durch die verſchiedenſten 
Umſtände ungünſtig beeinflußt werde. „Außer dem nun, daß wegen nicht 
erfolgenden Nutzens wir abräthig ſeyn müſſen, die wüſte Huben auf König⸗ 
liche Koſten zu bebauen, ſo können wir nicht umbhin, derer Schwierigkeiten 
noch zu gedenken, ſo ſich bei Ausführung der Sache eräugen würden und 
welche gleichfalls den Anbau und Beſetzung der wüſten Huben mit Colo- 
niſten abrathen“. Die Fertigſtellung der Bauten würde lange Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmen, auch wäre die Vermiſchung der zuwandernden Deutſchen 
mit den Polen nicht zweckmäßig. Der König möchte die Sache nicht über⸗ 
ſtürzen; nach und nach würden für die Neuankommenden Stellen geſchaffen 
werden. 

Für die Beſiedelung Maſurens wollte die Kammer die gleichen Grund- 
ſätze anwenden, die ſie ſchon im Amte Stradaunen erprobt hatte. Dort 
waren alle liederlichen polniſchen Wirte ausgemerzt und zu Gärtnern 
und Juſtleuten gemacht worden. In ihre Erbe hatte man durch Umſiede⸗ 
lung die guten Wirte gebracht. So waren einige Dörfer ganz von Bauern 
entblößt und dahinein die ankommenden deutſchen Koloniſten geſetzt 
worden. Dieſe blieben ſo beiſammen, kamen in fertige Höfe mit kulti⸗ 
vierten Ackern und konnten ohne Verzug Zins entrichten. 

Aus dem Bericht der Kammer ift erſichtlich, daß fie das Beſiedelungs⸗ 
verfahren nach ihren Wünſchen zu modeln und beſonders um den völligen 
Neuaufbau der Höfe herumzukommen ſuchte. Daß dabei aber eine baldige 
Bebauung der wüſten Ländereien nicht erfolgen konnte, liegt auf der 
Hand. Der König zeigte ſich deswegen den Wünſchen der Königsberger 

Stein, Die Iändt. Berfafjung Oſtpreußens. Schr. d. Inſt. f. Cp. W. Heft 5. H 
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Behörde keineswegs zugänglich und ließ ihr den Beſcheid zugehen: „So 
befehlen Wir Euch hiermit in Gnaden, Euch pflichtmäßig alle Mühe zu 
geben, daß durch baldigen Anbau der wüſten Hufen Unſerer Euch belannt 
gemachten intention und Willens Meinung ungeſäumt ein ſchuldiges 
Genügen geſchehe“. 

Der inzwiſchen entbrannte Kampf um Schleſien lenkte Friedrichs 
Aufmerksamkeit mehr auf außenpolitiſche Angelegenheiten. Kriegeriſche 
Zeiten eignen ſich ſchlecht für koloniſatoriſche Unternehmungen, und dem 
Zuſtrom der Anſiedler wurde Einhalt geboten. So geriet das Beſiedlungs⸗ 
werk ins Stocken. Die Kammer hatte zunächſt nur für die Unterkunft der 
ſchon eingetroffenen, größtenteils ſchwäbiſchen Koloniſten Sorge zu tragen. 

Im Herbſte 1741 erſtattete ſie über dieſe Tätigkeit und die Koſten der 
Anſetzung nähern Bericht. Völlige Neubauten wurden nur wenige erwähnt. 
So waren zu Cojehnen im Amte Fiſchhauſen zwei Koloniſten auf 4 Hufen 
geſetzt worden, was zuſammen 414 Ntl. 45 Gr. gekoſtet hatte. Für vier 
Koloniſten, die in Blumenau im Amte Dollſtädt 8 Hufen erhalten hatten, 
waren insgeſamt 1424 Mtl, 2214 Gr. ausgegeben worden. Die Ausräu⸗ 
mung ganzer maſuriſcher Ortſchaften und ihre Wiederbevölkerung mit 
deutſchen Bauern veranſchaulichten folgende Beiſpiele: 


In Gronsfen, Amt Stradaunen, koſteten 12 Anſiedler auf 14 Hufen 1366 tl. 12 Gr., 
„ Satticken, „ „ EE 


„ aamen J Spe, e EE 
„ Soberau, „ Neibenbug, „ 6 „ „ 12 „ weila Li 
e Thlerderg, „ Oſterode, „ % „ 1 „ 


„ Königsguth, „ Hohenſtein, „ 8 „ „ 22 „ 1522 „ 39 


Die in Maſuren angewandte Art des Vorgehens bei Anſetzung deut⸗ 
ſcher Bauern fand nicht den allerhöchſten Beifall. Der Kammer wurde 
aufgegeben, über den Verbleib der von ihren Erben geſetzten Bauern 
Nachforſchungen anzuſtellen, „immaßen Unſere Willens Meinung nicht 
ift, daß die alten Einwohner aus dem Lande vertrieben werden follen”. 

In der Folgezeit gingen die Beſiedelungsarbeiten — ſie haben bis 
1806 nie völlig geruht — mehr in der Stille vor fih. Das Hereinfluten 
großer Koloniſtenſcharen hörte auf und damit auch die nach einheitlichen 
großzügigen Geſichtspunkten bewerkſtelligte Retabliſſementstätigkeit. Mehr 
vereinzelt erfolgte in den Amtern der Wiederanbau wüſter Ländereien. 
Der Zuzug vom Auslande verſiegte mehr und mehr; die Koloniſierung 
Oſtpreußens blieb — anders als in der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts — 
faſt ausſchließlich auf die überſchüſſige einheimiſche Bevölkerung ange⸗ 
wieſen. Anfänglich waren viele von den auf wüſten Hufen fih Nieder- 
laſſenden rechtlich den Amtsbauern gleichgeſtellt worden; allmählich aber 
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wurde es Gewohnheit, ſie mit Erbverſchreibungen zu verſehen und der 
Klaſſe der Eigentümer zuzurechnen. 

Einen Überblick, betreffend die Neubeſiedelung Oſtpreußens in dem 
Jahrzehnt nach dem Siebenjährigen Kriege, gewähren die „General- 
Nachrichten vom Retabliſſement des Königsbergſchen und Gumbinnenſchen 
Departements von 1763 bis 1772“ (Gen.⸗Dir. Oſtpr. Tit. 64 Nr. 20 I 
und 21 1). 


Angefete Ausländer | Jus Land gebracht 


Kammerbezirle | | 
Familien Perſenen Rinder | Safe | Schweine 
| 


A. | Pferde | 
| 


Königsberg. 


186 | 283 
Gumbinnen | 


E 
33 764 189 


Angeſetzte Inländer Augeſchaſſt 
Kammerbezirle | 

Familien | Berfonen | Nil. Pferde Ochſen Mühe Schafe 
Königsberg — 2182 8026 — 146 817 | 1456 1965 
umpinnen .] 2024 3321 [ — ? 2 ? 


Oſtpreußen und Litauen erhielten nach Friedrichs eigener Angabe 
in der Zeit von 1740—1774 einen Zuwachs von 13000 Familien; dieſe 
Zahl foll bis 1785 „allein auf dem platten Lande auf 14866 geſtiegen“ 
ſein y. 

Die An nehmer wüſten Landes nannte man gemeinhin Afje- 
kuranten ). Ihre Zahl vermehrte Déi auch dadurch, daß das in vielen 
Dörfern vorhandene Übermaßland zur Bebauung ausgeboten wurde). 
„Aſſekuranten find diejenigen, welche fich auf dem in den Bauerndörfern 
ausgemittelten Uebermaß und auf anderen Wüſteneien gegen einige Frei 
jahre ex propriis etabliret und darüber Aſſecurationes oder Erb-Ver⸗ 
schreibungen zu freyen Rechten erhalten haben 9. 

3) Koſer III S. 211. Vgl. auch Knapp, Vauernbefreiung I S. 78f. u. Stadel- 
mann, Publ. XI S. 38, 

3) In den erſten Jahrzehnten des 18. Jahrh. waren die Bezeichnungen „Berah⸗ 
mungen“ und „Berahmungshuben“ mehr im Gebrauch; doch führten diefe Ausdrücke 
leicht zu Verwechslungen mit den Schatullbeſitzungen. 

3) 8. B. erhielt 1773 ein Heinrich Raudies eine Aſſecuratton für 81 Morgen Über- 
maßland zu Padrolen im Amte Georgenburg mit Gewährung von 4 Freijahren und 
gegen 15 Rtl. 80 Gr. Zins. 

9 Geh. G-A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. — Vgl. auch Sem⸗ 
briti, Geſch. d. Kr. Memel S. 19, 

Se 


Bee 


Die Bebauung der Übermaßländereien geſchah häufig ohne die not⸗ 
wendige Rückſicht auf die Dorfeinſaſſen. Es wurden dadurch „manche alte 
Dorfbeſitzungen in ihrer urſprünglich guten Wirtſchaftslage zerrüttet. Man 
fah zwar eine Menge neuer Familien⸗Etabliſſements entſtehen, aber auf 
Koſten der alten, deren Wohlſtand geſunken“ ). Deshalb wurde die Cin- 
richtung neuer Stellen auf Übermaßländereien wieder mehr eingeſchränkt 
und in den einzelnen Fällen von der Zuſtimmung der Dorfgenoffen ab- 
hängig gemacht. Dieſe behielten das fo lange genutzte Übermaßland 
lieber weiter in gemeinſchaftlichem Beſitz und zahlten dafür Zins. 

2. Sehr oft ereignete es fich, daß die zu Wohlſtand gelangten Domänen- 
einſaſſen, Scharwerksbauern ſowohl als Hochzinſer, ihr Erbe gegen Er- 
legung eines Einkaufsgeldes eigentümlich erwarben. Der Betreffende 
erhielt dann fein Grundſtück „erb- und eigentümlich, frei von allem Shar- 
werk, ordinären Paß⸗ und Marſchfuhren, Kopf- und Hornſchoß für fiğ 
und ſeine Familie, auch allen anderen Auflagen, ſie mögen Namen haben, 
wie ſie wollen, dergeſtalt und alſo, daß er ſolches als ſein wahres Eigentum 
nach Gefallen, jedoch wirtſchaftlich nutzen und gebrauchen, auch alle actus 
domini mit Conſens des Juſtizamts damit vornehmen könne, dagegen iſt 
derſelbe verbunden, das engagementsmäßige Einkaufsgeld von Einhundert 
Thaler pro Hube kulmiſchen Maßes zu zahlen“ ). 

Die Beſitzer ſolcher Stellen gehörten nunmehr zu den „Erbfreien“ 
oder Erbfreibauern. Ihre Zahl vergrößerte ſich in den letzten Jahr⸗ 
zehnten des Jahrhunderts zuſehends; alljährlich gelangten aus den 
Amtern eine Reihe Erbverſchreibungen zur Beſtätigung nach Berlins). 

Zu den Erbfreien rechnete man ferner die zahlreichen Anſiedler auf 
ehemaligem Bruch- und Waldboden. Beſonders im Süden der Provinz 
wurden nach dem Hubertusburger Frieden erhebliche Koloniſierungen 
durchgeführt. Dabei ift hervorzuheben die Urbarmachung des Lattana⸗ 
bruches im Amte Willenberg und weiter Strecken der Corpellenſchen 
und Napiwoddaſchen Fort‘). Hier entſtanden bis zum Anfange des 
19. Jahrhunderts 30 neue Ortſchaften, in denen ſich 418 Hufenwirte und 
163 Eigenkätner anbauten. 112890 Morgen wurden dabei der Kultur neu 


4) Gervais, Notizen von Preußen S. I 125f. 

3) Das Einkaufsgeld hatte in früherer Zeit im allgemeinen wentger betragen 
und ſich mehr den Vermögensumſtänden der Annehmer angepaßt. 1739 wurde dem 
Bauer Rothgengel zu Ezarnowen im Amte Tollminglehmen das 1%, Hufen große 
Erbe gegen 40 Rtl, Einkauf und 18 Nti. 8 Gr. 11 Pf. ferneren Zins eigentümlich über- 
laſſen. 

) Maſovia, Heft 4 S. 65: Im Kirchſpiel Rydzewen bei Lözen wurden zu Zeiten 
Friedrichs II. 108 Hufen an Erbfreie ausgetan. 

) Joachim, F. J. Domhardt S. 90f. und 186f. 
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erſchloſſen. In ähnlicher Weiſe ſchritt die Koloniſation in den an- 
grenzenden Amtern fort; das Amt Ortelsburg zählte 149 und Meng- 
guth 117 Erbfreibauern. $ 

In der bei Wormditt gelegenen Fürſtenheide, die der Staatskaſſe 
bisher keinerlei Einnahmen gebracht, da fie größtenteils aus Bruch beſtand, 
wurden 1784 14 Familien aus dem Eigenkätner⸗ und Tagelöhnerſtande 
erblich angeſetzt. Das neuerbaute Dorf hieß Friedrichsheide ). 

Auch in Litauen entſtanden ganz neue Erbfreidörfer auf Bruchland 
und Wüſteneiens). 1781 bot die litauiſche Kammer das für die Urbar- 
machung fih eignende Bruch Diddisballis, 37 Hufen enthaltend, zur erbe 
lichen Verleihung aus. Im gleichen Jahre wurde im Amte Lesgewang⸗ 
minnen das Dorf Wiſchteggen mit 9 erbfreien Beſitzern angelegt. Bei 
Begründung dieſes Dorfes ereignete es ſich, daß noch 1781 Gemengelage 
und gänzliche Gemeinheit geſchaffen wurde, obgleich die Gemeinheits⸗ 


) Pr. Prov.-Bl. VIII S. 505ff. 

3) Der Hebung des Sandbaues hat der große König unabläffig Dé zu widmen 
geſucht. Der „Plan, wie das Finantz⸗ und Cameralweſen mehr in Ordnung zu bringen“, 
aus dem Jahre 1770 geſtattet eine genaue Einſicht in die vielſeltigen Veſtrebungen auf 
dem Gebiete der Mgrarpolitit. Durch Teilung der Gemeinheiten, Urbarmachung der 
Brücher, Abbau der Bauernhöfe, Anſetzung von Kolonisten jollte die Bevölkerung im 
Lande vermehrt, Ackerbau und Viehzucht gehoben und die Induſtrie auf dem platten 
Lande gefördert werden. 

Die im allgemeinen nur geringe Erträge abwerfenden Forſiflächen ſollten gerodet 
und beſtedelt werden. Die bereits erwähnte 1775 erlaſſene Forſtordnung für Oft- 
preußen und Litauen ordnet an, die weit von ſchifſ- und flößbaren Strömen entfernt 
niegenden Wälder, des ſchwierlgen Holzabſatzes wegen, ebenſo die Forſtbrüche, auf denen 
tein Holz wächſt, „wollen wir raden und urbar machen und Colonien darauf anſezen 
laſſen, von welchen der Zins zur Forſtkaſſe fließen foll”, Bei größeren Anlagen feien 
zunächſt ordentliche Pläne zu entwerfen. Dergleichen Rodungen müßten nicht in der 
Mitte, ſondern an den Rändern der Forſten, wo dieje mit Zipfeln in die Feldmarken 
eingriffen, vorgenommen werden. 

U. a. erging 1777 der Befehl, die Sternbergſche und Nemonienſche Forſt zu ver- 
meſſen und geeignete Stellen zur Urbarmachung auszuſondern. Oberpräjident von 
Domhardt erhielt in dieſer Angelegenheit die Weifung: „Zugleich gebe Euch hiedurch 
àu erkennen, daß ich intentioniret bin, in Meinen dortigen Provingien bey denen Do- 
mänen-Aemtern, auch ſonſten, wo es angehet, einige Verbeſſerungen im künftigen Jahre 
auf Meine Koſten machen zu laſſen, und gehet Meine idee hiebei auf eine Augmen⸗ 
tation der rovondes und der Menſchen“ (K. St.-A. Dom.⸗Reg. F. 649). 

Noch eine Kabinettsordre vom 1. Auguft 1786 — Bacz ko bezeichnete fie als die 
lezte des großen Monarchen — galt der inneren Koloniſation Litauens. Wegen Urbar- 
machung eines Bruches bei Tilſit ſollte Kammerpräſident Freiherr von der Goltz einen 
Anſchlag ſertigen, „wieviel Koſten zum Etabliſſement der darauf anzusetzenden Leute 
nötig find und wieviel dieſes ſolcher Geſtalt urbargemachte und bebaute Bruch eine 
bringen werde. Die Bauern, welche da angeſetzt werden, müſſen ihre Güter alle eigen ⸗ 
thümlch haben, weil fie teine Sclawen ſehn follen“ (Baczkos Annalen 1792 S. 10). 
Bal. dazu auch Stadelmann, Publ. XI S. 34. 
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teilung ſchon ſeit einem Jahrzehnt eifrig betrieben worden war. Von 
dieſem Dorfe wurde berichtet: „Alles liegt im Gemenge, und Niemand 
verlangt die Separation, welche auch unmöglich iſt, da die Wieſenflecke 
von ſo verſchiedener Qualität ſind“ ). 

Vereinzelt pflegten auch Domänenvorwerke aufgeteilt und an Eigen- 
tümer erblich vergeben zu werden. 1773 wurden aus dem Vorwerk Kum⸗ 
metſchen im Amte Kiauten 19 Erbfreigüter gebildet, die insgeſamt 2517 
Morgen umfaßten und 205 Ntl. 32 Gr. Zins aufbrachten ). Die beiden 
Vorwerke Senteinen und Moritzkehmen im Amte Ballgarden, zufammen 
39% Hufen umfaſſend, wurden 1773 an 20 Wirte zu erb- und eigentüm⸗ 
lichen Rechten vergeben. Der bei der öffentlichen Ausbietung vereinbarte 
Bing betrug für die Hufe bei Senteinen 31 Nt. 30 Gr. und bei Moritz⸗ 
kehmen 34 Nti. 30 Gr. Die Annehmer verpflichteten fih, die Vorwerke 
mit 20 einzelnen Höfen zu bebauen und empfingen das ganze Juventar 
und die Gebäude unentgeltlich, blieben auch von allen bäuerlichen Dienft- 
leiſtungen verſchont und übernahmen nur die Fouragelieferung für die 
Kavallerie gleich den Kölmern und Freien. Das ehemalige adlige Gut 
Schönhoffſtädt, 1724 in ſtaatlichen Beſitz übergegangen und zu einem Amts⸗ 
vorwerk mit dem Namen Lakellen umgewandelt, wurde 1756 an 60 Fa- 
milien zum erblichen Eigentum überlaſſen⸗). 

Im Amt Neuhauſen wurde 1766 das Vorwerk Neuhof an 13 Affe- 
kuranten aufgeteilt). Sie erhielten Holz zum Aufbauen und zur Erneue⸗ 
rung der Gebäude, Pfähle und Strauch für Zäune, ferner zur Feuerung 
jeder ½ Achtel Weichholz, ſowie Sprod (Reiſig) und Leſeholz zugeſichert. 
Auch die Viehweide in den Staatsforſten wurde ihnen frei geſtattet. Nach 
Aufbau der 13 Gehöfte ſollten von der Hufe 22 Nil. Zins gezahlt werden; 
auch mußte der Annehmer Kriegs- und Marſchfuhren leiſten und jährlich 
eine Fuhre mit 18 Scheffel Getreide dem Amte ſtellen, blieb aber von. 
den Burgdienſten befreit. Die Grundſtücke durften nur mit Vorwiſſen 
des Amts und Genehmigung der Kammer verkauft werden. 

Auf die Grundſtücke der Aſſekuranten und Erbfreien konnten Schulden 
eingetragen werden; aber trotzdem waren ſie nicht als uneingeſchränktes 
vollſtändiges Eigentum anzusehen, weil zur Veräußerung immer die Ge- 
nehmigung der Domänenkammer eingeholt werden mußte. Die Be- 
ſitzer dieſer Stellen waren vom Scharwerk und meiſtens auch von Burg- 
dienſten und Fuhren befreit. 


1) Krug, Staatswirtſchaft S. 349. ) Grundbuch Ballgarden Nr. 106. 

3) Das 776 Morgen innehaltende Vorwerk Schnipfeln im Amt Jurgaitſchen 
mit 111 Morgen Weide wurde 1798 an 4 Schweizer Koloniſten gegen ein Einkaufsgeld 
von 2003 Rtl. und einen jährlichen Zins von 217 Rtl. 36 Gr. 11 Pf. zu erblichen, eigen- 
tumlichen Rechten überlaſſen. ) Geh. St.⸗A. Qual. d. Einf. 
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Die meiften Aſſekuranten und Erbfreigüter befanden To im nörd- 
lichen Litauen und in der Umgegend von Ortelsburg, Willenberg und Neiden- 
burg. Bis zum Jahre 1805 hatten ſich im Amte Linkuhnen ſchon 25 Dörfer 
erbfrei gekauft, gegen die übliche Erlegung von 100 Rtl. für die Hufe und 
Bezahlung des Beſatzes y. 

Das Amt Czychen zählte neben 173 Bauern 102 Erbfreie. Im mitt- 
leren Ostpreußen ſaßen die Aſſekuranten und Erbfreien nur vereinzelt 
zwiſchen den übrigen bäuerlichen Wirten. 1777 befanden ſich im Amte 
Raſtenburg 47 Aſſekuranten. So kamen in Alt⸗Roſenthal auf einen Kölmer 
und 12 Dienſtbauern 4 Aſſekuranten, in Fürſtenau auf 2 Kölmer und 23 
Dienſtbauern 3 Aſſekuranten. In ähnlicher Weiſe verteilten ſie ſich auf die 
oberländiſchen, natangiſchen und ſamländiſchen Amter. Im Amte Oſterode 
nannte man fie gemeinhin Kaufhübner !). 


B. Uneingeſchränktes Eigentum. 


Von der Maſſe der bäuerlichen Beſitzungen hoben ſich die zahlreichen 
Güter ab, die auf Grund beſonderer Privilegien durch die Landesherr⸗ 
ſchaft begründet worden waren und deren erſte Verleihung größtenteils 
bis in die Zeiten des Deutſchen Ordens oder des erſten Herzogs in Preußen 
zurückreichte. Die Beliehenen hatten dabei je nach ihrem Verdienſt oder 
Anſehen größere oder geringere Vergünſtigungen oder Sonderrechte 
empfangen, die in der Regel dinglich am Gute hafteten und jahrhunderte⸗ 
lang im Genuß der jedesmaligen Beſitzer verblieben. Den Beſitzern privi⸗ 
legierter Güter ſtanden politiſche Rechte zu. Sie gehörten zu den Laud⸗ 
ſtänden und beſaßen beſondere „Freiheiten, Gerechtigkeften und Gewohn⸗ 
heiten“. Die königlichen Bauern dagegen bildeten keinen Stand. Sie 
konnten ſich keiner Freiheiten und Gerechtigkeiten rühmen; ihr Wohl und 
Wehe hing allein von den Entſchließungen des Landesherrn ab!). 

Ganz allgemein pflegte man zwiſchen adligen und unadligen Gütern 
zu unterſcheiden ). Jene gehörten nicht in den Rahmen der unter ſtaat⸗ 
licher Grundherrſchaft ſtehenden ländlichen Beſitzungen und follen im zweiten 
Hauptteil geſondert behandelt werden. Die unadligen Güter ſchied man 

) Krug, Staatswirtſchaft S. 215. — Recht zahlreich ſaßen Aſſekuranten und 
Erbfreie im Amt Angerburg, u. a. in Olſchöwen, Kutten, Soldahnen, Poſſeſſern, Wen- 
ſowken, Brzoſowten, Engelſtein, Kruglanken, Jakunowsken, Gr. u. Kl. Strengeln (In⸗ 
off. Buch 140/3). 5) Geh. St.-A. Qual. d. Einf. 

) Breyſig, Urt. u. Att. 16 S. 794. Val. auch Oſtpr. Prov.-R. Zuſatz 105. 

Die unadligen Güter waren in vielen Fällen gleichen Urſprungs mit den adligen. 
Die erſten Privilegien beider Gütergruppen lauteten manchmal völlig gleich; aber die 
Entwicklung war eine verſchiedene. 


Fe 


hinſichlich ihrer beſitzrechtlichen Merkmale 1. in kölmiſche Güter, 2. unadlige 
Lehngüter, 3. Preußiſche Freigüter und 4. Schatullgüter y. 


§ 23. Kölmiſche Güter. 


Das Kölmiſche Recht entſtammte der den Anſiedlern der Städte 
Kulm und Thorn am 28. Dezember 1233 erteilten und am 1. Oktober 
1251 erneuerten Handfeſte. Sie regelte urſprünglich nur die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der den Bürgern der genannten Städte vom Orden außerhalb 
der Stadtmauern verliehenen Landgüter); ihre beſitzrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen fanden aber ſchnell eine allgemeine Anwendung. Es wurde üblich, 
den aus Deutſchland ins Ordensland Einwandernden die Güter zu den 
Bedingungen der Kulmer Handfeſte einzuräumen. So entſtand das Köl⸗ 
miſche Beſitzrecht; die mit dieſem Recht bewidmeten Beſitzungen nannte 
man „kölmiſche Güter“. 

Das Kölmiſche Recht vermittelte ein erbliches Befig- und Nutzungs⸗ 
recht. Die Vererbung geſchah nach dem Flämiſchen Familienrecht mit dem 
Grundſatz der ehelichen Gütergemeinſchaft und gleicher Kinderrechte . 
Die Entſtehung der kölmiſchen Gütergemeinſchaft bringt die Sage mit 
der heldenmütigen Verteidigung Kulms durch die Frauen anläßlich der 
von dem Pommerellenherzog Suantepolk unternommenen Belagerung 
in Verbindung). Der kölmiſchen Gütergemeinſchaft gemäß galten alle 
Güter, die die Eheleute zuſammenbrachten oder gemeinſchaftlich erwarben, 
als beiderſeitiger Beſitz; nach dem Tode eines Gatten wurde dem über⸗ 
lebenden Teile die eine Hälfte, den Kindern beiderlei Geſchlechts zu gleichen 
Teilen die andere Hälfte zugewieſen“). Hinſichtlich des Erbgangs ſtand 
das Kölmiſche Recht im Gegenſatz zum Magdeburgiſchen Recht. Unter 
adligen Eheleuten herrſchte in Oſtpreußen und Litauen keine Güterge⸗ 
meinſchaft. 

Obſchon die kölmiſchen Güter in den älteſten Urkunden als „allodium“ 
bezeichnet wurden, konnten ſie doch keineswegs als unbeſchränktes Eigen⸗ 
tum gelten. Die Bedeutung von allodium in zeitgenöſſiſchen Überſetzungen 
ift immer „Vorwerk“, d. h. das von aller Dorf. oder Stadtgerichtsbarkeit 
eximierte ſelbſtändige Hauptgut“). Die ihnen auferlegte ſogenannte 
Rekognitionsabgabe widerſprach deutlich genug der Annahme, als ob die 
Beſitzer kölmiſcher Güter Eigentümern gleich zu achten wären. 

Andererſeits ſtellte der mit Kölmiſchem Recht bewidmete Landbeſitz 


3) Den Schatulleinſaſſen ſtanden ſtändiſche Rechte nicht zu. 
3) Bruenned, Geſch. des Grundeigentums 1 S. 15. 
a) Haxthauſen a. a. O. S. 256. ) Altpr. Mon. Bd. 1 S. 267. 
) Haxthauſen a. a. O. S. 260. d Engelbrecht, Agrarverf. des Grat, S. 19. 
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auch kein Lehen dar, obgleich die Bemerkung, daß das Gut „in keudum“ 
verliehen worden, bei vielen Verſchreibungen wiederkehrte und die Beſitzer 
auch geradezu „leodales“ genannt wurden. Die notwendigſten Merkmale 
eines Lehens fehlten, nämlich die förmliche Belehnung mit der Ablegung 
des Treueides, die Erneuerung des Lehnsverhältniſſes beim Wechſel 
der herrſchenden Hand und die Einziehung des Lehens wegen Untreue 
des Beliehenen. Demgemäß bedeutete „leodales“ nicht Lehnsleute, ſondern 
dadurch ſollten die Beſitzer der Vorwerke, alfo die ſelbſtändigen Gutsbe- 
figer im Gegenſatz zu den cives oder Stadtbewohnern bezeichnet werden ). 

Sehr oft erhielt der Beſitzer die volle Grund- und Gerichtsherrſchaft 
über die innerhalb der Gutsgrenzen ſitzenden Hinterſaſſen. Im Ordens⸗ 
lande hatte ſich der Brauch ausgebildet, zwiſchen Großen und Kleinen 
Kölmiſchen Freien zu unterſcheiden. Jene beſaßen die volle Grund- und 
Gerichtsherrſchaft; ihre Beſitzungen wurden ſpäter adlige Güter genannt)). 
Als wichtigſte Verpflichtung der Landesherrſchaft gegenüber lag dem Be 
liehenen der Reiterdienſt ob, der je nach der Größe des Gutes mit leichten 
oder ſchweren Waffen, mit einem oder mehreren Roſſen gefordert wurde ). 
Die ſonſtigen Leiſtungen traten hiergegen ſtark in den Hintergrund. Die 
zu Kölmiſchem Recht verliehenen Güter gaben das Pfluggetreide, nämlich 
von jedem deutſchen Pfluge einen Scheffel Roggen und einen Scheffel 
Weizen, ferner einen Krampfund Wachs und einen Kölniſchen Pfennig. 
Dieſe geringfügige Geld- und Naturalabgabe ſtand in keinem Verhältnis 
zur Nutzung des Guts; fie diente nach den Worten der Kulmiſchen Hand- 
fefte nur „ad recognitionem dominii et insignum quod eadem bona sua 
habet a domo nostra et nostre debeat jurisdietioni subesse”, Dem Orden 
Hand alfo das Obereigentum an den kölmiſchen Gütern zue), und die Be- 
ſitzer entrichteten die genannten Abgaben „zum Bekenntnis der Herrſchaft“. 

Zu den genannten Laſten traten gegen Ende des 13. Jahrhunderts 
noch zwei Abgaben: das Wartgeld und das Schalauer oder Schalwenkorn, 
jenes zur Beſoldung der Kundſchafter und Späher an den Landesgrenzen, 
dieſes zur Unterhaltung der in den Wildniſſen gelegenen, fortwährenden 
Überfällen ausgeſetzten Schalauiſchen Burgen. 

Der Orden beobachtete anfänglich die Rechte des Obereigentümers 
an den verliehenen Gütern ſehr genau. Bei Veräußerung der kölmiſchen 
Güter geſchah die Auflaſſung vor ſeinen Beamten; der bisherige Inhaber 
verzichtete auf ſein Beſitzrecht zugunſten des Obereigentümers, und aus 
deffen Händen empfing der neue Erwerber den Beſitze). Später wurde 


2) Engelbrecht a. a. O. S. 19. Vgl. dazu auch Röhrich, E. Z. Bd. 13 S. 418. 
) Toeppen, Geſch. Maſurens S. 90, 94, 100. 

) Aubin, Gutsherrl-bäuerl. Verhältn. S. 11. 

) Bruenneck a. a. O. S. Sff. ) Derſelbe a. a. O. S. 9. 
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das Auflaſſungsgeſchäft an die Landgerichte verwieſen. Der Landrichter 
und die Schöppen ſpielten dabei die Rolle von Zuſchauern und Zeugen 
des Kaufvertrags. Die Auflaſſung verlor damit die Bedeutung eines 
Beleihungsverfahrens; die augenblickliche Zurückgabe des Gutes an den 
Obereigentümer fiel fort, und das Obereigentum der Landesherrſchaft 
blieb nur noch inſofern gewahrt, als deren Einwilligung zum Verkauf der 
Güter eingeholt werden mußte. 

Nachdem im herzoglichen Preußen die meiſten Landgerichte einge- 
gangen und die Kölmer ebenſo wie die Adligen unter die Gerichtsbarkeit 
der Amtshauptleute geftellt worden waren, hörte die Aufſetzung des Kauf⸗ 
vertrags vor Gericht auf, und es genügte die Eintragung der Beſitzver⸗ 
änderung in die neuangelegten Hausbücher. Noch blieb aber immer das 
Obereigentum der Landesherrſchaft beſtehen. Eine Anderung trat erft 
mit der allgemeinen Aufnahme des Römiſchen Rechts ein. Dieſem war 
die aus dem altdeutſchen Recht der Landleihe herrührende Form der Güter⸗ 
übertragung zu Kölmiſchem Recht fremd, da es nur Eigentum oder Lehen 
oder Emphyteuſis kannte. Dem Einfluß des Römiſchen Rechts iſt es zuzu⸗ 
ſchreiben, daß das Preußiſche Landrecht von 1685 dem Kölmiſchen Grund- 
beſitz die Bedeutung eines völligen Eigentums beilegte ). Damit fiel das 
landesherrliche Obereigentum fort, und der bisher gezahlte Rekognitions⸗ 
zins galt von jetzt ab als eine öffentliche Abgabe, die als dingliche Laſt 
auf dem Gute ruhte. 

In Ermlande hatte die Entwicklung nicht den gleichen Verlauf ge 
nommen. Das Obereigentum des Landesherrn an den kölmiſchen Be⸗ 
ſitzungen blieb hier inſofern gewahrt, als bei beabſichtigter Verſchuldung 
oder Veräußerung die obrigkeitliche Genehmigung eingeholt werden mußte ). 
Dazu kam bei Verkäufen die Entrichtung eines Laudemiums von 10% 
des Kaufpreiſes an die Landesherrſchaft. Auch die adlig⸗kölmiſchen Güter 
des Ermlandes konnten vor der preußiſchen Beſitzergreifung nicht als un⸗ 
eingeſchränktes Eigentum angeſehen werden, obgleich von ihnen das Lau ⸗ 
demium nicht gefordert wurde ). Die Laudemialpflicht bildete ſomit ein 
wichtiges Unterſcheidungsmerkmal bei der Frage der adligen oder un- 
adligen Eigenſchaft der ermländiſchen Güter ). 

Als der Orden den Reiterdienſte) der Anſiedler nicht mehr jo nötig 


1) Bol. Breyſig, Urt. u. Att. 16 S. 610. ) Bruenneck a. a. O. I S. 106. 

a) Bruenneck a. a. O. II 2 S. 168. ) Engelbrecht a. a. O. S. 85. 

5) Der veränderten Kriegführung entfprechend, erfuhren die den kölmiſchen Gütern 
aufgelegten Dienſte ſeit dem 15. Jahrh. öfter Abänderungen. Statt des gewappneten 
Reiters forderte die Landesherrſchaft „ein gutes, tüchtiges Pferd vor das Geſchütz zu 
allen und jeden Kriegs-Geſchreyen, Heerfahrten und Landwehren“ (z. B. Verſchreibung 
von Sonnigkeim 1566). 
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brauchte, verlieh er häufiger Güter mit der Verpflichtung zur Zahlung 
eines Grundzinſes. So entſtanden ſchon in der Ordenzeit neben den Dienft- 
gütern auch Zinsgüter zu Kölmiſchem Recht!). Den zur Zahlung eines 
Grundzinſes verpflichteten Gütern blieb in der Regel die eigene Gerichts. 
barkeit vorenthalten. Desgleichen wurden die in der herzoglichen Zeit 
begründeten kölmiſchen Güter des öftern mit Zinsleiſtungen beſchwert; 
bei den Verleihungen des 17. und 18. Jahrhunderts geſchah das immer). 

Im 18. Jahrhundert trat die Verleihung zu Kölmiſchem Recht mehr 
in den Hintergrund, hauptſächlich wohl deshalb, weil die kölmiſchen Gitter, 
ihrer verſchiedenen Sonderrechte wegen, dem Staate nur geringen Nutzen 
einbrachten. Indeſſen blieb das Kölmiſche Recht bei der Vergebung ſtaat⸗ 
licher Ländereien nicht gänzlich verpönt. Größere Wüſtungen oder Bruch⸗ 
ländereien, zu deren Urbarmachung beträchtliche Geldſummen aufgewendet 
werden mußten, bewidmete der Landesherr mit dem günſtigeren Köl- 
miſchen Recht. Es entſtanden auf diefe Weife neutölmiſche Beſitzungen 
in den verſchiedenſten Teilen der Provinz. In der Regel knüpfte der König 
an die Überlaſſung ſolcher größeren Flächen die Bedingung der baldigen 
Anſetzung einer beſtimmten Anzahl von Familien auf Koſten des Be⸗ 
liehenen. Verſchiedentlich wurde ſogar für bäuerliche Ländereien die 
kölmiſche Eigenſchaft durch Erlegung eines Kaufgeldes erworben). 

1765 wurde das von den Muffen verwüſtete Domänenvorwerk Heyde ⸗ 
bruch im Amte Schreitlauken zu Kölmiſchen Rechten gegen einen Zins 
von 80 Rtl. für 15 Hufen mit der Verpflichtung zur Errichtung zweier Un- 
ſiedlerſtellen ausgetan. Dem Oberförſter Witt wurden 1771 in der Naſſawi⸗ 
ſchen Heide 26 Hufen 28 Morgen Wüſteneien und Brücher „zu Kölmiſchen 
Rechten, Erb- und Eigenthümlich, frey von allem Scharwerk, Burgdienſten, 
Paßfuhren und Contribution, Kopf- und Hornſchoß“ gegen Erlegung eines 
jährlichen Zinſes von 2 Mtl. für die Hufe und Gewährung von 6 Frei- 


3) Plehn, Forſch. 17 S. 389. 

3) Es kam auch in Gebrauch, das Kölmiſche Beſizrecht von der Entrichtung eines 
eutſprechenden Kaufgeldes abhängig zu machen. 1611 räumte Johann Sigismund 
einem Jakob Schwab 8 Hufen Übermaß bei den Dörfern Gillanden und Greyszehnen 
im Amte Ragnit gegen Einhundert Mark für die Hufe zu Kölmiſchem Recht ein (Nopp, 
Ghronit S. 1). — Hausb. 186 b. Im Hauptamte Inſterburg war 1618 das Dorf Plor- 
Jemen mit 22 Hufen Land begründet worden. Die Neuanbauenden hatten fith ver- 
pſtichtet, die Hufe mit 60 Mt. zu bezahlen, und nach Abtragung des Kaufgeldes erhielten 
fie 1645 die Bejtätigung, daß fie die Hufen zu Kolmiſchem Recht ohne jedes Scharwerk 
befigen ſollten; doch waren von der Hufe jährlich zu entrichten: 10 Mk. Zins, 10 Gr. 
Duith, 10 Gr. Flößer-, 10 Gr. Honig- und 1 Mk. 10 Gr. Allausgelder, ſowie je 1 Ga. 
Roggen, Gerfte und Hafer. (Allaus hieß das früher in Oſtpreußen in den bäuerlichen 
Wirtſchaften allgemein hergeſtellte Hausbier). 

) Bordt, Kölmiſche Güter S. 28 u. Präft-Tab. 1. 
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jahren verliehen. „Er iſt bey Verluſt der Freyjahre und dieſer Verſchreibung 
verbunden, 10 frembde Bauerfamilien und zwey Familien als Eigen 
läthner anzusetzen.“ Dieſe Familien ſollten ihren Bedarf bei “= Amts- 
brauerei und Amtsmühle decken. 

Die Verſchiedenartigkeit in den Sonderrechten und Verpflichtungen 
der kölmiſchen Güter bewirkte die Unterſcheidung zwiſchen alt- und neu⸗ 
kölmiſchen Beſitzungen. Die altkölmiſchen Güter beſaßen wichtige Vor⸗ 
rechte: die Braugerechtigkeit, die Fiſcherei in öffentlichen Gewäſſern, die 
niedere und mittlere Jagd, das Anrecht auf Nutz⸗ und Brennholz aus den 
Landesforſten, manchmal ſogar die Mühlengerechtigkeit. Einigen größeren 
kölmiſchen Gütern ſtand auch die eigene Gerichtsbarkeit zu); ihre Beſitzer 
hatten zinspflichtige Bauern und Gärtner als Hinterſaſſen ). Die mit ſolcherlei 
Vorrechten begabten Güter bezeichnete man auch wohl als hochkölmiſche ). 

Als gemeinſtes Vorrecht und beſonderes Merkmal der kölmiſchen Güter 
pflegte gewöhnlich die Freiheit von allen bäuerlichen Dienſten hingeſtellt 
zu werden. Unbedingt traf das aber nur für die altkölmiſchen Beſitzungen 
zu. In den beiden erſten Jahrhunderten der Ordensherrſchaft hatte die 
Verleihung der Güter zu Kölmiſchen Rechten immer die Bedeutung ge- 
habt, daß die alſo Beliehenen von jeglichen Dienſten und Laſten der Bauern 
und Preußiſchen Freien vollkommen verſchont bleiben ſollten. Seit dem 
15. Jahrhundert wurden den kölmiſchen Gütern allerlei Verpflichtungen 
auferlegt, die ſich mit dem auf der Kulmer Handfeſte beruhenden Köl⸗ 
miſchen Beſitzrecht ſchlechterdings nicht mehr vereinbaren ließen. Die 
meiſten der neubegründeten Güter wurden mit Burgdienſten, allerlei 
militäriſchen Fuhren und vereinzelt ſogar mit einigem Scharwerk beſchwert. 
Dem Ausdruck „zu Kölmiſchen Rechten“ kam nunmehr keine weitere Ber 
deutung zu, als daß das Gut kein Lehen fein, ſondern eigentümlich beſeſſen 
werden ſollte. 

Im Ermlande hatten ſich die Verhältniſſe in ähnlichen Bahnen 
weiter entwickelt. Verſchiedene kölmiſche Beſitzungen waren mit härteren 
Laſten belegt worden, als es der Wortlaut der Kulmer Handfeſte erlaubte; 
„dahero denn ſolches einen offenbahren Beweis abgiebet, daß die Biſchöfe 


1) Kög. Jutelligenzzettel 1796; Zum Verlauf ausgeboten wird „das eine Meile 
von Königsberg gelegene Gollmiſche Gut Neffelbert von 27 Huben vii, welches 
mit eigner Jurisdiction privilegiert ijt . 

2 Sog. Jut⸗Zett. 1782: Berfauft werden foll das bei Tapion gelegene „Cöltm. 
Gut Steinwalde von 7 Hufen, wozu noch ein beſonderes Bauerderf und 1 Collin. Krug 
gehüret .... — Auch in andern Teilen der Provinz befanden ſich kölmiſche Güter, 
denen Bauernhöfe zugehörten, 3. B. im Hauptamte Memel Kollaten, Ekitten, Meb- 
diden u. Stragna. 

3) Geh. StM. Qual. d. Einf. des Amts Mensguth. 
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im Ermlande fih bei Ertheilung der privilegiorum und Verſchreibungen 
gar ſelten daran gekehret, was dieſes oder jenes Recht für den andern 
vor praerogativen habe, ſondern ſie haben vielmehr denjenigen, dem ſie 
dieſes oder jenes Guth verſchrieben, ſolches nach Gefallen oneriret oder 
befreyet“. Es gab nämlich im Bistum kölmiſche Güter, denen verſchiedene 
Sonderrechte — namentlich Jagdbefugniſſe und Fiſcherei in öffentlichen 
Seen und Flüſſen — zuſtanden, womit im übrigen Oſtpreußen nur adlige 
Güter begünſtigt waren ). 

Die Anſchauung, daß von Zeiten des Ordens her eine ſtrenge Schei- 
dung zwiſchen den Pflichten der Kölmer und denen der Preußiſchen Freien 
ſtattgefunden habe, ift irrig. Bereits in der Mitte des 14. Jahrhunderts 
laſſen fih Verſchreibungen zu Kölmiſchem Recht nachweiſen, die den Be- 
liehenen zu Laſten verbanden, wie fie gewöhnlich nur den Preußiſchen 
Freigütern auferlegt wurden). 1359 verlieh Winrich von Kniprode 20 
Hufen in Soßnia im Neidenburgiſchen an die beiden Männer Wenceslaus 
und Jeſchke „erblich und ewiglich zu Cöllmiſchen Rechten zu bejigen, davon 
ſollen fie uns zween Preußiſche Dienſte thun (: das iſt ) zwo gute Pferde 
halten, das Landt zu ſchützen und zu vertheidigen, Newe Häufer bauen, 
alte beſſern oder brechen, wann, wie oft und wohin ihnen von uns und unſern 
Brüdern anbefohlen wirdt”... Derſelbe übergab 1381 dem getreuen M- 
brecht Obſyn das Dorf und Gut Bartlendorf, 50 Hufen groß, zu Kölmiſchen 
Rechten, mit freier Fiſcherei in der Neide für feines Tiſches Notdurft; 
davon follte er leiſten „einen platten Dienſt zu allen Herfartten und Land- 
weren, neue Häuſer zu bauen, alte zu beſſern und zu brechen .“ 

Im 15. Jahrhundert waren derartige Beſchwerungen des kölmiſchen 
Beſitzes mit Burgdienſten gar nicht felten. Die Wendung „zu Cölmiſchen 
Rechten und Preußiſchem Dienſt“ fand fih in zahlreichen Güterverſchrei⸗ 
bungen der Ortelsburger und Neidenburger Gegend, z. B. bei Gr. Grabowo, 
Gittaw, Michalow, Gr.- und Kl.-Olſchau und im Amte Rhein bei Rübenzahl 
Nedigen und Szepanken. In der herzoglichen Zeit häuften ſich Verleihungen 
mit derartigen Beſtimmungen immer mehr. 

Auch im Samlande wurden viele zu Kölmiſchen Rechten verliehene 
Güter mit Dienſten beſchwert, die urſprünglich nur den Preußiſchen Frei. 
Gütern auferlegt geweſen waren. Die 91 Kölmer des Amts Grünhof 
waren verbunden, Burgdienſte zu leiſten, ſo oft ſie benötigt und verlangt 
wurden. Dazu gehörten die Anfuhr des Ralts und der Mauer- und Dach. 
ſteine beim Bau der Amtsgebäude, Fiſchfuhren, Poſtfuhren nach Memel 
und allerhand Fuhren bei Jagden und zur Unterhaltung der Mühlen- 


2) Geh. St.⸗A. Gen.-Dir. Oſtpr. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. 
1) Bgl. Toeppen, Geſch. Maſurens S. 127. 
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dämme und Teiche. Einige kölmiſche Einſaſſen leiſteten Wieſenſcharwerk, 
andere ſtellten Getreidefuhren nach Königsberg). Ahnlich verhielt es ſich 
in den Amtern Neuhauſen, Schaaken, Dirſchkeim, Fiſchhauſen, Mensguth, 
Rhein, Seheſten, Johannisburg und Neidenburg?). In den Amtern Tapiau 
und Waldau mußten mehrere der kleinen Kölmer ſogar einiges Acker⸗ 
ſcharwerk bei den Amtsvorwerken verrichten. 

Die Mehrzahl aber war nur zu allgemeinen kommunalen und öffent⸗ 
lichen Leiſtungen verbunden. Der Beamte von Lappönen bezeichnete 
1777 als den Kölmern und Schatullkölmern auferlegte Verpflichtungen 
folgende: a) Fuhren und Dienſte zum Bau der Kirchen und Schulen, 
b) Kriegsfuhren, e) Vorſpann bei Anweſenheit des Landesherrn, d) Fou- 
ragelieferung an die Kavallerie, e) Geſtellung der Leute und Transpor⸗ 
tierung des Zeuges bei Wolfsjagden, D Geſtellung der Artillerie- und 
Proviantwagenpferde, g) Unterhaltung der Stege und Wege innerhalb 
ihrer Grenzen, h) Beſetzung der Poſten bei vorfallender Deſertion der 
Soldaten, i) Zuſchußgelder und Handarbeiter zum Graudenzſchen Feſtungs⸗ 
bau’). 

Die Verpflichtungen der Kölmer dem Staate gegenüber erfuhren 
eine nicht unbeträchtliche Erweiterung durch die Maßnahmen, die Kurfürſt 
Friedrich Wilhelm bei der Errichtung des ſtehenden Heeres traf. Man zog 
die Kölmer fortan wie die bäuerlichen Einſaſſen zur Zahlung der Fourage 
und Servisgelder, ſpäter auch zu Naturallieferungen in Friedenszeiten 
heran. 

Mehr als 100 Jahre hatten die Kölmer dieſe Mehrbelaſtung getragen, 
allerdings mit Unwillen darüber, daß die adligen Beſitzer von den Neus 
auflagen verſchont geblieben waren. Nach der Thronbeſteigung Friedrich 
Wilhelms III. ſchien der Augenblick gekommen zu ſein, eine Milderung 
oder völlige Aufhebung jener Beſchwerungen erreichen zu können, erhoffte 
doch die geſamte Landbevölkerung von dem neuen Könige eine Exleichte- 
rung ihrer Lage. 

Am 26. Mai 1798 brachten die Abgeſandten des Kölmerſtandes vor 
den König eine verſchiedene „Gravamina“ enthaltende Eingabe). Darin 
wurde der Beweis zu führen geſucht, daß die Adligen offenſichtlich vor den 
Kölmern begünſtigt, dieſe aber mit ungerechten Laſten bedrückt worden 
ſeien. Kurfürſt Friedrich Wilhelm habe 1663 das Fußvolk in die Städte 


3) Geh. St.-A. Qual. d. Einf. 

) Auch im Amte Ortelsburg waren viele der mit Kölmiſchem Recht begabten 
Ortſchaſten außer dem Reiterdienſt, dem Pfluggetreide, dem Krampfund Wachs und 
dem Kölniſchen Pfennig zu Burgdienſten verpflichtet worden, z. B. Schwirgſtein, 
Narreithen, Waplitz, Georgensguth, Gr.⸗Rauſchken, Samplatten, Dimmern, Leynau 
und Geelonten. ) Geh. St.⸗A. Qual. d. Einf. ) Geh. G-A. Rep. 89, 118 B. 
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gelegt, die Reiterei dagegen weiter auf dem platten Lande gelaſſen, wo⸗ 
ſelbſt fie unentgeltlich verpflegt werden mußte. Den Adel habe man mit 
Meier Mehrbelastung verſchont, weil er fih auf dem Huldigungslandtage 
hartnäckig dagegen geſträubt habe und deswegen ein Aufſtand befürchtet 
wurde. Die Kölmer aber feien, ohngeachtet ihrer alten Freiheiten, ge- 
zwungen worden, die eingelagerten Pferde umſonſt zu verpflegen. Als 
dann 1720 auch die Reiterei in die Städte verlegt worden, ſei an Stelle 
der Naturalverpflegung eine Geldabgabe, das Fouragegeld, getreten. 
Bei der Beſetzung Oſtpreußens durch die Ruſſen während des Sieben- 
jährigen Krieges habe das platte Land wieder die Naturallieferung über⸗ 
nehmen müſſen, auch der Adel; doch ſeien die Lieferungen gut bezahlt 
worden. König Friedrich habe durch Kabinetts⸗Ordre vom 15. Februar 
1763 befohlen, daß die von den Ruſſen getroffene Einrichtung beibehalten 
und eine Dragonerration mit 2 Ntl. und eine Huſarenration mit 1 Ntl. 
8 Gr. vergütet werden ſollte ). Dieſe Bezahlung fei dem Werte nicht ganz 
angemeſſen, weshalb fih die Adligen wieder der Fouragelieferung zu ent- 
ziehen gewußt hätten, und hierbei ſei es weiter verblieben. Die Kölmer 
hätten eine doppelte Leiſtung: fie zahlten das Fouragegeld bar und müßten 
außerdem noch Naturalien an die Regimenter gegen eine viel zu geringe 
Vergütung liefern. Die Verſchonung des Adels von dieſen Staatslaſten 
ſei eine Ungerechtigkeit gegen die Kölmer. Sie wollten die Lieferungen 
auch ferner willig übernehmen, wenn der Adel in gleicher Weiſe heran⸗ 
gezogen würde. 

Die weiteren Beſchwerden richteten fih auf den beſtehenden Mühlen⸗ 
zwang, das Jagdregal und die Gerichtspflege in den Domänenämtern. 
In Preußen beftände das Mühlenregal, und alle unter der Gerichtsbarkeit 
der Amter befindlichen Einſaſſen unterlägen dem Mühlenzwange. Die 
Zahl der den einzelnen Mühlen zugeteilten Mahlgäſte ſei aber viel zu groß, 
weil nicht genug Mühlen vorhanden wären. Die Mahlgäſte und beſonders 
die Kölmer hätten Dart unter den Pladereien der Erbpachtmüller zu leiden. 
Es müßte der Bau von Mühlen frei ſein oder dem Einzelnen geſtattet 
werden, da mahlen zu laſſen, wo es ihm gefiele. 

Recht eindringlich baten ſie um die Befreiung von dem immer drücken⸗ 

1) Einen Begriff von den Leiſtungen des platten Landes behufs Verſorgung der 
Reiterei mit Naturalien vermittelt die im Finanztaſchenbuch von Litauen 179192 
verzeichnete Maſſe des Fouragebedarfs. Im Litauischen Kammerbezirt wurden 1790 
benötigt 219397 Shift. Hafer, 49948 Zentner Heu und 6487 Schock Stroh; außerdem 
Randen die Schwadronen im Sommer 2% Monate auf Grafung, entweder in den 
Domänen oder auf adligen Gütern gegen Bezahlung. Die Gejamttoften der Vere 
Pflegung wurden auf 95345 Ntl. für die Fourage und 10000 Ntl. für die Graſung be- 
rechnet. (Geh. LA. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. 64 Nr. 21 I). 
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der werdenden Joch der fiskaliſchen Kammerjuſtiz. Nachdem die Kölmer 
bis 1725 gleich den Adligen unter der Gerichtsbarkeit der Hauptämter 
geſtanden, habe man ſie in die Rechtspflege der Domänenämter einbe⸗ 
zogen ). Mit den Greichtsbeamten komme es aber fortwährend zu Zwiſtig⸗ 
keiten. Im allgemeinen ließe Déi annehmen, „daß die Kammerbehörden 
den Kölmiſchen Vorrechten nicht günſtig feien und ſolche mehr und mehr 
einzuſchränken ſuchten“. Gegen die Unparteilichkeit der Kammergerichts⸗ 
höfe ſeien des öftern erhebliche Zweifel erhoben worden. Die unteren 
Kammerbeamten nützten ihre Gewalt aus, um die Kölmer zu geſetz⸗ 
widrigen Dienſten zu zwingen. Es wäre deshalb zweckmäßig, an die Stelle 
der verſchiedenen Untergerichte ordentliche Kreisgerichte zu ſetzen. 

Der oſtpreußiſche Adel hatte in einer Gegenſchrift die Ausführungen 
der Kölmer zu widerlegen verſucht. Ein Gutachten des Miniſteriums 
wies den größten Teil der Beſchwerden als unbegründet zurück, und die 
Antwort des Königs ſtellte den Kölmern anheim, die Verpflichtung des 
Adels zur Fouragelieferung durch richterliches Erkenntnis zu beweiſen. Die 
Klage wurde auch wirklich vor die Kammerjuſtizdeputation in Marienwerder 
gebracht; das Verfahren zog ſich aber in die Länge und war 1808 noch 
nicht beendete); über das Ergebnis der Verhandlungen konnte nichts 
ermittelt werden. 


Eine allgemeingültige Einteilung der kölmiſchen Güter nach ihren 
Rechten und Pflichten beſtand nicht und war auch nicht gut möglich, da 
bei den Verleihungen je nach den Umſtänden die verſchiedenſten Zuge- 
ſtändniſſe und Beſtimmungen getroffen wurden, jo daß kaum zwei Privi⸗ 
legien in allen Punkten gleichlautend fein möchten. Doch laffen ſich Hin- 
ſichtlich der Lage der Grundſtücke und der rechtlichen Stellung ihrer Be⸗ 
ſitzer mehrere Gruppen der kölmiſchen Beſitzungen unterſcheiden. 

1. Die kölmiſchen Güter im engeren Sinne. Sie lagen getrennt von 
andern Wohnplätzen, und ihre Erwerber führten allein den Namen „Köl⸗ 
miſche Gutsbeſitzer“. Solcher ſelbſtändiger kölmiſcher Güter gab es nach 
der Goldbeckſchen Topographie in Oſtpreußen 175 und in Litauen 1885). 
Sie fanden ſich am zahrleichſten in den landrätlichen Kreiſen Branden 
burg, Tapiau, Schaaken und Inſterburg. Ihre Größe betrug meiſtens 
6—20 Hufen; fie ging in den Memelniederungen öfter bis auf 5 und 4 
1) Act. Bor. IV, 1 S. 576ff. Am 19. Juli 1724 Hatte eine Kab.-Ordre feſtgeſett, 
daß in Sachen der Kölmer fortan in erfter Inſtanz das Domänenamt, in zweiter das 
Hofgericht zuftändig fein follte. Die Anordnung widerſprach Coccejis Meinung; denn 
des streitet ſothane Einrichtung wider die uhralte Verfaſſung des Landes“ und wider 
das neue Landrecht. ) Leman, Juſtizverfaſſung S. 181. 

) Haxthauſen a. a. O. S. 187, hat die Ziffern aus Goldbeck zuſammengerechnet. 
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Hufen herab, ſtieg aber ſelten bis 30 und mehr Hufen. Die Eigentümer 
dieſer Güter befanden ſich Tat immer im Genuß der wichtigſten altköl⸗ 
miſchen Freiheiten, fte gehörten zu den bereits erwähnten Hochkölmern. 

2. Geringeren Umfanges waren die in geſchloſſenen Dörfern befind- 
lichen kölmiſchen Grundstücke. Die „Kölmiſchen Dörfer“ waren entweder 
durch Teilung urſprünglicher Einzelgüter entſtanden ), oder es hatte be- 
reits die erſte Verleihung an mehrere Perſonen ſtattgefunden. Man be⸗ 
zeichnete gewöhnlich die in kölmiſchen Dörfern beiſammenwohnenden 
Wirte kurzweg als „Kölmer“. Die dem erſten Annehmer des Gutes ver- 
liehenen Gerechtſame gingen bei Zerſplitterung auf die einzelnen Teil- 
grundſtücke über, und jeder Kölmer nutzte die an dem Grund und Boden 
haftenden Vorrechte. In den kölmiſchen Dörfern gab es verſchiedene 
Beſitzgrößen; der Zwei- und Dreihufenbeſitz herrſchte vor; doch waren 
auch Beſitzungen von einer Hufe und darunter nicht ganz ſelten. Die 157 
kölmiſchen Beſitzungen des Amts Balga umfaßten 465 Hufen Land; bei 
22 lag die Größe unter einer Hufe. Am weiteſten war die Zerſplitterung 
des kölmiſchen Beſitzes in der Memelniederung gediehen; hier kamen 
häufig Halb- und vereinzelt fogar Viertelhüfner vor, 

3. Die innerhalb der Bauerdörfer gelegenen „Kölmiſchen Schulzen⸗ 
güter“ verdankten ihre Entſtehung dem mittelalterlichen Beſiedelungs⸗ 
verfahren. Die Landesherrſchaft hatte einen Unternehmer (Lokator) 
mit der Anlage und Beſetzung des Dorfes betraut und ihm in der Regel 
den zehnten Teil der zu beſiedelnden Fläche als Eigenbeſitz zu Kölmiſchem 
Recht überwieſen. Er handhabte in dem neuentjtehenden Gemeinweſen 
das Schulzenamt. Die Schulzenhufen blieben gewöhnlich zinsfrei, doch 
waren die Schulzen gleich den anderen Beſitzern kölmiſcher Güter zu Pflug- 
getreide, Rekognitionszins und häufig auch zum Reiterdienſt verpflichtet. 
An Stelle des Reiterdienſtes trat bei manchen Schulzen die Verpflichtung, 
ein „tüchtiges Pferd vor das Geſchütz“ zu ſtellen, z. B. bei den Dörfern 
Krauſendorf, Kröligkeim, Löwenſtein, Paaris und Roſenorth im Haupt- 
amte Raſtenburg. 

Sehr viele kölmiſche Schulzengüter waren ſpäter eingegangen. Sie 
wurden durch Kriegsſtürme verwüſtet oder fielen der Landesherrſchaft 
anheim und wurden nicht mehr mit den ehemaligen Sonderrechten aus- 
getan. Am zahlreichſten hatten fie fih im Ermlande erhalten. Im nörd- 
lichen Litauen entſtanden während des 16. und 17. Jahrhunderts neue 
Schulzenſtellen gegen Erlegung eines Kaufgeldes. Dieſe „Kaufſchulzen“ 
ſpielten in der Verwaltung des Landes eine wichtige Rolle. Ihnen unter- 


1) Plehn, Forſch. Bd. 18 S. 94. Vgl. auch die beiden Beiſpiele bei Röhrich, 
E. Z. XII. S. 647 u. 652. 


Stein, Die ländl. Verfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Juft. f. Od. . Heft 8s. 10 
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ſtanden oft meilenweite Gebiete zur Beaufſichtigung, da dort noch wenig 
Amter eingerichtet waren)). 1779 gab es im Gebiet der Königsberger 
Kammer noch 538 kölmiſche Schulzen, davon allein 211 in den 5 ermlän- 
diſchen Amtern Allenſtein, Guttſtadt, Heilsberg, Röſſel und Seeburg. 
In Litauen zählte man noch 158 kölmiſche Schulzengüter, die meiſten 
davon in den maſuriſchen Amtern Arys, Polommen, Popiollen, Rhein 
und Schnittken. Vom Amte Seheſten wurde berichtet, daß dort bis 171% 
kölmiſche Schulzen mit zinsfreien Hufen in Tätigkeit geweſen wären; 
da man fie aber trotz ihrer verbrieften Freiheiten zum Generalhufenſchoß. 
gezwungen habe, ſei von ihnen das Schulzenamt nicht weiter ausgeübt 
worden). Wurden durch Erbteilungen die Schulzengüter zerſtückelt, 
To pflegte das Schulzenamt wechſelweiſe von den Beſttzern der Teilftüde 
verſehen zu werden. 

4. Die kölmiſchen Krüge lagen entweder innerhalb der geſchloſſenen 
Ortſchaften mit bäuerlichen Grundſtücken zuſammen oder abgelegen an 
den Landſtraßen. Kölmiſche Krüge gab es zahlreich in allen Teilen des- 
Landes; ſeltener waren kölmiſche Mühlen anzutreffen, und dieſe ent⸗ 
ſtammten zumeiſt den früheſten Koloniſationszeiten, weil der Bau von 
Mühlen ſpäter der Landesherrſchaft nicht genehm war und ſelten erlaubt: 
wurde. Sehr viele Krüger und auch manche Mühlenbeſitzer leiteten das. 
Kölmiſche Recht von einem Schulzengute her. Die Verſchreibungen ge⸗ 
ſtatteten den Schulzen ſehr oft die Erbauung von Krügen und mitunter 
auch von Mühlen. Wurde von der zugeſtandenen Vergünſtigung Gebrauch 
gemacht, fo entſtand das Krug- bzw. das Mühlengrundſtück zunächſt als 
Zubehörſtück des Schulzenguts. Kam ſpäter durch Abveräußerung oder 
Erbteilung der Krug oder die Mühle an einen beſonderen Beſitzer, fo 
behielt dieſer das Kölmiſche Beſitzrecht. 

Die kölmiſchen Krüge beſaßen laut Verſchreibung das Recht des Brauens⸗ 
und Brennens. Dieſe Berechtigung tat dem landesherrlichen Vorteil 
ſtarken Abbruch, indem ſie den Abſatz der Amtsbrauereien bedeutend 
einengte. Deshalb ſuchten die Landesordnungen den unbeſchränkten 
Bier- und Branntweinverkauf zu unterbinden. Die Kammer⸗Ordnung 
von 1698 ſchrieb in dieſer Hinſicht vor: „Denn fo ift allemal viel Contra- 
vertirens geweſen, ob die Cöllmiſchen Krüge ſo viel Bier, als ſie verthun 
können, zu brauen befuget, und ob fie es auch tonnenweiß an Fremde 
verkaufen mögen. Nun ift nicht nur in den alten Constitutiones befindlich, 
ſondern auch durch die auf öffentlichen Landtägen gemachte Conclusa, 


1) 1607 erhielt ein Florian Reichwald 6 zinsfrele Hufen in Augſtupohnen zu Möl- 
miſchen Rechten als „General-Schulze und Landſchöppe“ gegen 520 Mk. Kaufgeld. 
Ein Michel Weißelburg erkaufte 1653 zu Gaudiſchtehmen drei Hufen als Erbſchulzerei, 
frei von Zins und Scharwerk. 3) Geh. StM. Gen.-Dir. Tit. 37 Nr. 3. 
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inſonderheit de Anno 1612 et 1613 feſtgeſetzet, daß die Cöllmiſche Krüge 
die auf denen Krug⸗Huben erbauete Gerſte zwar verbrauen, kein fremdes 
Bier aber zu verſchenken, ſondern es aus dem Ambte, darinn ſie gehören, 
zu nehmen, und zeigen auch die nachgehends emanirte Verordnungen, 
daß fie ihr Bier nicht einſtens über die Straße zu verzapfen, noch den Unter ⸗ 
thanen bey Kindtaufen, Hochzeiten und andern Ausrichtungen damit 
zu verlegen, befuget, ja fie find ſelbſtens nach dem 69 ſten Inſtructions⸗ 
Puncte gehalten, das Bier, fo fie zu Hochzeiten, Kindtaufen und dergleichen 
Begebenheiten von nöthen, einig von den Aembtern, allwo ſie gelegen, 
zu nehmen...” Vielen kölmiſchen Krügen wurde das Maß des Brauens 
genau vorgeſchrieben ). 

Den kölmiſchen Krügen waren ſtets einige Morgen, nicht felten auch 
mehrere Hufen Land verſchrieben worden. Dafür lag den Krügen ehemals 
vornehmlich die Pflicht ob, Pferde „vors Geſchütz“ oder zum „Warpen⸗ 
wagen“) zu ſtellen; nach Beſeitigung der naturalen Kriegsdienſte trat 
an Stelle deſſen eine entſprechende Zinsabgabe. 

Der Kulmer Handfeſte gemäß ſollte jeder Kölmer, deffen Beſitzung 
an ein Flüßchen grenzte, den Bau einer Mühle frei haben. Die Verord⸗ 
nungen vom 24. November 1732 und 15. Januar 1733 hoben aber die 
Mühlengerechtigkeit der Kölmer auf und führten für alle königlichen Ein- 
ſaſſen den Mühlenzwang herbei. Fortan bedurfte die Neuanlage von 
Mühlen der beſonderen behördlichen Erlaubnis. Auch kölmiſchen Mühlen 
waren die Einwohner beſtimmter Dörfer als Mahlgäſte zugeſchlagen, 
wofiir an das Amt ein eutſprechender Mühlenzins entrichtet wurde. Die 
Mühlen gehörten in der Regel keinem Dorfverbande an, ſondern ſtellten 
ſelbſtändige kölmiſche Beſitzungen dar. 


Am Ende des 18. Jahrhunderts herrſchte hinſichlich der dem Staate 
von den kölmiſchen Grundſtücken zufließenden Gefälle eine bunte Mannig⸗ 
faltigkeit. Einheitlich für alle war nur die Grundſteuer geregelt, nämlich 
der Generalhufenſchoß; auch hatten alle Fourage⸗ und Servisgelder zu 
zahlen und Fourage gegen Bezahlung zu liefern. Es gab Güter, die ſonſt 
weiter keine Abgaben zu leiſten hatten. Von den meiſten aber waren noch 
beſondere „Domänengefälle“ zu entrichten. An Stelle der Rekognitions⸗ 
abgabe, des Pfluggetreides und Schalbenkorns in der Ordenszeit war 


1) Im Amte Waldau beſaßen 5 Krüger das unbeſchränkte Braurecht, 2 durſten 
nur 30 Schffl. Gerſte verbrauen und im übrigen Amtsbier verſchenken. Die Berſchreibung 
des Krügers zu Siebeneichen bemerkte darüber: „Jedoch wollen wir ihm Arten natges 
geben haben, Jährlichen eine halbe Laſt Gerſten zu erhaltung feines Viehes zu ver- 
brauen und nichts darüber, bey Verluſt unferes ihm erteilten Privilegi,” 

9) Warpenwagen dienten zur Fortſchaffung des Kriegsgeräts. 
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ein an die Domänenkaſſe zu zahlender feſter Geldbetrag getreten, der 
jedoch nicht nach einheitlichen Geſichtspunkten, ſondern willkürlich fejt- 
geſetzt worden war). Die neueren kölmiſchen Güter waren ſtets mit einem 
dem Ertrage entſprechenden Zinſe beſchwerte); den älteren Gütern lag 
dagegen faſt immer das Ritterdienſtgeld ob; es betrug für die weniger 
als 10 Hufen umfaſſenden Güter 3 Rtl. 30 Gr., für alle größeren bis 20 
Hufen die doppelte Summe und für die über 20 Hufen großen Güter 


1) Prä. Tab. 1 u. 2, auch Bordt, Kölm. Güter S. 40. Die beiden Kölmer zu 
Perbanden im Amte Balga, je 6% Hufen beſitzend, zahlten an das Steueramt ein jeder: 


General⸗Hufenſchoß. 23 Rtl. 86 Gr. 4% Pf. 
Fouragegeldz 11 „ 88 702 

Servisgeld .. e 
Mitterdienſtged . E 


Die in die Domänenkaſſe ſtießenden Gefälle beſtanden nur in je 3 Pf. Urkund 
und 12 Gr. Wachsgeld (die alte Nelognitionsabgabe). Ganz frei von Domänengeſällen 
waren die Schulzen in Stofzenberg und die kölmiſchen Güter Sperwienen und Staniflien. 

Höhere Abgaben an das Domänenamt zahlten diejenigen Kölmer, die laut Ber- 
ſchreibung früher Pfluggetreide entrichtet hatten. Das Dorf Gr.⸗Balohren, aus 18 
kölmiſchen Beſizungen mit 3332 Morgen beſtehend, zahlte außer der Kontributlon an 
das Amt Barten an fixierten Domänengefällen: 


1 Nil. 70 Gr. Domänenzins, 
0 y Handwerkerſchuzgeld, 
23 „ 87 „ 15 Pf. allerhand kleine Gefälle als: 
1 Gr. 12 Pf. Urtund, 
1 Nil. Buttelgeld, 
— „ 20 „ — , Wachsgeld 
22 „ 66 „ 3 „ für 19 Sat 25 Stof Weizen 
und ebenſoviel Roggen. 
Buf.: 26 Nil. 37 Gr. 15 Pf. 
a) Präſt⸗Tab. Sedenburg 1781—1801, Heinrichswalde 1780 und Kukerneeſe 
1791—1803. Es zahlten Domänengefälle an das Amt: 


Polengdorf . ..... - . 16 Kölmer von 1137 Morgen = 252 RH. 59 Gr. 
Thuniſchken „E 
Seckenburg. T 
Allgawiſchken „ e e SEE 
Saußeningken - . „ „1663 = 319 „ 68 „ 

und an fizierten kleinen Gefällen = 48 „ 52 „ 
Groß⸗Trumpeiten . 15 Kölmer von 1697 Morgen = 140 „ — „ 
Warkillen 23 „ „ 18 „ e y 
Wolfsdorf . . 16 „ 1458 = 285 „ 32 „ 
Powarßen . . 151 „ 45 „ 
das kölmiſche Gut Shergehnen von 295 Morgen = 65 227% „ 


451 Kolmer des Amts Sinfuhnen zahlten 1780 von insgeſamt 552 Hufen 9 Morgen 
an das Amt 7432 Rtl. 11 Gr. Hufenzius und 72 Rtl. 10 Gr. Wieſenzins; die an die 
Tilsiter Steuerkaſſe zu entrichtenden Summern beliefen ſich auf 
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10 Rtl., wobei aber gelegentlich Abweichungen vorkamen. Die von dem 
Recht des Brauens Gebrauch machenden Kölmer zahlten noch die Trant- 
ſteuer und die kölmiſchen Krüge das ſogenannte Zapfengeld. 

Die kölmiſchen Güter des Ermlandes unterlagen bei Veräußerung 
und Erbteilung der Abgabe eines Laudemiums von 10% des Grundwertes ). 
Die Laudemialpflicht wurzelte in dem Obereigentum der Landesherr⸗ 
ſchaft, das ſich bis 1772 in vollem Umfange erhalten hatte; für die erm⸗ 
ländiſchen Kölmer beſtand alſo noch das alte erbzinsrechtliche Beſitzver⸗ 
hältnis. Als mit der Einführung des Verbeſſerten Preußiſchen Landrechts 
von 1721 in dem Bistum die kölmiſchen Beſitzungen in volles Eigentum 
umgewandelt worden waren, hätte auch die Laudemienentrichtung forte 
fallen müſſen. Sie blieb aber im Ermland beſtehen, während fie für Weſt⸗ 
preußen tatſächlich aufhörte®). Welche Gründe für dieje verſchiedene Bee 
handlung maßgebend geweſen fein mögen, ift nicht erſichtlich. Finanzielle 
Geſichtspunkte allein können wohl kaum mitgeſpielt haben, weil ſonſt 
für Weſtpreußen keine Ausnahme gemacht worden wäre. 

Das Laudemium wurde nur vom Wert der liegenden Gründe, nicht auch 
von den Gebäuden berechnete). Nach Engelbrecht ſollten die Einkünfte aus 
der Laudemialabgabe anſchlagsmäßig für das ganze Ermland 720 Ntl. 
23 Gr. 4½ Pf. betragen, aber jährlich etwa 150 bis 200 Ntl. weniger er- 
geben haben. Tatſächlich kamen aber 1797/8 an Laudemien ein im Amte 


Allenſtein 168 Rtl. 37 Gr. 9% Pf. 
Heilsberrg e 
Brauns berg... 50 „ 19 „ 16 „ 
Frauenburg .. . 120 „ 81 „ 7 „ 
Mehlſack . 1 e a 
Guttſtadt ee e 
Röſſel. D „ 
Seeburg. BB I 
Wartenburg. - . . 38 „ 80 „ 6 „ 
Wormditt 58 „ 00. „ 89 
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zuſammen 1014 Mtl. 52 Gr. 5% Pf.“) 


4649 Rtl. 14 Gr. Generalhufenſchoß 
2531 „ 58 „ Fouragegeld und 
776 „ 36 „ Servisgeld 
Summa 7957 Rtl. 18 Gr. 
Die baren Geſamtleiſtungen stellten fid auf 15461 Mil. 39 Gr. ober rund 26 Rtl. 51 Gr. 
für die Hufe. Die kölmiſschen Zinsgüiter Litauens waren alfo recht boch belaſtet. 

3) Dabei blieb der das Gut annehmende Erbe von der Zahlung frei, und nur von 
den an die Miterben ausgezahlten Anteilen wurde die Abgabe entrichtet (Engel- 
brecht a. a. O. S. 83). ) Engelbrecht a. a. O. S. 182. ) Oſtpr. Prov.-R. Buf- 71. 

4) Rbg. StM. Oſtpr. Fol. 15082. 
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§ 24. Die ehemals unadligen Lehen. 


Das in Deutſchland allgemein verbreitete Langobardiſche Lehenrecht 
geftattete nicht allein ritterbürtigen Perſonen, Lehen zu erwerben, fon- 
dern jeder freie Mann war lehensfähig:). Der Deutſche Orden verlieh 
die Güter ſowohl an Edelleute als auch an Perſonen bürgerlichen Standes, 
freilich mit dem Unterſchied, daß jenen in der Regel grundherrliche Rechte 
zu ihrem Beſitz beigelegt wurden, was dieſen ſeltener zuteil wurde. Die 
Merkmale eines adligen Lehens blieben bis ins 17. Jahrhundert fehe un- 
beſtimmt. Schließlich ſetzte Kurfürſt Friedrich Wilhelm durch die Reſolution 
vom 16. Juli 1663 den Unterſchied zwiſchen adligen und unadligen Lehen- 
gütern endgültig feft”). Die Konſtitution vom 31. Oktober 1738 (Tit. 2, § 1) 
bezeichnete die unadligen Lehen als ſolche, „welche ohne Adliche Rechte 
und Gerechtigkeiten oder andere Kennzeichen, woraus die Adliche Qualität 
geſchloſſen werden kann, verliehen, auch vor Anno 1612 von keinem von 
Adel acquiriret und beſeſſen worden“. Sie nahm zugleich eine Verſchmel ⸗ 
zung der unadligen Mannlehen und der unadligen ſchlecht Magdeburgiſchen 
Lehen vor, indem ſie beiden urſprünglich verſchiedenen Arten von Lehen 
ein einheitliches Erbfolgerecht beilegte ). 

Fortan gab es zwei Arten unadliger Lehengüter: 1. Mannlehen )) 
oder ſchlecht Magdeburgiſche Lehen und 2. Magdeburgiſche Lehen zu 
beider Kinder Rechten. Die urſprünglich als Mannlehen ausgegebenen 
Güter hatten faſt immer adlige Gerechtigkeiten erhalten; doch gingen 
dieſe oft durch Verjährung verloren, und ſo kamen die Güter ſchließlich, 
da ihre Beſitzer bürgerlichen Standes waren, in die Klaſſe der unadligen 
Lehene). 

Die Scheidung der unadligen Lehen in Mannlehen oder ſchlecht 
Magdeburgiſche und in Lehen zu Magdeburgiſchen und beider Kinder 
Rechten beruhte auf der verſchiedenen Erbfolge. Bei Gütern der erſten 
Klaſſe erbten nur die männlichen Nachkommen, während die Töchter eine 
Abfindung erhielten, welche den vierten Teil von der Taxe des Lehnguts 
betrug und Lehupfennig genannt wurde. Bei Lehen zu Magdeburgiſchen 
und beider Kinder Rechten gelangten zunächſt die männlichen Nachkommen 


1) Leman, Unadlige Lehngüter S. 6. 

2) Näheres hierüber, wie über das Lehnsweſen in Ostpreußen überhaupt, unten 
bei den adligen Gütern. 

1) Bruenned, Geſch. d. Grundeigent. II, 2 S. 106, 

4) Bei Verſchreibungen dieſer Art fand Déi nicht felten der Ausdruck: „zu Lehen 
recht und wie Lehenrechts Art und Gewohnheit ift”, z. B. 1565 in der Handfeſte des 
Sebaſtian Czechanski zu Olſchöwen. 

5) Leman a. a. O. S. 8. 
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in das Lehen, in deren Ermangelung aber wurde den Töchtern und ihren 
Nachkommen die Erbfolge eröffnet). 

Die Beſchränkungen, denen die unadligen Lehen hinſichtlich der Ver- 
äußerung, Verpfänding und Verſchuldung unterlagen, waren gleicher Art 
mit denjenigen der adligen Lehen, weshalb hier auf die unten folgenden 
Ausführungen verwieſen wird. 

Von unadligen Lehengütern wurde im 18. Jahrhundert ſelten mehr 
geſprochen, obwohl es in den ſüdlichen Gegenden des Landes ſehr viele 
Beſitzungen gab, die als unadlige Lehen verſchrieben waren. Die Lehns⸗ 
eigenſchaft dieſer Güter hatte ſelten für ihre Beſitzer eine praktiſche Bedene 
tung gehabt, was mit der eigenartigen Handhabung der Lehen im Ordens ⸗ 
Tante zuſammenhinge). Bei vielen Gütern war fie ganz in Vergeſſenheit 
geratene). Man behandelte fie gewöhnlich als kölmiſcher) oder Erbfrei 
güter. Dies geſchah inſofern nicht mit Unrecht, als die meiſten dieſer Be⸗ 
ſitzungen nicht mehr für wirkliche Lehen gelten konnten. Durch Übergang 
in fremde Hände infolge freiwilligen Verkaufs oder gerichtlicher Zwangs⸗ 
verſteigerung war die Lehnseigenſchaft vieler unadliger Güter längſt 
erloſchen. Sobald keine Brüder oder Bruderſöhne vorhanden waren, 
galt das Grundſtück in den Händen des letzten Beſitzers als freies Eigentum). 
Diejenigen Güter, die durch Kauf aus der lehentragenden in fremde Hand 
gelangten, wurden als wirkliche Mlode angeſehen und nach den Vorſchriften 
des gemeinen Rechts vererbte). Sie unterlagen weiter keinen Beſchrän 
fungen in der Verfügungsgewalt, behielten aber die ihnen verſchriebenen 
und bewilligten Vorrechte und die auferlegten Verbindlichkeiten. 

Die meiſten unadligen Lehengüter waren im ſüdöſtlichen Maſuren 
begründet worden ). Fälſchlich wurden fie oft als „Preußiſche Freigüter“ 
bezeichnet; zutreffender war der Ausdruck „Magdeburgiſche Freigüter“. 
Freilich waren ihre Beſitzer der Landesherrſchaft zu den gleichen Leiſtungen 


3) Konſtit. 1738 Tit. 2 313. ) Bgl. Bruennech a. a. O. 

a) Das Rönigl. O. L. G. in Litauen hatte 1814 den Juftigämtern die Regulierung 
des Hypothekenweſens der unadligen Lehengüter befohlen. Dazu bemerkte Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Leman: „Durch diefe Verordnung ift aber wahrſcheinlich den mehreſten 
Eimwohnern der Provinz und fogar den Beſitzern unadliger Lehengüter ſelbſt zum 
erſtenmal die Exiſtenz ſolcher Güter bekannt geworden“. 
9 Anläßlich eines Einzelfalls wurde 1787 die Königsberger Kammer aufgefordert, 
ihr Gutachten daruber abzugeben, ob den zu ſchlecht Magdeburgiſchen oder beider Kinder 
Rechten verliehenen unadligen Gütern die Bezeichnung als kölmiſche oder preußiſche 
Freigüter beizulegen wäre. Ihre Antwort lautete dahin, daß derartige Beſitzungen am 
zwedmäßigſten den kölmiſchen Gütern zugezählt werden könnten. 

) Oſtpr. Prov. R. Buf. 43 § 23. ) Leman, Unadlige Lehngüter S. 19. 

) Sei, das Verzeichnuis ber ſchlecht Magdeburgiſchen Lehnhuben bei Mangels- 
dorf. Preuß. Nat ⸗Bl. I S. 53ff. 
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verpflichtet wie die „Preußiſchen Freien“. Auf den Gütern laſtete der 
Kriegsdienft!) mit Roß und Harniſch „nach des Landes Gewohnheit“, 
auch die Verpflichtung, „neue Häuſer zu bauen und alte zu beſſern oder 
zu brechen“. Zu den verſchiedenen Burgdienſten kamen namentlich allerlei 
Dienſte bei den oft abgehaltenen Wolfs- und herrſchaftlichen Jagden, 
wozu Mannſchaften und Fuhrwerke geſtellt werden mußten). 

Mitunter trat als Entgelt für die den unadligen Lehngütern zu⸗ 
ſtehenden Dienſte eine Geldabgabe, die in den Verſchreibungen ihrer 
Bedeutung gemäß als „Freigeld“ bezeichnet wurde und je nach den Um⸗ 
ſtänden auf 3, auch 7 und 12 Mk. feſtgeſetzt wurdes). Während des 16. 
und 17. Jahrhunderts wurde bei vielen Freidörfern das Scharwerk im 
gewiſſe jährliche Poſtreiſen umgewandelt). 1714 übernahmen 26 Drt- 
ſchaften der Amter Johannisburg und Drygallen auf die Hufe ein Schar- 
werksgeld von 80 Gr. bzw. 1 Ntl, um nur von dem damaligen Shar- 
werk, das ihnen die Amtshauptleute aufgebürdet, überhoben zu bleiben ). 

Beſondere Beachtung verdienen die in Mafuren öfter zu Magde- 
burgiſchen und beider Kinder Rechten verliehenen Schulzengüter. Deut⸗ 
ſchen Schulzen war vom Orden ausnahmslos das Kölmiſche Beſitzrecht. 
eingeräumt worden; den maſuriſchen Einzöglingen aber wurde vielfach 
nur Magdeburgiſches Recht zugebilligt, vielleicht aus dem Grunde, daß 
die Landesherrſchaft über die mit fremden Stammeszugehörigen beſetzten. 
Schulzengüter leichter zu verfügen in der Lage war. Im übrigen waren 
die Rechte und Pflichten dieſer Magdeburgiſchen Schulzen die gewöhn⸗ 
lichen. Sie erhielten den zehnten Teil der zur Beſetzung angewieſenen 
Hufen zinsfrei—in der Regel waren die Schulzenhufen gekauft — die kleinen 
Gerichte über die Dorfeinſaſſen und mancherlei Vergünſtigungen, wie 
Fiſcherei, Beutnerrecht und Kruggerechtigkeite). 


3) Sehr viele Güter waren zu 15 Hufen verliehen und leiſteten davon einen Kriegs⸗ 
dienſt; bei umfangreicheren Verleihungen entfiel gewöhnlich auf je 10 Hufen ein Dienſt. 
Die aus Maſovien eingewanderten Freien hatten die Ländereien größtenteils getauft, 
die Hufe anfänglich um 5—20 Mk., ſpäter mit erheblich höheren Sätzen. Gegen Mitte 
des 16. Jahrhunderts waren die Bodenpreiſe verhältnismäßig hoch; verſchiedentlich 
wurden 100 Ml. und mehr für die ufe gezahlt, beſonders dann, wenn die Dörfer ihre 
Feldmarken durch Neurodungen erweiterten. U. a. erkauften die Einwohner des 1508 
mit 15 Hufen begründeten Wiltaſchen 133 noch 3 H. Wald um 162 Mt., 1540 wieder 
2% H. um 230 Mk. und 39. um 180 Mk., 1555 noch 6 Morgen um 27 Mk. und 1616 noch 
1 . 6 Morg. um 120 M. (Abg. St.-A. Beſtändnisbuch Oletzto 260). 

%) Handfefte von Orlen. Es foll ſchuldig fein „Ein Jeder reye Sechs Zehen 
Tage auf die Jagt zu ziehen, viermahll beğ Jahres, Jpliğ mahll Vier Tage und nicht: 
mehr“ (Hausb. Rhein 332). 

a) Bruenned, Geſch. d. Grundeigent. II 2 S. 34. 

) Toeppen, Geht, Maſurens S. 213. d K. StM. Bop. Tab. 81. 

Handfeſte von Roſinsken: 1550 erhielt ein Lukas Rofinsti 4 Hufen zum Schulzen 
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Nur wenige der als unadlige Lehen ausgegebenen Güter waren un⸗ 
geteilt in der Hand eines Beſitzers verblieben. „Da die Freigüter öfters 
mehreren Verwandten, z. B. Brüdern oder Vettern, zugleich verſchrieben, 
auch geſtattet wurde, dieſelben nach Umſtänden weiter zu theilen, endlich 
da auch öfters eine Reihe von Freigütern an demſelben Orte verſchrieben 
wurde, fo bildeten fih in großer Zahl die für Mafuren beſonders harat. 
teriſtiſchen Freidörfer, welche ſich kaum in irgendeinem Teile Preußens 
in ſolcher Menge zuſammenfinden“ . Dieſen in den maſuriſchen Frei ⸗ 
dörfern maſſenhaft beiſammenſitzenden Wirten ſind die bei Bergmann 
aufgeführten „armen Freien“ des polniſchen Natangens zuzurechnen, 
keineswegs aber den faſt nur im Gebiet der Oſtpreußiſchen Kammer bes 
findlichen „Preußiſchen Freien“). 

Im Amte Stradaunen waren beiſpielsweiſe die bei Goldbeck als 
„Cölmiſche Dörfer“ bezeichneten Ortſchaften Alt Babken, Alt Kukowken, 
Romeyken, Oratzien, Rydzewen, Schikorren, Sameithen und Zapeln zu 
Magdeburgiſchen Rechten verliehen worden. Die Magdeburgiſchen Freien 
Maſurens beſaßen ſehr oft nur eine Hufe oder auch darunter, und ihre 
Vermögens und Wirtſchaftsverhältniſſe waren die denkbar ſchlechteſten. 
Bei geringer Ergiebigkeit des Bodens erreichten die Steuern ber 
deutende Höhe und überſtiegen in vielen Fällen die Leiſtungsfähigkeit 
der Stellenbeſitzer. Die Kontributionsrechnungen 1781/82 des Amts 
Oletzko bemerkten wegen Rückſtändigkeit der Abgaben: „Dieſe Reſtanten 
ſind in den armſeligſten Umſtänden und faſt aller Bettler; einigen könnte 
noch mit Niederſchlagung vielleicht geholfen werden, wenn die bisherigen 
betrübten Zeiten ſich in beſſere verwandeln möchten, die mehreſten können 
indeſſen ſich au den Erben nicht konſervieren. Es ſind vergangenes Jahr 
viele Erbe zum Verkauf geſtellts), aber haben fich wegen des verwahr⸗ 
loſten Zuſtandes keine Käufer gefunden, weil nichts als die kahlen Gründe 
vorhanden waren“). Es ſtanden 5441 Ntl. Reſte aus, obgleich die baren 


amt, die Hufe für 33 M. zu Magdeburgiſchen und beider Kinder Rechten, „dermaßen, 
daß er uns zum beſten ein neu Zinsdorf von 40 Huben beſetzen jolt”. In gleicher Weiſe 
wurden folgende Schulzenämter begründet: 1480 zu Widminnen, 1542 Dziubellen, 
1547 Seet, 1550 Lippinsten, 1552 Rogallen und Jeſiorken, 1554 Stopargen und 
VBudzisken, 1555 Drosdowen, Gneiſt und Ogrodtlen. (K. St.⸗A. Hausb. 332 und 334), 

1) Toeppen, Geſch. Maſurens S. 90. 

) Bergmann, Geſch. der oſtpr. Stände und Steuern, Anl. 

) In den maſuriſchen Intern kamen 1782 rückſtändiger Steuern halben 174 
Freiguter zur öffentlichen Verſteigerung. Von dem Zuftande mancher ausgeſchriebenen 
Grundſtücke zeugten Vermerke wie dieſer: „Das Mack Koczienſche Erbe in Schlopien 
(Amt Drygallen) von 1 Hufe, 2 Mg. 160 Rut. mit der Taxe von 3 Rtl. 30 Gr. aus- 
geboten“. (pat, Int. Zett. 1782.) 

4) K. St.-A. Dftpr. Fol. 7917. 
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Abgaben aller Freigüter nur 5748 ½ Nil. betrugen. Etliche kleine Kölmer 
und Freie ſchuldeten feit 6 Jahren jegliche Abgaben. 

Von ähnlichen Ausfällen wurden die ſtaatlichen Kaſſen nicht bloß 
in Zeiten allgemeiner Mißernte betroffen. Vielmehr mußte in den mafu- 
riſchen Amtern alljährlich ein erheblicher Teil der Solleinnahmen aus 
verſchiedenen Urſachen geſtrichen werden. Beiſpielsweiſe follten die jähr⸗ 
lichen Steuern im Amte Lyck 1744/49 durchſchnittlich erbringen) an 


Generalhufenſchoß. 5229 Mtl. 47 Gr. 14 Pf. 
Allodifikations⸗ Canon.. 26 „ 74 „ 9 „ 
Ritterdienſtgeldernn 403 „ 30 „ — „ 
Fouragegeldern 2229 „ 27 „ 2 „ 


Servis- und Speiſegeldern. . 1404 „ 80 „ — „ 
zuſammen 9293 Nil. 79 Or. 7 Pf. 
Es betrugen aber die Ausfälle in dem gleichen Zeitraum durchſchnitt⸗ 
lich jährlich an 


Vergütungen wegen Neubauten 277 Rtl. 32 Gr. 11 Pf. 
e aht OT 2, a Te 
Se „ Mißwachs und Vieh- 
fen ABEL ALERT 
A „ bewilligter Freijahre.. 220 „ 4 „ 11 
5 „ verlaſſener und wüſter 
Buben 520 % N „ 
niedergeſchlagenen Neſte n „ S „ 


in Summa 2782 Ntl. 13 Gr. 15 Pf. 


Demnach beliefen ſich die Ausfälle auf rund 30% des veranſchlagten 
Solls. 

Ein Beiſpiel möge die Belaſtung der maſuriſchen Freidörfer näher 
veranſchaulichen ). Die Freien des zu Magdeburgiſchem Recht verliehenen 
Danowen im Amte Johannisburg waren zu 2 Kriegsdienſten verpflichtet 
und zahlten von 20 Hufen — darunter lagen 1767 fieben Hufen wüſt — 
zur Steuerkaſſe an 
General- Hufenſcho ß... 28 Rtl. 88 Gr. 9 Pf. 
Fouragegeldern. . e ere 
Servisgeldern . 
Nitterdienftgeldern . . - 


Io yy 
zuſammen 83 Nil. 42 Gr. 13 Pf. 


1) K. StA. Er. Min. 23a. ) K. StM. Präſt. Tab. 81. 


el 


Der außerdem an das Amt zu entrichtende Domänenzins betrug 
— Rtl. — Gr. 12 Pf. an Urkund, 
— „ 50 „ „ für 2 Pfd. Wachs, 
— „ 6 „ 12 „ an Wächtergeld, 
— „ 30 „ — „ an Böttelgeld, 
— „ 20 „ — „ an Inſtigatorgeld ), 
7 „ 31 „ — „ für 10 Schffl. Roggen, 
11 i „ 8 „ für 20 Schffl. Gerſte 


n 
- zufammen 19 Nil. 49 Gr. 14 Pf. 


§ 25. Die Preußiſchen Freigüter. 


Die Preußiſchen Freigüter wurden vom Orden urſprünglich nur an 
Stammpreußen als eine Art Dienſtlehen ausgetan. Die hiermit Be⸗ 
liehenen wurden zu ungemeſſenen Kriegsdienſten, auch außerhalb der 
Landesgrenzen, verpflichtet. Der Dienſt wurde in der leichten Platen⸗ 
rüſtung geleiſtet; die des Landes kundigen Preußiſchen Freien bildeten 
die Aufklärungstruppe, die bei den unaufhörlichen Grenzkriegen den und- 
ſchafterdienſt verſahe). Im Ermlande ſaßen die „preußiſchen Reiter“ 
(equites Pruteni) beſonders dicht in der Nähe der Südoſtgrenze, wo ſie, 


3) Urkund und Wachsgeld find auf den urſprünglichen Rekognitionszins zurück 
zuführen. Wächter, Böttel- und Inſtigatorgeld gehörten zu den im 17. Jahrhundert 
aufgetommenen Polizei- und Gerichtsgefällen. Inſtigatoren waren kurfürſtliche Be- 
amte mit richterlichen Befugniſſen, denen in jenen unruhigen Zeiten die Friedens⸗ 
bewahrung in den Grenzbezirken anvertraut wurde. 1548 erhielt ein Georg Warnin 
die Beſtallung als Inſtigator an den Grenzen des Amts Inſterburg. Er fol Grenze 
uberſchreitungen und Räubereien verhüten, da „vielfältige Klagen einkommen, wie die 
benachbarten außm Königlichen Theil unter dem ſchein der irrigen Grenzen in dies unſer 
Herzogthumb offt einfall thun, großen übermuth und allerhandt Inſolentien verüben, 
unſern Unterthanen mit entführungk ihrer Haab und ſonſten viel Drangſaal zufügen.“ 
Der neue Inſtigator ſoll „vermöge geleifteten Pflichten uns gewirrig, treu und holdt 
fein, an den Litthau- undt Polniſchen Grenzen beſtes Fleißes invigilieren, die Invaſores, 
welche in unſerm Herzogthumb Gewaldt verüben, auch auf friſcher That nicht balbe 
ergriffen werden können, mit recht verfolgen, alle Sachen, welche ihme committiret 
werden, ſowohl Civiles als Criminales, es fey an welchem orth es wolle, mit ſchleunigem 
Proceß erfordern ... die verbrecher zu verdienter gebührender Straffe ziehen“. Sein 
Gehalt beſteht in 220 Mk. bar, 30 Schffl. Roggen, 50 Gerbe und eine Zaft Hafer für die 
Pferde (K. St.⸗A. Hausbuch 186 b). Der Inſtigator follte ferner die Zurückforderung 
der über die Grenze entwichenen Untertanen in die Wege leiten (Breyſig, Ur. XVI 
©. 490, 516, 568). Inſtigatoren nannte man im 17. Jahrhundert auch die Aufſichts⸗ 
beamten bei der Alziſe (Breyſig a. a. O. XV S. 419, 448, XVI S. 755, 758). 

1) Weber, Preußen vor 500 Jahren S. 139. Vgl. auch das „Aufgebot zur 
Beste an die Frehen auf Samland vom Jahre 1464" (Beitr. z. Kunde Preußens 

351). 
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„mit den adlig⸗kulmiſchen Beſitzern zu einem Neiterheer vereinigt, den 
feindlichen Nachbarn bei deren häufigen Einfällen entgegentreten mußten“ ). 

Der fortwährende Kriegsdienſte) machte es erforderlich, daß bei der 
Beſetzung des Lehens die Kriegstüchtigkeit des Lehusmannes durch den 
Orden geprüft werden konnte. Deshalb war der Erbgang bei den zu „Preußi⸗ 
ſchem Recht“ verliehenen Gütern ein ſehr ſtrenger: die Töchter wurden von 
der Erbfolge ganz ausgeſchloſſen, ebenſo alle männlichen Seitenverwandten; 
unter den Söhnen wählte die Landesherrſchaft den ihr genehmſten aus. 
In Ermangelung erbberechtigter männlicher Nachkommen ſollte das Frei 
gut an den Lehnsherrn zurückfallen. Doch wurde verſchiedentlich auf 
weibliche Nachkommen Rückſicht genommen, ſobald fid) diefe mit geeigneten 
Männern verheirateten). 

Zu dem aufreibenden Kriegsdienſt und den ſtrengen Erbfolgebedin⸗ 
gungen kam noch die Verpflichtung zu Burgdienſten. Die Beſitzer ſämtlicher 
Preußiſchen Freigüter waren verbunden, „alte Häuſer zu brechen und neue 
zu bauen“. Sie zahlten ferner den Rekognitionszins, waren aber von 
Zehnten und ſonſtigen Abgaben frei⸗). 

Die Preußiſchen Freien befanden ſich alſo in weit ungünſtigerer 
Lage als die Beſitzer der kölmiſchen Güter. Die Landesherrſchaft verfuhr 

3) Engelbrecht a. a. O. S. 43. 

) Vis in den Anfang des 18. Jahrhunderts gehörten die zum Reiterdienſt er- 
forderlichen Ausrüſtungsgegenſtände zu den „eiſernen“ Beſaßzſtücken eines Freiguts, 
die in ſteter Bereitſchaft gehalten und bei Beſihwechſel dem kriegsdienſttüchtigen Nad- 
folger vollſtändig hinterlaſſen werden ſollten. Noch 1738 übergaben bei einer Erb- 
ſchaftsregulierung in einem Freigut zu Roſignaiten die Landgeſchworenen, wohl nach 
alter Gewohnheit, dem Stieſſohn des ſchichtgebenden Freien an erfter Stelle den zum 
„Dienſt“ zählenden Beſatz: 

„Ein Dienſt Pferd, taxiret 38 fl., 

Ein paar Piftohlen, 

Ein Degen mit dem Gehengk, 

Ein Mundierungs- Rock. 

Ein Sattel ohne Schabrack, 

Ein Hutt, Ein Mantel, 

Die Flinte ift weg.“ Dann wurde das lebende und tote Jre 
ventar verzeichnet (Grundbuch Friedrichsberg 177/3). 

9 Lehnbuch 462: „Nachdem Hanſen Romeitens Zweene Söhne bey Leiſtung 
ihrer Kriegsdienſte vorm Feinde Blieben, er aber zu Leiſtung der Dienft und Berride 
tung des Scharwerckes alters halben nunmehro Unvermögend, undt zu Beſitzung der 
zwey Preuſchen frey Huben zu Barten in ermanglung mehrer Söhne eine feiner Töchter 
zu verſtatten unterthänigſt gebeten, zu dem ende auch ihr ein tuchtigen, zu unſerm Dienſt 
und Pflichten anſtendigen Mann Michel Bröſen ausgeſuchet“, wird 1667 geſtattet, daß 
die Tochter im Erbe bleibt und der Bröſe in die Pflichten und Rechte ſeines Schwieger⸗ 
vaters eintritt. 

4) Plamicke, Berfaff. des Caml. S. 41. 
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mit ihnen manchmal recht willkürlich. Sie verlieh die Freigüter ohne Bu- 
ſtimmung der Inhaber an adlige Grundherren oder verſetzte den Beſitzer 
auf eine andere Stelle, wenn es fich darum handelte, für deutſche Einwanderer 
Platz zu ſchaffen ). Alles dieſes ließ das „Preußiſche Recht“, das auch 
„Erbrecht“ ſchlechthin?), ferner „ununterbrochenes Erblehnrecht“ und 
„Burglehnrecht“ benannt wurden), gegenüber den anderen im Ordenslande 
geltenden Lehenrechten als minderwertig erſcheinen . 

Viele Beſitzer Preußiſcher Freigüter richteten deshalb ihr Beſtreben 
mit Erfolg darauf, beſſere Beſitzrechte zu erwerben, entweder das Kölmiſche 
oder Magdeburgiſche. Im 15. und 16. Jahrhundert gelangten auch Adlige 
in den Beſitz urſprünglich zu Preußiſchem Recht verliehener Güter, worauf 
dieſen die adligen Vorrechte beigelegt wurden). Beiſpiele dafür, daß 
Preußiſche Freigüter zuſammengekauft und mit adligen Rechten aus⸗ 
geſtattet wurden, boten verſchiedene Rittergüter des Samlandes, u, a. 
Irglacken, Pomedien und Zonen ). Die der Landesherrſchaft heim- 


1) Weber a. a. O. S. 146f. Auch Engelbrecht a. a. O. S. 44. 

Y) Wölty und Mendthal, Url. d. Bist. Saml. II Nr. 303, 308, 340, III Nr. 
377, 378, 385, 392. 

3) Harthaufen a. a. O. S. 192. 4) Bruenneck, Grundeigentum II 2 S. 42. 

5) Gebauer, N. Pr. Pr. Bl. 1857. Zu Carmitten wird ein Freigut von 9 Haken 
mit mehreren anderen Haken 1542 als adliges Lehen an Jakob von Döben ausgetan. 
Ein 8 Haten 9 Morgen großes Freigut zu Corben wird 1615 ein adliges Lehen. 

Lohmeyer, Haushaltungsbuch S. 93: 1580 erhält Hans von Schönwieſe die zu 
Preußiſchem Recht beſeſſenen Güter in Kirpehnen, Bersnitken, Gorjeiten, Lintau und 
Polennen im Hauptamte Fiſchhauſen zu Magdeburgiſchen Rechten und eigener Ge- 
richtsbarkeit verſchrieben. 

6) In Irglacken mußte 1571 ein Freier feine 4 Haken für 101 Mk. 39 Schilling an 
Valtin von Manſtein verkaufen, weil er Dé aus Armut nicht weiter halten tonnte. Zu 
Pogirmen verliehen 1621 die Regenten des Herzogtums an den Kanzler Martin von 
Wallenrod zwei Preußiſche Freie mit 314 und 2% Hufen, weil ihre Acer mit denen 
des Edelmanns im Gemenge lagen und dieſerhalb und wegen der Viehtrift des öftern 
ſich Anlaß zu Streitigteiten boten (Amtsrechn. Tapiau 1621). Auf ähnliche Weiſe 
gelangten in der Provinz Hunderte dieſer Grundſtäcke in adlige Hand und hörten damit 
auf, als Freigüter zu beſtehen. 

1570 verſchrieb Herzog Albrecht Friedrich dem getreuen Hanſen von Wittmanns- 
dorf 60 Hufen, „die vom ſehligen Ruffus Grachten an uns gefallen... Erblich zu Lefn- 
recht und wie Lehenrechts artt und recht iſt. .. Zu noch mehrer ergenzung feiner Dienſte 
verleien wir Ihme auch hiemit den Zulaß, anwarttung gericht und gerechtigkeit über 
die drey Freien zu Gubeinen in unſerm Ambte Gremitten und bey feinem Hoffe gelegen, 
in alles Neun Huben Inhaltende, da er dann bereits auf unferm Zulaß den einen durch 
einen Kauff an Déi gebracht hatt, daß er alfo die andern beide, wen fie mit gutten willen 
vorkauffen wollen, ausfauffen, an Dé bringen und zu oben gedachtem Rechte haben 
ſolle, davon ſoll er uns, Landen und Leutten einen duchtigen Dienſt leiſten mit einem 
Pferde, Mann und Harniſch. Nachdem aber die drey Freyen von den Neun Huben Zwey 
Dienſt gethan, erlaffen wir Ihme den andern Dienſt“ (K. St.-A. Et. Min. 7d). 
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gefallenen oder von ihr ausgekauften Freigüter wurden oft gegen Zins⸗ 
zahlung zu Kölmiſchen Rechten neu verliehen ). 

Viele der ärmeren Freien wurden in die Maſſe der Bauern Herabe 
gedrückte). Auf Grund der Verpflichtung zu Burgdienſten belaſtete man 
ſie mit allen möglichen Arbeiten, die ſich vom bäuerlichen Scharwerk wenig 
mehr unterſchieden?). Die Dienſte und Auflagen der meiſten ländlichen 
Einſaſſen hatten mit der Zeit an Umfang bedeutend zugenommen, dazu 
„häufig unter Nichtachtung alter Freiheiten und Privilegien“). Dieſer 
Druck verurſachte mit den Samländiſchen Bauernaufſtand 1525, bei dem 
die unzufriedenen Preußiſchen Freien mit den Bauern gemeinſame Sache 
machten. Nach Niederwerfung des Aufſtandes verringerte ſich die Zahl 
der Freigüter dadurch, daß viele der Aufrührer ihres Beſitzrechts verlustig 
gingen. Die auffallende Menge der Neuverleihungen in den Jahren 1527/28 
läßt auf eine tiefgreifende Veränderung in den Beſitzverhältniſſen des 
Samlandes ſchließen. Damals entſtand die Mehrzahl der kölmiſchen 
Güter jener Gegenden, zum großen Teil wohl an Stelle der heim⸗ 
gefallenen preußiſchen Freigüter. 

Alle dieſe Urſachen erklären das Verſchwinden zahlreicher preußiſcher 
Freigüter. Als die Kriegsdienſte der Landeseinſaſſen nicht mehr ſo oft 
gebraucht wurden, war die Landesherrſchaft beſtrebt, die weuig einträg- 
lichen preußiſchen Freigüter aufzuheben und in Zinsgüter umzuwandeln. 
Herzog Albrecht äußerte einmal zum Herzoge Johann Albrecht von Mecklen⸗ 
burg: „Da wäre es auch eine böſe Plage in den Amtern, da ſäßen viele 
Freien innen; fie hätten gar nichts, ſondern wären wie loſe Bauen; fie 
müßten zwar mit Pferden und Harniſch dienen; aber ſie beſchwerten die 
Amter gar ſehr, da fie nichts gäben. Da ihrer zu viele wären, fo hätte man 
oft auf den Landtagen verſucht, fie abzuſchaffen, aber immer vergebens ..). 


1) Plümicke a. a. O. S. 43. 

3) Kern a. a. O. S. 157. — Die Amtsrechn. von Tapiau 1565 bemerkten zu 
Barthen: „Wohnen daſelbſten 4 freyenn, es ſindt aber ihr Bwen zu ezinſener gemacht“. 

3) Plümicke a. a. O. S. 45 ff. 

4) Voigt, Geſchichte des Bauernaufruhrs in Preußen im Jahre 1525. (N. Pr. 
Prob.-Bl. 1847) S. 2 u. S. 4 kennzeichnet er allgemein den damaligen Zustand alfo: 
„Außer den Klagen über die vermehrten Scharwerksdienſte bei Fronfuhren, Grashauen, 
Holzfällen, Düngerfuhren, Pflügen und Säen beſtimmter Lünderelen, Ausroden und 
Urbarmachen wüſter Heibeftreden und viele andere Dienſte, welche den Bauern auf- 
gebürdet waren, liefen fort und fort Beſchwerden ein über unmäßige Jagddienſte, über 
aufgebrungene Bauarbeiten bei Errichtung neuer Speicher. Küchen, Bad- und Brou- 
Häufer in den adeligen Schlöſſern, über Zäuneziehung bei Umhegung der Roßgärten; 
ferner waren hie und da auch die Getreideabgaben, die Leiſtungen des Pflugtorns, 
des Waldhafers u. dgl. geſteigert worden.“ 

) Noſtiz, Haushaltungsb. S. 46. 
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1437 wurden in den 8 Kammerämtern des Ordensanteils vom Samlande!) 
426 Kriegsdienſte von den Freien geleiſtet; im 18. Jahrhundert war die 
Zahl der Freien in dieſen Gebieten auf weniger als ein Drittel zurück 
gegangen. 

Die ganz allgemein gehaltene Beſtimmung, „alte Häuſer zu brechen 
oder zu beſſern und neue zu bauen“, bot von jeher Anlaß zu Übergriffen 
ſeitens der Ordensbeamten und Amtshauptleute. Unter dem Vorgeben, 
daß es fih um Burgdienſte handele, plagten fie die Freien mit unauf⸗ 
hörlichen Fronden, fo daß deren Klagen vor der Landesherrſchaft nie auf- 
hörten. Dies veranlaßte 1564 Herzog Albrecht zu einer an alle Amtshaupt⸗ 
leute gerichteten Deklaration) „Wegen der Pflichten der Freien“. Sie wies 
darauf hin, daß „der Punkt in den Handfeſten, alte Häuſer zu brechen oder 
zu beſſern oder neue zu bauen, etwas weit nicht ohne Beſchwerde der armen 
Leute gezogen und gedeutet“ worden ſei. Die Obliegenheiten der Preußiſchen 
Freien follten fortan folgende ſein: 1. Die zu Kriegsdienſten verpflichteten 
Freien ſollten Pferd, Harniſch und Waffen in ſteter Bereitſchaft halten, 
damit ſie bei jedem Aufgebot ſofort ſich geſtellen könnten. 2. Sie ſollten 
„alle Arbeit, wie die möge Namen haben, ſo zur Befeſtigung, beſſern, 
brechen oder Neubau derer Schlöſſer gehörig, es fey an Mauern, Graben, 
Stacketen, Gemächern, Dächern, Söllern oder anderes, nichts ausgeſchloſſen, 
unweigerlich zu leiſten und Zins zu entrichten ſchuldig ſeyn“, aber „nicht 
allein zu denen Schlöſſern und Aemtern, darunter fie geſeſſen, ſondern auch 
zu andern, wohin, ſo offt und wie ſie gefordert werden, obermeldete Pflicht 
thun.“ Es gehörten dahin auch die Dienſte an Mühlen, die in Schlöſſern 
oder nahe bei den Schloßgräben gelegen waren. 3. Diejenigen Freien, 
die in ihren Verſchreibungen noch zur Beſorgung der Poſten und Brief- 
ſchaften verpflichtet wären, ſollten dies unweigerlich wahrnehmen, ebenſo 
Wart- und Wachgeld, Kaufhaber, Pflugkorn, Wachs und Preußiſchen 
Pfennig, ſoweit dies von ihnen gefordert würde, willig darreichen und geben. 
Darüber hinaus ſollten die Amtshauptleute fie „mit keinem andern Schar 
werk oder Beſchwerung, es fey in Vorwerken, Höfen, Schüffereyen, Feld, 
Mühlen, Thämmen oder andern, ſo nicht zur Befeſtigung, Beſſerung, 
Brechen oder Neu-Bau der Schlöſſer gehörig“ belegen. Auch mit Lehm ⸗ 
und Kalkſteinfuhren zu den Ziegelſcheunen und Ein- und Ausfahren bei 
den Ziegelöfen ſollten ſie ferner nicht mehr beſchwert werden. 

Die Deklaration Albrechts blieb bis ins 18. Jahrhundert hinein für 
die Bemeffung der den Freigütern aufzulegenden Burgdienſte maßgebende). 


1) Ein Drittel des Samlandes ſtand unter biſchoflicher Verwaltung. 
3) Abſchrift im Geh. St.-A. Gen.-Dir. Oſtpr. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. 
3) Aber immer von neuem klagten die Freien, daß fie von den Hauptleuten mit 
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Im Jahre 1777 erging eine Verordnung, die die Burgdienſte der Kölmer 
genauer bezeichnete. Die auf Grund ihrer Verſchreibungen zu Burgdienſten 
verpflichteten Beſitzer kölmiſcher Güter ſollten nur zu Neubauten des 
Amtshauſes oder bei Reparaturen, deren Ausführung mindeſtens 400 Rtl. 
erforderte, nicht aber zur Unterhaltung der übrigen Amtsgebäude heran- 
gezogen werden. Obgleich die Verordnung der Preußiſchen Freien 
gar nicht gedacht hatte, glaubten ſie doch, dieſe Beſtimmungen auf ſich an⸗ 
wenden zu dürfen. Als die Freien des Amts Labiau beim Abbruch der 
Schloßmauer Dienſte verrichten follten, weigerten fie fih mit dem Hinweis 
auf die 1777 ergangene Verordnung. Ihnen wurde darauf eröffnet, 
daß jene Verordnung für die Freien gar nicht beſtimmt geweſen fei; fie 
müßten ihren Verſchreibungen und der Deklaration des Herzogs Albrecht 
gemäß auch weiter das Brechen der Amtsgebäude übernehmen ). 

Das Oſtpreußiſche Provinzialrecht ſtützte fih im Zuſatz 105, welcher 
die auf unadligen Gütern laſtenden Burgdienſte näher beſtimmte, ebenfalls 
auf die Vorſchriften der Deklaration von 1564 und wiederholte fie beinahe 
wörtlich. 

Die Lehnskonſtitution von 1738 beſeitigte für die Preußiſchen Frei- 
güter das landesherrliche Obereigentum, die Lehnseigenſchaft und das 
Heimfallsrecht des Staates. Die freie Verfügung über das Beſitztum war 
nunmehr nur noch durch den etwaigen Einſpruch der Brüder des Beſitzers 
beſchränkt. Ihnen mußte bei beabſichtigter Veräußerung oder Verpfän⸗ 
dung das Gut angetragen werden, und ſie waren ſchuldig, ſich innerhalb 
zweier Monate über den Antrag zu erklären?). Waren keine Brüder vor- 
handen, fo konnte der Beſitzer das Freigut nach Willkür verkaufen und ver- 
pfänden. In Ermangelung von Söhnen oder Mitbelehnten gelangten die 
weiblichen Nachkommen des letzten Beſitzers zur Erbfolge, und in deren 
Händen erhielt das Gut die Eigenſchaft eines Allods, vorausgeſetzt, daß es 
keinem Privatobereigentümer unterſtands). 

Die Preußiſchen Freigüter waren vom Allodifikationszins befreit; 
auf ihnen laſtete nur der Generalhufenſchoß, das Fourage- und Servis⸗ 
geld und die Fouragelieferung. 

Die Zahl der am Ende des 18. Jahrhunderts noch beſtehenden Preußi⸗ 
ſchen Freigüter konnte nicht ermittelt werden, da ſie in manchen Amtern 
den Beſitzungen der Kölmer zugerechnet wurden. Es pflegten dann alle 
mit beſonderen Privilegien bedachten Güter, gleichgültig, ob ſie zu Köl⸗ 
miſchem oder Magdeburgiſchem oder Preußiſchem Recht verliehen worden, 


Gewalt zu Scharwerksdienſten gezwungen würden. Vgl. Breyſig, Urt. u. Att. XV 
S. 271 und XVI S. 531. ) Geh. St. Tit. 34 Sett. 2 Nr. 15. ) Oſpr. 
Prov.. Zuſah 36 $ 11. 0 Digl. Juſat 43 35 24—29. 
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als Freigüter im weiteſten Sinne bezeichnet zu werden. Recht zahlreich 
ſaßen die Preußiſchen Freien noch in einigen ſamländiſchen Amtern und 
um Hohenſtein, Soldau, Oſterode, Liebſtadt und Raſtenburg. In den ſüd⸗ 
lichen Gegenden der Provinz bildeten ihre Beſitzungen oft vollſtändige 
Dörfer, die in Gold becks Topographie als,Cölmiſche Freydörfer“ bezeichnet 
werden, z. B. Bieſſellen, Gallinden, Thomaſcheinen, Podleiken, Plehnen 
u. a. Anders im Samlande; hier lagen die Preußiſchen Freigüter „mit 
wenigen Ausnahmen im Dorfsverbande, ohne daß die übrigen Güter 
desſelben Ortes ihre Qualität belafen", Kerns Ausführungen, daß im 
Samlande nur zwei Preußiſche Freidörfer beſtänden, könnten die falſche 
Vorſtellung erwecken, als wenn es im Samlande nur noch ſehr wenig 
Freie gegeben habe. In Wirklichkeit wohnten ſie in mehr als 40 Dörfern 
des Samlandes, aber verſtreut unter Kölmern und Bauern. So verteilten 
ſich die Freien des Hauptamts Fiſchhauſen in folgender Weiſe: Es ſaßen 
im Dorfe Craam deren 5, in Ponacken 4, in Kragau, Lengnieten, Pokalkſtein, 
Bohnau und Syndau je 3, in Drugthenen, Krattlau, Linkau, Plautwehnen 
und Wilkau je 2, in Arriſſau, Gudnicken, Hortlauken, Bludau, Compehnen 
und Naſtrehnen je 1. Im Oberlande und Natangiſchen gab es auch einige 
alleinliegende Preußiſche Freigüter. 

Zu Ordenszeiten waren den Preußiſchen Freien die Güter nach 
Haken bemeſſen worden; mancher hatte nur einen Haken erhalten, alfo 
etwa 45 Morgen). Später wurde auch für die Beſitzungen der Freien 
das Hufenmaß gebräuchlich. Die im Dorfverbande befindlichen Freigüter 
entſprachen in der Größe meift den bäuerlichen Grundſtücken; ſelbſtändige 
Freigüter umfaßten 6—12 Hufen und ſehr felten mehr. 

Im Jahre 1777 zählte man in den Amtern Grünhof 44, Caymen 30, 
Soldau 111, Brandenburg 10, Waldau 27, Kobbelbude 6 und Hohenſtein 172 
Preußiſche Freie ). 

Eine größere Zahl Preußiſcher Freihufen verzeichnete Mangelsdorf 


1) Gebauer a. a. O. S. 215. — Im Amte Tapiau befanden fih Freigüter in den 
Dörfern Barthen, Biothen, Behladen, Keylau, Leipen, Liſchtau, Moterau, Oblitten, 
Köthen, Pomedien, Pomauden, Poſſindern, Zohpen. 

2) Plümicke gibt S. 62 den Umfang von 374 im Samland belegenen Preußiſchen 
Freigütern während des 14. Jahrhunderts an. Von dieſen waren 


45 unter 3 Halen groß, 
102 umſaßten 3— 5 Haken, 


85 „ 6-10 „ 
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und ein Gut war mehr als 50 Haken groß. 
3) Geh. StM. Dual. d. Einf. 
Stein, Die lündl. Berfafiung Oftpreußens. Schr. d. Inſt. f. ORD. W. Heft s. 11 
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außerdem in den Amtern Balga (36), Pr.-Holland (51%), Labiau (73), 
Mohrungen ⸗Liebſtadt (143), Neuhauſen (75%), Pr.⸗Eylau (55%) Pr. -Marte 
Liebemühl⸗Dollſtädt (136), Tapiau (151). Die beim Amte Raſtenburg 
genannten Ortſchaften waren aber zum Teil in adligen Beſitz überge- 
gangen). Auch im Ermlande hatte fih das Beſitzrecht der Preußiſchen 
Freien bis ins 18. Jahrhundert erhalten. Die Präſtations⸗Tabelle des 
Amts Guttſtadt verzeichnete z. B. 1785—86 in Deppen 6 Preußiſche Freie 
auf 15 Hufen und in Unter⸗Kapkeim 10 Freie auf 40 Hufen ). 


8 26. Die Schatullgüter. 


Unter den beiden Herzögen in Preußen hatten ſich die Stände der 
Verfügungsgewalt über die herrſchaftlichen Ländereien bemächtigt. Die 
Verwaltung der Domänen geſchah durch ſtändiſche Beamten, und die Er⸗ 
träge floſſen in den Landkaſten. Markgraf Georg Friedrich war deshalb 
darauf bedacht, durch Schaffung neuer, dem ſtändiſchen Regiment entzogener 
Grundbeſitzſtellen die Einnahmen des Fürſten zu vermehren. Die aug- 
gedehnten Forſten hatten jederzeit der landesherrlichen Auſſicht unmittelbar 
unterſtanden; die Einkünfte daraus gingen der fürſtlichen Schatullkaſſe 
zu. Weite Strecken der herzoglichen Waldungen wurden der Kultur er- 
ſchloſſen und dabei die Einnahmen des Landesherrn bedeutend vermehrt. 
Dem Beiſpiele des Markgrafen folgten alle preußiſchen Fürſten des 17. 
Jahrhunderts. Beſonders Kurfürſt Friedrich Wilhelm betrieb das Mne 
ſiedelungsgeſchäft aufs nachdrücklichſte und ſchuf fid) auf diefe Weiſe Unter- 
tanen, „die allein von ihm abhängig waren und allein an ihn ihre Abgaben 
zahlten, und eiferfüchtig hatte er darüber gewacht, daß fie nicht in die Landes- 
verwaltung einbezogen wurden, wohin die Tendenz der Oberräte und der 
Stände gehen mußte“). So wurde die feit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
im Preußenlande erlahmte, wenn auch nie ganz eingeſtellte Koloniſations⸗ 
arbeit im 17. Jahrhundert wieder in größerem Umfange aufgenommen. 

Die Bedingungen des Anbaues waren äußerſt günſtig. Die An- 
ſiedler erhielten mehrere Freijahre zur Errichtung der Gebäude und Ur- 
barmachung der Ländereien. Die Ausführung geſchah in verſchiedener 
Weiſe. Oft wurde ein größeres Waldgelände einem Unternehmer zur 
Beſiedlung mit Ackerwirten übergeben, und dieſer erhielt in der neuen 
Ortſchaft zugleich das Schulzenamt. Man paßte ſich alſo genau dem bei 
der Koloniſation früherer Jahrhunderte üblichen Verfahren an. Manchmal 
übernahmen mehrere Perſonen gemeinſam ein ihnen angewieſenes Wald- 

1) Pr. Nat-Bl. 1 S. 58ff. ) Rab. StA. Dom.-Reg. 

3) Skalweit, Domänenverwaltung S. 30 u. Triebel, Finanzverwalt. S. 29f., 
34f., 42f. u. 51f. 
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ſtück, verteilten es unter ſich und legten das Dorf an. In vielen Fällen 
wurden einzelne Hufen oder Morgen ausgetan, und die Annehmer bauten 
ſich im nahen Dorfe unter anderen Grundbeſitzern an; deshalb fanden fich 
ſo oft Schatuller in Bauerndörfern. Nicht ſelten vergrößerten die in der 
Nähe der landesherrlichen Forſten anſäſſigen Adligen und Kölmer ihre 
Güter durch Übernahme von Forſtabſchnitten; fie hatten dann diefe Schatull⸗ 
ländereien beſonders neben ihrem adligen oder kölmiſchen Grundbeſitz 
zu verzinſen ). 

Über die ausgegebenen Ländereien wurden von der Oberforſtbehörde 
erbliche Verſchreibungen ausgeſtellt, die ſogenannten Berahmungen, 
nach denen die neuen Siedlungen auch wohl die Bezeichnung Berah⸗ 
mungsdörfer erhielten. Der den Grundſtücken auferlegte Zins gelangte 
in die kurfürſtliche Schatullkaſſe, und von dieſem Umſtand rührten die 
Namen Schatullgüter bzw. einſaſſen her. 

Die Einrichtung der Schatullgüter förderte die Koloniſation Oſt⸗ 
preußens in erheblichem Maße. Sie ſtellte die dritte große Beſiedlungs⸗ 
periode dar, in der die zur Ordenszeit noch wenig berührten Hauptämter 
Inſterburg, Labiau, Taplacken, Tapiau, Tilſit, Ragnit, Ortelsburg und 
Neidenburg der Kultur weiter erſchloſſen wurden. Die Beſiedlung frei⸗ 
lich geſchah diesmal nicht vorwiegend mit Deutſchen, ſondern im Süden 
überwog das polniſche und im Norden das litauiſche Element. Nördlich 
des Pregels drang der litauiſche Stamm über die ungefähr zwiſchen Moos- 
bruch und Auerfluß verlaufende urſprüngliche Volksgrenze nach Weſten 
bis an das Haff und die Deime vor und überſchwemmte das Gebiet von 
Mehlauken und Lauliſchken ). 

Die Beſitzer dieſer Grundſtücke ftanden bis zum Anfange des 18. Jahr- 
hunderts unter der Gerichtsbarkeit der Forſtbehörden. Unter Friedrich 
Wilhelm I. erfuhren die Verhältniſſe der Schatulleinſaſſen eine durch⸗ 


1) Bergmanns Darſtellung a. a. O. S. 116 über die Entſtehung der Schatull⸗ 
ortſchaften nötigt zu einigen Bemerkungen. Er fet die Siedlungstätigteit der Adligen 
und Kölmer, „die (als Unternehmer) größere Gebiete der „Wildnis“ mit unterthänigen 
Bauern befiedelt haben und fo ganze Dorſſchaften und Vorwerke beſttzen“, an die Spitze. 
Solcher adliger Ortſchaften auf ehemaligem Schatullboden gab es aber im 18. Jahr- 
hundert nur ſehr wenige. Wie die Kölmer untertänige Bauern anfiedeln und ganze 
Dorfſchaften beſtzen Tonnten, bleibt völlig rätselhaft. Der Erſchließung der Forſtlände⸗ 
reien durch freie Anfiedler mißt er nur eine untergeordnete Bedeutung zu und schreibt 
darüber: „Den Neft bildeten die fog. „Neuſaſſer“, die einzeln ſiedelnd, zugewieſene 
Stüde der Wildnis urbar gemacht hatten.“ Tatſächlich jedoch hatten dieje Kolonisten 
den Hauptanteil an der ganzen Veſiedlungsarbeit; doch ſiedelten fie nur felten einzeln, 
ſondern in der Regel gemeinſchaftlich, und durch fie entſtanden die zahlreichen Schatull- 
dörfer im Süden und Norden des Landes. 

3) Kuck, Siedlungen in Nabrauen, S. 30. 
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greifende Anderung. Der König erkannte, daß die Verwaltung dieſer 
rein landwirtſchaftlichen Betriebe durch eine Forſtbehörde unzweckmäßig 
fei und zu unnötigen Reibungen mit den Behörden der Domänenver⸗ 
waltung führen müſſe. Bei den völlig veränderten politiſchen Zuſtänden 
in Preußen konnte der Grund, der für die Ausſonderung der Schatull- 
güter aus der allgemeinen Domänenverwaltung beſtimmend geweſen 
war, nicht mehr als maßgebend angeſehen werden. Der Grundſatz der 
Einheitlichkeit und Vereinfachung gebot, jenen Ausnahmezuſtand zu be- 
feitigen. Der König ordnete 1714 an, daß die Schatulleinſaſſen, ſowohl 
in Betreff der Verwaltung als auch der Polizei und Gerichtsbarkeit, den 
nächſten Domänenämtern untergeordnet werden ſollten, was erſt nach 
einigem Sträuben der Beteiligten gelang. Zugleich brachte man bei dieſer 
Gelegenheit die niedrigen Grundgefälle der Schatuller auf den ſonſt im 
Lande üblichen Fuß; doch blieben die Schatullgüter auch fernerhin von 
der Zahlung der Kontribution, des Fourage- und Servisgeldes verſchont ). 

Nach ihren Rechten und Pflichten unterſchied man mehrere Gruppen 
der Schatulleinſaſſen. Den Schatullkölmern waren die Grundſtücke zu 
Kölmiſchen Rechten verſchrieben worden; fie zahlten nur einen Grundzins 
und waren von allen bäuerlichen Laſten, Burgdienſten und meiſtens auch 
vom Kopfſchoß frei. Die Anficht Skalweits, daß die Kölmiſchen Rechte 
durch Kauf der Beſitzungen erworben waren, beſtätigt ſich aber nicht. 
Eine anſehnliche Zahl herangezogener Berahmungen enthielt keinerlei 
Angaben über den Kauf des Grund und Bodens; ja in einem Falle wurde 
ogar das Anerbieten, einen Kaufpreis zu erlegen, um dadurch die Zah⸗ 
ung eines geringeren Zinſes zu bewirken, bei der Beſtätigung durch den 
Kurfürſten zurückgewieſen?). Dagegen gaben die das Dorf gründenden 


1) Skalweit a. a. O. S. 30 f. 

3) Oftpr. Fol. 12842: Der Oberforſtmeiſter von Oppen verſchrieb 1699 einem 
Jakob Lazarovius 7 Hufen Wildnisland im Amte Angerburg zu Kölmiſchen Rechten. 
Die Berahmung enthielt folgende Bemerkungen: „Derſelbe erbietet Dé ſonſten woll, 
umb Déi einigermaßen vom Binfe zu liberiren, anſtatt def; gedachten jährlichen Zinſes 
einmahl vor allemahl von jeder Huben Einhundert Mart Kaufgeldt und darneben noch 
einen jährlichen Zinß von der Hube A 6 Mark zu entrichten, indem er meinet, daß, wenn 
man von Einhundert Mark Kapital die jährliche Intereſſe, nehmlich 6 pro Cento rechnet, 
es auf eines mit dem accordirten Zinfe von 12 Mark auskommen würde, jo wird solches 
Anerbieten einzig und allein Sr. Churfürſtl. Durchl. gnädigſtem Gefallen anheimge- 
ſtellet, welche Condition dieſelben eigentlich zu accepticen und in der Konfirmation Déi 
darüber zu erklären gnädigſt geruhen wollten.“ Die Berahmung erhielt die landesherr⸗ 
liche Beſtätigung, „jedoch mit der Condition, daß derſelbe jährlich die veraceorbirete , 
Zwolff Mark Bing von jeder Hube, als welche Se. Churfl. Durchl. dero Intereſſe zu- 
träglicher als das vorgeſchlagene Kaufpretium anzunehmen erachten, richtig abtragen, 
daneben auch die Kopfaceiſe und das Schutgeldt, welches von dero zur Unterſtützung 
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Unternehmer in den meiſten Fällen ein Einkaufsgeld für einige Hufen, 
wodurch ſie in den Beſitz zinsfreier Schulzereien gelangten. 

Die übrigen Schatulleinſaſſen beſaßen die übernommenen Hufen 
ebenfalls erb- und eigentümlich, ohne dabei der beſonderen Vorrechte 
der Kölmer teilhaftig zu fein. Sie waren außer dem Grundzins noch zur 
Zahlung des Schutzgeldes und des Kopf- und Hornſchoſſes verpflichtet. 
Daneben lagen ihnen verſchiedene Arbeiten in den Forſten und Burgdienſte 
ob. Gemeinhin unterſchied man noch Schatuller ſchlechtweg und Schatull⸗ 
bauern. Dieſe Gruppierung beruhte auf den vom Generaldirektorium 
ergangenen Verfügungen vom 24. Mürz 1729 und 18. April 1754. Es 
ſollte unterſchieden werden zwiſchen den mindeſtens 4 Hufen beſitzenden 
„Schatullern“ und den einen geringeren Beſitz innehabenden „Schatull- 
bauern“. Jene wurden bei Remiſſionen den Kölmern und Freien, diefe 
den Domänenbauern gleich behandelt. Im übrigen waren die rechtlichen 
Beziehungen beider Gruppen dieſelben. 

Die Schatullkölmer und Schatuller wohnten oft auf alleinliegenden 
Schatullgütchen, die Schatullbauern aber ausnahmslos in Dörfern zu⸗ 
ſammen. Außer den mittels beſonderer Berahmungsurkunden auf genau 
feſtgeſetzten Hubenſchlägen begründeten Schatullbauerdörfern gab es 
auch allmählich zu Gemeinden zuſammengeſchloſſene Ortſchaften ohne 
Privilegien, deren Einſaſſen „auf Scheffel Plätzen successive ſich ange- 
bauet“ hatten. Haxthauſens Annahme, daß die drei Arten der Schatull⸗ 
grundstücke nacheinander, und zwar die Schatullkölmer erft nach 1709, ent- 
Bopen feien, ift ganz abzuweiſen. 

Die Berahmungen der Schatullkölmer und einfachen Schatuller 
lauteten nicht ſelten gleich; es entſtanden daher in der Folgezeit Zweifel, 
welcher Art von Schatullgütern die Beſitzung zuzurechnen jet). Schließ ⸗ 
lich regelte eine Verfügung des Juſtiz- und Finanzminiſteriums vom Jahre 
1786 die unſicheren Verhältniſſe. Den ſchatullkölmiſchen Gütern wurden 
a) diejenigen zugerechnet, deren Berahmungen die landesherrliche Beſtä⸗ 
tigung erhalten hatten, b) diejenigen, denen zwar die Beſtätigung durch 
den Landesherrn fehlte, die aber von jeher die Kölmiſchen Sonderrechte 
genoſſen hatten ). 

Von den Schatullbauern verlangte man nicht überall die gleichen 
Leiſtungen. Im Amte Tapladen hatten fie die Geſtellwege in den Forſten 
zu räumen, Spanndienfte bei dem Bau der Forſtgebäude zu leiſten, das 


der Chatoull-Ländereien verordneten Commiſſarits angeſetzt werden wird, jedesmahl 
zu behöriger Zeit entrichten.. 

) Leman, Juſttzverſaſſung S. 184. 

3) Geh. St.- A. Gen.⸗Dir. Tit. 34, Sekt. I Nr. 80. 
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Wildbret zur königlichen Küche nach Königsberg zu ſchaffen und bei Wolfs- 
jagden Wagen und Leute zu ſtellen. Die den Schatullbauern zukommenden 
Pflichten mehrten ſich in den Amtern mit wenig Scharwerksbauern. Der 
Beamte von Mehlauken berichtete 1777 darüber: „Dieſe Schatull-Bauern 
zahlen in denen Gegenden des Amts Mehlauken vor ihre Güter, die nicht 
den beſten Boden haben, einen ziemlichen Zins und können bei denen 
vielen Dienſten und Fuhren, ſo ſie zu leiſten haben, in ihrer Wirtſchaft 
nicht vorwärts noch zum Wohlſtande kommen, wenn ſie nicht durch Ein- 
ſchränkung der Burgdienſte ſoulagiret werden“. Im Amte mußten jährlich 
4000 Achtel Holz für den Königsberger Holzgarten geſchlagen und an den 
Timber geſchafft werden. Dazu waren die meilenlangen Dämme und 
Straßen in dem „Großen Baumwalde“ zu unterhalten. 

Ein genaues Verzeichnis aller den Schatulleinſaſſen obliegenden 
Leiſtungen ſtellte 1777 der Amtmann von Lappönen auf ). Die Schatull⸗ 
kölmer wurden den eigentlichen Kölmern gleichgeſtellt. Die Schatuller 
und Schatullbauern waren verpflichtet: 

a) Zu Fuhren und Handdienſten bei Bauten und Reparaturen 
der Kirchen, Schulen und Mühlen, denen ſie zugehörten, 

b) zu Burgdienſten beim Bau der Amtsvorwerke, 

c) zur Schüttung und Reparatur der Dämme, 

d) zur Hilfeleiſtung bei Kanal- und Schleuſenbauten, 

8 „ beim Bau der Königlichen Magazine, 

D „ bei Bauten des Stutamts Trakehnen, 

g) zu Burg- und Handdienſten beim Bau der Forſthäuſer, denen 
ſie in Anſehung der Holzungen zugehörten, 

h) zu Kriegsfuhren aller Art, 

i) zu Campements- und Marſchfuhren, 

k) zu den gewöhnlichen Vorſpannfuhren, 

1) zur Hergabe von Pferden für die den Deſerteurs nachſetzenden 
Offiziere und zur Stellung der Wachtpoſten, 

m) zu Vorſpann bei Anweſenheit des Landesherrn, 

n) zur Lieferung der Fourage an die Kavallerie, 

o) zur Geſtellung von Leuten und Wagen bei Wolfsjagden, 

p) zur Hergabe des Vorſpanns für die Artillerie und Proviant- 
wagen, 

q) zur Unterhaltung der Stege, Wege und Brücken, 

r) zum Holzſchlag für den Königsberger Holzgarten, 

s) zur Lieferung von Roggen und Roggenmehl an die Magazine 

gegen Bezahlung, 


1) Geh. StM. Qual. d. Einf. 
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t) zum Beitrag von 30 Gr. für die Hufe zur Herſtellung des neuen 
Dammes bei Tapiau, 

u) zur Hergabe von Zuſchußgeldern, Handarbeitern und Fuhren 
bei den Fortifikationsarbeiten in Graudenz und Grabau, 

v) zur Verpflegung einquartierter Truppen auf Märſchen, 

w) zur Anfuhr des Deputatholzes für das Inſterburgiſche Juſtiz⸗ 
kollegium, 

x) zur Anfuhr des Deputatholzes für die Kirchen- und Schulbe- 
dienten, 

y) zum Beitrag von 6 Groſchen auf die Hufe für die Unterhaltung 
der Pfarrwitwe, 

z) zur Lieferung der Schreibfeder-⸗Poſen für eine Hod- 
geordnete Königl. Oſtpr. Kriegs⸗ und Domänenkammer, 

aa) zur jährlichen Ablieferung von 12 Sperlingsköpfen auf eine 

Hufe, 

bb) zur Bezahlung des Kirchendezems und der Kalende, 

ce) zur Hergabe des Vorſpanns für den Salzinſpektor, 

dd) zur Hergabe des Vorſpanns für den Erzprieſter, 

ee) zur Beiſteuer von 14 Sheff. Roggen jährl. auf die Hufe für 

die Verpflegung der Ortsarmen. 

Die meiſten Schatullbeſitzungen befanden fih in der Nähe der großen 
Forſten im Norden und Süden der Provinz, aljo in den Amtern Linkuhnen, 
Lappönen, Mehlaufen, Saalau, Georgenburg, Inſterburg, Labiau, Tap- 
lacken, Tapiau, Ortelsburg. Mensguth, Willenberg, Friedrichsfelde und 
Neidenburg. Das Amt Friedrichsfelde beſtand aus lauter Schatullbe⸗ 
ſitzungen; im Jahre 1777 wohnten daſelbſt in 26 Ortſchaften 556 Schatulle 
einſaſſen; auch im Amte Mehlauken wohnten faſt lauter Schatulleinſaſſen, 
insgeſamt in 40 Dörfern. In Goldbecks Topographie ſind verzeichnet: 


a) ſchatullkölmiſche Dörfer in Oſtpr. 21, in Litauen 81, 

b) ſchatullkölmiſche Güter „ „ 22, „ = 43, 

c) einzelne Schatullgüter „ „ 62, „ S 50, 

d) Schatulldörfer „ „ 137, „ „ 201. 

Die Schatuller und Schatullbauern befanden fih alfo den Schatull- 
kölmern gegenüber in beträchtlicher Überzahl; Skalweit hat ſogar ange- 
nommen, daß die Schatullkölmer nur den fünften Teil der ſämtlichen Schatull⸗ 
einſaſſen ausmachten. Zwar ijt eine genaue zahlenmäßige Scheidung der 
verſchiedenen Gruppen der Schatullbeſitzungen nicht möglich; denn es 
liegen nicht die Zahlen aus allen in Betracht kommenden Amtern vor. 
Wo dies aber der Fall ift, ergeben fich ganz andere Verhältniszahlen zwiſchen 
Schatullkölmern und den anderen Schatulleinſaſſen. Das Amt Willenberg 
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zählte 1802 neben 234 Schatullkölmern 407 Schatullbauern; 1777 wurden 
im Amte Tapiau nur Schatullkölmer aufgeführt, auch im Amte Czychen 
gab es nur 45 Schatullkölmer und ſonſt keine anderen Schatullbeſitzer. 

Für die Mehrzahl der Schatullbeſitzungen trat an die Stelle der 
Kontribution zu dem Grundzinſe ein Kopf, Horn- und Klauenſchoß, auch 
mußte die Fourage gegen Bezahlung an die Magazine geliefert werden ). 
Einzelne Amter erhoben von den Schatullern noch ein beſonderes Schutzgeld 
zur Domänenkaſſe. 


S 27. Der Eigenkätner. 


Schon zu Ordenszeiten hatte man für die Einrichtung Heiner Befit- 
ſtellen Sorge getragen. Es entſtanden neben den Burgen und Ordens⸗ 
vorwerken und in den Dörfern zahlreiche „Garthäuſer“, deren Inhaber 
einiges neben ihrem kleinen Hauſe gelegenes Gartenland bewirtſchafteten 
und wegen des geringen Ertrages ihrer Beſitzungen gezwungen waren, 
ſich in der Umgegend auf Lohnarbeit zu verdingen. Meiſtens waren ſie 
zu einigem Handſcharwerk bei den nächſten Ackervorwerken verpflichtet. 

Von dem Vorhandenſein derartiger „Gärtner“ berichten am häu⸗ 
figſten die ermländiſchen Urkunden. Im Ermlande pflegte ſchon bei der 
Anlage des Dorfes das etwaige Übermaßland unter ſolche Kleinwirte 
verteilt zu werden. So hatte der Biſchof 1353 zur Beſiedlung des Dorfes 
Freimarkt 60 Hufen angewieſen; aber die Maßſtreckung ergab reichlich 61 
Hufen innerhalb der Gemarkungsgrenzen. Das Übermaß wurde in 4 
„Gärten“ geteilte). Die Gärtner galten immer ſchon als Eigentümer ihrer 
Beſitzſtellen und ſind wohl zu unterſcheiden von den Lohngärtnern oder 
„ſchlechten Gärtnern“. Oft wurden ſie zu Kölmiſchem Recht angeſetzt. 
1528 verſchrieb Herzog Albrecht „unſern lieben getreuen, den Teutſchen 
und Kölmiſchen Gärthnern vor unſerm Hauſe Caymen, ihren rechten Erben 
und Nachkömmlingen den Heiligen Wald daſelbſt vom Hauſe Caymen, 
dazu 10 Morgen Palbe, im ſelben Walde gelegen, daß alles zuſammenhält 
Anderthalb Hufen, erblich zu befigen und zu gebrauchen“). Dergleichen 
„Kölmiſche Kaufgärtner“ beſtanden auch in Powunden, Laptau, Taplacken 
und Kleinhof⸗Tapiau. 

Die Klaſſe der „Eigenkätner“, denn fo wurden feit dem Anfang des 
18. Jahrhunderts die kleinſten Grundbeſitzer allgemein benannt, vermehrte 
ſich außerordentlich infolge der Förderung, die Friedrich der Große ihrem 
Anbau zuteil werden ließ. Die Eigenkätner pflegten ſich in vielen Fällen 


) Bol. dazu auch Skalweit a. a. O. S. 32. 
Röhrich, Kolonifation, Zeitſchr. d. Erml. Bd. 18 S. 258. 
) Dual, d. Einf. 
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auf dem Dorfanger neu anzubauen. Um die Anſetzung zu erleichtern, 
wurde die Oſtpreußiſche Kammer am 8. Februar 1778 angewieſen, 
forthin von den Heinen Leuten weder Grund- noch Gartenzins oder Kopf. 
und Hornſchoß zu erheben, ſondern es ſollten diefe Gefälle in die Dorfkaſſe 
fließen, weil ja die Anſiedlung auf dem Anger des Dorfes geſchehe. „Wir 
glauben dadurch die mehreſten Schwierigkeiten zu heben, welche gemeinig ⸗ 
lich von den Dorfeinſaſſen wider den Anbau ſolcher ſogenannten kleinen 
Leute gemacht werden, und zugleich werden auch vermutlich mehr Leute 
animiret werden, Dé in der Art anzubauen und ein Etabliſſement zu fore 
mieren, Die Verſchreibung muß indeſſen wegen des erlangten Eigentums 
von Euch gratis erteilet und zur Konfirmation eingeſendet werden, wofür 
aber ſowohl bei euch als auch hier nicht das geringſte an Gebühren, auch 
nicht einmal an Bogen-Stempel⸗Papier genommen, ſondern alles Rune 
und ex officio expediret werden ſoll“ ). 

Die Kammern ſträubten ſich, die geſamten Gefälle der Cigentätner 
an die Dorfkaſſe zu überlaſſen, und wendeten ein, daß doch auch der Dorf- 
anger landesherrlicherichrund und Boden fei. Schließlich wurde die An- 
gelegenheit in der Weiſe geregelt, daß der Grundzins der Dorfgemeinde, 
der Kopf- und Hornſchoß aber der Domänenkaſſe zufließen ſollte. Die Eigen- 
kätner im Ermlande, die bisher an Stelle des Schoſſes ein „Spinn⸗ und 
Scharwerksgeld“ und ein Schutzgeld gleich den Handwerkern erlegt hatten, 
follten fortan nur das übliche Schutzgeld an die Domänenkaſſe zahlen. 

In einem Gutachten vom 31. Juni 1786 mißbilligte die Oſtpreußiſche 
Kammer das bei Anſetzung der Eigenkätner auf dem Dorfanger beobachtete 
Verfahren. Obgleich den Bauern nicht das geringſte Anrecht auf die Gründe 
des Dorfes zuſtünde, hätten fie ſich die königliche Gnade in der Weiſe 
zu Nutze gemacht, daß ſie Stücke des Angers einzäunten und als Gartenland 
gebrauchten. Daraus, daß die Grundabgaben der Eigenkätner der Gemeinde- 
ite zugeführt wurden, fei nämlich allgemein die Anſchauung erweckt 
worden, als ob der Dorfanger zur freien Verfügung der bäuerlichen Ein- 
ſaſſen ſtünde. Infolgedeſſen würde die königliche Abſicht geradezu vereitelt 
und die vermehrte Anſetzung der kleinen Leute erſchwert. Die Antwort 
des Generaldirektoriums betonte, daß die Verordnung keineswegs ſo aus⸗ 
gelegt werden dürfe, als hätten die Bauern hinfort das Recht auf beliebige 
Nutzung des Dorfangers erhalten; es ſei ihnen nur der Grundzins der 
Eigenkätner zugewieſen, um ſie anzuregen, deren Anſetzung ſo viel als 
möglich zu unterſtützen. Die Domänenbeamten möchten darauf achten, 
= ſich die Bauern nicht unbefugterweiſe in den Beſitz der Dorfgründe 
etzten. 


1) Geh. St.-A. Gen.-Dir. Oſtpr. und Lit. Mat. Tit. 34 Sekt. I Nr. 115. 
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Die beſondere Aufmerfamfeit, die König Friedrich der Anſetzung 
der Katenbeſitzer ſchenkte, war ein Glied in der langen Reihe von Maß⸗ 
nahmen, die die Hinwegräumung der unfreien Arbeitsverfaſſung in Do- 
mänen und Rittergütern bezweckten. Die Vorbedingung dafür, die geſamten 
ländlichen Arbeitsverhältniſſe auf eine die perſönliche Freiheit des Einzelnen 
verbürgende Grundlage zu ſtellen, war die Vermehrung einer freien Be⸗ 
völkerungsklaſſe, die darauf angewieſen blieb, den Lebensunterhalt der 
Ihrigen durch Lohnarbeit in den benachbarten landwirtſchaftlichen Betrieben 
zu erwerben. Oſtpreußen beſaß wohl einen ſtarken Stamm freier Lohne 
arbeiter in den zahlreichen Gärtnern, Inſtleuten und Losgängern, doch 
erſchienen dem Könige dieſe von hier nach da herumziehenden, auch in 
größerer Menge fih ins Ausland begebenden landwirtſchaftlichen Hand⸗ 
arbeiter für feine Zwecke nicht geeignet. Er ließ ſich von der Anſchauung 
beſtimmen, daß der Arbeiter an den Boden, den er durch ſeiner Hände 
Fleiß bearbeiten ſollte, auch durch das Band des eigenen Beſitzes gekettet 
werden müßte, ſollte er nicht zu einem landfremden, von den jeweiligen 
Wirtſchaftslagen und Arbeitsgelegenheiten hin- und hergeworfenen Prole- 
tarier herabſinken. 

Des Königs Wünſche waren auf nichts geringeres als auf die Schaffung 
eines bodenſtändigen, mit kleinem Grundbeſitze ausgeſtatteten Landarbeiter⸗ 
ſtandes gerichtet. Das ergab ſich ſehr klar aus einem Schreiben an die 
Königsberger Kammer vom 13. April 1770: „Wir ertheilen Euch hiemit 
zur Reſolution, wie Ihr Euch mit allem Ernſt dahin beſtreben müſſet, 
es ſueceſive dahin einzurichten, daß die Gärthners, welche bey den Vor- 
werkern den Hofdienſt mit Egden, Pflügen und allerley Handdienſten ver- 
richten, ebenfalls ihre Wohnungen als eigen acquiriren, und um diefe Unfere 
Abſicht erreichen zu können, müſſen die baufällig werdenden Gärthner⸗ 
Häufer in eintzelnen Wohnungen wieder erbauet und ſolche ſodann mit 
denen dazu gelegten Gürthen und Ackern, auch mit Beybehaltung des 
Deputats und dagegen zu leiſtender Dienſte denen Beſitzern erblich über- 
laſſen werden, wie ſolches mit großem Nutzen in Schleſien ſchon feit vielen 
Jahren eingeführt ift”. 

Es bietet fich uns hier der bedeutſame Verſuch einer Seßhaftmachung 
der Landarbeiter vor faſt 150 Jahren. Der königlichen Abſicht ſtellten 
ſich mancherlei Widerſtände entgegen. Die Domänenpächter waren für 
eine Seßhaftmachung und Ausſtattung der Arbeiter mit erblichem Beſitz 
nicht zu erwärmen, weil dadurch deren Stellung ihnen gegenüber zu felb- 
ſtändig wurde. Auch ließ es fich praktiſch nicht gut durchführen, den zu 
erblichen Grundbeſitzern gemachten Gärtnern ein Deputat zu geben und 
fie zu dauernder Arbeitsleiſtung zu verpflichten. Das Freiheits- und Un- 
abhängigkeitsbedürfnis der Leute mußte jich gegen den Dienſtzwang ſträuben. 


e Kun 


Die Anordnung des Königs wurde deshalb auch nur in geringem Maße 
befolgt; bei den Domänenvorwerken eutſtanden nur wenige erbliche Be- 
ſitztellen. Um fo größere Fortſchritte machte die Anſetzung der Eigen- 
kätner in den Dörfern. 

Der König erwartete von der Vermehrung der kleinen Stellenbeſitzer 
auch eine Hebung des Landbaus; durch ſie ſollte namentlich die Pflege der 
Kulturpflanzen, des Tabaks, Flachſes, Hopfens, Hanfs und der Kartoffeln, 
gefördert werden ). 

Das durch den großen König begonnene Werk zeigte ſchon zu feinen 
Lebzeiten erfreuliche Fortſchritte und erfuhr auch nach feinem Tode zu- 
nächſt noch kräftige Förderung. Die Kammern begnügten ſich nicht damit, 
die Anſetzung der Eigenkätner von dem guten Willen der Bauern abhängig 
zu machen, fonden nahmen die Beſiedelung ſelbſt in die Hand. Auf Über- 
maßländereien, in urbargemachten Bruchgegenden und vereinzelt auch 
bei den Vorwerken ſetzte man die Eigenkätner an; ja es entſtanden ganze 
Ortſchaften aus derartigen kleinen Beſitzungen, vor allem in Litauen, 
wo ſich der Mangel an Arbeitskräften immer am ſtärkſten fühlbar gemacht 
hatte. Da bei den meiften litauiſchen Dörfern immer noch Übermaß 
ländereien zur Verfügung ſtanden, geſchah die Einrichtung der Eigen- 
kätnerſtellen jeltener auf dem Dorfanger, und den Kätnern konnten auch 
beträchtlichere Ländereien eingeräumt werden. Im Amte Gudwallen 
wurden 1784 zahlreiche Eigenkätner angeſetzt, von denen jeder 4 bis 6 
Morgen königlichen Grund und Boden und „50 Rthl. zu ihrem Etabliſſement 
aus der Meliorations⸗Kaſſe“ erhielt. Nach 2 bis 3 Freijahren zahlten fie 
3 Ntl. Grundzins an das Amte). In Litauen entstanden die Eigenkätner 
mit geringen Ausnahmen erſt nach 1780, während im Königsberger Be- 
zirk ein beträchtlicher Teil aus weit früheren Zeiten ſtammte. 

Von der regen Tätigkeit in der Kleinbeſiedelung des platten Landes gab 
Domänenrat Gervais folgende Darftellung: „Mehr als je in den vorigen 
Zeiten iſt in den Jahren 1781—1785 auf die Vermehrung der kleinen 
Aderfamilien, die unter dem Namen Eigenkätner, Büdner, bekannt find, 
Bedacht genommen worden. Friedrich II. fah es mit feinem alles um- 
faſſenden Geiſte ein, daß diefe Maffe Menſchen mit die nötigſte und ſchätz⸗ 
barſte für jeden Staat bleibt. Sie ift beynahe die Pflanzſchule aller 
übrigen Stände. Er ſetzte zum Etabliſſement ſolcher Familien einen be- 
ſonderen Fonds aus. Jede erhielt zu ihrem Auf- und Anbau auf zwey 
bis drey Morgen Oletzkoiſch 50 Thaler. Sie werden theils bei den Dorf. 
schaften, die ihr Etabliſſement ſelbſt übernehmen mußten, theils bey den 

1) Notizen von Preußen I S. 128. 

1) Kg. StA. Pr. T. 89. 
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Königlichen Domanial-Vorwerken angeſetzt und mit Haus, Scheune und 
Stall unter einem Dahe angebaut“ Y. 

Manchmal geſchah der Anbau nicht auf dem Anger oder Übermaß, 
ſondern die Kleinſtellen entſtanden auf Garten- bzw. Ackerſtücken, die zu 
dem Zwecke von Grundſtücken abgezweigt worden waren. Nicht ſelten 
trennte ein Kölmer oder Freier von ſeinem Beſitze einige Morgen ab, um 
der ſich verheiratenden Tochter oder auch dem jüngeren Sohne ein eigenes 
Heim zu ſchaffen ). Die Eigenkätner entrichteten alsdann den Grundzins 
nicht an die Dorflafle oder das Amt, ſondern an den betreffenden Grund- 
beſitzer, ſei es ein Kölmer, ein Freier, die Kirche oder auch ein Bauer. 
Der Bauer aber war nur Laßbeſitzer und kein Eigentümer; der Eigen⸗ 
kätner zahlte ihm alſo keinen Grundzins im eigentlichen Sinne, ſondern 
nur eine Beihilfe zu dem auf den Hufenſchlägen ruhenden Domänenzinſe. 
Gerade in den dichtbevölkerten oberländiſchen Dörfern erhielt die Bunt⸗ 
ſcheckigkeit der Beſitzrechte durch die verſchiedenartige Ableitung des An- 
baurechts der Eigenkätner einen noch ſchärferen Grad. In Georgenthal 
ſaßen 3 Kölmer, 1 Erbpächter, 2 Erbfreie, 21 Scharwerksfreie, 12 Schar⸗ 
werksbauern, 20 Eigenkätner auf Dorfanger, 4 auf kölmiſchem und 3 auf 
bäuerlichem Grunde. In Hagenau gab es 4 Kölmer, 1 Erbpächter, 1 Affe- 
kuranten, 50 Scharwerksfreie, 28 Eigenkätner auf Dorfanger, 5 auf Kirchen ⸗ 
grund, 2 auf kölmiſchem und 6 auf bäuerlichem Lande. In Kahlau befanden 
ſich 3 Kölmer, 3 Erbfreie, 22 Scharwerksfreie, 20 Scharwerksbauern, 
29 Eigenkätner auf Dorfanger, 3 auf Kirchen- und Hoſpitalgrund und 6 auf 
bäuerlichen Hubenſchlägens). 

Im Kirchdorfe Kaukehmen in der Tilſiter Niederung wurden 31 
Eigenkätner auf Domänengrund angeſetzt; fie erhielten 1781 ihre Erbver⸗ 

ſchreibungen und zahlten zuſammen 65 Rtl. 1 Gr. Grundzins. Das Kirch⸗ 
dorf Heinrichswalde beſtand auch aus 43 Eigenkätnerſtellen, 2 Erbkrügen 
und einer Schmiede; Bauernhöfe fehlten ganz und gar. 

Im Jahre 1767 wurde bei der Neuvermeſſung von 4 Scharwerks⸗ 
dörfern im Amte Linkuhnen eine mehrere Hufen große Fläche ausgeworfen 
und darauf das neue Eigenkätnerdorf Stolbed-Splitter errichtet. Jedem 
der 32 Wirte überwies man 6 Morgen, worauf 2 Nil. 60 Gr. Grundzins 
und 45 Gr. Schutzgeld als dingliche Abgaben laſteten. Jeder Eigenkätner 
ſäte 3 Schffl. Roggen, 3 Schffl. Gerſte und % Schffl. Lein. Im Dorfe wurden 
gehalten: 32 Pferde, 29 Kühe, 12 Schafe und 18 Schweine . 

Zu dieſem Dorfe bemerkt die Präſtations⸗Tabelle: „Der Ackerbau 


) Notizen b. Pr. I ©. 127. 

2) K. StA. Inge. B. 276/9. Derartige von Preußiſchen Freigütern in Tafel- 
bude abgetrennten Kätnerſtellen zahlten „30 Gr. Gartenzins an das Haupterbe“ 

) K. StM. Pr. T. 60. ) K. St.- A. Pr. Tab. Linkuhnen 1780. 
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iſt zu ihrem Unterhalt nicht hinreichend; ſie nähren ſich daher von der Arbeit 
auf Tagelohn bei den Städtiſchen, auch Dorfseinſaſſen. Ihre Vermögens⸗ 
umſtände ſind ſchlecht.“ An Kirchenſteuern zahlte jeder Stelleninhaber 
10 Gr. Realdezem und für einen Knecht oder erwachſenen Sohn 6 Gr. 
und für eine Magd oder erwachſenen Tochter 3 Groſchen. 

In ähnlicher Weiſe entſtanden im Amte Mehlauken ganze Eigen- 
kätnerdörfer auf Moorländereien. 1783 wurde Suſſemilken angelegt; 
die 31 Kleinwirte erhielten jeder 6 Morgen Moosbruch und 6 Morgen 
Moorgrund. 1792 entſtanden die beiden Ortſchaften Friedrichsdorf und 
Neuendorf auf Waldboden, jedes mit 20 Eigenkätnern. Die einzelnen 
Stellen umfaßten rund 8 Morgen und trugen 3 Ntl. Domänenzins. Die 
geringe Größe der dem einzelnen Anſiedler angewieſenen Fläche zwang 
ihn, den Lebensunterhalt zum Teil außerhalb feiner Scholle zu erwerben“). 
Die in Friedrichswalde angeſetzten 10 Koloniſten empfingen je 15 Morgen 
und entrichteten davon 6 Rtl. Zins; man konnte ſie ſchon eher als kleine 
Moosbruchbauern bezeichnen ). ` 

Die kleinen Beſitzſtellen vermehrten Dä auch durch die am Rande 
der Forſten in beträchtlicher Zahl geſchaffenen „Holzſchlägeretabliſſements“. 
Sie entſtanden in den beiden letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts, 
beſonders im nördlichen Litauen und in den Amtern Friedrichsberg, 
Taplacken, Tapiau, Labiau, Natangen, Oſterode und Üderwangen. Wie 
ſchon der Name andeutet, verſuchte man durch ihre Einrichtung einen 
feſten Stamm anſäſſiger Waldarbeiter zu begründen. Die Bedingungen 
der Anſetzung waren überall gleich; zur Erklärung der näheren Umſtände 
diene folgendes Beiſpiel: Die Litauiſche Kammer ſchloß 1790 mit einem 
Annehmer einen Vertrag und überwies ihm 4 Morgen Forſtboden erb- 
und eigentümlich mit der Bedingung: „Dagegen macht fih der Jürge 
Buttkus für ſich und feine Nachkommen hiermit anheiſchig und verbind- 
lich, fich jederzeit und fo oft es erfordert wird, auf Befehl des Forſtamts 
zum Holzſchlagen zu geſtellen“. Für die ihm zugeteilten Ländereien ent- 
richtete er vom Morgen 30 Groſchen Grundzins. Bei Oſterode befanden 
fih Holzſchlägereien in Taberbrück, Adlersbude, Jablonken, Königswieſet). 

Die Einrichtung dieſer Holzſchlägerſtellen erwies ſich als notwendig, 
weil mit der Einſchränkung des bäuerlichen Scharwerks auch die Holz- 
ſchlagdienſte fich) ſtetig verminderten. Die neugeſchaffenen Stellen zeigten 


1) Kuck, Nadrauen S. 34. 

3) Sehr viele der Moortoloniſten gehörten nur in wirtſchaftlicher Hinficht zur 
Klaſſe der Eigentätner; dem Beſitzrechte nach waren fie Erbpächter oder Erbzinsleute. 
— Genauere Angaben über die feit 1756 ins Werk geſetzten Koloniſierungen des Großen 
Moosbruchs bringt Staeh ly in Landwirtſchaftl. Jahrb. XXVI S. 432ff. 

3) Rbg. St. Ingroſſ. B. 276/9. 
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ein gutes Fortkommen; die Forſt bot ihnen willkommene Hilfsmittel 
zum Unterhalt der Wirtſchaft. Ihre Beſitzer ſtiegen im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts meiſtens in die Klaſſe der Bauern empor). 

Die neben den Domänenvorwerken angeſiedelten Eigenkätner waren 
außer dem Grundzins oft noch zu einigen Handdienſten verpflichtete). 
Die 7 Eigenkätner beim Vorwerk Althof-Ragnit leiſteten nach Verhältnis 
der Größe ihres Beſitzes jährlich 6 bzw. 12 Handdienſttage. Aber auch die 
in den Scharwerksdörfern fih niederlaſſenden Kätner wurden manchmal 
zu Dienſten herangezogen. 14 Eigenkätner des Amtes Behlenhof arbeiteten 
jährlich 2 Tage beim Vorwerk gegen die übliche Scharwerksvergütung 
von 6 Gr. für den Tag. Genaueres über die Obliegenheiten der Eigen- 
lätner berichtete 1777 der Amtmann in Waldau). Die zu Brasdorf 
und Poggenpfuhl ſitzenden Eigenkätner waren verbunden, jährlich eine 
Laſt Ausſaat zu dreſchen, 3 Tage Schafe zu waſchen und zu ſcheren, jeder 
eine Perſon zum Abfiſchen der Karpfenteiche zu ftellen, das Achtelholz auf- 
zuſtapeln und die herrſchaftlichen Briefe fortzuſchaffen. Die Eigenkätner 
beim Vorwerk Waldau mußten die Briefe beſorgen, beim Getreideein⸗ 
fahren eine Perſon ins Fache) ſtellen, die Nachtwachen bei den Arreſtanten 
des Amts verrichten, die Wartung der auf dem Transport befindlichen, 
über Nacht in Waldau eingeſtellten Geſtütpferde übernehmen und die im 
Brandhauſe gemäſteten Ochſen nach Königsberg treiben. 

Eine geſonderte Gruppe der Kleinſtellenbeſitzer bildeten die in einigen 
Amtern des Oſtpreußiſchen Kammerbezirks anſäſſigen „Kaufgärtner“. 
Ihre Grundſtücke entſtammten vorwiegend der älteren Zeit; viele waren 
ſchon zur Ordenszeit gegründet worden. Die Bennenung „Kaufgärtner“ 
verriet deutlich genug den Vorgang ihres Entſtehens. Einige der als freie 
Lohnarbeiter bei den Ordenshäuſern beſchäftigten Gärtner erwarben das 
ihnen eingeräumte kleine Anweſen eigentümlich und hießen fortan im Gegen⸗ 
ſatz zu den gewöhnlichen Lohngärtnern „Kaufgärtner“). Die Oſtpreußſſche 
Kammer kennzeichnete die beſitzrechtliche Stellung der Kaufgärtner alfo: 
„Kaufgärtner ſind, die eigene, doch aber nur wenige Acker und Gelände 


3) Im Kreiſe Wehlau find die abgebauten Ortſchaften Kl⸗Nickelsdorf und Rl- 
Grünlimde aus Holzſchlägerſtellen entstanden. 

1) K. St. A. Reg. Gumb, a. Budweitſchen Nr. 1. Bei der Neuverpachtung des 
Amts 1797 wurde der Beamte verpflichtet, bis 1800 drei Eigenkätner auf je 2 Morgen 
anzufegen, „die gegen ein zu beſtimmendes Tage Lohn einige Hand Dienfte auf die 
Königl. Vorwerker, vorzüglich zur Erndte Zeit, Teilen follen”, 

3) Geh. StM, Qual. d. Einf. 

4) Scheunenfächer heißen in Ostpreußen die beiderſeits der Tenne befindlichen 
Räume für das Getreide. 

) Im 17. Jahrhundert war auch von untertänigen Kaufgärtnern die Rede. (gl. 
Kern a. a. O. S. 169.) 
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beſitzen und dafür und ſtatt des Zinſes einen gewiſſen Handdienſt im Felde 
verrichten und im Winter gegen einen gewiſſen Lohn dreſchen müſſen. 
Sie können ihre Gebäude mit Konſens der Kammer veräußern.“ 

Die freie Verfügung über ihr Beſitztum ſtand demnach den Kauf- 
gärtnern nicht fo uneingeſchränkt zu wie den in Dörfern ſich neu anbauenden 
Eigenlätnern. Veränderungen in den Beſitzverhältniſſen dieſer Stellen 
ſollten allein mit Vorwiſſen des Amts und der Kammer vor ſich gehen, 
und es ſcheint außerdem, als ob die Behörden nur das unbedingte Eigen ⸗ 
tum an den Gebäuden anerkannten, nicht aber an den Ländereien. Ob 
dieſe Anſicht der Kammer freilich im Anwendungsfalle wirklich beachtet 
wurde, muß bezweifelt werden; einige Beiſpiele beweiſen, daß das geſamte 
Grundſtück, Gebäude und liegende Gründe, in den Verkauf einbezogen 
wurden. Der Begriff „Kaufgärtner“ erwies fih am Ende des 18. Jahr- 
hunderts überhaupt recht dehnbar und wurde vielfach auch größeren Eigen⸗ 
lätnerſtellen in Dörfern zugelegt). Ein Verzeichnis der ländlichen Beſitz⸗ 
ellen in den Domänenämtern vom Jahre 1798 führte im Kammerbezirk 
Königsberg 621 Kaufgärtner auf, von denen aber 495 allein auf die erm⸗ 
ländiſchen Amter entfielen. 

Im Ermlande ſprach man von Groß- und Kleingärtnern. Auch ſie 
waren kleine Eigentümer im Gegenſatz zu den „ſchlechten Gärtnern“. 
Groß- und Kleingärtner unterſchieden fih nur durch den Umfang ihrer 
Grundſtücke. Sobald ein Kleingärtner zu feinem beſchränkten Beſitz einiges 
Land, etwa 1, oder gar % Hufe hinzuerwarb, ſtieg er zum Großgärtner 
empor?). Groß- und Kleingärtner entrichteten einen entſprechenden 
Grundzins, Schoß und das ſogenannte Scharwerks. und Spinnergeld. 
Die Präſt. Tab. des Amtes Guttſtadt verzeichnete 1785/86 die Domänen- 
abgaben der Großgärtner mit 2 Rtl. 36 Gr. und die der Kleingärtner mit 
1 Nti. 55 Gr. 

Beim Haufe Taplacken ſaßen aus früheren Jahrhunderten 14 Rauf- 
gärtner, denen die Morgen zu Kölmiſchem Recht verliehen waren. Sie 
waren verpflichtet, in den Amtsgärten die „Kumſtpflanzen“ zu begießen, 
bei der Ernte auf dem Felde die Getreidemandeln aufzuſetzen, beim Cin- 
fahren das Getreide in die Fächer zu lagern und bei den Wolfsjagden Hilfe 
zu Teiften®). 

Die Eigenkätner des Amts Caymen zahlten 40 Gr. Grundzins,⸗ 
45 Gr. Schwing- und Spinngeld und den gewöhnlichen Kopf“, Horn ⸗ 


3) 1777 Amt Waldau: „Eigenkätner oder ſogenannte Kaufgärtner“. 

3) K. St-A. Dom.-Neg. Fach 875. Über einen Gropgärtner zu Kallſtein im Amte 
Wormditt findet Vo die Bemerkung: „ . hat feine % Hufe an Bauer Knorr verkauft 
und ift dadurch Kleingärtner geworden", 

3) Geh. St. A. Dual. d. Einſ. 
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und Klauenſchoß. Dazu hatten fie die herrſchaftlichen Briefe zu befördern, 
4 Tage bei der Ernte im Scheunenfach zu helfen und jeder auf Erfordern 
des Beamten %, Laſt Getreide auszudreſchen gegen den gewöhnlichen 
Scheffel. 

Die Zahl der in den Dörfern ſich anbauenden Eigenkätner vergrößerte 
ſich bis zum Ende des Jahrhunderts ganz gewaltig. Die meiſten der auf 
den Dorfangern wohnenden beſaßen nur ihre Kate mit einem wenige 
Quadratruten großen Garten. Manche Cigenkätner erwarben nach und 
nach durch Zukauf von Übermaßland oder Forſtabſchnitten ein anſehnliches 
Beſitztum, fo daß fie kleinen Bauern glichen ). Hin und wieder fanden Däi 
ſolche „Kaufgärtner“, die mehr als eine Hufe Land bewirtſchafteten ). 

Die auf kölmiſchem Grunde ſich anbauenden Kätner blieben von 
Zins. und Dienſtleiſtungen an das Amt befreit; ihr Anbau erfolgte lediglich 
auf Grund privater Vereinbarungen mit dem betreffenden Grundbeſitzer. 
Ahnlich verhielt es ſich mit den im Ermlande ſehr zahlreich auf kirchlichem 
Grund und Boden angeſetzten Gärtnern. 


Die Erwartungen der leitenden Staatsmänner, daß die zahlreich 
geſchaffenen Kleinſtellen dazu beitragen würden, den Mangel an Arbeits- 
kräften in größeren landwirtſchaftlichen Betrieben zu verringern, gingen 
fürs erſte nicht ganz in Erfüllung. In den Zeiten der Erbuntertänigkeit 
und des Dienſtzwanges ſtand die Arbeit bei den unteren Volksſchichten, 
auch beim größten Teil der perſönlich freien Leute in ſo ſchlechtem Rufe, 
daß oft nur der Mangel am notwendigſten Lebensunterhalt den Einzelnen 
zu körperlicher Anſtrengung im Dienſte eines andern zu zwingen vermochte. 
Am verhaßteſten waren immer die landwirtſchaftlichen Arbeiten, vielleicht, 
weil mit ihnen die Feſſel der Unfreiheit am merklichſten und längſten ver⸗ 
knüpft blieb, und dieſe Abneigung hat ſich in gewiſſem Grade bis zum heu⸗ 
tigen Tage erhalten. 

Die Eigenkätner verſpürten in der Regel wenig Neigung, freiwillig 
bei Fremden gegen Lohn Arbeit zu ſuchen, ſondern friſteten ihr Leben, 
zwar nicht ohne Entbehrungen, aber mit einem wenig angebrachten Dünkel, 
als freie Grundbeſitzer. Trotzdem die meiſten keinen nennenswerten Land⸗ 
beſitz hatten, hielten ſie doch eine beträchtliche Anzahl Vieh. Dieſes wurde 

1) Im Dorfe Uderwangen befanden fiğ 7 Kaufgärtner, von denen einer 135, 
2 je 102 und 4 je 68 Morgen beſaßen. In Lauliſchten wurde 1779 eine Kaufgärtner⸗ 
ſtelle mit 8 Morgen 216 Ruten Säeland und 8 Morgen Deimewieſen, insgeſamt auf 
261 Ril. geihägt, Schulden halber zum Verkauf ausgeboten. 

2) Zwölf Eigentätner aus Schuttſchen im Amte Neidenburg erhielten 1802 aus 
der Napiwoddaſchen Forſt jeder 1j Hufen Magdeburgiſch (alio 45 Morgen) verſchrieben, 
zur Verbeſſerung ihrer ungünftigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, und wurden nunmehr 
als Kaufgärtner bezeichnet. 
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gegen ein mäßiges Weidegeld für jedes Spid und eine Vergütung für 
den Hirten auf die gemeinſchaftliche Dorſweſde getrieben. Meiſtens beſaß 
der Einzelne eine Kuh, ein oder zwei Stück Jungvieh und je zwei Schafe, 
Schweine und Gänſe. Viele hielten mehrere Kühe, auch Ochſen und Pferde 
und fuhren bei ſich bietender Gelegenheit auf Verdienſt. 

Ein großer Teil der Eigenkätner nährte ſich durch Ausübung eines 
Handwerks; in Litauen und im Ermlande befanden ſich ſehr viele Leine 
weber unter ihnen. Die übrigen waren Gelegenheitsarbeiter, halfen aber 
nicht gern in der Landwirtſchaft mit und fuchten fih lieber auswärts leid- 
tere und beſſer bezahlte Arbeit. Einige beſchäftigten ſich mit Forſtarbeiten, 
andere gingen nach den Städten, beſonders nach Königsberg und Memel, 
und verrichteten Hafenarbeiten. Der Amtmann von Taplacken teilte der 
Behörde mit, daß die zahlreichen Eigenkätner in feinen Amtsdörfern den 
Sommer über bei dem Feſtungsbau in Graudenz oder in Neuoſt⸗ und Süd- 
preußen Beſchäftigung ſuchten und nur wenige Wintermonate zu Haufe 
verbrächten. 

Häufig gab es unter ihnen arbeitsſcheues Geſindel, das zu Hauſe herum⸗ 
lungerte und eine Plage für die Dorſſchaft wurde. Aus dieſem Grunde 
Jah man die weitere Vermehrung der kleinen Beſitzſtellen in landwirtſchaft⸗ 
lichen Kreiſen nicht gern. Bei den Amterbereiſungen kam es wiederholt 
zu Klagen der Domänenpächter wegen der ſtellenweiſe überhandnehmenden 
Eigenkätner. Der Amtmann von Taplacken forderte, es müßte ihnen der 
Auftrieb der Pferde auf die Dorfweide verboten werden; dann würden. 
fie ſich viel williger bei den Gutsherren oder Bauern zur Arbeit ſtellen, weil 
ſie deren Fuhrwerk brauchten. 

Infolge der ftetig fih häufenden Klagen machte das General- Direk⸗ 
torium am 23. November 1799 die Oſtpreußiſche Kammer darauf aufmerk- 
fam, daß die Eigenkätner, beſonders die ohne ein Handwerk, allen Grund- 
beſitzern der Dörfer eine unerträgliche Laſt wären, indem ſie ſich bloß 
mit allerhand Diebereien und Kuppeleien ernährten und hierdurch als 
privilegierte Müßiggänger dem Ackerbau ſo viele Hände entzögen. Es 
müßte in Zukunft bei der Anſetzung der Eigenkätner, namentlich wenn 
ihnen einige Morgen Land eingeräumt würden, äußerſt behutſam zu Werke 
gegangen werden; denn ihr Vieh beſchwere die wirkliche Agrikultur der 
Weiden. Es ſei nicht wünſchenswert, ein Mittelding zwiſchen einem bloßen 
Arbeitsmanne und einem Bauern zu ſchaffen. Die Kammer möge ſich 
nach dieſem Grundſatze richten. 

Die Anordnungen gingen wohl in erſter Linie auf die Vorſtellungen 
des Provinzialminiſters von Schrötter zurück, der der Schaffung kleiner, 
unſelbſtändiger Beſitzungen völlig ablehnend gegenüberſtand. Er vers 
urteilte die fieberhafte Tätigkeit, mit der an der Vermehrung der kleinen 

Stein, Die Landl. Verfaſſung Oftpreußens. Schr. d. Juft. f. Cu. W. Heft 5. 12 
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Stellen durch Zerteilung und Abbauten gearbeitet wurde, auf das ent- 
ſchiedenſte und ſprach fich dahin aus: „Bei dem Normalmaß von 1 Hufe 
iſt man nicht einmal ſtehen geblieben, und ſo verdankt der Meinung vom 
abſoluten Nutzen einer möglichſt vermehrten Volksmenge auf möglichft 
kleinen Grundſtücken ein unglücklicher Mittelſtand zwiſchen Hubenwirten 
und Tagelöhnern feine Entſtehung. Dieſe auf 1, oder gar Y, Hufe ange- 
bauten Landbeſitzer gebrauchen ein Inventar an Vieh und Ackergeräten, 
welches fie nie völlig beſchäftigen und gebrauchen können. Ihre wirt- 
ſchaftlichen Arbeiten laſſen ihnen wohl Zeit genug übrig, fih bei großen 
Landwirten als Tagelöhner zu verdingen, allein wer einmal Beſitzer 
eines Grundſtücks zu fein glaubt, es fei auch noch jo unbedeutend, verſteht 
ſich ſchon ſehr ungern dazu, bei anderen auf Arbeit zu gehen; er hält es 
unter feiner Würde, und treten dann ſchlechte Jahre ein, wo das Grund- 
ſtück ihm und feiner Familie nicht einmal einen kümmerlichen Unterhalt 
gewähren kann, ſo muß er dem Staat zur Laſt fallen, der, um ſeine Familie 
vom Hungertode zu retten, ihm Getreide oder Geld vorſchießen muß, 
auf deffen Erſtattung ſehr felten zu rechnen ift. Dieſer letztere Fall ift feit 
einigen Jahren in einigen übervölkerten und zu ſehr abgebauten Gegenden. 
von Litauen mehr als einmal eingetreten, indes es den anderen Gegenden 
an Meuſchen gemangelt hat“). 

1802 führte die Oſtpreußiſche Kriegs- und Domänenkammer von neuem 
darüber Beſchwerde, daß die Eigenkätner den Dörfern äußerſt läftig fielen, 
daß fie Holzdiebereien begingen und fih durch Dienſtleiſtungen wenig 
nützlich machten, ſondern dem Landbau beſchwerlich feien, indem ihr Vieh, 
den Bauern die Weide verkürze. Sie ſchlug vor, künftig die Kätner in ihren 
Erbverſchreibungen allgemein zu 10 Handdienſttagen bei den Vorwerken 
gegen den ortsüblichen Tagelohn zu verplichten, damit fie auf diefe Weife 
zur Beförderung der Landeskultur beitrügen. Die Staatsregierung wollte 
auf dieſen Vorſchlag nicht eingehen, da gerade die Scharwerksbefreiung 
der Bauern im Gange war und es nicht angemeſſen erſchien, an anderer 
Stelle neue Zwangsdienſte einzuführen. Es wurde nur empfohlen, die 
Weidebefugnis der kleinen Leute einzuſchränken und ihnen das Halten 
von Ochſen und Pferden überhaupt zu verbieten. 

Als die Königsberger Kammer ihren Antrag auf Verpflichtung der 
Eigenkätner zu beſtimmten Dienſttagen von neuem einbrachte, wurde 
die Sache den Kammern zu Gumbinnen, Marienwerder und Bromberg, 
ſowie einigen Berliner Räten zur Begutachtung vorgelegt. Auch diefe 
Stellen erkannten die Schädlichkeit des Eigenkätnerſtandes in ſeiner bis⸗ 
herigen Verfaſſung an. Schließlich erging nach weiterer Beratung über 


1) Statiſüſche Überſicht von Altpreußen, 1802. Geh. St.-A. Rep. 89. 118 C. 
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die in Meier Sache zu ergreifenden Maßnahmen am 12. November 1808 
ein Rundſchreiben an die beteiligten Kammern, das die ferneren Ver⸗ 
hältniſſe der Eigenkätner nach folgenden Punkten beſtimmte: 

1. Wollen fih Eigenkätner neu anbauen, fo muß die Dorfichaft ihre Ein- 
willigung dazu geben; wird dieſe verſagt, ſo unterbleibt die Einrichtung. 

2. Den Eigenkätnern wird das Halten von Vieh zwar nicht unterſagtz 
aber ſie haben kein Anrecht auf die gemeinſchaftlichen Weideplätze, ſondern 
müſſen fih wegen der Hütung mit den Bauern vergleichen. Eine ſolche 
Vereinbarung darf für höchftens 3 Jahre getroffen werden. 

3. Die Eigenkätner ſollen zu allen Laſten der Gemeindeverwaltung, 
die in Handleiſtungen oder Geldzahlungen beſtehen, im Verhältnis ihrer 
Grundabgaben beitragen. 

4. Die Größe einer neu einzurichtenden Eigenkätnerſtelle darf ein⸗ 
ſchließlich der Bauſtelle nicht 2 Morgen überfteigen. 

Bei den ſchon beſtehenden Kätnerſtellen ſollte der Domänenbeamte 
die Zahl des zu haltenden Viehes Titten. Für die Zukunft müßte die 
Anſetzung der kleinen Leute möglichſt erſchwert werden . 

Dieſe Vorſchriften blieben nur wenige Jahre in Kraft, und ihre Wir⸗ 
kung kam deshalb nur in beſchränktem Maße zur Geltung. Die nach dem 
Frieden von Tilſit einſetzende Landeskulturgeſetzgebung mit dem Grund- 
ſatze der Freiheit des Güterverkehrs ermöglichte von neuem die unbe- 
ſchränkte Vermehrung der Heinften Beſitzſtellen. 


828. Zahlenmäßige Zuſammenſtellung aller Domäneneinſaſſen. 


Über die Zahl der den verſchiedenen Beſitzgattungen zugehörigen 
Stellen und ihre Verteilung auf die einzelnen Amter gibt ein Verzeichnis 
aus dem Jahre 1798 genaue Auskunft. Zum leichteren Gebrauch dieſer 
Zuſammenſtellung feien noch einige Bemerkungen gegeben. 

Die getroffene Gruppierung der Beſitzarten weicht bei den beiden 
Kammerbezirken etwas ab, wodurch aber die Vergleichbarkeit des Geſamt⸗ 
ergebniſſes kaum beeinträchtigt wird. Die für Oſtpreußen geſondert auf- 


1) Im Amt Taplacken konnten ſich in mehreren Dörfern die Beteiligten bei der 
Vereinbarung der Weidebedingungen nicht gütlich einigen, weshalb die Sache durch 
den Gerichtshalter des Amts geregelt werden mußte. Das an die Dorfſchaſt zu ent- 
richtende Weidegeld wurde auf 30 Gr. für die Kuh, 6 Gr. für Schaf und Schwein und 
3 Gr. für die Gans feftgefeht. Das Entgelt für den Dorſhirten ftellte fiğ auf 4 
Metzen Roggen für die Kuh und 1 Metze für das Stück Kleinvieh. Trop des Einſpruchs 
der Ortſchaften hielten einige Eigenkätner auch Pferde — auf 126 Stellen insgeſamt 
43 Stuck —, für die in der Regel 1 Rtl. Weidegeld gezahlt wurde. Beſonders in den 
neben den Forſten gelegenen Dörfern hielten die Eigenkätner Pferde, um den Lebens- 
unterhalt durch Holzfuhren zu erwerben. 
12% 
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geführten erblichen (kölmiſchen) Schulzen werden in Litauen als Lehn⸗ 
ſchulzen bei den Kölmern und Freien mitgezählt. Die „andern Schulzen“ 
oder „Setzſchulzen“ waren bloße Bauern, von den Domänenämtern mit 
der Aufficht in den Dörfern betraut. Weſentlich weichen die beiden Ver⸗ 
zeichniſſe voneinander ab in der Zuteilung der Schatullbeſitzungen. Wäh⸗ 
rend im Königsberger Kammerbezirk ſämtliche Schatullgüter, da mit 
ihnen ja völliges Eigentum verbunden war, den Beſitzungen der Kölmer 
und Freien zugezählt find, hat die Gumbinner Kammer das nur mit den 
ſchatull⸗kölmiſchen Grundſtücken getan, die Schatullbauern aber den Do- 
mänenbauern zugeſchlagen. Hinſichtlich der die Müller und Krüger be⸗ 
treffenden Zahlen bleibt es ungewiß, ob darin auch die kölmiſchen Krüge 
und Mühlen einbegriffen, oder ob diefe unter den Grundstücken der Kölmer 
zu ſuchen find. 

Zu den Bauern find alle Gruppen der bäuerlichen Einſaſſen gerechnet: 
Scharwerks⸗, Fiſcher⸗, Strand, Flöß- und Beutnerbauern, Hochzinſer 
und Scharwerksfreie, Zeitpächter und Zeitemphyteuten, auch Erbfrei⸗ 
bauern und Aſſeluranten. Die litauiſchen Behörden vollzogen noch eine 
Trennung zwiſchen Voll- und Halbbauern, weil in Litauen die Heinbäuer- 
lichen Stellen fo häufig vorkamen; man vergl. die Amter Althof⸗Ragnit, 
Ballgarden, Baubeln, Heydekrug, Kaſſigkehmen, Löbgallen, Ruß und Winge. 
Die Klaſſe der Koſſäten fällt in Oſtpreußen ganz aus; denn derartige Be⸗ 
ſitzungen fehlten in den dortigen Amtsdörfern vollſtändig. Für Litauen 
wird ſogar zwiſchen ganzen und halben Koſſätenſtellen unterſchieden. 
Was bereits oben ausgeführt wurde, beſtätigt fih hier augenſcheinlich, 
daß nämlich die meiſten Koſſäten in den nördlichſten Ämtern Litauens ge- 
nannt werden, wo ohnehin der Kleinbeſitz vorherrſchte. In den mittleren 
Gegenden fehlen dieſe Stellen teilweiſe gänzlich, nämlich in den Amtern 
Althof-Inſterburg, Brakupönen, Budupönen, Didlacken, Dörſchkehmen, 
Grünweitſchen, Grumbkowkeiten, Königsfelde, Kuſſen, Lesgewangminnen, 
Moulienen, Sommerau und Tollmingkehmen. 

Aus der Zahl der Eigenkätner find für den Bezirk der Oſtpreußiſchen 
Kammer die Kaufgärtner noch beſonders herausgeſtellt. Die Gumbinner 
Kammer hat ſchließlich ſelbſt die Gärtner mit zu den ländlichen Beſitzern 
gezählt. Das iſt in früherer Zeit öfter geſchehen; beſonders in den Jahr⸗ 
zehnten der Regulierung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe wurde 
verſchiedentlich die Anſicht geltend gemacht, auch die Gärtnerſtellen als 
nicht ſpannfähige bäuerliche Beſitzungen anzuſprechen, und noch heutzu⸗ 
tage vertreten einzelne Arbeiten ähnliche Anſchauungen. Wir weiſen 
derartige Verſuche ganz ab und ſtellen die Gärtner in die Klaſſe der länd⸗ 
lichen Lohnarbeiter. Näheres bringt darüber das zweite Buch von der 
ländlichen Arbeitsverfaſſung. 
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Zweiter Hauptteil. 


Die unter privater Grundherrſchaft ſtehenden ländlichen 
Gebiete. 


1. Kapitel. 
Die adligen Güter. 


§ 29. Das adlige Gut. 


Im Ordenslande entſtanden die privaten Grundherrſchaften plan⸗ 
mäßig mit der Beſiedelung des Landes ). Die zu Kölmiſchem Recht vere 
liehenen kriegsdienſtpflichtigen Güter wurden in vielen Fällen mit grund- 
herrlichen Rechten bewidmet. Als vom 14. Jahrhundert ab Verleihungen 
zu Magdeburgiſchen Rechten oder als reine Mannlehen ſtattfanden, 
pflegten nur noch adlige Perſonen oder „Ehrbarleute“ mit der vollen Grund- 
herrlichkeit begnadet zu werden. Allmählich bildete fih die Gewohnheit 
aus, die mit allen grundherrlichen Rechten ausgeſtatteten Güter vorzugs⸗ 
weiſe an Edelleute zu vergeben, und fo entſtand nach und nach der Begriff 
der adligen Güter. 

Als wichtigſtes und unbedingt notwendiges Merkmal eines adligen 
Gutes galt die Handhabung der höheren Gerichtsbarkeit durch den Be- 
figer. Alle Befigungen, denen fie nicht mitverliehen, oder die nicht 
nachträglich damit begnadigt worden waren, gingen in die Klaſſe der un- 
adligen Güter über. Doch gab es lange keine feſte Scheidung zwiſchen 
den beiden Gütergruppen. Erſt Kurfürſt Friedrich Wilhelm führte fie 
herbei durch die Inſtruktion vom 7. Februar 1684. Als adlige Güter ſollten 
fortan alle diejenigen gelten, die entweder urſprünglich an Adlige vergeben 
worden, oder die vor 1612 in den Beſitz adliger Perſonen gekommen waren, 
unbeſchadet deffen, daß fie ehemals bürgerlichen Perſonen gehört hatten ). 
Alle anderen ſollten als nichtadlige Güter angeſehen werden, ſelbſt wenn 


2) Plehn a. a. O. Bd. 17 S. 418. 

3) Auf dem Landtage 1612 wurden den Adligen für die an fid gebrachten Frei- 
Hüter Burgdienſte, Scharwerksleiſtungen, Pfluggetreide und etwaige Zinszahlungen 
erlaſſen und ſomit dieje Ländereien hinsichtlich der dinglichen Laſten dem altadligen 
Grund und Boden gleichgeſtellt. Dem Anfinnen des Adels, auch die nach 1612 von ihm 
erlauften Grundstücke der Kölmer und Freien mit den adligen Vorrechten zu begna⸗ 
digen, widerſetzte fih der Kurfürſt. (Breyfig, Urt. u. Akt. 16 S. 449, 518). — U. a. 
waren zwei 1549 in Kl. Gablick verſchriebene Freigüter ſpäter an einen Schenk von Tauten⸗ 
burg gefallen und galten ſeitdem als adliger Seit, „Auch ift zu notieren, daß dieſes 
Guth im Ambte vorhin, bi daß es die Baronere von Schenken pofjediret, unter die 
Freydörffer geführet worden“ (Lehnbuch Oletzto 425). 
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fie bei der eren Verleihung mit den grundherrlichen Vorrechten auze 
geſtattet worden waren ). 

Dieſen Beſtimmungen folgend, ſetzte auch die Conſtitution Friedrich 
Wilhelms I. von 1738 in betreff der adligen Lehngüter im Titel 2 $ 1 feft: 
„Zu den Adlichen (Lehnen) gehören nicht allein diejenigen, primordialiter 
einem von Adel verliehen, ſondern auch diejenigen, mit welchen primordia» 
liter zwar leine Perſonen Adlichen Standes belehnt, die aber dennoch 
mit Abdlichen Gerechtigkeiten verſchrieben find, als, wenn es z. B. mit 
allen Rechten und Gerechtigkeiten, wie die Herrſchaft ſelbſt, das Gut be- 
ſeſſen und genoſſen oder beſitzen und genießen können, verliehen wäre, 
oder auch die vor Anno 1612 von Adlichen Vaſallen acquiriret und an ſich 
gebracht worden, folglich gemäß der Churfürſtl. Reſolution vom 6. Juli 1663 
ratione onerum vor Adelich zu achten, quoad successionem aber nach ihrer 
Primordial⸗Natur zu beurteilen ſind. Es bleiben dieſe Güter auch in 
dem Fall Adlich, wenn ſie gleich nachhero hinwieder ad possessores 
ignobiles gekommen.“ 

Das Oſtpreußiſche Provinzial⸗Recht beſtimmte die adlige Eigen- 
ſchaft der Güter im Zuſatz 162 folgendermaßen: 

91: „In Oſtpreußen und Litauen find diejenigen Güter für adelige 
zu achten, welche urſprünglich einem von Adel verliehen; ingleichen die ⸗ 
jenigen, welche zwar nicht urſprünglich Perſonen adeligen Standes vere 
liehen ſind, aber dennoch mit adeligen Gerechtigkeiten verſchrieben worden. 
Auch dann iſt ein Gut adelig, wenn die Verſchreibung demſelben alle 
Herrlichkeiten, wie die Herrſchaft das Gut beſeſſen und genoſſen oder 
beſitzen und genießen können, beigelegt, oder das Gut ſich im Jahre 1740 
im Beſitz adeliger Rechte befunden hat.“ 


3) Verſchiedentlich verloren Güter ihre Grundherrlichkeit, vor allem in Maſuren. 
Dafur fei als Beiſpiel zunächst Samplatten im Amte Ortelsburg angeführt. 1439 ver- 
lieh der oberſte Spittler Heinrich Reuß von Plauen an einen Schonte 90 Hufen zu Göll- 
miſchen rechten Etblich und Ewiglich zu befigen, auch von ſonderlichen gnaden geben und 
verleihen In, ſeinen rechten Erben und Nachkomlingen die Gerichte in ſelbigem Gute 
Groß und Kleine über feine Leuthe, ausgenommen Straßengerichte. ...“ Der Be⸗ 
liehene wurde verpflichtet, dem Orden mit 4 Hengſten zu dienen, nämlich mit einem Wap- 
pener, mit zweien gewappneten Schützen und mit einem Jungen. Nach Rechten und 
Pflichten war aljo die Beſtzung unter die mit voller Grundherrlichkeit verliehenen Güter 
zu rechnen. 1498 wurde die Urkunde noch von dem Statthalter Grafen Wilhelm zu 
Eyſenberg erneuert. 1690 hieß es dann aber, daß Samplatten von Freien bewohnt fei, 
und am Ende des 18. Jahrhunderts wurde es als königliches Bauerndorf aufgeführt. 
Im Amte Rhein waren mit voller Gerichtsbarkeit verliehen worden Jauer, Pianken 
und Wirsbinnen, im Amte Johannisburg Duplen, Gentken, Gutten, Jebrammen, 
Rogallen, Roſinslen, Roſtken, Salleſchen und Sokollen, die aber alle im 18. Jahrhundert 
nur kölmiſche oder Magdeburgiſche Freibörfer waren. 
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§ 3: „Im Ermelande ift ein Gut adelig, wenn es in den ehemaligen 
öffentlichen Regiſtern, Reviſionen der Aemter und Tarifen als ein adeliges 
Grundſtück aufgeführt worden, oder wenn es zwar ehedem als nicht adelig 
vermerkt, dagegen aber von dem Beſitzer nachgewieſen werden kann, 
daß die älteſte vorhandene Verſchreibung dergeſtalt einem von Adel er- 
teilt worden, daß dem Beſitzer nicht zugleich Handdienſte, Frohnen und 
Scharwerke auferlegt worden, die nur den gemeinen Bauergütern auf- 
erlegt zu werden pflegen, und daß die in obgedachten öffentlichen Regiſtern, 
Nevifionen der Aemter und Tarifen vermerkte unadelige Qualität ohne 
feiner Vorfahren Wiſſen und Genehmigung verſchrieben worden“ ). 


$ 30. Vorrechte der adligen Güter. 


Hinſichtlich der Freiheiten und Sonderrechte beſtanden bei den einzelnen 
adligen Gütern in Preußen die größten Verſchiedenheiten. Beſtimmte 
Grundfäge, nach denen die Verleihung der Güter durch die Landesherrſchaft 
erfolgte, galten nur inſofern, als fie durch die ältere Heeresverfaſſung und 
das damit in urſüchlichem Zuſammenhange ſtehende Lehnsweſen bedingt 
wurden. Im übrigen erhielten die Beliehenen je nach den Umſtänden 
beſondere Vergünſtigungen. Nicht ſelten ſind neben den politiſchen noch 
finanzielle Geſichtspunkte mitbeſtimmend geweſen. Zu Zeiten Albrechts 
des Alteren wurden Lehengüter gegen Bezahlung ausgegeben und nach 
Verhältnis der gezahlten Summe mit größeren oder geringeren Vorrechten 
ausgeſtattete). In erſter Reihe aber hing die Bewidmung eines Gutes 
mit außerordentlichen Gerechtſamen von dem perſönlichen Verhältnis des 
Beliehenen zum Oberlehnsherrn ab. Stand er in deſſen beſonderer Gunſt, 
ſo durfte er ſich auch der Begnadigung mit wichtigen Sonderrechten er⸗ 
freuen. In vielen Verleihungsbriefen wurde der dem Landesherrn ge- 
leiſteten treuen Dienſte ganz beſonders gedacht und nach dem Grade der 
Verdienſtlichkeiten auch der Umfang der zu erteilenden Rechte abgemeſſen. 

Abgeſehen von den beſonders verbrieften Vergünſtigungens) gab es 
mehrere wichtige Sonderrechte, die ſämtlichen adligen Gütern zuſtanden 


1) über die Kennzeichen eines adligen Gutes im Ermlande vgl. auch den Bericht 
der Gefegestommifjion 1782 bei Bär, Weſtpr. II S. 456. 

1) Leman, Ünadlige Lehengüter S. 16. — Kuck, Siedlungen im weſtlichen Na- 
diauen S. 29. 

3) Einige Gutsherren beſaßen das Recht, Märkte abzu alten; der Herr von Gor- 
quitten hatte von den ihm zugeſtandenen vier Jahrmärkten . Sinnahme von etwa 
220 Rtl. an Tor- und Standgeldern. Auch Geyerswalde hatte die Marktgerechtigkeit, 
und für Leunenburg fuchte fie Et. Min. Freiherr von Eulenburg 1736 nach. Die Jahre 
märkte zu Tannenberg, Rheinswein und Arnsdorf waren im 18. Jahrh. eingegangen 
(Geh. StA. Gen.⸗Dir. Mat. Tit. 72 Gett, 1). 
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und deshalb geradezu als die „adligen oder grundherrlichen Rechte“ be⸗ 

zeichnet wurden. Zu dieſen „Jura feodalia“ rechnete man: 

„das Herrſchaftsrecht über alle im Gutsgebiet anſäſſigen Perſonen, 

. die hohe und niedere Gerichtsbarkeit, 

. ben eximierten Gerichtsſtand des adligen Gutsbeſitzers, 

„die Brauerei-, Brennerei- und Verlagsgerechtigkeit, 

. die Ausübung der Bannrechte innerhalb der Gutsgrenzen, 

die Jagd- und Fiſchereiberechtigung, 

. die Befreiung von allen gemeinen öffentlichen Laſten, 

. die Patronats- und kirchlichen Ehrenrechte, 

„die Berechtigung des Beſitzers, ſich in Urkunden und ſonſt nach 
dem Gute zu benennen, 

die Berechtigung des Beſitzers, zu den Verſammlungen des Nitter- 
ſtandes auf Kreis- und Landtagen zu erſcheinen, 

11. daß nur adlige Güter dem neubegründeten landschaftlichen Kredit ⸗ 

werk angegliedert werden durften. 

Das erſtgenaunte Recht wurde in den bei Verleihungen der Güter 
aufgeſetzten Urkunden nicht immer beſonders erwähnt, weil es dem Begriff 
der Grundherrlichkeit ohnehin innewohnte. Kraft des ihm vom Landes⸗ 
herrn übertragenen Herrſchaftsrechtes war der Rittergutsbeſitzer die Obrig 
keit für alle im Gutsbezirk wohnenden Leute. „Die adligen Güter hatten 
kurz alle Herrlichkeit, Nutzung, Freiheit und Gerechtigkeit, wie ſolche ehe- 
deſſen die Landesherrſchaft ſelbſt beſeſſen und genoſſen, ausgenommen die 
Regalien, jo die Landesherrſchaft fih beſonders vorbehalten“). 

Die Landesherrſchaft übte auf die Gutseinſaſſen keinen unmittelbaren 
Einfluß aus ); fie waren nur mittelbare Staatsuntertanen. Die Nitter- 
güter bildeten beſondere Territorien im Staate; zwiſchen Staatsregierung 
und Gutsuntertanen ſtand als Mittelgebilde die private Grundherrſchaft. 
Daß die Landesherrſchaft den adligen Herren die geſamte Verwaltung und 
die Rechts- und Friedensbewahrung in ihren Beſitzungen zugeſtanden und 
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) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir, Mat. Tit. 34 Sekt. 1 Nr. 80. — Vgl. dazu Seeliger 
in Hit. Vierteljahrsſchr. X S. 353. 

) K. St.⸗A. Lehnbuch 407. Herzog Albrecht verkaufte 1560 an den Rektor und 
Senat der Univerſität Dorf und Gut Dahtheim für 1500 Mk. „mit aller und jeden Obrig⸗ 
keit, Herrlichkeit, Gerechtigkeit, Gebot und Verbot“... „Und fagen hierauff unſern Schult⸗ 
heißen, auch alle und jede Unterthanen zu Thalheim allen und jeden Gelübt, Eyde und 
Huldigung, damit fie Unß bißhero al ihrer rechten Herrſchafft verwand geweſen ſeyn 
und ſeyn möchten oder ſolten, gantz ledig und loß. Und weiſen ſie an, Vielgedachten 
Unfern Rectore und Univerjität Ihnen hinfürder alp ihrer rechlen Herrſchafft mit aller 
und jeder Unterthänigkeiten, Gebohten und Verbotten zu gewarten und gehorfam zu 
ſeyn, ihnen auch darüber gebürliche Huldigungen, Gelübte und Eyde zu thun, in aller- 
maßen fie Ung gethan und zu thun ſchuldig und pflichtig geweſen ſeyn.“ 
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fie auf dieſe Weiſe mit fo ungewöhnlichen Machtbefugniſſen ausgeſtattet 
hatte, erklärte ſich aus den noch gänzlich unzulänglichen Einrichtungen des 
Staatlichen Verwaltungsgetriebes. Solange es der Landesregierung an 
den nötigen unteren Behörden und Werkzeugen mangelte, erwies ſich die 
Patrimonialherrſchaft als eine bequeme Handhabe für die Ausführung 
der ländlichen Verwaltungsmaßnahmen. Kraft des ihm eingeräumten 
Herrſchaftsrechts war der Grundherr befugt, ſeinen Gutseingeſeſſenen 
Abgaben und Steuern aufzuerlegen ). 

Die obrigkeitliche Gewalt des Grundherrn erſtreckte fih auf freie und 
unfreie Leute. Jene beſaßen das Recht der Freizügigkeit; dieje, die „Guts⸗ 
hörigen“, galten rechtlich als Zubehörſtücke des Gutes und ſtanden in einem 
Untertänigkeitsverhältnis zu ihrem Patrimonialherrn. Er konnte auch freie 
Leute zur Leiſtung des Untertaneneides veranlaſſen — „ſich Mannſchaft 
angeloben laſſen“ —, fie dadurch in den Zuſtand rechtlicher Unfreiheit 
verſetzen und „an die Scholle feſſeln“. 

Praktiſch trat das Herrſchaftsrecht des Gutsherrn in Erſcheinung bei 
der Handhabung der Polizeigewalt und am augenfälligſten in der Ausübung 
der hohen (Kriminal) und niederen (Zivil ) Gerichtsbarkeit. Ausgenommen 
waren in der Regel die Straßengerichte, die ſich ſchon der Orden vorbehalten 
hatte. Sie wurden nur ausnahmsweise mitverliehen ). Manche Urkunden 
erteilten dem Gutsbeſitzer nur die Gerichtsbarkeit „über ſeine Leute“. 
Das bedeutete eine Einſchränkung, indem die im Gutsbezirk wohnenden, 
nicht unmittelbar im Dienft- oder Abhängigkeitsverhältnis zum Gutsherrn 
ſtehenden Perſonen, z. B. Müller, Krüger, Schullehrer, Pächter der 
Pfarrhufen, feiner Gerichtsbarkeit nicht unterworfen waren. Das gleiche 
galt von Fremden und Durchreiſenden. Auf dieſe Ausnahmen wurde 
meiſt keine Rücksicht genommen, weil derartige Klauſeln gar nicht zur öffent- 
lichen Kenntnis gelangt waren und die Gutsbeſitzer die volle Gerichtsbarkeit 
durch Verjährung längſt erworben hatten). 

Die Ausübung der grundherrlichen Rechtspflege wurde bis 1781 ganz 
nach dem Gutdünken des adligen Beſitzers gehandhabt. Er war der Gerichts⸗ 
herr; die Rechtſprechung ſelbſt ſtand ihm aber nicht zu, ſondern er bedurfte 
dazu eines rechtsverſtändigen Mannes. Von der grundherrlichen Gerichts- 
barkeit geben die Nachrichten aus jener Zeit, beſonders in Hinſicht auf die 
kleineren Güter, ein recht trübes Bild. Oberlandesgerichtsrat Leman 


Y Breyſig, Urt. u. Att. 16 S. 964. 

3) v. Mülverftedt, N. Pr. Prov.⸗Bl. 1854. Dem fränkiſchen Söldnerführer Cuntz 
von Eglofſſtein wurden 1469 die Domnauſchen Güter mit allen Herrlichtetten, auch den 
Strafengerichten, verliehen. „Nur wenigen Geſchlechtern, durch einen großen Beſitz⸗ 
ſtand ausgezeichnet, gab der Orden jenes Vorrecht, z. B. den Schlieben, Kunheim, 
Poleng Kreyzen ..“ ) Leman, Juſtizverfaſſung S. 166. 


— 192 — 


urteilte darüber: „Was endlich die erbliche Jurisdiktion der adlichen Guts⸗ 
beſitzer betrifft, fo fanden die Inkonvenienzen, welche ſchon auf den könig ⸗ 
lichen Domänen fo drückend geweſen waren, hier in einem noch viel höhern 
Grade ſtatt. Der Juſtitiarius konnte nur kärglich belohnt werden; es gaben 
fidh daher fajt immer nur unbrauchbare Subjekte dazu her. Da der Gerichts ⸗ 
halter die Sporteln zog, jo mißbrauchte er fein Amt nicht felten zur Be- 
drückung der Gerichtseinſaſſen, und wo ja durch Zufall ein redlicher und 
gewiſſenhafter Mann auf einem ſolchen Poſten gefunden wurde, da war 
fein Verhältnis gegen den Jurisdiktionsinhaber, der ihn nach Gefallen davon ⸗ 
jagen konnte, häufig von der Art, daß er in Bewirkung des Guten überall 
unüberwindliche Hindernifje fand.“ 

Regierungsrat Glave, der vorſitzende Rat bei dem 1781 in Inſterburg 
neueingerichteten Hofgericht, der eine Reihe adliger Kreisgerichte perſönlich 
begründet hatte und deshalb ein genauer Kenner der herrschenden Zuſtände 
war, ſchrieb in feinem Bericht an das Hofgericht am 15. Juni 1783: „Der 
adlige Unterſaſſe war eigentlich ohne alle Juſtiz; nirgends waren von einem 
Obergericht beſtätigte Gerichtshalter. Die nächſten — doch nein, nur die- 
jenigen Richter, welche dem Edelmanne die gefälligſten waren, wurden 
aufs Gut gerufen, wenn ſolche Juſtizhandlungen vorzunehmen waren, 
woraus der Edelmann Nutzen hatte. Dergleichen waren: Inquiſitionen 
gegen adlige Unterthanen wegen des Entlaufens, Kontrakte mit den Müllern, 
Pächtern und Freikrügern und hin und wieder Pachtabnahmen. Wenn der 
nächſte und geſchickteſte Richter dem Gutsherrn nicht alles zu Danke machte, 
ſo ließ er ihn fahren und holte einige Meilen weiter einen ſchlechtern, der 
ſich durch ſtrafbare Konnivenz gefälliger zu machen wußte.“ 

Um diefe Mißbräuche abzuſtellen, verordnete das Juftiz Reglement 
vom 3. Dezember 1781, daß die Patrimonialgerichte nur mit geeigneten 
und von den Obergerichten geprüften Perſönlichkeiten beſetzt werden ſollten. 
Der Gerichtshalter ſollte vom Gerichtsherrn nicht ohne hinreichenden geſetz⸗ 
lichen Grund und ohne vorherige Unterſuchung des Obergerichts ſeiner 
Stelle entſetzt werden dürfen. Ihm mußte fortan eine feſte Beſoldung 
gewährt werden, während die Gerichtsſporteln demcgerichtsherrn zufloſſen ). 
Dazu wurde das Gerichtsweſen in den adligen Gütern der beſtändigen 
Aufficht durch die Gerichtsbehörden der Provinzen unterſtellt. 

Nur in den großen Herrſchaften pflegten befondere Gerichtshalter an- 
geſtellt zu werden, z. B. in der Grafſchaft Rautenburg, auf den Deſſauſſchen, 
Finkenſteinſchen und Schliebenſchen Gütern. Die verſchiedenen Linien 
der Dohnas unterhielten ein gemeinſchaftliches Gerichtshaus in Deutichen- 


1) Mylius N. 0. C. VII S. 675. — Bornhak a. a. O. Bd. 2 S. 203f. — Rojer, 
Geſch. Friedr. d. Gr. II S. 49 und 51. 
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dorf mit einem beſonderen Gerichtshalter; auch die angrenzenden Be⸗ 
ſizungen der Dönhoff, Canitz und Kunheim hatten ſich dieſer Gerichtsſtelle 
angeſchloſſen. Über die dortige Rechtspflege berichtet ein Zeitgenoſſet 
„Das Gerichtshaus ift ein ziemlich weitläufiges, maſſives Gebäude; es 
dient dazu, um das Dohnaiſche Geſamtgericht darinnen zu hegen. Die 
vier Häuſer Schlodien, Schlobitten, Lauck und Carwinden haben ſich 
nehmlich vereiniget, einen Juſtitiarius, vor Zeiten auch einen Aktuarius, 
zu beſolden: Dieſe und 12 Bauern aus den verſchiedenen Gütern, 
welche Gerichtsgeſchworene heißen, urteilen über vorkommende Fälle nach 
den Landesgeſetzen. Das gewöhnliche Landgericht wird halbjährlich um 
Oſtern und Michaelis gehalten . ). 

Das Juſtiz⸗Reglement hatte den Beſitzern kleinerer Güter, denen die 
Beſoldung eigener Richter zu koſtſpielig fiel, allgemein geftattet, fih zu 
ſammenzuſchließen und einen gemeinſamen Gerichtshalter zu wählen und 
zu beſolden. Auf dieſe Weiſe entſtanden die ſogenannten adligen Kreis- 
gerichte, z. B. zu Goldap, Sensburg und Neuhof. Dadurch wurde die 
bisher fo unſäglich zerſtückelte Patrimonialgerichtsbarkeit etwas einheit 
licher geſtaltet ). 

Die adligen Gutsbeſitzer unterſtanden für ihre Perſon bis 1751 der 
Gerichtsbarkeit der Hauptämter, ſeitdem unmittelbar den Obergerichten 
jeder Provinz. Anders lagen die Verhältniſſe nur bei den in den beiden 
Erbhauptämtern Gerdauen und Gilgenburg und im Ermlande wohnenden 
Adligen. Jene blieben in der Regel der Gerichtsbarkeit der Erbhauptämter, 
dieſe dem Biſchöflichen Landvogteigericht unterworfen; die Obergerichte 
bildeten für ſie ſchon die zweite Inſtanz. 

Die Jagd gehörte urſprünglich nicht zu den Regalien, die ſich der Orden 
durch das ganze Land vorbehalten hatte, ſondern wurde als ein Teil der 
Guts nutzung angeſehen und den zu Kölmiſchem Recht ausgegebenen Gütern 
mitverliehen®). Die Kulmer Handfeſte ſchränkte die freie Ausübung des 
Jagdrechts inſofern ein, als von jedem größeren Wild, ausgenommen von 
Bären, Schweinen und Rehen, der rechte Vorderbug an die Landesherrſchaft 
abgeliefert werden mußte. Die weitere Verbreitung der Feuerwaffen 
bewirkte eine zunehmende Verminderung des Wildbeſtandes. Der zu 
begegnen, trafen die Landesordnungen vielſach Einſchränkungen und 
Verbote der Jagdbefugnis. Die Jagd erhielt damit mehr und mehr den 

1) (Wedeke), Reife eines Oberländers I S. 59. 

3) Krug, Staatswirtſchaft S. 38. — Die Anregung hatte indeſſen keinen nady 
haltigen Erfolg; die Oſtpreußiſche Regierung sprach fih 1798 in einem Bericht an den 
Großtanzler entſchieden gegen die allgemeine Einrichtung der Kreisgerichte aus. (Vgl. 
Meier, Verwaltungs⸗Org. S. 118f.) 

3) v. Brünneck, Geſchichte des Grundeigentums Bd. 1 S. 10. 

Stein, Die et, Berfaſſung Oftpreuhens. Schr. d. Ze. f. od. W. Gejts. 18 
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Charakter eines landesherrlichen Regals. Unterſchieden wurde die hohe, 
mittlere und niedere Jagd). Manche adligen Güter hatten in der Ver- 
ſchreibung nur die mittlere und niedere Jagd zugeteilt erhalten. Die am 
3. Dezember 1775 für Oſtpreußen und Litauen erlaſſene Forſtordnung 
beſtimmte aber, daß allen bis dahin zu adligen Rechten beſeſſenen Gütern 
die Jagdgerechtigkeit ohne beſondere Erwerbung zugehören ſollte, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Beſitzer wenigſtens drei adlige Hufen innehatten®). 

In der Regel beſaßen die Beſitzer adliger Güter auch das Fiſchereirecht 
in den öffentlichen Gewäſſern innerhalb der Gutsgrenzen oder in an⸗ 
grenzenden Flüſſen und Seen, felten aber ohne Beſchränkung, ſondern fajt 
immer nur „mit mittlerem und kleinem Gezeuge“ oder „zu des Tiſches 
Notdurft“. Dieſe „wilde Fiſcherei“ bezog ſich nicht auf die in vielen Gütern 
ſchwunghaft betriebene Fiſchzucht in beſonders angelegten Karpfenteichen. 

Kraft des ihm zuſtehenden Patronatsrechts beſetzte der Nitterguts- 
beſitzer die im Gutsbezirk vorhandenen Pfarrſtellen. Die Pfarrer unter- 
ſtanden zwar dem Konſiſtorium; doch durfte ſie der Patron vorſchlagen, 
vorausgeſetzt, daß es ſich um Perſonen mit der erforderlichen Befähigung 
handelte und vorher auch das Urteil der Gemeinde gehört wars). Mit dem 
Patronat waren beſondere Pflichten und Ehrenrechte verbunden. Bei 
mangelndem Kirchenvermögen mußte der Gutsherr aus eigenen Mitteln 
zur Erhaltung der Kirche und deren Beamten beitragen und jährlich einen 
vom Pfarrer und Kirchenvorſteher unterzeichneten Bericht über den Zuſtand 
der Kirche einſenden. Unter den kirchlichen Ehrenrechten ſind zu erwähnen 
der Anſpruch auf einen beſonderen Kirchenſtuhl, der Einſchluß in das ſonn⸗ 
tägliche Kirchengebet, der Begräbnisplatz im Kirchengewölbe und das 
Trauergeläut bei Todesfällen in der gutsherrlichen Familie ). 

Die ſonſtigen adligen Rechte ſollen an andern geeigneten Stellen 
eine nähere Betrachtung erfahren. 


$ 31. Gruppen der adligen Güter. 


Mit Rückſicht auf die beſitzrechtlichen Merkmale unterſchied man drei 
Arten des adligen Grundbeſitzes: 1. adlig⸗kölmiſche Güter, 2. adlige Lehn⸗ 
güter, 3. adlige Pfandgüter !). 


1) Oſtpr. Prov. R. Zuſat 232. 5 2:, Zur hohen Jagd gehören Auerochſen, Elende, 
Hirſche oder Rot-Wildprett, Schwäne und Auerhähne“. $3: „Zur mittleren Jagd werden 
Rehe, Schweine, Birkhähne und Haſelhühner gerechnet“ 

) So auch Oſtpr. Prov. R. Zuſatz 232 $ 1. 

3) Allg. L. R. II Tit. 11 88 327ff. 

4) Schwenke, Fr. d. Gr. u. der Adel S. 62. 

) Dabei ift zu beachten, daß ſehr oft den einzelnen Zubehörſtücken eines adligen 
Guts nicht die gleiche befigrechtliche Beſchaffenheit gutam. Mitunter erhielten die Be- 
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1. Die adlig⸗kölmiſchen Güter waren keineswegs als adlige Beſitzungen 
anzuſehen, denen nebenbei noch Ländereien von kölmiſcher Beſchaffenheit 
zugehörten, auch nicht als kölmiſche Güter, denen einzelne adlige Vorrechte 
beigelegt worden waren, ſondern durch den Ausdruck „zu adlig⸗kölmiſchen 
Rechten“ wurden die beſitzrechtlichen Umſtände genauer feſtgelegt. Die 
adlig⸗kölmiſchen Güter beſaßen alle Vorrechte der übrigen adligen Güter 
und „überdem noch die Freiheiten und Gerechtigkeiten, die das Privilegium 
Culmense ſowohl ratione successionis als ſonſten den Gutsbeſitzern bei- 
leget” Sie waren den Beſitzern „cum pleno dominio” verliehen, ſtellten 
alfo ein vollſtändiges Eigentum dar und ſtanden ſomit im Gegenſatz zu den 
adligen Lehen. Sie unterlagen keinerlei Beſchränkung bei der Vererbung 
und wieſen auch ſonſt erhebliche Vorteile gegenüber den andern adligen 
Beſitzungen auf!). f 

2. Die Entſtehung der Lehngüter geht auf die während des Mittel- 
alters in den meiſten europäiſchen Staaten herrſchende Lehnsverfaſſung 
zurück. Der Landesherr übergab als Oberlehnsherr ſeinem Lehnsmanne 
oder Vaſallen ein Gut mit der Verpflichtung, ihm als Entgelt für die Nutzung 
dieſes Lehngutes jederzeit in näher vereinbarter Weiſe Dienſte zu leiſten. 
Lehngüter unterlagen mancherlei Beſchränkungen hinſichtlich der Vere 
ſchuldung, der Zerſtückelung, der Veräußerung und namentlich der Ber- 
erbung. 

Die adligen Lehen Oſtpreußens und Litauens wurden in Magde- 
burgiſche und pure oder Mannlehen geſchieden. 

a) Die zu Magdeburgiſchen Rechten verliehenen adligen Güter. 

Nach der vollſtändigen Bezwingung und Beruhigung des Preußen⸗ 
landes ſchritt der Orden dazu, an Stelle des im 13. Jahrhundert für die 
Beleihung an Deutſche ausſchließlich verwendeten Kölmiſchen Rechts ein 
anderes Beſitzrecht deutſchen Urſprungs einzuführen, das dem Lehnsträger 
geringere Vergünſtigungen bot, dagegen der Lehnsherrſchaft den Vorteil 
des Heimfalls der verliehenen Güter und die Möglichkeit einer häufigen Ver⸗ 
leihung an mehrere Lehnsleute nacheinander gewährte). Die zu Magde- 
burgiſchem Recht verliehenen Güter beſaßen anfänglich durchaus nicht die 
Merkmale eines echten Lehens; es ruhte auf ihnen außer dem Reiterdienſt 
in der Regel auch ein Rekognitionszins, ferner das Pflugkorn und manchmal 


liehenen ſchon in der erſten Verſchreibung das Gut teils zu adlig-zolmiſchen Rechten, 
teils als Lehen. Ofter noch vergrößerten fie den erſten Beſitz in der Folgezeit durch Er- 
werbung von Ländereien mit anderem Beſitrecht. Auch gab es zahlreiche Ritterguts- 
befiger, die neben adligem Grund und Boden auch lölmiſche Grundstücke, Freigüter, 
Schatulländereien und fogar landesherrliche Grundſtucke in Erbpacht beſaßen. 

1) Inwiefern die adlig⸗tölmiſchen Güter des Ermlandes hierbei eine Ausnahme 
machten, wurde bereits oben erwähnt. 

3) v. Brünneck, Geſch. des Grundeigent. Bd. 2, Abtl. 1 S. 90. 

13˙ 
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die Verpflichtung zum Beſſern, Brechen und Bauen der Burgen und 
Befeſtigungen. Sie wurden nicht allein an Edelleute ausgetan; es genügte 
die perſönliche Freiheit des Belehnten. 

Nach der Schlacht bei Tannenberg legten die Hochmeister, um dem 
Ordensſtaate in feiner bedrängten Lage wieder aufzuhelfen, den zu Magde- 
burgiſchen Rechten verliehenen Gütern die Eigenſchaft und Bedeutung 
wirklicher Lehen bei). Die Güter der ohne männliche Nachkommen ver- 
ſtorbenen Beſitzer zog der Orden als heimgefallen ein und verſchaffte fidh 
dadurch eine außerordentliche Einnahmequelle. Dies veranlaßte die Guts⸗ 
befier zu zahlreichen Klagen und Beſchwerden; fie konnten mit Recht 
geltend machen, daß die Magdeburgiſchen Güter, von denen jährlich eine 
Abgabe in Wachs, Roggen und Weizen entrichtet werden mußte, nicht als 
eigentliche Lehen angeſehen werden könnten. Allein ſie hatten mit ihrem 
Widerſpruch keinen Erfolg, und nach dem zweiten Thorner Frieden wurden 
in den dem Orden verbliebenen Landesteilen die zu Magdeburgiſchen 
Rechten verliehenen Güter allgemein als Lehen anerkannt, 

Anfänglich galt für die Magdeburgiſchen Güter nur die gerade männ⸗ 
liche Erbfolge; ſeit Ende des 14. Jahrhunderts fand ſich in den Verſchrei⸗ 
bungen öfter die Erbfolge auch auf weibliche Nachkommen des erſten Er⸗ 
werbers ausgedehnt. So entſtand das „Magdeburgiſche Recht zu beiden 
Kunnen“, während die urſprüngliche Form der Verleihung als „Schlecht 
Magdeburgiſches Recht“ bezeichnet wurde. Das 1487 erlaſſene Privileg 
des Hochmeiſters Martin Truchſeß von Wetzhauſen?) beſtimmte genauer 
die Erbfolge bei den zu Magdeburgiſchen und beider Kinder Rechten ver⸗ 
liehenen Gütern; von Bedeutung war ferner die Erlaubnis, dieſe Güter 
verkaufen, verpfänden und mit Schulden belaſten zu dürfen. Noch unter⸗ 
ſchied man aber immer auch bei adligen Gütern zwiſchen den beiden ge⸗ 
nannten Gruppen der Magdeburgiſchen Güter). 


1) Plümide a. a. O. S. 57. ) Privil. d. Stände Bl. 28ff 

3) st. LA. Cp, Fol. 380/6. Herzog Albrecht verſchrieb 1527 dem getreuen 
Claus Auer den Hof Pellen und das Dorf Haſſelbuſch, ihme und ſehnen Menlichen 
Leybes Erben, fo er mit dieſer ſeyner Hawsfrauen Elifabeth haben wirde, zu ſchlecht 
Magdeburgiſchem rechte . desgleichen auch die Gerichte, beyde Groß und cleyn über 
ſeyne Leute in derſelben Gitter Grentzen, alleyne Straßengericht ausgenommen 
und wo ſich dieſer Fall begeben würde, das obgemelter Claws Auer on menliche Leibs⸗ 
erben nach dem Willen des allmechtigen mit Tode abgehen und doch etliche weibliche 
Leibserben hinder Déi laſſen würde, follen dieſelben nach Vermögen der Güter, ertentnus 
der Herrſchaft und Landleuffigem gebrauch ausgeſteuert und verheirat werden, und wo 
Claws Auer und ſeine jetzige eheliche Hausfrau on menliche Leibserben verſtorben, 
ſollen alsdann die Gütter obgedacht alle und iede In allermaßen, wie er dieſelben Innen 
gehabt, genoſſen und gebraucht, an uns, unjere Erben und Nachtommen wiederumb 
kommen und fallen .“ 
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Eine Veränderung der bisherigen Verhältniſſe brachte das Gnaden: 
privilegium Herzog Albrechts vom Jahre 1540). Den Wünſchen des Adels 
gemäß, führte es eine ſtrenge Scheidung zwiſchen adligen und unadligen 
Beſitzungen bei den zu Magdeburgiſchem Recht verliehenen Gütern durch. 
Für den Adel verlor der Unterſchied zwiſchen Schlecht Magdeburgiſchem Recht 
und dem Recht zu beiden Runnen jegliche Bedeutung. Statt deffen unter- 
ſchied man fortan bei adligen Beſitzungen zwiſchen erkauften und ererbten 
Magdeburgiſchen Lehngütern. Jene vererbten auf Söhne und Töchter; 
bei dieſen hatten die Brüder und männlichen Anverwandten den Vorzug 
vor den Töchtern des letzten Beſitzers. Das Gut ſollte eben als Stammlehen 
recht lange im Beſitz der Familie bleiben. Während es alfo feit 1540 für 
adlige Beſitzungen nur eine Form Magdeburgiſchen Rechts gab, blieben 
für alle nichtadligen Beſitzer Magdeburgiſcher Lehngüter die alten Ver⸗ 
hältniſſe beſtehen. Bei den unadligen Gütern unterſchied man auch weiterhin 
zwiſchen Schlecht Magdeburgiſchem Recht und dem Recht zu beiden Kunnen. 

b) Die puren oder Mannlehen. 

Sie waren bis in den Anfang des 16. Jahrhunderts im Preußenlande 
unbekannt. Erſt nach der Umwandlung des Ordensſtaates in ein weltliches 
Herzogtum unter polniſcher Lehnsherrſchaft wurde die Verleihung der 
Güter als Mannlehen gebräuchlicher). In den Urkunden über Mannlehen 
fand ſich in der Regel folgende Wendung: „Wir verleihen und verſchreiben 
demnach hiermit und in Kraft dieſes Briefes für uns, unſere Erben, Erb- 
nehmer und nachfolgende Herrſchaft gedachten N N und feinen rechten 
männlichen Leibes-Lebens-Erben das Gut X zu Lehenrechten und wie 
Lehenrechts Art und Gewohnheit ift“). Die Erbfolge bei adligen Mann- 
lehen ſtand nur den männlichen Nachkommen zu, weiblichen blieb ſie gänzlich 
verſagt. Hinterließ der Lehnsträger keine männlichen Nachkommen, ſo 
folgten ihm ſeine Brüder oder Bruderſöhne, wenn auch dieſe fehlten, die 
männlichen Anverwandten nach dem Grade der Verwandtſchaft. In Er- 
mangelung der männlichen Anverwandten folgten die Mitbelehnten, und 
wenn auch diefe fehlten, fiel das Beſitztlum dem Lehnsherrn anheim. Das 
Gnadenprivileg verſchaffte den als Mannlehen verſchriebenen Gütern keine 
beſondere Vergünſtigung. Es traf nur einige Beſtimmungen hinſichtlich 
der Verſorgung hinterlaſſener Vaſallentöchter. 

Das Landrecht von 1620 veränderte die Grundſätze, nach denen die 
adligen Lehngüter in Preußen bisher behandelt worden waren, nicht 


1) Privilegia Bl. 44ff. 
2) v. Brünneck, Grundeigentum II, 2 S. 4. 
2) U. a. waren als Mannlehen verſchrieben die Güter Chelchen, Kowahlen, Neuhof, 
ge Statzen, Drangſitten, Penken, Gr Parf, Waldkeim, Bialla, Drosdowen, Gr. 
'ollubien. 
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weſentlich, desgleichen das Revidierte Landrecht von 1685. Durch den 
Landtagsabſchied von 1663 wurden alle Güter, die vor 1612 in adligen 
Beſitz gelangt waren, von der Entrichtung des Rekognitionszinſes und des 
Pflugkorns befreit). 

Friedrich Wilhelm I. gab durch ein Edikt vom 5. Januar 1717) den 
Entſchluß bekannt, daß er alle Lehen in feinem Staate in erbliche und eigen- 
tümliche Beſitzungen umwandeln wolle). Zur Durchführung gelangte 
dieſe Abſicht durch die am 18. Dezember 1732 erlaſſene Aſſekuration wegen 
der Lehen‘). Fortan ſollten alle im Königreich Preußen gelegenen Lehen, 
adlige ſowohl als nichtadlige, für Allodial⸗ und Erbgüter gelten; der Lehns- 
verband und alle aus ihm entſpringenden Dienſte und Laſten fielen fort. 
An deren Stelle forderte der König einen feſten jährlichen Kanon, den er 
„zu ewigen Zeiten nicht erhöhen und ſteigern zu wollen“ verſprach. Es 
ſollten aber für die als Eigentum erklärten Lehngüter die früheren Lens- 
geſetze nicht ganz außer Kraft geſetzt werden. Die Lehnseigenſchaft der 
Güter wurde nur inſoweit aufgehoben, als fie das Obereigentum der Landes- 
herrſchaft betraf; dagegen blieben die geſetzlichen Anordnungen über die 
Erbfolge und den Verband unter Agnaten und Mitbelehnten beſtehen. 

Um bei der Verſchiedenartigkeit der Lehen und den verwickelten rehte 
lichen Beziehungen derſelben die wünſchenswerte Klarheit über den künftig 
geltenden Zuſtand zu verſchaffen, erſchien die Abfaſſung eines neuen Lense 
geſetzes dringend erforderlich. Die geſetzliche Feſtlegung der neuen Ver- 
hältniſſe geſchah durch die „Conſtitution und Verordnung, wie es nach ein- 
geführter Allodifikation oder Vererbung derer bisheriger Lehne in dem 
Königreich Preußen nunmehro mit denſelben in Ansehung der Succeſſion 
und ſonſt gehalten werden foll“, Berlin den 31. Oktober 1738). Allge- 
meinere Bedeutung hatte darin die Beſtimmung, daß die Verpflichtung 
zur Entrichtung des Allodifikationskauons nur für die adligen Lehngüter 
gelten ſollte; die unadligen wurden unentgeltlich als Allodial- und Erb- 
güter erklärt. Den im Beſitz adliger ſowohl als unadliger Lehngüter be⸗ 
findlichen Familien wurde die Errichtung beſonderer Pacta und Verträge 


1) Breyſig, Urt. und Akt. „ 384 f. ) Mylius, C. C. M. II 5 Nr. 59. 

) Vgl. auch Acta Bor. IL S. 466ff., Löwe in Forſch. Bd. XI u. Ranke, Zwölf 
Bücher pr. Geſch. III S. 153 ff. — Schon früher hatte der König vereinzelt Lehen in 
Güter zu adlig⸗kolmiſchen Rechten umgewandelt. 1715 erklärte er die Worienenſchen 
und Hohenhagenſchen Güter für allodial, da fie Herr von Dönhoff nicht allein ſehr hoch 
bezahlt, ſondern fid) dazu nicht geſcheut hätte, „ein anſehnliches zu wieder auf⸗Bauung 
und melioration dieſer gantz öde und Baufällig ſich befindenden Güter zu verwenden“. 
Noch vor 1732 wurden u. a. zu adlig-kölmiſchen Gütern erhoben Mahnsfeld, Aderau, 
Domnau, Saalau, Kaidann, Hohenſtein, Schrombehnen, Weßlienen, Thierenberg, 
Miſchen, ër u. Kl.⸗Waldeck (Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Mat. Tit. 84 Selt. 2), 

9 K. St.⸗A. Et. Min. Edikte. 5) Ebenda. 
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geſtattet, „nicht allein ratione successionis, welcher Geſtalt fie unter 
einander ſuccediren wollen, ſondern auch wegen Auszahlung der Ehe- 
Steuer, Gegen-Vermächtniß und Verſorgung der Wittiben, Ausſteuerung 
der Töchter und Schweſtern, Veräußerung und Verpfändung der Lehne 
oder Aufnehmung der Schulden unter Do aufzurichten und alles dergeſtallt 
zu verfaſſen, wie fie es der Conſervation ihrer Familie am dienlichſten 
finden.“ — Dieſe Befugnis wurde abhängig gemacht von der Bedingung, 
daß durch Familienbeſchlüſſe niemand in feinen wohlerworbenen Rechten 
gekränkt würde, auch bedurften ſie der Eintragung in die Hausbücher der 
Hauptämter. 

Bei Veräußerung und Verpfändung der Lehngüter fiel mit dem Auf- 
hören des landesherrlichen Obereigentums auch die Notwendigkeit der 
Einholung der lehnsherrlichen Einwilligung weg. Aber es mußten die 
Rechte der Lehnsfolger und Mitbelehnten berückſichtigt werden. Die Con- 
ftitution maß dabei dem Umſtande beſondere Bedeutung bei, ob das Gut 
ein erkauftes Neulehen oder ein altväterliches Stammlehen war. Der 
Verkauf der Neulehen ſtand dem Beſitzer ſchlechterdings frei. Bei den 
Stammlehen ſollte verſchieden verfahren werden, je nachdem der Lehns⸗ 
beſitzer Söhne hinterließ oder nicht. Konnte wegen Überlaſtung mit Schulden 
keiner der Söhne das zum Verkauf geſtellte Gut übernehmen, ſo ſollte 
„der Vaſallus das Lehnguth, ſo er zu verkaufen geſonnen, denen näheſten 
Agnatis, Brüdern oder Vettern zum Verkauf anzubieten ſchuldig fein”. 
Wollten dieſe nicht kaufen, ſo ſtand dem Beſitzer der Verkauf an einen 
Fremden frei, ohne daß jemand dagegen Einſpruch erheben durfte. Sobald 
aber der Beſitzer eines altväterlichen Lehnerbes keine männlichen Nach- 
kommen hatte, war er „noch mehr verbunden, wann er das Lehen zu ver⸗ 
kaufen geſonnen, ſolchen Verkauf denjenigen, welche nach feinem Tode 
zur Succeſſion gelangen würden, anzukündigen“. Gelänge es nicht, ſich 
mit ihnen über den Kauf oder die Übernahme des Gutes, die Bezahlung 
der darauf haftenden Schulden und Verbindlichkeiten zu einigen, ſo ſollte 
es dem Lehnsmanne freiſtehen, „die Urſachen, warum er das Lehnguth 
zu verkaufen genöthiget wird, bey unſerer Regierung per Memoriale an- 
zuzeigen“ ... „Würden die angeführten Urſachen erheblich gefunden, fo 
Toll der Verkauf, die Agnati mögen contradiciren oder nicht, ſchlechterdings 
nachgegeben werden“. 

Der fünfte Teil handelte von der Verſchuldung der Lehngüter. Als 
Lehnsſchulden im engeren Sinne ſetzte er feft: Alle Schulden, welche zu 
Abfindung der Wittiben, Ablegung des Leibgedinges, wegen Ausſteuerung 
der Töchter oder Schweſtern, zu Erkaufung des Lehns oder deſſen nützlichen 
Beſſerung, ingleichen wegen Studierens auf denen hohen Schulen oder 
auch militiae causa aufs Lehn contrahirt, müſſen als Lehn⸗Schulden, 
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welche ipso jure auf dem Lehn haften, und dahero wann darüber gleich 
kein Conſeus vorhanden geweſen, auch vorhin aus dem Lehn entrichtet 
worden, von jedem Lehnfolger agnosciret und ex feuda bezahlet werden.“ 
Gegen derartige Lehnſchulden durfte von keiner Seite Einſpruch erhoben 
werden. Dagegen ſollte der Lehnsbeſitzer bei Aufnahme von Schulden 
für andere Zwecke „die Urſachen des aufzunehmenden Anlehens unſerer 
Regierung anzuzeigen und durch ein Atteſtatum des Amts zu beſcheinigen 
ſchuldig ſein“. Schließlich traf die Conſtitution noch Anordnungen darüber, 
wieweit die Lehnsbeſitzer teſtamentariſche Verfügungen treffen oder die 
nach dem Lehnrecht geregelte Erbfolge ändern durften. Bei Stammlehen 
war eine einſeitige letztwillige Verfügung des Beſitzers nicht gejtattet; eine 
Anderung in der Lehnsfolge konnte nur durch einen Familienſchluß mit 
Zustimmung aller Beteiligten getroffen werden. Bei Neulehen, die noch 
vor 1782 erworben wurden, ſollte es ebenfo gehalten werden; die in der 
Folge gekauften Lehen ſollten nicht mehr als Lehen angeſehen, ſondern 
nach Kölmiſchem Recht vererbt werden. Von den im ſechſten Titel ent- 
haltenen mancherlei Beſtimmungen fei nur dieje erwähnt, daß bei Erb- 
teilungen der auf den einzelnen Erben fallende Anteil nicht weniger als 
6 Hufen betragen durfte, wodurch der zu großen Zerſplitterung der adligen 
Güter entgegengewirkt werden ſollte. 

Einige Zuſätze zu den Vorſchriften der Conſtitution von 1738 enthielt 
die Deklaration vom 9. April 1792 ). Die Frage, ob ein Gut als Lehen 
anzuſprechen ſei, beantwortete ſie dahin, daß bis zum Beweiſe des Gegen⸗ 
teils jedes Beſitztum als Lehen gelten ſollte, das in die bis 1732 reichenden 
Lehnstabellen eingetragen oder in ein und derſelben Familie gleichförmig 
mit Ausſchließung der Töchter vererbt worden ſei. Weiter wurde ange⸗ 
ordnet, daß die Anverwandten, Geſamthänder und überhaupt alle, denen 
ein Erbfolgerecht auf das Lehen zuſtände, ſich in das Hypothekenbuch ein⸗ 
tragen laſſen müßten, andernfalls ſie von ihren Rechten keinen Gebrauch 
machen könnten. Die Eintragung ſollte bis zum 31. Dezember 1793 be» 
werkſtelligt ſein. 

Schließlich brachte das am 3. März 17942) ergangene Reſkript des Zuftiz- 
miniſters an das Oſtpreußiſche Etats⸗Miniſterium noch die Ergänzung, 
daß ein 40 Jahre vor Bekanntmachung der Deklaration vom 9. April 1792 
durch Kauf in andere Hände gelangtes Lehngut die Eigenſchaft eines Lehens 
verloren habe, ſofern binnen dieſer Zeit kein Auſpruch der lehntragenden 
Familie erfolgt wäre, auch keine Lehnsfolgeberechtigten ſich bis zum 
31. Dezember 1793 gemeldet hätten. 

Das 1801/02 erſchienene Oſtpreußiſche Provinzialrecht beſchränkte Ta 


1) Mylius 1792 Nr. 33. ) Mylius 1794 Nr. 17. 
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in ſeinen Ausführungen über die Lehen (Zuſätze 31 bis 68) auf eine zue 
ſammenfaſſende Verarbeitung des in der Conſtitution von 1738 und den 
darauf folgenden Erläuterungen enthaltenen Rechtsſtoffes ). 

Für die ermländiſchen Lehen fanden die geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Allodifitation keinerlei Anwendung, ſondern es blieb das Ober- 
eigentum des Landesherrn weiter beſtehen. Die oberlehnsherrlichen Ehren- 
rechte übte im Namen des Königs das Oſtpreußiſche Etatsminiſterium 
aus; dieſes erteilte auch die Erlaubnis zu Veräußerungen und Verſchul⸗ 
dungen. Die ermländiſchen Lehngüter galten als Mannlehen, wenn fie 
nicht ausdrücklich zu Magdeburgiſchen und beider Kinder Rechten verliehen 
waren!). 

3. Die Geldverhältniſſe des ſinkenden Ordensſtaates waren arg zer- 
rüttet und nicht minder diejenigen des herzoglichen Preußens unter der 
ſtändiſchen Herrſchaft. Das gewöhnlichſte Mittel, durch das Dé die Ne- 
gierenden aus Zahlungsſchwierigkeiten zu befreien und die Anſprüche der 
Gläubiger zu befriedigen wußten, beſtand in der Verpfändung landes- 
herrlicher Dörfer oder Vorwerke. Jahrzehntelang befanden ſich ganze 
Amter im Pfandbeſitz vornehmer adliger Familien. Noch 1683 waren unter 
anderem verpfändet: a) das ganze Amt Bartenſtein, b) im Amte Pr. 
Holland die 15 Dörfer Baarden, Bordehnen, Croſſen, Drauſenhof, Göttchen⸗ 
dorf, Luxethen, Nikolaiken, Plehnen, Rapendorf, Rogau, Schmauch, 
Schönberg, Teſchen, Thierbach und Weeskendorf mit 554 Hufen, e) im 
Amte Raſtenburg die Dörfer Falkenau, Kröligkeim, Landskron, Nofenort 
und Stolzenfeld, d) im Amte Oletzko 26 Dörfer mit 1108 Hufen). 

Sehr oft unterblieb die Einlöſung der Pfandftüde durch die Landes- 
herrſchaft, und die verpfändeten Dörfer und Vorwerke gelangten in den 
dauernden Beſitz der Pfandgläubiger. Allein im Gebiet des Hauptamts 
Balga kamen folgende anfänglich nur verpfändete Ortſchaften durch ſpätere 
Verſchreibung für immer in adligen Beſit: 1496 Bilshöfen und Grunenfeld, 
1528 Schönlinde, 1535 Schreinen, Haſſelberg und Lauterbach, 1566 Tiefen- 
fee, 1619 Augam, Grunau, Keweinen und Waltersdorf, 1627 Ariſſau, 
Gleinen und Sargent). Vereinzelt ereignete es ſich, daß die in Pfand 
gegebenen Dörfer fich ſelbſt löften, die Pfandſumme aufbrachten und unter 
landesherrliche Grundherrſchaft zurückkehrten. So geſchah es bei den 
Dörfern Birkenau und Rehfeld im Hauptamte Balga”). 

Nach und nach geriet die Pfandeigenſchaft mancher adligen Beſitzung 
1) Genaueres bei v. Brünneck Bd. 2 Abt. 2 S. 116ff. 

4) Oftpr. Prov.-Mechtt. Out, 59 u. 60. Näheres bei Engelbrecht a. a. O. S. 177ff. 
3) K. St.- A. Oftpr. Fol. 12626 a und b. — Vgl. auch oben S. 29. 

4) Rogge, Amt Balga, Oſtpr. Mon. Bd. 6 S. 501ff. 

) Ebenda S. 504ĵ. 
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in Vergeſſenheit. 1657 war das Dorf Seeben im Amte Pr.-Eylau einem 
Herrn von Podewils für 45000 Mark verpfändet worden ). Friedrich 
Wilhelm I. erfuhr davon anläßlich eines Bittgeſuches um Befreiung aus der 
Leibeigenſchaft und trug der Oſtpreußiſchen Kammer auf, dem von Pode⸗ 
wils den Pfandſchilling zurückzuerſtatten und das Dorf zurückzukaufen. 
Die Kammer riet aber davon ab; die 45000 Mark würden ſich nur mit 3% 
verzinſen, da der Reingewinn aus den Gefällen des Dorfes jährlich nur 
307 Nil. betrüge. Die niedrige Summe war indeſſen hauptſächlich darauf 
zurückzuführen, daß die Scharwerksdienſte der Bauern mit je 4 Ntl. jährlich 
viel zu gering veranſchlagt waren. Nunmehr unterblieb der Rückkauf). 
Am Ende des 18. Jahrhunderts wurden nur noch wenige Beſitzungen 
als adlige Pfandgüter bezeichnet. Zu den Gurnenſchen Gütern gehörten 
die beiden Pfanddörfer Skötſchen und Kosmeden; für das Gebiet der 
Litauiſchen Kammer fügt Leman den beiden genannten Dörfern noch 
Krummenort hinzu. Im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk wurden als im 
Pfandbeſitz befindliche Dörfer genannt Rogau und Schönberg, beide zum 
adligen Gut Wieſe im Mohrunger Kreiſe gehörend, und Kerpen, ein zu 
Gablauken gehöriges verpfändetes Freidorf im gleichen Kreiſe⸗). 


§ 32. Zuſammenſchluß und Zerſtückelung des adligen Grundbeſitzes. 


Zwei ganz entgegengeſetzte Tendenzen im Gebrauch des Grundbeſitzes 
traten auch in Preußen ſeit Jahrhunderten in Erſcheinung, ohne freilich 
den Grad der Ausdehnung zu erreichen, der ſich in andern Gebieten des 
Oſtens bemerkbar machte: einerſeits das Beſtreben nach Vergrößerung 
des Beſitzes und Vereinigung umfangreicher Herrſchaften in einer Hand 
und andererſeits die Neigung zur Zerſplitterung der Güter. 

In den beiden erſten Jahrhunderten der Ordensherrſchaft machte ſich 
der zweite Vorgang beſonders ſtark bemerkbar:). Die bei der Koloniſation 
geſchaffenen Güter wurden durch maſſenhafte Realteilungen zerſtückelt; 
beſonders die in der Wildnis mit größerem Landbeſitz ausgeſtatteten Unter- 
nehmer ſuchten ſo ſchnell wie möglich durch Teilverkäufe aus dem Grund 
und Boden Nutzen zu ziehen. Um die Mitte des 15. Jahrhunderts hatte es 

1) K. St.⸗A. Lehnbuch 407. ) Geh. St.⸗A. Gen.-Dir. Tit. 34 Selt. 4 Nr. 3. 

3) 1654 hatte Kurfürſt Friedrich Wilhelm die beiden Dörfer Baarden und Nito- 
laiken wegen eines geliehenen Kapitals von 3500 Dukaten und 2600 Rtl. dem Grafen 
zu Dohna in antichretiſchen Beſih gegeben. Dieſer Zustand dauerte bis 1824; dann 
gingen die verpfändeten Dörfer nach Zahlung von 4059 Rtl. in das Eigentum des 
Pfandbeſitzers über. $ 

4) Verarbeitet find hier vornehmlich folgende Akten des K. Gi 
Privilegienbuch, Gilgenburgſche Archivalien Fach 955 ff. Depoſit. 
Hausbücher der Amter Brandenburg, Tapiau, Ortelsburg, Rhein, Oletzio. 
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den Anſchein, als ob im Ordenslande eine ähnliche Zertrümmerung der 
Grundherrſchaften eintreten werde wie in verſchiedenen Teilen des alten 
deutſchen Reiches. Zur Zerſchlagung der mit grundherrlichen Rechten 
bewidmeten Beſitzflächen kam die Unmenge der kleinen Kölmer und der 
in ihrer Zahl heute im allgemeinen viel zu ſehr unterſchätzten Preußiſchen 
Freien, um im Verein mit den Einſaſſen der deutſchen Zins- und preußiſchen 
Scharwerksdörfer das Bild der Beſitzverfaſſung des Preußenlandes um 
1450 etwa zu vervollftändigen. Dieſe Entwicklung lag letzten Endes in der 
klugen inneren Politik des kraftvollen Ordensſtaates begründet. Das allen 
deutſchen Untertanen zugeſicherte Kölmiſche Recht bot den Ordensherren 
das Mittel, in den Beſttzverhältniſſen des Landes dem Mittel- und Klein- 
beſitz die Vorherrſchaft zu verſchaffen ). Es geftattete dem Beliehenen freie 
Verfügung über ſeinen Beſitz; er durfte ihn beliebig zerteilen und veräußern. 

Vom Ende des 15. Jahrhunderts ab nahm dann die Weiterentwicklung 
der Grundbeſitzverhältniſſe in Preußen eine andere Richtung. Nunmehr 
machte ſich eine mehr und mehr zunehmende Ausweitung und Abrundung 
des den einzelnen Grundherrſchaften zugehörigen Landbeſitzes bemerkbar. 
Bei dem Umſchwunge in dem Entwicklungsgange wirkten offenſichtlich 
drei Tatſachen zuſammen. Die Haupturſache lag in den neuen politiſchen 
Verhältniſſen begründet. Der Ordensſtaat war zuſammengebrochen und 
beſaß nicht mehr die Kraft, die aufftrebenden inneren Gewalten nieder- 
zuhalten; ſchnell erwuchs ein mächtiger Adelſtand, der einen ausge- 
breiteten Landbeſitz als die weſentlichſte Grundlage ſeiner Machtſtellung 
erkannte und deshalb unausgeſetzt den Umfang feines Herrſchaftsbereichs 
zu erweitern ſuchte ). Als günſtig für die Zuſammenfaſſung und Befeſtigung 
des Grundbeſitzes erwieſen ſich dann die veränderten Verleihungsbedin⸗ 
gungen der Güter. Das Kölmiſche Recht wurde bei der Bewidmung mit 
voller Grundherrlichkeit faſt ganz durch die verſchiedenen Lehnrechte ver- 
drängt; dieſe ſchränkten die Verfügungsgewalt des Beliehenen ſtark ein und 
ſchützten fo die Güter vor Zerftücelung®). Schließlich haben völkiſche Eigen- 
art und Sitte eine nicht zu unterſchätzende Rolle bei dem Gebrauch des 
Grundeigentums geſpielt, namentlich in den Zeiten des 16. und 17. Jahr- 
hunderts. Während dieſes Zeitabſchnitts zeigte fih in den deutſch⸗ 
völkiſchen Gebieten recht auffällig die Tendenz des Zuſammenſchlagens 
der Beſitzungen zu abgerundeten Gütern und Herrſchaften. Davon 


1) Die Kulmer Handfefte hatte der Vereinigung mehrerer Güter in einer Hand 
Schranken geſetzt. 

) Näheres darüber bringt $ 35. 

5) Es ſoll damit nicht gejagt fein, daß nicht auch Lehen zerſtückelt wurden; in Ma- 
ſuren geſchah das recht oft; aber es mußte vorher doch immer die Genehmigung nach⸗ 
geſucht werden. 
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wurden nicht nur die Anteile der in früheren Zeiten aufgelöſten Grund⸗ 
herrſchaften betroffen, ſondern auch zahlloſe Grundſtücke der Kölmer 
und Freien und eine Menge landesherrlicher Dörfer und einzelner Bauern⸗ 
höfe. Die Rückſichtsloſigkeit der Junker in der Aufſaugung aller benach⸗ 
barten kleinen Grundbeſitzer veranlaßte die Städte auf dem Landtage 
1668 zu der Erklärung: „Wäre indeſſen zu wünſchen, daß die von Adel in 
Erkaufung und an ſich Bringung köllmiſcher Güter ſich etwas mäßigen 
möchten“ ). 

Am Anfange des 18. Jahrhunderts konnte die wechſelvolle Entwicklung 
im Gebrauch der adligen Ländereien als beendet angeſehen werden?). 


1) Breyſig, Urt. und Att. 16 S. 534. 

2) Einige Beifpiele mögen das Geſagte näher verdeutlichen. Die im Saſſenlande 
zwischen 1321 und 1350 verliehenen umfangreichen Landflächen waren bald in Einzel- 
guter und Dörfer aufgeteilt worden. So entflanden aus dem 1321 geſchaffenen 1440 
Hufenbeſtt 29 ſelbſtändige Ortſchaften, und die meiſten derſelben zerſtelen bald in zahle 
reiche Anteilgüter. Die 1572 das Erbhauptamt Gilgenburg in Beſttz nehmenden Fint 
ſchritten dann planmäßig an die Begründung eines zuſammenhängenden Güterblockes. 
Durch Hunderte Kauf- und Pfandverträge fepten fie Déi in den Befig der adligen Mn- 
teile und der Heinen Freigüter. Das Verfahren war dabei ſtets das gleiche: in Gelde 
ſchwierigleiten übernahmen die Beſtzer auf ihre Hufen Grundschulden, und da diefe 
nicht getilgt werden konnten, ging der Beſiz an den Gläubiger über. Die den Finks 
verpfändeten Hufen verblieben für immer in ihrem ef, Aus einer Verſchreibung über 
80 Hufen waren die beiden Ortſchaften Albrechtau und Seythen entſtanden, jedes 40 
Hufen enthaltend und in zahlreiche Anteile zerfallend. Die Finks erwarben davon 

1579 2 Hufen in Albrechtau, 

1621 1.9. 10 Mg. in Albrechtau, 

2 H. 10 Mg. in Seythen, 
1626 ein Stück Wieſe in Seythen, 
1627 1.9. 20 Mg. in Seythen, 
19. 10 Mg. in Albrechtan, 
1627 Anteil an der freien Fischerei im Mühlenſchen See, 
1629 1 H. in Albrechtau, 


1633 4 5. „ und Gepthen ertauſcht gegen 3 Huf. in Thymau, 
1636 2 f. 5 Mg. in Seythen, 
1640 1 H. 10 Mg. in Albrechtau, 
1645 den Antell des Benno b. Schöneich in Seythen, 
1646 4 F. in Albrechtau, 
1655 3$. F 
39. 


5 „ Seythen, 
1725 28 H. „ Albrechtau. 
Von den Freien zu Wiersbau erfauften die Finke 
1669 ` Hufen, 1731 2% Hufen, 1755 10% Hufen 
1680 2 „, Ae e und 2 


D H „ 7 
jo waren 7 Freie ausgelauft, und den Grafen gehörten von den 50 Hufen nunmehr 31. 
Ganz ähnlich geſtalteten fih die Verhaltniſſe in Frantenau, Gr-Schläften, Seeleſen, 
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Die Abrundung und Befeſtigung des adligen Beſitzes war zum Abſchluß 
gebracht. 

Es wechſelten wohl die Beſitzer der Rittergüter recht oft, auch kam es 
ab und zu zum Zuſammenkauf mehrerer Güter und nicht minder zur Ab- 
trennung und Veräußerung einzelner Vorwerke und Bauerndörfer; aber 
das gänzliche Zerſchlagen des Gutes in einzelne Hufenanteile blieb äußerſt 
felten. Vereinzelt nur fanden fich adlige Güter, die aus mehreren Anteilen 
beſtanden. Anders lagen die Verhältniſſe in den vorzugsweiſe mit Polen 
beſiedelten Teilen des Landes. Dort war es ſtrichweiſe zu einer weit- 
gehenden Zerſplitterung des adligen Beſitzes gekommen. 

Bei dem zerſplitterten adligen Grundbeſitz unterſchied mau in den 
amtlichen Verzeichniſſen zwiſchen adligen Anteilgütern und adligen Frei- 
dörfern. Die Anteilgüter galten immer noch als Rittergüter, und jedem 
Beſitzer ſtand die Ausübung der teilbaren adligen Vorrechte zu. Der Eigen- 
tümer eines adligen Anteilgutes durfte untertänige Bauern haben; er war 
ihr Gerichtsherr; er konnte bei genügender Größe feines Anteils die Jagd 
betreiben und beſaß die Brauerei- und Brennereigerechtigkeit und die Bann- 
rechte. In vielen Fällen war freilich die Verwertbarkeit dieſer Sonderrechte 
unmöglich, da die Beſitzung nur eine Hufe oder noch weniger umfaßte. 
In den Hauptämtern Neidenburg, Ortelsburg und Soldau fanden ſich die 
Heinen adligen Anteilgüter am zahlreichſten; ſtets wurden fie in den Vaſallen⸗ 
tabellen als „Rittergüter“ einzeln aufgeführt. 

Manchmal beſtanden die adligen Bauerdörfer aus zwei Anteilen, 
se 


Bolleinen, Jankowitz, Lehwalde und Döhlau. (Vgl. dazu Moellenberg, Majorat 
Dohlau S. 2911 

Dem Vorgehen der Grafen von Finfenftein im Süden entſprach u. a. das der 
Schlieben, Creypen, Kalnein und Kittlitz in der Mitte der Provinz. Die Schlieben 
brachten durch Kauf eine Menge Veſitzungen der Kölmer, Freien und Schulzen, z. V. 
in den Dörfern Markhauſen, Molthainen, Klinthenen, Lengnick, Padelochen, Orin- 
beim und Peisnic, an ſich. Im Samland verfolgten einige Eheleute (Manſtein, Wallen- 
tod, Wittmanns dorf und Perbandt) die gleichen Ziele, freilich in beſchräntterem Umfange. 
Oberſt Chriftoph von Wallenrod beſonders brachte durch Furfürftliche Schenkungen und 
Austauf der armen Freien und Kölmer in den Dörfern Irglacken, Pogirmen, Barthen, 
Poffindern und Willtühnen einen ansehnlichen Beſiz zufammen. Beiſpielsweiſe mußte 
ihm 1678 ein gewiſſer Bernhardi „die 2 letzten Hufen feines fölmifchen Erbes" verkaufen, 
da das Amt Tapiau wegen „Hinterftelliger Accife-Gelder und Straffe Abführung gar 
hart in ihn gedrungen und er fo geſtaldten Sachen nach nicht abgeſehen, wie Erfi ch 
tetten oder feine Schuldner ingeſambt anders befriedigen könne,“ als daß er feinen lebten 
Vefig dem Herrn von Wallenrod käuflich ütberlieğe, „alß nechſten Nadhah, in deſſen andere 
Huben, Mard und Grentzen die vier Huben mitten einliegen“. (Lehnbuch 460)). Über 
die erkauften, ertauſchten und geſchentten Hufen erlangten die Edelleute dann Ge- 
ſamtverſchreibungen zu adligen Rechten, und die vordem bäuerlichen oder kölmiſchen 
Ländereien waren jo adlige geworden. — Den Zuſammenſchluß der Dohnaſchen Fami- 
liengüter zeigt Stegmar Graf Dohna, Familie Dohna I S. Sait. 
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von denen dann jeder einen andern Grund- und Gerichtsherrn hatte. Die 
Zerſplitterung der rein grundherrlichen Rechte bei der Zerſchlagung der 
adligen Dörfer war im 17. Jahrhundert im weſentlichen abgeſchloſſen y. 
Plehn meint, daß ſich im 18. Jahrhundert die Grenzen einer Dorfgemeinde 
mit den Grenzen der Grundherrſchaft deckten, und daß nur bei den Vore 
werken eine Zerſplitterung vorlag. Richtig iſt nur, daß im 18. Jahrhundert 
ſich eine weitere Zerſchlagung des adligen Beſitzes nicht bemerkbar machte, 
daß aber noch eine ganze Reihe adliger Dörfer unter mehrere Grundherren 
geteilt war)). 

Im Gegenſatz zu den adligen Anteilgütern, die immer als ſelbſtändige 
Gutsbezirke angeſehen wurden, bildete das adlige Freidorf einen Gemeinde⸗ 
verband, beſtehend aus einer größeren oder geringeren Zahl von Frei⸗ 
gütern, die ſich im Beſitze der „adligen Einſaſſen“ befanden. Viele der 
„adligen Freidörfer“ lagen im Gebiet des heutigen Kreiſes Goldap; aber 
auch um Oletzko, Lyck, Ortelsburg und in den Amtern Soldau, Hohenſtein, 
Neidenburg und im Erbhauptamt Gilgenburg waren ſie nicht ſelten. Die 
durch Zerſchlagung ehemaliger Rittergüter entſtandenen Freidörfer zählten 
fünf, zehn, zwanzig und mehr Freigüter. 

Es war im Rahmen dieſer Arbeit nicht möglich, der eigenartigen Er⸗ 
ſcheinung eine genauere Betrachtung zu widmen. Unzweifelhaft ſpielten 
bei dem Vorgang völkliſche Anſchauung und Gewohnheit mit; denn die Zer- 
ſplitterung des adligen Grundbeſitzes trat nur in den polniſchen Teilen des 
Landes in ſo ſcharf ausgeprägter Weiſe hervor. Die gleichen Verhältniſſe 
fanden ſich in allen von Polen bewohnten Gebieten, beſonders auch im 
angrenzenden Neuoſtpreußen und in Pommerellen. Nur war dort die 
Zerſplitterung des adligen Beſitzes manchmal bis ins Lächerliche geſteigert 
worden). 

3) Plehn a. a. O. Forſchungen Bd. 18 S. 96. 

3) Vornehmlich im Natangiſchen gab es Dörfer, die unter zwei Grundherrſchaften 
aufgeteilt waren. So gehörten von den 20 Bauern des Dorfes Posmahlen 10 zum Gute 
Waldkeim und 10 zu Wogau; Legden beſtand aus einem Neuckenſchen und Glommen⸗ 
ſchen Anteil; Loden gehörte teils zu Sonden und teils zu Pilven, Minten teils zu Schwa⸗ 
raunen und teils zu Glittehnen, Winkeldorf teils zu Karſchau und teils zu Glittehnen, 
Warthen teils zu Capuſtigall und teils zu Wundlacken. Im Samlande beſtanden Schie⸗ 
wenau aus zwei und Behladen gar aus drei Anteilen. Zahlreicher waren noch die- 
jenigen Bauerndörfer, die teilweiſe der Landesherrſchaft und teilweiſe adligen Grund⸗ 
herren unterſtanden; u. a. waren dahin zu zählen Stongen, Norgehnen, Varthen, Tul- 
pörſchken, Biothen, Schmodehnen, Ober⸗Plehnen, Sollau, Schönbaum. 

) Hagen, Agrargeſetz S. 53f.: „In manchem Dorf (Neuoſtpreußen) befanden 
fich bis 200 adlige Beſizungen, deren Größe Dé nicht einſtens nach Morgen, ſondern 
nach Beeten beftimmen ließ. Das Besitztum vieler Edelleute beſchfänkte fid) auf zwei 
Metzen Ausjaat, nebſt einem Haufe, welches mehr einem Stalle als einer menſchlichen 
Wohnung glich. Als im Drohiezynſchen Kreiſe des Bialyſtocker Kammerdepartements 
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Plehn vermutet mit Recht, daß die geringe Ausdehnung, die die Bere 
trümmerung der adligen Güter im übrigen Oſtpreußen aufwies, einer dem 
Standesbewußtſein des deutſchen Adels entſprungenen Gegenwirkung zu ⸗ 
zuſchreiben ſei ). Die aus der Zerſtückelung des Grundbeſitzes erwachſenden 
wirtschaftlichen und geſellſchaftlichen Folgen, die mit packender Anſchaulich⸗ 
Ka an dem polniſchen „Schlachtizen“, dieſem Zerrbilde eines Edelmanns, 
in Erſcheinung traten, mochten den deutſchen Sinn abgeſchreckt haben. 
Die Gutswirtſchaft bildete für die Adligen die weſentlichſte Einnahmequelle; 
die Zerſchlagung der Güter mußte ſie zu Bauern erniedrigen. 

Einigen Einfluß auf die Zerſtückelung des adligen Grundbeſitzes dürfte 
auch die Oberflächengeſtalt des Landes gehabt haben. Die meiſten adligen 
Anteilgüter und Freidörfer lagen nämlich in ſtark zerſchnittenem Gelände, 
alſo in Gegenden, die ſchon von Natur einem Großbetriebe erhebliche 
Schwierigkeiten entgegenſetzten und deshalb zu Teilungen und Verkleine · 
rungen der wirtſchaftlichen Einheiten Veranlaſſung gaben). 

In den adligen Freidörfern herrſchten im allgemeinen unerfreuliche 
Zuſtände; ihre Einſaſſen krankten an den ihnen anhaftenden Vorrechten. 
Ein Zeitgenoſſe urteilte über ſie folgendermaßen: „Sie ſind im Grunde 
ein unglückliches Volk. Da ſie der Amterjurisdiktion nicht unterworfen ſind, 
fo fiehet niemand auf ihre Oekonomie, niemand auf ihre Konſervation, 
vielmehr werden ſie überall, wo es nur möglich iſt, hintenangeſetzt. Ihre 
Wirtſchaft ift höchſt elend, und das zum Teil wegen der unter ihnen be- 
ſtehenden Gemeinheiten und wegen ihrer ſteten Zänkereien, die um ſo 
hartnäckiger und ſchädlicher find, wann adlige und unadlige Beſitzer in einem 
ſolchen Dorfe zuſammenwohnen. In Erziehung, Sitten und Verſtandes⸗ 
kultur find fie andern Bauern ganz gleich und umſo unglücklicher als 
andere Ackerleute, weil ſie den Pflug mit dem Federhute auf dem Kopfe 
treiben, und die Tochter, die heute im Stalle arbeitet, am Sonntage nach 
polniſcher Sitte eine barfüßige Magd hinter fid gehen hat. So wird ihre 
Armut durch die Torheiten der Eitelkeit und des Hochmuts nur noch 
drückender“ ). 

Die folgende Zuſammenſtellung veranſchaulicht deutlich den Grad der 
Zerſtückelung des adligen Grundbeſitzes in einzelnen adligen Freidörfern ). 


eine Landſtraße verändert werden ſollte, mußte einmal ein ganzes adliges Gut, welches 
um Wege lag, annulliert werden, und bei einem andern, welches gerichtlich vererbpachtet 
wurde, beſchräntte fiğ der ganze jährliche Canon auf ein Rebhuhn.“ 

1) Forſch. Bd. 18 S. 110. 

3) Bgl. dazu Gerlach, Verhdl. d. Kgl. Land. Dien. Koll. (Landwirtſch. Jahrb. 
38 Erg.-Bd. 11) S. 167. 3) Leman, Juſtizverfaſſung S. 177. 

4) Die Einſaſſen der adligen Freidörfer bezeichnete man im öſtlichen Maſuren 
gemeinhin als die Großen Freien im Gegenſat zu den Kölmiſchen Freien und den mit 
Burg- und Jagddienſten beſchwerten Kleinen Freien oder Scharwerlsfteien. 
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§ 33. Erwerb adligen Grundbeſitzes. 


In früheren Jahrhunderten bildete der Grundbeſitz beinahe die aus- 
ſchließliche Quelle für den Reichtum und das Anſehen der Familien. Die 
herrſchenden Stände hatten es deshalb verſtanden, ſich mit einem mächtigen 
Landbeſitz auszuſtatten. Die Grundlage ihrer Herrſchaftsſtellung ſuchten 
fie ungeſchmälert zu erhalten; dieſem Zwecke diente das Verbot der Er- 
werbung adliger Güter durch Angehörige der bürgerlichen Stände ). 

Mit der Allodifikation der Lehen war die Möglichkeit des Überganges 
der Rittergüter in bürgerlichen Beſitz bedeutend erleichtert worden. Fried 
rich II., dem der Adel für die Ergänzung des Offizierſtandes unentbehrlich 
ſchien, ſuchte deshalb durch geſetzliche Maßnahmen den Grundbeſitz des 
Adels dauerud zu ſchützen ). Die Kabinettsordre vom 12. Februar 1762 
hatte den Verkauf adliger Beſitzungen an Bürgerliche unter gewiſſen 
Bedingungen geſtattet, nämlich 1. dann, wenn der Adlige das Gut zu ver- 


1) Zur Entſtehung diefe Freidorſes fei folgendes mitgeteilt. Bis 1616 beſaß es 
der Landrat und Hauptmann von Oletzko Balthaſar Fuchs zu Magdeburgiſchen und 
beider Kinder Rechten. Dieſer verkaufte das ganze Dorf zu dem gleichen Vefikrecht an 
„die Ehrſamen und Nahmpafften Johann Verbrandt achthalb Huben, Emft von Halle 
ſechs Huben, Lazar Varanowsky zwey Huben, Matthias Martoffsty drey Huben, Lorenz 
Woydowsky brey Huben, Gregor Wiersbinsty anderthalb Huben, Daniel Dombrowsky 
zwey Huben, Stanislaus Slomowsky zwey Huben, nebſt andern Kauffsconſorten der 
reſtirenden jehh Huben ... . „zu genießen gleich andern Freyen, fo auf Adelichen 
Güttern wohnen.“ Doch wurden die Gerichte der Landesherrschaft abgegeben. Als 
Kaufgeld wurden für die Hufe 230 flor. poln. erlegt. In gleicher Weiſe entjtanden 1564 
Chelchen und 1579 Guhſen (Beſtändnisbuch Oletzto). 

3) Roſcher, Nationalökonomik des Aderbaues S. 361. 

) Bal. hierzu Schwenke, Friedrich d. Gr. und der Adel, ferner Krug, Staats- 
wirkſchaft S. 10ff. 
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kaufen genötigt war, um ſeinen „ſonſt unvermeidlichen Verderb und ſonſten 
einen ruineuſen Konkursprozeß zu evitiren“, und 2. dann, wenn die Birger- 
lichen von guten Eigenſchaften und bemittelt ſind „und ſich dabei engagiren, 
daß ſie wenigſtens einen von ihren Söhnen ſodann zum Militärſtande 
widmen und hergeben“. Dieſe Vergünſtigung wurde zugleich damit be- 
gründet, daß es bei den herrſchenden Kriegszeiten nicht ſo genau genommen 
werden könnte. 

Wie ſehr dem Könige die Erhaltung des adligen Beſitzſtandes am 
Herzen lag, erhellt aus den Anordnungen der Kabinettsordre vom 29. Januar 
1774 an den Großkanzler, daß beim Konkurſe eines adligen Gutes die Kriegs. 
und Domänenkammer ſofort einen ihrer Räte hinſchicken ſolle, damit dieſer 
die Adminiſtration einrichten und leiten möge, geradeſo, als ob es ein 
Domänenbeſitz wäre. 

Am 18. Februar 1775 erging die neue Verordnung, „daß adlige Güter 
an Perſonen bürgerlichen Standes ohne Sr. Königl. Majeſtät Höchſt⸗ 
eigenen Conſens nicht verkauft werden jollen”. Die Einleitung dazu lautete: 
„Es iſt von Anfang unſerer Regierung unſere landesväterliche Sorgfalt 
unermüdet dahin gerichtet geweſen, daß unſer getreuer Adel bei ſeinen 
Vorzügen und Vorrechten vor andern Ständen in allen Gelegenheiten, 
beſonders aber in Anſehung der demſelben eigenen Befugnis, adlige Güter 
zu beſitzen, geſchützet und darin von andern nicht beeinträchtigt werde.“ 

Weiter wurde darin ausgeführt, daß ſich in letzter Zeit die Geſuche 
um Erlaubnis zum Kauf adliger Güter ſehr gehäuft hätten, weshalb fortan 
jede derartige Erwerbung ohne königliche Einwilligung gänzlich unterſagt 
werden müßte. Wenn ausnahmsweiſe einem Bürgerlichen die Genehmigung 
zum Beſitz eines adligen Gutes erteilt würde, ſo ſollte er doch in folgenden 
Vorrechten und Vorzügen den Adligen nicht gleichſtehen: 1. Von Sitz und 
Stimme auf Kreis- und Landtagen war er ausgeſchloſſen. 2. Was bei 
ſolchen ſtändiſchen Verſammlungen von den Adligen beſchloſſen worden, 
war auch für ihn verbindlich, obgleich er nicht mitgeſtimmt hatte. 3. Die 
Gerichtsbarkeit durfte er nicht in feinem Namen, ſondern nur unter Be⸗ 
nennung des Ortsgerichts ausüben. 4. In Anſehung des Patronatsrechts 
ſollte er die Jura honorifica, (Fürbitten und Geläut in den Kirchen), wie 
andere Kirchenpatrone nicht genießen. 5. Um die Rückkehr des Gutes in 
adlige Hände zu erleichtern, ſollten bei Erbgängen etwaige adlige Ber- 
wandte des bürgerlichen Erblaſſers ſtets den Vorrang vor allen andern 
Erbberechtigten haben. 6. Endlich ſtand dem bürgerlichen Beſitzer nicht 
die Ausübung der mittleren und hohen Jagd zu, auch wenn ſolche dem 
Gute mitverliehen waren. 

Noch einen Schritt weiter tat der König mit der ſämtlichen Provinzial. 
behörden zur Befolgung mitgeteilten Kabinettsordre an das Juſtizdeparte⸗ 

Stein, Die Weit. Berfaſsung Oftpreuens. Schr. b. Su f. DM. B. Heft e 14 
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ment vom 14. Juni 1785. Sie fuchte die Zulaffung bürgerlicher Perſonem 
zu adligen Beſitzungen vollſtändig zu beſeitigen und ſetzte feſt: „Da Se. 
Majeſtät erſehen, daß noch eine fehe große Anzahl adliger Güter in der 
Neumark ſich in bürgerlichen Händen befinden, ſo haben höchſtdieſelben, 
damit das nicht noch weiter um fidh greifen kann, zu reſolviren geruhet, 
hiermit zu verbieten: daß kein Menſch bürgerlichen Standes von nun an 
mehr die Erlaubniß haben ſoll, adliche Güter an ſich zu kaufen; denn die 
Kaufleute und andere Bürger können ihr Geld weit beſſer und mit mehr 
Nutzen in Handel und Commerce anlegen, dagegen alle Güter blos und 
allein für die Edelleute ſeyn und bleiben follen, und wenn es nach Be- 
ſchaffenheit der Umſtände dazu kommt, daß Edelleute Güter verkaufen, 
ſo muß das ſo gemacht werden, daß andere Edelleute dieſe Güter wieder 
erſtehen, aber niemalen muß das zugegeben werden, daß ein Gut weiter 
in bürgerliche Hände kommt.“ 

Die Anſchauung, daß der geſellſchaftlichen Gliederung des Volkes in 
rechtlich ſtreng abgeſchloſſene Stände auch die Zugehörigkeit des Grund⸗ 
beſitzes eutſprechen müßte, ging noch in das Allgemeine Preußiſche Land- 
recht über). Es ſetzte feft, daß nur der Adel zum Beſitz adliger Güter be- 
rechtigt jei und Unadlige zur Erwerbung diefer Beſitzungen die Erlaubnis. 
des Landesherrn bedurften. 

In der Frage der Beſetzung adliger Güter mit Bürgerlichen verhielten 
fih die preußiſchen Herrſcher ganz verſchieden. „Den Staatsconſens zum 
Übergange eines Rittergutes an Bürgerliche gab Friedrich M. fait nie, 
Friedrich Wilhelm II. leicht durch Connexion, Friedrich Wilhelm III. 
immer“ ). 

Nach dem Tode des alten Fritz gelangten alſo immer mehr adlige 
Güter in den Beſitz bürgerlicher Perſonen. Im Jahre 1802 befanden D, 
von den 2136 Rittergütern des Oſtpreußiſchen und Litauiſchen Kammer- 
bezirks 218 in bürgerlichen Händen, alfo genau 10 vom Hunderte). Beſonders 
die kleinſten Rittergüter hatten unadlige Beſitzer; nur in Litauen fanden 
ſich auch auf größeren Gütern bürgerliche Beſitzer. Hier rückten nämlich 
immer mehr reichgewordene Domänenpächter in die Klaſſe der Ritterguts⸗ 
beſitzer auf. Die Niederſtetter, Käswurm, Peterſon, Dreßler, Simpſon, 
Siegfried, Stenzler, Cöler, Austin, Borbſtedt, Donalitius, Dellmer, Schle- 
müller, Biegon brachten ſchon vor 1806, beſonders aber in der Folgezeit, 
die bedeutendſten Güter in den litauiſchen Gebieten in ihren Beſitz. Gerade 
die um die Wende des Jahrhunderts durch den ſchwunghaft betriebenen. 


1) Teil 2 Tit. 9 88 37f. 

1) Roſcher a. a. O. S. 372, vgl. dazu Stadelmann, Publ. XXV S. 24f. u. 
XXX S. ent, 

Krug, Staats wirtschaft S. 33. 
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Güterhandel hervorgerufene Preisſteigerung der ländlichen Beſitzungen 
begünstigte den Übergang der adligen Güter in den Beſitz wohlhabender 
Bürgerfamilien. 

Der Adel ſtellte alſo eine feſtgeſchloſſene, in ausgebreitetem Grund⸗ 
beſitz wurzelnde Körperſchaft dar. Der Grund und Boden konnte zwar 
unter den Standesgenoſſen wechſeln, ſollte aber nicht von einer außerhalb 
dieſer Genoſſenſchaft ſtehenden Perſon erworben werden. Die Abge- 
ſchloſſenheit der Stände und ihres Grundbeſitzes trat beim Adel am aller- 
ſchärfſten in Erſcheinung. Der Hauptgrund für die ſorgfältige Erhaltung 
und Schonung des Adels als einer bevorzugten Klaſſe in feiner Zahl, feinem 
Grundbeſitz, Vermögen und Anfehen war darin zu ſuchen, daß in den frite 
heren Jahrhunderten ein zahlreicher und leiſtungsfähiger Adelſtand für 
das geeignetste Mittel gehalten wurde, „den Beſitz der regierenden Familien, 
die Ordnung und Ruhe des Staats von innen und deſſen Sicherheit nach 
außen zu begründen“ ). 


$ 34. Öffentliche Abgaben und Leiſtungen. 

In der älteren Zeit waren die adligen Güter abgabenfrei; die Ent- 
richtung des Krampfundes Wachs und des Kölniſchen Pfennigs zur An- 
erkennung des Obereigentums der Landesherrſchaft konnte nicht als Steuer 
gelten. Die Verſchreibungen mancher Rittergüter forderten zwar ein 
gewiſſes Pfluggetreide, andere verpflichteten zum Bauen, Beſſern und 
Brechen der Ordenshäuſer; aber dieſen Dienſten und Leiſtungen hatten 
ſich die Adligen nach und nach zu entziehen gewußt?). 1612 wurden Pflug⸗ 
getreide und Relognitionszins den adligen Gütern allgemein erlaſſen ). 
Als Hauptverpflichtung laſtete auf den adligen Gütern der Neiterdienit. 
Nach Bedürfnis der Landesverteidigung mußten dann und wann auch 
außerordentliche Kriegsbeiſteuern entrichtet werden, allerdings nur mit 
Bewilligung der Stände. Doch waren das noch keine dauernden öffentlich. 
rechtlichen Leiſtungen nach Art der Steuern. 

Über die durch Friedrich Wilhelm I. den adligen Beſitzungen aufer- 
legten Abgaben — Generalhufenſchoß, Ritterdienſtgeld und Allodifikations⸗ 
tanon!) — vergleiche den in der Einleitung gebrachten Abſchnitt von den 


1) Krug, Staatswirtſchaft S. 31. Vgl. auch Rojer II S. 89 und Ranke, Sämtl. 
Werke 29 S. 256. 

3) Dem Gute Wittmannsdorf wurde 1551 das Pfluggetreide erlaſſen. Dionyfius 
v. Dien wurde 1607 durch Abſchied der Regimentsräte von der Lieferung des Pflug- 
getreides für Puſtnick und Mimoyen entbunden 

3) Vgl. dazu Breyſig, Urt. u. Att. 15 S. 254 u. Bd. 16 S. 384. 

4) K. St.⸗A. Gilgenburgſche Archivalien: Güteranſchlag der Babzinsſchen Güter 
1754. Von dem Vorwerk Vabzins, 30 H. 20 M., ſtellte ſich 

HM 


ae 


Steuern des platten Landes. Von der zweiten und dritten Abgabe wurden 
die adlig⸗kölmiſchen Güter, denen bereits früher die Eigenſchaft von Allodial⸗ 
grundſtücken zuerkannt worden war, nicht erfaßt. 

Die Trankſteuer entrichteten diejenigen Rittergüter, die von der Be- 
rechtigung des Brauens und Brennens auch tatſächlich Gebrauch machten. 
Das traf bei allen jenen Gütern zu, die über eine größere Zahl Gutsein- 
geſeſſener verfügten. Denn da kraft des Bannrechts allen im Gutsbezirk 
anſäſſigen Leuten die Pflicht oblag, ihren Getränkebedarf aus der guts ⸗ 
herrlichen Brauerei oder Brennerei zu decken, ſo erzielte der Gutsbeſitzer 
aus dieſen Betrieben einen anſehnlichen Gewinn. Dieſer geſtaltete ſich 
um ſo größer, je mehr lebhaft beſuchte Krüge mit Getränken verlegt werden 
konnten ). Deshalb zeigte fich bei den Gutsbeſitzern das Beſtreben, ſowohl 
neue Krug⸗ und Schankgerechtigkeiten für ihre Beſitzungen zu erwerben, 
als auch durch Kauf in den Beſitz kölmiſcher Krüge zu gelangen. Krug- und 
Schankgerechtigkeit gehörten nicht zu den Jura feodalia, ſondern zu den 
Regalien, die fih die Landesherrſchaft vorbehalten hatte, und konnten. 
nur als beſondere Vergünſtigung erworben werden?). Mit der Zuſicherung 
dieſer Gerechtſame verfuhr die Landesherrſchaft aber durchaus nicht frei- 
gebig, da bei der Vermehrung der adligen Sg, und Schankſtätten dem 
Verſchleiß des Bieres und Branntweins aus den Amtsbetrieben Abbruch 
geſchah. 

Der Zahlung der Servis und Fouragegelder und Lieferungen der 
Naturalien an die Reiterregimenter hatten fich die oſtpreußiſchen Adligen, 
wie oben bereits ausgeführt, zu entziehen gewußt. Nur die im 18. Jahr- 
hundert neubegründeten Rittergüter hatten Fourage zu liefern, z. B. das 
zu adlig⸗kölmiſchen Rechten verliehene Friedrichsthal bei Tapiau. 

Bei Eintritt außergewöhnlicher Zeitverhältniſſe wurden ſämtliche Be- 
ſitzungen des Adels zu militäriſchen Lieferungen angehalten. Als 1794 
wegen völliger Mißernte der Fouragebedarf in Oſtpreußen nicht in der 
Fra der General-⸗Hubenſchoß auf 273 fl., 

n Mitterdienſt auf 30 fl. 
und „ Allodifikationszins auf 18 fl. 12 Gr. 

Für das 20 H. 22 M. große Vorwerk Sdunkeim wurden gezahlt 

an Gieneral⸗Hubenſchoß 401 fl. 
„ Ritterdienſtgeld 30 fl., 
„ Allodiftkationszins 16 fl. 

1) Landſch. Tax-Att. Dem Herrn von Korff auf Bledau gehörten 8 Krüge; in 
dieſen gelangten im Durchſchnitt jährlich 614 Tonnen Bier zum Ausſchank. Im herr- 
schaftlichen Hofe wurden jährlich TIL Tonnen Bier und 54 Ohm 42 Stof Branntwein 
erzeugt. 

8 ` Geh. St.⸗A. Gen.-Dir. Tit. 34 Sekt. I Nr. 80. — Verſchiedentlich hat der Adel 
die Richtigkeit des von den Regierungen beobachteten Grundſatzes bestritten und die 
Anerkennung der rug- und Schankgerechtigkeit zu erreichen verſucht. 
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bisherigen Weiſe gedeckt werden konnte, befahl eine Kab. Ordre, die Abgabe 
von Hafer, Heu und Stroh auch auf den Adel auszudehnen, und zwar 
ſollten auf 1 Hufe erſtklaſſigen Bodens 4 Schffl. Hafer, 1 Zentner Heu und 
9 Bund Stroh, auf die Hufe zweiter Klaſſe halb jo viel entfallen ). 

Die adligen Bauern leiſteten regelmäßige Getreide, Heu- und Stroh. 
fuhren nach den ſtaatlichen Magazinen), und bei Mobilmachung der Truppen 
waren auch die adligen Vorwerke dazu verpflichtet. Zu den allgemeinen 
Kriegsleiſtungen war die Stellung und Unterhaltung von Arbeitern beim 
Graudenzer Feſtungsbau zu rechnen, doch wurden zur Mitbeſtreitung der 
Koften in erheblichem Maße die Bauern herangezogen ). 

Strittig blieb immer die Frage, ob die adligen Güter nur bei der Mobil. 
machung zur Stellung verſchiedener Fuhren im Intereſſe des Staates 
verpflichtet wären, oder ob ſie auch zu den jährlichen Marſchfuhren — bei 
Verlegung der Regimenter in andere Garniſonen, beim Marſchieren zur 
Revue und bei Beziehung der Campements — herangezogen werden müßten. 
Die Angelegenheit fand zwar 1784 eine eingehende Erörterung, jedoch keine 
endgültige Regelung. Anläßlich der Beſchwerde der Kölmer und Freien 
im Amte Tapiau wegen der Marſchfuhren zu Friedenszeiten hatte die 
Königsberger Kammer die Anſicht geltend gemacht, daß gewohnheitsgemüß 
auch adlige Güter Marſchfuhren leiſten müßten. Vom General, Direktorium 
wurde diefe Anſchauung als unzutreffend angeſehen und dahin berichtigt, 
daß die zum eigentlichen adligen Sitze gehörenden Ritterhufen ſowohl von 
Marſchfuhren als auch von Einquartierungen verſchont jeien, daß aber 
dieſe Laſten von den adligen Untertanen getragen werden müßten. Auch 
die Oſtpreußiſche Regierung nahm zu der Sache Stellung. Sie wies nach, 
daß der Landesverfaſſung gemäß weder Adlige noch Kölmer und Freie 
zu Marſchfuhren in Friedenszeiten verbunden feien, ſondern diefe Leiſtungen 
dürften nur im Kriege gefordert werden. Dagegen ſtellte die Königsberger 
Kammer in einer Tabelle dar, daß in den letzten 40 Jahren die meiſten 

3) Gutsarchiv Beynuhnen Nr. 9. Die Verteilung ergab für die 68 Huf. großen 
Angerappſchen Güter 272 Schffl. Hafer, 68 Ztr. Heu und 10 Schock 12 Bund Stroh. 
Die Vergütung stellte ſich auf 

75 Gr. für ein Schffl. Hafer, 

60 „ „ 1 Bir. Heu 

3 Rtl. — „ „ 1 Schock Stroh. 
Gegen das Ende des Jahrhunderts häuften fid die außerordentlichen Fuhren und Liefe⸗ 
rungen. 1790 ſollten aus dem Inſterburger Magazin ſchleunigſt 11120 Schffl. Hafer 
nach Tilſit geſchafft werden. Vom Raſtenburger Kreis ſollten dazu 510 vierfpännige 
Wagen und die nötigen Säcke geſtellt werden, von je 15 H. ein Wagen. Ein Inſter⸗ 
burger Unternehmer erbot fich, die Wegſchaffung zu übernehmen gegen 2 Rtl. 60 Gr. 
Vergütung auf die Fuhre (Ebenda Nr. 763). 
3) Böhme a. a. O. S. 56. ) Ebenda. 


kölmiſchen und adligen Güter tatſächlich Einquartierungen gehabt und 
Marſchfuhren geleiſtet hätten, beſonders zu den Märſchen nach Wehlau, 
Graudenz und Mockerau. Eine allerhöchſte Entſcheidung ſcheint in der 
Frage nicht ergangen zu fein, und fo blieb wohl der von der Kammer nade 
gewieſene gewohnheitsgemäße Gebrauch weiter beſtehen . 

Auf dem Beſitz des ermländiſchen Adels laſteten bis 1772 faſt keine 
Steuern; „nur geringe Abgaben an die Kirchen, an den Biſchof oder das 
Domkapitel als Landesherren und die Ritterdienſte, welch letztere aber 
bloß in Kriegszeiten ſchwer fielen, waren zu entrichten“). Mit Einführung 
der preußiſchen Kontributionsverfaſſung wurden den adligen Gutsbeſitzern 
Sätze auferlegt, die ihnen zu hoch erſchienen und zu einer Reihe von Be⸗ 
ſchwerden führten. Man führte an, und zwar mit Recht, daß dabei die 
katholiſchen Adligen härter behandelt wurden als die evangeliſchen; denn 
während bei dieſen die Steuern nur auf 20 vom Hundert des geſchätzten 
Gutsertrages bemeſſen worden, feien jene mit 25 vom Hundert heran- 
gezogen worden ). 


S 35. Verteilung und Umfang des adligen Grundbeſitzes. 


Der adlige Grundbeſitz verteilte fich ſehr ungleich auf die verſchiedenen 
Gegenden der Provinz. Während die zu den Rittergütern gehörigen 
Flächen an manchen Stellen faſt lückenlos Dutzende von Quadratmeilen 
bedeckten, waren ſie anderwärts ſehr ſpärlich anzutreffen oder fehlten ganz. 
Die Frage nach den Gründen dieſer auffallenden Erſcheinung iſt ſchon 
mehrmals aufgeworfen und mancherlei Meinung dabei vertreten worden. 
Das „Rätſel“ zu löſen, gelang indeſſen durch ſcharfſinnige Betrachtungen 
nicht; man kam über allerhand Vermutungen und allgemeine Leitſätze 
nicht hinaus ). Die geiſtreichſte Abwägung und Vergleichung aller Möglich. 
keiten führte zu keinem befriedigenden Ergebnis; denn „das Nachdenken 
über die Gründe führt in der Regel nicht zu einer Rechnung, die ohne Reſt 
aufgeht“). 

Indeſſen lichtet fih das geheimnisvolle Dunkel bald beim Eindringen 
in die innerſtaatlichen Zuſammenhänge und Machtverhältniſſe der oſt⸗ 
preußiſchen Vergangenheit. Um einen befriedigenden Aufſchluß über die 
Urſachen für die Ausbreitung der Rittergüter zu erlangen, iſt es nötig, die 
Wurzeln zu erkennen und bloßzulegen, die das Entſtehen und Anwachſen 
des adligen Grundbeſitzes überhaupt ermöglichten. Zwei Tatſachen ſpielten 


1) K. St.-A. Alt. d. DLG. Fach 938. 

) Kolberg, Ermi. Zeitſchr. Bd. 10 S. 120. 

3) gl. Bär, Weſtpr. II S. 422. 

4) Man vgl. z. B. die Auslaſſungen von Belows in „Territorium und Stadt“ 
S. 83ff. ) Ebenda S. 94. 
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Hierbei eine ausſchlaggebende Rolle: 1. die zeitlichen Unterſchiede in der 
Beſiedelung und Erſchließung der einzelnen Landſchaften und 2. das durch 
die ſtaatliche Machtſtellung bedingte Verhältnis zwiſchen Landesherrſchaft 
und Untertanen. Dementſprechend ift der erſte Hauptgeſichtspunkt bei der 
Beantwortung der berührten Frage der, daß die Ausbreitung der adligen 
Grundherrſchaften in engem Zuſammenhange ſtand mit dem Vorſchreiten 
der Koloniſation. Der Adel ſaß am zahlreichſten in jenen Gegenden, in 
denen bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts die Koloniſation am weiteſten 
gediehen war. Doch darf dieſe Feftftellung nicht zu dem Schluffe verleiten, 
als fei vom Beginn der Ordensherrſchaft ab der Landbeſitz der Edelleute 
in ſtetiger Zunahme begriffen geweſen. Es machte ſich bei der Geſtaltung 
der Beſitzverhältniſſe auch der vorhin erwähnte zweite Faktor bemerkbar: 
die von der Landesherrſchaft betriebene Bodenpolitik. 

Der Orden ſchuf die Grundbedingungen für das Entſtehen der adligen 
Beſitzungen durch die Verleihung der mit voller Grundherrſchaft ausge- 
statteten Dienſtgüter. Aber dies Verfahren war ein durchaus planvolles 
und zweckmäßiges. Orden und Biſchöfe wußten die errichteten Grundherr⸗ 
ſchaften für ihre Zwecke dienſtbar zu machen. Sie verſtärkten einerſeits 
die Wehrkraft des Landes und beförderten andererſeits die Erſchließung 
unkultivierter Landſtriche. 

Trotzdem ſehr viele Güter mit voller Grundherrlichkeit geſchaffen 
wurden, kam es doch nicht zur Bildung eines geſchloſſenen Adelsſtandes, 
ſolange der Orden, auf ein mufterhaft geordnetes Geldweſen ſich ſtützend, 
eine kraftvolle Politik zu führen imſtande war. Die Gefahren kennend, die 
der landesherrlichen Gewalt von einem mächtigen Adel drohten, wußte er 
ſeine Vaſallen in Treue und Abhängigkeit zu erhalten. Einen nennens- 
werten Großgrundbeſitz gab es um 1460 im Ordenslande noch nicht. Die 
Annahme aljo, daß der gewaltige adlige Landbeſitz Oſtpreußens auf die 
Koloniſationstätigkeit des deutſchen Ritterordens zurückzuführen fei, muß 
als ganz unzutreffend abgewieſen werden. Der Orden hat keineswegs 
„ſeine Ritter“ in den fruchtbarſten Gegenden angeſetzt, auch ſchuf er keine 
großen Güter in den begünſtigten Distrikten“). Nur an den Grenzen der 
bereits einigermaßen kultivierten Gebiete, in den ungeheuren Wildniſſen 
entſtanden einige der fo oft erwähnten Großgrundbeſitzungen, nicht allein 
im erſten Jahrhundert der Koloniſation, ſondern noch in den Zeiten Winrichs 
von Kniprode und ſpäter ). Durch ſie ſollte die Beſiedelung angebahnt 


1) Sering, Verteilung des Grundbeſites S. 12 5 

a) N. Pr. Prov.-⸗Bl. 1853, Winrich von Kniprode verlieh 1379 zu Kölmiſchen 
Mechten 150 Hufen am Gehlandſee und 160 H. zu Sorquitten. Die Bruder Hans, Fried⸗ 
rich, Günter und Balthasar Küchmeiſter von Sternberg erhielten von Heinrich Reuß 
von Plauen 1468 die 27135 H. umſaſſenden Rheinsweinſchen Güter, woraus in der 
Folge durch Zerſchlagung 10 ſelbſtändige Beſttungen entſtanden. 
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werden; fie erfuhren auch ſtets eine Aufteilung unter verſchiedene Beſitzer 
und gelangten nicht felten wieder in den Beſitz der Landesherrſchaft zurück. 

Die in den mittleren, ſchon mehr der Kultur erſchloſſenen Landschaften 
begründeten Dienſtgüter waren durchaus nicht ſo groß, als gemeinhin an⸗ 
genommen worden ift., Lotar Weber hat mehrfach darauf hingewieſen, 
daß die Mehrzahl der vom Orden ausgeliehenen Güter nur geringeren 
Umfangs war. 

Während ſeiner Blütezeit zeigte der Orden das Beſtreben, die Güter 
der Edelleute auszukaufen und fie ohne adlige Rechte gegen Zinsverpflichtung 
von neuem zu vergeben. Er brauchte die Reiterdienſte nicht mehr ſo nötig 
und ſuchte durch Umwandlung der kriegsdienſtpflichtigen Güter in Zins⸗ 
güter die Staatseinkünfte zu vermehren). Das alles wirkte zuſammen, 
die Entſtehung eines zur Geltendmachung feiner Intereſſen der Staats⸗ 
gewalt gegenüber zuſammengeſchloſſenen, auf ausgedehnten Grundbeſitz 
Do ſtützenden Adelsſtandes in den beiden erſten Jahrhunderten der Ordens- 
herrſchaft unmöglich zu machen?). 

Hätte der Orden weiter im Innern die ſtarke Hand behalten, fo würde 
die Entwicklung der Beſitzverteilung einen den ermländiſchen Verhältniſſen 
ähnlichen Verlauf genommen haben und aus dem Ordenslande ein Staats- 
melen mit vorherrſchend bäuerlichem Grundbeſitz hervorgegangen fein. Es 
kam indeſſen ganz anders. Die Ereigniſſe des Jahres 1410 brachten den 
Orden in eine ſehr ſchwierige Lage; durch die Niederlage in ſeiner äußeren 
Politik geſchwächt, fah er auch feine ſchöpferiſche Tätigkeit nach innen lajm- 
gelegt. Der völlige Zuſammenbruch in dem unfeligen 13jährigen Bürger⸗ 
kriege zwang ihn, die ſolange befolgten Grundſätze der Bodenpolitik auf- 
zugeben. Sein gewaltiger Landbeſitz allein bot ihm die Mittel, die zahlreichen 
Schuldforderer zu befriedigen; der bitteren Not gehorchend, mußte er zur 
Herausgabe feiner Güter und Bauerndörfer ſchreiten). In der Natur der 
Sache lag es, daß die ungeſtüm drängenden Söldnerführer, die Verlegen⸗ 


1) Aubin a. a. O. S. 83ff. 

) Bgl. Toeppen in Raumers Hit. Taſchenb. 1847 S. 305; ferner Rogge, Nmt 
Balga. Altpr. Mon. Bd. 5 S. 471: „Der Orden ſcheint hier überhaupt grundfätzlch 
feinen mächtigen deutſchen Landadel gegründet zu haben. Die Ländereien des Amts- 
bezirks find urſprunglich fajt alle als Dörfer oder kleinere Höfe verliehen.“ — Daß die 
zu Kulmifhem Recht verlichenen Dienftgüter in der Regel nur geringen Umfang hatten, 
wird von Weber an verſchiedenen Stellen hervorgehoben, z. B. ſchreibt er auf S. 537: 
„Die 30 Kolmer dieſes an die Wildnis grenzenden Bezirks (nämlich Gerdauen) beſaßen 
je 9 bis 40 Hufen“ .. . „Nur 5 dieſer Kolmer beſaßen über 30 Hufen.“ 

3) Rogge a. a. O. Bd. 6 S. 486. Heinrich Reuß von Plauen konnte die Forde⸗ 
rungen der Söldnerhauptleute nur durch Landſchenkungen befriedigen. „Es kamen 
daher unter ihm und feinen Nachfolgern eine Menge Güter, Dörfer und Städte, die 
früher dem Orden gehört hatten, in Privatbeſiz. Jetzt erft bildete fiğ auch in Meer 
Bezirken ein mächtiger Landadel.“ Vgl. ferner Lohmeher, Zur Altpreuß. Geſch. 
S. 291 und Voigt, Namen-Cod. Einl. XXVf. 
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heit des Schuldners wohl merkend und ausnutzend, ſich nicht mit geringen 
Entſchädigungen oder weniger fruchtbaren Strecken zufrieden gaben, ſondern 
reichlich in den ergiebigſten Landesteilen befriedigt werden mußten. Am 
bekannteſten ift die Verleihung des Erbhauptamts Gerdauen an Georg 
von Schlieben durch den Hochmeiſter Heinrich Neffle von Richtenberg 1469. 
Andere Söldnerführer wurden durch die Einräumung zahlreicher Dörfer, 
Zinsgüter und Vorwerke in den Hauptämtern Balga, Brandenburg, 
Pr.⸗Eylau, Bartenſtein, Raſtenburg und teilweiſe auch im Oberlande ab- 
gefunden ). 

Die bei dem Ernſt der Lage nicht zu vermeidenden Landabtretungen 
blieben aber keine vorübergehende Erſcheinung, ſondern wurden in der 
herzoglichen Zeit fortgeſetzt und führten ſchließlich zu einer beiſpielloſen 
Verſchleuderung des Staatsvermögens. Mit gewaltigem Grundbeſitz aus⸗ 
geſtattet, traten die Söldnerhauptleute an die Spitze des weniger begüterten 
einheimiſchen Adels und ſtellten „bald die eifrigſten und erfolgreichſten 
Vorkämpfer für die Wahrung und Erweiterung ſeiner Rechte gegenüber 
dem Landesherrn“ ). Bei der Umwandlung des Ordensſtaates in ein welt ⸗ 
liches Herzogtum ging der größte Teil der bisherigen Ordensbeamten in 
den Stand der Landesritter auf, und auch die herzoglichen Räte und Günſt⸗ 
linge gelangten ſchnell zu beträchtlichem Grundbeſitz und ſchloſſen ſich dem 
Adel an, deſſen Stoßkraft noch weiter vermehrend. 

So entſtand der reichbegüterte oſtpreußiſche Adel, und die Dohna, 
Dönhoff, Egloffſtein, Eulenburg, Heydeck, Kittlitz, Kreytzen, Lehndorff, 
Poleng, Schenk von Tautenburg, Schlieben, Tettau, Truchſeß von Wald- 
burg, Wallenrod u. a. brachten ihre weitläufigen Herrſchaften zuſammen “). 

Der Herzog hielt dem Anſturm der geſchloſſenen Adelsmacht nicht ſtand. 
Von feinen Rechten ging eins nach dem andern an die Stände verloren“). 
Der Adel erhielt das Recht auf Beſetzung aller wichtigen Beamtenſtellene) 
und gewann ſchließlich einen entſcheidenden Einfluß auf die geſamten 


1) Aber die Abfindung des Wend von Eulenburg vgl. Hollad a. a. O. IV S. Nf- 
— Wie Stanislaus Dohna 1469 den Grund zu dem gewaltigen Familtenbeſtz legte, 
gl. Siegmar Graf Dohna a. a. O. S. 32. 

) Engelbrecht a. a. O. S. 73. 

3) Plehn a. a. O. Bd. 18 S. 92. 

d Die durch den Adel errungene Machtſtellung wird von Bergmann, „Geſchichte 
der oſtpreußiſchen Stände und Steuern“, S. 2 in folgender Weiſe gekennzeichnet: „Große 
Teile des Landes waren jo aufgeteilt unter eine Schicht der Geſellſchaft, deren einzelne 
Glieder, nach oben nur gebunden durch die Verpflichtung des Wehrdienſtes, in ihrem. 
Gebiete unumſchränkte Herren waren. In dem Bewußtſein Meier Selbſtherrlichkeit, 
beruhend auf der Grundherrlichkeit, Eollibierten fie nun mit dem Landesherrn.“ „Dem 
Landesherrn traten die Grundherren gegenüber, und in dieſem Widerſtreit wurden 
die ſozialen Stände zu politiſchen. Jeder Edelmann fühlte ſich als Fürſt auf ſeinem 
Boden . . 7 Bol. auch Toeppen in Raumers Hift. Taſch. 1847 S. 487. 

8) Breyſig, Urë. u. Akt. Bd. 15 S. 80 und 526. 
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Regierungsgeſchäfte. Dieſer äußerte fih beſonders verderblich hinſichtlich 
der Verwaltung und des Beſtandes des der Landesherrſchaft verbliebenen 
Grundbeſitzes. 

Die Junker wußten es dahin zu bringen, daß ihnen der in ihren Beſitz 
gekommene Grund und Boden für immer verbürgt wurde. Der adlige 
Grundbeſitz durfte von der Landesherrſchaft nicht eingezogen werden, 
ſondern mußte bei etwaigem Heimfall ſtets von neuem an einen Adligen 
ausgetan werden). Mit dieſem Zugeſtändnis hatte fih der Herzog der 
einzigen Möglichkeit beraubt, die dem Staate verloren gegangenen Lände⸗ 
reien wiederzugewinnen. 

Die an den Adel abgetretenen Flächen erreichten nach und nach eine 
ungeheuere Ausdehnung. Es gehörte zu den Gepflogenheiten der herzog⸗ 
lichen Regierung, die Begleichung aller namhaften Geldforderungen und 
die Belohnung verdienſtvoller Räte und Beamten in der Weiſe zu regeln, 
daß den Beteiligten Beſtandteile des ſtaatlichen Grundbeſitzes mit allen 
Hoheitsrechten eingeräumt wurden. Dieſe hier nur flüchtig berührten 
innerpolitiſchen Zuſtände traten feit der Mitte des 16. Jahrhunderts immer 
ſchärfer hervor und erfuhren ert mit der Erwerbung der vollen Souveränität 
1660 genügende Einfchränkung®), Doch nahm noch Kurfürst Friedrich III. 
vor 1700 verſchiedene Verpfändungen und Verleihungen landesherrlicher 
Dörfer und Vorwerke vor). 

Länger als 200 Jahre hatten aljo diefe Verhältniſſe gedauert und das 
Grundgepräge der ländlichen Beſitzverfaſſung ſtark beeinflußt. Wie in dem 
Zeitraum von 1460—1660 ein ſelbſtbewußter, eigennütziger oſtpreußiſcher 
Ritter⸗ und Herrenſtand erwachſen war, ſo hatte in der gleichen Spanne 
auch der Umfang der privaten Grundherrſchaften eine außerordentliche 
Vergrößerung erfahren. Vor 1460 noch ſehr beſcheiden an Zahl und Aus- 
dehnung, übertrafen ſie nunmehr in den weſtlichen und mittleren Landes⸗ 
teilen bei weitem den ſtaatlichen Grundbeſitz. Die adligen Beſitzungen 
Oſtpreußens entſtammten ufo nur zum kleineren Teile der Koloniſation des 


1) Breyſig, Urt. u, Akt. Bd. 15 S. 93, 125, 295 u. 403, Bd. 16 S. 627 u. 707. 
Als Kurfürſt Friedrich Wilhelm dieſes Hertommen nicht mehr beachtete, klagte die 
Ritterſchaft 1682 in einer Reſolution, daß „die kaduzierten köſtlichen Güter wider die 
privilegia des Landes nicht denen indigenis bene meritis geſchentet, ſondern denen 
Beambten zugeſchlagen würden“ (a. a. O. Bd. 16 S. 971). 

3) Kurfürſt Friedrich Wilhelm beauftragte die fog. Große Kommiſſion mit der 
Unterſuchung der Privilegien und Veſitzverhälkniſſe in Preußen. Die Stände befürch⸗ 
teten offenbar, daß allerlei unlautere Geſchäfte ans Tageslicht gezogen werden würden 
und bejchwerten Déi auf den Landtagen wiederholt über bie unerhörte Neuerung (Brey⸗ 
fig, Urt, u. Akt. 16 S. 668, 995, 1019). 

3) 3. B. verlieh er 1697 die heimgefallenen Ouittainenſchen Güter an Eberhard 
von Dandelmann, und nach deſſen Sturze verkaufte er fie 1698 an Chriſtoph Dohna- 
Schlodien. 
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13. und 14. Jahrhunderts; der größere Teil rührte aus den Zeiten her, in 
denen die Zügel der Regierung den kraftloſen Händen der Hochmeiſter 
und Herzöge mehr und mehr entglitten und eine ſkrupelloſe Adelspartei 
die staatlichen Ländereien als willkommene Beute zur Vermehrung ihrer 
Machtſtellung anſah ). Kaſpar Noſtiz hat uns dafür einige recht anſchauliche 
Beifpiele überliefert. 

Es dürfte möglich fein, den Zuwachs des adligen Grundbeſitzes während 
der ſtändiſchen Herrſchaft mit Hilfe der vorhandenen Urkunden zahlenmäßig 
feſtzulegen. Dies könnte allerdings nur auf Grund örtlicher Einzelunter⸗ 
ſuchungen durchgeführt werden. Bisher fehlt jede derartige Berechnung. 
Wie bedeutend aber allein der Übergang landesherrlicher Dörfer in privaten 
Beſitz geweſen ift, zeigt ein Vergleich der in den Zinsbüchern des Ordens 
aufgeführten deutſchen und preußiſchen Ortſchaften mit den am Anfange 
des 18. Jahrhunderts beſtehenden Beſitzverhältniſſen. Die folgende Bu- 
ſammenſtellung ift ein Verſuch, die in den Ordenszinsbüchern als landes. 
herrliche Beſtzungen bezeichneten, ſpäter unter private Grundherrſchaft 
gelangten und in den Tabellen des 18. Jahrhunderts als adlige Dörfer 
oder Vorwerke aufgezählten Ortſchaften, nach Landrätlichen Kreiſen ge · 
ordnet, zu verzeichnen. Die von Lotar Weber im Auszuge mitgeteilten 
Aufzeichnungen der genannten Zinsbücher wurden mit herangezogen, er- 
wieſen fich aber vielfach als unzuverläſſig. Die fo zuſtandegekommene 
Uberſicht macht durchaus nicht den Anſpruch auf Vollſtändigkeit, genügt 
aber als Beweismittel für die bisherigen Ausführungen, indem ſie eine 
Vorſtellung von der Zuſammenſchrumpfung des landesherrlichen Domanial- 
beſttzes vermittelt. 

Aus landesherrlichem Beſitz gingen an private Grundherrſchaften über: 


17 Sé ; i EP 
ällichen A. Deutſche H : 
Ce eutſch fer 


Altenhagen, Gr.-Gotteswalde, Lintenau, Schnellwalde, 
Atftodt, Groſſalnen, Lom Schönau, 
Arnsdorf, Greenberg, Ge-Dartih, Schönberg, 
Auer, Gr-Hanswalde, Gr.⸗Münſterzerg, Schönborn, 
Zeien, umaborf, Neu-Münſterberg, Schönfeld, 
a Gr,-Beftendorf, Herrendorf, Neuendorf, Seogertswalbe, 
'ohrungen | Ai.-Blumerau, Oirichfelb, Neumark, Seepolhen, 
Duchwalde bei All⸗Jäskendorf, Nictelshagen, Seubersdorf, 
Oſterode E Gr.-Baradies, Sitberbach, 
Deutſchendorf, Kalthof, Powunden, Gr⸗Simnau, 
Döbern, Larwinden, Keichau, Gr.-Thierbach, 
Ebersbach, Königſee, Reichertswalde, Venedien, 
Fi e Kuppen, Rippertswalde, Willenau, 
ilgehnen, Lauck, Rogau, Gr.⸗Wilnisdorf. 
Goldbach, Liebenau, 


ö 


1) Breyſig, Urt. u. Akt. Bd. 15 S. 52. 
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Zä A. Deutſche Dörfer: 
‚Kreije 
Atftadt, Lahna, Logdau, Dfterwein, 
i Frögenau, Gr-Lauben, Marienfelde, Sagſau, 
Neidenburg Jablonken, Lehwalde, Marwalde, Gr.⸗Schmück⸗ 
Gr.-Koslau, Leipe, Orlau, walde. 
Wieren, Hohenfelde, Zöwenhagen,  Rihau, 
Tapiau | Auklitten, Kapkeim, umühl, Ripkeim, 
Vürgersdorf, Lorimebien, Reichenhägen, Starkenzerg. 
Boſemb, Doben, Gorkendor Pariſch. 
Seheften | Bredtenen, Eichmedien, Se 
Altendorf, Raltwangen, Lindenau, Schlömpen, 
Arnsdorf, Klingenberg, Nolthanen, Schonfließ, 
Aſſaunen, Eer? Momehnen, Gr. Schwanfeld, 
Rastenburg] Yabatnz, Lamgarben,, Neuendorf, Sillginnen, 
aftenburg | Bieberfiein, Langenſeld, Bentlad, Weißdorf, 
Blauftein, Sangmichels, Pommick, Wenden, 
Borten, Lardoyen, Nomsdotf, Boplaufen. 
Gallingen, Leimenburg, Alt⸗Roſenthal, 
Almenhauſen, chr -Glandau, Mahnsfeld, Schenrade, 
Arnsberg, Grünfeld, Mühlenfeld, —Schönwieſe, 
Arnſtein, Grünwalde J. Mählhauſen, Schrombehten, 
Bergau, Grünwalde II, Neuendorf, Seligenfeld, 
Blumſtein, Gutenfeld 1. Oltenhagen, Sonnenſiuhl, 
Vorchersdörf, Gutenfeld IT, ackerau, Steinbec, 
uch holz, Halbendorf, Bapperteit, Stocheign, 
Branden- | Cmditten Hammersdörf, Gr.- u. Kl-Part, Tharan, 
bun Craußen, Hanshagen, Petershagen, Thomsdorf, 
7 Dahlheim, Se, Plenitten, Ziefenfee, 
Dollſtädt, Haſſelpuſch, Folkitten, Wierzighuben, 
Eichen, ohenwalde, Fonarth, Wanqniden, 
Eichholz, ooĵe, Bosmahlen, ` Wernsdor 
SN Sotndabort,  Gr.-Mödersdorf, Wilmsdorf, 
Eijenbatth, 27 Gr.-Schönau, Deutſch⸗Wilten, 
Freudenthal, Dich enſeld, Schonbruch, Wittenberg. 
eorgenau,  Lütfenfürit, Schoͤnflteß, 
Im Land- s 
zätlihen B. Preußiſche Ortf haften: 
Krel 
-A Df ĩð—. . — 
Aweyden, Kamnicen, artheinen, Sortlad, 
Banditten, Kapfitten, enten, Spandienen, 
Bögen, Kaitlad, Sporwitten, 
Conitten, Kipitten, Talskeim, 
Dagwitten, Kiſſitten, Tofrigehnen, 
Ditthauſen, Knauten, Walkheim, 
Branden- Dommelkeim, Fompau, Wangniden J. 
burg Draugſitten, Suitten. f Wangnicken II. 
Gahlkeim, Laukitten, Ragan, Wangnicken III, 
Genditten, Gr.⸗Lauth, Rappeln, Wehnefeld, 
Gertlack, Meludwieſen, Romitten, Wickbold, 
Glauthienen, Naukritten, Gr.-Sausgarten, Pr.⸗Wilten, 
Gorgelack, Neuden, Schetinienen, Bolmen. 
Görlen, Palpaſch, Stoden, 
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Im Sande Š 
rällichen B. Preußiſche Ortſchaften: 
Kelle 
Antern, Ratten, Noſewitz, Schweide, 
Sortien, Kerſchilten, Pachollen, Sterpen, 
Behlen Kerpen, Opitten, Schwelmen, 
Bergling, Kloden, lentitten, Sooben, 
Dargau, Kögſten, zomehlen, Solleinen, 
Gablaulen, Kolmings, Ponarien, Spitzen, 
Gartenpungel, Krifehnen, Prötelwit, Stobnitten, 
Mohrungen | Gudnicken, Kerönau, Gr.⸗Qulticinen, Talpitten, 
Gr.⸗Guhren, Langguth, Kl.⸗Outttainen, Tompitten, 
aſenberg L Lägs, Rombitten, Walit, 
ajenderg 11, Siegen, Roſſitten, Wecstenitt, 
Šonitam, Rippig, Royen, iegenberg, 
Käbers, Mahrau, Gr.-Samrodt, opel. 
Kelten, Nauthen, M.-Samrodt, 
Karmitten, Nehmen, Schlobitten, 
- | Burj, Korſtein, Rheinswein, Satran, 
Neidenburg | Gilgenau, Piaffendorf, Rogallen, Soden. 
Kobulten, 
Afunten, Grunbeim, Maſſaunen, Sausgarben, 
Saiten, Jaglack, Modelfeim, Spunteim, 
Blandau, Namlac, Mothgarben,  Soltnid, 
Rastenburg | Ylosteim, Kanolhen, Mühit, Trauſſen, 
8 Vorſchehnen, More, Nohnkeint, Rarnifam, 
Doyen, Sorkiad, Teisnid, Wisdehlen. 
Glittehnen, Laggarben, Flehnen, 
Galbuhnen, Metteg, Pojegnid, 
— l mms 
Angarben, Liſſtenen, Plauſtendorf, Sanditten, 
Bammeln, ppen, Potawern, Schaberau, 
Tapiau Berſchlauken, Belohnen, togen, Bommen, 
Ktefhehnen, Pfaten, jeden, Bargen. 
Kukehnen, Plauen, 


Am Anfange des 18. Jahrhunderts war alſo der ſtaatliche Beſitz im 


Gebiete der Königsberger Kammer ſehr zuſammengeſchmolzen. Aus der 
Zuſammenſtellung geht hervor, daß vornehmlich bei den drei Landrätlichen 
Kreiſen Brandenburg, Raſtenburg und Mohrungen ein maſſenhafter Über- 
gang landesherrlicher Ortſchaften an den Adel ſtattgefunden hatte, alfo 
in jenen Landesteflen, in denen beim Eintritt der vorhin geſchilderten 
politiſchen Zuſtände die Koloniſation beendet war. In den Gebieten der 
Kreiſe Tapiau, Neidenburg und Seheſten hatte fie erft geringe Fortſchritte 
gemacht, weshalb dort verhältnismäßig wenig Ortſchaften in adlige Hände 
übergegangen find. Das Verzeichnis nennt keine Ortschaften im Schaaken⸗ 
ſchen Kreiſe und in den litauiſchen Gebieten. Das Samland blieb von der 
deutſchen Kultur anfänglich faſt unberührt. Dort erhielten ſich die alt- 


— 222 — 


preußiſchen Einrichtungen am ungeſtörteſten. Ertragreiche deutſche Binge 
dörfer gab es dort nur ſehr wenige, und die vielen kleinen mit Preußiſchen 
Freien beſetzten Ortſchaften warfen keine nennenswerten baren Gefälle 
ab und eigneten fich deshalb nicht ſonderlich für Verpfändungs⸗ und Sene 
kungszwecke. Im Samlande gingen zwar zahlreiche Freigüter, aber ſelten 
geſchloſſene Ortſchaften in adligen Beſitzungen auf. 

Oſtlich der Linie Labiau, Laukiſchken, Gr.⸗Saalau, Trempen, Anger⸗ 
burg, Lötzen, Rhein, Peitſchendorf, Ortelsburg, Willenberg hatte die 
Kolonisation am Ende des 15. Jahrhunderts noch kaum angefangen. Bis 
um das Jahr 1600 etwa bezeichnete man die öſtliche Hälfte des Herzogtums 
allgemein als die „große Wildnis“. Durch die Beſiedelung noch nicht er- 
ſchloſſen, blieben diefe Gebiete auch von der Einverleibung in den adligen 
Beſitz größtenteils verſchont. Die Beleihung mit den von jeder Kultur abe 
geſonderten Wildnisflächen wurde von den Söldnern nicht gerade geſucht. 
So erklärt es ſich, daß hinſichtlich der Beſitzverfaſſung das heutige Litauen 
„vielleicht die merkwürdigſte Stellung in den öſtlichen Provinzen Preußens“ 
einnimmt). Dort gab es nur vereinzelte adlige Güter; fie lagen zerſtreut 
gleich den Inſeln der See. Zur Zeit der Herzöge erhielten nämlich einzelne 
Perſonen größere Strecken der Wildnis zur Urbarmachung eingeräumt). 
So entſtanden beſonders am Rande der kultivierten Landesteile und mandhe 
mal auch mitten in der Wildnis eine Reihe adliger Beſitzungen, namentlich 
in den Gegenden von Sensburg, Rhein, Lötzen, Angerburg und Goldap. 

Below ift der verhältnismäßig ſtarke adlige Beſitz in den heutigen litau⸗ 
iſchen Kreiſen Darkehmen und Inſterburg aufgefallen. Die weſtliche Hälfte 
des erſtgenannten Kreiſes bildete nämlich bis 1817 einen Teil des Erb- 
hauptamts Gerdauen, und zu dem hohen Verhältnisſatz, den der adlige 
Grund und Boden im heutigen Kreiſe Inſterburg einnahm, trug vorzugs⸗ 
weiſe die erft 1721 begründete, mehr als 800 Hufen umfaſſende Herrſchaft 
Norkitten bei; auch gehörte der ſüdlichſte Zipfel (Rittergut Lugowen) früher 
zum Erbhauptamt Gerdauen. 


„) v. Below a. a. O. S. 83. 

3) Lohmeyer, Haushaltungsbuch des Kaſpar Noſtiz. Herzog Albrecht verlieh 
1562 dem Hofmarſchall Georg von Noſtiz eine Waldfläche von 44 Hufen und 1565 dem 
Kammerrat Kaſpar von Noſtiz 110 9. in der nördlichſten Ede des Amts Stradaunen; 
1578 „befanden fich in der dortigen Wildnis bereits 3 Dörfer: Staten mit Waſſermühle 
und Walkmühle, Rdziawen und Wenſwen“ 1562 erhielt auch der Hauptmann von Inſter⸗ 
burg Albrecht von Kittlitz „eine herzogliche Verſchreibung über 100 in demſelben Amt 
an der litauiſchen Gränze gelegene Hufen Waldland ausgeftellt”. Lorenz von Halle 
wurden 1564 in den Amtern Angerburg und Stradaunen 196 9. eingeräumt, die jpätern 
Rittergüter Gurnen u. Kowahlen. Dittrich v. Packmohr erhielt 1555 im Amte Oletzko 
51 9. Wald verſchrieben. Bereits 1521 hatte Albrecht im Amte Seheſten die 350 H. 
großen Koslauſchen Güter halb zu Kölmiſchen und halb zu Lehnrechten ausgetan. Weitere 
Verleihungen verzeichnen die Lehnbücher von Dlehfo und Rhein. 
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Die nördliche Hälfte Litauens wurde am ſpäteſten koloniſiert, weshalb 
hier die Rittergüter am ſpärlichſten vorkamen. Die ſo oft genannten Kreiſe 
Heydekrug und Niederung beſtanden um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
noch größtenteils aus Sumpf. und Bruchländereien ). 1638 unterbreitete 
ein gewiſſer Vynk dem Kurfürſten Georg Wilhelm den Plan einer groß⸗ 
zügigen Kultivierung des Memeldeltas und der angrenzenden Gebiete 
und erhielt die Erlaubnis, jene Landſtriche vorher zu bereiſen und auf Grund 
der geſammelten Erfahrungen der kurfürſtlichen Regierung geeignete Bor- 
ſchläge zu machen. Er erbot ſich, mehr als 3000 Hufen Landes und außerdem 
noch verſchiedene große Brücher für den Anbau zu gewinnen und mit 
nie derländiſch⸗flämiſchen Anſiedlern zu beſetzen ?). 

Aus alledem ergibt ſich mit überzeugender Offenkundigkeit, daß der 
Hauptgrund für die gewaltige Ausbreitung des adligen Grundbeſitzes in 
den innerpolitiſchen Verhältniſſen Oſtpreußens zu ſuchen iſt. Die finanzielle 
Not des ſinkenden Ordensſtaates und mehr noch das ſchwächliche Verhalten 
der herzoglichen Regierung führten einen Zuſtand herbei, wie er bei einer 
anders gearteten politiſchen Entwicklung undenkbar geweſen wäre. Der 
große Umſchwung in den Beſitzverhältniſſen vollzog fid aber nicht gleich⸗ 
mäßig durch das ganze Herzogtum, ſondern trat nur in den Landesteilen 
beſonders in Erſcheinung, in denen die Kultur bereits feſten Fuß gefaßt 
hatte. Alle von der Koloniſation noch wenig berührten Gebiete blieben dem 
Eindringen des Adels größtenteils verſchloſſen. Als fie dann der Beſiedelung. 
zugänglich gemacht wurden, war die der Ausbreitung des adligen Beſitzes 
günftige Zeitlage vorbei. Der ſichergefügte Bau des neuerſtandenen 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Staates konnte durch ſtändiſche Angriffe nicht 
erſchüttert und zermürbt werden, und mit dem Schwinden des politiſchen 
Einfluſſes der Stände) nahm auch die Vergrößerung des adligen Grunda 
beſitzes ein Ende. 

König Friedrich Wilhelm I. war es, der mit der Verſchleuderung der 
landesherrlichen Beſitzungen gründlich aufräumte. Das oben ſchon berührte 
Edikt vom 13. Auguſt 1713 unterſagte die fernere Veräußerung ſtaatlicher 
Grundſtücke. Der König begnügte ſich nicht mit dieſem Verbot; ſoweit es 
möglich war, wollte er den in adlige Hände gelangten Domänenbeſitz wieder 
zurückerlangen. Nicht mit Unrecht vermutete er, daß es bei den Qand- 
verleihungen während der Herrſchaft der Regimentsräte nicht immer mit 
rechten Dingen zugegangen ſei ). 


1) Behaim⸗Schwarzbach, Koloniſatoriſches aus Ostpreußen, Altpr. Mon. 
Bd. 14 S. Iff. 

3) Bgl. auch Kopp, Gutschronik S. 198. 

3) Bal. hierzu beſonders Jwanowius, Vernichtung des ſtändiſchen Einfluffes, 

4) Kaſpar Noſtiz weiſt in feinem Haushaltungsbuch mehrfach darauf hin, daß 
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Aus ſolchen Erwägungen?) heraus entſtand die Verordnung vom 
21. Januar 1721, welche befahl, daß alle „diejenigen Conceſſiones und 
Privilegia, welche nicht von dero Allerhöchſten Perſohn Selbſt oder von 
dero nunmehro in Gott ruhenden Herrn Vatern Majeſtät oder von 
dero Groß⸗Herrn⸗Vatern Churfürſtliche Durchlaucht höchſtſeligſten Ange- 
denkens konfirmiret worden, durchgehendſt aufgehoben und für ungültig 
gehalten ſeyn ſollen.“ Eine am 22. März 1721 ergangene Inſtruktion an 
die Preußiſche Regierung erläuterte und beſtimmte die königliche Willens⸗ 
meinung dahin: „Wir behalten uns allergnädigſt vor, alle Privilegia der⸗ 
jenigen Vaſſallen und Unterthanen, welche ſolche nicht von dem Orden 


hochgeſtellte adlige Perſonen Do widerrechtlich ſtaatlicher Ländereien bemächtigt hatten, 
a B. S. 29. Val Breyſig, Wt. u. Att. XVI S. 462. 

3) Vorübergehend hatten freilich die Abſichten des Konigs im Widerspruch zu 
feiner Haupt- und Grundmeinung geſtanden, und es hätte ſehr leicht der Fall eintreten 
konnen, daß von neuem weitläufige Ländereien dem adligen Grundbeſit einverleibt 
worden wären. Am 12. Juli 1719 erhielt nämlich das General-Finanz-Direttorium die 
Benachrichtigung, der König habe „gnädigſt reſolviret, die in Preußen und Litthauen 
ſich befindende Berahmungs- und wüſte Hufen, von welchen ſowohl dero Geheime 
Etats⸗Rath von Often als andere einige in Veſit haben, nebſt denen übrigen wenigen 
freyen Hufen zu Adelichen Rechten Erblich zu declariren“. Es folle über den Umfang 
jener Ländereien genau Vericht erſtattet und die Ausfertigung der Beſthübertragungen 
gehörig vorbereitet werden. 

Das Gen.-Fin.-Dir. übermittelte den Befehl der Litauischen Amtskammer in Tilſit 
mit der Weiſung, die erforderte Auskunft bei der Wichtigkeit der Angelegenheit erſt nach 
reiflicher Erwägung zu geben, da die Preisgabe dieſer Domänenbeſtandteile taum mit 
dem königlichen Intereſſe zu vereinbaren fein dürfte. Die Kammer zeigte fih der heikeln 
Sachlage gegenüber durchaus gewachſen und löfte die ihr geftellte Aufgabe zußerſt ge- 
schickt. Sie ſetzte in ihrem Bericht auseinander, „daß alle die mentionirten Hufen nicht 
anders als vor pure Domanial-Stüce angeſehen werden können und daher ihrer Art 
und Natur nach inalienable ſehn“. Das beabſichtigte Unternehmen fei ein offenbarer 
Verſtoß gegen das Patent vom 13. Auguft 1713; „da nun die Verleihung der Hufen zu 
erblich adlichen Rechten eine Species alienationis ift, weil das Dominium utile cum 
Facultate alienandi testandi oder auf alle Art davon zu disponieren auf die Aeguirenten 
transferiret wird, jo würde dieſes ein Factum in Contrarium und die nachlommende 
Landesherrſchaft an dergleichen Privilegia nicht gebunden, füglich auch die Acgutrenten 
dabei nicht gefichert ſeyn“ 

Das königliche Intereſſe würde zwar, angeſichts der Menge wüſter Hufen, die in 
abſehbarer Beit kaum bejegt werden fönnten, ſchwer geſchädigt; doch jei es zum min- 
deſten zweifelhaft, ob die von adligen Beſitzungen getragenen Conkributionen und Kriegs⸗ 
laſten „pro futuro eim hinlängliches Aequivalent ſeyn würden, das Dominium in per- 
petuum davon zu vergeben“. Vorteilhafter wäre die Ausbietung des Landes gegen bil- 
tigen Zins zu Kolmiſchem Recht, wenngleich für's erſte fih wenig Annehmer melden 
dürften. 

Es war vorauszuſehen, daß das Gutachten der Kammer nicht ohne Eindruck bleiben 

würde; ihr wurde umgehend eröffnet: „Gleichwie wir nun der von Euch angeführten 
Umbſtände halber allergnädigſt reſolviret, daß mehrerwähnte Huben Domanial-Stüde 
bleiben und alfo zu Adelichen Rechten nicht Erblich verliehen werden jollen", Nunmehr 
beſchritt Friedrich Wilhelm entſchloſſen den Weg einer Wiederherſtellung Litauens auf 
` Betten des Staates (K. StA. Dom. Reg. F. 750). 
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oder immediate von der höchſten Landesherrſchaft eigenhändig erhalten, 
examiniren zu laſſen und nach Befinden der Sache über deren Validitäten 
und wie weit dieſelben vor gültig zu halten, uns zu declariren, welches denn 
auch in specie wegen derjenigen Coneeſſiones und Verſchreibungen ftatte 
haben muß, welche von unfer dortigen Regierung, denen Jägermeiſtern 
und Forſtmeiſtern erteilet wurden.“ Nur diejenigen Urkunden ſollten für 
gültig anerkannt werden, die von der Landesherrſchaft ſelbſt ausgefertigt 
oder beſtätigt waren. „Hingegen wollen wir alle Privilegia, welche von 
anno 1612 an unſere dortige Regierung erteilet, examiniren laſſen, behalten 
uns auch vor, nach den Umſtänden damit zu verfahren“... „Diejenige 
Vaſſallen, welche garkeine Privilegia haben, auch nicht deduciren können, 
zu welchen Rechten ihre Güter verſchrieben, ſollen innerhalb drey Monaths 
Zeit bey Euch und ſonderlich dem Würklichen Geheimen Etats⸗Rath Grafen 
zu Waldburg fich melden und wegen Ertheilung ihrer Privilegien Vorſchläge 
thun; nach Verlauf dieſer Zeit wollen wir keine fernern Vorſtellungen 
annehmen, ſondern derohalben nach dem Rechte verfahren.“ Auch lag es 
dem Könige an einer Prüfung der privaten Brau- und Schankgerechtig⸗ 
keiten; die zahlloſen Krüge und Brauhäuſer der Adligen und Kölmer beein⸗ 
trächtigten gar fehe die Einnahmen aus den Amtsbrauereien ). 

Wie manche des Königs Feuereifer entſprungenen Entſchließungen 
verlief auch diefe auf die Entdeckung etwaiger erſchlichener Verſchreibungen 
gerichtete Maßnahme ohne nennenswerte Ergebniſſe. Die oſtpreußiſchen 
Behörden hielten dieſe Art des Vorgehens für zu ſcharf und ſtellten den 
königlichen Abſichten einen heftigen Widerſtand entgegen. Die Königs⸗ 
berger Rechtsgelehrten und ebenſo die Kammerräte gaben ihre Gutachten 
dahin ab, daß die Regimentsräte und ſonſtigen Regierenden in Preußen 
ſehr wohl zur Ausſtellung von Verſchreibungen berechtigt geweſen, da ſie 
durch die Regiments ⸗Notul von 1542 als rechtmäßige Regierung eingeſetzt 
worden wären). Auch hätten der Große Kurfürſt und fein Nachfolger bei 
den Huldigungen alle Verſchreibungen, Sonderrechte und Freiheiten den 
Ständen feierlich beſtätigt, weshalb fie nun nicht umgeſtoßen werden könnten. 
So mußte ſchließlich die angedrohte große Unterſuchung eingeſtellt werden“). 

Friedrich dem Großen ſagten die Domänenprozeſſe fo wie fo nicht zu. 
Sein dem Adel ſo oft bewieſenes Wohlwollen offenbarte ſich nur zu gut 
in dem Ausſpruch: „Ich bin immer der Meinung, daß man die Zügel etwas 
locker laſſen muß, wenn es ſich darum handelt, Privilegien anzugreifen, die 
den Dokumenten widerſprechen“). Betreffend die Grenzſtreitigleiten an 


1) Bal. auch Slalweit a. a. O. S. 199. 
2) Bal. dazu Breyſig, Urë. u. Att. Vd. 16 S. 302 u. 503. 
3) K. St.⸗A. Oſtpr. Fol. 14797 u. Act. Bor. III S. 285 ff. 

4) Act. Bor. VII S. 617. 


Stein, Die ländl. Verfaſſung Oftpreußens. Schr. v. Inſt. f. Oft, W. Setz 15 
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den Forſten gab er den Oberforſtmeiſtern geradezu die Weiſung: „Mit 
denen Edelleuten ſol ſoviel möglich in allen Stücken nachgegeben werden“ ). 

Die aufmerksame Tätigkeit Friedrich Wilhelms I. hatte dem Anwachſen 
des adligen Grundbeſitzes auf Koſten der ſtaatlichen Ländereien für längere 
Zeit eine Schranke geſetzt. Im 18. Jahrhundert kam es nur ſehr ſelten zur 
Begründung neuer adliger Beſitzungen. Die adligen Sonderrechte wurden 
den Erwerbern bedeutenderer Güter höchſtens dann zugelegt, wenn es die 
Wie derbebauung verödeter Landſtriche oder die Urbarmachung unfrucht⸗ 
barer Bruchgegenden galt. Allein unter dieſem Geſichtspunkte iſt die Ver⸗ 
leihung der umfangreichen Norkittenſchen Güter an den Fürſten Leopold 
von Deſſau zu beurteilen. Um in die durch die Peſt gänzlich entvölkerten 
Gebiete möglichſt ſchnell wieder geordnete Verhältniſſe zu bringen, erhielt 
Fürſt Leopold von feinem königlichen Freunde die große Herrſchaft mit 
wichtigen Vorrechten !). 

Den Fürſten Leopold für das verwahrloste Litauen einzunehmen, lag 
dem Könige ganz beſonders am Herzen; denn jener gehörte zu den tüch⸗ 
tigſten Volkswirten feiner Zeit). „Praktiſch und durchgreifend, reform- 
eifrig und tatenluſtig, in allen Fragen der Landeskultur, Koloniſation und 
Bodenbewirtſchaftung von reichen Kenntniſſen und gründlicher Erfahrung“, 
wie Leopold war, fand er auf den erworbenen Gütern ein Arbeitsfeld, auf 
dem er feine wirtſchaftlichen Fähigkeiten zum Beſten der ſchwergeprüften 
Provinz in vollſtem Maße entfalten konnte). Er förderte mit ganzer Kraft 
die Widerherſtellungsarbeiten in Litauen, und „ſeine Inſterburgiſchen Güter 
wurden bald die hohe Schule der preußiſchen Haushaltung“ ). 

Friedrich II. handelte nach den Grundſätzen ſeines Vaters. Wo es 
nötig war, Wüſteneien, Heiden und Brüder urbar zu machen oder wülſte 
liegende Güter wieder zu bebauen, zögerte er nicht, den Erwerbern auch 
die adligen Vorrechte beizulegen. 1755 erhielt Rittmeiſter von Knobelsdorf 
das feit der Peſt unbebaute kölmiſche Gut Dlottowen bei Johanuisburg 
zu adlig⸗kölmiſchen Rechten. Dem Amtmann Heinrich Wirth zu Tapladen 
wurde 1766 die Erlaubnis erteilt, das wüſte Gebiet „Poweidnick“ und die 
Köthenſche Heide urbar zu machen. Die Friedrichsthal genannte neue 
Siedelung wurde zu einem Rittergut mit adlig⸗kölmiſchen Rechten erhoben. 
1768 überließ der König dem Generalmajor von Loſſow ein im Amte Löbe⸗ 
gallen belegenes 122 Hufen innehaltendes Bruch, die „Kackſche Ballis”, 


1) Act. Bor. VII S. 571. 

3) Poleng, Chronit ©. 9: Lon 1721 Bis 1748 erwarb ber Fürſt 27 adlige, töl- 
miſche, Schulzen und Freigüter für 100896 Nil. 

#) Act. Bor. Briefe S. (200 f. 

Naude, Getreibehandelspolitit Bd. 2, S. 210. 9) Kraus le, Friedrich 
Wilhelm I. und Leopold von Deſſau. Hift. Zeitſchr. N. F. 39 S. 29. 
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ſpäter Königshuld genannt, zur Urbarmachung und „Beſetzung mit ſo viel 
Freyen und durch keine Erbunterthänigkeit und Scharwerksdienſte gebundenen 
Familien, als wie es Déi würde thun laffen”, zu „Allodial-Adligen Rechten“, 
mit Gerichtsbarkeit, Mühlen, Krug, Brauerei“, Brennerei- und Hökerei⸗ 
Gerechtigkeit). Das adlige Gut Auſtinehlen entſtand 1770 infolge Ber- 
leihung des 18 Hufen 6 Morgen enthaltenden „Pelkebruches“ zu adlige 
kölmiſchen Rechten an den Kriegs- und Domänenrat Heinrich Auſtin, dem 
dabei die Bedingung geſtellt wurde, auf dieſem Gelände fünf ausländiſche 
und fünf inländiſche Familien anzufiedeln®). Zuweilen vergrößerten adlige 
Gutsherren ihren Grundbeſitz durch Übernahme wüſter Plätze. So wurde 
1772 Herrn von Domhardt das neben ſeinem Gute Wiſchwill befindliche, 
faſt 5 Hufen große Moosbruch mit adlig⸗kölmiſchen Rechten zur Urbarmachung 
überlaſſen, gegen die Verpflichtung, vier Familien anzuſetzen und der Staatse 
kaſſe jährlich 14 Atl. 9 Gr. Zins zu zahlen. Herr v. d. Groeben auf Tharau 
erhielt 1749 das 8 Hufen umfaſſende Sollnickſche Bruch zu Kölmiſchem Recht, 
gegen 1 Ntl. Zins von der Hufe und 10 Nil. für die mitverliehene Jagd, 
auch auf Birkhühner. 

Das gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts beſonders ſtark zu beob⸗ 
achtende Beſtreben der Gutsbeſitzer, eine Erweiterung der Betriebe und 
Anbauflächen durch Legen der gutsbäuerlichen Stellen in die Wege zu leiten, 
brachte an und für ſich dem Beſtande des adligen Grundbeſitzes keinen Zu⸗ 
wachs, ſondern bewirkte nur eine Veränderung der Bewirtſchaftungs⸗ 
formen innerhalb der Rittergüter. Die Vorwerksländereien vergrößerten 
ſich auf Koſten der bäuerlichen Betriebe. König Friedrich wußte durch ſeine 
bekannten Verordnungen von 1749 und 1763 die dem Staatswohle ungu- 
träglichen Maßnahmen der Gutsbeſitzer zu vereiteln. 

Aber eine Möglichkeit blieb noch offen, die Bodenfläche der Rittergüter 
nach außen zu vergrößern: der Auskauf der kölmiſchen und ſonſtigen un⸗ 
adligen Güter, und ſie wurde in ſteigendem Maße ausgenutzt. Gegen das 
Ende der Ster Jahre häuften ſich die Ankäufe kölmiſcher Beſitzungen durch 
Adlige derartig, daß die Staatsregierung ſich genötigt fah, geeignete Schritte 
dagegen zu unternehmen, da das Fortbeſtehen des Kölmerſtandes bedroht 
erſchien. Die Oſtpreußſſche Kammer machte dem General⸗Direktorium am 
2. Januar 1787 von dieſen die Beſitzverteilung der ländlichen Gebiete aufs 
ungünſtigſte beeinfluffenden Beſtrebungen des oſtpreußiſchen Adels Mit- 
teilung und beantragte, um einer weiteren Verminderung der Freigüter 
zu begegnen, die Inangriffnahme geſetzlicher Tätigkeiten. Ein beigelegtes 
Verzeichnis gab eine genaue Überſicht der bis dahin bekannt gewordenen 
Einverleibungen kölmiſcher Grundstücke in adlige Güter. Es handelte fich 


1) K. St.⸗A. Mſer. Fol. 178. ) Kopp, „Chronik“ S. 123, 
15* 
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dabei um rund 1000 Hufen; beſonders in den Ämtern Brandenburg, Fiſch⸗ 
hauſen und Tapiau hatte der adlige Beſitz erheblich zugenommen . 

Die Kammer wurde zunächſt angewieſen, hinfort keine Zufammen- 
ziehung kölmiſcher und bäuerlicher Beſitzſtellen mit adligen Gütern mehr 
zuzulaſſen. Ein Adliger, der irgendein Freigut erwerben wolle, follte fid 
vor dem Juſtizamte verpflichten, es ſtändig getrennt von der Hauptmaſſe 
feiner Beſitzungen zu bewirtſchaften und mit Leuten beſetzt zu halten, 
andernfalls die Erlaubnis zum Ankauf zu verſagen fei. Aber diefe Maf- 
regel erwies ſich als unwirfam. Schon 1791 kam es zur Kenntnis des 
Beneral-Direktoriums, daß Baron von Korff auf Bledau drei Preußiſche 
Freigüter und einen kölmiſchen Krug an ſich gebracht habe und dieſe vier 
Beſitzungen durch einen Hofmann bewirtſchaften laſſe. 

Zur endgültigen Steuerung des Übels erſchien ein Geſetz notwendig, 
und die Oſtpreußiſche Kammer wurde beauftragt, den Entwurf dazu aus⸗ 
zuarbeiten. Nachdem die Geſetzeskommiſſion, die in Berlin an der Her⸗ 
ſtellung des Allgemeinen Landrechts arbeitete, noch einige Abänderungen 
getroffen hatte, erſchien am 27. Dezember 1792 die „Verordnung wider 
die Auskaufung kölmiſcher Güter in Preußen und deren Vereinigung mit 
adligen oder andern kölmiſchen Gütern“. Perſonen von Adel ſollten 
künftig nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Landespolizeibehörde 
Ruſtikalgrundſtücke, wozu auch die Beſitzungen der Kölmer, Schatullkölmer, 
Preußiſchen und Magdeburgiſchen Freien gezählt wurden, als ſelbſtändige 
Güter erwerben können. Dabei wurde vorausgeſetzt, daß ein ſolcher Adliger 
bisher noch kein Beſitztum ſein eigen nannte. Sobald er ſpäter ein anderes 
Gut erwarb, ſollte er gehalten ſein, eins der beiden Beſitzungen binnen 
drei Jahren wieder zu veräußern, oder gewärtigen, daß dies auf ſtaatlichem 
Wege geſchehen würde ). 

Das Geſetz erfuhr von vielen Seiten eine abfällige Beurteilung, auch 
von den Kölmern und Freien. Ohne Zweifel wirkte es, von privatwirtſchaft⸗ 
lichem Standpunkte aus betrachtet, inſofern ungünſtig, als es die kölmiſchen 
Beſitzungen teilweiſe dem freien Güterverkehr entzog. In ſtaatswirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht füllte es jedoch die Lücke aus, die in der Agrargeſetzgebung 
Friedrichs II. geblieben war: der bisher nur den bäuerlichen Stellen 
gewährte Schutz wurde nun auch auf die verſchiedenen Arten der 
Freigüter übertragen. Die Gefahr einer weiteren Zuſammenſchrumpfung 
des mittleren und lleineren Beſitzſtandes war beſeitigt und der drohenden 
Latifundienbildung für den Augenblick Einhalt getan. 


1) Geh. St.- A. Gen.⸗Dir. Oftpr. und Lit. Mat. Tit. 34, Sekt 1, Nr. 61. — Bgl- 
auch Knapp, Bauernbefreiung, Bd. 2 S. 86 ff., woſclbſt eine ausführliche Inhalts- 
angabe der bezüglichen Berichte, Rücſchreiben und Gefege zu finden ift. 

3) Vgl. dazu Krug, Staatswirtſchaft S. 43f. 
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Sofort feste auch der Widerſtand des oſtpreußiſchen Adels gegen die 
eine weitere Ausdehnung ſeines Grundbeſitzes hemmende Verordnung ein. 
Die Abgeordneten der Stände erhoben beim Großkanzler von Carmer 
Vorſtellungen und forderten die ſofortige Aufhebung des Geſetzes. In 
dieſem Verlangen wurden ſie von der Oſtpreußiſchen Regierung unter⸗ 
ſtützt, während die Kammer den entgegengeſetzten Standpunkt einnahm 
und die Einwände der Stände als unweſentlich zurückwies. So blieb das 
Geſetz beſtehen und erhielt 1793 auf Vorſtellung des Oberpräſidenten 
von Schrötter auch für die Kammerbezirke Gumbinnen und Marienwerder 
Geltung. 

Schrötter gab die Zahl der bis 1793 im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk 
an Adlige verkauften Beſitzungen auf 189 an. Die Zahl war indeſſen zu 
niedrig im Vergleich zu der Aufftellung von 1787; anſcheinend waren bei 
der zweiten Zuſammenſtellung mehrere Grundſtücke derſelben Ortſchaft 
zuſammengezogen und nicht einzeln gezählt worden. Unter den ausgekauften 
Grundſtücken befanden ſich 56 kölmiſche Krüge. Die adligen Gutsbeſitzer 
waren auf deren Erwerb ganz beſonders bedacht, um ihren Brauereien 
und Brennereien vermehrten Abſatz zu verſchaffen ). Die Notwendigkeit 
des Einſchreitens der Staatsbehörden erwies fih aus der Tatſache, daß 
von 1786 bis 1792, trotzdem bereits die den Ankauf erſchwerenden Bes 
stimmungen beſtanden, noch 44 Freigüter in der Maſſe des adligen Beſitzes 
aufgegangen waren. 

Die unter adligen Grundherrſchaften ſtehenden Landgebiete Oft- 
preußens und Litauens umfaßten nach amtlichen Berichten aus dem Jahre 
1802 insgeſamt 3030402 Morgen). Dabei ift zu bemerken, daß in dieſer 
Zahl nur der in Kataſtern verzeichnete Grund und Boden zum Ausdruck 
kam und daß in Wirklichkeit der adlige Grundbeſitz auf einige Hundert⸗ 
tauſend Morgen mehr zu veranſchlagen fein dürfte. Die wenigſten Nitter- 
güter waren neuerdings vermeſſen worden. In den meiſten Fällen erachtete 
man die in der Verleihungsurkunde genannte Hufenzahl für die Fort- 
ſchreibung in den Steuerrollen als ausreichend, obgleich ſich bei Neuver- 
meſſungen faſt immer ein Übermaß ergab. 

In der Verteilung des adligen Grundbeſitzes beſtand zwiſchen den 
beiden Kammerbezirken ein gewaltiger Gegenſatz. Während die adligen 
Güter in Litauen nur 498372 Morgen oder 8,5% der geſamten Land⸗ 
fläche ausmachten, umfaßten die adligen Ländereien im Oſtpreußiſchen 


) Ingroſſ. B. Heilsberg 183/16. Zu dem 7 Hufen großen Rittergut Bergfried 
im Amte Allenſtein gehörten 1799 vier Krüge in Buchwalde, Jontendorf, Kockendorf 
und Spiegelberg. 

2) K. St.- A. O. P. 4 1 Nr. 107. — Eine Überjicht aus dem Jahre 1673 ver- 
zeichnete 44511 Hufen des Adels, was hiermit ſehr gut übereinstimmt. 
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Kammerbezirk 2532030 Morgen oder 35,7% der Bodenfläche. Der adlige 
Grundbeſitz in Oſtpreußen übertraf demnach denjenigen Litauens um das 
Fünffache. Die Hauptmaſſe der Rittergüter lag in zwei durch das Ermland 
getrennten Gebieten: im Oberlande und in Natangen nahmen die adligen 
Beſitzungen mehr als die Hälfte, ſtellenweiſe auch vier Fünftel des Landes 
ein. Die beiden Erbhauptämter Gilgenburg und Gerdauen beſtanden aus 
lauter adligen Beſitzungen; nur die innerhalb des letzteren gelegenen Wand⸗ 
lackenſchen Güter hatte Friedrich Wilhelm I. wieder an den Staat zurück. 
gebracht. Auch in den ehemaligen Hauptämtern Pr.-Holland, Pr.⸗Mark, 
Liebſtadt, Brandenburg, Pr.-Eylau, Bartenſtein und Raſtenburg übertraf 
der adlige Grundbeſitz bei weitem den landesherrlichen. 

Die ſüdöſtlichſte Ecke ausgenommen, war das Ermland recht arm an 
adligem Grundbeſitz, obgleich die Biſchöfe bei der Beſiedelung des Ländchens 
eine Menge Lehn- und Dienſtgüter begründet hatten . Hier war aber die 
Entwidlung in der Beſitzverteilung derjenigen des herzoglichen Preußens 
gerade entgegengeſetzt geweſen. Die kluge Politik der Biſchöfe und des 
Domkapitels verhinderte das Erſtarken der Vaſallen und die Entſtehung 
eines der Staatsgewalt gefährlichen Ritterſtandes. Die finanziell kräftigen 
Landesherren vermochten den Auskauf der adligen Güter trotz der Be- 
ſchwerden der Adligen mit Erfolg fortzuſetzen?). So erfuhr der ermländiſche 
Adel eine erhebliche Verringerung, und es gelang ihm niemals, auf die 
inneren Verhältniſſe des Bistums einen nennenswerten Einfluß auszuüben. 
Viele ehemalige Rittergüter hatte die Landesherrſchaft in Bauerndörfer 
umgewandelt). Am Ende des 18. Jahrhunderts beſtanden noch rund 
80 faſt durchweg nur mäßig große adlige Güter und mehrere Anteilgüter 
und Freidörfer. 

Weitere Auskunft darüber, wie ſich die adligen Beſitzungen der Zahl 
und Größe nach auf die einzelnen Landrätlichen Kreiſe verteilten, gibt die 
dem folgenden Kapitel beigefügte Zuſammenſtellung. 


S 36. Zahl und Größenverhältnis adliger Güter. 
Der genaue Beſtand der adligen Güter läßt ſich ſchwer angeben, ſchon 
aus dem Grunde, daß ſich die Zahl der Beſitzungen dauernd verſchob, indem 
an einer Stelle die Güteranzahl durch Zuſammenkäufe zurückging, während 


1) Nach Lotar Weber beſtanden um die Mitte des 15. Jahrhunderts int Erm- 
lande fat 300 Dienfigüter; dabei handelte es fih aber in vielen Fällen um unbedeutende 
Preußiſche Freigüter. 

2) Engelbrecht a. a. O. S. 74. — Vgl. hierzu auch Bacz ko in Beitr. z. K. Pr. 
me mun, 

3) Vgl. Röhrich, Rolonifation des Ermlandes E. Z. Bd. 13, 14 u. 18. Dazu ge- 
horten u. a. Fehlau, Schalmey, Thledmannsdorf, Scharnigt, Elſau, Piſſau, Ankendorf. 
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an einer andern durch Abſplitterungen neue Nittergüter ſich bildeten . 
Die Vaſallentabelle führte am Ende des 18. Jahrhunderts für Oſtpreußen 
1133 und für Litauen 240 adlige Güter auf, während die vom Oberpräſi⸗ 
denten herausgegebene Hiſtoriſche Tabelle vom Jahre 1802 die Zahl der 
Rittergüter in Oſtpreußen auf 914 und in Litauen auf 208 feſtſetzte. 

Dieſe Unſtimmigkeit beruhte darauf, daß zu den Vaſallen auch die 
in den Freidörfern ſitzenden kleinen Adligen gerechnet und ihre Grundſtücke 
demnach ungerechtfertigterweiſe den Rittergütern zugerechnet wurden. 
Auch die in den Hiſtoriſchen Tabellen gegebenen Zahlen waren nicht ein- 
wandfrei und boten ein feher unklares Bild der tatsächlichen Verhältniſſe. 
In den 1122 Rittergütern ſteckten zunächſt alle Anteilgüter und Freidörfer; 
als ſchwerwiegender erwies ſich indes der Umſtand, daß dabei Dutzende 
von adligen Beſitzungen doppelt und mehrfach gezählt worden waren. Die 
im Laufe der Zeit zu einer adligen Beſitzung zuſammengebrachten Einzel» 
after pflegten in der Regel als ſelbſtändige Rittergüter geſondert auf- 
geführt zu werden, beſonders dann, wenn ſie verſchiedenen Landrätlichen 
Kreiſen zugehörten. So wurden beiſpielsweiſe die dem Großen Hospital 
zu Königsberg unterſtehenden Dörfer und Vorwerke von den Landräten 
wie ſelbſtändige adlige Güter behandelt, obgleich alle zuſammen nur einen 
Beſitz ausmachten. Ahnlich verhielt es ſich mit den nach und nach zuſammen ⸗ 
gekauften Finkenſteinſchen, Brandtſchen und Farenheidſchen Beſitzungen. 

Die weiter unten folgenden Aufſtellungen verarbeiten die verſchiedenen 
amtlichen Tabellen und Nachrichten in der Weiſe, daß die adligen Anteil- 
güter und Freidörfer beſonders herausgeſtellt, die vollgültigen Rittergüter 
aber nach dem Geſichtspunkte des einheitlichen Beſitzes zuſammengerechnet 
ſind, alſo daß mehrere urſprünglich getrennte, dann in einer Hand ver⸗ 
einigte Güter nur eine adlige Beſitzung ausmachen. Die Grundherrſchaften 
gaben den leitenden Maßſtab für die Zählung. Die fo erzielte Summe von 
796 Vollgütern, 262 Anteilgütern und 65 Freidörfern ſtimmt mit den 
Angaben der Hiſtoriſchen Tabelle ziemlich überein. 

Von der gelegentlichen Schaffung rieſiger Landgüter in der Rolo- 
niſationszeit ijt bereits die Rede geweſen. Am bekannteſten ift die Ber- 
leihung der 1440 Hufen an mehrere deutſche Edelleute im Lande Saſſen, 
alſo um Gilgenburg herum, aus dem Jahre 1321. Derartige Flächen konnten 
nicht als Güter im wirtſchaftlichen Sinne gelten, weil ihre einheitliche Be- 
wirtſchaftung in damaliger Zeit unmöglich war. Es lag vielmehr in der 


1) 8. B. umſaßten die Kalkſteinſchen Guter bis 1800 Knauten, Wogau, Pertuiten, 
Mühlhauſen, Dranglitten, Schultitten, Vierzighuben, Johnken, Schwellgienen, Pos⸗ 
mahlen und Kompau. dann wurde ein Teil abgezweigt, und es beſtanden ſeitdem 
2 Nittergüter: 1. Knauten mit Mühlhauſen, Perkuiten, Drangſitten und Johnten und 
2. Wogau mit den übrigen Ortſchaften. 
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Abſicht des Ordens, für die gewaltige Beſiedelungsarbeit die Aufmerkſam⸗ 
keit und Anteilnahme weiteſter Kreiſe zu wecken und ſich wirkſame Unter⸗ 
ſtützung zu ſichern. Die mit Hunderten von Hufen ausgeſtatteten Edel- 
leute ſtellte er gewiſſermaßen als Privatunternehmer in ſeinen Dienſt, 
indem er fie für die Erſchließung ihrer Rieſenbeſitzungen ſorgen ließ. Nur 
durch Aufteilung konnten die weiten Ländereien für die wirtſchaftliche 
Nutzung gewonnen werden; ſie verteilten ſich daher bald auf viele kleinere 
Güter. Dieſe Rieſenverleihungen nahm die Landesherrſchaft auch nur 
inmitten der großen Wildniſſe an den Grenzen gegen Polen und Litauen 
vor). Die metten der ausgegebenen Dienſtgüter wurden weit kleiner 
bemeſſen; ihre Größe ſtieg nicht oft über 40 Hufen und blieb nicht ſelten 
unter 10 Hufen. ; 

Größere Herrſchaften entſtanden aber, wie im vorigen Abſatz gezeigt 
wurde, nach 1460, in den Zeiten der ſtändiſchen Macht. Manche derſelben 
hatten ſich durch Erbteilungen und Verkäufe wieder aufgelöft, andere er- 
hielten ſich bis ins 19. Jahrhundert oder gar bis in die heutige Zeit. Noch 
im 18. Jahrhundert bildeten ſich einige Großgüter, außer den Beſitzungen 
des Fürſten von Deſſau beſonders diejenigen Farenheids?). 

Hinſichtlich der Beſitzgröße fanden ſich bei den adligen Gütern die ver- 
ſchiedenartigſten Verhältniſſe. Die untere Grenze für den Umfang ſelb⸗ 
ſtändiger Rittergüter lag in der Regel bei 6 Hufen, manchmal aber auch 
darunter, obgleich durch geſetzliche Anordnungen verſchiedentlich der Sechs⸗ 
hufenbeſitz als das geringſte Maß für adlige Güter feſtgeſetzt worden war ). 
In Oſtpreußen war es zwar nicht zur Bildung ſolch gewaltiger Herrſchaften 


3) Die Handfeſte über die erwähnten 1440 9. bemerkte: „zu troſte und on hulff 
defen dorgenanten unjin getruwen mannen, wand fie mit den erſten dy wilbniffe be- 
griffen haben, fo gebe wir in Freyheit der vorgenanten dinſte ezweneſſg jor ..." (Altpr. 
Mon. 33 S. 566). Vgl. auch Weber a. a. O. S. 252 und namentlich Schnippel in 
Oberl. Geſch. Bl. Heft X u. XIV. „Die großen Verleihungen im Lande Saſſen“. 

3) Die einer Königsberger Großtaufmannsfamilſe entſtammenden Farenheids 
brachten durch Kauf einzelner Nittergüter einen anſehntſchen Großbeſiß zuſammen. 
Kriegsrat Johann Friedrich Wilhelm Farenheid, 1786 geadelt, hatte 1773 die Angerapp⸗ 
gen Güter durch Erbschaft angetreten. Er erwarb dazu 1778 Kl.-Gnie für 42000 Rtl., 
1792 Eiſerwagen für 80000 und Koppershagen für 50690 Mtl, 1793 Nagurren für 
21500 Mtl., 1796 Gr.- und Kl. Beynuhnen für zuſammen 215000 und Dombrowlen 
für 78000 Ntl., 1801 Neu-⸗Aſtrawiſchken für 60000 Ril., 1802 Launingken für 75500 Rtl. 
und 1804 Manen für 35000 Rtl. (Kopp a. a. O. S. 58). Vgl. auch Krüger, Familie 
F. S. auf. 

) Altenfelde b. Tapiau umfaßte nur 2 H. und wurde 1781, auf 1923 Rtl. geſchätzt, 
mit der Bemerkung ausgeboten, daß es auch an Bürgerliche verkauft werden könnte. — 
Das im Amtsdorſe Pronitten befindliche adl. Gut, 2 H. 20 Mg. Ackerland und 5 Mg. 
Wieje enthaltend, wurde 1790 für 2333 Nil, 30 Gr. erkauft und 1798 mit 5 Pferden, 
3 Ochſen Beſatz und 55 Schffl. Ausſaat zur Verſteigerung ausgeboten (Agb. Int. Zett. 
1781 u. 1798). 
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gekommen, wie ſie Schleſien aufzuweiſen hatte; doch gab es eine ganze 
Reihe adliger Beſitzungen, die mehr als 200 Hufen umfaßten. 

Das Verzeichnis trifft 8 Abſtufungen in der Größe der Rittergüter. 
Die Stufen find fo bemeſſen, daß fich die Angaben des alten Flächenmaßes 
leicht in Einklang mit dem heute geltenden Hektarmaß bringen laſſen. Da 
die neukulmiſche Hufe annähernd 16,8 ha enthielt, jo ergeben 6 Hufen 
ziemlich genau 100 ha, und es laſſen demnach die einzelnen Spalten einen 
Vergleich mit den jetzt üblichen Abſtufungen bei Beſitz und Betriebsgrößen 
zu. Zweckmäßig dürfte die Zuſammenziehung von je zwei benachbarten 
Spalten zu folgenden vier Beſitzgruppen der adligen Güter fein: a) die 
ſämtlichen adligen Anteilgüter und Freidörfer und die bis 12 Hufen um- 
faſſenden Rittergüter bildeten den adligen Kleinbeſitz, b) die zwiſchen 
13 und 60 Hufen den adligen Mittelbeſitz, e) die zwiſchen 61 und 300 Hufen 
den adligen Großbeſitz und d) die noch größeren Beſitzungen die adligen 
Herrſchaften. 

Die Zuſammenſtellung iſt nach Landrätlichen Kreiſen angeordnet 
und geſtattet daher eine vergleichende Überſicht der Größenverhältniſſe 
der Rittergüter in den verſchiedenen Landesteilen. In den 10 Haupt⸗ 
ſpalten der Tafel ſind die einzelnen Größengruppen der adligen Güter 
innerhalb der Kreiſe zuſammengeſtellt. Die 11. Spalte bringt die Boden- 
fläche ſämtlicher adligen Beſitzungen jedes Kreiſes. 

Es ging nicht an, die Anteilgüter den einzelnen Größengruppen ein- 
zufügen, da in der Regel nur der Umfang des urſprünglichen Vollgutes 
bekannt war, derjenige der Teilſtücke nur hier und da. Sie gehörten faſt 
ausſchließlich den Beſitzungen unter 12 Hufen an. Daß die Größenver⸗ 
hältniſſe der Grundstücke in den adligen Freidörfern ziemlich genau mit 
denjenigen der Bauerndörfer übereinſtimmten, iſt bereits an anderer Stelle 
bemerkt worden. 

Soweit es die zur Verfügung ſtehenden Unterlagen ermöglichten, 
wurde in der Überſicht der Zuſtand des Jahres 1800 wiedergegeben. Ein 
im Königsberger Staatsarchiv befindliches Verzeichnis h) der zu den adligen 
Gütern gehörigen Ländereien diente als Grundlage für die Berechnung 
der von den Rittergütern eingenommenen Flächen, und vermittels der 
Vaſallentabelle konnte die Zahl der einzelnen Grundherrſchaften mit ihren 
Zubehörſtücken feſtgeſtellt werden. 

Der adlige Kleinbeſitz war naturgemäß in den Landesteilen am ſtärkſten 
verbreitet, in denen die Zerſplitterung der Rittergüter den weiteſten Grad 
erreicht hatte, alfo im Neidenburgſchen und Oletzkoſchen Kreiſe; in letzterem 
betrug er faft ein Drittel vom adligen Grund und Boden. Im Heilsbergſchen, 


3) O. P. 4 I Nr. 107. Außerdem wurde verwertet Geh. St-A. Gen.- Dir. Ofpr. 
Tit. 43 Sekt. 2 Nr. (eis 
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Zahl der adligen Güter nach ihren 


Sandrätliche Bis 


Kreiſe 6 Hufen 7.12 H. 13-30 ğ.|21—60 $.| 61—120 H. 121—300 H. 


(bis (100 bis (200 bis (500 bis | (1000 bis (2000 bis 

100 ha) | 200 ha) | 500 ha) 1000 ha) | 2000 ha) | 5000 ha) 
Schaaken 6 a1 30 19 5 1 
Tapion - 5 10 16 22 4 4 
Brandenburg. 15 22 30 35 24 15 
Raftenburg - - 8 20 30 36 28 13 
Braunsberg . - = 4 7 7 1 — 
Heilsberg » ~ 2 il 28 10 6 — 
Mohrungen u E 19 20 DI 
Neidenburg ` 3 6_| 7 17 z 3 
Dirpreupen . -| 3 | 115 m I | aT 
Infterburg 10 19 17 1 


letzt . 
Seheſten 


Braunsbergſchen, Seheſtenſchen und Schaakenſchen Kreiſe nahm er 16% 
und mehr der adligen Ländereien ein. Verſchwindend gering blieb er in 
den Kreiſen Tapiau, Brandenburg, Raſtenburg und Mohrungen. 

Die adligen Beſitzungen mittlerer Größe überwogen im Brauns- 
bergſchen und Schaakenſchen Kreiſe, woſelbſt ihnen beinahe zwei Drittel 
der adligen Flächen zugehörten; in Heilsberg und Tapiau machten die 
mittleren Rittergüter ungefähr die Hälfte des adligen Grundbeſitzes aus. 

Die adligen Großgüter traten beſonders in den Kreiſen Seheſten, 
Raſtenburg, Brandenburg, Mohrungen und etwas weniger ſcharf auch in 
Tapiau und Neidenburg hervor. Große Herrſchaften von 300 und mehr 
Hufen Ausdehnung gab es nur in den Kreiſen Brandenburg, Raſtenburg, 
Inſterburg, Neidenburg und Mohrungen; in den beiden letztgenannten 
Kreiſen nahmen ſie mehr als ein Drittel der adligen Landflächen ein. Die 
dem Erbhauptmann und Reichsgrafen von Finkenſtein gehörigen Gilgen- 
burgſchen Güter übertrafen an Größe bei weitem jede andere Herrſchaft. 
Es folgten dem Umfange nach die Beſitzungen des Fürſten Leopold von 
Deſſau, die des Grafen zu Dohna⸗Schlodien und die Tannenberg⸗Pößzdorf⸗ 
Seewaldeſchen Güter des Freiherrn von Brandt. Den ausgeprägteſten 
Großbeſitz wies der Mohrungenſche Kreis auf; die 60 Hufen überſteigenden 
Rittergüter nahmen dort 80% des adligen Grundbeſitzes ein. Am nächſten 
ſtanden ihm hierin Raſtenburg mit fait 69%, Brandenburg mit über 65% 
und Neidenburg mit über 60%. 

Eine andere Einteilung der adligen Güter möge hier ſofort anſchließend 


A 


Größenverhältniſſen Zahl der Hospital, Site . 
Zen IA und | _@runbgeerihaft 
00 5 di * "Dörfer ſtehenden Grund- 
(5000 bis (über Anteil ⸗ Frei- beſites 
10000 ha) | güter dörfer] Zahl Hufen 9 
> zu 6 1 8 125 2093 
= = Ewe 22 360 2158 
2 = 11 1 33 938 8 599 
2 1 ARE N Te, 395 9145 
= 5: 2 7 172 575 
— = 26 4| 10 214 1702 
4 2 * 5 115 8 290 
1 1 125 | 20 2 40 5188 
— 7 35 | 104 | 2359 37750 
En 20 5 9 2990) 
- — 4 12 — — 1203 
= — 10 | 15 3 70 3207 
ES 1 2 32 | 8 163 | 7340 


o 


SI TS 5 mL ET mm 
ihre Stelle finden, wenngleich fie nur mittelbar auf die Beſitzgrößen Bezug 
hat: die Gruppierung der adligen Güter rückſichtlich der Bewirtſchaftungs⸗ 
und Betriebsformen. Von der Größe der Beſitzung hing es im weſentlichen 
ab, ob die Bewirtſchaftung von einer Stelle aus erfolgen konnte, oder ob 
die umfangreichen Ländereien die Anlage mehrerer Vorwerke bzw. Bauern. 
dörfer erforderlich machten. Hiernach laſſen ſich bei den adligen Gütern 
zwei Hauptgruppen unterſcheiden: 

1. diejenigen Rittergüter, innerhalb deren Grenzen keine bäuerlichen 
Siedelungen Platz gefunden hatten, und 

2. diejenigen, deren Beſitzer über bäuerliche Hinterſaſſen verfügten. 

Der erſten Gruppe gehörten die meiſten der weniger als 30 Hufen 
umfaſſenden Güter an. Unter dieſen gab es wieder zwei Arten. Zu vielen 
gehörte nur ein Wohn- und Betriebsmittelpunkt, das „Vorwerk“, wie man 


1) Die hier gebotenen Zahlen find für den Königsberger Kammerbezirk der „Spe⸗ 
zialnachweiſung von der figierten Adeligen Huben-Contribution 1782“ entnommen und 
ſümmen mit denen der Hiſtoriſchen Tabelle nicht ganz überein; für die beiden erm- 
ländiſchen Kreiſe ift die Hufenzahl zu gering. 

2) Die für den Inſterburgſchen Kreis berechneten Zahlen find vielleicht zu niedrig. 
Über die Rautenburgſchen Güter fand ſich keinerlei Größenangabe, und es wurden 
deshalb die in der Verleihungsurkunde von 1670 feitgejepten 151 Hufen bei der Be- 
rechnung zugrundegelegt. Nun gibt Conrad (Altpr. Mon. 48 S. 91) an, daß die Graf⸗ 
schaft über 300 Hufen umfaßt hätte, fügt aber nicht hinzu, ob es fih um julniſches oder 
magdeburgiſches Maß handelt. Trifft erſteres zu, fo ift die Hufenzahl des Kreiſes um 
etwa 150 Hufen zu vermehren und die Grafſchaft Rautenburg unter die Beſitzungen 
mit mehr als 300 Hufen einzuordnen. 


— 236 — 


damals jeden gutsherrlichen Eigenbetrieb im Gegenſatz zu den Bauer⸗ 
dörfern benannte). Der Gutsbeſitzer bewirtſchaftete von dieſer Stelle 
aus mit gemieteten Dienft- und Arbeitsleuten, eigenem Inventar und 
Zugvieh ſeinen geſamten Beſitz. 

Dieſer Gruppe waren außer vielen abgeſondert liegenden Befigungen 
beſonders die in landesherrlichen Dörfern durch Austuung wüſter Bauern- 
hufen begründeten Rittergüter zuzuzählen, ferner faſt alle Anteilgüter. 
Daß ſich in adligen Freidörfern keine Bauernſtellen vorfanden, war 
ſelbſtverſtändlich, ſtanden doch die „adligen Einſaſſen“ wirtſchaftlich ſelbſt 
den Bauern völlig gleich. 

Andere Rittergüter wurden von mehreren Vorwerken aus bewirt⸗ 
ſchaftet, hatten aber auch keine bäuerlichen Hinterſaſſen. Gerade diefe 
Güter erfuhren in der Regel die zweckmäßigſte und intenſivſte Bewirtſchaftung. 

In allen größeren adligen Beſitzungen gab es außer den Gutshöfen 
auch bäuerliche Anweſen. Manche Gutsbeſitzer hatten ſchon auf 15 Hufen 
einzelne Bauernſtellen eingerichtet. Die Gutsbauern ſaßen entweder in 
geſchloſſenen Dörfern oder neben den gutsherrlichen Vorwerken. Man 
hatte alſo zu unterſcheiden zwiſchen adligen Dörfern im engern Sinne und 
ſolchen Ortſchaften, die Gutshof und Bauerndorf in ſich beſchloſſen. Die 
Entſtehung dieſer „gemiſchten Orte“ hatte ſich verſchieden geftaltet, je nach⸗ 


Adlige Beſttzungen ohne bäuerliche 
Aus einem Vorwerk beſtehende sei 

lige 

ande Bollgüter Anteilgüter Freldörfer 

Hufen Hufen⸗ Huſen⸗ 
gal größe | % | Zahl] größe | % Zahl größe | % 

| mai Gd | rop 
Säauten. Ja | 550 25,7) 6 a |19| 1 20 |09 
Tapiau . 14 110 5,0 7 | 30 |14| — = |= 
Brandenburg rej 1 30 0,3 
Rafienburg. . : au 2 70 |08 
Braunsberg 1760 — -=|= 
Heilsberg. 980 4 | 150.176 
Mohrungen. oi 5 160 | 19 
Neiden burt 11,44 20 een 113,0 
2,9 | 10 141 
Es | 16| 12 320 26.4 
lea 221 15 | 420 |131 
Summe. . 252 | 2820 | 330 65 | 1910 |41 


1) Über die Bedeutung, die dem Begriff „Vorwerk“ damals innewohnte, bemerkt 
Plehn: „Jedes Vorwerk bildete eine Wirtſchaftseinheit. Unter einem Vorwerk verſtand 
man nicht wie heute einen abgebauten gutsherrlichen Wirtſchaftshof im Gegenſatz zum 
Hauptgute; vielmehr bedeutete das Wort noch ganz wie im Mittelalter den gutsherrlichen 
Eigenbetrieb an Dé im Gegenſatz zu dem grundherrlichen Bauerndorfe.“ 
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dem ſie bei der erſten Beſiedelung als Güter oder bäuerliche Gemeinden 
angelegt worden waren. Im erſten Falle hatte der Gutsbeſitzer die Bauern 
neben dem herrſchaftlichen Hofe angeſetzt, im zweiten durch Legen der 
bäuerlichen Stellen innerhalb des Dorfes einen adligen Sitz oder ein Neben- 
vorwerk errichtet. 

Die folgende Überſichtstafel ſchöpft aus den gleichen Quellen wie die 
vorige; hier und da wurde auf Goldbecks Topographie zurückgegriffen, 
die fich aber nicht durchweg als zuverläſſig und vollſtändig erwies. Berück⸗ 
fichtigung haben alle Ortſchaften gefunden, die die oben genannten Akten⸗ 
quellen aufführten, doch geſtaltete fich die Eingliederung einzelner etwas 
ſchwierig inſofern, als ihre Eigenſchaft nicht ohne weiteres zu erkennen war. 
Mit unbedingter Sicherheit feſtzuſtellen, ob in einem Gute Bauernhöfe 
vorhanden waren, iſt heute in einzelnen Fällen beinahe unmöglich. Die 
erwünſchte Auskunft boten dann entweder die etwa vorhandenen Regu- 
lierungsakten oder landſchaftliche Taxationsprotokolle, und wo diefe Hilfs- 
quellen verſagten, wurden Goldbecks Angaben übernommen. 

Die Ergebniſſe diefer Aufſtellung ſtimmen rüchſchtlich der Zahl der 
Vorwerke und Bauerndörfer nicht durchweg mit den Angaben Goldbecks 
und denjenigen der Hiſtoriſchen Tabellen für Oſtpreußen und Litauen über- 
ein, und das bedarf der Aufklärung. Goldbecks Zuſammenſtellungen 


Hinterſaſſen Rittergüiter mit bäuerlichen Hinterſaſſen 


Aus mehreren Vor⸗ Aus einem, Aus mehreren Vorwerten und 
werken beſtehende Vorwerk mit Sie Be 
e GE e . g en 
huett Luten) efteheni G eine] a. 
BE SST, Bati EH san Ze gc Se, 
| Bor | Tino Ch | werte E.) Soe End ® 

28 89 900 len 1 20 14 12| zi al ai 

u| 23200 %] 2| 80 25] 34| 73| 54 24 

10 33 370 4, 14 480 5,7 76 20| 112 45 

10 2 28031 14 380| 42] 80 al 129| 62 

3 160 74% 6j 230 3% 4 5 1 5 

9 14 1005,10 14 500 2,5] 10 12 7 

— — — 19| 850 |66| 57| 120| 91| 14 

55 14 600 |114| 22 3 al 42 

6| 16 | 130 321 er 64] 73] 14 

2 Al 70 2] IE 4 2| J Ih 

>| — | — il äm 1 2 4% 30| 28| 213066,5 

75 216 2100 | 45] 113 | 3750 | 8,1] 352| 858 550| 354 |33 20074,0 
berüdjichtigen die Zuftände bis etwa 1780, die vorliegenden Zahlen aber 
diejenigen von 1780 bis 1805. In dem Zwiſchenzeitraum aber befanden 
fih die ländlichen Verhältniſſe in beſonders regem Fluß, und jährlich et, 
ſtanden Dutzende neuer Vorwerke. Die Unſtimmigkeiten gegenüber den 
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Hiſtoriſchen Tabellen beruhen größtenteils auf der verſchiedenartigen Cin- 
ordnung der Ortſchaften. Die von den Landräten eingeſandten Verzeichniſſe 
nahmen es mit der Eigenſchaft der Ortlichkeiten offenbar nicht fo genau . 
Nicht felten findet man alleingelegene Gebäude — Milh- und Jagdbuden, 
Fiſcher- und Holzſchlägerkaten, Mühlen, Waldwarthäuſer und allerlei 
Abbauten — als ſelbſtändige Orte aufgeführt. Namentlich beachtete man 
die Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen Dorf und Vorwerk nicht immer 
ſcharf genug und ſprach demzufolge manchmal Vorwerke, neben denen 
Gärtner, Eigenkätner, Fiſcher u. dgl. angeſetzt waren, ſchon als Dörfer an. 
Wir rechnen aber grundſätzlich nur die aus wirklichen Bauernhöfen, d. h. 
ſpannfähigen und ſelbſtändigen Ackernahrungen beſtehenden Siedelungen 
den adligen Dörfern zu. 

Die Annahme, daß vor allen Dingen im Samlande die „untertanen⸗ 
loſe Gutswirtſchaft“ vorgeherrſcht habe, wird durch die obigen Aufſtellungen 
zur Gewißheit. Von den 96 Gütern des Schaakenſchen Kreiſes waren nur 
13 mit Bauern beſetzt. In dieſem Kreiſe übertrafen die bauernloſen Nitter- 
güter nicht allein an Zahl, ſondern auch an Flächengröße die mit Bauern ⸗ 
höfen verſehenen adligen Beſitzungen. Im übrigen Oſtpreußen und auch 
in Litauen blieb der Grundbeſitz der bauernloſen Güter weit hinter dem⸗ 
jenigen der Güter mit bäuerlichen Siedelungen zurück. Die den beiden 
Gütergruppen zugehörigen Flächen verhielten ſich faſt wie 1:5. 

Die „untertanenloſe Gutswirtſchaft“ trat nach dem Süden der Provinz 
zu mehr und mehr zurück. Sehr deutlich kam dieſe Erſcheinung darin zum 
Ausdruck, daß ſich in den drei Kreiſen Mohrungen, Neidenburg und Seheſten 
keine aus mehreren Vorwerken beſtehenden adligen Beſitzungen ohne bäuer- 
liche Hinterſaſſen vorfanden. In dieſen Strichen war auch die Zahl der 
„gemiſchten Orte“ im Verhältnis zu der der reinen Bauerndörfer recht hoch. 
Woraus erklärt ſich das? Im ſüdlichen Oberland, um Hohenſtein, Gilgen⸗ 
burg und Neidenburg herum, und in den Gegenden von Ortelsburg, Senz- 
burg, Rhein und Angerburg hatte die Siedelungstätigkeit der adligen Grund⸗ 
herren am eifrigſten gewirkt; ihr verdanken fait alle adligen Dörfer die 
Entſtehung. Der Gutsbeſitzer ſetzte feine Bauern möglichſt nahe am Guts⸗ 
hofe an, damit ſie ihm jederzeit zu Dienſten ſtehen konnten; denn er hielt 
auf dem Vorwerk nur das unentbehrlichſte oder auch gar kein Geſinde, und 


1) Die dem Staatsminiſter von Schröter alljährlich eingefandte „Nachweiſung 
vom Zuſtande des platten Landes in der Provinz Ostpreußen“ führte 1803 an adligen 
Ortſchaften 794 Dörfer und 1220 Vorwerke auf, 1805 aber 961 Dörfer und 1433 Vor- 
werke. Oberpräfibent von Auerswald berichtete dazu, daß die Zählung der Gegenſtände 
teils aus verſchiedenen, teils aus unrichtigen Geſichtspunkten bewirkt worden“. Es 
feien deswegen für die neue Zählung den Unterbehörben beſondere Normen gegeben 
worden. Ein Gut, bei dem nur Inſthäuſer ständen, werde künftig als Vorwerk gezählt 
werden (K. St. A. O. P. 4 1 Nr. 107), 
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Lohnarbeiter waren in Melen ſchwach bevölkerten Grenzgebieten äußerſt 
knapp. So entſtand dort eine eigenartige, gleichmäßig wiederkehrende 
Grundgeſtalt der Ortſchaften: die Vereinigung von, Vorwerk und Bauern- 
dorf. 

Im Erbhauptamt Gilgenburg und nächſter Umgebung war dies die 
ſtehende Form der ländlichen Siedelung . Ahnliche Verhältniſſe, allerdings 
weniger ausgeprägt, beſtanden im Raſtenburgiſchen Kreise öſtlich der Linie 
Gerdauen-Barten, woſelbſt die Erſchließung des Landes durch private 
Grundherrſchaften ebenfalls im Vordergrunde geſtanden hatte. Diejenigen 
Landſchaften dagegen, die ausſchließlich oder vorzugsweiſe durch die Landes⸗ 
herrſchaft koloniſiert worden waren, zeigten ein völlig anderes Gepräge. 
Es herrſchten hier die „reinen Bauerndörfer“ einerſeits und die „reinen 
Vorwerke“ andererſeits bei weitem vor. Die dichtere Bevöllerung ermög⸗ 
lichte es dem Gutsherrn, fich ſelbſt auf abgelegenen Gutshöfen die erforder- 
lichen Arbeitskräfte — Geſindeperſonen und Lohnarbeiter — zu verſchaffen, 
während in den ſüdlichen Gegenden auch auf kleineren Gütern, des drücken⸗ 
den Leutemangels wegen, die Begründung bäuerlicher Stellen ſich als 
nötig erwies, weil nur durch die Feſſelung der Leute an die Scholle die 
heikle Arbeiterfrage gelöſt werden konnte. 

Weitere mit dieſem Gegenſtande in Zuſammenhang ſtehende Fragen 
finden unten bei den Kapiteln über grundherrliche Siedelungen und die 
Arbeitsverfaſſung in den adligen Gütern Berückſichtigung. 


$ 37. Grundbeſitz der „Toten Hand“. 


Neben den Rittergütern im engern Sinne gab es eine nicht unbeträcht⸗ 
liche Zahl von Grundherrſchaften, deren Ländereien man nach dem ba- 
maligen Gebrauch ebenfalls als adligen Grundbeſitz zu bezeichnen pflegte, 
nämlich die Beſitzungen der Städte, Stiftungen, Krankenhäuſer, Geſell⸗ 
ſchaften u. dgl. Man ſprach dabei von Kämmerei“, Kirchen-, Hospital“, 
Stifte», Kollegiat- und Stipendiendörfern oder -gütern. 

Dem eigentlichen ſtädtiſchen Landbeſitz, der fih aus den vor den Stadt- 
toren gelegenen, im Eigentum der Aderbürger ſtehenden Gärten, Adern 
und Wieſen zuſammenſetzte, ſtanden die Kämmereigüter gegenüber, deren 


1) Dergleichen aus „Gut“ und „Dorf“ beſtehende Ortſchaften waren Döh- 
ringen, Schildeck, Kraplau, Skottau, Oſterwein, Lichteinen, Reichenau, Geperswalde, 
Steffenswalde, Kirſteinsdorf, Pötzdorf, Wittigwalde, Seewalde, Mühlen, Lauben, 
Tannenberg, Frögenau, Faulen, Logdau, Thurau, Altſtadt, Döhlau, Marwalde, Elgenau, 
Ganshorn, Gardienen, Janlowig, Lindenau, Oſchekau, Frödau, Krämersdorf, grauſchten, 
Wanſen, Gr.-Grieben, Bialutten, Gr.-Koſchlau, Grallau, Serben, Januſchtau, Orlau, 
&r.-Schläften, Roggenhauſen, Gr. Lensk, Kownadtten, Saluslen, Tautſchten, Grodtken, 
Taubendorf, Thymau, Platteinen, Wittmannsdorf, Szezuplienen, Illowo, Valden, 
Omulew, Waplitz, Seythen, Seleeſen, Bolleinen, Kittenau. 
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Erträge eine wichtige Einnahmequelle für den Stadthaushalt bedeuteten. 
Viele Städte des Oſtpreußiſchen Kammerbezirks waren vom Orden außer⸗ 
ordentlich reich mit Ländereien ausgeſtattet worden. Da dieſe von der 
Stadt aus nicht voll genutzt werden konnten, wurden auf dem nicht an 
Bürger verteilten Grund und Boden entweder Kämmereivorwerke an⸗ 
gelegt oder bäuerliche Wirte angejiedelt‘). Daher rührte die Entſtehung 
der Stadt- oder Bürgerdörfer, die ſich machmal fait unmittelbar an die 
Stadtmauern anſchloſſen, z. B. bei Schippenbeil und Drengfurt?). Auch 
bewies die Landesherrſchaft manchen Städten ihre beſondere Gunſt durch 
Verleihung entfernterer Landgüter und Dörfer, oder die Stadtgemeinden 
erwarben durch Kauf adlige Beſitzungen. 

Den ausgedehnteſten Kämmereibeſitz hatte die Landeshauptſtadt 
Königsberg; ihre urſprünglichen Beſitzungen waren durch Zukauf adliger 
Güter ſtark vermehrt worden. Königsberg beſaß am Ende des 18. Jahr- 
hunderts 8 Kämmereidörfer und 20 Vorwerke. Letztere lagen zum Teil 
um die Stadt herum und machen heute das Gebiet des Stadtkreiſes Königs⸗ 
berg aus; einige Meilen von der Stadt entfernt befanden fid) die Kämmerei ⸗ 
ämter Arnsberg und Neuendorf mit mehreren Vorwerken und Dörfern; 
am entfernteſten lag das Vorwerk Ratswalde an der Deime. Alle zur 
Stadt gehörenden Dörfer lagen an der Südſeite des Pregels, nämlich: 
Ponarth, Crauſſen, Steinbeck, Neuendorf, Schönfließ, Ottenhagen “), 
Mahnsfeld und Packerau. Die Vorwerke wurden anfänglich durch Beamte 
auf ſtädtiſche Rechnung bewirtſchaftet; dann ging man zur Zeitpacht über, 
und ſchließlich wurde dieſe in Erbpacht umgewandelt. 

Die übrigen Städte des Oſtpreußiſchen Kammergebietes beſaßen zu- 
fammen noch 29 Kämmereivorwerke und 28 -Dörfer, Anſehnlich war der 


1) Pr. Prov.⸗Bl. Bd. 19 S. 389. Der zu Pr.⸗Holland gehörige Grund und Boden 
betrug 139 Hufen, wovon die Aderbürger 8714 P. unmittelbar nutzten. Das übrige 
Land war verteilt an die Bauern zu Neuendorf und Bürgershöfen, an das Vorwerk 
Warnikam und ein Erbpachtsvorwerk. 

) Der Orden hatte mitunter bei der Begründung der Städte eine Anzahl Zins⸗ 
Hufen zur Anlage eines „Stadtdorfes“ ausgeworfen. Dem 1386 mit der Handfeſte 
bewidmeten Paſſenheim „gab der Hochmeiſter zu der Stadt ein Dorf von 60 H. aus, 
von welchen 4 dem Pfarrer, 6 dem Schulzen frei zufallen ſollten“. Konrad von June 
gingen wies dem neugegründeten Sensburg 160 H. an, darunter 80 freie für die eigent- 
liche Stadt und „80 Zinshufen zur Gründung eines Dorfes“. (Aus Toeppen, Geſch. 
Maſurens S. 97 u. 102.) Vgl. auch Engelbrecht a. a. O. S. 35. 

3) Neuendorf, Crauſſen, Steinbec und Ottenhagen verlieh Ludwig von Erlichs⸗ 
Haufen 1466 „umb die manchvaldigen und getreulen Dienfte und Hülffe willen, die uns 
und unſerm Orden unfer Viellieben und getreuen Bürger Meiſtere, Rahtmanne, 
Schöppen, Gewercke und Gemeine unſer Alten Stadt Königsberg in und mit mancherley 
Geſchäfften und Hülffe mit Leibe und gute in dieſen langen, harten und ſchweren 
Kriegen ... trugen und hatten“ (K. St.⸗A. Lehnbuch 407). 


5 


Laudbeſitz der meiſten ermländiſchen Städte, vor allem der Braunsbergs, 
deſſen Kämmerei drei Dörfer und zwei Vorwerke unterſtanden ). 

Die meiſtenteils erft nach 1500 begründeten Städte des Litauiſchen 
Kammerbezirks wieſen keinen nennenswerten Kämmereibeſitz auf. Die 
20 litauiſchen Städte beſaßen zuſammen nur drei Dörfer, zwei Vorwerke 
und einen Krug’). 

Die Landesherrſchaften hatten im Laufe der Zeit viele Dörfer und 
Höfe an Klöſter, Kirchen, milde Stiftungen, geistliche und gelehrte Körper. 
ſchaften vergeben, oder von wohlhabenden und wohltätigen Edelleuten 
waren Teile ihrer Beſitzungen auf gleiche Weiſe verſchenkt worden. Der ſo 
entſtandene Grundbeſitz der „Toten Hand“ fand ſich am häufigſten in den 
Gebieten Natangens, des Samlandes und Ermlandes. An erſter Stelle 
ſtand der bedeutende Güterbeſitz des Löbenichtſchen Hoſpitals in Königs⸗ 
berg. Einem Gelübde gemäß hatte der Hochmeiſter Heinrich Dusmer von 
Arfberg nach dem Siege 1349 an der Strebe das Jungfrauenkloſter im Löbe⸗ 
nicht begründet und mit 100 Hufen Land zwiſchen Allenburg und Wehlau 
ausgeſtattet, und Heinrich von Plauen hatte 1413 dieſen Beſitz um weitere 
100 Hufen vermehrt). Das nach der Säkulariſation an Stelle des Kloſters 
begründete Große Hoſpital im Löbenicht blieb im Beſitz jener Ländereien, 
die außer dem noch heute beſtehenden Hoſpitalforſte die Dörfer Gr.- und 
Kl.⸗Nuhr, Berſchlacken, Jägersdorf, Ilmsdorf, Schönlinde, Schwebsfelde 
und Preußlauken umfaßten. In der Umgegend von Königsberg waren 
mehrere anſehnliche Dörfer unter die Grundherrſchaft des Löbenichtſchen 
Hospitals gekommen, z. B. Gutenfeld, Lichtenhagen, Arnau, Jungferndorf, 
Seligenfeld, Wolfsdorf und Zandersdorf. 

Ahnliche Anſtalten in kleineren Orten beſaßen nur vereinzelte Dörfer. 
Dem Hofpital zu Domnau unterſtanden die Dorfer Wöterkeim und Moddien, 
dem Hoſpital zu Zinten gehörte das Dorf Pompicken, dem zu Neidenburg 
das Gut Skottau, dem zu Boſemb das Dorf Maradtken. Dem Akademiſchen 
Senat und Stipendien⸗Kollegium zu Königsberg waren unter anderm 
die Dörfer Eiſenbarth und Allenau?) und die Vorwerke Wickbold, Wang- 


1) Engelbrecht a. a. O. S. 16. „Es hatten bei ihrer Gründung Braunsberg 
uber 300 Q., Mehliad 155, Heilsberg 140, Wormditt 121, Guttſtadt 115 H.“ Auf dem 
der Stadt Braunsberg zugehörigen Grund und Boden eutſtanden die Stadtbörfer 
Willenberg, Hermannsdorf, Stangendorf und die lleineren Siedehmgen Huntenberg, 
Auhof, Rodelshöfen und Katzenhöfen. (Vgl. Röhrich, Zeitſchr. d. Ermlandes Bd. 12 
S. 632ff.) 

*) Annalen d. Preuß. Staatswirtſch. Bd. 1 Heft 3 S. 91. 

a) Wölky und Mendthal, Saml, Urt. III Nr. 383. 

4) Die Einkünfte des Panddorfes Eiſenbarth wurden von der Witwe des Herrn 
v. Rauſchte zu einem Stipendium für drei Edelleute und einen Bürgerlichen beftimmt; 
1710 gelangte laut Teftament der Senat in den Befişp des Dorfes. Allenau wurde nach 

Stein, Die Wë, Berfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. uft f. Od. W. Heft 5. 16 
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nicken und Pinnau unterſtellt. Die vererbpachteten adligen Stiftsgüter 
Schönwieſe und Weiſchnuren in Natangen gehörten dem v. d. Gröbenſchen 
Witwen- und Waifenftift in Königsberg; die Verwaltung und Gerichts- 
barkeit ſtand dem Akademiſchen Senat zu. 

Die bei der Gründung der Kirchen zur Ausſtattung der Pfarreien 
ausgeworfenen vier oder ſechs Hufen, das ſogenannte Kirchen oder Pfarr- 
land, entbehrten, abgeſehen von der Steuerfreiheit, der beſitzrechtlichen 
Sonderſtellung, ſondern unterſtanden in den königlichen Dörfern der Grund- 
herrſchaft des Domänenbeamten, in den adligen Kirchdörfern derjenigen 
des adligen Patrons. Eine Zuſammenſtellung ſämtlicher „Prieſter⸗ und 
Kirchenhuben“ wurde 1721 gemacht. Es zählte damals 


der Samländiſche Kreis 328 Hufen 5 Morgen, 
E Natangiſche F 
Oberſandiſche „ 5d „ 8 „ 


und alle drei Kreiſe zu. 1329 „ 5 „ 


Davon gehörten 86 Hufen zu den Amtern Marienwerder, Rieſenburg, 
Schönberg und Deutſch⸗Eylau, die 1772 an Weſtpreußen kamen. Es 
blieben alſo für Oſtpreußen noch 1243 Hufen 5 Morgen; dazu kamen die 
Kirchen⸗ und Pfarrländereien des Ermlandes, die Engelbrecht auf 375. 
Hufen beziffert). Gelegentlich übte auch die Kirche grundherrliche Rechte 
aus, nämlich dort, wo ihr zur Vermehrung der Einkünfte ganze Ortſchaften 
zugefallen waren. Recht bedeutend war der unter der Gerichtsobrigkeit des 
Deutſch- reformierten Kirchen und Schulkollegiums in Königsberg ſtehende 
Landbeſitz. Er umfaßte das Reformierte Kirchen und Schulamt Spann- 
egeln mit 10 Dörfern in der Umgegend von Mehlauken. 

Unter der Grundherrſchaft des Domkapitels zu Frauenburg ſtanden 
urſprünglich die meiſten Ortſchaften der Amter Allenſtein, Frauenburg und 
Mehlſack. Nach der Einverleibung des Bistums in den Preußiſchen Staat 
wurden alle Kapitulardörfer als landesherrliche Dörfer angeſehen und unter 
die Gerichtsbarkeit der Domänenämter geſtellt, die Vorwerke des Dom- 
kapitels in königliche Vorwerke umgewandelt und ebenſo die verſchiedenen 
geiſtlichen Inſtituten zugehörigen Güter adliger Beſchaffenheit, z. B. die 
Beſitzungen der Geſellſchaft Jefu, des Kollegiatſtifts in Guttſtadt und. 


dem Tode des Oberappellationsgerichtsrats Johann Schimmelpfennig „anno 1673 
zum Stipendiendorf gewidmet und piis usibus würklich dedieiret. Von den Zmßern 
participiret jährlich das Große Königliche Hospithal, die Univerjität, das Kneiphöfiſche⸗ 
Pauperhaus und die Stadt Armen“ (Lehnbuch 405 u. 407). 

1) Engelbrecht a. a. O. S. 138. 
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einiger Klöiter). Der Grundbeſitz der Kirchen, öfter, Seminare und 
Stiftungen des Ermlandes war nicht ſehr groß). 

Bemerkenswert ift die Tatſache, daß bei den Kämmereidörfern größten ⸗ 
teils, bei dem übrigen Grundbeſitz der Toten Hand faſt durchweg die reine 
Grundherrſchaft in gleicher Weiſe wie im weſtlichen Deutſchland beſtehen ges 
blieben war, während fie fih bei den adligen Beſitzungen i. e. S. mit ver 
ſchwindenden Ausnahmen zur Gutsherrſchaft entwickelt hatte. 


2. Kapitel. 
Die adligen Einſaſſen. 


§ 38. Siedelungstätigkeit der adligen Gutsbe ſitzer. 


Im Gegenſatz zu andern oſtdeutſchen Kolonialgebieten, wo erſt in 
einem langfriſtigen Entwicklungsgange aus einem „Wirrwarr von Be- 
rechtigungen“ durch eine „fortſchreitende Arrondierung und Konſolidierung“ 
die „Verſchmelzung der Grundherrſchaft, der Gerichtsherrſchaft und des 
ritterlichen Gutsbeſitzes in einer Hand“ zuſtandegebracht wurde), war im 
Ordensſtaate die private Grundherrſchaft mit einem Schlage ſchon im Beit- 
abſchnitt der Koloniſation geſchaffen worden. Den mit Kölmiſchem Recht 
bewidmeten „Ehrbarleuten“ hatte der Orden volle grund- und gerichts⸗ 
herrliche Befugniſſe zugeſtanden und ſie dadurch in den Stand geſetzt, ihre 
Ländereien ſelbſtändig zu beſiedeln und patrimoniale Herrſchaftsrechte 
Hinterſaſſen gegenüber auszuüben. Leider ſind wir über die erſten Anfänge 
der grundherrlichen Verhältniſſe im Ordenslande ſehr ſchlecht unterrichtet; 
denn die erhaltenen Quellen beziehen ſich faſt nur auf die Beſiedelung durch 
die Landesherrſchaften. 

Die vom Orden mit Grund- und Gerichtsherrlichkeit ausgeſtatteten 
Beſitzer der Dienſtgüter machten von ihren Hoheitsrechten ſofort den 
Stammpreußen gegenüber Gebrauch. Die innerhalb der Gutsgrenzen 
vorhandenen preußiſchen Familien traten zu dem Beliehenen in ein Hörig⸗ 
keitsverhältnis. Er beließ diefe unfreien Hinterſaſſen entweder in den bisher 
bewohnten Erben oder wies ihnen neue Haken zur Nutzung an und ver- 
pflichtete fie dafür zu beſtimmten Leiſtungen und Dienſten. Die Siedelungs⸗ 
tätigkeit der adligen Grundherren beſchränkte ſich in der Hauptſache auf die 
Anſetzung dieſer preußiſchen Bauern ). Die mit ihnen beſiedelten Dörfer 


1) Engelbrecht a. a. O. S. 135 und Beiträge z. Kunde Pr. III S. 403. Das Gutte 
ſtädter Kollegiatſtift hatte nach und nach 12 Dörfer erworben. Für dieſe und ebenſo 
für die Befişungen der Jeſuiten wurden vor 1772 adlige Rechte beansprucht. 

3) Beitr. z. K. Pr. III S. 407 u. Engelbrecht S. 141. 

Fuchs, W. d. V. 1 S. 353. 4 Set Röhrich XII, S. 682, 696 u. 701. 

16˙ 
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wichen hinſichtlich der Flurgröße, des Hufenmaßes und der Zahl der Hof- 
ſtellen erheblich von den Gründungen der deutſchen Einwanderer ab. 
Nun ift in den Darſtellungen der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe 
Oſtpreußens viel von der Anſiedelung deutſcher Bauern in grundherrlichen 
Dörfern gehandelt worden, und beſonders Plehn mißt der Koloniſations⸗ 
tätigkeit der Gutsbeſitzer eine große Bedeutung zu. Er behauptet auch, 
daß noch beim Beginn der Neuzeit, als nach der Anſicht Knapps und ſeiner 
Schule der Großbetrieb der adligen Gutsbeſitzer infolge planmäßigen 
Bauernlegens begründet wurde, die oſtpreußiſchen Gutsherren im Gegen- 
teil die Bauernſtellen vermehrt hätten, und führt wörtlich aus: „Die Grund⸗ 
herren gründeten deutſche Bauerndörfer, das Gutsland verringerte 
fih zugunſten des Bauernlandes“ ). 

Zwar konnten die Edelleute kraft ihrer Hoheitsrechte innerhalb ihrer 
Gebiete auch deutſche Dörfer gründen und mit Kölmiſchem Recht bewidmen ); 
aber die Annahme, daß die Anlage deutſcher Dörfer in bedeutenderem Maß⸗ 
ſtabe durch private Grundherrſchaften vorgenommen worden ſei, bedarf 
noch des Beweiſes. Allem Anſcheine nach hielt fih die Niederlaſſung 
deutſcher Einwanderer auf grundherrlichem Boden in ſehr beſcheidenen 
Grenzen). Da die Landesherrſchaft Ländereien zu fo günſtigen Bedin- 
gungen in unbegrenztem Umfange zur Beſiedelung darbot, iſt es höchſt 
unwahrſcheinlich, daß ſich zahlreiche Anſiedler in die Abhängigkeit einer 
privaten Gerichtsherrſchaft begeben hätten‘). Aber wenn auch dieje Mb- 
neigung der Einzöglinge nicht beſtanden hätte, bleiben noch verſchiedene 
ſchwerwiegende Bedenken gegen die Möglichkeit der Entſtehung zahlreicher 
deutſcher Dörfer auf grundherrlichem Boden. 

Man muß ſich zunächſt über den Begriff „deutſche Bauerndörfer“ klar 
fein. Wenn das deutſche Bauerndorf dem preußiſchen, litauiſchen oder 
ſlaviſchen Dorfe gegenübergeſtellt wird, fo beruht der Gegenſatz keineswegs 
allein auf der Volkszugehörigkeit der Bewohner, ſondern weit mehr in den 
rechtlichen Einrichtungen. Das wichtigſte Erfordernis für die Anlage einer 
deutſchen Siedelung im Ordenslande war immer die Begründung eines 
mit dem Kölmiſchen Beſitzrecht ausgeſtatteten Schulzengutes, deſſen In⸗ 
haber die Polizei und niedere Gerichtsbarkeit im Dorfe handhabte. Ein mit 
deutſchen Bauern beſetztes Dorf umfaßte in den allermeiften Fällen 40 


) Plehn a. a. O. Bd. 18 S. 111. 

3) Derſelbe, Bd. 17 S. 414. Plehn malt hier ausdrüclich die Art und Weiſe 
aus, wie die private Siedelungstätigteit durchgeführt jein dürfte, ohne aber ein einziges 
Beifpiel dafür zu erbringen. 

3) Vom Ermland liegen mehrere Nachrichten darüber vor, daß adlige Grund- 
herren deutſche Unternehmer mit der Begründung von Dörfern zu Kölmiſchem Recht 
betrauten. (Röhrich a. a. O. beſonders Bd. 13 S 402, 442ff., 454, 460, 465.) 

4) Zeitſchr. f. Preuß. Geſch. u. Landesk. VII S. 679. 


„„ 


und mehr Hufen, beanſpruchte alſo eine weit größere Bodenfläche, als die 
Dienſtgüter gewöhnlich ſelbſt enthielten. Nur die wenigen größeren erre 
ſchaften waren in der Lage, die deutſchen Siedelungen mit einer angemeſſenen 
Feldmark auszuſtatten. Daher iſt es auch im „Polniſchen Oberlande“ und 
am Rande der Wildnis, wo der Orden die mehrfach erwähnten umfangs 
reichen Landſchenkungen vorgenommen hatte, zur Anlage einiger größerer 
Dörfer mit deutſcher Gerichtsverfaſſung durch private Grundherrſchaften 
gekommen; aber in den mittleren kultivierten Gegenden des Landes haben 
ſich nur wenige Spuren davon gefunden. 

Eine leider unvollſtändige Abſchrift von „des Scholgen Hannduheſte 
zum Tannenberge“ ) beſagt, daß die Herren Cuntze von Peczeldiesdorf 
(Pötzdorfhe) George vom Tannenbergk und David vom Tannenbergk „dem 
Vorſichtigen Manne Bertholdt, im, ſeinen ehelichen rechten Erben gegeben 
haben ſechs Huben im Dorff Tannenberge gelegen zu Cölmiſchem rechte, 
darzu geben und Verleihen wir ihnen in denſelbigen guttern das gerichte 
und das dritte theil des gerichtlichen einkommens frey Ewiglich zubehalten“. 
Der Schulz ſoll „ſchuldig ſein zuhalten uns ein Tuchtigk Pferdt von funff 
margken wert Cölmiſcher muntze und zu dienen als andere ſcholtzen ihren 
Lehen Herren von rechte zu dienen pflegen“. Der Kreczmer zinſt den 
Herren 1½ Mk. und 12 Hühner und dem Schukzen 14 Mk., die Einwohner 
des Dorfs erhalten für 10 Jahre Zinsfreiheit zugeſichert. — Von privaten 
Dorfgründungen im Saſſenlande nennt Döring”) noch Gr. Gröben, Leip 
und Gr.⸗Nappern. 

Am Rande der Wildnis öſtlich von Gerdauen verleiht 1400 ein Peter 
Spiraw „dem Claus Morlaugke und feinen Rechten Erben und Nach Kömm⸗ 
lingen ein Dorff zu beſetzen von 34 Hufen in dem Felde zu Clinthenen“ 
zu Kölmiſchem Recht gegen einen guten Roßdienſt, „und wenn der vore 
genannte Claus oder feine Nach Kömmlinge mit mihr zeucht oder reyſſet, 
daß foll Er auff meine Koft und auff meine Verzehrung ziehen“. Der Schulz 
foll die Heinen Gerichte bis 4 Schilling und den dritten Teil der großen 
Gerichte haben, doch foll er „Keine Sachen nicht richten ohne meine Gegen- 
wertigleit oder ohne mein Wiſſen“. Die Einwohner der 30 Hufen erhalten 
5 Freijahre und ſollen dann zinſen von der Hufe 15 Skot und 2 Hühner‘). 

Mitten in der Wildnis bei Johannisburg verleiht 1438 ein Merten 
Drygall 8 Hufen an die Brüder Geroch und Maczke, einem jeden 4 Hufen ); 


1) K. EA. Hausb. 179. Das Original ſcheint verloren, und die Abſchrift iſt 
auch nur halb. 

4) Döring, Herkunft der Maſuren, S. 62 nennt einen Kumete von Pötzdorf um 
1374; S. 55 erwähnt er, daß um 1380 etwa dem Berthold die Handfeſte von Tannenberg 
erneuert wurde. 

) A. a. O. S. 23. ) K. St. A. Schliebenſches Privilegtienbuch. ) K. St. A. 
Lehnbuch 418 b. à an N 
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dafiir „follen fy mir ein Dorff beſetzen, Drigallsdorff genant, von 85 Hufen 
und darynne Scholtzen fein, alſo daß eyner ſoll Richten Zwee Jar, der 
ander auch zwee Jar“. Sie ſollen „frey ſitzen, alſo lange mir boret frey 
zu figen, alfo mein Haupt briff ausweyſet“. Die Bauern follen 17 Freijahre 
genießen und dann außer dem Zins noch jährlich 4 Tage Scharwerk leiſten 
und einen Warpenwagen ſtellen. 

Die Begründung einiger Zinsdörfer von privater Seite iſt aus dem 
Ermlande i) überliefert, nämlich diejenige von Kurau 1328, von Schafsberg 
1371, von Prohlen 1372, von Wieps 1373 und von Rochlack 1379. 

Bedeutſam ift der Inhalt zweier Urkunden?) über private Dorfgrün⸗ 
dungen im Raſtenburger Gebiet. Da die dabei beteiligten Grundherren 
ihre Hauptverſchreibung zu Preußiſchem Recht erhalten haben, find fie nicht 
in der Lage, ſelbſtändig Dörfer zu Kölmiſchem Rechte auszutun, weshalb 
vom Orden erft die Handfeſten anerkannt und beſtätigt werden. 1407 ge- 
nehmigt Graf Johann von Sayn, Komtur zu Balga und Vogt zu Natangen, 
„daß Herr Heynemann von Praſſen mit unſer Gunſt und Wiſſen hat gegeben 
dem Ehrlichen manne Hanß Michels Zehen Huben Acker, puſchen, Wieſen 
und Weyde, als er es beweiſet hat, Cin Garthen Dorff zu beſetzen, alfo 
daß auf dem Garthen Funffzehn Morgen follen gehoren, zum Stalle ges 
nannt, die zehen Huben gehören Heynemann zu Preuſchem Rechte.“ 
Der Beliehene ſoll zwei Gärten erhalten, davon einen frei von Zins und 
Scharwerk, und das Schulzenamt mit den Einkünften der nie deren Gerichts- 
barkeit und dem dritten Teil der großen Gerichte. Die Beſitzer der übrigen 
Gärten follen zinſen 20 Stot und 2 Hühner, „darneben Vier Tage im Augſt 
und Vier Tage Baußen dem Augft alle Jerlich ſcharwerken, wenn fie von 
ihnen geheißen werden“. Den Bitten des Herrn Heynemann nachkommend, 
verleiht nun ber Komtur „dem Schultiſſen und den Beſitzern der Gartten 
daſelbſt, ihren Rechten Erben und Nachkomlingen die gerten zu Cöllmiſchen 
Rechten Erblich und ewiglich zu beſitzen“. Wenn aber Herr Heynemann 
ohne männliche Erben verſtürbe, ſolle das Dorf zu Preußiſchem Recht 
dem Orden zugehören, die Gartenbeſitzer aber ihre Kölmiſchen Rechte 
behalten. — In der zweiten Urkunde aus dem Jahre 1485 billigt Haus von 
Tiefen, Spittler und Komtur zu Brandenburg, daß Caſpar Fröben „Czwan 
igt Huben magk auß tun und vorlegen zu Colmiſchem rechte den pauwern 
und Juwonern des genanten Dorffes zu Colbighayn und ihren rechten 
erben und nachkomlingen, Doch Unſeres ordens Lehn und Haubt 
Brieffe unſchadelich“. Die Einwohner follen von jeder Hufe geben 7 Bier- 


1) Cod. dipl. Warm. I Nr. 102. Alexander von Lichtenow erhält 1297 im Felde 
Rogedel 100 Hufen mit der Erlaubnis, daß er Dörfer nach deutſchem Recht darauf grün- 
den dürfe. Ferner Nr. 230, Bd. II Nr. 454, 464, 476 u. Bd. III S. 45. 

D K. StA. Dep. Dönhoffſtädt. 
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dung und 2 Hühner und an 4 Tagen ſcharwerken; der Krüger ſoll zinſen 
6 Mk. und einen halben Warpenwagen Wellen, Außer den 20 bäuerlichen 
Hufen foll der Schulz drei freie kölmiſche Hufen beſitzen und davon der 
Herrſchaft einen tüchtigen Dienſt leiſten; vom Gericht ift aber nicht die Rede. 

Nach den erhaltenen Nachrichten kann man darüber nicht im Zweifel 
fein, daß die Anlage deutſcher Zinsdörfer durch private Grundherren wohl 
in den älteren Zeiten der Koloniſation vereinzelt ftattfand, mit dem Er⸗ 
Starten des Adels aber vollſtändig aufhörte. Einen Beweis dafür gibt ſchon 
die Abneigung, die die Junker ftets den beſonderen Freiheiten der kölmiſchen 
Schulzen entgegenbrachten. Es iſt nicht recht einzuſehen, warum ein Grund⸗ 
herr von den ihm zustehenden Herrſchaftsrechten einen Teil fortgeben und 
auf ſeinen 20, 40 oder 60 Hufen neben ſich eine faſt unabhängige, zinsfreie 
und mit bedeutenden Gerechtſamen ausgeſtattete Beſitzung ſchaffen ſollte, 
wodurch nicht nur die Einkünfte aus feinen gerichtsherrlichen Befugniſſen 
geſchmälert werden mußten, ſondern auch das Anſehen und der Einfluß 
feiner grundherrlichen Stellung den Dorfeingeſeſſenen gegenüber Einbuße 
erleiden konnte. Daß die Junker in den ihnen von der Landesherrſchaft 
eingeräumten deutſchen Dörfern ſofort mit allen Mitteln und meiſtens 
auch erfolgreich beſtrebt waren, die Schulzereien und deren Vorrechte an 
ſich zu bringen, beweiſt treffend, daß ſie wohl ſchwerlich die Luſt hatten, 
aus eigenem Antriebe kölmiſche Schulzengüter zu begründen. 

Wenn aber die Grundherren Ortſchaften ohne freie Schulzengüter 
anlegten, ſo konnten dieſe nicht als „deutſche Bauerndörfer“ bezeichnet 
werden, ſelbſt wenn die fich Anbauenden deutſchen Urſprungs waren, weil 
der Gründung das hervorſtechendſte Merkmal der deutſchen Dorfverfaſſung 
fehlte. Der in den grundherrlichen Dörfern ernannte „Setzſchulze“ war 
nur ein Bauer wie alle übrigen und führte die Befehle des Gerichtsherrn 
aus. Beſonders in Litauen und Maſuren entſtanden viele dieſer adligen 
Dörfer während der herzoglichen Zeit, und dieſe Dorfgründungen in den 
„Wildniſſen“ kann Plehn vielleicht im Auge gehabt haben, wenn er die 
Anlage deutſcher Bauerndörſer und die Verringerung der gutsherrlichen 
zugunſten der bäuerlichen Ländereien ſchildert. Ob die Anſiedler aber immer 
deutſcher Abkunft geweſen, iſt ſtark zu bezweifeln, ſpäter überwog dort 
allenthalben das litauiſche und polniſche Element. 

e Die im 16. Jahrhundert maſſenhaft in Preußen eindringenden Polen?) 
gelangten bis in die Gerdauenſchen Güter. Dietrich von Schlieben verlieh 
1514 zu Schiffus 24 Hufen an die Brüder Woytek, Peter und Hans Ny- 
ezewsky und 1515 zu Löcknick 30 Hufen an Janoſch Galichau und deffen 
Söhne Woytek, Stencze, Paul und Hans, beide Güter zu Schlecht Magde⸗ 


1) Über die Verleihung adliger Güter an pokniſche Edelleute vgl. Sommerfeld 
in Altbr. Mon. 1913 S. 14fff. 
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burgiſchen Rechten. Daß dies nicht die einzigen Polen geweſen find, die 
fih in jenem Gebiet anſäſſig machten, und daß auch eine Menge Litauer 
im Erbamt Gerdauen⸗Nordenburg heimiſch geworden war, verrät ein 
zwiſchen den Schliebenſchen Linien geſchloſſener Erbvergleich vom Ende 
des 16. Jahrhunderts. Dabei wurden als zum erſten Anteil gehörig genannt: 
„Littauiſche Dörfer, welche etliche im Maaß zu wenig oder zu viel in die- 
Wildnüß geräumet und Walde zugemeſſen: Trempen, Budewiſchken, 
Trempen-See, Peſſeln“. Der zweite Anteil beſtand u. a. aus „Siebentzig. 
Huben, darauff zwey Wollen geftifftet, Wickerau und Clewin. Littauifche- 
Dörfer ſindt in die gemeine Wildtnüß geräumet Gnie, Dabey eine 
Wolle geſtifftet, Schiedlacken, Aſſeriſchken, Abſcherninken, Warnaſcheln, 
Päzerne, Grieben (fo ich mit meinem Bruder Ernſten uff Sutzken Wolle 
vertauſchet) Algengier, Tatarn, Bencken.“ Beim dritten Anteil befanden 
fih die Litauiſchen Dörfer Rückebroſt und Skirlacken und zwei angelegte: 
Wollen, eine von 40 und die andere von 43 Hufen. 

Die mehrmals erwähnten, Wollen“ bezeichneten polniſche Siedelungen ). 
Die Ortsnamen Wolla und Wolfa verdankten ihre Entſtehung der An- 
ſetzung polniſcher Koloniſten. Sie fanden ſich an verſchiedenen Stellen. 
der Provinz, vornehmlich auf adligem Grund und Boden, mauchmal in 
Verbindung mit dem Namen des Hauptgutes (Partſchwolla, Theerwiſch⸗ 
Wolla, Theerwiſch⸗Wolka), z. B. bei Gerdauen, Raſtenburg, im Aiden 
Ermland und namentlich um Ortelsburg und Neidenburg. Daß die in den 
Hauptämtern Oletzko, Lyck, Johannisburg, Rhein, Seheſten, Ortelsburg, 
Neidenburg und Soldau begründeten adligen Dörfer entweder ausſchließ⸗ 
lich oder doch größtenteils mit polniſchen Einwanderern beſetzt wurden, 
darf auf Grund der über die Anlage der landesherrlichen Ortſchaften 
maſſenhaft vorliegenden Nachrichten als ſicher angenommen werden. 

In den altbeſiedelten Gegenden Oſtpreußens beſchränkte fih die for 
ſtark betonte Koloniſationstätigkeit des Adels bis zum 17. Jahrhundert vor⸗ 
nehmlich auf die Wiederbeſetzung wüſter Höfe. Eine Menge der an adlige 
Herren gelangten deutſchen Zinsdörfer befand fich infolge der unaufhör⸗ 
lichen polnifchen Kriege in vollſtändiger Auflöſung, und die neuen Grund- 
herren erwarben ſich unſtreitig ein großes Verdienſt, indem fie den größten 
Teil der unbebaut liegenden Hufen wieder mit Anſiedlern beſetzten. Später 
brachten die Schwedenkriege und öftere Seuchen fortwährend einen Worten 
Abgang an beſetzten Hufen. Nicht immer gelang es, die Ausfälle voll zu 
erſetzen, und oft genug ging wohl auch das Beſtreben der Gutsherren dahin, 


2) Booch-Arkoſſy, Poln.-deutſch. Wötterb. I S. 819. Wola bedeutet zunächſt 
Freijahre, während weicher jemand frei von Abgaben und Fronden ift, dann aber auch 
Freigeund, Koloniſtengrund, reitolonie. Das von Wola abgeleitete Wolfa (Wolicay 
ift ein Freiſaſſengut, ein Freiſth. 
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die bäuerlichen Stellen einzuziehen, um den Vorwerksländereien Zuwachs 
zu verſchaffen. 

Die meiſten adligen Dörfer in den Hauptämtern Pr.⸗Holland, Pr. 
Mark, Mohrungen, Liebſtadt, Balga, Brandenburg, Pr.-Eylau, Bartene 
ſtein, Raſtenburg, Barten und Tapiau waren erſt nach 1466 in privaten 
Beſitz gekommen, wie im vorigen Abſchnitt nachgewieſen worden ift), und 
es laſſen fih deshalb bei dieſen leicht die Veränderungen in den Befiş- 
verhältniſſen ermitteln. Dabei kann feſtgeſtellt werden, daß etwa bei der 
Hälfte dieſer Dörfer der Beſtand an bäuerlichen Höfen und Ländereien 
bis ins 18. Jahrhundert ungeſchmälert geblieben ift; die übrigen ſind 
teilweiſe recht einſchneidenden Veränderungen ausgeſetzt geweſen. Viele 
Orte hatten eine beträchtliche Verkleinerung ihrer Feldmarken erfahren“), 
ſei es in der Weiſe, daß die Größe der Bauernſtellen herabgeſetzt, alſo der 
Dreihüfner in einen Zweihüfner umgewandelt wurde, fei es durch Ein- 
ziehung ganzer Bauernhöfe. An manchen Stellen waren die gewonnenen 
Dorfsländereien dem benachbarten Gutshofe zugeſchlagen worden, an 
andern hatten die Gutsherren innerhalb der bäuerlichen Flur neben den 
Dörfern neue Vorwerke errichtet). Nicht felten waren ſämtliche Beſitz⸗ 
Dellen des Dorfes eingegangen, und an der Stelle des mittelalterlichen 
Dorfes ſtand im 18. Jahrhundert ein Gutshof). Hier und da war ein 
urſprünglich von Bauern bewohnter Ort gänzlich verſchwunden und wurde 
in den Ortſchaftsverzeichniſſen nur noch als „unbebauter Grund“ aufs 
geführte). 


1) Von den ſtattlichen deutſchen Siedelungen des Oberlandes gelangten allein 
in den Beji der Doh nas u.a. die 60 bis 100 Hufen umfaffenden Dörfer Deutſchendorſ, 
Döbern, Ebersbach, Fürſtenau, Goldbach, Hermsdorf, Herrendorf, Laut, Neumark, 
Neichertswalde und Silberbach. 

3) Hierfür einige Beiſpiele: Buchholz beſaß Datt 60 Hufen bei der Verleihung 
nur noch 46 am Ende des 18. Jahrhunderts, Eichmedien ſtatt 72 noch 60, Goldbach ftatt 
100 noch 75, Gotteswalde ſtatt 70 noch 46, Hanshagen Datt 71 noch 43, Hofe ftatt 60 
noch 43, Nidelshagen ftatt 60 noch 40, Schönfljeß ſtatt 61 noch 50, Tieſenſee Datt 84 
noch 39, Winkenhagen ſtatt 56 noch 19, Jäskendorf Datt 60 noch 41, Arnsdorf ftatt 75 
noch 40 Hufen (Preuß. Urt. Buch I, 2 Nr. 889, 894). 

JK. St-A Lehnbuch 406. Dietrich v. Lesgewang verlauſte 1692 dero ererbte in 
dem Haupt- Ampt Brandenburg belegenes Kirchendorff Mansfeld nebft dem darinnen 
angelegeten Vorwerk 

) Folgende Bauerdörſer waren u. a. in gutsherrliche Vorwerke umgewandelt 
worden: Aucklitten, Birkenfeld, Freudenthal, Gerlachsdorf, Gilgehnen, Groſſainen, Jäcnitz, 
Knauten, Königſee, Korſtein, Kinwangen, Mühlenfeld, Pagendorf, Penken, Pfeiling, 
Prantlad, Ripfeim, Sagſau, Schettnienen, Sillginnen, Sonnenſtuhl. (Vgl. Baczkos 
Annalen 1793. Geſch. des Kirchſpiels Hermsdorf: „Das ipige Vorwerk Henſels ift vor 
Zeiten ein Bauerdorf von 5 Erben geweſen, welches noch in dieſem Jahrhundert in 
gegenwärtige Geſtalt verwandelt worden. “) 

) Beiſpielsweiſe waren die beiden deulſchen Bauerndörſer Chriftfalten und Greuels- 
berg ganz verſchwunden und erſtanden dann teilweiſe wieder als Neufaffereien (Preuß. 
Ark. Buch I, 2 Nr. 897). 
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Es ift demnach nicht zu leugnen, daß vom Beginne der Neuzeit ab 
auch in weiten Gebieten Oſtpreußens ein Legen der Bauernhöfe ſtatt⸗ 
gefunden hat. Der Verringerung der bäuerlichen Stellen in den alt- 
kultivierten Gegenden ſtand allerdings eine Vermehrung derſelben in den 
neuen Koloniſationsgebieten Litauens und Maſurens gegenüber. Die 
ſchrecklichen Einbußen, die die große Peſt der Bevölkerungszahl Oſtpreußens 
gebracht, hatten viele Gutsherren in die Notwendigkeit verſetzt, das tolo. 
niſatoriſche Vorgehen der preußiſchen Könige nachzuahmen und für die 
wüſt gewordenen Erbe neue Annehmer zu beſchaffen ). Um überhaupt Erſatz 
zu bekommen, mußten fie nach den bei der Wiederbevölkerung der königlichen 
Amter angewendeten Grundsätzen verfahren und den Neuanziehenden 
ähnliche Vergünſtigungen einräumen). Jahrzehntelang ſtanden zahlreiche 
adlige Bauernhöfe verödet, und bis über die Mitte des 18. Jahrhunderts 
blieb die ſtellenweiſe recht lückenhafte Neubeſiedelung der Rittergüter im 
Fluß. Die Anziehenden blieben im Beſitze der perſönlichen Freiheit und 
von Scharwerksdienſten befreit, erhielten auch einige Freijahre für die 
Einrichtung der Wirtſchaft, ſowie Holz zur Inſtandſetzung der Gebäude. 
Beiſpielsweiſe übergab Herr von Creytzen 1730 einem gewiſſen Volkmann 
21% Hufen in Buchholz. „Weil das Erbe gantz wüſte gelegen und der Acker 
zum Teil ganz verwachſen und verdröſchet, foll er 3 Freyjahre genießen ..., 
dann zahlt er 50 Gulden Zins und ſpinnt 30 Tall und wirkt ein Jahr ums 
andere 1 Schock Leinwand ... Sonſten ift er von allem Scharwerk be- 
freyet, weilen er nicht das allergeringſte zum Beſatz empfangen.“ 

Außer dieſeu Wiederbeſetzungsmaßnahmen ift ſtellenweiſe eine völlige 
Neukoloniſierung auf adligem Grund und Boden zu vermerken. Das Bei- 
ſpiel der preußiſchen Könige ermunterte viele Gutsbeſitzer, auch der Er⸗ 
ſchließung von Odländereien eine vermehrte Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Dem adligen Herrn lagen für die Nutzung der kultivierten Bruch und Heide · 
flächen zwei Möglichkeiten offen: er konute fie, entſprechend dem Gebrauch 
in den Domänen, mit Bauern beſiedeln oder durch Errichtung eines Bor- 
werks in eigene Bewirtſchaftung nehmen. In diefer Frage trat eine ſtarke 
Verſchiedenheit zwiſchen dem Oberlande und den natangiſchen und fam- 
ländiſchen Gegenden zutage, ein Beiſpiel zugleich dafür, wie unrichtig es 
iſt, eine auf beſchränktem Gebiete hervortretende Erſcheinung ſogleich ber⸗ 
allgemeinern und auf die ganze Provinz ausdehnen zu wollen, was gerade 
in agrarhiſtoriſchen Abhandlungen nicht felten zu bemerken ift. Die jam- 
ländiſchen und natangiſchen Gutsbeſitzer gingen faſt ausnahmslos an eine 
Vermehrung der Vorwerke; in den nahe der Landeshauptſtadt gelegenen 


3) Grünes Hausbuch von Peiſten. 
3) X. Fr. v. Houwald, „Zur Gefcichte der Maldeutenſchen Güter“, Oberl. Gef,- 
BI. Heft 3 S. 90. 
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Gegenden ftand der gutsherrliche Eigenbetrieb, wie die geſamte landwirt⸗ 
schaftliche Technik auf einer höheren Stufe als anderswo in der Provinz; 
die Gutsherren verſprachen ſich von der Selbſtbewirtſchaftung der urbar 
gemachten Ländereien einen größeren Ertrag als von der Zinszahlung 
der Hinterſaſſen ). 

Anders im Mohrungenſchen und Neidenburgiſchen Kreiſe. Dort 
wurden allenthalben kleinbäuerliche Beſitzungen geſchaffen, und es ent- 
ſtanden die adligen „Neuſaſſereien“, in der Regel nur zwei bis ſechs Beſitz⸗ 
Dellen umfaſſend e). Schon die Namen dieſer Neuſiedelungen verrieten oft, 
daß ſie auf ehemaligem Odlande angelegt waren, z. B. Friedrichsbruch, 
Wilhelmsbruch, Hintzbruch, Baarenwieſe, Bärenwinkel, Hechtwinkel u. dgl. 
Die ſtatiſtiſch⸗topographiſche Tabelle von Oſtpreußen und Litauen nach 
der von Schrötter veranlaßten kartographiſchen Landesaufnahme gab 
für das Jahr 1800 in Oſtpreußen 122 und in Litauen 24 Neuſaſſereien au. 
Davon entfielen auf den Mohrungenſchen Kreis 82 und auf den Neiden⸗ 
burgiſchen 31, während die Kreiſe Brandenburg, Raſtenburg, Braunsberg 
und Heilsberg garkeine Neuſiedelungen aufzuweiſen hatten). 


8 39. Die perſönlich⸗ rechtlichen Beziehungen der adligen Einſaſſen. 


1. Bezüglich der perſönlichen Verhältniſſe der bäuerlichen Guts⸗ 
einſaſſen muß zunächſt an das erinnert werden, was oben von den Domänen- 
bauern geſagt wurde. Auch bei den Gutsbauern handelte es ſich in früherer 
Zeit um zwei völkiſch und rechtlich ſcharf getrennte Klaſſen, leibeigene 
Stammpreußen und freie deutſche Eingewanderte. Die Entwicklung des 
16. und 17. Jahrhunderts brachte den deutſchen Bauern den völligen 
Verluſt ihrer perfönlichen und beſitzrechtlichen Freiheiten. In den adligen 
Gütern machte ſich die Herabdrückung der deutſchen Bauern in die Unfreiheit 
weit ſchroffer bemerkbar als in den Domänenämtern. Die in letzter 


Zeit veröffentlichten Gutschroniken enthalten hierfür recht anſchauliche 
Beiſpiele . 


1) K. St.⸗A. Bibl. Tit. 45 Nr. 225. In einem Wirtſchaftsanſchlage der Schrom⸗ 
behnenſchen Güter um das Jahr 1780 befindet fich vom Bauerdorſe Bögen die Be- 
merkung: „Wenn bei dieſem Dorfe Bögen ein Vorwerk angelegt werden könnte, würde 
der Ertrag viel höher zu bringen ſein.“ 

) 1719 ſchloß z. B. der Graf von Finkenſtein mit Jan Nadomsky und noch ſechs 
andern Leuten einen Vertrag wegen einer „gewiſſen an einem Ort im Calitkiſchen Walde, 
Sumpffen genandt, vorzunehmenden Rodung. .. umb ein Neuſaaß daraus zu machen 
gegen zehn genießende Frey⸗Jahre“. 

3) Einzelne Güter legten mehrere Neuſaſſereien an, z. B. Ramten 2, Grasnitz 4, 
Quittainen 2, Pöpdorf 4, Wittigwalde 5, Venedien 2, Reichenau 2. 

) Möllenberg, Das Majorat Döhlau S. 50ff. Die 6 Freibauern zu Plonchau 
wurden vom Junker, da ihnen die Handfeſte verbrannt war, von 1544 ab allmählich 
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Wie den deutſchen Bauern erging es auch den meiften an adlige Grund⸗ 
herren gekommenen Preußiſchen Freien und ſogar manchen Kölmern. 
Wofern der Junker dieſe Stellen nicht auskaufte, ging er langſam daran, 
die Inhaber mit mehr und mehr Laſten zu beſchweren und ſie zuletzt wie 
untertänige Preußen zu behandeln. Die Freien zu Goldſchmiede und 
Saggeiten im Samlande klagten 1619 darüber, daß ſie von Canitz und den 
Meinkeſchen Erben mit mehr Laſten beſchwert würden, als ſie nach ihren 
Verſchreibungen verpflichtet wären. Kurfürſt Johann Sigismund wies 
die Oberräte an, die Freien in ihren Rechten zu ſchützen !). Im 18. Jahr⸗ 
hundert aber fand ſich von den Freigütern an beiden Orten keine Spur 
mehr. 

Der Anfang des 18. Jahrhunderts zeigte die adligen Hinterſaſſen rechtlich 
und wirtſchaftlich im elendeſten Zuſtande. Während das Los der Domänen- 
bauern infolge der Fürſorge der preußiſchen Könige eine erhebliche Beſſerung 
erfuhr, verblieben die Gutsbauern noch für lange Zeit in einem gedrückten, 
rechtlich ganz ungeſicherten Zuſtande. Die gutsherrlich⸗bäuerlichen Ver- 
hältniſſe ſind in mehreren Abhandlungen ſo gründlich geſchildert worden, 
daß eine nochmalige ausführliche Darſtellung an dieſer Stelle überflüſſig 
erſcheint. Nur einige Fragen ſollen einer genaueren Erörterung unter⸗ 
zogen werden. 

Über die Bezeichnung des unfreien Zuſtandes der adligen Bauern 
herrſchte niemals Einſtimmigkeit. Indem die einen ihn als Leibeigenſchafts) 
bezeichneten, ſprachen andere nur von der milderen Form der Erbunter- 
tänigkeit. Die zweite Anſicht ſtützte fich darauf, daß dem Bauer die Fähig⸗ 
keit, ein eigenes Vermögen zu erwerben und den Seinigen zu hinterlaſſen, 
geſetzlich eingeräumt war. Das „Verbeſſerte Landrecht“ von 1721 beſtimmte 


in die Untertänigfeit gezwungen. Schließlich wurden die Stellen alle wüſte, und auf 
dem früheren Bauernlande wuchs Wald auf. 

Willy Strehl, Chronik von Kraftshagen, S. Sff. Dem Befiger von Schwaraunen 
hatte der Hochmeiſter 1454 das mit Kölmiſchem Recht bewidmete Dorf Krafftshagen 
verliehen. Seit 1570 erhoben die Bauern dieſes Dorfes fortgeſetzt Klagen über die Be- 
drückung durch den Junker Fabian von Beerwald. Das Erbe eines verjagten Bauern 
habe er zu ſeinem Beſit gemacht, und da fie ihre Handfeſte in dem großen Kriege vere 
toren hätten, fo wolle er fie jetzt nicht nur zu „preußiſchen“, ſondern gar zu leibeigenen 
Leuten machen. Er zwinge ihre Kinder zum Geſindedienſt und plage ſie übermäßig 
mit Scharwerk. Ihre Vorſtelumgen und Klagen aber hatten keinen Erfolg; im 17. Jahr- 
hundert wurden fie bereits als untertänige Leute bezeichnet. — Bgl. dazu Obert. Geſch. 
Bl. III S. San. 

1) gie, St.⸗A. Et. Min. 126d. 

2) Die Leibeigenſchaft ift in ihrer ausgeprägteſten Form der Sklaverei gleich⸗ 
zuſezen. Der Leibeigene entbehrt der Perſonlichteit und deshalb der Rechtsfähigteit. 
Er kann für Dé nichts erwerben, ſondern nur für feinen Herrn; auch darf er in keine rechte 
lich anerkannten Familienbeziehungen treten. Der Leibeigene ift ſelbſt nur eine Sache, 
ein Vermögensſtück feines Herrn und kann verkauft, vertaufcht, verſchenkt und vererbt 
werden. (gl. Grünberg, „Vauernbefreiung“ ©. 87.) 
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nämlich Teil 2, Buch 5, Tit. 15, 5 2: „So wollen wir, wann ein Preußiſcher 
Bauersmann ſtirbet, daß ſeine nachgelaſſene fahrende Haab, über das, 
was zur Beſetzung des Erbes dienet und von nöten iſt, an ſein Weib und 
Kinder oder nechfte Freunde falle und komme“. Mit Bezug darauf konnte 
die Preußiſche Regierung 1724 den Verſuchen Friedrich Wilhelms J. zur 
Verbeſſerung der Lage der Gutsbauern gegenüber betonen, daß in Preußen 
keine Leibeigenſchaft, ſondern nur Erbuntertänigkeit beſtehe und die Bauern 
keineswegs rechtlos ſeien. Ob aber die geſetzlichen Vorſchriften immer 
beachtet wurden, muß bezweifelt werden. Verſchiedene Nachrichten be- 
weiſen, daß manche Gutsherren auch auf die fahrende Habe der Untertanen 
Anſpruch erhoben). Dergleichen Fälle find wohl nur vereinzelt vorge. 
kommen, und wir können daher annehmen, daß den preußiſchen Gutz- 
bauern in der Regel das Recht des eigenen Vermögenserwerbs nicht be- 
ſtritten worden ift. 

Wie ſtand es aber mit dem zweiten Merkmal der Leibeigenſchaft, 
daß nämlich der Unfreie als ein Vermögensbeſtandteil feines Herrn will- 
kürlich vertauſcht und veräußert werden konnte? Daß dieſes in Preußen 
vorgekommen iſt, wird von zeitgenöſſiſchen Schriftſtellern ausdrücklich 
beſtätigt. Der Königsberger Rechtsgelehrte Sahme führte in ſeiner 
„Gründlichen Einleitung zur Preußiſchen Rechtsgelahrtheit“ aus, daß die 
Gutsherren nicht nur berechtigt feien, ihre Untertanen an andere zu ver⸗ 
mieten, ſondern auch beliebig zu verkaufen, zu vertauſchen und zu ver⸗ 
pfänden.) 

Dieſer Vorgang war keineswegs von der Bedingung abhängig ge- 
macht, daß der Bauer nur mit der Beſitzung, der er angehörte, veräußert 
werden durfte; er konnte als ſelbſtändiges Vermögensſtück, jo wie nach 
römiſchem Recht die Sklaven, angeſehen und behandelt werden. In gleicher 
Weiſe urteilte Bock in ſeinem „Verſuch einer wirtſchaftlichen Naturgeſchichte 
von dem Königreich Dft- und Weſtpreußen“ ). Es fehlt auch nicht an Bei- 


1) Knapp, Bauernbefreiung I S. 25f. 

+) ©. 28: Die Exbunterthanen hingegen, die entweder in denen Gittern geboren 
oder fich felbft etwa wegen Schulden der Grbunterthänigleit unterwünffig gemacht haben, 
find mit ihren Weibern und Kindern in Anſehung ihrer Huben und des Beſatzes faſt wie 
Leibeigene anzuſehen, indem jie den Beſaß nicht vereußern und ihre Huben ohne Be- 
willigung der Herrfchaft nicht verlaffen können; wie fie denn auch verkauſſet, verpfändet, 
vertauſchet, vermietet und bindieiret werden können: Was fie aber über ihren Veſaß 
befigen und erwerben, darüber können Sie als freye Leute disponiren.“ 

Auf S. 99 ſcheidet Sah me die Sachgüler in leibliche oder begreiffliche, res core 
porales, und unleibliche oder unbegreiffliche, res incorporales. Zu den erſteren rechnet 
er „im gleichen biejenige Sachen, die an ſich zwar beweglich aber zum immerwährenden 
Gebrauch bei einem Gut oder Grunde gewidmet worden: Als die Erbunterthanen, 
Zeit, eyſern Wiehe und was fonften niet- und nagelfeſt ist 

) Bd. 1 S. 170. 
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ſpielen von Verkäufen leibeigener Bauern ). So heißt es in dem fon 
genannten Buche von Möllenberg über das Majorat Döhlau auf S. 35: 
„Zwei andre Kerle ... Paul Zack und Matz Grziwa, kauft Sebaftian feinem 
Bruder für 900 M. ab“. 

Bei Gutsverkäufen war es allgemein üblich, daß ſich die Verkäufer 
einzelne Untertanen „zu eigener Dienſtleiſtung“ vorbehielten, ſie alſo von 
dem Gute, dem ſie ſolange zugehört hatten, loslöſten und als ſelbſtändige 
Vermögensſtücke behandelten. Außer den bei Böhme a. a. O. S. 53 ange- 
führten Beispielen find Dutzende Fälle bekannt, in denen Untertanen von 
der Scholle losgelöſt und andern Gütern überwieſen wurden. Als 3. B. 1780 
Kapitän von Hülſen die Schwengelsſchen Güter an Herrn von Pogwiſch 
verkaufte, wurde feſtgeſetzt, daß von den vorhandenen Untertanen nicht 
weniger als 10 Perſonen, darunter 6 mit Familienangehörigen „und zu- 
künftigen Erben“ oder „noch zu hoffenden Kindern“ von dem Verkauf aus- 
genommen ſein ſollten, da ſie „mit ihrer völligen Zufriedenheit in Abſicht 
der Unterthänigkeit von Schwengels nach Weſſelshöfen transferiret und 
nunmehr glebae adscripti der Weſſelshöfenſchen Güter für fiğ und ihre 
Deſcendenten verbleiben müſſen“ ). 

Die nicht auf bäuerlichen Stellen anſäſſigen, ſondern zu perſönlichen 
Dienſten im herrſchaftlichen Hofe verwendeten Leute — Diener, Vorreiter, 
Leibjäger, Köche, Jungfern — waren ſtrenggenommen gar nicht an die 
Scholle gebunden, ſondern vielmehr an die Perſon des Herrn). Sie wurden 
recht oft vertauſcht und verſchenkt und bei Gutsverkäufen meiſtens von der 
Herrſchaft mitgenommen. 

Noch 1798 ſchrieb ein Schriftſteller in bezug auf die rechtliche Stellung 
des Untertanen zum Gutsherrn: „Der Leibherr hat an ihm ein würkliches 
Eigenthum, nicht wie an einer Perſon, ſondern wie an einer Sache, mit der 
er machen kann, was er will, und die ihm nicht minder angehört als das 
Land, das er bewohnt“ ). Aus dem allen ergibt ſich, daß zwar die eigentliche 
Knechtſchaft oder Sklaverei im römiſch⸗rechtlichen Sinne in Preußen nicht 
ſtattfand, daß aber dieſes bis ins 18. Jahrhundert fortdauernde Hörigkeits⸗ 
verhältnis in einem weſentlichen Punkte der wirklichen Leibeigenſchaft ſehr 
nahe kam. Den Gutsbauern war die Befähigung zum Erwerb eigenen 
Vermögens geſetzlich eingeräumt; inſofern beſtand ein erheblicher Unter⸗ 
ſchied zum Leibeigenen. Dagegen fanden fih in den Landesordnungen 
keine Verbote über die Loslöſung der Untertanen von dem betreffenden 


1) Plehn a. a. O. Bd. 17 S. 436. Kern a. a. O. S. 163f. 

2) K. St.⸗A. Hausbuch 380/9. — Selbſt bei dem Ankauf der Lieskenſchen Güter 
durch Friedrich Wilhelm I. wurden dem Nittmeifter von Kunheim als Verkäufer Sechs 
ledige Leute von denen dortigen Unterthanen Erb- und Eigenthümlich überlafjen“, 

2) Vgl, auch Brünneck, Leibeigenſchaft a. a. O. S. 59. 

d Auſheb. d. Leibeigenſch., Berlin 1798 S. 8. 
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Gute bzw. von ihrer Beſitzſtelle, und es hatte deshalb geſchehen können, 
daß fie verſchiedentlich als einzelne Vermögensſtücke gleich wirklichen Leib⸗ 
eigenen veräußert wurden. 

Derartige Fälle ereigneten ſich im 18. Jahrhundert nur noch ſelten, 
in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts aber öfter, wenn auch vorzugs⸗ 
weiſe nur in den an Polen grenzenden Landesteilen). Im Erbamte Gilgen⸗ 
burg machte fich dieſer Mißbrauch der junkerlichen Machtſtellung am häufigſten 
bemerkbar, ja er erhielt dort wegen der bei den Verkäufen beobachteten 
Formen gar das Anſehen einer rechtsgültigen Vertragsſchließung. Dieſe 
Geſchäfte fanden nämlich zumeiſt vor dem Stadtgericht in Gilgenburg Datt, 
und die getroffenen Vereinbarungen erhielten durch Unterſchrift des 
Richters und der ehrſamen Schöffen allgemeine Verbindlichkeit von Gerichts 
wegen. 

Vornehmlich zu Zeiten des Erbhauptmannes Ernſt Fink von Finken ⸗ 
ſtein bildete ſich der Brauch heraus, daß Schuldforderungen durch Abtreten 
von Erbuntertanen beglichen wurden ). U. a. verkaufte 1676 vor dem Richter 
zu Neidenburg ein Hans Georg v. Wegier, Erbherr auf Gr. Schläfken 
den Untertan Gregor Parchwenowitz mit Weib und drei Kindern an Ernſt 
Fink um 15 Ntl. und einen Scheffel Erbſen. Im ſelben Jahre verkaufte 
ein Alexander von Bursky aus dem Polniſchen an Ernſt Fink den Untertan 
Woytek Niedsziele. 1680 wurde zwiſchen der Hochedelgeborenen Katharina 
Elifabeth von Sack, Erb⸗Jungfrau von Logdau, und Ernſt Fink folgender 
Vertrag „vor Richter und Schöffen der Stadt Gilgenburg“ geſchloſſen. 
Die Jungfrau hatte ihm „Zwey Vorlauffene Unterthanen zur Beſchwer⸗ 
lichen contribution und rettung de Gutes Logdau ... Erb- und Eygen- 
thümblich überlaſſen und verkauffen müſſen: undt zwar vor hundert und 
neuntzig flor. pr. dergeſtalt, daß weil Sie flüchtig und abweſendt, woll 
Erwehnter Herr Erbhaupt Mann von Gilgenburg beyde Nahmens Dürdach 
und Cziczka mit ihrer Habfeelichkeit, ja Weib und Kindern ... licito modo 
ex optima forma Juris ſuchen, mit eigenen Koſten recuperiren und vor 
ſeine eigene Erb Unterthanen halten und behalten ſoll“ Die Zahlung ſollte 
erfolgen, ſobald jemand von ihnen ergriffen wäre. Über die Barzahlung 
wurde in Poſten von 4, 6 und 10 Ntl. am Ende des Schriftſtücks quittiert. 
Einen ähnlichen Vertrag ſchloß Ernſt Fink 1690 ebenfalls vor dem Gericht 
zu Gilgenburg mit Herrn Johann Szarszewsky, Erbherrn auf Nappern 
und Czerlin. Dieſer hatte vom Erbhauptmann in „höchſter nohtdurfft und 
vornehmblich auch zur ausführung feiner ſchweren Proceffe einiges Geldt 
nach und nach geliehen, jo daß bey Vollkommenem überſchlage und Be- 
rechnung die Summe Zwey hundert fl. poln. machen thut, Debitor auch 


3) Vgl. Bär, Weſtpr. II S. 208f. u. 215. ) K. StA. Dom. Reg. Fach 963. 
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feinen Herrn Ereditoren bey dieſen ſchweren Zeiten zu bezahlen und zu 
contentiren kein ander mittel finden können, als daß er Zwey Erbunter⸗ 
thanen mit Weib und Kindt, ſambt einem ledigen Knechte ... Erb- und 
Eigenthümblich Herrn Haupt Mann von Gilgenburg in solutum tradiret 
und übergiebet“. Darauf wurden ſofort „ſelbte Leute auch coram judicio 
geſtellet und ihnen die tradition notificiret, ex jurato dieſelben sine ullo 
reservato übergeben“. 1705 verkaufte ein Alexander Domagalitz aus 
Jankowitz feinem Gläubiger Ernſt Fink zwei Knechte „auf ewig“, gleich⸗ 
falls vor dem Gilgenburger Gericht. 

Man wird aus ſolchen wenn auch ſchwerwiegenden Vorkommniſſen 
keineswegs auf einen überall verbreiteten regelmäßigen Handel mit 
hörigen Leuten ſchließen dürfen. Angeſichts der Tatſache aber, daß Maden- 
ſchaften dieſer Art überhaupt und nicht etwa nur insgeheim möglich waren, 
ſondern zu allgemeiner Kenntnis gelangten und fogar durch förmliche Ber- 
einbarungen Beſtätigung erhielten, ohne daß von Rechts wegen dagegen 
Einſpruch erhoben wurde, wird Sahme und den andern Schriftſtellern 
des 18. Jahrhunderts zugeſtimmt werden müſſen, wenn ſie die „Erbunter⸗ 
tanen fajt wie Leibeigene“ anſahen y. 

2. Der Verſuch Friedrich Wilhelms I., die rechtlichen Verhältniſſe der 
Gutsbauern in gleicher Weiſe wie die der Domänenbauern zu regeln, 
ſcheiterte angeſichts des entſchiedenen Widerſtandes der Preußiſchen Ne- 
gierung). Über die Patente von 1723 und 1724 wegen der unentgeltlichen 
Entlaffung der Untertanentöchter bei der Verheiratung ſetzte ſich der Adel 
gänzlich hinweg. Nach wie vor erhoben die Gutsbeſitzer das Loslaſſungs⸗ 
geld, auch wenn ihre Untertanentöchter in ein Domänenbauernerbe Heis 
rateten ). 

Friedrichs II. Anſchauung ging anfangs dahin, daß der un- 
freie Zuſtand der Landbevölkerung menſchenunwürdig fei und deshalb 
abgeſchafft werden müſſe. In feinem „Verſuch über die Regierungsformen“ 
ſchrieb er: „Es gibt in den meiſten Staaten Provinzen, wo die Bauern 
dem Acker gehören und Knechte ihrer Edelleute find: dies ijt unter allen 
Zuſtänden unſtreitig der unglücklichſte und der, wogegen ſich die Menſch⸗ 
lichkeit am meiſten empöret. Gewiß iſt kein Menſch geboren, um der Sklave 
von feines Gleichen zu ſein“ ). a 

Doch die Hartnädigen Widerſtände der Adligen und Provinzialbehörden 
und mehrere erfolgloſe Verſuche brachten den König dahin, den Plan der 


1) Vgl. Brünneck, Leibeigenſchaft a. a. O. Bd. VIII S. 63. 

) Kern S. 174. 

3) Mehrere Beiſpiele dafür im Grünen Hausbuch von Gr.-Peiſten. 

4) Stadelmann, Friedr. d. Gr. in ſeiner Tätigkeit für den Landbau S. 54 
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gänzlichen Beſeitigung der bäuerlichen Unfreiheit fallen zu laſſen und ſich 
auf eine Verbeſſerung des beſtehenden Zuſtandes zu beſchränken. Dieſe 
veränderte Auffaſſung tat ſich in folgenden Ausführungen kund: „Man 
verabſcheut mit Recht den in der Knechtſchaft der Bauern zum Gutsherrn 
liegenden Mißbrauch, und man glaubt, es ſei nichts als guter Wille nötig, 
um dieſen barbariſchen Gebrauch abzuſchaffen. Aber die Sache verhält 
ſich anders: Es kommt auf alte Verträge zwiſchen den Eigentümern des 
Landes und den neuen Einwohnern desſelben an. Der Ackerbau wird, 
jenen Verträgen gemäß, durch die Dienſte der Bauern beſtritten. Wollte 
man jene abſcheuliche Einrichtung auf einmal abſchaffen, ſo würde die 
ganze Landwirtſchaft einen tödlichen Streich erleiden, und man müßte 
zum Teil den Adel für den Verluſt, den er in feinen Einkünften erlitte, 
entſchädigen“ ). 

Des Königs Überzeugung ging dahin, daß kein Stand in den alther- 
gebrachten Rechten gekränkt werden dürfte, am allerwenigſten der Adel, 
das Rückgrat des Staates. Die unverkennbaren Mißſtände in den rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Beziehungen der untertäuigen Landbevölkerung follten 
nach Möglichkeit gehoben werden; die gänzliche Beſeitigung des unfreien 
Zuſtandes aber, ähnlich der Aufhebung der bäuerlichen Untertänigkeit 
durch das berühmte Patent Kaiſer Joſephs II. in Oſterreich, erwartete 
man in Preußen vergeblich. Wie Friedrich bei allen Maßnahmen der 
inneren Staatsverwaltung nie umſtürzend, ſondern ſtets erhaltend und 
zweckentſprechend fortbildend zu Werke ging, fo auch hier ). 

Eine einheitliche Regelung und teilweiſe Verbeſſerung des Untertänig- 
keitsverhältniſſes brachte die Verordnung vom 8. November 1773, deren 
Beſtimmungen für die oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänenbauern von 
teiner, für die perſönlich⸗rechtlichen Beziehungen der adligen Bauern aber 
von erheblicher Bedeutung waren. Der König befahl „kraft ſouveräner 
landesherrlicher Gewalt“, daß allgemein in Oft- und Weſtpreußen alle 
Leibeigenſchaft und Sklaverei aufgehoben fein ſolltes). Doch war es keines⸗ 
wegs die Abſicht des königlichen Geſetzgebers, „durch Aufhebung der Leib⸗ 
eigenſchaft auch zugleich die Leute der Unterthänigkeit zu entledigen“. 
Es trat nun an Stelle der bisherigen teilweiſen Leibeigenſchaft als geſetzlich 
ſeſtgelegter Zuſtand die Erbuntertänigkeit). 

) Stadelmann a. a. O. S. 55. 


3) Knapp, „Grundherrſchaft und Rittergut“ S. 63. 

a) Vgl. dazu Brünned, 25 fung der Leibeigenſchaft“ ... Ztſchr. d. Savb.- 
Stift. „Gern. Abl. Bd. 11 S. 12 5 f. 

4) Der Zustand der Erbunterkänigfeit ſtellte eine bedeutend milbere Form der 
Unfreie. dar als bie Leibeigenſchaft und zwar in doppelter Hinſicht. Die Perſönüch⸗ 
keit des Erbuntertanen wurde von Rechts wegen allgemein anerkannt. Er vermochte 
mit gewiſſen Einſchränkungen aus jid jelbft Handlungen privatrechtlicher Art vorzunehmen, 

Stein, Die Wat, Berfaflung Oftpreußens. Schr. d. Juf. I. Old. W. beſt 5. 17 
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Die Verordnung beeinflußte durch zwei Neuerungen ſtark das bis⸗ 
herige gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältnis: 1. durch die geſetzliche Regelung 
des Zwangsgeſindedienſtes und 2. durch die Schaffung feſter Normen für 
die Entlaſſung aus der Untertänigkeit. Während es bis dahin der Willkür 
des Gutsherrn überlaſſen geweſen war, wie lange er von den Kindern der 
Gutshörigen den Geſindedienſt fordern wollte, trat nun die Beſtimmung 
in Kraft, „daß die Kinder der Grundherrſchaft vorzüglich 5 Jahre für das 
in der Geſindeordnung feſtgeſetzte Lohn zu dienen ſchuldig fein follen”. 

Für die Entlaſſung aus der Erbuntertänigkeit galten fortan die folgenden 
Vorſchriften: Die Loslaſſung der Untertanen durfte vom Gutsherrn nicht 
verweigert werden, 1. wenn ein noch nicht anſäſſiger Untertan Gelegenheit 
fand, an einem andern Orte in Oft- oder Weſtpreußen ein eigentümliches 
Grundſtück zu erwerben oder fid) anſäſſig zu machen oder zünftiger Hande 
werker in einer königlichen Stadt zu werden, 2. wenn er ſich den Studia 
widmen wollte, 3. wenn eine Weibsperſon ſich anderwärts zu verheiraten 
gedachte, 4. wenn der Untertan einen königlichen Dienſt erlangte, 5. wenn 
er jo von der Herrſchaft traktieret würde, daß Leben und Geſundheit in 
Gefahr ſtünden, 6. wenn er bei ſeinem Gutsherrn keine Gelegenheit hätte, 
ſein Brot zu verdienen, 7. wenn eine Herrſchaft ſich beikommen ließe, den 
Untertan ohne das Gut, zu dem er gehörte, zu verkaufen oder zu ver- 
ſchenken. 

Die Gutsherrſchaft durfte die Entlaſſung aus der Untertänigkeit in 
folgenden Fällen verweigern: 1. wenn ſich der Untertan gegen ſie „eines 


namentlich wurden ihm vermögens- und ſamilienrechtliche Betätigungen geſetzlich ge- 
währleiſtet. Er durfte für Dé Vermögen erwerben und feinen Hinterbliebenen ver- 
erben. In Kraft der ihm zuſtehenden Perſönlichkeit und Rechtefähigteit war der Untertan 
fogar befähigt, dem eigenen Erbherrn gegenüber ſeine Intereſſen auf gerichtlihem Wege 
wahrzunehmen. Fur Erbuntertänigteit gab es noch zwei Bezeichnungen, die beide 
dieſen Zuſtand der Unfreiheit weit beftimmter faßten: Hörigfeit und Gutspflichtigteit. 
Die hörigen oder gutäpflichtigen Leute gehörten einem beſtimmten Gutsbezirk zu und 
follten mit dieſer Scholle, auf der fie geboren oder der fie einmal zugeſchrieben, lebens⸗ 
länglich verbunden bleiben, Zum eigenmächtigen Verlaſſen der Gutegrenzen waren fie 
nicht befugt, doch durften ſie andererſeits auch nicht gewaltſam daraus entfernt werden. 
Die Zugehörigkeit zur Scholle war ihnen alſo nicht nur eine Pflicht, ſondern auch ein 
offenbares Recht. Streng genommen beſaß der Grundherr als Perſon kein unmittel- 
bares dingliches Recht an ſeinen Untertanen. Sie gehörten nicht ihm an, ſondern dem 
Gute, deſſen Vefiper er war, und mit Aufgabe des Beſitzechts kam auch die Herrſchafts⸗ 
gewalt über die Gutshörigen in Wegfall. Daß ein Edelmann ohne Grundbeiik Déi Leib- 
eigene halten konnte, lag durchaus im Bereich der Möglichkeit, da der Leibeigene gleich 
den Sachgütern nichts weiter als einen Vermögensbeſtandteil feines Leibherrn dar- 
ſtellte. Daß ein Edelmann ohne Grundbeſit aber über Erbuntertanen verfügte, war 
rechtlich unmöglich; denn der Erbuntertan durfte nicht als ein irgendeiner Perſon kraft 
des Eigentumsrechts zugehöriges Vermögeneſtück angeſprochen werden, ſondern fiand 
rechtlich ſtets in einem dauernden Zugehorigleitsverhältnis zu einem Gute. In der Wirt- 
lichteit tam es allerdings nicht immer zu einer ſtrengen Beobachtung und Einhaltung 
dieſer Rechtsſatzungen (vgl. Fuchs, „Bauernbefreiung“ S. 88f.). 
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großen Verbrechens oder einer großen Undankbarkeit, ſo nicht nur in Worten, 
ſondern in der Tat beſtehet“, ſchuldig gemacht hatte, 2. wenn er von ihr 
mit vielen Koſten in „einer nutzbaren Kunſt oder Profeſſion“ ausgebildet 
worden war, ihr aber noch nicht 10 Jahre gedient hatte, 3. wenn der Unter- 
tan anderswo kein eigentümliches Grundſtück erwerben, ſondern ſich nur 
als Kätner oder Gärtner niederlaſſen wollte, ihm aber ſchon von ſeiner 
Grundherrſchaft dazu Gelegenheit gegeben würde, 4. wenn ſeine bisherige 
Stelle durch den Fortzug unbeſetzt bleiben würde, 5. wenn in ſeinem 
Dorfe ledige Höfe vorhanden waren und der Gutsherr ihm einen davon 
anbot, 6. wenn fih der Gutshörige in eine andere Untertänigkeit begeben 
wollte, 7. wenn er im Geſindeverhältnis ſtand und noch nicht ausgedient 
hatte, 8. ſolange er mit der Herrſchaft in einen Prozeß verwickelt war. 

Die Klauſel, daß der Freibrief verweigert werden konnte, ſobald der 
Gutsherr dem Untertan einen ledigen Hof anzuweiſen vermochte, machte 
die fo wohltätige Einrichtung der Entlaſſung aus der Gutspflichtigkeit 
geradezu hinfällig. Der Gutsherrſchaft war damit eine Handhabe geboten, 
den Loskauf eines Mannes zu verweigern; fie brauchte die Angelegenheit 
nur etwas in die Länge zu ziehen, bis ein Bauernerbe frei wurde, was 
eben häufig genug eintrat). 

Von Bedeutung für die ganze Loslaſſungsfrage war ſchließlich die 
genaue Feſtſetzung der zu erhebenden Befreiungsgelder. Freimachung 
von der Untertänigkeit war ſchon immer üblich geweſen; aber es hatte der 
Gutsherr die Loskaufsſumme nach freiem Ermeſſen beſtimmen können. 
Beiſpielsweiſe mußte ein Bauer in Pötzdorf 1751 für fih 50 Ntl. und 
für feine Schweſter 20 Ntl. Befreiungsgelder zahlen. In den Gr.⸗Peiſten⸗ 
ſchen Gütern waren die Sätze ganz verſchieden, je nach den beſonderen 
Umſtänden der ſich Loskaufenden; in der Regel zahlte der Knecht 100 und 
die Magd 50 fl. Die Verordnung von 1773 ſetzte für alle Rittergüter eins 
heitliche Sätze feft: 20 Ntl. für den Mann, 10 für die Frau, 6 für die unter 
14 Jahre alten Knaben und 3 Ntl. für Mädchen unter 12 Jahren). 


1) Gen.-Dir. Tit. 78 Sekt. 2 Nr. 23. Der Untertan Jatob Heydemann, dem 
Grafen v. d. Gröben auf Gr.⸗Klingbeck zugehörig, reichte 1789 eine Beſchwerde ein, daß 
ihm fein Herr den Freibrief verweſgere. Er habe ſich ein Vermögen von 1166 Rtl. er- 
{part und dafür ein Lölmifches Kuggrundſtück erwerben. Der Graf aber habe ihn nicht 
freigelaffen und ihm ein wüftes Bauernerbe angewiefen, deſſen Übernahme ihn in feinen 
Vermögensumſtänden völlig ruinieren würde. Der Mann bekam bei allen Behörden 
einen abſchlägigen Beſcheid, und ſelbſt ein dreimaliges unmittelbares Geſuch an den König 
blieb erfolglos. Das Ober-Juftig-Tribunal, dem die Sache vorgelegt wurde, entſchied, 
es genüge nicht, daß Déi der Bauer irgendwo ein freies Erbe aneigne; wenn ihm von 
feinem Grundherrn eine Stelle angeboten werde, jo müſſe er fie annehmen. 

) Grünes Hausbuch Gr. Peiften, Manche Gutsherren kümmerten fih nicht um 
die für den Loskauf vorgeschriebenen Geldſätze und forderten auch weiter ganz will. 
kürliche Summen. In Gr.-Peiſten wurde auch fernerhin von den Knechten meiſtens 
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Ein zur Verteidigung der bäuerlichen Unfreiheit mit Vorliebe ange 
führter Umſtand hatte einige Jahre früher beſondere Erörterung gefunden. 
Aus den Reihen der adligen Gutsbeſitzer war des öfteren behauptet worden, 
daß mit Aufhebung der Erbuntertänigkeit das preußiſche Kantonsweſen 
und damit die Rekrutierung des Heeres in Verwirrung geraten müßte. 
Dieſe Behauptung muß auch einen gewiſſen Eindruck hervorgerufen haben; 
denn 1769 erging eine allerhöchſte Aufforderung an das General ⸗Direk⸗ 
torium um Abgabe eines Gutachtens in dieſer Angelegenheit. Ein Herr 
von Holtzendorff auf Gerlauken ſei verurteilt worden, drei Familien aus 
der Untertänigkeit zu entlaſſen, weil er fich ſchwer an den Leuten vergangen. 
Es ſei nun bei Loslaſſungen zu befürchten, daß die Freigelaſſenen in andere 
Gegenden oder außer Landes verzögen und dadurch den Regimentern 
Rekruten verloren gingen. Wie feien deshalb die Loslaſſungsſcheine ein- 
zurichten, um dieſem Übel zu begegnen? 

In dem Gutachten wurde der Vorſchlag gemacht, dem Loskaufsbriefe 
eine Klauſel beizufügen, daß der Freigelaſſene ſich in demſelben Kanton 
nie derlaſſen müſſe, da das Regiment die Stammrolle des Kantons beſüße. 

Die Preußiſche Regierung wendete dagegen ein, daß die Regimenter 
nichts verlieren würden, auch wenn die Freigelaſſenen nach auswärts 
verzögen. Das ſei doch bei allen Freien der Fall, und trotzdem würde das 
Kantonſyſtem dadurch nicht beeinträchtigt. 

Dieſer Vorſtellung Rechnung tragend, ſchlug das General⸗Direktorium 
in einem Schreiben an das Juſtizdepartement vor, daß bei Freilaſſungen 
die den Freibrief ausſtellende Gerichtsbehörde dem Regiment Mitteilung 
machen, der Freigelaſſene aber dem Regiment und dem Landrat Anzeige 
erſtatten müſſe. 

In dieſem Sinne wurde das Edikt vom 10. Juli 1769 abgefaßt. Aber 
es gelangte nicht zur Veröffentlichung, weil die Preußiſche Regierung 
fürchtete, es könnte bei dem Landvolk der Anſchein erweckt werden, als 
ſei die Untertänigleit ganz aufgehoben worden. Das Edikt wurde deshalb 
nur an alle Gerichts- und Verwaltungsbehörden zur Kenntnisnahme 
geſendet; nach dieſen Vorſchriften ſollten die Königsberger und Gum⸗ 
binner Kammer auch bei den Domänenbauern verfahren). 

Der durch die Verordnung vom 8. November 1773 zuerſt zum Aus⸗ 


der alte Sat von 100 fl. gefordert; der Krüger aus Albrechtsdorf zahlte fogar 200 fl. 
Die Hahl der von der Untertänigteit Dé lostaufenden Personen war in manchen Gütern 
recht beträchtlich. Im Grünen Hausbuch von Gr.-Beiften wurden von 1754—1794, 
alſo in einem Zeitraum von 40 Jahren, 114 Freilaſſungen vermerkt. Vielfach rechnete 
man bei Güteranſchlägen die Loskaufsgelder als grundhertliche Gefälle den Gutser⸗ 
trägen zu. 

1) Geh, St.-A. Gen.-Dir. Oftpr. und Lit. Mat, Tit. 34 Sekt. 1 Nr. 87. „Wegen 
Abfaſſung der Entlaſſungsſcheine von der Erbuntertänigteit in Preußen“. 
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druck gekommene Grundſatz, daß die Leibeigenſchaft auf den adligen Gütern 
gänzlich abgeſchafft fein und an deren Stelle nur Erbuntertänigkeit herrſchen 
ſollte, erhielt noch die beſondere Beſtätigung durch das Allgemeine Qand- 
recht. Es beſtimmte im Teil 2, Tit. 7, 8 147: „Unterthanen werden außer 
Beziehung auf das Gut, zu welchem fie geſchlagen find, in ihren Geſchäften 
und Verhandlungen als freie Bürger angeſehen. Es findet daher die ehe» 
malige Leibeigenſchaft, als eine Art der perſönlichen Sklaverei, auch in 
Anſehung der unterthänigen Bewohner des platten Landes nicht ſtatt.“ 
Demgemäß wurde jede Behandlung der Untertanen als Vermögensſtücke 
verboten, auch die Veräußerung derſelben mit ihren Stellen für die Zu⸗ 
kunft gänzlich unterſagt. Bezüglich des zweiten Punktes wich das Oft- 
preußiſche Provinzialrecht von der allgemeinen geſetzlichen Vorſchrift ab 
und beſtimmte im Zuſatz 110: „Inſofern eine Trennung der Stellen von 
dem Gute nach dem 5. und 28. Zuſatze überhaupt ſtattfindet, können Unter⸗ 
thanen mit ihren Stellen zugleich veräußert werden.“ 

Die Bedeutung der Verordnung vom 8. November 1773 für die Weitere 
entwicklung der rechtlichen Verhältniſſe der adligen Untertanen darf nicht 
unterſchätzt werden. Sie erſt ſchuf die geſetzliche Grundlage für die per 
ſönlichen Beziehungen jener ländlichen Bevölkerungsklaſſe, die Erbunter⸗ 
tänigkeit, das wichtige „Mittelglied zwiſchen der Leibeigenſchaft als Art 
der perſönlichen Sklaverei, wie ſolche teilweiſe in Oſtpreußen zu Recht 
beſtanden hatte, und der Herſtellung einer vollkommenen perſönlichen 
Freiheit durch das Edikt von 1807. 

3, Der im Laufe der Jahrhunderte teils nach dem Herkommen, teils 
durch geſetzliche Anordnungen herausgebildete Zuſtand der Erbunter⸗ 
tänigkeit ſtellte einen Jubegriff gegenfeitiger Beziehungen und Ver- 
pflichtungen zwiſchen Herrſchaft und Untertanen dar. Der Untertan war 
mit ſeiner Perſon an die ihm zugewieſene Stelle gebunden und durfte 
ſich nur mit Genehmigung ſeines Grundherrn davon entfernen. Entlaufene 
untertänige Perſonen wurden auf Grund des den adligen Gutsherren 
zuſtehenden Vindikationsrechts durch das Patrimonialgericht, in der Regel 
unter Zuhilfenahme der provinziellen Intelligenzblätter, ermittelt und 
zwangsweiſe zurückgebracht ). 


1) b. Brünneck, Aufheb. d. Leibeigenſchaft, a. a. O. Bd. XI S. 150. Vgl. auch 
Th. Knapp, Beiträge S. 343. 

) Zur Veranſchaulichung für die in den Tagesblättern maſſenhaft eingerückten 
Ankündigungen über entwichene Untertanen diene die im Königsberger Int. Zett vom 
7. März 1782 enthaltene Bekanntmachung: „Aus denen Gütern Alt-Schloß Gerdauen 
find nachſtehende Unterthänige Perſonen, als: 1. Gärtner Jakob Tifſenſee, mittler 
Statur, mit ſchwarzen Haaren, nebſt dem Weibe und drei Kindern 2. Gärtner Chriftoph, 
Podzuck, mittler Statur, mit blonden Haaren, nebſt dem Weibe und einem Kinde; 
3. Bauer Friedrich Krause, mittler Statur, mit ſchwarzen Haaren, nebſt dem Weibe und 


— 262 — 


Das Entweichen der Untertanen über die Landesgrenze nahm zeit- 
weiſe Wort zu. Nach 1777 trafen in Mafuren faſt ununterbrochen Mißwachs⸗ 
jahre ein und veranlaßten Hunderte Bauern, zumeiſt adlige, aber auch viele 
königliche, unter Mitnahme des Inventars und Beſatzviehs nach Polen 
überzutreten. 1778 waren aus den Gütern Sydden, Drosdowen, Bialla, 
Statzen, Kowahlen, Gollubien, Doliewen und Chelchen 181 Menſchen 
entwichen. Der Landrat des Oletzkoiſchen Kreiſes zeigte ferner an, daß 
aus den Amtern Drygallen, Johannisburg und Lyck „ſich beſonders die 
junge Mannſchaft, teils aus Leichtſinn, teils aber um nicht zur Soldatesque 
ausgehoben zu werden, nach Polen retiriret“. Es drohe um fo mehr eine 
Entvölkerung jener Striche, „als die Polen an der Grenze Wald-Ader urbar 
zu machen und Coloniſten gegen Frey⸗Jahre darauf zu etabliren ſuchen“. 

Bis 1785 mehrten ſich die Überläufer auch an andern Stellen der 
Provinz, jo um Ortelsburg, Neidenburg, Gilgenburg und Memel. Die Be- 
mühungen des Departements der Auswärtigen Angelegenheiten, auf 
diplomatiſchem Wege durch die Warſchauer Reſidenten die Auslieferung 
der Flüchtlinge zu erreichen, ſchlugen meiſtens fehl. Mehrmals wurden 
deshalb militäriſche Streifkommandos über die Grenze geſchickt, um nach 
den Entflohenen zu fahnden; doch war der Erfolg in der Regel recht gering ). 

Die Gutspflichtigen konnten ohne beſondere Vereinbarungen nach 
Gefallen der Herrſchaft zu irgendeiner Beſchäftigung, ſei es im Felde oder 
Hofe, in den Ställen oder in der Küche, verwendet werden. Wurde einem 
ein bäuerliches Anweſen zur Bewirtſchaftung angewieſen, ſo mußte er 
alle auf dem Bauernerbe laſtenden Verbindlichkeiten ſo lange erfüllen, 
als es dem Gutsherrn vorteilhaft dünkte, ihn darauf zu belaſſen. Ebenſo 
mußte er als Gärtner, Inſtmann, Hirte oder ſonſt in einer andern ſeinen 
Fähigkeiten entſprechenden Stellung nach dem Willen ſeines Patrons die 
ihm gebührenden Obliegenheiten wahrnehmen. 

Untertänige Perſonen bedurften zu ihrer Verheiratung der ausdrück⸗ 
lichen Einwilligung der Herrſchaft. | Die eheliche Verbindung einer freien 


zwei Kindern, mit 5 Pferden, einem Wagen und Schlitten auch fonftigen Eſſecten in 
der Nacht vom 23. auf den 24. Februar e. heimlich entwichen. Das Publicum wird 
demnach gebührend hiemit erſuchet, dieſe Dejerteuts, wo selbige ſich betreten laſſen 
ſollten, zu arretiren und babon der Jurisdiktion in Alt⸗Schloß Gerdauen Anzeige zu 
thun, alsdenn ſolche gegen Erſtattung der Hoften abgeholet werden follen.” — Die Flucht 
der Untertanen war im 17. Jahrhundert beſonders groß geweſen; vgl. Breyſig, Urt. 
u. All. Bd. 16 S. 437f, 516, 561, 582, 586 und Grube C. C. Prut, III S. 490. — 

Noch 1740 zählten die Stände zu den Landesbeſchwerden das Entlaufen der Unter- 
tanen nach dem polniſchen Preußen, weil dadurch die Wiederbevölkerung des Landes 
gehindert werde. Es müßten daher Mittel vorgekehrt werden, um „die nach Chriftburg, 
Zoltemit, ins Marienburg- und Danziger Werder entlaufene Unterthanen wieder zurück 
zuziehen“. (Act. Bor. VI 2 S. 50.) 

) Geh. St. A. Gen.-Dir. Oftpr. Mat. Tit. 41 Gelt. 2 Nr. 8, 9, 12. 
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mit einer untertänigen Perſon bewirkte die Unfreiheit der erſteren und 
der in der Ehe gezeugten Kinder, ſofern nicht in einem vor Gericht voll 
zogenen Pakt die Freiheit des betreffenden Ehegatten und etwaiger Kinder 
durch die Grundherrſchaft ausdrückliche Beſtätigung erfahren hatte ). 
Von Sahme wird dieſer Rechtszuſtand alſo beſchrieben: „Wenn auch 
ein freyer Menſch eine Erb-Unterthanin heyrahtet und ſich unter ihre Herr- 
ſchaft begibet, oder wenn eine freue Weibesperſon einen Erbunterthanen 
zur Ehe nimbt, werden bende der Erb⸗Unterthänigkeit unterworfen; dahero 
in der Landes⸗Ordnung de Ao. 1640 denen Weibes Perſonen auffgegeben 
wird, ſich mit keinem zu verheyrahten, der keinen Schein ſeines Abſchiedes 
hat; ſonſten, wenn derſelbe als ein Unterthan gefordert wird, ſie ihm zu 
folgen ſchuldig ſein ſollen“ ). 

Der Gutsherr konnte, ohne die Eltern zu befragen, über die künftige 
Stellung der Untertanenfinder verfügen und fie nach feinem Gefallen 
für irgendeine Tätigkeit ausbilden laffen. Sie unterlagen dem Geſinde 
zwange, d. h. mit Erreichung eines beſtimmten Alters?) mußten fie auf 
Anforderung der Gutsherrſchaft gegen den geſetzlich feftgelegten Geſinde⸗ 
lohn dienen. Bei größeren Gütern fanden nicht alle dienſtpflichtigen 
Untertanenkinder im herrſchaftlichen Wirtſchaftsbetriebe Verwendung; der 
Grundherr überwies ſie dann zur Dienſtleiſtung an die Kämmerer und 
Hofleute der einzelnen Vorwerke, wohl auch an die Pächter, die Teile des 
adligen Beſitzes „in Arrende“ bewirtſchafteten, meiſtens jedoch an die 
Bauern, damit es dieſen bei ihren Scharwerksobliegenheiten nicht an den 
erforderlichen Menſchenkräften fehle Y. 

Wer in der Stadt oder ſonſtwo einen Dienſt annehmen oder ein Hand- 
werk erlernen wollte, konnte das nur mit Genehmigung der Herrſchaft, 
auch wenn er ihr ſchon die vorgeſchriebenen Jahre gedient hatte, und in 
der Regel erſt dann, wenn die Eltern für ſeine Rückkehr in den Gutsbezirk 
Bürgſchaft geleiſtet hatten). Ein nach Verlauf der ihm beſonders ge- 


1) Grünes Hausbuch von Peiſten, ©. 733. Ein freies Mädchen wollte 1776 einen 
Untertan heiraten, verlangte aber vorher die gerichtliche Zuſage, daß es nach dem Ab- 
leben des Mannes als freie Perſon gelten jolle. Die aus der Ehe tammenden Töchter 
ſollten frei fein, die Söhne dagegen Untertanen werden. 

9 Grube, Corp. Const. Prut. II Tit. 6: „Es jollen die ſrewlichen Perſonen gut 
acht haben und darauff verwahrnet ſeyn, daß fie fih mit keinem zur Che vermählen, 
der feines Abſchiedes keinen Schein hat; denn wo er abgefordert, foll fie ihm zu folgen 
pflichtig ſeyn, unangeſehen, daß ſie ihn in ihre Väterliche Güter, darinnen ſie vielleicht 
geboren und erzogen, genommen hette”, 

) Bal. unten den Abſchnitt über das Geſinde. 

4) Oſtpr. Prov. R. Buf. 114. 

) In den Gr.-Peiſtenſchen Gütern war es allgemein üblich, daß die Eltern der 
ein Handwerk erlernenden Söhne zur Zahlung von 100 fl. verpflichtet wurden, falls 
iene entlaufen sollten. 
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währten Wanderjahre heimgekehrter Geſelle durfte erft mit herrſchaft⸗ 
licher Genehmigung ſein Gewerbe innerhalb der Gutsgrenzen ausüben 
und blieb untertänig. 

Der Erbuntertan ſollte ſich ſeiner Schutzherrſchaft gegenüber der 
Treue und eines wohlanſtändigen ehrerbietigen Weſens befleißigen, ihr 
in allen Dingen ein kindliches Vertrauen entgegenbringen und ihren Mne 
ordnungen mit unbedingtem Gehorſam nachkommen. Der Patron hin⸗ 
wiederum ſollte den Untertanen ein gnädiger Herr ſein, ihnen in allen 
Lebenslagen mit Rat und Tat zur Seite ſtehen und in Not und Gefahr 
die nötige Hilfe und Unterſtützung nicht verjagen. Er hatte dafür zu ſorgen, 
daß es feinen Gutshörigen nicht an dem notwendigen Verdienſt und Lebens 
unterhalt mangelte; im Falle ihm das nicht mehr möglich war, ſollte er 
ihnen geſtatten, außerhalb der Gutsgrenzen Arbeit zu ſuchen, oder fie 
gänzlich von der Gutspflichtigkeit entbinden). Arbeitsunfähige und ge⸗ 
brechliche Perſonen mußten bis ans Lebensende von der Gutsherrſchaft 
verpflegt werden. Das Verhältnis zwiſchen Grundherrſchaft und Unter⸗ 
tanen ſollte alſo ein durch beiderſeitiges Vertrauen getragenes und ver⸗ 
edeltes fein und dem Zuſammenleben von Familiengliedern entſprechenz 
wieweit das in der Wirklichkeit zutraf, werden wir noch ſehen. 

Der Grundherr durfte feine Untertanen wegen Unehrerbietigkeit und 
Ungehorſam ſtrafen, entweder durch körperliche Züchtigung — den oft 
preußiſchen Gutsherren ſtand das Recht des ſogenannten Peitſchenſchlags 
zus) — oder durch Geld- und Freiheitsſtrafen. Verbrechen der Untertanen 
mußten in geregeltem Verfahren vor dem Patrimonialgericht abgeurteilt 
werden. 

Dem Herkommen gemäß konnte ein Untertänigkeitsverhältnis ent⸗ 
ſtehen; 1. durch Geburt, 2. durch Übernahme einer Bauernſtelle, 3. durch 
Verheiratung mit einer untertänigen Perſon), 4. durch Vertrag und 


1) Grünes Hausbuch von Peiſten. Der Schneidergeſelle Gottfried Nooste erhielt 
1752 die Erlaubnis, „daß er auf feine Profeffion in unſeres dlllergnädigſten Königs 
Lande wandern kann, jedoch mit dem Vorbehalt, daß er ſchuldig ſeyn ſoll, wann er 
ampero gefordert wird, Dé jederzeit alhier wieder einzufinden .“ 

) Schmalz, „Erbunterthänigteit“ ©. 16. 

3) Krug, Leibeigenſchaft S. AT. Schmalz a. a. O. S. 17. Oftpr. Prob. R. 
Zuſatz 115. 

4) Grün. Hausb. S. 191. „unterthanen Eydt. Ich, Gottfried Rautenberg, ger 
lobe und ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen, daß, da ich die verwittibte Norockſche in 
Plöſſen geheyratet, gleich wie dieſelbe ich ſowohl als auch meine Künftige Leibes Erben 
der Groß⸗Peiſteſchen Kirchen und derſelben Lehnsherrſchaft mit Unterthänigkeit ver- 
pflichtet und derſelben zugethan ſeyn und derſelben allen Gehorſam, Treue und Ger 
wärtigteit ſo und dergeſtalt leiſten will, wie es in allen Stücken einem adligen und ge⸗ 
treuen Unterthan zutommt und gebühret. So wahr mir Gott helfe. Amen“. — 1713 
begab jich der Kürſchnergeſell Matthes Gifja, „nachdem derſelbe mit guädigſtem Conſens 
hieſiger Hochgräfl. Erbherrſchaft dero unterthäniges Leibmägdchen Nahmens Catharina 
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freiwillige Leiſtung des Untertaneneides ). In früheren Zeiten geſchah 
es wohl, daß die Leibeigenſchaft „nicht ſelten als eine Begnadigung in 
die Stelle einer verwirkten Leibes und Lebensſtrafe“ trat. Meſſerſtecher, 
Totſchläger und Bernſteindiebe wurden dazu begnadigt, „des Herzogs 
ewige und eigene Diener zu ſein“ ). 

Das Oſtpreußiſche Provinzialrecht traf in den Zuſätzen 108 bis 123 
wegen der mit Übernahme einer Bauernſtelle verknüpften Zuziehung der 
Erbuntertänigfeit dieje Beſtimmungen: Das Antreten eines mit Dienſten 
oder Abgaben an die Gutsherrſchaft behafteten Erbes bloß in Zeitpacht 
hatte auf die perſönliche Freiheit des Bauern noch gar keinen Einfluß. 
Übernahm er ein mit der Untertänigkeit verbundenes Erbe eigentümlich 
oder erblich, ſo verlor er deshalb auch nicht ohne weiteres ſeine Freiheit, 
mußte aber, wenn er die Stelle verlaſſen wollte, einen der Herrſchaft 
genehmen Erſatzmann ſtellen, das Erbe alſo in „währende Hand“ bringen. 
Behielt er den Beſitz bis zu feinem Tode, jo verfielen alle auf der Stelle 
von ihm gezeugten Kinder der Erbuntertänigkeit, hingegen behielten alle 
vor Annahme des Erbes geborenen Kinder die perſönliche Freiheit. 

Die in der Untertänigkeit geborenen Kinder blieben unfrei, auch wenn 
die Eltern ſich nachträglich freigekauft hatten. In Gr.-Peiſten erhielt 1759 
eine Magd durch Loskauf die Freiheit, um einen freien Menſchen heiraten 


zu heyrathen begriffen“, freiwillig in die Untertänigkeit und hat dem Erbhauptmaun 
auf Gilgenburg „die Mannſchaft stipulata manu dergeftalt angelobet“. — Derartige 
Falle, daß freie Männer ihre perſönlſche Unabhängigkeit wegen Ehelichung untertäniger 
Witwen und Mädchen aufgaben, ereigneten ſich noch das ganze 18. Jahrh. hindurch 
außerordentlich haufig. 

) K. St. A. Fach 963. Ein unter den Gilgenburgſchen Archtvalen befindliches 
Artenftüc fei hier noch mitgeteilt, weil darin das Verhältnis des Erbuntertanen zu feinem 
Leibherrn recht ſcharf dargelegt wird. Es führt die Aufſchrift; „Eines Hasken genannten 
Kerls Eyd, fo er geſchworen Unterthänig zu ſeyn“ und lautet: „Ich, Michel Haske, 
Schwere zu Gott dem Allmächtigen, daß ich dem Gnädigen Herrn, Herrn Ernſt Finck 
von Findenftein, St. Königl. Mait. in Pr. höchſt Verordneten Herrn Cammer Herrn 
und Erbhaubt Mann auf Gilgenburg und Deutſch⸗Eylau, deſſen höchſt geehrte Herren 
Söhne und dero hohen Gangen Familie beyderley geſchlecht (jo lange fie der höchſte 
Gott, Gott gebe biß an den Jungſten Tag, erhalten wolle) mich, Michel Haske, mit 
Weib und allen meinen Kindt und Kindes Kindern Erb undt Ewig zu einem leib Eygenen 
Unterthan jegen will. Alles und jedes, was zu der Herrſchafft beſteß gereicht, Thun 
undt in Acht nehmen will, hergegen, was ich ſehen, hören und wiſſen werde, was zum 
nachtheil und Schaden der Gnädigen Herrſchafft gereichet, offenbahren, ja mein Leib 
und Blut daranſetzen zur Defenſion Dehrer allerſeits hohen Nahmen, und mich ſtets 
die Zeit Meines Lebens ſo Verhalten und meines Kindes Kinder Kinder varzu anhalten 
und zur gehorſahmen Dienſtbarkeit anmahnen. So Wahr mir Gott helffe u. f. h. Wort 

3) Preuß. Prod. Bl. Bd. 7 S. 16ff. — Von einem ähnlichen Vorfall erhalten 
wir aus dem Grünen Peiſtenſchen Hausbuch Kunde. Im Jahre 1735 hatte ein Bimmer- 
mann im Vorwerk Otten einen Diebstahl begangen und wurde vom Gericht zu 22 fl. 
18 Gr. verurteilt. Auf ſeine Bitten ſtreckte ihm von Ereytzen die Summe vor, jedoch 
„mit dem Vorbehalt, daß Selbiger fidh durch einen körperlichen Eydt verbindlich machen 
olle, mit Sambt den Seinigen der unter Thänigkeit zu fubmittiren”, 
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zu können. Ein uneheliches Töchterchen von 5 Jahren durfte ſie mitnehmen 
und bis zum 12. Jahre erziehen, ſollte es dann aber wieder der Lehns⸗ 
herrſchaft als Untertanin abliefern. 

Gewaltſame Herabdrückungen waren im zweiten und dritten Jahr⸗ 
zehnt des 18. Jahrhunderts in Oſtpreußen an der Tagesordnung und 
kamen vereinzelt noch in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts vor. Die 
große Peſt hatte die Zahl der Gutshörigen auf manchen adligen Beſitzungen 
ſtark gelichtet, und die Gutsherren wendeten nicht felten allerlei Zwangs. 
mittel an, um die Lücken auszufüllen. Hatten ſie kölmiſche Grundſtücke 
oder andere Freigüter käuflich an ſich gebracht, ſo wurden auch die darauf 
befindlichen freien Leute in die Untertänigkeit herabgedrückt. Anſiedler 
aus den weſtlichen Provinzen wurden herbeigezogen und auf den ver- 
ödeten Hufen angeſetzt; wenn der Gutsherr fie auch anfangs als freie 
Leute behandelte, ſo nahm er doch alsbald die Gelegenheit wahr, ſie zur 
Ablegung des Untertaneneides zu bewegen ). Den bequemſten Anlaß 
dazu boten etwaige Schuldverbindlichkeiten; bei den in damaligen Zeiten 
öfters wiederkehrenden Mißernten blieb der Bauer nicht ſelten den Zins 
ſchuldig. Hatten die Zinsreſte eine beträchtliche Höhe erreicht, ſo wurde 
der Schuldner gezwungen, den Untertänigkeitseid zu leiſten ). 

Oft, wenn der Gutsherr daran ging, die innerhalb der Gutsgrenzen 
anſäſſigen Freien zu eigenen Leuten zu machen, bäumte ſich der Freiheits⸗ 
und Unabhängigkeitsſinn dieſer Unglücklichen auf, und ſie verſuchten mit 
allen Mitteln, ihre perſönliche Freiheit ſich zu erhalten. Recht groß war 
die Zahl ſolcher Perſonen, die, wenn ihnen ſonſt nirgends ein Beiſtand 
geworden war, ſich an den Thron des Königs wandten und dort ihr Recht 
ſuchten, allerdings meiſtens vergeblich⸗). Die Patrimonialgerichte wandten 


3) Bgl. dazu die Ausführungen Böhmes a. a. O. ©. 17ff. 

2) Als Beleg dafür diene eine von den zahlreich in den Akten erhaltenen Eides⸗ 
formeln: „Ich, Chriftoph Schad, schwöre zu Gott dem Allmächtigen, daß ich wegen 
der Zweyßundertſechzehn flot., fo ich der Wegen Waldkeimſchen Herrſchaft ſchuldig 
bin, fo lange in beffen Gütern verbleiben will und weder mit meinem Weihe austreten 
und weggehen, noch meinen Sohn veranlafjen, fich in andre Herter zu begeben, bis ob- 
gedachte Schuld auf den letzten Heller bezahlet worden. So wahr mir Gott Helfen foll 
und fein heiliges Wort.“ 

Auch die Beſtzer kleinerer Rittergüter ſuchten die bei ihnen beſchäftigten freien 
Zagelöhner Schulden halber in die Unfreiheit zu zwingen. In Garbeningten bei Tapiau 
gab es keine Bauern, ſondern nur freie Gutstagelöhner. 1723 klagten 2 Juſtleute, daß 
der Herr von Bronſert fie nicht ziehen laſſe, jondern leibeigen machen wolle, weil fie 
ihm Geld ſchuldeten (K. St.-A. Et. Min. 4a). Daher lam es, daß auch ganz kleine adlige 
Güter, zu denen gar keine Bauernhöfe gehörten, zuweilen mit Erbuntertanen besetzt 
waren. So wurde 1782 das 12 Hufen große adlige Gut Stablack bei Schippenbeil, zu 
welchem 52 umtertänige Perſonen gehörten, freiwillig zum Verkauf ausgeboten. (on. 
Intell. Zett. 1782.) 

9) 1724 reichte ein gewiſſer Hans Eriſpin ein Immediatgeſuch ein und bat um 
Herausgabe ſeiner 5 Kinder. Er ſei der Sohn eines aus Polen eingewanderten freien 
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in der Regel alle möglichen Spitzfindigkeiten an, um die Bittgeſuche der 
Kläger als grundlos oder unwahr hinzuſtellen, und ſo verfielen dieſe ihrem 
grauſamen Schicksal. 

Zahlreiche Belege dafür lieferten die Verhandlungen, die 1719 bis 
1724 auf Anweiſung des Königs eingeleitet wurden, um die in adligen 
Gütern ſitzenden freien Perſonen zur Annahme wüſter Stellen in den 
litauiſchen Domänendörfern zu bewegen. In dem Beſtreben, die verödeten 
litauiſchen Amtsdörfer neu zu beſiedeln, ging Friedrich Wilhelm I, inſofern 
ſehr rückſichtslos vor, als er in öffentlichen Aufrufen die freien Einſaſſen 
adliger Güter zur Annahme königlicher Bauernſtellen aufforderte. Es 
kamen für dieſen Zweck in erſter Reihe die das Recht der Freizügigkeit 
beſitzenden Gärtner, Inft- und Losleute in Betracht, und dieje Leute 
meldeten ſich auch zahlreich aus allen Teilen der Provinz. Die königlichen 
Abſichten ſtörten deshalb die Arbeitsverfaſſung vieler Rittergüter in 
empfindlichſter Weiſe. Die adligen Herren ſperrten ſich wider die drohende 
Entblößung ihrer Vorwerke von Arbeitskräften und vermochten auch in 
vielen Fällen, die den Abzug fordernden freien Leute wegen Schuldverbind⸗ 
lichkeiten zurückzuhalten. Vielfach wurde jede Fortzugsmöglichkeit dadurch 
vereitelt, daß der Grundherr die betreffenden Gutseinſaſſen als Erbunter⸗ 
tanen erklärte. Da dies von den Leuten ſehr oft beſtritten wurde, ſetzte 
der König in Königsberg eine Kommiſſion ein (von Oſten, von Schlieben, 
Moldenhauer), die die ſtrittigen Fälle unterſuchen ſollte. Unter anderm 
beſchwerten ſich 18 Wirte aus Statzen im Oletzkoiſchen und verlangten die 
Freizügigkeit, weil Herr von Lehndorf ſie gewaltſam in die Untertänigkeit 
gezwungen hätte. „Vor fünff Jahren hat uns der Herr aus Statzen, von 
Lehndorf, da er uns mit Gutt zur Unterthänigkeit nicht bereden konnte, 
ſechs Wochen lang in Eyſen und Banden gehalten und uns mit Waſſer und 
Brot ſpeiſen laſſen, nachgehends durch den Ambtsſchreiber aus Oletzko 
Flato zum Eyde gezwungen, und da wir uns nicht begeben wollen, ſelbſten 
mit Gewalt unſre Hände und Finger aufgehoben, da zuvor ein jeder dreyßig 
Poſtronken erleyden mußte, auch zu 5, 6 bis 8 Kthl. ein jeder Straff, weil 
wir uns wider den Eid geſperret, erleget“). 


Mannes und habe lange ein Schulzengut im Angerburger Amt innegehabt. Nun aber 
wolle Herr von Braxein ihn und feine Familie untertänig machen und habe während 
ſeiner Abweſenheit Frau und Kinder gefangennehmen und die Frau in Eiſen ſchlagen 
laſſen, bei Waſſer und Brot. Er könnte fein Privilegium nicht aufweiſen, da es verbrannt 
fei, Die Sache wurde unterſucht, schließlich aber der Bittſteller abgewieſen, da er ein 
Erbuntertan wäre. Gleichzeitig klagten eine ganze Reihe von Leuten gegen Herrn von 
Braxein wegen Anerkennung ihrer Freiheit, wurden aber ſämtlich als Erbuntertanen 
erklärt. (Geh. St.- A. Gen.-Dir. Oſtpr. Tit. 34 get, 4 Nr. 3.) 

1) Weitere Beiſpiele über gewaltſame Herabdrückungen in die Unfreiheit bringt 
Kern, Forſch. 14 S. 163ff. 
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Da die zahlreichen Unterſuchungen und langwierigen Verhandlungen 
böſes Blut unter dem geſamten Adel der Provinz verurſachten, fühlte 
fich der König bewogen, dieje Art der Wiederbevölkerung Litauens einzu- 
ſtellen und die Unterſuchungskommiſſion aufzulöſen. Der Beſcheid vom 
27. April 1724 enthielt folgende Begründung: „Und da wir nunmehro 
Coloniſten genug von auswärtigen Orten bekommen, daß wir alſo nicht 
nötig haben, der dortigen adligen und cölmer Unterthanen dazu anzu⸗ 
nehmen, jo ſoll Eure Commiſſion von nun an eeſſiren“). 

Daß nach einem halben Jahrhundert die adligen Herren immer noch 
eine Vermehrung ihrer Gutshörigen aus den Kreiſen der freien Land⸗ 
bevölkerung zu erſtreben ſuchten, erhellt aus einem 1770 zwiſchen Königs ⸗ 
berg und Berlin geführten Schriftwechſels). Die Kammer zeigte an, daß 
die Herren vom Adel „ſich freye Leuthe unterthänig zu machen futten”. 
Der Graf Dönhoff in Quittainen habe bereits ſieben Perſonen um ihre 
Freiheit gebracht; zuletzt habe er noch einen Inſtmann aus dem Amte 
Pr.⸗Holland mit Familie in feine Güter gelockt und fich die. Mannſchaft 
angeloben laſſen. „Dergleichen Unternehmungen geſchehen von vielen. 
Adel. Eigenthümern unter mancherley Vorſpiegelungen und Verſprechun⸗ 
gen.“ Viele bedienten fic) dabei des Kunſtgriffs, die Leute zuerſt jo tief 
bei ſich in Schulden geraten zu laſſen, daß ſie ſich nicht mehr auslöſen 
könnten und zur Untertänigkeit verpflichten müßten, „damit die Guts⸗ 
herrſchaft ihnen nur die Schuld erlaſſe“. Es fei nötig, ein Geſetz zu ver- 
öffentlichen, daß niemand mehr freie Menuſchen in die Untertänigkeit 
zwingen dürfe. 

Das General- Direktorium zeigte fich überraſcht und meinte, derartige 
Vorgänge müßten doch unmöglich fein, da fich ein jeder durch die ordentlichen 
Gerichte vor Vergewaltigungen ſchützen könnte. Die Kammer möchte den 
Sachverhalt noch näher erläutern. Dieſe legte die Verhältniſſe nochmals 
dar und wies nach, wie unzuträglich dem Staatswohle die geſchilderten 
Vorkommniſſe wären. Ganze Geſchlechter gerieten dabei ins Unglück, 
weil die Kinder folder Perſonen oft aus Unkenntnis der Geſetze ihre Frei- 
heit nicht behaupteten; wenn fie dann 30 Jahre in den Gütern gelebt, 
wären fie durch Verjährung rechtlich tatfächlich unfrei geworden, trotzdem 
ſie in voller Freiheit geboren worden. 

Nunmehr wurde die Angelegenheit dem Juſtiz-Departement unter- 
breitet, und dies ſprach ſich gleichfalls dahin aus, daß ein Geſetz notwendig 
wäre. Doch wurde ein ſolches nicht fertiggeſtellt. 

4, Wie geſtaltete ſich die Lage der Erbuntertanen im letzten Viertel 


. Et. Min, 4a, 
Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Sekt. 4 Nr. 4. 


— 269 — 


des 18. Jahrhunderts? Die Frage wurde von jeher ſehr verſchieden be- 
antwortet; die Meinungen ſtanden ſich farf entgegen. Während einige 
die Erbuntertänigkeit als eine milde und dem einzelnen wohltätige Ein⸗ 
richtung prieſen, verurteilten andere fie als menſchenunwürdig auf das 
ſchärfſte. Abgeſehen davon, daß viele dieſer Stimmen leidenſchaftlich ihre 
Parteianſchauungen vertraten und deshalb nicht als ſachliche Zeugen 
gelten durften, läßt ſich der Widerſpruch in den Anſichten ſchon dadurch 
erklären, daß die Lage der Erbuntertanen an den einzelnen Orten eine 
ganz verſchiedene war. Das Verhältnis zwiſchen Gutsherrn und Untertan 
wurde in erſter Reihe durch die Perſönlichkeit des erſteren beeinflußt und 
beſtimmt. Der Juſtitiar⸗ Horn, welcher 46 Jahre als Patrimonialrichter 
in der Umgegend von Nordenburg tätig geweſen, ſchrieb :): „Die Ber- 
ſchiedenheit des Wohlſtandes der erbuntertänigen Familien hing lediglich 
von der guten oder ſtrengen Behandlung der Grundherrſchaft ab, und 
wir hatten damals bedeutende Güter, wo der Bauer ſowohl als Tagelöhner 
ſich einer gewiſſen Wohlhabenheit erfreuen konnte“. Ganz zufrieden⸗ 
ſtellend war das Verhältnis der Herrſchaft zu den Untertanen in einigen 
größeren Herrſchaften, namentlich in den Beſitzungen der Dohna), Dönhoff 
und Kanitz und nicht minder in denen des menſchenfreundlichen Herrn 
von Farenheid. 

Anders verhielt es ſich bei den aus einer Hand in die andere über- 
gehenden Gütern, vornehmlich auch bei den von Verwaltern und Pächtern 
bewirtſchafteten. Unwürdige Behandlung und gewiſſenloſe Ausbeutung 
der Untertanen blieben da nicht aus. Daß dieſe ihre Lage als eine kaum 
zu ertragende Laſt empfanden, läßt fih aus den in den Tagesblättern 
regelmäßig wiederkehrenden Anzeigen über das Entlaufen untertäniger 
Leute ſchließen. Namentlich verſuchten Geſindeperſonen ſich auf dieſe 
Weiſe einem unerträglichen und verhaßten Drucke zu entziehen“). 

Es iſt geſagt worden, daß die Untertanen doch in ziemlich erträglichen 
Zuſtänden gelebt haben müſſen, weil verhältnismäßig ſelten Klagen über 
unwürdige Behandlung durch die Gutsherrſchaften angebracht wurden. 
Wenn dem wirklich ſo war, ſo erklärte ſich das aus den meiſt erbärmlichen 
Rechtszuſtänden in den adligen Gütern; die untertänigen Hinterſaſſen 
wurden ſozuſagen rechtlos gemacht. In einem Aufſatze über die Leib- 


1) Preuß. Prov. Bl. 13 S. 87. 

3) Baczlos Annal. 1793 S. 12 u. 28f. 

3) Der Zwangsgeſindedienſt wurde oft ganz beſonders hart und drückend emp- 
funden, und manche ſuchten ſich davon loszumachen. Die Magd Dorothea Pollitt zahlte 
1757 als halben Loskauf 5 Ntl. und erhielt dafür von dem Guksherrn zu Gr. Peiſten 
die „feste Verſicherung, daß fie zu teiner Zeit und auf teinerley Art und Weiſe bey je- 
mandem zu dienen gezwungen werden foll, ſondern fie foli die Freyheit haben, fid in 
feinen Gütern aufzuhalten oder auch zu vermieten, wo es ihr gefällig ift". 


eigenſchaft und Dienſtpflichtigkeit in Oſtpreußen wurde ausgeführt: „Zwar 
ſo hart als im alten Polen haben hier die Untertanen nicht traktiert werden 
können; aber es ſollte doch auch nicht an Beiſpielen fehlen von mancherley 
grauſamen und ſchauderhaften Behandlungen. Zwar hat jedes adlige Gut 
feinen Jurisdictionarius; aber muß der fid nicht dem Willen feines Patrona 
fügen, und kommt auch wohl alles bei ihm vor? Iſt dem ſo hart Behandelten 
nicht auch alle Gelegenheit benommen, feine Klage anderweitig anzu⸗ 
bringen?“ ). 

Ein unerfrevliches Bild von den rechtlichen Verhältniſſen der Untere 
tanen in manchen Rittergütern entrollte Regierungsrat Glave, der 1783 
einen Bericht über das damalige Patrimonialgerichtsweſen abftattete und 
u. a. ſchrieb: „So war denn alfo der adlige Unterlan in einer Sklaverei, 
wovor der Menſchheit grauet; ja ich habe in Angerburg eine Unterſuchung 
gegen eine ſolche viehiſche Herrſchaft gefunden, welcher der Tod eines 
grauſam behandelten Mädchens Schuld gegeben ward.“ e) 

Im allgemeinen empfanden freilich viele der untertänigen Qande 
bewohner den unfreien Zuſtand nicht jo Bet und lebhaft, wie man das 
heutzutage wohl vielfach annimmt. Sie hatten von dem Unwürdigen jener 
Einrichtung nicht die rechte Vorſtellunge); das fittliche Gefühl der untere 
tänigen Klaſſen war durch die Macht einer jahrhundertelangen Gewohnheit 
viel zu ſehr abgeſtumpft. Den meiſten erſchienen die Feſſeln der Unfreiheit 
als etwas Selbſtverſtändliches, und fie wähnten ſich glücklich, wenn für 
ihre leiblichen Bedürfniſſe geſorgt war, ihre Fronden ſich auf ein angemeſſenes 
Maß ſtellten und die Behandlung durch den Patrimonialherrn fi als ere 
träglich erwies. 

Als aber im letzten Jahrzehnt des Jahrhunderts die Nachrichten von 
der großen Revolution in Frankreich bis in das entfernte Preußenland 
drangen und die Schlagworte von Freiheit und Gleichheit aller Menſchen 
unter dem niederen Landvolk in Umlauf kamen, wurden die Feſſeln der 
Untertänigkeit nur mit ſteigendem Unwillen ertragen. Allenthalben be⸗ 
merkte man eine dumpfe Gärung) unter der unfreien Landbevölkerung, 


1) Jahrb. d. Pr. Mon. 1801 S. 196. Vgl. auch Stadelmann, Publ. XI S. 109f. 

) Die meiſten der gegen Untertanen begangenen Grauſamkeiten kamen gar nicht 
zur allgemeinen Kenntnis, weil die adligen Gerichtshalter entweder alle Klagen nieder- 
schlugen oder zu Gunſten des Gutsherrn entſchieden, und ſelten gelangte bei jehr groben 
Ausſchreitungen eine Nachricht bis zu den Regierungsſtellen. — 1669 wurde durch Land- 
tagsabſchied die Veröffentlichung eines Mandats „Wegen Entlaufens der Unterthanen“ 
angeordnet, „jedoch daß auch die Ritterſchaft die Leute dergeſtalt tractire, daß fie bleiben 
tönnen, und daß ihnen die provocationes und appellationes an das Hof und Ober 
appellations-Gericht, viel weniger ihre andere Beſchwerden immediate an S. Ch. D. 
zu bringen, durch Zwang und Bedräuung nicht genommen oder entzogen werden“ 
(Breyſig, Urt. u. Att. XVI S. 586). ®) Böhme a. a. O. S. 20. ) Geh. StM 
Rep. 118 C. Brieſwechſel Schrötters mit Bey me 1798. 
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die hier und da zu groben Ausſchreitungen führte. So brachen 1795 
auf dem adligen Gut Malſchöwen offene Unruhen aus, die durch militäriſche 
Strafkommandos unterdrückt werden mußten ). 

Weshalb ſtrebten die Rittergutsbeſitzer danach, die Zahl der Erbunter⸗ 
tanen in ihren Beſitzungen möglichſt zu vermehren? Zwei Geſichtspunkte 
waren für fie beſtimmend: a) Der Gutsherr mußte bei dem Mangel an 
Arbeitskräften, der ſich bei der dünnen Bevölkerung des Landes bis in 
das letzte Drittel des Jahrhunderts bemerkbar machte, darauf bedacht ſein, 
fih einen genügenden Stamm von Leuten zu erhalten, über den er jeder⸗ 
zeit verfügen konnte. Bei freien Angeſtellten mußte er ſtändig befürchten, 
daß ſie ihm nach Ablauf der vertraglich ausbedungenen Zeit aufſagten und 
ſich auf ein anderes Gut oder in ein anderes Amt ſetzten. Namentlich 
wurden die von den preußiſchen Königen zur Wiederbevölkerung der Amter 
getroffenen Vergünſtigungen des Anbaus den adligen Gütern recht un. 
bequem, da ſie ihnen gerade die tüchtigſten und ſtrebſamſten Kräfte zu 
entziehen drohten. Gegen den gefährlichen Wettbewerb der ſtaatlichen 
Beſiedelung konnten ſich die Gutsherren nur dadurch ſchützen, daß ſie ihre 
Leute ſo viel als möglich zu Gutshörigen machten. b) Die Gutsuntertanen 
galten als ein für die Grundherrſchaft unerſetzliches Kapital, weil fie jeder- 
zeit, dem Befehle des Herrn gemäß, zu Dienſtleiſtungen bereit ſein mußten 
und dafür augenſcheinlich eine viel geringere Vergütung erhielten als freie 
Menſchen. Wieweit dieſes tatſächlich zutraf, wird fid) noch ſpäter zu untere 
ſuchen Gelegenheit bieten. Es war aber diefe Vorſtellung lange Zeit all- 
gemein verbreitet und trat beſonders dabei zutage, daß Güter, die voli- 
zählig mit Untertanen beſetzt waren, im Preiſe nicht unbeträchtlich höher 
ſtanden als gleich große Güter, die mit freien Arbeitskräften bewirt⸗ 
ſchaftet werden mußten. Deshalb enthielten die in den Intelligenz 
blättern befindlichen Anzeigen von Gutsverkäufen häufig Angaben über 
die Zahl der in den Beſitzungen anſäſſigen Erbuntertanen “. 


Nicht alle Einſaſſen der adligen Güter waren untertänig. In der 
Regel beſaßen nur die mit Bauern beſetzten größeren Rittergüter Unter⸗ 
tanen, während ſich die auf den kleinen adligen Beſitzungen anſäſſigen 
Leute mit wenigen Ausnahmen der perſönlichen Freiheit erfreuten. Auch 
unter den adligen Bauern gab es ſehr viele freie Familien, und die Bor- 


1) @. StA. Fach 939, Nr. 66. 

2) Kbg. Int. Z. vom 24. Januar 1782: „Das im Hauptamte Ortelsburg bey 
Paſſenheim gelegene Adl. Gut Gilgenau, worauf ein einträglicher guter Acer und Wald, 
eine anſehnliche Brau- und Brennerey, 1000 St. Schafe und eine eigene privilegierte 
Mühle, auch überflüſſige Untertanen vorhanden, ſtehet aus freyer Hand zu verkaufen 
oder zu verpachten“. 
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ſtellung, als ob vor 1807 die adligen Güter Oſtpreußens und Litauens 
nur von Untertanen bevölkert geweſen ſeien, iſt ganz hinfällig. Leider 
reichen die erhalten gebliebenen Aufzeichnungen nicht aus, um das Ver 
hältnis der untertänigen zur freien Bevölkerung zahlenmäßig für das 
ganze Land darzustellen. Indeſſen find von ſehr vielen Gütern Nachrichten 
über die perſönlichen Beziehungen ihrer Einſaſſen erhalten ), fo daß 
daraus allgemeinere Schlüſſe gezogen werden können. Am verbreitetſten 
war die Erbuntertänigkeit in den oberländiſchen Herrſchaften der Dohna, 
Dönhoff, Kunheim, Canitz uw. Das Los der Gutseingefeffenen ge- 
ſtaltete ſich dort recht erträglich; deshalb fühlten ſich die Erbuntertanen 
in ihrer Lage derartig wohl und vor jeglicher Not geborgen), daß ihnen 
die Erſtrebung der perſönlichen Freiheit geradezu als widerſinnig erſchien, 
was ſpäter bei Aufhebung der Erbuntertänigkeit im Jahre 1807 recht augen- 
fällig zutage trat. Die Erbuntertanen waren die Schützlinge ihrer wohl. 
geſinnten Grundherrſchaften und befanden fich bei Unglücksfällen freien 
Perſonen gegenüber weſentlich im Vorteil; kein Wunder deshalb, wenn 
die neu in die Güter anziehenden Perſonen alsbald den Untertänigkeitseid 
ablegten. 

Man wird annehmen dürfen, daß in Oſtpreußen und Litauen etwa 
doppelt ſo viel untertänige als freie Bauern vorhanden waren. Ein ganz 
anderes Verhältnis ergibt ſich, wenn nicht nur die bäuerlichen Familien, 
ſondern sämtliche Einwohner der adligen Güter, aljo auch Gärtner, Fnit- 
leute, Losgänger und Geſinde, in Betracht gezogen werden; die über 
wiegende Mehrzahl dieſer Volksklaſſe erfreute ſich der perſönlichen Freiheit. 

Man hat den Verſuch gemacht, für die einzelnen Landſchaften ab- 
weichende Zuſtände in den perſönlich⸗ rechtlichen Beziehungen der adligen 
Gutseinſaſſen feſtzuſtellen, was jedoch unmöglich ift, da die Verhältniſſe 
von Beſitzung zu Beſitzung wechſelten und von gleichartigen Erſcheinungen 
gar keine Rede fein konnte. Kern nennt das Samland „das Land der 
untertanenloſen Gutswirtſchaft mit freiem Geſinde“ und verallgemeinert 


1) Zur Veranſchaulichung feien hier einige Beiſpiele angeführt. In Kirſteins⸗ 
dorf befanden ſich ünter 50 Familien 15 untertänige. In Pögdorf waren 18 Zinsbauern, 
3 Knechte, 3 Mägde und 2 Jungen frei, 4 Scharwerksbauern, einige Ausgedinger und 
der Schullehrer untertänig. In Gilgenau waren 10 freie und 9 untertänige Bauern. 
In Kallen waren 1780 ſämtliche Gutseinſaſſen freie Leute. In Gr. Mitten waren frei 
der Schulze, der Müller, 8 Morgener und 3 Inſtleute, untertänig die 4 Scharwerks⸗ 
bauern. In Legitten waren nur freie Leute, ebenfo in Baruden, Lindenberg. In Po- 
dangen befanden fidh 1719 neben 319 untertänigen nur 37 freie Leute. In Reichenau 
waren 21 Bauern und 6 Inſtleute frei, 2 Bauern und 2 Ratteyer untertänig. In Sper- 
glienen waren nur der Hirt und der Gärtner untertänig. In Adl. Thierenberg waren 
1783 45 untertänige Familien. In Weßlienen waren alle untertänig mit Ausnahme 
des Krügers, des Müllers und 7 Fiſcherfamilien. Adl.-Jeſau hatte 56 untertänige Fa- 
milieu. ) Set. Hollad, Grafen zu Eulenburg 1 S. 1. 
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damit zu ſehr einige erhaltene Nachrichten. In Wirklichkeit hatten mehrere 
ſamländiſche Güter Erbuntertanen, einzelne fogar in großer Menge, z. B. 
Lablacken, Bledau, Fuchshöfen und Thierenberg. 

Einigermaßen einheitliche Zuſtände herrſchten nur in den unter der 
Grundherrſchaft der Städte und anderer Körperſchaften ſtehenden Dörfern; 
die darin anſäſſigen Bauern genoſſen mit ganz geringen Ausnahmen die 
perſönliche Freiheit. Seltſamerweiſe verblieben die Bauern in den der 
Königsberger Kämmerei gehörigen Dörfern Mahnsfeld und Packerau bis 
zum Jahre 1807 in der Erbuntertänigkeit ), und es ſtimmte dieje Tatſache 
schlecht zu der vom Rate der drei Städte auf den Landtagen des 16. und 
17. Jahrhunderts ſtets vertretenen Meinung, daß die Unfreiheit der Be- 
völkerung des platten Landes gegen jedes Recht verſtoße ). 


$ 40. Die beſitzrechtlichen Verhältniſſe der adligen Einſaſſen. 

Den auf den Dienſtgütern der Edelleute angeſetzten leibeigenen 
Preußen fehlte von vornherein jedwedes Anrecht an die bewohnte Scholle. 
Der Grundherr konnte mit ihnen nach Belieben verfahren; ihr Beſitzrecht 
war das denkbar ſchlechteſte. Anders verhielt es ſich mit jenen Einſaſſen 
landesherrlicher Zinsdörfer und den zahlreichen preußiſchen Freien, die 
unter private Grundherrſchaft gerieten. Sie hatten ſich ſolange beſonderer, 
ihnen von der Landesherrſchaft eingeräumter Beſitzrechte erfreut, fei es 
als Kölmer oder Freie oder Erbzinsbauern. Die Abſicht der Grundherren 
ging alsbald auf Abänderung oder gänzliche Beſeitigung der beſonderen 
Rechte ihrer nunmehrigen Gutseinſaſſen. Die Grundſtücke der Kölmer 
und Freien wurden teils durch Kauf, teils durch Heimfall den Gutslände⸗ 
reien angegliedert. Das Beſitzrecht der Bauern erfuhr eine Umgeſtaltung, 
entweder durch angeblich freiwillige Vertragſchließung mit den Beteiligten 
oder durch gewaltſame Aufhebung des alten Rechtszuſtandes. So machte 
ſich allenthalben als Gegenſtück zum Verluſt der perſönlichen Freiheit der 
bäuerlichen Einſaſſen die zunehmende Verſchlechterung der Beſitzrechte 
bemerkbar. Das für die Beſitzverfaſſung des Landes folgenſchwere End- 
ergebnis dieſer Entwicklung war die völlig veränderte Stellung des Guts⸗ 
herrn zum bäuerlichen Beſitz an Stelle des Obereigentums über die Bauern ⸗ 
Höfe war das unmittelbare perſönliche Eigentum des Rittergutsbeſitzers 
getreten). 

Auch hinſichtlich des Beſitzrechts war alfo der Unterſchied zwiſchen 


1) Kbg. Stadtarch. A. 112 Nr. 48. 

) Plehn a. a. O. Bd. 17 S. 449f. 

3) Von Wrangel-Waldburg S. 6. 
S tein, Die ländl. Berfaflung Ofpreubens. Schr. d. Inf f. CH W. Heft 5. 18 
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preußiſchen und deutſchen Bauern verſchwunden; es gab auf den meiften 
Gütern nur eine Klaſſe von Bauern mit ſehr unſichern Beſitzverhältniſſen. 

Am Anfange des 18. Jahrhunderts ſaßen die adligen Untertanen 
größtenteils als unerbliche Laſſiten. Die von der Preußiſchen Regierung; 
1716 nach Berlin geſandte Nachricht von den Gutsbauern beſagte, daß die 
Untertanen auf die Huben geſetzt würden wie der Hofmann auf ein Vor⸗ 
werk, daß fie ein gewiſſes Inventarium an Haus, Vieh, Wagen und Geräten 
empfingen und jederzeit vollſtändig zu erhalten hätten. Sobald der Bauer 
„Großvater“ geworden, würde die Stelle dem tüchtigſten Sohne übergeben; 
ſchlechte Wirte könnte der Gutsherr vom Hof herunterſetzen und als Gärtner 
und Inſtleute verwenden ). 

Die meiſten Güter litten nach der großen Peſt an einem empfindlichen 
Zeutemangel?). Ebenſo wie die ſtaatlichen Behörden ſuchten die Guts- 
bejiger Anſiedler heranzuziehen. Zum Teil aus den weſtlichen Provinzen 
ſtammend, befanden fich diefe im Beſitze der perſönlichen Freiheit. Bei 
Übernahme einer laſſitiſchen Stelle gerieten fie aber in Gefahr, der Schollen 
pflichtigkeit zu verfallen. Deshalb zogen ſie es vor, als freie Männer mit 
dem Gutsherrn einen Vertrag auf beſtimmte Zeit abzuſchließen. So fand 
die im 17. Jahrhundert nur vereinzelt auftretende Zeitpacht⸗) bei der 
Beſetzung der adligen Bauernhöfe nach und nach immer größere Ver⸗ 
breitung und bürgerte ſich ſchließlich allgemein ein. Zuletzt wurden auch, 
die Erbuntertanen wie Zeitpächter behandelt und nur für gewiſſe Jahre 
auf die Bauernhöfe geſetzt). Die Zeitpacht erwies ſich für den Guts⸗ 
beſitzer als durchaus zweckmäßig. Er konnte nach Ablauf der Pachtzeit 
immer neu über die Stelle verfügen), fie zu vorteilhafteren Bedingungen 
austun, auch den unwirtſchaftlichen Wirt ziehen laffen und einen tüchtigeren 
an feine Stelle ſetzen. War der Zeitpächter ein Erbuntertan, jo konnte der 
Grundherr auch fon vor Ablauf der Pachtjahre mit ihm alle möglichen 


1) Kern a. a. O. S. 172. 

3) Ebenda S. 165. In den Veſizungen des Grafen von Schlieben waren 1350 
Menſchen weggeſtorben. 

) Ebenda S. 195, Fußnote. 

4) Wie bei der Beſetzung der bäuerlichen Stellen das alte laſſitiſche Verhältnis 
mehr und mehr durch die Beitpacht verdrängt wurde, geht deutlich aus den Aufzeich- 
nungen des Grünen Hausbuchs der Gr.⸗Peiſtenſchen Güter hervor, das auf etwa 1000: 
Seiten alle Beſitzveränderungen der zahlreichen Gutseinſaſſen vermerkt. Bis 1730 
ungefähr werden die Höfe den Bauern durchweg als Laßbeſitz angewieſen; dann tauchen 
vereinzelt Zeitpachtsverträge auf, die in den 50er und 60er Jahren immer häufiger 
werden, und schließlich bleiben die alten Beſaßbriefe, wie fie für Laſſiten üblich waren, 
gänzlich aus. 

) Königsb. Intel. B. 1786: „Zu ſechs in dem Dorfe Neufohlen neben Pr.-Eylau 
mit Michael er. erledigten Bauernhöfen, jeder von 3 Huben, werden Mietsluſtige auf- 
gefordert“. 
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Veränderungen vornehmen, ihn zum Inſtmann erniedrigen und vielleicht 
nach einiger Zeit wieder auf einen Bauernhof ſetzen ). Das bloße Beit 
pachtsverhältnis ermöglichte aber auch dem perſönlich freien Manne die 
Erhaltung ſeiner Freiheit. Er konnte nach abgelaufener Pachtzeit dem 
Grundherrn aufſagen und davongehen, vorausgeſetzt, daß dieſer keine 
Schuldforderungen an ihn zu ſtellen hatte. 

Die Pachtzeit wurde in den allermeisten Fällen auf drei Jahre ver- 
einbart, doch kamen gelegentlich auch längere und kürzere Friſten vor; in 
den Gr.-Peiſtenſchen Gütern pflegten die Pachtverträge auf 6 oder 9 Jahre 
geſchloſſen zu werden. Die kurzen Pachtfriſten trugen in manchen Gegenden 
mit dazu bei, den Unterſchied zwiſchen Bauer und Gärtner zu verdunkeln 
oder auch völlig wegzuwiſchen ?). Beſonders in den polniſch beſiedelten 
Gegenden, in denen der zur bäuerlichen Stelle gehörige Acker ſelten mehr 
als eine Hufe, ſehr oft noch weniger betrug, ſah man den Bauer als einen 
reichlich mit Land ausgeſtatteten Gärtner an. Er wurde auch in den amt⸗ 
lichen Berichten verſchiedentlich ſo benannt, beſonders dann, wenn er als 
Beſatzvieh keine Pferde, ſondern nur Ochſen erhalten hatte. Das Streben 
der adligen Gutsbeſitzer nach Verdrängung der Bauern aus ihrem Beſitz 
und Umwandlung der Bauernhöfe in bloße Landarbeiterſtellen, über die 
ſie beliebig verfügen konnten, machte ſich um die Mitte des Jahrhunderts 
in hohem Maße bemerkbar. Wie es König Friedrich verſtand, diefe dem 
Bauernſtande gefährlichen Abſichten der Gutsbeſitzer zu vereiteln, wird 
unten näher darzulegen ſein. Unter ſeinen Nachfolgern aber geſchah es 
mitunter, daß die Kammern den Wünſchen der Adligen bereitwillig nai- 
kamen und Veränderungen in den Beſitzverhältniſſen der Bauern ge- 
ſtatteten. 

So wurde 1790 in den Boſembſchen Gütern mit den Bauern eine 
gänzliche Umwandlung vorgenommen. Im landſchaftlichen Abſchätzungs⸗ 
protokoll wird darüber berichtet: „Da die Ausſaat hier nicht ſo ſehr groß iſt, 
und die Bauern ſo wenig geben und ſo ſchlecht wirtſchaften, ſo ſind ſchon 
drei Erbe deshalb zum Hofe gezogen und werden mit Magdeburgiſchen 
Halbbauern laut Cammer⸗Verordnung beſetzt, und fo nach und nach die 
anderen eingezogen, indem dann die Nutzung weit höher ausfällt“. „Ein 


1) 1742 wurde von der Gr.⸗Peiſtenſchen Lehnsherrſchaft im Dorfe Buchholz ein 
2% Hufen großes Erbe auf 6 Jahre in Zeitpacht gegeben. Der Pachtbertrag enthielt 
folgende Beſtimmung: „Die Herrſchaft behält fiğ vor, an dieſen Kontrakt gar nicht 
gebunden zu fein, im Fall fie ihn (den Annehmer der Stelle) anderwärts irgendwo 
nötig gebrauchen ſollte, ellen er fih dann auch nicht weigern kann, indem er der Herr 
ſchaft Unterthan ift”. 

) Gutsarchiv Beynuhnen Nr. 668, Baron von Heyting auf Ernſtburg ſchloß 
1798 mit den 4 Scharwerksbauern zu Ilmen einen Zeitpachtsvertrag auf 1 Jahr. 

18* 
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Magdeburgiſcher Halbbauer, d. h. der eine Magdeburgiſche halbe Hufe 
oder 2 ordentliche Eulmiſche Morgen in jedem Felde hat, zahlet für 4 Morgen 


im Winter⸗ und Sommerfeld 4 Rtl. — Gr. 
für Wohnung und Garten. Br E 
an Kopfſchoß — „ 70 „ 
an Klauenſchoß. E. 
für 20 Stück Garn fpinnen und wirken I 
für eine Weidegans. „ 
für ein Achtel Holz ſchlagen und anfahren. 1 „ — „ 
große und kleine Poſten reiten bis 6 Meilen in 

benachbarte Städte für das Jahr. TR 
für je 12 Scharwerkstage der Mann u. die Fran 1 „ 6 „ 
Grasmiete für Pferd und Vie ..... 4 Sp 


zuſammen 16 Rtl. 64 Gr. 


Die umgewandelten Stellen konnten nicht mehr als Bauernhöfe on. 
geſehen werden; denn ihre Inhaber waren allein durch einen Dienſtvertrag 
an die Herrſchaft geknüpft; man hatte ihnen den Namen Halbbauern ges 
geben, um den ganzen Vorgang zu verſchleiern. 


Neben der Zeitpacht, die am Ende des Jahrhunderts in allen Teilen der 
Provinz ſehr ſtarkverbreites war, gab es noch andere Formen des Beſitzrechts. 
Als unerbliche Laſſiten ſaßen viele der zu täglichem Scharwerk verpflich- 
teten Dienſtbauern, deren Zahl aber ſtark zurückgegangen war. Nur im 
ſüdlichen Ermlande waren die adligen Bauern größtenteils unerbliche 
Laſſiten geblieben; aber fie befanden fich ebenſo wie die dortigen Domänen- 
bauern im eigentümlichen Beſitz der Gebäude. Ein eigentliches Zeitpachts⸗ 
verhältnis beſtand bei den ermländiſchen Gutsbauern nur ſelten. 

Der erbliche Laßbeſitz war beſonders in den Kämmerei, Hofpital- 
und Stiftsdörfern verbreitet. Den untertänigen Bauern in den Königs⸗ 
berger Kämmereidörfern Mahnsfeld und Packerau wurden die Erbe „bei 
guter Wirtſchaft zeitlebens belaſſen“. Der Beſitz war alfo nur ein beſchränkt 
erblicher, und der Beſatzbrief der Bauern bemerkte: „Nicht weniger muß 
er ſich gefallen laſſen, daß ihm nach Bewandnis der Umſtände Huben zu⸗ 
geſchlagen oder abgenommen, oder wohl gar das Erbe veräußert oder auf 
Erbpacht oder unter andern Conditionen ausgetan werde, indem ihm nichts 
mehr als die Abnutzung derſelben auf eine unbeſtimmte Zeit und nur 
fo lange, als er gut wirtſchaftet und keine Umſtände vorkommen, die eine 
Veränderung mit dem Erbe und denen darauf gelegten Abgaben vorzu · 
nehmen erfordern, überlaſſen wird“). 

1) Obgleich nach dieſen Beſtimmungen des Beſatbriefs die Erblichteit der Stellen 


EE 


Auf einigen an Flußniederungen gelegenen Rittergütern hatte die 
Zeitemphyteuſis Eingang gefunden. Auf den Friedrichſteinſchen und 
Fuchshöfenſchen Gütern am Pregel entſtanden während des 17. Jahr- 
hunderts die ſogenannten „Freiholländereien“. Um 1600 befanden ſich 
auf weiten Strecken des Pregeltales noch „ſumpfige, moraftige Niederungs⸗ 
wieſen, Brücher, Moore und mit Buſch⸗ und Strauchwerk bedeckte Lände⸗ 
reien, die erft durch Rodungen, Abgrabungen, Dammſchüttungen und 
Einwallungen zugänglich und urbar gemacht werden mußten“. Die Guts. 
herren gaben dann die einigermaßen anbaufähigen Ländereien an Kolo⸗ 
niſten in Pacht, und es entſtanden zwiſchen 1604 und 1620 die Ortſchaften 
Birkenwalde, Ellernwalde, Horſt, Kl.⸗Barthen, Pregelswalde, Seewieſen 
und andere ). Die Pächter nannten fih Freiholländer; fie hatten Verträge 
für 20 oder 30 Jahre abgeſchloſſen unter ähnlichen Bedingungen wie die 
oben erwähnten Zeitemphyteuten der Memelniederung. 

Das erbliche Beſitzrecht der adligen Hinterſaſſen erfuhr während des 
18. Jahrhunderts eine ſtetig zunehmende Verbreitung infolge der zahl- 
reichen Umwandlungen des laſſitiſchen Verhältniſſes oder der Zeitpacht 
in Erbzins und Erbpacht. Dies Verfahren kam mit dem ſchon lange 
vor 1800 von den meiſten adligen Gutsbeſitzern bewirkten Wechſel 
in der Arbeitsverfaſſung mehr und mehr in Aufnahme. Da die Schar⸗ 
werksdienſte der Bauern großenteils entbehrt werden konnten, das Ein- 
ziehen der Stellen aber der ſtaatlichen Aufſicht wegen nicht durchführbar 
war, ſo gingen viele Gutsherren daran, die Bauernhöfe mit erheblich 
erhöhtem Zins erblich oder gar eigentümlich auszutun, um ſo wenigſtens 
die grundherrlichen Einkünfte zu vermehren. So waren z. B. ſämtliche 
Beſitzſtellen in den „zur Grafſchaft Nautenburg”?) gehörenden 29 Ort- 


bezweifelt werden könnte, wurde fie bei der Eigentumsverleihung im Jahre 1821 den 
Bauern ausdruüclich zuerkannt. — Als erbliche Laſſiten galten auch die bäuerlichen Wirte 
auf den Borberhufen, in dem der Wehlauer Kämmerei gehörigen Bürgersdorf, in den 
ermländiſchen Kämmereie und Stiftsdörfern Reuſchhagen, Atlamp, Bürgersdorf, Zar 
brodzin, Bukowagora, Markeim, Soritten und Adl.⸗Klakendorf, in einigen Dörfern 
des Löbenichtſchen Hoſpitals, in vielen adligen Ortſchaften des Oberlandes, z. B. in 
Deutſchendorf, Buchwalde, Reichau, Kerpen, Neu⸗Beſtendorf und in den natangiſchen 
Dörfern Kirſchitten, uhlhauſen und Wolmans. Einzelne erbliche Laffiten im Ober- 
lande beſaßen die Gebäude auch eigentümlich (Gen. Komm. Arch. Regulierungsakten). 

1) N. Pr. Prov. Bl. Bd. 12, 1851 S. 147ff. 

) Das adlige Gut Rautenburg in der Memelniederung nahm in der Reihe der 
übrigen oſtpreußiſchen Herrſchaften einen beſonderen Platz ein wegen des demſelben 
beigelegten Prädikats einer „Graſſchaft“ Dem Befiper der Güter, Grafen Keyſer⸗ 
Ungk, hatte Friedrich Wilhelm II. im Jahre 1787 ein Diplom verliehen, welches die 
Vergunſtigung enthielt: „. . ernennen und erheben wir mit wohlbedachtem Muth, 
gutem Rath und rechtem Wiſſen aus Königlicher Souveräner Machtvollkommenheit 
vorgedachtes adliges Rittergut Rautenburg nebſt den dazu gehörigen Dorſſchaften und 
Pertinentien in den Stand und die Würde einer Grafschaft, dergeſtalt und aljo, daß 
bemeldtes Rittergut Rautenburg nun hinfüro in Ewigkeit eine Grafſchaft fein und heißen, 
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ſchaften Erbzinsgüter. In zahlreichen Dörfern wurden einzelne Höfe in 
Erbpachts⸗ oder Erbzinsgüter umgewandelt), manchmal auch ganze Dörfer. 

1795 ſchloß Herr von Hülſen mit 4 Wirten in Adl. Legden Erbpachts⸗ 
verträge. Jeder Zweihüfner erlegte 1000 fl. Erbſtandsgeld, übernahm 
50 Rtl. jährlichen Kanon und ein Laudemium von 200 fl. „ohne Nücjicht 
aufs Verkaufs⸗Pretium“ ). 1801 verwandelte Baron von Schimmelpfennig 
auf Hohenfelde ſeine 16 Bauern in Erbpächter. Von zwei Hufen wurden 
gezahlt 200 Ril. Einkauf und an immerwährendem Zins: 


24 Rtl. — Gr. Hufenzins, 
2 Waldzins, 
— „ 63 „ẽWieſengeld, 
— „ 72 „ Hühnergeld 
zuſammen 27 Nil. 45 Gr. 


Zugleich erhielten die neuen Erbpächter Frei- und Losbriefe ausgefertigt. 

1802 ſetzte Herr von Drebnitz 12 Bauern zu Krämersdorf auf Erbpacht 
gegen 100 bzw. 133 Ntl. 30 Gr. Einkauf und 24 Ntl, jährlichen Kanon). 
1805 vereinbarte Herr von Farenheid mit 5 Bauern zu Jodſchin einen 
Erbpachtsvertrag“), und in dem gleichen Jahre erhielt der Gutsherr von 
Trempen die Genehmigung des General-Direktoriums, feine 6 auf Beit- 
pacht ſitzenden Bauern in Erbpächter umzuwandeln‘). 

Zahlreiche andere Nachrichten über den Abſchluß von Erbpachtsver⸗ 
trägen mit ehemaligen Zeitpächtern oder Laſſiten haben ſich erhalten. 
Schließlich waren die vielen adligen Mühlen und Krüge auf Erbzins oder 
Erbpacht verliehen“). 
auch von allen unſern Oprigteiten und Gerichten und fonft von jeder männiglich mes 
Würden, Standes und Weſens fie fein mögen, alfo genannt, geſchrieben, geachtet und 
gehalten werden, wie nicht weniger der jedes malige Geer von ſich der Graf der Graf- 
ſchaft Nantenburg zu nennen und zu schreiben befugt fein foll.” (Vgl. Altpr. Mon. 48 
S. 217 f.) 

3) Erbzinſer ben in folgenden zu den Fürftlich Dejfauifgen Gütern gehörigen 
Dörfern: Bubainen, Eſchenbruch, Frohnertswalde, Hopfenau, Kuhftieh und Morişe 
lauten. Erbpachtsgüter neben andern bäuerlichen Beſtßungen beſtanden in den natan- 
giſchen Dörfern Hanshagen, Finken, Haſſelberg, Thomsdorf, Grunwalde, Hoofe, Mer- 
tensdorf, Blumſtein, Buchholz, zu Gr. ⸗Hanswalde im Oberlande und in den litauiſchen 
Dörfern Augskallen, Grawenort und Kleſchowen. 

3) K. St. Grundbuch 380/13. ) K. St.⸗A. Inge. Buch Heilsberg 183/16. 

4) Veynuhner Gutsarchiv Nr. 667. 

sl Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Tit. 78 Sekt. 10 Nr. 20. 

e) Durchweg mit Erbpächtern oder Erbzinſern beſetzt waren die 10 dem Deutſch⸗ 
reformierten Kirchen- und Schultollegtum zugehörigen Dörfer des Amts Spannegeln. 
Reine Erbzinsdörfer im Oberlande waren Hirſchfeld, Schönfeld, Rodland, in Natangen 
Lichtenhagen, Gutenfeld, Seligenfeld, Pompicken, in Litauen Tartaren. Nur mit 
Erbpächtern beſetzt waren Mamlack, Bergau, Jäskeim, Prangenau, Langendorf, Grom- 
Holz, Porſchtam, Barstad in Natangen und Galkehmen, Kaſtaunen, Grieslack, Mulk, 
Paulswalde und Tſcharnowlen in Litauen, 
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In einzelnen adligen Gütern ſaßen auch wirkliche Eigentümer. Dar⸗ 
unter befanden ſich eigentliche kölmiſche Grundstücke aus der Koloniſations⸗ 
zeit. Mit den landesherrlichen Dörfern waren viele Freiſchulzengüter 
unter adlige Grundherrſchaft gekommen, auch ganze von Kölmern oder 
Preußiſchen Freien bewohnte Dörfer in adligen Beſitz übergegangen. Die 
meiſten dieſer Stellen waren verſchwunden und entweder zum Vorwerk 
geſchlagen oder in Bauernerbe umgewandelt worden. Das Auslaufen 
der eigentümlichen privilegierten Beſitzungen war von Herzog Albrecht 
1540 im Neuen Gnadenprivilegium den Edelleuten allgemein zugeſtanden 
worden ). Dieſe Vergünſtigung hatte ſchon vorher mancher Grundherr 
ausdrücklich verſchrieben erhalten, ebenſo das Heimfallsrecht “). 

Im Oberlande beſtanden um 1800 noch einige kölmiſche und Frei- 
dörfer in ihrer früheren Verfaſſung:). Von den privaten Grundherrſchaften 


1) Privilegia der Stände S. 48: Nachdem wir bey unſern tagen etlichen vom Adel 
mit gnaden frey Gitter an Déi zulauffen vergundt mit dem beſcheide, daß fie die be- 
ſchwerung, Dienſt und anders, ſo die Freyen oder dieſelben Güter ſchuldig zuthun, ge⸗ 
leiſten und außrichten joten“. — Bei der Aneignung der Freigüter gingen die Junker 
gewöhnlich in der Weiſe vor, daß fie fiğ über die Kölmer bag, über die Freien zunächſt 
die Gerichtsbarkeit verſchafften und dann die unter ihrer Botmäßigkeit ftehenden Be- 
fiber zum Verkauf der Grundstücke nötigten. 1630 verlieh Georg Wilhelm dem Landrat 
Sebaſtian Fröbner „die gebetene Jurisdiction über die Freien mit Namen gühpenier .; 
daß er Fröbner dieſelben Freien nach gelegenheit aus zu kauffen berechtigett ſein jott”. 
1619 hatte Johann Sigismund dem Ernft von Schlieben einen Freien zu Rogelacken 
„ſambt aller Vothmäßigleith aus Churfl. Gnedigften affection vollkommlichen Tradiret 
Zut übergeben“. „Undt aber der Frehe Dé bejorget, daß Er es fo guth undter dem 
von Schlieben nicht haben möchte, alß undter Ihro Churfl. Durchl. derowegen Er das 
Guth Rogeladen Wolgemelten dem von Schlieben zu Kauff geſetzt . ." 

3) K. St. (Anſchlag der Gilgenburgſchen Güter). „Lehwald in Freydorff 
im Erb Ambte Gilgenburg, worin des Herrn Erbhauptmanns Hochgräfliche Gnaden 
nach dem verliehenen Jure Cadueitatis ohne Auskauff 41 Huben erhalten.“ Auf Grund 
der ihm zuſtehenden Hoheitsrechte durfte der adlige Grundherr gerade fo wie die Landes. 
herrſchaft die verwüſteten oder erledigten Beſtzungen der Kölmer und Freien einziehen. 
Auch konnte der Erbhauptmann von Gilgenburg die Freigüter des Erbamts auslaufen; 
denn in der Verſchreizung von 1544 Hatte ihm Herzog Albrecht zugeftanden: Im Fall, 
wenn er, der von Oelſchuig oder alle feine Nachlommen ezliche Freen ſelbſt ihnen zu 
gute an Dé zu bringen gedacht, foll Ihnen daſſelbe zugelaſſen und frey fein, gleichwohl, 
daß die gebührliche Pfücht, wie Brieffe und Siegel derſelben ſreyen, die fie ausgekaufft, 
von Ihnen der Herrſchaft treulichen tauglich und unweigerlich ausgerichtet werde, und 
Behalten der Obrigkeit die Folge der Bürger in Kriegs⸗Geſchäfften und Zügen Bevor“. 
Der Kaufvertrag zwichen Sulrin von der Oelſchutz und Felip Fink über das Erbamt 
-Wilgenburg im Jahre 1572 gedachte ausdrücklich des Rechts, die Freigüter käuflich zu 
erwerben: „Weiter vorfaufft Er Ime alle onnd Ide feine gerechtigkeit, als die Dber- 
gerichte, ſcharwerck, pfluckgethreudicht, ufflangenn, Buſſen, Urkunden, Wachs, Col 
miſchen pfennig, zulas auszukeuffen ober die Freienn Dorffer ... (Altpr. Mon. 32 
S. 137 ff.) 

GEI das Auskaufen und den Heimfall witer oder erledigter Grundſtücke 
waren die zahlreich in adligen Befiş gekommenen Freidörſer des Oberlandes größten⸗ 
teils in Vorwerke oder Bauerndörfer umgewandelt worden. Nur wenige wurden noch 
won Kölmern oder Freien bewohnt, u. a. Opitten, Groſchken, Lehwalde, Mertinsdorf, 
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waren nur felten kölmiſche Beſitzſtellen geſchaffen worden). Beiſpielsweiſe 
verlieh 1484 der Elbingiſche Herr Mattis Rabe von Wappels feinen Bauere 
zu Hammersdorf die 16 Hufen „zu Kölmiſchem Recht frei und quitt von 
allerlei Beſchwerungen und Scharwerk gegen einen jährlichen Zins vom 
einer guten Mark von der Hufe und 20 guten Scott von der Viehtrifft“ ). 

Die Kölmer und Freien in den adligen Gütern ſtanden rechtlich denen 
in den königlichen Amtern völlig gleich; fie unterſtanden wohl der grunde 
herrlichen Gerichtsbarkeit, genoſſen ſonſt aber die ihnen verbrieften Frei- 
heiten ). 

Die Zahl der unter dem Adel ſitzenden Eigentümer wuchs ſtetig, indem 

die Bauern ihre Stellen käuflich erwarben. Verſchiedene Belege dafür 
gibt das Grüne Hausbuch der Gr. Peiſtenſchen Güter. In den Dörfern 
Buchholz, Albrechtsdorf und Hoofe gingen viele Hufen in den eigentümlichen 
Beſitz der Bauern über; den Käufern wurde nur ein feſter Zins auferlegt, 
im übrigen aber Befreiung von allen Laſten zugeſtanden. Es handelte 
ſich dabei immer um perſönlich freie Leute. Untertanen konnten wohl 
ihre Grundſtücke erblich befigen; aber für die Erwerbung eigentümlicher 
Beſitzungen durch untertänige Perſonen haben ſich keine Beiſpiele ge⸗ 
funden). 
Taulenſee, Schöntau, Kamiontten, Siemenau; dagegen war von den zu Jankowitz 
Ganshorn, Seeben, Tautſchten, Moſchnitz, Faulen, Marwalde, Sezuplienen u. a. in 
dem Verzeichnis der 1540 im Kammeramt Gilgenburg genannten dienſtpflichtigen, 
Freien keine Spur mehr vorhanden (Möllenberg, Majorat Döhlau S. 30 ff). 

Anſcheinend empfanden die Kölmer und Freien den Wechsel in der Grundherr⸗ 
ſchaft ſtets unangenehm und ſuchten von den privaten Lehnsherrſchaften los und wieder 
unter ftaatliche Oberherrschaft zu tommen. Wiele ſuchten fih von der adligen Grund- 
und Gerichtsherrſchaft durch Geldzahlungen loszukaufen. Bon mehreren zu Kölmiſchen 
Rechten verliehenen, aber mit Burgdienſten belafteten Dörfern des Hauptamt Seheſten 
wird berichtet: „Der Jurtsdictton und des Pfluggetreides halben aber find fole Freien, 
elen von der guädigſten Herrſchaft den Langheimern und Legern aus Gnaden 
verliehen worden. Nunmehr aber, weil ſich ſelbige Freie vermöge S. Ch. D. guadigſten, 
Einwilligung von genannten Langheimern und Legern für 2000 Mark losgekauft, je 
fällt bie Jurisdiction ſammt dem Pfluggetreide und der andern freien Pflichten, fo béi 
S. Ch. D. in der Konfirmation kräftigſt vorbehalten, wiederum an die gnädigſte Herre 
schaft und find den andern Freien gleichmäßig in Freiheiten“ Die 1607 an Dionyfius 
von Oelſen verliehenen Jreidörfer Pulfnit und Allmohen blieben in adligem ef: 
aber nur die Einfaffen des lehtgenannten Dorfes hatten ihren freien Beſiz bis ins 18. 
Jahrhundert zu erhalten gewußt (. Pr. Prob. Bl. 1853 S. 289 ff). 

1) Vereinzelt war das im 14. u. 15. Jahrhundert vorgekommen, beſonders dort, 
wo der Orden die Verleihung großer Herrſchaften vorgenommen hatte. Einige Bei- 
ſpiele bringt Toeppen, Geſch. Maſurens S. 96. 

) Rogge, Amt Balga, Altpr. Mon. Bd. 6, S. 495. Vgl. ferner Bd. 15 S. 460ff. 
Bd. 35 S. 20 ff. u. Oberl. Geſch. l. Heft 1 S. 44 u. 90. 

Kern a. a. O. ©. 181 ift irreführend wegen der Vermengung der beſihrechtlichen 
Verhältniſſe landesherrlicher und adliger Einſaſſen. 

4) Bäuerliche Eigentümer befanden Dé in vielen Kämmerei⸗ und Hoſpitaldörfern, 
unter anderm in Ponarth, Schönfließ, Steinpeck, Ottenhagen, Borchersdorf, Allen 
dorf, Steindorf, Bürgersdorf b. R., Weiſchnuren, Holländerei, Aßmans, Nohnen, Zunge 
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Endlich gab es in den adligen Dörfern auch Eigenkätner. Bereits in 
früheren Jahrhunderten hatten freie Leute „Garthäuſer“ mit kleinen 
Ackern käuflich erworben. Das Kaufgeld ſchwankte zwiſchen 20 und 50 fl.; 
außerdem wurde ein kleiner Grundzins und in der Regel auch einiges 
Scharwerk vereinbart. 1740 baute fih in Albrechtsdorf ein Kaufgärtner 
die Stelle ſelbſt auf, zahlte 20 fl. Einkauf und erhielt noch 9 Stück Bauholz. 
Der Kaufvertrag ſetzte feft: „Die Pflichten von dieſem Haufe follen jährlich 
dieſe ſeyn, daß er drey Gulden Garten Zinß und zwey Gulden Grund 
Zinß zahlen ſoll. Das Scharwerk verrichtet er zwey Tage in dem Korn 
Augſt mit voller Senſe und zwey Tage Gras oder Sommer Getreyde 
hauen bey feiner eigenen Koſt. Dann ſpinnt er auch 20 Tall Heden Garn 
und würket umb das andere Jahr dreyßig duppelte Ellen Heden Leinwandt 
von der Gnädigen Herrſchaft Garn.“ Dem Erwerber eines Garthauſes 
wurde 1734 ausdrücklich zugeſichert, er ſolle „auch niemalen weder vor ſich 
noch feine Kinder und Leibes Erben vor Unterthan angefochten, ſondern. 
jederzeit vor freye Leute gehalten werden“ Y. 

Die Eigenkätnerſtellen erfuhren auch in den adligen Dörfern eine forte 
währende Vermehrung durch den Anbau auf dem Anger, was am häufigſten 
in den großen Bauerdörfern des Oberlandes zu beobachten war. Die auf 
ihnen ruhenden Laſten entſprachen denjenigen der Eigenkätner in den 
Amtsdörfern. Die kleinen Leute zahlten einen Grund- bzw. Gartenzins 
und den gewöhnlichen Kopf“, Horn- und Klauenſchoß an den Grundherrn, 
auch verrichteten ſie ein mäßiges Scharwerk bei der Ernte. Sie durften 
gewiſſe Stücke Vieh auf die gemeinſchaftliche Dorfweide treiben und gaben 
dafür das eutſprechende Weidegeld in die Dorfkaſſe. An einigen Orten 
war es üblich, daß das Vieh der Eigenkätner, Handwerker und Inſtleute 
der bäuerlichen Herde vorangetrieben wurde . 


8 41. Zahl, Verteilung und Größenverhältniſſe der privaten Bauernhöfe. 


Über die Zahl der unter privaten Grundherrſchaften befindlichen 
Hinterſaſſen unterrichten genau die Hiſtoriſchen Tabellen aus den Jahren 
1801 und 1805. Sie unterſchieden zwiſchen Bauern bzw. Halbbauern 
einerſeits und Eigenkätnern bzw. Koſſäten andererſeits. Im Gebiet der 


ferndorf, Wolfsdorf, auch zu Woterkeim, Moddien, Schlautienen, Schönefeld, Perkulken, 
Karpowen, ferner zu Allmoyen, Gainen, Koſacken und Zatzkowen in Litauen. 

1) K. St.-A. Grün. Hausb. Gr. Peiſten. 

2) Das Beſtreben Friedrichs des Großen, durch Einrichtung kleiner Beſizſtellen 
die Seßhaftmachung der Landarbeiter und damit eine geſundere Arbeilsverfaſſung in 
den Domänen anzubahnen, fand bier und da in adligen Kreiſen Nachahmung. Graf 
von Lehndorff warf auf dem Gute Bandels 5 Hufen Rodeland zur Begründung einer 
Siedelung Inſtenau aus, auf der 24 Inſtleute und Handwerker angeſetzt wurden 
(Candſch. Taz. Att.). S 
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Königsberger Kammer ſaßen 7910 grundherrliche Bauern und 565 Kölmer 
und Freie. Für Litauen wurden die Eigentümer nicht geſondert angegeben; 
dort zählte man insgeſamt 2262 grundherrliche Hinterſaſſen. Zuſammen 
befanden ſich in den privaten Grundherrſchaften beider Landesteile 10737 
größere Stellen, von ihren Inhabern als Eigentum oder in Erbpacht, 
Erbzins, Zeitemphyteuſis, Zeitpacht, auch zu erblich⸗ und unerblich⸗laſſi⸗ 
tiſchem Recht beſeſſen. Für den Kammerbezirk Oſtpreußen wurden auch 
979 Eigenfätner und ſonſtige Kleinwirte angegeben. 

Die Verteilung der bäuerlichen Stellen auf die Landrätlichen Kreiſe 
entſprach derjenigen des adligen Beſitzes überhaupt. In den vier Kreiſen 
Brandenburg, Raſtenburg, Mohrungen und Neidenburg, in denen die 
privaten Grundherrſchaften den landesherrlichen Beſitz an vielen Stellen 
bedeutend übertrafen, ſaßen 80% aller Gutsbauern des Königsberger 
Bezirks. Wenig adlig⸗bäuerliche Beſitzſtellen wies das Samland auf; nicht 
aber, weil dort das Bauernlegen jo ſchwunghaft betrieben worden war, 
ſondern weil dort die meiſten Güter einen recht beſcheidenen Umfang 
zeigten und viele von ihnen aus ehemaligen Preußiſchen Freigütern hervor⸗ 
gegangen waren. Es hatten alſo die Vorbedingungen für die Anſetzung 
der Bauern gefehlt; auch waren im Samlande keine landesherrlichen 
Dörfer in adligen Beſitz gelangt. 

Die Größenverhältniſſe der adligen Bauerngrundſtücke wurden vornehm- 
lich durch den verſchiedenen Urſprung der Dörfer bedingt. In den von 
deutſchen Erbzinsbauern geſchaffenen, erft nach 1466 unter private Grund- 
herrſchaft gelangten Siedelungen herrſchten die gleichen Beſitzgrößen vor, 
wie ſie bereits bei den königlichen Dörfern zu verzeichnen waren. Die 
bäuerlichen Stellen umfaßten durchweg zwei oder drei kulmiſche Hufen, 
und oft nutzten die Dorfeinſaſſen noch beträchtliche Ländereien gemein 
ſchaftlich. Die ſtattlichſten und wohlhabendſten adligen Dörfer wieſen das 
„deutſche“ Oberland und Natangen auf. Allerdings waren viele deutſche 
Dörfer von Veränderungen nicht verſchont geblieben; die adligen Herren 
pflegten den Hufenbeſitz ihrer Bauern gern zu ſchmälern und ihnen die 
dritte Hufe zu nehmen. Doch konnten im großen und ganzen dadurch die 
Einrichtungen der Koloniſationszeit nur wenig verwiſcht werden. 

Im ſchroffen Gegenſatz zu den deutſchen Koloniſtendörfern ſtanden 
die urſprünglich mit unfreien Preußen beſetzten adligen Dörfer. Zunächſt 
zeigten fie eine bedeutend kleinere Feldmark; die Zahl der Bauernhöfe 
war gering, und auch der dazu gehörige Hufenbeſitz blieb in der Regel 
hinter dem der deutſchen Bauern zurück. Zwar fanden ſich auch in dieſen 
Dörfern Zweihüfner; doch erwies ſich das Hufenmaß oft bedeutend kleiner 
als das kulmiſche, weil es auf den altpreußiſchen Haken zurückging. Während 
in den deutſchen Dörfern die Hufe ftets 6734 Morgen enthielt, umfaßte 
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ſie bei den urſprünglich preußiſchen Dörfern in der Regel nur zwiſchen 
50 und 60 Morgen. 

Bei den im 16. und 17. Jahrhundert in der Wildnis begründeten 
adligen Dörfern konnte von einheitlichen Verhältniſſen hinſichtlich der 
Gemarkungen und der einzelnen Beſitzſtellen keine Rede fein, da die Siede- 
lungstätigkeit jeder Planmäßigkeit entbehrt hatte. Die Anlage der Dörfer 
hatte ſich den jeweiligen Umſtänden anpaſſen müſſen. Je umfangreichere 
Rodländereien vorhanden waren, je reichlichere Mittel dem Grundherrn 
zur Verfügung ſtanden und je reger der Zuſtrom der Anſiedler ſich geſtaltete, 
deſto anſehnlichere Gründungen konnten ins Leben gerufen werden. Ein 
genaues Zumeſſen der Ländereien nach Hufen unterblieb jedenfalls; die 
Größe der einzelnen bäuerlichen Stelle hing von der Zahl der Wirte und 
dem zur Verfügung ſtehenden Grund und Boden ab. Es fanden ſich deshalb 
die verſchiedenſten Beſitzgrößen von 20 bis 150 Morgen vor ). Die Bauern 
pflegten zwar nach der Hufenzahl benannt zu werden; da ſich aber die 
volle Morgenzahl ſelten vorfand, ſo ſprach man nur von Nominalhufen. 
Die Wirte manches Dorfes galten als Zweihüfner, obgleich das einzelne 
Erbe kaum 100 Morgen umfaßte. 

Mitunter war es gar nicht angängig, von beſonderen adligen Dörfern 
zu ſprechen, da nur zwei oder drei Bauernhöfe neben dem herrſchaftlichen 
Sitz beſtanden. Vereinzelt kam es gar vor, daß bei einem Gut oder Vor- 
werk nur ein Bauererbe eingerichtet worden war. Derartige Stellen 
verdankten ihre Entſtehung nicht einer planmäßigen Beſiedelung, vielmehr 
einem ſich geltend machenden Bedürfnis. Durch Auswerfen mehrerer 
Hufen Ackers und Aufbau der Hofgebäude ſchuf ſich der Gusherr die Mög⸗ 
lichkeit, ſeinem Betriebe dauernd die unentbehrlichen Arbeitskräfte zu 
ſichern. Dieſe Stellenbeſitzer galten dem Gutsherrn tatſächlich nur als 
ſeßhaft gemachte, mit Beſatz verſehene Dienſtleute; von einem Dorfver- 
bande und einer bäuerlichen Flur im Gegenſatz zum Hofacker konnte nicht 
gut die Rede fein, Dieſe Bauernhöfe waren privatwirtſchaftliche Einrich⸗ 
tungen, weshalb es die Gutsherren als ihr gutes Recht in Anſpruch nahmen, 
mit den auf Vorwerksäckern begründeten Stellen jede beliebige Verände · 
rung treffen zu dürfen. Aber durch den Friedericianiſchen Bauernſchutz 
wurden auch dieſe Einzelhöfe der Verfügungsgewalt der Gutsbeſitzer 
entzogen und gleich den innerhalb der Dorfverbände befindlichen Bauern 
ſtellen der Aufſicht der Staatsbehörden unterſtellt. 

In den Gegenden mit vorherrſchend polniſcher Beſiedelung, aljo in 
den Kreiſen Neidenburg, Seheſten, Oletzko und teilweiſe auch im ſüdlichen 


1) Böhme a. a. O. S. 8. In den Farenheidſchen Gütern verhielten fi) die 
Größen von 271 Bauernfteffen aljo: 13 umfaßten % Hufe, 21 eine Hufe, 174 zwiſchen 
19. 5 Mg. und 1 9. 25 Mg. und 63 je 2 Hufen. 
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Ermlande, beſaßen die meiſten adligen Bauern nur eine Hufe oder noch 
weniger. Sie hatten oft nur Ochſen als Beſatzvieh erhalten und wurden 
dann „Gärtner“ genannt). Bei Röſſel, Ortelsburg und Neidenburg be- 
fanden De mehrere „Budendörfer“, deren Einwohner meift nur 14 Hufe 
und weniger bewirtſchafteten und manchmal kaum ſpannfähig waren ). 
Mit Rückſicht darauf waren ſie als Koſſäten anzuſprechen. Sonſt waren 
die eigentlichen Koſſäten in den adligen Beſitzungen Oſtpreußens ebenſo 
ſelten wie in den königlichen Domänenämtern. 

Weitere Einſicht zur Größe und Verteilung der adligen Bauernſtellen 
gewährt die nachfolgende Zuſammenſtellung. 


Verteilung des adligen Bauernlandes auf die Landrätlichen 
Kreiſe. 


Bahl der Beſthſtellen 


Durchschnitts 


5 | Deren But: | größe einer 
E Kölmer und | Bauern und] mee ee n 
Freie | Siten 3 Morgen 


Schaaten . 6 235 28 200 117 
Tapiau. » 95 591 76 500 112 
Brandenburg 48 11475 216 000 142 
Raftenburg - 5s | 1959 233 900 115 
geilsten 76 609 74.700 109 

raunsberg. 15 196 24 300 114 
Neidenburg 191 1157 112 100 83 
Mohrungen . 73 1688 206 300 117 
Dfipreußen . » 58 75510 972000 115 

infterburg . - 69 

etto . 81 
Scheften 80 
Titanen. 2262 I 123500 | 76 


1) Geh. St.-A. Gen.-Dir. Oftpr. Tit. 34 Sekt. 2 Nr. 5. 

) Dahin gehörten ferner die auf polniſche Beſiedelung hindeutenden, faſt immer 
aus Heinen Stellen beftehenden „Wolla“ und „Wolfa“ im Süden der Provinz. In die 
Kaffe der Koffäten wären ſchließtich die am Frischen und Kuriſchen Haff ſizenden adligen 
Fiſcherwirte zu rechnen, die fajt immer im jaſſitiſchen Verhältnis ſtanden, u. a. in Fed- 
derau, Pammern, Rodahn und Schaatsvitte. 

2) Ess wunden hier verarbeitet landſchaſtliche und gerichtliche Abſchätzungsakten 
adliger Güter, Regulterungsakten aus dem Archiv der Königlichen General⸗Kommiſſion, 
eine Menge in den reichen Beſtänden des Königsberger Stantsarchivs verſtreute Einzel 
nachrichten und die Krugſche Topographie. So gelang es, die Größenverhälkniſſe der 
bäuerlichen Stellen für beide Kammerbezirte mit wenigen Ausnahmen attenmäßig 
ſeſtzuſtellen. Behufs möglichft genauer Ausmittelumg des Geſamtumfangs der bäuer⸗ 
lichen Ländereien, einſchließlich der ihrer Größe nach nicht bekannten Stellen, gelangte 
folgendes Verfahren zur Anwendung. Aus den vorliegenden Beſißgrößen jedes Kreiſes 
wurde der Durchſchnitt gezogen und nach dieſem der Umfang der fehlenden Stellen 
rechneriſch bestimmt. So waren von den im Brandenburgiſchen Kreiſe Intafttierten 
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S 42. Der „Bauernſchutz“ Friedrichs des Großen und ſeine Bedeutung 
für Oſtpreußen. 

Das immer lebhafter betriebene Einziehen der Bauernſtellen behufs 
Vergrößerung der adligen Vorwerksländereien hatte Friedrich Wilhelm I. 
veranlaßt, 1739 ein Rundſchreiben an ſämtliche Regierungen und Kammern 
zu erlaſſen und die Wiederbeſetzung der wüſten Bauernhöfe anzuordnen, 
um dadurch der Entvölkerung des Landes vorzubeugen. Die Behörden 
ſollten darauf achten, daß kein Vaſall „einen Bauern ohne gegründete 
raison und ohne den Hof ſogleich wieder zu beſetzen, aus dem Hofe werfe“. 

Dieſe Weiſung erſchien der Preußiſchen Regierung als ein ganz un⸗ 
begründeter Eingriff in die Rechte des Adels. In verſchiedenen Eingaben 
an das Generaldirektorium wendete ſie ein, daß der Rittergutsbeſitzer der 
Eigentümer des Bauernlandes ſei, weshalb es ihm freiſtehen müſſe, nach 
ſeinem Ermeſſen darüber zu verfügen, untüchtige Wirte abzuſetzen und zu 
Inſtleuten zu machen, die Erbe zuſammenzuſchlagen und auch wohl zum 
Vorwerk einzuziehen, falls keine tüchtigen Wirte zur Verfügung ſtänden. 
In einem unmittelbar dem Könige unterbreiteten Gutachten vom 30. Mai 
1741 bat die Preußiſche Regierung, „die in Preußen bisher beſtandene 
Freiheit, über das Eigentum nach Belieben zu verfügen und Verträge zu 
ſchließen, nicht zu beſchränken; der König möge alfo jene Verordnung 
zurücknehmen“ ). 

Nun trat aber der Drang des Adels nach Vergrößerung der Eigen- 
betriebe gerade um die Mitte des Jahrhunderts ſo ſchroff zutage, daß dem 
Verlangen nach freier Verfügungsgewalt über die Bauernhöfe nicht ftatt- 
gegeben werden durfte. Wie lebhaft das Bauernlegen betrieben worden 
war, zeigte ſich einige Jahre ſpäter bei den Verhandlungen wegen Herab- 
ſetzung des bäuerlichen Scharwerks. Da hieß es fortwährend, daß früher 
auf dem Gute Bauern vorhanden geweſen, aber abgeſchafft ſeien, „weil 
ſie nicht Präſtanda präſtieren konnten“. In manchen Fällen hatte ſich der 
Vorgang in folgender Weiſe abgeſpielt: Dem Bauer wurde der Beſatz an 
Pferden genommen und nur ein Ochſenangeſpann gelaſſen. Obgleich er 
vorläufig noch ſeine Hufe behielt, galt er nunmehr im landläufigen Sinne 
bloß noch als Gärtner; er wurde auch als ſolcher in den Steuerrollen ver» 
merkt. Nach und nach wurde ihm dann der Acker beſchnitten, bis ihm 
zuletzt nur noch die wenigen Morgen eines wirklichen Gärtners blieben. 
1523 Stellen 1263 ihrer Größe nach bekannt. Sie umfaßten 179073 Morgen, was für 
die Stelle durchſchnittlich 142 Morgen ausmacht. Dieſer Durchſchnitt wurde für die 
fehlenden 260 Stellen zugrunde gelegt; 260 mal 142 Morgen = 36920 Morgen, der 
vorigen Summe zugelegt, gibt rund 216000 Morgen. Es dürfte auf diefe Weiſe der 
Geſamtumfang der an adlige Hinterſaſſen ausgegebenen Ländereien ſo beſtimmt wie 


möglich feſtgeſtellt fein. 
1) Genaueres darüber bei Knapp, Bauernbefteiung Bd. 2 S. 33ff. 
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So war er auf eine geräuſchloſe Art zum bloßen Arbeitsmanne erniedrigt 
worden. 

Dieſen Beſtrebungen der Gutsbeſitzer mußte aus ſtaatswirtſchaftlichen 
Rückſichten entgegengetreten werden. Friedrich II. tat das durch feine 
berühmt gewordene Verordnung vom 12. Auguſt 1749. Er verbot den 
Grundherrſchaften aller Art, die bei ihren Gütern beſtehenden Bauern- 
und Koſſätenhöfe eingehen zu laffen und die Acker und Wieſen zum Guts- 
lande zu ſchlagen oder darauf neue Vorwerke zu errichten, weil dergleichen 
Unternehmungen der wahren Landeswohlfahrt und Vermehrung der Be⸗ 
völlerung ſchlechterdings entgegenſtünden. Zuwiderhandelnde ſollten mit 
100 Dukaten beſtraft werden. Die Landräte erhielten die Anweiſung, 
jeden Übertretungsfall bei 100 Ntl. Strafe ſofort zur Anzeige zu bringen. 
Etwa erledigte bäuerliche Stellen müßten immer wieder mit anderen 
Wirten verſehen und „in eben der Qualität, wie ſie ſich vormals befunden, 
unterhalten und zu ewigen Zeiten mit Unterthanen beſetzt und wieder⸗ 
hergeſtellt werden“ ). 

In gleicher Abſicht erging die Verordnung vom 12. Juli 1764, doch 
hatte fie für das von Kriegsverwüſtungen weniger ſtark betroffene Oſt⸗ 
preußen nicht dieſelbe praktiſche Bedeutung wie für die ungleich härter 
mitgenommenen weſtlichen Provinzen. Dem entſchloſſenen Vorgehen des 
Königs gelang es, in Preußen einen ſtarken Bauernſtand zu erhalten, 
während in Vorpommern und Mecklenburg gerade in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts die Bauern nahezu ausgerottet wurden. 

Die Maßregeln des Königs zur Erhaltung des Bauernſtandes führten 
zu einer bisher nicht ſo ſtreng beachteten Scheidung zwiſchen Bauernland 
und Vorwerksacker. Indem dem Grundherrn die freie Verfügung über die 
bäuerlichen Ländereien unbedingt unterſagt wurde, erlitt ſein Beſitzrecht 
eine erhebliche Einſchränkung. Er durfte fortan den einmal an Bauern 
ausgegebenen Grund und Boden nicht mehr ſelbſt nutzen und beſaß an 
den bäuerlichen Stellen nicht mehr das tatſächliche Eigentum, ſondern nur 
noch eine Art von Obereigentum. So bildete die Bauernſchutzgeſetzgebung 
die Vorſtufe für die endgültige Befreiung des Bauernſtandes am Anfange 
des 19. Jahrhunderts. Sie ſchuf den Rechtsgrund für die Eigentums⸗ 
verleihung an die bäuerlichen Beſitzer ). 

Die bäuerliche Bevölkerung beſaß als Stand ein verfaſſungsmäßiges 
Recht auf die Bauerngüter“); die alten Landesordnungen von 1620 und 
1685 unterſchieden ausdrücklich zwiſchen adligem, kölmiſchem und bäuer⸗ 
lichem Grund und Boden und ſicherten jedem Stande den innehabenden 


3 Bol, bogu Dinge, Bur Agrarpolitit Friedrichs d. Gr. e X S. 200. 
J Fuchs, W. d. B. 1 S. 368. 1) Haxthauſen a. a. O. S. 227 
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Beſitz zu. Aber der Adel hatte fich über dieje Beſtimmungen hinweg ⸗ 
geſetzt und den in ſeine Hände gelangten Grund und Boden kurzweg als 
adligen Beſitz zu behandeln verſucht. Friedrich II. ſchuf durch ſeine Edikte 
keinen von den beſtehenden Rechtsnormen abweichenden Zuſtand, wie der 
Adel zu beweiſen verſuchte, ſondern ſchützte nur den Bauernſtand in ſeinen 
alten verfaſſungsmäßigen Rechten. 

Durch die Darſtellung Knapps hat ſich die Anſchauung verbreitet, 
daß die Verordnung von 1749 in Oſtpreußen völlig in Vergeſſenheit ges 
raten und hier alfo der Friedericianiſche Bauernſchutz ganz unwirkſam 
geweſen ſei. Darin ſind ihm Kern, Keil, Aubin und neuerdings auch 
Engelbrecht gefolgt‘) Knapp gründete feine Anſicht auf einen Bericht 
der Königsberger Kammer vom 9. Januar 1806, wodurch dem General- 
direktorium davon Nachricht gegeben wurde, daß die im Jahre 1749 an⸗ 
gefertigte Nachweiſung von der Zahl und dem Landbeſitz der adligen 
Bauern nicht mehr aufzufinden ſei. Man könne nicht nachprüfen, wieviel 
Bauernſtellen inzwiſchen eingegangen feien. Es dürfte ſich deshalb emp- 
fehlen, für etwaige Verſtöße gegen das Geſetz Verzeihung zu gewähren 
und als Normaljahr für den Beſtand der adligen Bauernhöfe fortan das 
Jahr 1772 gelten zu laſſen ). 

Es wird zugegeben, daß in einzelnen Fällen die Landräte es an der 
nötigen Wachsamkeit mangeln ließen und deshalb Übertretungen des 
Geſetzes vorfamen®), was ſich aber in andern Provinzen ebenfalls ereignet 
haben dürfte. Aus dem Fehlen des Verzeichniſſes der bäuerlichen Stellen 
durfte aber nicht gleich der Schluß gezogen werden, daß die geſetzlichen 
Vorſchriften gar nicht beachtet und in Oſtpreußen einem allgemeinen 
Bauernlegen keinerlei Schranken gezogen worden find. Mit demſelben 


1) Knapp, Bauernbefr. I S. 54: „Wieder war es mOftpreufen, daß das Geſetz 
von 1749 gänzlich in Vergeſſenheit geriet, und zwar bis zum Ende des Jahrhunderts 
und darüber hinaus“ — Kern S. 179f.: „Das Verbot vom 12. Auguſt 1749, Bauern ⸗ 
güter einzuziehen, ift in Ostpreußen ſtets ein toter Buchſtabe geblieben". — Keil S. 71 
bemerkt, daß das Verbot des Einziehens und Zuſammenſchlagens der Bauernhöfe „nur 
in Oftpreußen erlahmte“. — Aubin S. 180: „So hinterließ die Atin des Königs für 
den Bauernſchutz in Oſtpreußen fo gut wie keine Spuren. Das Edikt von 1749 geriet 
in völlige Bergeffenheit”. — Engelbrecht S. 103: „Auch der Bauernſchut Friedrichs 
des Großen von 1749 blieb wirkungslos“ 

) Ausführlich dargeſtellt bei Knapp, Bauernbeft. II S. 97ff. 

3) Die Kbg. Kammer berichtete z. B. 1806, der Graf von Schlieben auf Neuſchloß 
gherdauen habe eigenmächtig von 22 Bauernſtellen Ackerſtücke abgetrennt und ein neues 
Vorwerk von vierzehn Hufen eingerichtet, Allerdings habe er die verkleinerten Erbe 
im Scharwerk begünſtigt und auch die Getreidefuhren nach Königsberg abgeſchafft, 
fo daß die Bauern jept in günstigeren Umſtänden wären als früher. Die Antwort des 

` Königs lautete dahin, daß es nicht in der Ordnung fei, wenn der Graf jo eigenmächtig 
verſahre, doch fei die Sache nicht mehr rückgängig zu machen. Graf Schlieben werde 
aber verbunden, die Leiſtungen und den Beſitz der Bauern für immer zu verbrieſen, 
indem er ihnen die Höfe zu Erbpachtsrechten überlaſſe. 
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Recht könnte geſchloſſen werden, daß der Hufenſchoß nach 1758 nicht mehr 
erhoben worden ſei, da ja die dafür grundlegenden Protokolle bei der 
Beſchießung Küſtrins durch die Ruffen verloren gegangen fein ſollten . 

Es haben fih Beweiſe dafür gefunden, daß von den oſtpreußiſchen 
Behörden ſehr wohl auf die Einhaltung der königlichen Anordnungen 
geachtet wurde. Viele Gutsbeſitzer richteten Geſuche an die Kammern 
oder das Generaldirektorium und erbaten die Genehmigung zur Ver⸗ 
änderung der Bauernſtellen. Zu Lebzeiten Friedrichs des Großen machte 
man davon ſpärlicher Gebrauch, da die Erfüllung der Wünſche, angeſichts 
der allgemein bekannten Anſchauung des Monarchen in dieſer Sache, von 
vornherein ausſichtslos erſchien. Der König hielt auch in Oſtpreußen 
auf die Wiederinſtandſetzung der Bauernhöfe. Ein Herr v. d. Gröben 
wurde 1765 angewieſen, die vor 9 Jahren in Weiſchnuren eingezogenen 
Bauernſtellen wiederzuerrichten. 

Nach Friedrichs Tode mehrten ſich die Anträge; denn es ſchien jetzt 
mehr Ausſicht vorhanden zu fein, die unbequemen Beſtimmungen des 
Bauernſchutzes umgehen zu können. Indeſſen ſind ſolche Geſuche, die auf 
gänzliche Einziehung der Bauernhöfe hinausliefen, immer mit dem in- 
weiſe auf das Edikt von 1749 abgewieſen worden. Es ſollen im folgenden 
einige Beiſpiele dafür herangezogen werden, um zunächſt nachzuweiſen, 
daß das Edikt von 1749 in Oſtpreußen kein toter Buchſtabe geblieben 
iſt, dann aber auch, weil aus ihnen hervorgeht, wie gerade in der Frage 
der Verfügbarkeit über die Bauernſtellen das Wohl des Staatsganzen 
und der Vorteil des einzelnen völlig auseinandergingen ?). 

Der ſpätere Provinzialminiſter Freiherr von Schrötter erbat 1788 
die Genehmigung, fünf Zweihüfnerſtellen in dem Bauerndorfe Herrendorf 
in ein Vorwerk umwandeln zu dürfen. Die Bauern wären ſtark verſchuldet 
und blieben mit ihren Abgaben im Rückſtande. Sie hätten ohnehin kein 
Anrecht auf ihre Höfe; er könnte ſie ohne weiteres zu Inſtleuten machen. 
Wollte er die ganz verwahrloſten Erbe wieder einrichten, ſo würde ihm 
das gewaltige Koſten verurſachen. Bei Umwandlung des Bauernackers 
in ein Vorwerk ſei eine Steigerung der Kultur zu erwarten, und durch 
Einrichtung von acht Arbeiterſtellen würde die Bevölkerung im Lande 
vermehrt werden und der Staat an ſeinen Einkünften nichts verlieren. 
Die Kammer machte gegen das Geſuch keinerlei Einwendungen und unter- 
breitete es dem Könige. Darauf erging der Beſcheid: Es verſtoße gegen 
das Edikt von 1749 und ſei dem Staatswohle ſchädlich, wenn an Stelle 


1) Bal. Plehn a. a. O. Bd. 18 S. 61. 

) Das Folgende aus dem Geh. St.- A. Gen.-Dir. Oftpr. Tit. 78 Selt. 1, 2, 5, 
6, 9, 11, 12. Daſelbſt finden ſich zahlreiche weitere Geſuche der Gutsbefitzer an die Yer- 
Tiner Dberbehörbe, Veränderungen im bäuerlichen Beſißſtande treffen zu dürfen. 
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der Bauern kleine Leute geſetzt würden, „die ſich nicht auskömmlich er⸗ 
nähren könnten und deshalb gegen ihr Vaterland gleichgiltig feien“. Der 
Landrat des Kreiſes ſolle darauf achten, daß die Bauernhöfe 
wieder inſtand geſetzt würden. 

Ein Kapitän von Brunnow auf Gerlauken ſtellte 1791 den Antrag, 
das Dorf Schlautienen in ein Vorwerk umwandeln zu dürfen, da er anders 
auf ſeinem Gute unmöglich beſtehen könnte. Die Bauern wolle er durchaus 
nicht fortjagen, ſondern fie als Inſtleute weiter wohnen laffen. Das Gut- 
achten der Königsberger Kammer lautete dahin, daß das Geſuch gegen 
die geſetzlichen Beſtimmungen von 1749 fei und nicht berüdjichtigt 
werden könnte. In dieſem Sinne fiel auch die allerhöchſte Entſcheidung. 

An verſchiedenen Stellen kamen Veränderungen in den bäuerlichen 
Beſitzverhältniſſen vor, jedoch mit vorangegangener Zuſtimmung der Be- 
hörden. Graf v. d. Gröben ſuchte 1795 die Erlaubnis des Generaldirek ; 
toriums nach, den auf feinem Majorat Haſenberg wohnenden fünf Bins- 
bauern die Hälfte des Landes abnehmen zu dürfen. Jedes Erbe umfaſſe 
vier Hufen und könne von einem Bauer nicht ordentlich angebaut werden. 
Von der Anlage eines neuen Vorwerks ſei eine beſſere Bodenausnutzung 
und beträchtliche Ertragsſteigerung zu erwarten. Der Landrat prüfte 
die Angaben und berichtete, daß der Graf nicht zu bewegen ſei, noch 
fünf neue Bauernhöfe zu je zwei Hufen einzurichten, da ihm das zu toft- 
fpielig fein würde. Er wolle aber neben den verkleinerten Bauernſtellen 
mehrere Gärtner und Inſtleute anſetzen und mit je drei Morgen Land 
ausſtatten. Hierauf wurde das Geſuch des Grafen genehmigt. Schon 
3 Jahre ſpäter beantragte er von neuem, den 25 Dreihüfnern in Seubers. 
dorf je eine Hufe Land abnehmen und zu einem Vorwerk zuſammenziehen 
zu dürfen. Das Hinterland werde von den Bauern gar nicht hinreichend 
genutzt und beſtehe größtenteils aus Bruch und Geſträuch. Das Geſuch 
wurde berücksichtigt unter der Bedingung, daß keine Stelle einginge 
und den Bauern genug Acker zum Beſtehen verbliebe. 

Hauptmann von Auer, der Beſitzer der 360 Hufen umfaſſenden, durch 
Zuſammenkauf entſtandenen, im Erbhauptamte Gilgenburg belegenen 
Frödauſchen Güter, erbat 1797 vom Generaldirektorium die Berechtigung 
zur Vornahme von Veränderungen in den bäuerlichen Verhältniſſen auf 
ſeinen Beſitzungen. Es hatten ſolange 78 Wirte auf 127 Hufen beſtanden. 
Er wollte einen Teil der Bauern abſchaffen und dafür Gärtner anſetzen. 
Es ſollten 48 Bauern mit 99 Hufen und 120 Gärtner eingerichtet werden. 
In der Antwort des Generaldirektoriums wurde auseinandergeſetzt, daß 
das Kataſter von 1749/50 die vorhandenen 78 Wirte als Bauern und 
Gärtner bezeichnet habe. Wäre es genau nachgewieſen, daß alle 78 Wirte 
damals Hufenwirte geweſen, ſo würde die Genehmigung zu ver⸗ 

Stein, Die Tat, Berfafiung Dänen, Ser. d. Juft. f. ep. W. Geit s. 19 
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fagen fein, „indem Gärtner mit Acker Wirten in Rückſicht der Brauchbar⸗ 
keit für den Staat nicht in eine Klaſſe geſetzt werden können“. Da aber in 
der Aufſtellung Bauern und Gärtner zuſammengefaßt worden, ſo müſſe 
angenommen werden, daß ein Teil der Wirte wirklich nur Gärtner geweſen 
ſei. Deshalb werde der eingeſendete Plan genehmigt, doch müſſe die 
Neueinrichtung der 48 Bauern und 120 Gärtner in 2 Jahren bewert 
ſtelligt ſein ). 

1804 beantragte der Gutsherr von Kowalken in Litauen, die fünf 
wüſten Bauernhufen in Philippsberg einziehen zu dürfen, da Déi keine 
Annehmer dafür finden wollten. Der Acker fei äußerſt ſchlecht und würde 
beſſer als Weideland genutzt. Provinzialminiſter von Schrötter befür⸗ 
wortete das Geſuch, und auch der König ſtimmte zu, wenn an Stelle der 
Bauern ſechs Gärtner angeſetzt würden. 

Die Beiſpiele widerlegen ganz offenbar jene Meinung, daß eigene 
mächtige Veränderungen im bäuerlichen Beſitzſtande Oſtpreußens ein 
halbes Jahrhundert hindurch trotz des Friedericianiſchen Bauernſchutzes 
an der Tagesordnung geweſen ſind. Im Gegenteil haben die Behörden 
im Geiſte jener Geſetzgebung ihre Entſcheidung getroffen und fo der Ber- 
ringerung der adligen Bauern vorgebeugt. Der Bauernſchutz verfehlte 
auch in Oſtpreußen feine wohltätige Wirkung nicht; von einem 
heimlich betriebenen Bauernlegen großen Stils findet ſich keine Spur. 
Das beweiſt jhon die Gegenüberſtellung der 1749 in den Kataſtern aufge 
nommenen Befisftellen®) mit dem Beſtande am Anfange des 19. Jahr- 
hunderts. Die gutsbäuerlichen Stellen hatten ſogar in manchen Gegenden 
infolge der Neuſiedelungen eine nicht unweſentliche Vermehrung erfahren. 


1) Landſchaftl, Tax.-Att. Frödau. 

Es hatten Déi nämlich ganz erhebliche Bruchſtucke der 1749 angefertigten Auf- 
ſtellungen erhalten und fanden bei den Verhandlungen wegen der Eigentumsberleihung 
ausgiebige Verwendung. 
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Anhang. 
8 43. Die Verteilung des geſamten Grundbeſitzes und die Betriebsgrößen. 


a) Verteilung des Grundbeſitzes unter Landesherrſchaft, 
Adel und Städte. 


Mit Ausſchluß der Staatsforſten, der Odländereien und der Gewäſſer 
wurde um das Jahr 1800 der behufs wirtſchaftlicher Nutzung aufgeteilte 
Grund und Boden in den beiden Kammerbezirken auf fait 10%, Millionen 
Morgen beziffert). Die folgende Zuſammenſtellung bietet näheren Auf- 
ſchluß über die auf die Hauptbeſitzgruppen entfallenden Landflächen. 


| Verhältns⸗ 
SES ber 
Nach den amtlichen In i geſamten 
Tabellen gehörten: Ostpreußen Ae Summe iz: 
genugten 
Morgen | Morgen | Morgen | Fläche 


„zum ftaatfichen Grundbefig: 
a) zu den Domanenvorwerten in 


139 890 197473 337 363 3,3 9% 


81601 157 081 15% 
€) zum Beſit der bäuerlichen 
ſaſſen ss 3 2473306 | 4536 132 44,4 % 
d) zum Beſitz der Kölmer und 
Es ien 770.083 | 879 990 1650 073 16,1 % 


2. zu dem unter adliger Grundherr⸗ 
ſchaft ſtehenden Land bez VER 2532046 | 498372 | 3030418 29,7 % 
gum ftäbltfchen Kammereibeſiß .| 393825 | 111899 | 505724 50% 


Gejamtjumme . .| 5974150 | 4242640 |10216 791 | 100,0 % °) 


Die Aufteilung der landwirtſchaftlich genutzten Fläche unter Landes- 
herrſchaft, Adel und Städte war alſo in der Weiſe vor ſich gegangen, daß 
auf erſtere 65%, auf den Adel 30% und auf die Städte 5% des Ganzen 
entfielen. Dabei iſt zweierlei zu beachten: 1. die Staatsforſten — rund 


p 


1) Tabelle der Schrotterſchen Landesaufnahme, 

3) Die Zahlen find den Hift. Tab. und Baczlos Handbuch entnommen. Czer- 
winski nennt auf Grund der ſtatiſtiſchen Überſicht von Schrötter für Oſtpreußen 101848 
9. 27 Mg. Domänenland, 84401 9. 16 Mg. adligen Beſth und 13127 9. 15 Ng. äm- 
mereigut, für Litauen 117510 H. 7 Mg. bzw. 16612 H. 19 Mg. bzw. 3729 H. 29 Mg. 
in Magdeburgiſchem Maß. 

19+ 
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3200000 Morgen enthaltend —ſind nicht berückſichtigt; 2. der adlige Landbeſitz 
ift weſentlich höher zu bemeſſen, da die Angaben über die Größenverhältniſſe 
der adligen Güter auf den „unzuverläſſigen Steuerkataſtern“ beruhten. 

Auffallen könnte der beſcheidene Verhältnisanteil der unmittelbaren 
Staatsgüter, galt doch Oſtpreußen und Litauen immer als das „laſſiſche 
Land der Domänen“. Um das Jahr 1800 aber umfaßten die Domänen- 
vorwerke noch nicht einmal 5% der bewirtſchafteten Bodenfläche in beiden 
Landesteilen. Da überdem die in Privatbeſitz übergegangenen Erbpachts⸗ 
boriverfe ſtreng genommen nicht mehr als unmittelbare Staatsgüter gelten 
konnten, ſchrumpfte der tatſächliche Flächeninhalt der Domänen im engſten 
Sinne auf 3,3% oder kaum ½ der Geſamtfläche zuſammen. 

Im 18. Jahrhundert rechnete man aber in den Domänenbeſitz auch 
den zur Nutzung an bäuerliche Untertanen ausgegebenen Grund und Boden 
ein, und der war allerdings beträchtlich genug, umfaßte er doch faſt die 
Hälfte der landwirtſchaftlich genutzten Fläche in beiden Kammerbezirken. 
Im weiteſten Sinne konnten ſelbſt die den Kölmern und Freien, alſo den 
bürgerlichen Eigentümern eingeräumten Grundſtücke zum ſtaatlichen Grund- 
beſitz gezählt werden. Den Begriff Domänen ſo weit gefaßt, umſpannten 
die unter ihn fallenden Güterklaſſen — Zeit- und Erbpachtsvorwerke, 
bäuerliche Ländereien und eigentümlich beſeſſene Grundſtücke — 65,3% 
oder zwei Drittel der Anbaufläche Oſtpreußens und Litauens, während 
auf die dem Adel und den ſtädtiſchen Kämmereien gehörenden Güter, die 
privaten Grundherrſchaften, ein Drittel entfiel. 


b) Die Betriebsgrößen. 


Im weiteren wird der Verſuch unternommen, eine ſummariſche Auf- 
teilung des landwirtſchaftlich genutzten Bodens in bezug auf die Betriebs⸗ 
größen durchzuführen. Allerdings hat es ſeine beſonderen Schwierigkeiten, 
die damaligen Betriebe in beſtimmte Gruppen einzuordnen. Zwar 
hing auch ſchon in jener Zeit die Art des Betriebes zunächſt von der Größe 
der Beſitzung ab; aber daneben wurde fie in recht erheblichem Maße durch. 
beſitzrechtliche Momente beſtimmt. Welche Verſchiedenheit beiſpielsweiſe 
in der Bewirtſchaftungsart eines 3 Hufen umfaſſenden Grundſtücks, je 
nachdem es ein Scharwerksbauer⸗ oder Hochzinserbe oder von kölmiſcher 
Beſchaffenheit war! Da aber in dem Labyrinth der Beſitz⸗ und Sonder- 
rechte ein einheitlicher Maßſtab, der als allgemein geltender Grundſatz bei 
der Unterbringung der Grundſtücke in Betriebsgruppen zur Anwendung 
kommen könnte, ſchlechterdings unmöglich zu ermitteln iſt, ſo blieb 
nichts übrig, als doch allein die Betriebsgröße zum leitenden Geſichtspunkt 
für die Einteilung zu wählen. Es ergaben ſich dabei 4 Betriebsklaſſen: 
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1. Die weniger als ½ Hufe umfaſſenden Kleinbetriebe. 

2. Die bäuerlichen Betriebe, zu denen ohne Rückſicht auf beſitzrechtliche 
Unterſchiede alle Grundſtücke bis zur Größe von 4 Hufen gezählt werden. 

3. Die untertanenloſen Betriebe der Mittelgüter, alle 4 bis 12 Hufen 
großen Beſitzungen umfaſſend. 

4. Die eigentlichen Großbetriebe, großenteils noch auf Frondienſte ger 
gründet, wozu alle über 12 Hufen umfaſſenden Güter zu rechnen ſind. 

Verſuchen wir nunmehr mit möglichſter Genauigkeit feſtzuſtellen, 
wieviel Beſitzungen den einzelnen Betriebsgruppen zuzurechnen ſind und 
welchen Anteil jede Gruppe an der Geſamtanbaufläche hatte. 

Als Kleinbetriebe müſſen die Beſitzſtellen der Koſſäten, Kaufgärtner 
und Eigenkätner gelten. Die amtlichen Verzeichniſſe bezifferten die Ge- 
ſamtzahl dieſer Kleinſtellen in den Domänenämtern und adligen Gütern 
auf 15194. Viele Kleinwirte verfügten nur über die Wohnkaten mit 
Gärtchen; manche beſaßen kleine Ackerſtücke von einigen Morgen. Die 
Beſitzungen der Koſſäten und einzelner Kaufgärtner erreichten ſogar die 
Größe einer Viertelhufe oder noch mehr. Im Durchſchnitt kann der Um- 
fang der Kleinſtellen zu 3 Morgen angenommen werden, was für die 
ganze Gruppe rund 46000 Morgen Landbeſitz ausmacht. 

Als bedeutſamſtes Kennzeichen für die zweite Gruppe galt der Um- 
ſtand, daß die Wirtſchaft im weſentlichen durch den Stelleninhaber ſelbſt, 
in der Regel mit Heranziehung von Knecht und Magd, in der Erntezeit 
wohl auch mit Hilfe eines Inſtmannes oder Einliegers, aufrecht erhalten 
wurde. Zur Klaſſe der bäuerlichen Betriebe gehörten zunächſt die Bauern ⸗ 
ſtellen in den königlichen, adligen und Kämmereidörfern, die ſich 1802 auf 
insgeſamt 43252 beliefen. Es kamen hinzu die Beſitzungen der meiſten 
Kölmer, Freien und Schatulleinſaſſen, rund 13980, und die Grundſtücke 
in den adligen Freidörfern, deren Zahl auf 920 feſtgeſtellt wurde. Das 
ergab im ganzen rund 58000 Beſitzſtellen. Die zu ihnen gehörende Land- 
fläche belief ſich auf 4536000 Morgen der königlichen Bauern, 1145000 
Morgen der adligen Bauern, etwa 1120000 Morgen der Kölmer, Freien 
und Schatuller und 122000 Morgen von adligen Freidörfern, alles in 
allem rund 7054000 Morgen. Die Heinften Rittergüter und die adligen 
Anteilgüter mit weniger als 4 Hufen blieben hier unberückſichtigt; ihrer 
geringen Zahl wegen — es handelte ſich nur um einige Dutzend — konnten 
fie das Geſamtergebnis kaum beeinfluſſen ). Mit fehe wenigen Ausnahmen 
gehörten dieſe 58000 Stellen Dorfverbänden an. Nur im nördlichen 
Litauen kamen vereinzelt derartig kleine Beſizungen als ſelbſtändige 


1) In dieje Betriebsgruppe dürfte auch ein beträchtlicher Teil der ſtädtiſchen Feld- 
marken einzuordnen fein. Damals bildete die Landwirtſchaft den wichtigsten Er- 


I 


kölmiſche Gutsbezirke vor; auch gab es hier und da und namentlich am 
Rande der Tilſiter Niederung 3 oder 4 Hufen umfaſſende Schatullgütchen, 
die abgeſondert von Landgemeinden für ſich beſtanden. 

Die dritte Gruppe umfaßte dagegen größtenteils außerhalb ge⸗ 
ſchloſſener Dörfer liegende Beſitzungen, ſelbſtändige kölmiſche oder adlige 
oder Erbpachtsgüter. Hierher gehörten aber auch viele der größeren 
Schulzengüter, die ſich ja ſtets im Dorfverbande befanden, und vereinzelt 
waren auch Erbpachts- oder Freigüter innerhalb der bäuerlichen Feldmark! 
anzutreffen. Die Bewirtſchaftung dieſer Güter geſchah ausnahmslos durch 
freie Arbeitskräfte; außer zahlreichem Geſinde wurden perſönlich freie 
Gärtner und Inſtleute beſchäftigt. Der Beſitzer leitete den Betrieb ſelbſt 
mit Hilfe eines angelernten Kämmerers oder auch bloß eines zuverläffigen 
Vorarbeiters oder Großknechts und bedurfte keines beſonders geſchulten 
Wirtſchaftsbeamten. In dieſe Betriebsgruppe gehörten rund 1340 Güter 
der Kölmer, Freien und Schatuller mit zuſammen 530000 Morgen. Dazu 
kamen 200 Rittergüter mit 111000 Morgen, 177 adlige Anteilgüter mit 
60000 Morgen und 55 der kleineren vererbpachteten Domänenvorwerke 
mit etwa 36000 Morgen. Auch gehörten hierher die meiften in Erbpacht 
ausgegebenen Kämmereigüter, ungefähr 35 mit 25000 Morgen. Der 
Gruppe der Mittelgüter wären alſo rund 1800 Beſitzungen mit 762000 
Morgen zuzurechnen. 

Mit 12 Hufen dürfte ungefähr die Grenze gegeben ſein, von der ab 
für die wirtſchaftliche Nutzung des Beſitzes die Grundſätze des Großbetriebs 
geltend wurden. Zu dieſen Großbetrieben zählten zunächſt die in General- 
pacht bewirtſchafteten Domänen mit 184 Vorwerken, die größeren Erb- 
pachtsvorwerke, einige Kämmereigüter und die große Maffe der adligen 
Güter, nämlich 612 Beſitzungen, deren Bodenfläche von etwa 1450 Vor- 
werken aus bewirtſchaftet wurde. Wegen der Größe der Beſitzungen war 
es dem Gutsherrn in der Regel nicht möglich, den Wirtſchaftsbetrieb 
allein zu leiten, ſondern es wurde die Einſtellung beſonderer Wirtſchafts⸗ 
beamten nötig. Abgeſehen von den Erbpachts- und einigen Rittergütern, 
verfügten die Betriebsleiter über bäuerliche Hinterſaſſen, deren Scharwerk 
für den Wirtſchaftsbetrieb mitbeſtimmend, hier und da gar ausſchlaggebend 
war. Die auf die Fronden untertäniger Bauern gegründeten landwirt- 
ſchaftlichen Großbetriebe belegt man allgemein mit dem Schlagwort der 
„Gutswirtſchaften des 18. Jahrhunderts“. Doch ſpielte auch bei ihnen um 
das Jahr 1800 die freie Lohnarbeit bereits eine weſentliche Rolle. 
werbszweig der meiften oſtpreußiſchen Landſtädtchen. Viele ſtädtiſche Bewohner be- 
trieben ausſchließlich Ackerbau und Viehzucht. Die Mehrzahl der den Ackerbürgern ge- 
hörigen Grundstücke umfaßte % bis 2 Hufen, entſprach alfo den mittleren bäuerlichen 


Befigungen, Leopold Krug bezifferte die Zahl der Ackerbürger in den Landſtädten 
Oſtpreußens auf 2067. 
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Auf die Zeitpachtsvorwerke entfielen 337000 Morgen, auf die größeren 
Erbpachtsvorwerke rund 121000 Morgen, auf die größeren Kämmerei ⸗ 
güter etwa 30000 Morgen und auf die 612 Rittergüter nach Abzug des an 
die Hinterſaſſen ausgegebenen Bodens 1596000 Morgen. 

Die Zahl der hierher gehörenden Betriebe iſt ſchwierig zu beſtimmen, 
da die Nachrichten darüber zu lückenhaft find, ob die Rittergüter einheit⸗ 
lich bewirtſchaftet wurden oder nicht. Bei manchen Herrſchaften beſtand nicht 
die Generalpacht, ſondern ſie waren, z. B. Gilgenburg und Norkitten, an 
6 und mehr „Arrendatoren“ vergeben; auch bei den mittleren Gütern bes 
fanden Däi viele Vorwerke in Einzelpacht. Auf Grund der vorhandenen MAn- 
gaben dürfte der Beſtand dieſer Gruppe auf etwa 1100 Betriebseinheiten 
zu veranſchlagen ſein, zu denen insgeſamt 2084000 Morgen gehörten. 

Die Ausführungen zuſammenfaſſend, geftaltete fid) die Verteilung der ge: 
ſamten nutzbaren Bodenfläche auf die vier Betriebsgrößen folgendermaßen: 


m Anzahl | Umfang der Ss = 
x der | Ländereien EE 
Vetriebsgruppen Stellen in Morgen anteil 
a) Kleinbetriebe 15 194 46 000 0,45 % 
b) Bäuerlihe Belricbe » . 58 000 70540009 | 69,00% 
e) Betriebe der Mittelgüiter 1500 760 000 74 0 
d) Betriebe der Groğgüter 1100 2084 000 204% 


§ 4. Die Zuſammenſetzung der ländlichen Bevölkerung. 

Durch die bisherige Darſtellung ſollte auf möglichſt breiter Grundlage 
eine Anſchauung der außerordentlich verwickelten Grundbeſitzverhältniſſe 
Oſtpreußens um das Jahr 1800 vermittelt werden. Obgleich für die Schilde · 
rung der Beſitzverfaſſung nicht unmittelbar erforderlich, erſcheint es doch 
zu weiterer Beleuchtung der vorherigen Ausführungen zweckmäßig, zum 
Schluſſe noch einen Überblick über das Geſamtgefüge der oſtpreußiſchen 
Landbevölkerung zu geben und das Verhältnis zwiſchen den grundbeſitzenden 
und nicht grundbeſitzenden Volksſchichten feſtzuſtellen. 

Die dem Provinzialminiſter von Schrötter ſeit 1800 alljährlich durch 
den Oberpräſidenten von Auerswald eingeſandten ſtatiſtiſchen Zuſammen⸗ 
stellungen betrafen auch die Gruppierung der ländlichen Bevölkerung. Die 
folgende Tabelle zeigt die Verteilung der den verſchiedenen Klaſſen age: 
hörigen Bewohner auf die Amter und Kreiſe des Oſtpreußiſchen Kammer⸗ 
Bei nach dem Stande des Jahres 1804. Leider berückſichtigten die von 
der Litauiſchen Kammer eingeſandten Nachrichten nicht ſo das einzelne, 
ſondern brachten nur die Geſamtzahlen; die hier wiedergegebenen bes 
ziehen ſich auf das Jahr 1802. 

1) Die Aderbürger in den Landftädten — rund 2000 mit etwa 200000 Morgen — 
zugerechnet, ergäbe dieje Betriebsgruppe an 60000 Stellen mit 774 Millionen Morgen. 
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Die Zahl der an erſter Stelle genannten auf dem Lande wohnenden 
Gutsbeſitzer war im Verhältnis zu den vorhandenen Rittergütern gering. 
Viele Edelleute bewirtſchafteten ihren Beſitz nicht ſelbſt, ſondern ſtanden 
im Militär- und Verwaltungsdienſte und hielten fih vorzugsweiſe in den 
Städten auf; ihre Güter ließen fie in Adminiſtration oder Arrende bewirt⸗ 
ſchaften, woraus ſich die große Zahl der General- bzw. Unterpächter und 
Verwalter erklärt. 

Auffallen könnte die mehr als doppelte Zahl der adligen Forſtbeamten 
gegenüber den ſtaarlichen im Königsberger Kammerbezirk. Das iſt darauf 
zurückzuführen, daß faſt auf jedem Rittergut ein beſonderer „Waldwart“ 
die oft nur wenige Hufen umfaſſende herrſchaftliche Forſt zu beauffichtigen 
hatte; auch hielten vornehme Herren daneben beſondere Leibjäger. Die 
ſtaatlichen Forſten dagegen verfügten im Verhältnis zu ihrer Ausdehnung 
über wenig Perſonal; es kam vor, daß die Unterförſter Reviere von 10000 
und mehr Morgen Ausdehnung unter ſich hatten ). 

In die Reihe der „Coſſätener“ gehörten alle Eigenkätner, in Litauen 
auch die Gärtner. Die in der Landwirtschaft beſchäftigten Arbeiter ver- 
teilten ſich durchaus nicht gleichmäßig auf alle Gebiete des platten Landes. 
Setzt man die Zahl der Inſt⸗ bzw. Losleute und Hirten — die Schäfer 
wurden als privilegierte Klaſſe ſelten den einfachen Landarbeitern zuge⸗ 
rechnet — ins Verhältnis zu derjenigen der mittleren und Heineren Grund⸗ 
beſitzer (Kölmer, Freien, Bauern, Eigenkätner) der einzelnen Amter und 
Kreiſe, jo ergibt fih ein ſehr wechſelvolles Bild. In vielen Amtern ſtanden 
die Zahlen annähernd gleich; in andern war eine Spannung zugunſten 
der Arbeiterklaſſen zu beobachten. Beſonders in den nahe der Landes. 
hauptſtadt gelegenen Amtern befanden fid) weit mehr Arbeiter als Grund- 
beſitzende; fie überwogen auch bedeutend im Schaakenſchen, Tapiauſchen, 
Brandenburgiſchen, Raſtenburgiſchen und Mohrungſchen, in geringerem 
Maße im Braunsbergiſchen Kreiſe. Dagegen blieb die Zahl der Arbeiter 
zurück in den Gegenden des ſüdlichen Ermlandes, des polniſchen Ober- 
landes und Maſurens. Am auffallendſten offenbarte ſich dies bei den 
privaten Grundherrſchaften des Neidenburgiſchen Kreiſes: 191 Kölmern, 
1140 Bauern und 193 Eigenkätnern, insgeſamt aljo 1524 Beſitzenden 
ſtanden nur 407 Fnit- bzw. Losleute und 150 Hirten gegenüber. Im 
Gumbinner Bezirk betrug die Geſamtmenge der Arbeiter nicht einmal die 
Hälfte von derjenigen des Königsberger Bezirks. Näheres hierzu bringt 
das zweite Buch in dem Abſchnitt über die Arbeitsverfaſſung der adligen 
Güter. 


1) Es hatten 1805 die Oberforſtereien Neu- Sternberg 78303 Mg. und 9 unter- 
rier, Corpellen 59625 Mg., 1 Oberwart und 9 Unterförfter, Friedrichsſelde 94872 Mg. 
1 Oegemeiſter und 7 Unterförfter, Puppen 67514 Mg., 1 Oberwart und 6 Unterförfter. 
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Eine vielumſtrittene Frage bildete im 18. Jahrhundert die Ausübung 
des Handwerks auf dem platten Lande ). Die mittelalterliche Zunftver⸗ 
faffung hatte einen ſcharfen Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land herbei ⸗ 
geführt. In ihrer übertrieben engherzigen Intereſſenpolitik verlangten 
die Städter allgemeine Anerkennung des Grundſatzes, daß ausſchließlich 
die Städte zu Gewerbe und Handel, Brauerei und Kaufmannſchaft be- 
rechtigt, die Landbewohner aber verpflichtet wären, ihre Erzeugniſſe nach 
der nächften Stadt zu bringen und ihren Bedarf dort zu decken ). Die 
ſtädtiſchen Handwerksmeiſter beanſpruchten die alleinige Ausübung der 
Gewerbe innerhalb eines beſtimmten Gebiets und verfolgten die in Dörfern 
fich niederlaſſenden Handwerker als Bönhajen). Vom ausgehenden Mittel- 
alter ab nahm trotzdem die Zahl der ländlichen Handwerker zu, was heftige 
Kämpfe innerhalb der einzelnen Territorien auslöſte. „Das platte Land 
wollte das mittelalterliche Vorrecht der ſtädtiſchen Zunft nicht mehr an⸗ 
erkennen“). Beſonders der Adel ſuchte die ſelbſtſüchtigen Beſtrebungen 
der Städte zu durchkreuzen, indem er nicht allein Brauereien, Brennereien, 
Zwangsmühlen und Backöfen anlegte, ſondern auch mehr und mehr Hand⸗ 
werker in feinen Gütern anſetzte). Die Landesregierungen ſahen fid 
genötigt, ihrerſeits die Streitigkeiten zu ſchlichten. 

In den brandenburgiſch-preußiſchen Landen verſchärfte fih die gegen, 
ſeitige Abneigung zwiſchen Stadt und Land infolge der vom Großen Hur- 
fürſten begründeten und durch ſeinen Enkel endgültig ausgebauten, in allen 
Provinzen durchgeführten Akziſebeſteuerung. Dieſe bewirkte nämlich die 
Verlegung des Handwerks und Handels aus den mit Verbrauchsſteuern 
belegten Städten auf das Land, woſelbſt die Handwerker unverſteuerte 
Rohſtoffe verarbeiteten und mit den ſtädtiſchen Gewerben in zunehmenden 
Wettbewerb traten. Der ſteigenden Ausgaben für das ſtehende Heer wegen 
mußte der Staat die Ergiebigkeit der Akziſe und deshalb den Aufſchwung 
des ſtädtiſchen Lebens mit allen Mitteln zu begünſtigen ſuchen. Friedrich 
Wilhelm I. hatte zu dieſem Zwecke auf das alte Verbot des Landhandwerks 
zurückgegriffen und durch verſchiedene Maßnahmen die Gewerbe vom 
Lande in die Städte gedrängt. 


3) Geh. StM. Gendir, Oſtpr. Tit. 62 Sekt. 1 Nr. 1, 2, 4. 

) Schmoller, Forſch. I S. 104. 

) Landordnung des Herzogthumbs Preußen 1640. „Und weil allerley Bönhoſen 
auff den Dörffern bey den Bawren vnd in den Krügen mit Hauffen Déi auffhalten, 
durch welche viel vnfug, Sandt vnd verbottene Handthierung getrieben vnd daß es 
den Handwerckern in den Städten zu nachtheil oder verterb gereichet. So wollen wir 
hiemit allen unfern Heupt- vnd Amptleuten mit Ernſt befohlen haben, daß fie allerley. 
Bönhofen innerhalb einer Meil wegs von der Stadt in ihren verwaltenden gebieten 
hinfüro nicht leiden, ſondern fie auff wuſte Huben jegen.” 

Y v. Below, Art. „Zünfte“ im W. d. V. II S. 1493. 

) Schmoller a. a. O. 
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In Oſtpreußen war 1722 ein genaues Kataſtrum der fortan auf dem 
platten Lande zu duldenden Handwerker angefertigt, indeſſen nicht überall 
ordnungsmäßig beachtet worden. Es mußte 1738 ein erneuertes und ger 
ſchärftes Patent wider die unbefugten Handwerker auf dem platten Lande 
im Litauiſchen Kammerbezirke ergehen. Weil ungeachtet der zahlreichen 
Verordnungen die unerlaubten Handwerker auf dem Lande ſich ſtets vere 
mehrten und dadurch den Ruin der Städte verurſachten, wurde angeordnet, 
daß fortan ihr Handwerk in königlichen, adligen und kölmiſchen Dörfern 
nur Leineweber, Grobſchmiede, Zimmerleute und Rademacher ausüben 
durften. Schneider würden „nicht anders auf den Dörfern geduldet, als wenn 
fie zugleich Schulmeiſter und Küſter find“. Dieſe Landhandwerker durften 
keine Lehrjungen zunftmäßig ausbilden und Geſellen halten, ſondern 
mußten mit eigener Hand oder Tagelöhnern arbeiten. Alle ſonſtigen Gand- 
werker ſollten bis Michaelis 1738 gegen Erlegung des halben Meiſtergeldes 
in die Städte ziehen, „die aber ſolches für fih nicht zuträglich finden, oder 
ſonſt als Fuſchers, die nichts rechtſchaffenes gelernt, bey der Gilde in einer 
Stadt nicht fortkommen können, ſollen ihr handwerk gänzlich niederlegen 
und als Bauern, Gärtner oder Tagelöhner ihr Brod zu verdienen ſuchen“. 
Wer nach Michaelis „als ein unerlaubter Fuſcher auf dem platten Lande 
betroffen wird, ſoll ohne alle Weitläufftigkeit nach Memel auf 1 Jahr lang 
in die Karre gebracht werden“. Die Landhandwerker hatten ein Nahrungs» 
geld zur königlichen Akziſekaſſe zu zahlen; nur die Leineweber waren 
davon befreit und die Schneider, die ſich nebenbei als Schulmeiſter be⸗ 
tätigten. 1739 erſchien ein Verzeichnis aller kataſtrierten Landhand⸗ 
werkerſtellen. 

Dieſes Patent blieb dem Namen nach bis zum Ende des Jahrhunderts 
in Kraft, wurde aber je länger deſto weniger beachtet. Dem Adel erſchienen 
die Vorſchriften zu hart; ſchon bei der Huldigung 1740 rechneten die Stände 
zu ihren Beſchwerden, „daß man aus ihren Gütern die Handwerker ziehet 
und durch ſie die Städte, wenn es erlaubet iſt, die Wahrheit zu ſchreiben, 
mit Bettler angefüllt, die auf dem Lande ſich noch ernähren, in den Städten 
aber vergehen“). Auch die Domänenkammern empfanden die Beſtim⸗ 
mungen als eine Benachteiligung der ländlichen Bevölkerung und be- 
günftigten die langſame Vermehrung der Handwerkerſtellen, teils durch 
Befürwortung neuer Konzeſſionen, teils durch ſtillſchweigende Duldung 
ſich eigenmächtig anſetzender Handwerker. 

Es entſtanden daraus unaufhörliche Zwiſtigkeiten, nicht allein zwiſchen 
den Kammern und Akziſebehörden, ſondern auch innerhalb der Kammern 
zwiſchen Domänen- und Kriegsabteilungen. Die Akziſebeamten verſuchten 


1) Act. Bor. VI 2 S. 55. 
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die das Gedeihen der Städte hemmende Ausbreitung des Landhandwerks 
zu hintertreiben und die zu Unrecht beſtehenden Handwerkerſtellen mega, 
räumen. Die Domänenräte wollten dieſe gerade vermehrt ſehen, um der 
ſtark wachſenden Landbevölkerung Erleichterungen zu verſchaffen. 1775 
mußte auf die Beſchwerden des Provinzial⸗Akziſe⸗Direktors Stockmar das 
Generaldirektorium die Mißſtände zu beſeitigen verſuchen. Die Unter- 
ſuchung führte zu einer Scheidung der Landhandwerker in drei Gruppen: 
a) kataſtrierte Stellen, auf die die Ortſchaften ein dauerndes Recht hatten, 
das auch nicht verloren ging, wenn einige Zeit die Stellen unbeſetzt blieben. 
b) Stellen, die durch beſondere Konzeſſionen eingerichtet wurden; nach 
Abgang des Inhabers mußte die Anſtellung eines Nachfolgers neu beantragt 
werden. e) Eingeſchlichene Handwerker, ohne jede Berechtigung zur Niedere 
laſſung. Dieſe ſollten fortgeſchafft und in der Landwirtſchaft verwendet 
werden, wofern fie nicht eine erhöhte Handwerker⸗Akziſe von 4 Nil. viertel- 
jährlich erlegen wollten. 

In einem Bericht an den König ſetzte das Generaldirektorium aus⸗ 
einander, daß die Fortſchaffung der nichtberechtigten Handwerker ſchwierig 
ſein würde, da ſie der großen Zahl wegen — im Steuerdirektionsbezirk 
Königsberg, der die Landrätlichen Kreiſe Schaaken, Tapiau, Brandenburg 
und Raſtenburg umfaßte, allein 980 Familien — nicht in Städten Aufnahme 
finden, ihrer ärmlichen Verhältniſſe wegen aber das erhöhte Handwerks- 
geld nicht aufbringen könnten. Um ihre Auswanderung zu verhüten, wäre 
es geboten, fie für Lebenszeit gegen Zahlung des gewöhnlichen Nahrungs- 
geldes in ihren Stellen zu belaſſen und dieſe dann nicht wieder zu beſetzen. 
Der König genehmigte den Vorſchlag mit der Bemerkung: „auf ihre Lebens- 
peit ift guht, aber wil man handwerker auf den platen Landt anſetzen, 
So werden die Stätte Dörfer und die Dörfer Stätte, das iſt verkehrt. 
Friedrich.“ 

Nach weiteren Auseinanderſetzungen zwiſchen der Berliner General- 
Akziſe- und Zoll⸗Adminiſtration und der Königsberger Kammer wegen 
des Nahrungsgeldes blieben die durch Sondererlaſſe 1751 und 1768 
angeordneten Sätze weiter beſtehen. Es wurde von den gewöhnlichen 
Handwerkern zur Akziſekaſſe 1 Nti. entrichtet, von den in Nutzholz 
arbeitenden — Tiſchlern, Drechſlern, Rademachern, Böttchern, doch nicht 
vom Zimmermann — halbjährlich 75 Gr. Die Kammern ſtellten ge⸗ 
naue Verzeichniſſe der verſchiedenen Gruppen der Handwerker auf, und 
dabei zeigte ſich, daß nicht allein die geſetzlich erlaubten vier Arten des 
Handwerks, ſondern alle möglichen andern auf dem Lande vertreten 
waren. 

Im Litauiſchen Kammerbezirk ſtellte ſich 1776 die Zahl der Land⸗ 
handwerker alfo: 

Stein, Die Ia, Berfaffung Ofbrenhens, Schr. d. Fnit. . Ofte. W. Heft . 20 
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Mit Konzeffton der-] Eingeſchlichene 


Im Kataster ver. 
fehene Handwerker Handwerker 


zeichnete Handwerker 


t u 1 RU. | zu 1 Ril. zu 1 RH. | zu 1 Nil. zu 1 Mit. 

zu 1 Al. | 00 Gr. T | 0. G. 
In Domänen | 781 | 136 | 23 | 2 70 | a 
Beim Adel. 118 30 8 = 88 23 
Summa.. 558 | 16 | ı | 2 | m 117 


In den Domänen zahlten die Handwerker außerdem das Schutzgeld; 
wegen der teils zum Amt, teils zur Akziſe fließenden Abgaben ſchwebten 
noch längere Zeit Meinungsverſchiedenheiten. Dazu wendeten die Adligen 
in verſchiedenen Eingaben ein, daß ihre kataſtrierten Handwerker ftets frei 
von Akziſeabgaben geweſen ſeien; durch den Generalhufenſchoß habe König 
Friedrich Wilhelm I. alle kleinen Gefälle aufgehoben. Der leitende Minifter 
von Gaudi wies dieſe Anſprüche ab; das Handwerkernahrungsgeld ſei erſt 
nachträglich eingeführt worden. „Da die Handwerks Nahrung an und vor 
ſich kein Gewerbe, welches auf das platte Land gehört, ſondern ein ſolches, 
ſo lediglich den Städten vorbehalten“, habe man bei der damaligen Steuer⸗ 
reform der Handwerker gar nicht gedacht. 

Auch in der Folgezeit blieb die Frage der Landhandwerker ſtändig im 
Fluß. Die geſetzlichen Anordnungen fanden bei den unteren Behörden 
und namentlich bei privaten Grundherrſchaften immer noch nicht genügende 
Beachtung. 1782 zeigte der Landrat des Mohrungſchen Kreiſes an, daß in 
verſchiedenen Gütern 20 Handwerker beſchäftigt würden, die im Kataſter 
gar nicht aufgezeichnet wären und auch keine Abgaben zahlten. Die Herr- 
ſchaften hätten vergeſſen, jelbige anzuzeigen, oder geglaubt, da es ſich teils 
um Erbuntertanen, teils um Krüppel handle, wäre die Anzeige nicht nötig 
geweſen. Fortgeſetzt erhielten die Dörfer und Güter neue Stellen bewilligt, 
auch mehrten ſich die eingeſchlichenen Handwerker wieder. Eine 1796 von 
der Gumbinner Kammer eingereichte Tabelle verzeichnete 877 kataſtrierte 
und 295 konzeſſionierte Handwerker, die auf dem Lande erlaubt waren, 
411 konzeſſionierte Handwerker, die geſetzlich nicht auf das Land gehörten, und- 
181 ohne jede Berechtigung. Deswegen erhob der Minifter des Akziſe- und 
Zoll⸗Departements von Struenſee Vorſtellungen. Zieler Zuſtand müßte ge» 
ändert werden; es fei nötig, „die zur Conſervation der Städte vorhandenen 
Geſetze wieder in Kraft zu ſetzen, indem es einleuchtend ijt, daß die jo nötige 
Verbindung zwiſchen den Städten und dem platten Lande immer mehr ab⸗ 
nehmen würde und Erſtere zugrunde gehen müßten, wenn das platte Land 
ſich das ſtädtiſche Gewerbe zueignete“. Die Akziſeeinnahmen gingen zurück; 
es müßte auf genaue Befolgung des neuen Kataſters gehalten werden. 

Die Litauiſche Kammer führte an, daß das Kataſter von 1738/89 un- 
möglich weiter gelten könnte, da die Bevölkerung jo gewachſen und die 
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Zahl der bewilligten Handwerker für die gesteigerten Bedürfniſſe nicht 
ausreichend wäre. Die weitläufige Lage der Städte und die fürchterlichen 
Wege im Frühjahr und Herbſt verhinderten die notwendige Verſorgung 
der Landbewohner mit den wichtigſten Bedarfsgegenſtänden. Es würde 
der Akziſekaſſe ſowohl als dem Lande zum Beſten gereichen, wenn möglichſt 
viel Landhandwerker vorhanden wären und Nahrungsgeld zahlten. Struen- 
ſee trat dieſen Anſichten in einem erneuten Gutachten entgegen und be⸗ 
antragte die Wiedereinführung des alten Kataſters, da die ländliche Be⸗ 
völkerung ſehr gut durch die Städte verſorgt werden könnte. In weiteren 
Berichten ſuchte die Kammer nachzuweiſen, daß eine Vermehrung der 
Handwerksſtellen für das platte Land geradezu eine Lebensfrage fei; aber 
Struenſee blieb auf dem Standpunkt, daß auf dem Lande keine andern 
Handwerker als Schmiede, Zimmerleute, Rademacher, Schneider und 
Schuhflicker geduldet werden dürften. 

In dies leidenſchaftliche Für und Wider ſpielten noch zahlreiche Cine 
gaben der adligen Gutsbeſitzer hinein. Die einen beantragten die An- 
ſetzung neuer Handwerker, die andern die Genehmigung, alte kataſtrierte 
Stellen eingehen zu laſſen, da ſie die Handwerker nicht mehr benötigten, 
aber das geſetzliche Nahrungsgeld auch für die unbeſetzten Stellen erlegen 
müßten. Die Grafen von Schlieben und der Graf von Klinkowſtröm auf 
Korklack beſchwerten ſich, daß ſie durch das Kataſter in ihren freien Ent⸗ 
ſchließungen gehemmt würden, obwohl ihnen nach den alten Privilegien 
die Güter mit allen Gerechtigkeiten, wie fie die Landesherrſchaft inne- 
gehabt, verſchrieben worden feien. Dem Anſinnen, die Anſetzung der 
Handwerker ganz ihrem Ermeſſen zu überlaſſen, konnte natürlich nicht 
ſtattgegeben werden. 

Der leitende Miniſter von Finkenſtein nahm eine vermittelnde Stellung 
ein. Das ſtarre Feſthalten an den alten Einrichtungen fei nicht empfehlens⸗ 
wert. Es laffe fich auch nicht rechtfertigen, von überflüſſigen, eingegangenen 
Stellen weiter die Nahrungsſteuer zu fordern; von Zeit zu Zeit müßte 
eine Abänderung der Kataſter erfolgen. Das General-Atzife- und Zoll- 
Departement gab 1797 ſchließlich zu, die vorhandenen Handwerker ad dies 
vitae zu dulden. Fürs künftige ſollten die alljährlich zur Beſtätigung ein- 
zuſendenden Generalkataſter gemeinſchaftlich von der Kammer und Akziſe⸗ 
und Zolldirektion aufgeftellt werden. Wo Bedürfniſſe vorlagen, wurde 
auch die Einrichtung neuer Stellen genehmigt. So durften 1805 im Oft- 
preußiſchen Kammerbezirk neu angeſetzt werden 1 Böttcher, 1 Maurer, 
6 Rademacher, 6 Schmiede, 3 Tiſchler, 1 Zimmermann, 3 Riemer, 2. 
Schlächter, 11 Schneider, 3 Schufter und 1 Töpfer. Die 1805 von beiden 
Kammern eingeſandten Kataſter ſollten für 10 Jahre Gültigkeit behalten. 
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Zweites Buch. 
Die ländliche Arbeitsverfaſſung. 


§ 45. Vorbemerkung: Gutsherrſchaft und Arbeitsverfaſſung. 


Das erſte Buch über die Beſitzverfaſſung zeigte uns die Domänen- 
ämter und adligen Güter als öffentlich rechtliche Gebilde, als „Grundherr⸗ 
ſchaften“, die innerhalb ihrer Grenzen die der Landesherrſchaft zuſtehenden 
Hoheitsrechte ausübten und dadurch den Zwecken der allgemeinen Staats- 
verwaltung dienten. Die meiſten Grundherrſchaften des oſtdeutſchen 
Kolonialgebiets hatten mit Beginn der Neuzeit eine bedeutungsvolle 
Wandlung erfahren. Indem den öffentlich ⸗ rechtlichen Befugniſſen einzelne 
Betätigungen rein privatwirtſchaftlicher Natur organiſch eingegliedert 
wurden, entſtand aus der Grundherrſchaft die Gutsherrſchaft. 

Die grundſätzliche Verſchiedenheit zwiſchen Grund- und Gutsherrſchaft 
trat in der abweichenden wirtſchaftlichen Ausnützung des Grundbeſitzes 
zutage ). Bei der mittelalterliche deutſchen Grundherrſchaft war das 
Herrſchaftsgebiet an Hinterſaſſen aufgeteilt. Für den Grundherrn bildeten 
deren Zins- und Naturalleiſtungen die Haupteinnahmequelle. Es fehlte 
in der Regel der herrſchaftliche Eigenbetrieb, und wo er vorhanden war, 
hatte die Produktion als Erwerbsquelle nur eine untergeordnete Be⸗ 
deutung. Auf den Markt gelangten nur die etwa über den eigenen Bedarf 
hinaus vorhandenen Früchte. Beim Fehlen einer nennenswerten land- 
wirtſchaftlichen Produktion erübrigte es fih, die Grundholden mit Arbeits⸗ 
leiſtungen zu beſchweren. 

Im oſtdeutſchen Koloniallande wandelte ſich die Grundherrſchaft 
während des 15. und 16. Jahrhunderts zur Gutsherrſchaftz). Der Grund- 
herr begnügte ſich nicht mit der aus den Gefällen ſeiner Bauern fließenden 
Rente, ſondern legte ſich auf die Erwerbswirtſchaft und begründete einen 
landwirtſchaftlichen Großbetrieb zum Zwecke der Produktion für den Markt. 


1) Bal. Grünberg, Vauernbeftelung S. 36ff. 
3) Knapp, Bauernbefreiung Bd. 1 S. 32ff. u. 37ff. 
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Im Mittelpunkt feines Herrſchaftsgebietes entſtand das herrſchaftliche Vor- 
werk, der Fronhof, von dem aus die Bewirtſchaftung der umfangreichen 
Hofländereien ins Werk geſetzt wurde. Die ſchwierige Beſchafſung der not- 
wendigen Arbeitskräfte fand ihre Regelung in der Weiſe, daß die innerhalb 
der Gutsgrenzen anſäſſige Bevölkerung gutspflichtig gemacht und mit 
Fronden zu dem herrſchaftlichen Betriebe herangezogen wurde. Die 
Grundgefälle der Hinterſaſſen hatten infolgedeſſen für den Gutsherrn nicht 
mehr dieſelbe Bedeutung, die ihnen von der jeder marktmäßigen Produktion 
fernſtehenden Grundherrſchaft beigemeſſen worden war. Deshalb hörten 
die Geldleiſtungen oft ganz auf, weil mit Ausweitung des Betriebes behufs 
Vermehrung der Gütererzeugung und Steigerung des Ertrages die Dienſt⸗ 
leiſtungen ſehr ſtark zugenommen hatten. Mithin ſtellte ſich die Gutsherrſchaft 
als ein aus der Grundherrſchaft herausgewachſenes territoriales Herrſchafts⸗ 
gebilde dar, bei dem der Einfluß der grundherrlichen Gewalt zur Förderung 
der kapitaliſtiſchen Beſtrebungen des Grundbeſitzers geltend gemacht wurde. 
Das Beſtimmende für die Gutsherrſchaft war die Gutswirtſchaft, ein „vor 
allem für den Markt produzierender, aljo kapitaliſtiſcher Großbetrieb ), als 
Delen weſentliche Grundlage die unfreie Arbeitsverfaſſung bezeichnet 
werden muß. 

Verfolgen wir nach dieſem allgemeinen Überblick in Kürze die Ent- 
wicklung der Gutsherrſchaft in Oſtpreußen. Im Ordenslande war die 
reine Grundherrſchaft verhältnismäßig weniger zur Entfaltung gekommen 
als im Reiche. Wie der Orden an vielen Stellen eigene landwirtſchaftliche 
Betriebe eingerichtet hatte ), jo machten Déi auch auf den von ihm begrün⸗ 
deten Dienftgütern bereits im 14. Jahrhundert Anſätze größerer Guts- 
wirtſchaften bemerkbar). Ja, es gibt fogar eine Nachricht aus dem 13. Jahr ⸗ 
hundert davon Kunde, daß mancher von den im Lande ſich Nie derlaſſenden 
ſchon von vornherein mit einer marktmäßigen landwirtſchaftlichen Pro- 
duktionsweiſe rechnete und zu dem Zweck ſich von der Landesherrſchaft 
beſondere Gerechtſame verſchreiben ließ. 1287 wurde an der ermländiſchen 
Küſte ein Gut von 12 Hufen mit der ausdrücklichen Berechtigung verliehen, 
daß das geerntete Getreide zu Waſſer und zu Lande ausgeführt werden 
dürfe ). Zwar geſtatten die Akten keinen unmittelbaren Einblick in diefe 
älteſten Gutsbetriebe; aber die zahlreichen Nachrichten über die lebhafte 
Getreideausfuhr des blühenden Ordensſtaates laſſen keinen Zweifel 
darüber, daß „ſchon beim Beginn der Erſchließung dieſer Küſtenlandſchaft 
geldwirtſchaftliche Unternehmerintereſſen ſich betätigten“). Die rege Mn- 
teilnahme, die die Landesritterſchaft ſchon vor und nach 1400 auf den 


0 guas, 8 ER IS. m Zoeppen, Ape Mon. Mb. ep 
9 Vene Gonna 200. N. 3 0 4) Cod. dipl. Warm. 1 
S 120. ) Plehn a. a. O. Bd. 17 G. 
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Landtagen allen handelspolitiſchen Maßnahmen entgegenbrachte, und die 
fortgeſetzten Verhandlungen wegen der Getreideausfuhrn) find ein deut 
licher Fingerzeig dafür, daß für die preußiſchen Grundbeſitzer die auf Ferne 
abſatz berechnete Produktion bereits eine ausſchlaggebende Rolle ſpielte ). 

Mehrere Umſtände wirkten zuſammen, um gerade in Preußen die 
Einrichtung größerer landwirtſchaftlicher Betriebe mit kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktionstendenzen früher zu veranlaſſen als anderswo. 1. Im Gegenſatz 
zu den in der Regel nicht abgerundeten, ſondern einen „Streubeſitz“ von 
einzelnen Höfen darſtellenden Grundherrſchaften des Weſtens ), bildeten 
die vom Orden mit grundherrlichen Rechten begabten Dienſtgüter aus⸗ 
nahmslos geographiſch geſchloſſene Gebiete, innerhalb deren Grenzen 
ſämtliche Bewohner der Grund- und Gerichtsherrſchaft des Beliehenen 
unterſtanden. Ziele Verhältniſſe erleichterten die Begründung eines um- 
fangreichen Hofbetriebes und die Heranziehung der Grundholden zu Arbeits⸗ 
leiſtungen. 2. Der Grundherrenſtand ergänzte ſich in den Ordenszeiten 
keineswegs nur aus Ritterbürtigen ); grundherrliche Rechte wurden an- 
fänglich auch Perſonen bürgerlichen Standes verliehen. Aber auch dem 
preußiſchen Edelmann des 14. Jahrhunderts lag die Beſchäftigung in der 
Landwirtſchaft am allernächſten. Die von den Gütern geforderten Kriegs⸗ 
dienſte beſchränkten ſich auf die Verteidigung beſtimmter Gebiete ); Vor- 
ſtöße in Feindesland unternahmen meiſtenteils die Ordensleute, zunächſt 
mit Hilfe der Kreuzfahrer, ſpäter mit Söldnern. Seit der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts trat der Reiterdienſt der Dienſtmannen immer mehr zurück. Und 
wie ganz anders geſtalteten fich in friedlichen Zeiten die Betätigungs- 
möglichkeiten der adligen Herren des Ordenslandes gegenüber denjenigen 
des Reiches. Das in ſchweren Kämpfen errungene, der Kultur noch wenig 
erſchloſſene junge Kolonialland war keine Stätte, auf der ritterliches Weſen 
gedeihen konnte. Zur Pflege des rittermäßigen Waffendienſtes und zum 
Tummeln in Turnieren und Fehden bot ſich bei der nüchternen und ſtraffen 


1) Stündeakten I S. 58. Auf der Tagſahrt zu Marienburg 1391 wurde zu „den 
gebrechen des gemehnen landes“ vorzüglich der Umſtand gerechnet, „das dy narunge 
des kornes, do ſich dy gemeynen inwoner dis landes vormals von genert haben, ezumole 
dernyderliet“. Der Hochmeiſter kam den Wünſchen entgegen und „dirlowet den in- 
wonern korn usezufuren ezwiſchen Quaſimod. u. Walpurgis“. — S. 110. 1408 verlangte 
der Ständetag in betreff des Verbots das korn us dem lande ou furen, das is denne 
eyme idermann fi) vorboten, armen und richen, heren und knechten.“ — S. 240. Die- 
ſelbe Sache beſchäftigte den Landtag 1414. 

3) Vol. dazu Aubin S. 63 u. 66 und Plehn, Geſch. d. Kr. Strasburg S. 185, 

3) Fuchs, im W. d. B. I S. 1222, ) Plehn, Forſch. XVII S. 398 f. 

) Voigt, Cod. dipl. Pruss. I S. 157. Landmeister Ludwig von Baldersheim 
ſicherte 1267 den deutſchen Lehnsleuten in Ermland und Natangen zu, daß ſie nach Be⸗ 
zwingung der abtrünnigen Landschaften nur zur Landwehr bis zur Weichſel verpflichtet 
fein ſollten. 


„ 


Zucht des Ordensſtaates wenig Gelegenheit). Auch fehlte hier die Möglich ⸗ 
keit des Hofedienſtes und des Einrückens in höhere Beamtenſtellen. Unter 
dieſen Umſtänden blieb den in Preußen anſäſſigen Adligen allein die Land⸗ 
wirtſchaft, die ihnen Beſchäftigung bot und eine ſtandesgemäße Einnahme ⸗ 
quelle ſicherte. 3. Gerade die Sorge um die Sicherſtellung der Lebens- 
haltung zwang zur Schaffung einer eigenen Erwerbswirtſchaft; denn in 
dem ſchwach bevölkerten Lande, bei den noch ganz unfertigen Beſiedelungs⸗ 
verhältniſſen vermochte der Grundherr ſeinen Unterhalt wohl kaum aus 
den Abgaben der Hinterſaſſen zu beſtreiten, zumal deren Zahl bei dem 
beſcheidenen Umfang der Dienſtgüter nicht erheblich geweſen ſein kann. 
4. War es aber erſt zur Errichtung eines herrſchaftlichen Betriebes gekommen, 
ſo folgte der weitere Schritt — Abſatz des den eigenen Verbrauch über⸗ 
ſteigenden Körnerertrages auf dem Wege der Verfrachtung nach auswärts — 
unmittelbar dem erſten. Bei dem Fehlen einer dichteren gewerblichen 
Bevölkerung kam der Verkauf nennenswerter Getreidemengen im Inlande 
kaum in Betracht. Eine Vergrößerung der Produktion und damit die 
Erſchließung ergiebigerer Einnahmequellen konnte demnach nur erreicht 
werden durch Anbahnung enger Handelsbeziehungen mit den Kaufleuten 
in den Ausfuhrplätzen Danzig, Thorn, Elbing, Braunsberg und Königsberg. 
5. Eine ſtarke Begünſtigung erfuhr dieſe Entwicklung in der geographiſchen 
Beſchaffenheit des Landes. Der Waſſerreichtum, in jener Zeit weit größer 
als heute, erleichterte die Fortſchaffung der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe. 
Entweder unmittelbar oder von beſonderen Binnenſtapelplätzen gelangten 
die Getreidemengen des inneren Landes auf Kähnen und Flößen an die 
Küften und von den großen Ausfuhrhäfen zumeiſt nach weſteuropäiſchen 
Ländern. 6. Einen gewiſſen Einfluß mag ſchließlich das Beiſpiel der Landes- 
herrſchaft ausgeübt haben. Der Orden ſelbſt betrieb den Handel mit allen 
möglichen Landeserzeugniſſen in lebhafteſter Weiſe. Von den Großſchäffern 
zu Marienburg und Königsberg wurden gewaltige Getreidemengen, zum 
größeren Teile den Naturallieferungen der Untertanen, zum kleineren der 
eigenen Kammerbewirtſchaftung entſtammend, nach dem Auslande ver⸗ 
Frachtet?) 

Über den Anteil, den die private Produktion an der Geſamtausfuhr 
hatte, geben die Quellen nicht den geringſten Aufſchluß; die zahlreichen 
Nachrichten über die Ausfuhr Danzigs im 14. und 15. Jahrhundert laſſen 
uns in dieſer Frage völlig im Stich. Ja, bei der ſtarken polniſchen Zufuhr 
kann nicht einmal der Anteil des Ordenslandes an der Geſamtausfuhr 
genauer beſtimmt werden. Dem Beiſpiel der Landesherrſchaft folgend, 
vermehrten auch die Grundbeſitzer ſchon früh die für den Abſatz berechneten 


3) Aubin S. 51. — Bol. auch „Familie Dohna“ T S. 35. 
3) Naude, Getreidehandelspolttit 1 255 . und Sattler, Handelsrechnungen, Einl. 
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Getreidemengen durch die von den Hinterſaſſen dargebrachten Natural- 
zinſen. Im 16. Jahrhundert war das ſchon allgemein üblich und erhielt ſich 
bis zur Aufhebung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe. Die Über- 
ſchüſſe der Kleinbetriebe erfuhren dadurch eine Anhäufung an beſtimmten 
Sammelpunkten und konnten von dieſen aus in den Verkehr übergeleitet 
werden. So erhielten die für den ſelbſtändigen Fernabſatz ganz unge- 
eigneten Kleinbetriebe eine Förderung durch den leiſtungsfähigeren Groß⸗ 
betrieb. s 

Die Frage, in welcher Weiſe der Bedarf an Arbeitskräften bei den 
erſten Gutswirtſchaften Preußens gedeckt wurde, läßt fid) bei dem Mangel 
an unmittelbaren Nachrichten leider nicht mit der wünſchenswerten Har- 
heit beantworten. Wir find genötigt, aus allgemeiner bekannten Neben- 
umſtänden einzelne Schlüſſe zu ziehen. Daß ſich das Geſinde nicht bloß. 
auf den Ordensvorwerken ſehr zahlreich und vielfach abgeſtuft vorfand ), 
ſondern auch in den privaten Betrieben unentbehrlich geweſen ift, beweiſen 
die ſtetig wiederkehrenden Beratungen über allerhand Geſindefragen auf 
den ſtändiſchen Verſammlungen nach 1411). Es ijt anzunehmen, daß 
mit wachſender Dichte der Bevölkerung in der Blütezeit des Ordens ein 
großer Teil des Geſindes, weil von deutſcher Abſtammung, perſönlich frei 
geweſen iſt. Jedenfalls haben neben dem Geſinde noch Gärtner und freie 
Lohnarbeiter in den Gutswirtſchaften Verwendung gefunden?). Ferner 
berichten die Akten von fremden Wanderarbeitern, die im Sommer aus 
Litauen und Maſovien hereinkamen und nach Beendigung der Ernte- 
arbeiten in ihre Heimat zurückkehrten). Über die Art der Eingliederung 
der unfreien preußiſchen Bauern in die Arbeitsverfaſſung der privaten 
Güter geben die Quellen ebenfalls nur geringen Aufſchluß. Als feſtſtehend 
darf allerdings gelten, daß auf allen Gütern, auf denen hörige Preußen 
anſäſſig waren, deren Dienſte ausgiebige Verwendung fanden). Von der 
Heranziehung deutſcher Bauern zu Dienſtleiſtungen in gutsherrlichen 
Betrieben kann im 14. und auch im 15. Jahrhundert nicht gut geſprochen 
werden, da die Einrichtung deutſcher Dörfer durch private Grundherr⸗ 
ſchaften eine verſchwindend geringe geweſen iſt. 

Zuſammenfaſſend gelangen wir zu dem Ergebnis, daß in dem erſten 
bis 1466 reichenden Wirtſchaftszeitraum die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe 
auf den Gütern des Ordenslandes ſchon einen gewiſſen Grad der Ausbildung 


3) Steffen, Gef, d. Geſindes S. 6 u. gef. 

3) Ständeakten 1 S. 338. Bei dem 1419 den Ehrbarleuten auferlegten Schoß 
ift die Rede von deren Vorwerksgärtnern, Dienftboten, ledigem Gejinde, Schäfern, 
Hirten, Handwerkern, Müllern und Kretzſchmern. 

) Ständeakten I S. 105 u. 440. ) Ebenda S. 111, 303 u. 343. 

*) Vgl. Aubin S. 38. 
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erreicht hatte, daß aber dieje Wirtſchaftsweiſe nur zum Teil in der unfreien 
Arbeitsverfaſſung begründet war. 

Es wurde oben dargelegt, wie nach 1466 in Oſtpreußen der Groß ⸗ 
grundbeſitz des Adels entſtanden ift. Durch den Übergang landesherrlicher 
Vorwerke und Dörfer vergrößerte ſich der adlige Beſitz im ganzen, und 
das emſig betriebene Einziehen und Austaufen der Heinen Beſitzſtellen 
bewirkte eine beträchtliche Erweiterung der Gutswirtſchaften. Die Gut- 
beſitzer waren nicht imſtande, den Mehrbedarf an Arbeitskräften in der 
früheren Weiſe zu decken; die Bevölkerung des fortwährend von ſchweren 
Kriegsnöten heimgeſuchten Landes hatte ſich zu ſehr gelichtet. In dieſer 
Notlage benutzten die adligen Herren die der Landesherrſchaft gegenüber 
errungene Machtſtellung, um durch eine Reihe von Landesordnungen die 
deutſchen Bauern nach und nach gutsuntertänig zu machen. Mit Hilfe 
der unter ihre Botmäßigkeit gekommenen Bauern trafen die Edelleute die 
endgültige Organiſation der landwirtſchaftlichen Großbetriebe. 

Die hier kurz umriſſene Entwicklung fand erſt gegen das Ende des 
17. Jahrhunderts in Oſtpreußen ihren Abſchluß. Die Gutsuntertänigkeit 
ſtellte eine in gewiſſe rechtliche Formen gekleidete unfreie Arbeitsverfaſſung 
dar, bei der die Arbeiterfrage eine einſeitige Löſung zum Vorteil der Guts⸗ 
herren erfahren hatte. Die Erbuntertänigkeit blieb bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts die Grundlage der ländlichen Arbeitsverfaſſung in den 
oſtelbiſchen Provinzen des Preußiſchen Staates. Die Feſſelung der länd⸗ 
lichen Bevölkerung an die Scholle, die geſetzlich feſtgelegte Untrennbarkeit 
der Untertanen und des Gutsbezirks bedingten die Lebensfähigkeit des 
landwirtſchaftlichen Großbetriebes. In damaliger Zeit hielt man vielfach 
eine andere als die auf Fronden der untertänigen Bauern begründete 
Wirtſchaftsweiſe für undenkbar ). 

Trotz alledem bildete das Scharwerk der unfreien Bauern keineswegs 
die ausſchließliche Form der Gutsbewirtſchaftung in Oſtpreußen. Es hatten 
ſich daneben die freien Lohnarbeiter der älteren Zeit erhalten. Kern, 
Plehn und Skalweit haben darüber völlige Klarheit verſchafft, daß ſchon 
im erſten Viertel des 18. Jahrhunderts die freie Lohnarbeit in den land- 
wirtſchaftlichen Betrieben einen breiten Raum einnahm. Die weitere 
Entwicklung vollzog ſich in der Richtung, daß das unfreie Arbeitsverhältnis 
ſtetig abnahm. Allmählich bürgerte ſich eine Wirtſchaftsweiſe ein, bei 
welcher der Betrieb vorzugsweiſe vom Hofe aus mit Hilfe von Lohnarbeitern 
bewerkſtelligt wurde. Für die Durchführung dieſes Verfahrens ſtanden 
drei Gattungen ländlicher Arbeiter zur Verfügung: 1. die Gärtner oder 
Morgener, 2. die Inſtleute und Einlieger und 3. das Geſinde. 


1) K. St.⸗A. Akt. d. O. L. F. 932 Nr. 23. 
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Erſtes Kapitel. 
Die verſchiedenen Klaſſen der ländlichen Arbeiter. 


$ 46. Gärtner oder Morgener und Ratteyer. 


Der Begriff „Gärtner“ war im Ordenslande von alters her gebräuch⸗ 
lich, aber ſtets ſehr dehnbar. Im Laufe der Zeiten bezeichnete man damit 
verſchiedene Arten ländlicher Befig- oder Dienſtſtellen. Die eigentlichen 
Gärtner, im Ermlande auch ſchlechte Gärtner, hier und da auch Lohngärtner 
genannt, waren als Dienftleute anzuſehen, die auf Grund eines Arbeits 
vertrages in Domänen oder adligen und kölmiſchen Gütern wohnten und 
denen der größte Teil ihres Lohnes in Form von Ackernutzung und Natural- 
lieferungen zugeteilt wurde. Kaufgärtner waren dagegen kleine Stellen⸗ 
inhaber nach Art der Eigenkätner, die ihre Beſitzung durch Hinzukauf 
von Vorwerksländereien oder Forſtabſchnitten erweitert hatten. Ebenſo 
verhielt es fih mit den Klein- und Großgärtnern des Ermlandes. Engel- 
brecht hat nicht ſcharf genug unterſchieden zwiſchen den den Eigenkätnern 
zuzuzählenden Groß- und Kleingärtnern und den als ländliche Arbeiter 
auf Kontrakt angenommenen ſchlechten Gärtnern. 

Ferner wird daran erinnert, daß im Süden der Provinz ſogar adligen 
Bauern, ſofern fie als Beſatzvieh nur Ochſen erhalten hatten, die Bezeich- 
nung Gärtner beigelegt wurde ). Schließlich vermerken die Akten viel- 
fach die Anlegung von „Gartendörfern“ im Samlande und auch in andern 
Gebieten anläßlich der erſten Koloniſation?). Es handelte fich dabei aber 
nur ausnahmsweiſe um Ortſchaften, die ausſchließlich mit Gärtnern im 
Sinne ländlicher Arbeiter beſetzt wurden, ſondern in den meiſten Fällen 
um Fiſcherdörfer). Nach dem früheren Sprachgebrauch wurden die kleinen 
Ackerſtücke der Fiſcherwirte nur „Gärten“ genannt. Die amtlichen Tabellen 
des 18. Jahrhunderts rechneten die verſchiedenen Arten der „Gärtner“ 
in der Regel den Koſſäten zu, welcher Begriff von den preußiſchen Beamten 
in der verſchiedenſten Weiſe gehandhabt wurde. 

Wenden wir uns nunmehr den Gärtnern im engeren Sinne zu. Schon 
aus den erſten Zeiten der Ordensherrſchaft ſtammen Berichte über die 
Verwendung von Gärtnern bei den landwirtſchaftlichen Betrieben. Un⸗ 
freie Preußen wurden als Gärtner beſchäftigt, namentlich auf den Dienft- 
gütern, denen zwar grundherrliche Rechte zuſtanden, die aber ihres geringen 
Umfangs wegen keine Bauerndörfer gründen konnten. Bald fanden auch 


1) Ein Anſchlag der Gilgenburgiſchen Güter bemerkt über Marwalde: A Huben 
Haben 4 Ein Hübner, oder wie fie un dieſem Orte genennet werden, Gärtner“. 
1) Plümicke a. a. O. S. 114f. ) Ebenda S. 116. 
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eingewanderte Deutſche bei den Gutswirtſchaften Beſchäftigung; die freien 
Gärtner blieben Jahrhunderte hindurch für die Bewirtſchaftung der kleineren 
Güter unentbehrlich. 

Auch die Landesherrſchaft ließ ſich die Vermehrung dieſer Arbeiter⸗ 
llaſſe angelegen fein, beſonders bei dem empfindlichen Mangel an Arbeits- 
kräften während des 16. und 17. Jahrhunderts. Der herzogliche Kammerrat 
Noſtiz bemerkte in feinem Haushaltungsbuch zum Amte Oletzko: „.. und 
da man mit ſcharwerk nicht zureichen mochte, muß man deſto mher gertner 
ſetzen“, und beim Amte Arys: „Den gertnern ſall man ihre gute zumaſſen, 
ungeverlich einem iben 2 morgen auffs meifte, damit fie fich zu behelfen“. 
Die Amtsartikel von 1642 verordneten im $ 20: „Es ſoll der Hauptmann 
ſoviel möglich Gärtner in die Dörfer und bey die Höffe, nach jedes Amts 
Gelegenheit, ſetzen und dieſelbigen bey einer jeden Dorfichafft in die Amts⸗ 
regiſter jährlich verzeichnen“. ý 

Die Gärtner waren vertraglich angeſetzte ländliche Arbeiter, die freie 
Wohnung und Gartenland, dazu noch Beiſaaten im Felde erhielten, oder 
es wurden ihnen beſtimmte Morgen zur Nutzung zugewieſen ). Dieſer⸗ 
halb gingen die Gärtner in manchen Gütern unter dem Namen Morgener. 
Sie beſaßen alſo eine beträchtliche eigene Wirtſchaft und waren von der 
Herrſchaft oft mit Beſatz an Ochſen und Pferden ausgeſtattet. Ihr Vertrag 
verpflichtete ſie in der Regel zu täglichen Dienſten beim Hofe, manchmal 
auch nur zu einer beſtimmten Zahl von Tagen, etwa 120 bis 150, im Jahre. 
Dafür bekamen fie als feſten Jahreslohn 3 bis 6 Ntl. und Naturalgedinge: 
10 bis 12 Schffl. Roggen, je 2 Schffl. Gerſte, Hafer und Erbſen, freie Weide 
für mehrere Stück Vieh und einige Fuder Heu zur Winterfütterung, Stubben 
und Sprockholz zur Feuerung, auch Speck, Schmeer und Salz zur Koſt. 
Das „Weib“ war zu einer gewiſſen Anzahl — 10 bis 12 — unentgeltlicher 
Scharwerkstage verbunden; für weitere Arbeitsleiſtungen verabreichte 
man ihr den ortsüblichen Tagelohn. Im Winter beſorgten die Gärtner das 
Ausdreſchen des Getreides und empfingen dann vom Erdruſch den zehnten 
oder elften Scheffel. 

Die Kontrakte mit den Gärtnern wurden gewöhnlich auf drei Jahre 
abgeſchloſſen. Ein 1777 erſtatteter Bericht der Königsberger Kammer 
über die Qualität der Amtseinſaſſen kennzeichnet die Stellung der Gärtner 

1) Dieſes Verhältnis hat Déi altem Anſchein nach allmählich herausgebildet. Aus 
dem 17. Jahrhundert kommt vereinzelt die Kunde, daß die Gärtner wie das Geſinde 
gehalten wurden. Zur Verfaſſung des Gutes Ketzwalde wird 1655 bemerkt, daß bis 
dahin jeder Gärtner im Hofe Speiſung und Tagelohn erhalten habe. Das fei aber dem 
Gutsherrn zu ſchwer gefallen, und er habe den Tagelohn abgeſchafft. „And hat ein ieder 
Gärtner davor 1 Stück Acker zu 1 Schffl. Korn, 1%, Schffl. Haber und 14 Gerſte, dazu 
ein ig VE Speifung 4 Schffl. Korn, 2 Schffl. Gerſte, % Erbſen und ieglicher 
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alfo: „Gärtner find Leute, welche für ein gewiſſes Lohn und Deputat 
bei der Feldarbeit dem Beamten oder der Gutsherrſchaft täglich zu Dienſten 
ſtehen müſſen. Dieſe Leute müſſen drei Jahr in den Gütern verbleiben.“ 

Das feſte, faſt gänzlich auf Naturallöhnung beruhende Dienſtverhältnis 
der Gärtner bildete unzweifelhaft bei dem Mangel an landwirtſchaftlichen 
Arbeitskräften und dem ſpärlichen Geldumlauf der früheren Jahrhunderte 
die zweckmäßigſte Form der ländlichen Arbeitsverfaſſung, ſoweit diefe 
nicht auf den Fronden der Bauern begründet werden konnte. Die an- 
ſehnliche Eigenwirtſchaft verhinderte ein fortwährendes Wegziehen der 
Leute. Plehn bezeichnete in diefem Sinne die Gärtner als landwirtſchaft ⸗ 
liche Kleinunternehmer, dem Großbetriebe angegliedert?). 

Ein Teil der in größeren adligen Gütern anſäſſigen Gärtner war erb- 
untertänig; oft handelte es ſich dabei um ehemalige Scharwerksbauern, 
die vom Erbe geſetzt worden waren. Je mehr die Bevölkerung zunahm, 
deſto mehr verringerte ſich die Zahl der Gärtner. Die Deputation wegen 
Einrichtung des eigenen Betriebes auf den Domänenvorwerken hatte 
bereits 1733 angeordnet: „Die Gärtner⸗Wohnungen ſollen alle beſetzet 
bleiben, jedoch ſoll denen Pächtern erlaubet ſeyn, wenn fie es vor fih in- 
convenable finden, die Helfte davon mit ſolchen Leuten zu beſetzen, welche 
ſich auf Tagelohn und ihre Hände Arbeit nähren und eigentlich Haus Leute 
ſind, die der Beamte bey der Hand hat, daß ſie ihm vor andern gegen 
Tagelohn Arbeiten und um den Scheffel dröſchen; die übrige Helfte aber 
muß ſchlechterdings mit eigentlichen Gärtnern beſetzet werden, welche auf 
Deputat ſtehen und täglich in der Wirtſchaft Arbeiten, da denn auf 
jeden ein Pflug und ein Geſpann Ochſen oder Pferde gehalten werden 
muß. 

Von den Bemühungen der preußiſchen Herrſcher, die Arbeiter bei 
den Domänenvorwerken ſeßhaft zu machen, wurde bereits im erſten Buch 
berichtet. In Befolgung der königlichen Wünſche traf man hier und da 
Anſtalten, die Anweſen der Gärtner in erbliche Beſitzſtellen umzuwandeln. 
Das Domänenamt Tapiau bot 1779 die Gärtnerſtellen an den Vorwerken 
Großhof, Kleinhof, Cremitten und Gauleden zur Erbverpachtung aus. Zu 
jeder Stelle gehörten einige Morgen Acker; die Annehmer ſollten einen 
Erbpachtskanon zahlen und ein gewiſſes Scharwerk gegen bare Bezahlung 
leiſten. 

Den Gärtnern naheſtehend waren die beſonders im Oberlande und 
in Weſtpreußen verbreiteten Ratteyere). Kern meint, daß fie vorzugs- 


3) Forſch. XVII S. 428. 

3) K. St.-A. Oftpr. Fol. 14796. 

) Manche Amter bezeichneten Gärtner und Ratteyer als dieſelbe Klaſſe. Der 
Beamte von Osterode berichtete 1777: „Gärtner kommen hier unter dem Namen von 
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weiſe zur Pflugarbeit verwendet worden ſind, alſo eine Art verheirateter 
Pflugknechte darſtellten. Ihre Ablöhnung entſprach dem Deputat der 
Gärtner. 1724 ſollten auf dem Domänenvorwerk Dollſtädt zur Erleichte· 
rung des bäuerlichen Scharwerks drei Ratteyer angeſetzt werden. Die 
Beſoldung eines Ratteyers ſtellte ſich folgendermaßen: Freie Wohnung 
und Garten, 3 Ntl. 30 Gr. an barem Lohn, 10 Schffl. Roggen, 2 Schffl. 
Gerſte, 2 Schffl. Hafer, 1 Schffl. Erbſen, 1 Schffl. Malz, 1 Seite Speck, 
1 Schmeer, 10 Pfund Salz, 2 Fuder Heu und eine „eiſerne“ Kuh. 


$ 47. Juſtleuten) und Losleute oder Einlieger. 


Die Stellung der Inſtleute der Herrſchaft gegenüber geſtaltete fich 
viel lockerer und freier als die der Gärtner. Sie zahlten Miete für Wohnung 
und Garten, oft auch für die ihnen im Felde angewieſenen Aderjtüde, 
Sie waren zu einigen unentgeltlichen Scharwerkstagen verpflichtet und 
mußten darüber hinaus jederzeit bereit fein, auf Verlangen des Gutsherren 
zur Arbeit zu erſcheinen, wofür Mann und Weib den ortsüblichen Tagelohn 
erhielten. Dieſer ſchwankte zwiſchen 9 und 12 Groſchen für den Mann 
und 6 bis 9 Groſchen für die Frau. Sobald der Gutsherr ihrer nicht be⸗ 
durfte, konnten ſie außerhalb des Gutshofes Beſchäftigung ſuchen. In vielen 
Fällen hatte die Herrſchaft die Inſtleute ebenſo wie die Gärtner zur Liefe- 
rung von Naturalien verpflichtet). 

Inſtleute wurden im Ordenslande ſchon vor 1500 erwähnte), doch 
traten ſie bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts gegen die allenthalben 
verbreiteten Gärtner ſtark in den Hintergrund. Dann aber nahm ihre 
Natthehen vor.“ — Daß die Ratteher des Oberlandes fich von den Gärtnern im übrigen 
Dftpreußen tatfüchlich wenig unterſchieden, beweiſt auch folgender Lohnzettel: 

„Der Rattey Johann Aleſter zu el. Marwitz foll nebſt einer tüchtigen Magd von 
Mariä Verkündigung bis Martini 1786 gegen treue Dienſte an Lohn und Deputat haben, 
als: 24 fl. an Lohn. 

An Deputat: 13 Scheffel Korn, | Dagegen ijt er ſchuldig: 
1% „ Gerſte, 350 Tall Wage zu spinnen, 
„ Haaber, 1 Stoppel-Gans und 
„ Erbſen, | 2 Paar ahnen auszuliefern. 
Die übrigen Abgaben und Dorfspflichten er 
gleich feinen Nachbarn leiſten muß.“ 


in jedem Felde ein Morgen Land, babei 
freie Wohnung nebft Garten, auch frei 
von allem Schoß. | (Landſchaftl. Tap. Att. 1788.) 

) Grimm, Wörterb. IV 2 Sp. 2145. Juſte, niederdeutſches, aus insete ver- 
derbtes wort, dem inſaße entſprichl. 

=) Gewöhnlich waren zu liefern 1 Gans, 3 Hühner, mehrere Stid Garn und 
Leinwand, je ein Stof Pilze, Rüſſe, Erdbeeren, Hagebutten u. dgl. 

a) Rogge, Mtpr. Mon. VI S. 492, Die den kolmiſchen Fiſcherwirten zu Paf- 
farge erneuerte Handfeſte bemerkte bereits 1478: „Über etwaige Inſtleute follen fie bé 
mit dem Fiſchmeiſter zu Balga um den Zins vertragen.” 
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Zahl immer mehr zu, beſonders in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts ). 
Nach dem Siebenjährigen Kriege ſetzte ein raſches Steigen der Bevölke⸗ 
rung ein. Nun war aber der Nahrungsſpielraum in jener Zeit noch ſehr 
beſchränkt. Die Geſchloſſenheit der Bauernhöfe hinderte die Vermehrung 
der bäuerlichen Beſitzſtellen. Zwar bemühte ſich König Friedrich, wie wir 
geſehen haben, die kleinen eigentümlichen Stellen ſoviel als möglich zu 
vermehren, und die Kammern ſuchten in den beiden letzten Jahrzehnten 
vor 1800 in erheblichem Umfange kleine Anweſen aus Forſtabſchnitten zu 
ſchaffen. Doch handelte es ſich bei diefen Vorkehrungen nur um wenige 
tauſend Stellen, und dadurch konnte der durch das Anwachſen der Be- 
völkerung ſtetig ſich mehrende Hunger nach Land nicht befriedigt werden. 
Ein großer Teil der Bevölkerung unterlag ſomit dem Zwange, den Lebens⸗ 
unterhalt als grundbeſitzloſe, hin und her ziehende freie Lohnarbeiter zu 
ſuchen. Daß gerade unter den Inſtleuten das Verlangen nach eigenem 
Beſitz fich bemerkbar machte, ging aus dem Reviſionsprotokoll vom Ertrage 
des Amts Taplacken hervor. Die Berliner Oberbehörde verhielt ſich dem 
Trachten der beſitzloſen Arbeiterbevölkerung gegenüber ganz ablehnend; 
das bewies der nach Taplacken zurückgelangende Beſcheid: „Daß die Inſt⸗ 
leute gern Ländereien haben wollen, iſt nicht in dieſem Amte allein, ſon⸗ 
dern durchgängig. Es liegt aber der Grund hiervon nicht, wie der Commiſ⸗ 
ſarius zu glauben ſcheint, in Mangel an Arbeit und Verdienſt, ſondern in 
der Faulheit und Unluſt zur Arbeit.“ Durch Ausſtattung mit Land würde 
ihre Trägheit nur geſteigert werden. In manchen Gegenden herrſche 
Mangel an Arbeitern, dahin mögen fie fih wenden?). 

Über den allgemein zutage tretenden Wunſch der Arbeiter, in den 
Beſitz kleinerer Anweſen zu gelangen, verhandelte auch die Gumbinner 
Kammer anläßlich der Neuverpachtung des Amts Budweitſchen im Jahre 
1797. Dabei kam die Befürchtung zum Ausdruck, daß ſich in dem Amte 
die Zahl der Arbeitskräfte vermindern werde, „weil die Inſt⸗ und Losleute 
fih gewiß fehe bemühen werden, in der Provinz Neu-Oſt⸗Preußen durch 
Urbarmachung wüſter Acker und Bebauung derſelben ein beſſeres Unter- 
kommen zu verſchaffen“ ). 

Die Inſtleute wohnten auf den Amtsvorwerken, adligen und Dt 
miſchen Gütern in beſonderen Dienſtfamilienwohnungen, auf den Dörfern 
meiſt in den Hinterſtuben der Bauernhäuſer. Ihre Lage konnte im all- 
gemeinen als eine geſicherte gelten; denn da ſie bei ihrer Herrſchaft meiſt 
fortlaufende Beſchäftigung fanden, hatten ſie einen auskömmlichen Ver⸗ 


2) In den Dörfern des Amts Barten wurden 1784 erft 56, im Jahre 1753 aber 
ſchon 102 Inſtleule und Einlleger gezählt. 

) Geh. StM, Gen.-Dir. Tit. 34 Set. 1 Nr. 161. 

) K. St.-A. Reg. Gumbinnen Abt. a Budweitſchen Nr. 1. 
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dienſt. Wenn im Winter die Feldarbeit ruhte, erwarben fie das zum Unter 
halt der Ihrigen benötigte Brotgetreide durch Dreſchen. Die meiften 
Gutsherren vermieteten den Inſtleuten Acker⸗ und Wieſenſtücke und ermög- 
lichten es ihnen fo, als Grundlage der Wirtschaft einen Heinen Viehſtand 
zu halten. 

Je günſtiger aber der wirtſchaftliche Zuſtand der Inſtleute war, deſto 
mehr fühlten ſich die grundbeſitzenden Kreiſe belaſtet, weshalb in den 80er 
und 90er Jahren allenthalben einſchränkende Maßnahmen gegen dieſe Ein ⸗ 
wohnerklaſſe gefordert und ins Werk geſetzt wurden. Der oben erwähnte 
Geh. Ob. Finanzrat von Burghoff bemängelte 1782 die den Inſtleuten 
und Knechten gewährten Beiſaaten auf bäuerlichen Ackern, weil fie „öfters 
mehr Vieh als der Wirt haben“, dadurch deffen Einſchnitt ſchmälern und 
ihn in der Aufbringung ſeiner Präſtanda hindern. Die Beiſaaten müßten 
verboten, die Abgaben der Inſtleute erhöht und von ihrem Vieh gewiſſe 
Weidegelder erhoben werden. Auch die bei den Kölmern wohnenden ſollten 
zur Schoßzahlung herangezogen werden ). 

Ebenſo veranlaßten in adligen Dörfern die Beziehungen zwiſchen 
Inſtleuten und bäuerlichen Wirten manchen Gutsherrn zum Eingreifen. 1801 
ſtellte der Gutsverwalter bei Neueinrichtung des Dorfes Beynuhnen dem 
Herrn von Farenheid wegen der Inſtenverfaſſung vor: „Jeder Cin- 
wohner aus dieſer Claſſe ſäet auf feinem Dünger ſchon immer etwas Ge- 
treyde aus, um Futter für ſeine Kuh zu haben. Mehreres ihm beſtimmtes 
Land würde ſeinen Ackerbau, folglich zum Nachtheil der Hubenwirthe 
feinen Viehſtand vermehren, vielleicht gar einen Scheunen Raum nöthig 
machen. Er würde die Lohnarbeit läßiger ſuchen, wenn ihm ſeine Erndte 
nur mäßigen Gewinn ſchafft. Es wird daher unvorgreiflich vorgeftellt, auf 
die Stuben der herrſchaftlichen Handwerker und Inſthäuſer kein Ackerland 
zu beſtimmen“ ). 1805 erfuhren die Verhältniſſe des Dorfes Wittenberg 
bei Allenburg eine gänzliche Neugeſtaltung, wobei jedem Inſtmanne 3 
Morgen Acker zugemeſſen werden ſollten. Die Neuregelung ging nach 
folgenden Geſichtspunkten vor fih: „Der Viehſtand der Inſtleute ift durch ⸗ 
aus auf 1 Kuh, 2 Schafe, 3 Schweine einzuſchränken, damit ſie nicht die 
Weide überſchwemmen.“ „Da die Inſtleute nun, der eingeſchränkten 
Weide halber, nicht zum Nachteil der Bauern Pferde halten ſollen, ſo 
müßen ihnen die Bauern für eine feſtgeſetzte Taxe ihre Morgen bear- 
beiten und ihr Brennholz anfahren für folgende Bezahlung: 

Den Geſpanntag mit 4 Pferden à 24 Gr., 
„ 2 Ochſen à 16 Gr. Es würde jeder Inſtmann für 
Beſtellung zu zahlen haben 4 Ntl. 19 Gr.“ „Ob fih auch bei jedem Bauer 
2 Ze St-U. Tit. 34 Gelt, 9 Nr. 1. 
K. St.-A. Dep. Farenheid Nr. 672. 
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das nöthige Unterkommen für das Getreide, Futter und Vieh der Inſt⸗ 
leute finden wird, iſt noch zu unterſuchen. Ein Stübchen wird ſich wohl 
in jedem Haufe, wo ſolches nicht ſchon geſchehen, anbringen laſſen“). 

In den Bauerdörfern zeitigte alſo die Vermehrung der Inſtleute 
die gleichen ungünſtigen Erſcheinungen, die ſich beim vermehrten Anbau 
der Eigenkätner bemerkbar machten. Die immer größer werdenden Ge⸗ 
meindeherden fanden auf den gemeinſchaftlichen Weidegründen nicht 
mehr genügende Nahrung. Außerdem ſahen es die Behörden nicht gern, 
daß die Inſtleute beim Bauer den Dünger ausfuhren, darauf Roggen, 
Gerſte und Lein ausſäten und dadurch das bäuerliche Säeland verringerten. 

Den Inſtleuten in geſchloſſenen Dörfern ſtanden die ſog. Losleute 
oder Einlieger nahe, jene von Jahr zu Jahr zahlreicher werdenden Hand- 
arbeiter, die bei Eigenkätnern und Bauern zur Miete wohnten. Sie er⸗ 
freuten ſich ohne Ausnahme der perſönlichen Freiheit, während viele 
Juſtleute der größeren adligen Güter untertänig waren. Die Losleute 
waren ganz unabhängige Tagelöhner, die ohne feſte Verträge überall 
Beſchäftigung ſuchten, wo ſie ſich darbot. Dieſe Gelegenheitsarbeiter 
ſtellten die unterſte Stufe der ländlichen Bevölkerung dar. Ihre Nieder- 
laſſung wurde von den Behörden nicht gern geſehen; die Landesordnungen 
des 17. Jahrhunderts hatten ſchlechtweg befohlen, dergleichen Leute nicht 
zu dulden. 

Die alten Verzeichniſſe machten meiſtens keinen Unterſchied zwiſchen 
Inſtleuten und Einliegern. Der Domänenbeamte von Labiau gab von 
ihnen folgende Darſtellung: „Inſtleute und Losgänger ſind Leute, die 
ſich einmieten und ihrer Hände Arbeit ernähren, worunter viele invalide 
Soldaten mit ihren Weibern befindlich, die ſich bey Verwandten und Be⸗ 
kannten einmieten; dieſen wird es nach Umſtänden ihrer Leibes Beſchaffen⸗ 
heit nachgeſehen, bei andern aber nicht, ſondern darauf gehalten, daß ſie 
auf eine oder die andere Art ihr Domicilium feſtſetzen“ ). 

Im Amte Wormditt wurden 1792 insgeſamt 18 Gärtner und 202 
Inſtleute gezählt. Von dieſen wohnten 59 bei Kölmern, 43 bei Hochzinſern 
und Aſſekuranten, 88 bei Scharwerksbauern und 12 bei Eigenkätnern. 
Daß es ſich dabei zum Teil um Losleute und nicht nur um Inſtleute han⸗ 
delte, zeigt die Bemerkung: „Ein Teil dieſer ſämtlichen Inſtleute erwerben 
im Sonmmer und nachdem es die Jahreszeit erlaubt, ihre Nahrung ume 
liegend und auswärtig, als im Natangiſchen und Oberländiſchen Kreiſe 
hin und wieder mit Brettſchneiden und Teichgraben, die meiſten auch mit 
Arbeiten im Felde und in der Hauswirtſchaft bei ihren Wirten. Im Winter 


1) K. St.⸗A. Dep. Farenheid Nr. 657. 
2) Geh. St.⸗A. Qual. d. Einf. 
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hingegen ift das Gewerbe und die Hantierung aller dieſer Inſtleute wechſel⸗ 
weiſe das Dreſchen und hauptſächlich das Garnſpinnen“ ). 

Sich darauf ſtützend, daß die Juſtleute in den Farenheidſchen Gütern 
in der Regel Land zur Ausſaat erhielten und über einen verhältnismäßig 
reichen Viehſtand verfügten, vertritt Böhme die Anſicht, als ob die „Gärt⸗ 
ner mit den Inſten der v. Farenheidſchen Güter identiſch“ geweſen wären, 
die ſonſt als Inſtleute bezeichnete Arbeiterklaſſe aber „mehr den Charakter 
der Dorfinſtleute oder Losleute“ getragen hätte. Er folgert weiter, daß die 
Bezeichnung der ländlichen Arbeitergruppen wenig feſtſtehend geweſen 
ſei und es deshalb gewagt wäre, „mit ihnen feſte Begriffe verbinden zu 
wollen“). Um über den Gegenſtand möglichſte Klarheit zu verſchaffen, 
ſei hier in Kürze eine Zuſammenfaſſung des bisher Ausgeführten geboten. 

Das Ausſchlaggebende in den Beziehungen der verſchiedenen Arbeiter⸗ 
Halten lag nicht in den wirtſchaftlichen Umſtänden, ſondern in erſter Reihe 
in dem mit der Dienſtherrſchaft getroffenen Übereinkommen. 1. Der 
zwiſchen dem Gutsherrn und Gärtner geſchloſſene Vertrag verpflichtete 
beide Teile zu ununterbrochener Einhaltung des Arbeitsvertrages. Der 
Herr war gehalten, den Gärtner täglich zu beſchäftigen; der Gärtner lag 
von Oſtern bis Martini ohne Unterbrechung feinen Pflug- oder ſonſtigen 
Ackerarbeiten ob und wurde während des Winters zum Dreſchen des Ge⸗ 
treides herangezogen. Da das Maß der zu leiſtenden Arbeit genau be» 
kannt war, ſo wurde der Eutgelt dafür im voraus feſtgeſetzt und beſtand 
außer einigem baren Gelde in der Hauptſache in Fruchtgefällen und Acker⸗ 
nutzung. Weil der Gärtner im dauernden Dienſtverhältnis ſtand, wurde 
er ebenfo wie die andern Deputanten — Kämmerer, Hofmann, Schäfer, 
Hirt — zum Hofgeſinde gezählt. 

2. Die an Guts- oder Domänenvorwerken beſchäftigten Inſtleute 
wurden ebenfalls auf Grund eines Arbeitsvertrages angenommen. Dieſer 
gewährte dem Dienſtherrn aber große Freiheit hinſichtlich der Verbindlich ⸗ 
keit, den Inſten Arbeitsgelegenheit zu verſchaffen. Ihre Beſchäftigung 
durch die Gutsherrſchaft ware keine ununterbrochene und richtete fih gänz⸗ 
lich nach dem Bedarf an Arbeitskräften. Verfügte der Gutsherr über ge⸗ 
nügend andere Perſonen, jo blieben die Inſten tage-, ja wochenlang dem 
herrſchaftlichen Hofe fern, mußten aber ſtets wieder auf Anfordern des 
Gutsherrn die Arbeit aufnehmen. Der Inſtmann erhielt für jeden de: 
leiſteten Arbeitstag den bei der Vertragſchließung ausbedungenen Lohn. 
Die ſonſtigen Abmachungen über Wohnungs, Adere und Wiefenmiete 
u. dgl. bildeten einen minder weſentlichen Beſtandteil des Juſtenverhält⸗ 
niffes. Für die Höhe des Jahresverdienſtes blieb vor allem die Zahl der 

1) K. StA. Dom. Reg. Pak. 254 Nr. 31. ) Böhme a. a. O. S. 47. 
Stein, Die ländl. Verfafſung Oftpreußens. Schr. b. Juft. j. Old. W. Heft 6. 21 
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Arbeitstage maßgebend, und daraus folgte, daß das jährliche Einkommen 
der Inſtleute an einem Gute nicht gleichmäßig war wie das der Gärtner, 
da es ſich nach der Zahl der geleiſteten Arbeitstage richtete . 

3. Die Losleute oder Einlieger, im Litauiſchen Pawirpen und ſtellen⸗ 
weiſe auch Losgänger und Freileute genannt, gingen kemerlei bindende 
Vereinbarungen mit einer Herrſchaft ein, ſondern waren reine Gelegen⸗ 
heitsarbeiter. Zu ihnen waren beſonders die bei Eigenkätnern und Halb⸗ 
bauern eingemieteten Familien zu rechnen. Die bei größeren Bauern 
zur Miete wohnenden Einlieger fanden einen großen Teil des Jahres 
auch bei ihren Mietsherren Arbeitsgelegenheit, wobei in den wenigſten 
Fällen feſte Vereinbarungen beſtanden haben dürften. Dieſe „Dorfinſt⸗ 
leute“ hat Böhme wohl im Auge gehabt, und darin muß ihm beigeſtimmt 
werden, daß ſie allerdings eine Mittelſtellung zwiſchen den Vorwerks⸗ 
inſtleuten und den gänzlich auf Gelegenheitsarbeit angewieſenen Los⸗ 
gängern einnahmen. Dagegen trifft ſeine Anſicht mit Bezug auf die an 
Gutshöfen beſchäftigten Gärtner und Inſtleute nicht zu; denn deren Stellung 
war keineswegs ſchwankend, ſondern wurde genau durch Verträge geregelt. 

Daß fih in Oſtpreußen früher als anderwärts ein Lohnarbeiterſtand 
herausgebildet hat, liegt nicht zum wenigſten in den klimatiſchen Bedin- 
gungen des Landes begründet. Die oſtpreußiſchen Witterungsverhältniſſe 
weichen beträchtlich von denen des mittleren und weſtlichen Deutſchland 
ab. Der ſpäte Eintritt des Frühlings verzögert die Frühjahrsbeſtellung, 
und die oft früh hereinbrechenden Herbſtfröſte erfordern eine Beſchleuni⸗ 
gung der Erntearbeiten und der Wintereinſaaten. Für die Bewältigung 
der landwirtſchaftlichen Arbeiten Debt hier alfo eine geringere Zeitſpanne 
zur Verfügung als in den Gegenden mit günſtigern klimatiſchen Ver⸗ 
hältniſſen. „Derſelbe Kreis von ländlichen Arbeiten muß in dem einen 
Lande in 5, in dem andern in 7 Monaten vollendet werden: notwendig 
muß man aber 7 Menſchen und 7 Stück Zugvieh unterhalten, um in 5 
Monaten dasſelbe zu leiſten, was von 5 Menſchen und 5 Stücken Zugvieh 
in 7 Monaten verrichtet werden kann“ ). Um die auf wenig mehr als zwei 
Monate zuſammengedrängten Erntearbeiten zu erledigen, bedarf es zahl- 
reicher Menſchenkräfte, die dann in den übrigen Jahreszeiten von dem 
Grundbeſitzer nicht voll beſchäftigt werden können. 

Die in Oſtpreußen während des 18. Jahrhunderts vollendete Inſten⸗ 
verfaſſung paßte ſich alſo dem wechſelnden Bedarf nach Arbeitskräften an. 


3) K. StA. Dep. Print. Die Rechnungen des adligen Gutes Gr. Arnsdorf aus 
den Jahren 1776 bis 1800 verzeichnen die verausgabten Atbeitslöhne. Die an 14 Fnit- 
leute gezahlte jährliche Summe betrug 551 fl. Dabei ſchwankte der den einzelnen Inſt⸗ 
leuten ausgezahlte Verdienſt zwischen 22 und 54 fl, je nach der Zahl der Arbeitstage. 

%) Haxthauſen a. a. O. S. 102, 
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Die laufenden wirtſchaftlichen Arbeiten beſchickte der Gutsherr mit den 
Geſindeperſonen und den im feſten Vertrage ſtehenden Gärtnern, und 
zu den in den Sommer- und Herbſtmonaten drängenden Feldarbeiten 
zog er die um Tagelohn arbeitenden Inſtleute als Hilfskräfte heran. Er 
entließ ſie wieder, ſobald er keine Verwendung mehr für ſie hatte, und 
brauchte alſo keine überflüſſigen Arbeitskräfte dauernd in Lohn und Brot 
zu halten. 

In früheren Zeiten war man zur Not mit Scharwerksbauern, Gärtnern 
und Geſinde ausgekommen, weil ſich der landwirtſchaftliche Betrieb in 
recht beſcheidenen Grenzen bewegte. Deshalb hatten die Inſtleute in der 
Arbeitsverfaſſung nur eine nebenſächliche Rolle geſpielt. Aber der große 
Auſſchwung der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft nach dem Siebenjährigen 
Kriege lockerte das feſte Gefüge der alten Arbeitsverfaſſung; die anfehnliche 
Vermehrung der Anbaufläche und die ſachgemäßere Wirtſchaftsweiſe be 
dingten eine Umgeſtaltung der Arbeitsverfaſſung nach der Richtung, daß 
die vermehrte Anforderung landwirtſchaftlicher Arbeitskräfte in erſter 
Reihe durch die Eingliederung der Inſten in die Wirtſchaftsverfaſſung 
gedeckt wurde. 

Das zahlenmäßige Verhältnis der drei betrachteten ländlichen Mr- 
beitergruppen verſchob ſich gegen das Ende des Jahrhunderts mehr und 
mehr. Die Zahl der Gärtner ſank ſtändig, während die der beiden andern 
Klaſſen immer ſtärker anſchwoll. Auf vielen Gütern war eine Umwandlung 
der Gärtnerſtellen in Inſten zu bemerken). Das Inſtenweſen veränderte 
ſich fo an manchen Orten von Grund aus. Bisher lediglich als Saiſon⸗ 
arbeiter beſchäftigt und abgelohnt, trat nun der Inſtmann zum Guts⸗ 
herrn in ein feſteres, dauerndes Arbeitsverhältnis, wodurch ſich ſeine 
Stellung Bart derjenigen eines Gärtners näherte. Der Umwandlungs⸗ 
prozeß befand ſich aber noch in den Anfängen. Vor 1806 machten ſich 
lediglich Anſätze zur Umgeſtaltung des Arbeitsverhältniſſes in den größeren 
Betrieben bemerkbar. Erſt im 19. Jahrhundert gelangte dieſe Entwicklung 
zum Abſchluß. 

Hinſichtlich der Leiſtungen an die Grundherrſchaften beſtand zwiſchen 
den ländlichen Arbeiterklaſſen inſofern ein geringer Unterſchied, als der 
Kopfſchoß der Gärtner in der Regel 5 Gr. höher war als der der Inſtleute 
und Einlieger. Der Kopfſchoß wurde von den erwachſenen Perſonen 
zwiſchen 14 und 60 Jahren entrichtet und betrug 35 bis 45 Gr. jährlich. 
Im Ermlande war der Kopſſchoß unbekannt, und es wurde an deſſen Stelle 


1) Von mehreren Gütern berichteten die Tapakten, daß die Gärtnerſtellen in 
Inſten umgewandelt jeien. So waren z. B. die Gärtner völlig durch Inſtleute erjept 
in Adl. Robitten, Maraunen, Vombitten und Döſen. 

DU 
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das Spinn- und Scharwerksgeld, 36 Gr. für die erwachſene Perſon, nach 
der Weiſe der Eigenkätner an die Grundherrſchaft bezahlt. 

Die baren Leiſtungen der Juſtleute in den Domänenämtern richteten 
ſich nach der Beſchaffenheit des Grundes, auf dem ſie wohnten. Vom 
Amte Waldau werden uns die Gefälle der kleinen Leute genau namhaft 
gemacht. Es zahlten an die Amtskaſſe die bei Schatullbeſitzern wohnhaften 
Inſtleute für jede ſchoßpflichtige Perſon 30 Gr. Kopfſchoß, die auf bäuer⸗ 
lichen Gründen keinen Schoß, ſondern 22% Gr. Schutzgeld, die auf Vor- 
werksland und auf ürchlichem Grunde 35 Gr. Kopſſchoß und den gewöhn⸗ 
lichen Hornſchoß und die bei Eigenkätnern außer Kopf- und Hornſchoß 
noch das Schutzgeld ). 

Ahnlich ſtellten fich die baren Abgaben der Inſtleute in adligen Gütern. 
In Bledau zahlten fie für die Perſon 35 Gr. Kopſſchoß, ferner 


für 1 Pferd 15 Gr. Schoß und 20 Gr. Weidegeld, 
„ 1 Kuh 24 „ 
„1 Schaf 4% „ „ 4 
„1 Schwein 4, n „ An „ 

Von den ſchoßpflichtigen Einwohnern des Gutes wurden 37 Pferde, 
72 Kühe, 151 Schafe und 214 Schweine gehalten. 

Im Königsbergſchen Kämmereivorwerk Dahlheim wohnten bis 1786 
7 Morgener und 11 Inſtleute. Um den zwiſchen ihnen herrſchenden Zank 
zu beſeitigen, wurden alle auf gleichen Fuß geſetzt, ſowohl hinſichtlich der 
Acker⸗, Wieſen⸗ und Gartennutzung, als auch in betreff der Pflichtleiſtungen. 
Ihre Ader- und Wieſenſtücke lagen vom Vorwerkslande getrennt in gu- 
ſammenhängenden Strichen, die Gärten neben den Häuſern. Sie entrich⸗ 
teten 2, Ntl. für Acker-, Wieſen⸗ und Gartennutzung, 1 Nil. Wohnungs- 
miete, 30 Gr. Spinnergeld, 15 Gr. Gänſegeld, 35 Gr. Kopſſchoß, an Horn- 
und Klauenſchoß 15 Gr. für das Pferd, 15 für den Ochſen, 24 für die Kuh, 
12 für die Sterke, 10 für Jungvieh und 3 Gr. für Schaf und Schwein. 
Das Weidegeld ſtellte ſich auf 20 Gr. für Pferd, Ochſen und Kuh, 10 Gr. 
für Jungvieh und 3 Gr. für Schaf und Schwein. 8 Männer- und 8 Frauen- 
tage mußten unentgeltlich geſcharwerkt werden. Im übrigen betrug der 
Tagelohn für den Mann 12, für die Frau 6 Gr. Im Winter wurde um den 
zehnten Scheffel gedroſchen ?). 

Im Rittergute Schwengels wurden 1784 acht Juſtleute beſchäftigt. 
Jeder Inſte leiſtete der Herrſchaft 
1) Geh. St.⸗A. Qual. d. Einf, 
3) Kbg. Stadt. Arch. Act. Oecon. 112 Nr. 48. 
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an Wohnungs- und Garten miete 6 fl. 20 Gr., 
für zwei Morgen Ackeeeeee u NE a 
an Kopfſchoß für zwei Perſone n. E Al 
an Horn- und Klauenſchoß für eine Rug. SE 
dsgl. Ein Pferd 15 „ 

dsgl. „ „ Schwein BI, 

Soa, „ „ Schaf 3 „, 

an ee e , 8 8 
7 Manns ⸗Scharwerkstage zu je 10 G r. Ben 
7 Weibs⸗Scharwerkstage zu je 87, 1 „ 26 „, 
ferner für 1 Weidegannn s. A 
C ae Aa eg 1 

„ 1 Stof Schwadengrütze 10 „„ 
„ ee See 
VVV ERR 

„ CCC l 

9 OE ea a a a 5 „„ 

1 Schüſſel CCC Ee 88 

für 30 Tall Goar zu je MM — 1 
Zuſammen präftierte jeder Inſtmann 31 fl. 6 Gr.“) 


8 48. Das Geſinde. 


Zum Geſinde rechnet man gewöhnlich diejenigen ledigen Perſonen, die 
im Dienſte eines Fremden ſtehen und gegen Beköſtigung und Lohn vorzugs⸗ 
weiſe bei der Erledigung der laufenden Arbeiten in Haus, Hof, Garten 
und Feld Verwendung finden. Die Geſindeperſonen nahmen in der länd⸗ 
lichen Arbeitsverfaſſung jederzeit einen wichtigen Platz ein. Über die 
Geſindeverhältniſſe Oſtpreußens in früheren Jahrhunderten iſt bereits 
vielſeitig geſchrieben worden, und es genügt deshalb, an dieſer Stelle nur 
das hauptſächlichſte hervorzuheben. 

Zum Geſinde im weiteren Sinne pflegten auch die in beſonderen Dienft- 
ſtellungen ſich befindlichen Perſonen gerechnet zu werden, die in der Regel 
beſtimmte Arbeitsgebiete bei den herrſchaftlichen Vorwerken auszufüllen 
hatten und fih dafür gewiſſe berufsmäßige Kenntniſſe und Fertigkeiten 
aneignen mußten. Es gehörten dahin die Kämmerer, Hofleute, Hirten, 
Schäfer, Jäger, Ziegelbrenner, Brauer, Hopfengärtner, Kutſcher, Gar- 
tenierer — jo wurden die in Gartenanlagen tätigen Perſonen zum Unter- 
ſchiede von den Lohngärtnern damals bezeichnet — auch wohl die im Hof 


3) Landſch. Tax. Alt. 
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beſchäftigten Handwerker, beſonders Schmiede, Stellmacher und Sattler. 
Alle dieſe Angeftellten erhielten freie Wohnung und neben dem Barlohn 
ein reichliches Gedinge an Getreide, Holz, Ader- und Viehnutzung. Sie 
führten eigenen Haushalt und wurden deshalb als verheiratetes Geſinde 
dem ledigen gegenübergeſtellt. Ihre wirtſchaftliche Lage glich völlig ber, 
jenigen der Gärtner; die Deputatlöhnung!) ermöglichte ihnen ebenſo wie 
jenen eine geficherte Wirtſchaftshaltung. Die weitere Darſtellung wird 
von dieſen mehr ſelbſtändigen Deputanten abſehen und ſich allein mit 
dem ledigen Geſinde befaſſen. 

In der von uns betrachteten Zeitperiode hatte man noch zwiſchen 
freien und untertänigen Geſindeperſonen zu unterſcheiden. Auf den mit 
gutspflichtigen Bauern beſetzten Rittergütern herrſchte noch bis 1807 der 
Zwangsgeſindedienſt; in den Domänen war er ſchon von 1763 ab nicht 
mehr üblich geweſen. Die Beſitzer der kleineren Rittergüter hielten durch ⸗ 
weg freies Geſinde. Das untertänige Dienſtvolk befand ſich demnach ſtark 
in der Minderheit. Sahme hat den Zwangsgeſindedienſt gänzlich außer 
acht gelaſſen, wenn er alle im Dienſt ſtehenden Perſonen als freie Leute 
anſpricht und ſchreibt: „Eine andere Beſchaffenheit hat es mit den Dienft- 
bohten, Knechten, Mägden, ſowohl in den Städten als auff dem Lande; 
denn dieſe insgeſamt ſind ihrem Stande nach freye Leute, nur daß ſie ihre 
Dienſte auff eine gewiſſe Zeit gegen Koſt und Lohn, auch zuweilen Klei- 
dung jemanden vermiehten; nach Verfließung ſolcher Zeit aber ſtehet 
ihnen frey, fih anderweitig wieder zu vermiehten“ ). 

Hinſichtlich des Abſchluſſes der Dienſtverträge und der Lohnbedin⸗ 
gungen galten für freie und untertänige Dienſtboten die Beſtimmungen 
der Geſindeordnung vom 15. März 1767. Sie gab im weſentlichen 
dieſe Anordnungen: Die Kinder der untertänigen Leute ſollten nicht zum 
Geſindedienſt gezwungen werden, falls ſie in der elterlichen Wirtſchaft 
gebraucht würden. Sobald ſie aber in fremde Dienſte treten wollten, 
ſollten fie erſt ihrer Grundherrſchaft dienen. Nicht nur die Untertanen, 
ſondern „alle Eltern, Handwerker, Belehnte und Arbeitsleute“ wurden 
verpflichtet, ihre Söhne vom ſechzehnten und die Töchter vom vierzehnten 
Jahre an in Dienſt zu geben, durch welche Maßregel dem Müßiggang 
entgegengewirkt werden ſollte. Auch die Untertanenkinder follten den feft- 
geſetzten ortsüblichen Lohn empfangen und nicht etwa bloß um Koſt und 


3) Der Kümmerer beim Amtsvorwerk Kulerneeſe erhielt 1795 jährlich 20 Rtl. 
bar, 11 Schffl. Korn, 18 Schffl. Gerte, freie Weide für ein Pferd, 2 Kühe, ein Schaf, 2 
Schweine, freie Wohnung mit Geföchgarten, frei Brennholz, täglich ein Stof Bier, und 
von jedem Gebräu 4% Stof Tafeltrinken. 

3) Sahme, Gründliche Einleitung S. 29. 
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Kleidung dienen. Kein Dienſtbote, Gärtner oder Inſtmann durfte ohne 
Abzugsſchein bei ſtrenger Strafe von einer Herrſchaft angenommen werden. 
Dieſer Schein ſollte den Abziehenden aber auch nicht vorenthalten werden. 
Ein durch Annahme des „Gottespfennigs“ zuſtande gekommener Dienft- 
vertrag durfte nicht wieder rückgängig gemacht werden. Die Gefinde- 
perſonen, auch Gärtner und Inſtleute, erhielten Lohnzettel, auf denen 
die vereinbarten Lohnſätze verzeichnet waren und in der Regel auch die 
Abrechnungen gebucht wurden. Die Dienſtzeit betrug für das freie Geſinde 
gewöhnlich ein Jahr mit vierteljähriger Kündigungsfriſt. 

Die geſetzlich feſtgelegten Lohnſätze gingen in den verſchiedenen Gegen- 
den ſtark auseinander; fie ftellten fih beſonders in der Nähe Königsbergs 
und in den Niederungen am höchſten. Der Lohn eines Großknechts hielt 
fich zwiſchen 10 und 18 Ntl., der eines Mittelknechts zwichen 6 und 12 Rtl.; 
ein Dienſtjunge erhielt 4 bis 9, eine Großmagd 6 bis 10 und eine Kleinmagd 
oder Margell 3 bis 6 Ntl. 

Was ſchließlich die Beköſtigung des ledigen Geſindes betrifft, jo wurde 
ſie in den größeren Rittergütern nur ſelten von der herrſchaftlichen Küche 
aus bewerkſtelligt, was für die Nebenvorwerke auch gar nicht möglich war. 
Die „Ausſpeiſung“ der Dienſtboten geſchah vielmehr durch einen der Guts⸗ 
angeſtellten, faſt immer durch den Hofmann und deffen Frau, die „Hof. 
mutter“, manchmal auch durch den Kämmerer. Als Vergütung lieferte die 
Herrſchaft auf den Kopf ein gewiſſes Koſtgedinge, entweder unmittelbar 
an die Verpflegungsunternehmer mit der Verpflichtung, eine beſtimmte 
Anzahl von Dienſtleuten in Koſt zu halten, oder an die Geſindeperſonen 
ſelbſt, denen es dann überlaſſen blieb, mit den Koſtgebern ihrerſeits Ver- 
einbarungen zu treffen. 

In Gr.⸗Saalau erhielt der Hofmann zur Ausſpeiſung für je 3 Per- 
fonen: 30 Schffl. Brotgetreide, 4% Schffl. Gerſte zur Grütze, 4 Schffl. 
Erbſen, 9 Metzen Salz, 3 Achtel Heringe, 45 Gr. für Töpfergeſchirr, 30 Gr. 
zum ib 2 Milchkühe, 114 magere Schweine und 7½ Schffl. Maſt⸗ 
getreide. 

Dieſe Sätze veränderten ſich an den verſchiedenen Orten nur wenig; 
manchmal ſtellte fih das auf den Kopf berechnete Brotgetreide nur auf 9 
oder gar 8 Schffl. auch wurden zum „Abmachſel“ beſtimmte Stücke Speck 
oder Geldbeträge gegeben; hier und da kamen noch einige Stof Dünnbier 
oder Alaus hinzu. 

Bares Geld und Deputat empfing das Geſinde beiſpielsweiſe in den 
Gütern Sorquitten, Ublid, Gr.⸗Klingbeck, Rakowen, Ranten, Reuſchen⸗ 
dorff. In Adl.⸗Rakowen ſtellten fih die an Geſindeperſonen und Depu- 
tatiſten gelieferten Löhne und Naturalgefälfe folgendermaßen: 1 Kämmerer 
erhielt 18 Ril. Lohn, 15 Schffl. Roggen, 3 Schffl. Gerſte, 3 Schffl. Hafer, 
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1 Schffl. Weizen, 1 Schffl. Erbſen, 12 Stof Salz, 2 Kühe und 4 Schafe bei 
freiem Futter. 

1 verheirateter Knecht: 12 Ril. Lohn, 12 Schffl. Roggen, 2 Schffl. 
Gerſte, 2 Schffl. Hafer, 1 Schffl. Erbſen, 10 Stof Salz, eine freie Kuh, einen 
Garten. 1 Hirt: 4 Ntl. Lohn, 8 Schffl. Roggen, 2 Schffl. Gerſte, 1 Schffl. 
Hafer, ½ Schffl. Erbſen. 

1 Schäfer: 10 Ntl, Lohn, 24 Schffl. Roggen, 4 Schffl. Gerfte, 4 Schffl. 
Hafer. 14 Gärtner: je 2 Rtl., 5 Schffl. Roggen, 1 Schffl. Gerſte, 14 Schffl. 
Erbſen, 2 Stück Speck, einen Garten, 1 Juder Heu und 2 Schffl. Ausſaat 
in jedem Felde. 2 Mägde: je 8 Nil. Lohn, 8 Schffl. Roggen, 1 Schffl. 
Gerſte, 1 Schffl. Hafer, 1 Schffl. Erbſen und 10 Stof Salz. 

1 Junge: 6 Nil. Lohn, 5 Schffl. Roggen, 1 Schffl. Gerſte, 1 Schffl. 
Hafer, 1 Schffl. Erbſen, 6 Stof Salz, 1 Nil. 30 Gr. zu Abmachſel und 
1 Paar Stiefel h). 

In Beynuhnen waren 1795 an „Officianten“ und Dienſtleuten vor⸗ 
handen: 


Jufpekter unt 150 Rtl. und Deputat, 

1 Kämmerer 12 a Kr ee 
FCC e 2 

2 Gartenierer mit je Ae EN PAS 

1 Hirt N Ba a A 

3 bert Bee ds wi 

9 Waldwarts mit je EE e E 

1 Waldwart nur auf 20 „ baren Lohn, 

Scheine ttt. 30 „ und Deputat, 

1 Brandknecht 2... 2 10 „ Lohn und Speiſung im Hofe, 
1 Ochſennecht dsgl. S 
Denne Ee ee dsgl. pr 
o ER dsgl. = 
KE N ee dsgl. â 
LEE EE Ee dsgl. 5 
1 PierDenteg ft dsgl. 25 
3 Bediente jeder dsgl. 5 
1 Schreiberburſch mit. 8 „ und Speiſung im Hofe, 

1 Schaffnerin WËSSEN , eg G e E 

1 herrſchaftliche Köchin.. 8 „ „ E 5 

1 Köchin fürs Geſinde . 5 „ „ A „ 
e dsgl. P 

1 Waſchfrauuu eis dsgl. A 

1 Wafhgehilfin ++» a EESE 


3) Landſchaftl. Taz-Art. 
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Die Viehherde der Deputanten zählte 8 Pferde, 42 Kühe, 10 Stück 
Jungvieh, 5 Kälber, 48 Schafe, 25 Lämmer, 70 Schweine und 32 Ferkel ). 

Die früher allgemein üblichen Beiſaaten im Felde für Geſindeper⸗ 
ſonen wurden ſtreng unterſagt, auch ſollte der Beſchnitt in Geld abgelöſt 
werden. Dieſe Vorſchriften fanden aber wenig Beachtung; vielfach er⸗ 
hielten die Geſindeperſonen Leinwand, Schürzen und Hemden geliefert 
und durften im Felde etwas Getreide und beſonders Lein ausſäen ?). Die 
Geſindeordnung verfügte noch keine zeitliche Begrenzung des Zwangs- 
dienſtes für Untertanenkinder; wenige Jahre ſpäter ordnete, wie ſchon 
oben ausgeführt, das Edikt vom 8. November 1773 an, „daß die Kinder 
der Grundherrſchaft vorzüglich fünf Jahre für das in der Geſindeordnung 
feſtgeſetzte Lohn zu dienen ſchuldig fein follen”. 

Die Geſindefrage war mit dem Erlaß der Geſindeordnung — 1784 
wurde ſie in unveränderter Form nochmals veröffentlicht — keineswegs 
zur Zufriedenheit aller Beteiligten geregelt. Die Domänenpächter und 
adligen Herren hatten immer über Dienſtbotenmangel zu klagen, während 
Kölmer und Bauern reichlich mit Geſinde verſehen waren. Jene machten 
deshalb in der Folgezeit verſchiedene Verſuche, die Beſtimmungen über 
das Geſindeweſen in einem ihnen günſtigeren Sinne abzuändern und wo- 
möglich einen für die Kinder aller Landbewohner verbindlichen Gefinde- 
zwangsdienſt zu erlangen. Vorübergehend erreichten die Domänenpächter 
die Anordnung der Königsberger Kammer, „daß alle Kinder der unter 
dem Amt wohnenden kleinen Leute, als Eigenkätner, Einwohner, Inſt⸗ 
leute, Gärtner, Hirten, ſowie alle nicht in der väterlichen Wirtſchaft ge: 
brauchten Bauernkinder verpflichtet ſein ſollten, dem Amte zwei Jahre 
um landesüblichen Lohn zu dienen“. Eine durchgreifende und dauernde 
Anderung der beſtehenden Vorſchriften iſt indeſſen bis 1806 nicht ein⸗ 
getreten. 

Eine genauere Darftellung der oſtpreußiſchen Geſindeverhältniſſe bis 
1806 findet fich bei Kern a. a. O. S. 108, auf welche hiermit verwieſen wird. 


2. Kapitel. 
Die Arbeitsverfafung in den königlichen Domänen. 
$ 49. Verbeſſerungen in der Scharwerkseinrichtung der Domänen durch 
Friedrich Wilhelm J. 


Bis in das dritte Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts wurden die könig ⸗ 
lichen Domänen faſt ausſchließlich durch bäuerliches Scharwerk bewirt⸗ 
ſchaftet; nur vereinzelt waren bei den Vorwerken Gärtner angeſetzt. Die 

"ue. StM. Dep. Veynuhnen Nr. 780. ) Engelbrecht a. a. O. S. 131. 
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Zahl der ſcharwerkenden Bauern war oft ſehr groß, namentlich in Litauen. 
Nicht bloß zur Beackerung und Aberntung der Felder bedienten ſich die 
Domänenbeamten der bäuerlichen Dienſte; die Scharwerkspflichtigen ver 
richteten auch alle nur erdenklichen Arbeiten in Hof und Garten, in Scheunen 
und Ställen, bei der Abwartung des Viehes, auf Holzplätzen, bei Bauten, 
in der Amtsbrauerei, bei der Molkerei, Bäckerei, Wäſche und Fiſcherei ). 

Um die übermäßige Zahl der Scharwerksbauern in den litauiſchen 
Amtern einzuſchränken, verſuchte die 1711 eingejegte Kommiſſion Dohna 
eine größere Zahl der Bauern von den Dienſten zu entbinden und auf 
höheren Zins zu ſetzen; doch konnte der Plan wegen des Unvermögens der 
verarmten Bevölkerung nicht durchgeführt werden. Um nun doch der 
Staatskaſſe eine höhere Einnahme zu verſchaffen, kam Dohna auf den 
merkwürdigen Gedanken, die überflüffigen Amtsbauern an benachbarte 
adlige und kölmiſche Gutsbeſitzer zu vermieten. Dieſe „Scharwerker⸗ 
pächter“ zahlten für jeden ihnen überwieſenen Bauer 3 bis 10 Rtl. jährlich 
an Dienſtgeld. Die Bauern „blieben unter der Jurisdiktion und Verwal- 
tung des Domänenamts und ſtanden nur unter dem Dienſtzwange des 
Scharwerkspächters“ ). Trotzdem dieſer ſich zu angemeſſener Behandlung 
der Bauern und Schonung ihrer Leiſtungsfähigkeit verpflichtet hatte, 
häuften ſich doch die Klagen gegen diefe Einrichtung derartig, daß fie ſchon 
1715 ungeachtet des Einſpruchs der Adligen und Kölmer aufgehoben 
werden mußte. ` 

1799 ſcharwerkten im Amte Pröfuls 618, in Baubeln 617, in Nagnit 
444 und in Memel 429 Bauern, obgleich damals ſchon viele Scharwerks⸗ 
bauern in Scharwerksfreie umgewandelt waren. Die Domänen des Dft- 
preußiſchen Kammerbezirks hatten im Vergleich dazu, vom Ermland ab- 
geſehen, weit weniger Dienſtbauern. Die Bauern wurden deshalb ſehr 
ſtark mit Dienſten in Anſpruch genommen. Sie hatten beiſpielsweiſe im 
Amte Dollſtädt nach dem Bericht des Domänenrats Bohlſchwing bis 
1722 täglich zu ſcharwerken. Die 24 Wirte mußten auf den beiden Amts⸗ 
vorwerken ſämtliches Winter⸗ und Sommergetreide ſelbſt einadern, ab- 
ernten und ausdreſchen. 

Friedrich Wilhelm I. hatte des öftern den Plan erwogen, das bäuer⸗ 
liche Scharwerk in den oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänen überhaupt 
abzuſchaffen und die auf Verwendung vertraglich angeftellter, freier Mr- 
beitskräfte gegründete Magdeburger Wirtſchaftsweiſe einzuführen. Er 
ftieß dabei aber auf unüberwindliche Hinderniſſe. Nicht allein die Ungunſt 
der Witterungsverhältniſſe und der Mangel an freien Arbeitern, ſondern 
mehr noch der Widerſtand der Generalpächter und Domänenkammern 


1) Skalweit a. a. O. S. 173. ) Skalweit S. 174f. 
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ließen den königlichen Plan ſcheitern. Den oſtpreußiſchen und litauiſchen 
Kammerbehörden war es beinahe zur Gewohnheit geworden, für die zu- 
tage tretenden Mißſtände in der Bewirtſchaftung der Domänen in erſter 
Reihe das ungünſtige Klima der Provinz verantwortlich zu machen. Als 
1717 bei der Neuordnung des ganzen Domänenweſens der König die Ab- 
ſchaffung des bäuerlichen Scharwerks forderte, führten fie dagegen fol- 
gende Gründe an: „Dahingegen ift die allgemeine Einführung des Dienſt⸗ 
gelbes daſelbſt gar nicht möglich und ftatthaft, beſonders weil das Wetter 
ſo ſehr unbeſtändig und veränderlich, es an den meiſten Orten des Früh- 
jahrs fo lange naß ift, daß die Pflug- und Saatzeit folglich, wenn man 
ſonſt mit der Ernte nicht gar in den ſpäten Herbſt und die langen Nächte 
geraten will, mit einem Ruck beſorget werden muß; wie denn auch in der 
Ernte ſelbſt bei den um diefe Zeit dort ſehr gewöhnlichen Sturmwinden 
und 4 bis 6 wöchentlichem Regenwetter, worin nur dann und wann ein 
oder ein paar Erntetage fid finden, das Getreide mehrenteils nur gleich 
ſam als weggegriffen werden muß, das Scharwerk bei den Vorwerkern 
nicht füglich anders denn mit einer großen Anzahl Leute geſchehen kann, 
und dieſes ohne allen Zweifel die Urſache geweſen fein muß, warum in 
vorigen Zeiten zu dieſem oder jenem Vorwerk ein ſonſt bei andern Umſtän⸗ 
den der Länder und des Wetters in andern Provinzen ſehr überflüſſig 
ſeiendes Scharwerk geſchlagen und beſtimmt worden. Hiernächſt erfordert 
das eigene Angeſpann auf dem Hofe und die dazu gehörigen Inventarien⸗ 
Stücke ein Kapital und verſchiedene mehrere Ausgaben, wozu das Dienſt⸗ 
geld nicht hinreichen würde, zumal wenn man dabey bemerkt, daß die 
Unterthanen es an der prompten Bezahlung desſelben, wie in Anſehung 
der übrigen Abgaben, ermangeln laffen würden“ ). 

Dieſe teilweiſe recht ſchwerwiegenden Einwendungen der Kammern 
überzeugten wohl den König davon, daß ein vollſtändiger Bruch mit der 
überkommenen Betriebsweiſe und die plötzliche Neuſchaffung gänzlich 
veränderter Zuſtände ein Ding der Unmöglichkeit ſei, ſie bewogen ihn aber 
auch zugleich, mit allen Mitteln die Beſeitigung unnötiger Härten der be- 
ſtehenden Scharwerkseinrichtung anzuſtreben und eine ſchrittweiſe Ab- 
änderung des ſchwerfälligen alten Wirtſchaftsverfahrens in die Wege zu 
leiten. Zunächſt ſollte durch Herabſetzung der Dienſttage dem Bauer 
Gelegenheit gegeben werden, der eigenen Wirtſchaft feine Hauptaufmerk⸗ 
ſamkeit zuwenden zu können. Die beiden Erlaſſe vom 30. Dezember 1721 
und 12. November 1723 brachten für die Handhabung der Hofdienſte 
folgende Anordnungen ): Von Mitte April bis Mitte Oktober follte wöchent⸗ 
lich nicht mehr als zwei Tage, im Winterhalbjahr nur monatlich ein Tag 


y Fiſchbach a. a. O. III 1 S. 27. 9 K. St-A. Et. Min. 4 l. 
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geſcharwerkt werden ). Als Höchſtmaß galten aljo 60 Tage im Jahre. 
Die Arbeit dauerte von Sonnenauf- bis Sonnenuntergang, bei zwei 
Stunden Pauſe zu Mittag und je % Stunde zum Frühſtück und Veſperbrot 
für Geſpanndienſttage. Von jedem Vollbauer wurde außer dem Scharwerk 
die Geſtellung zweier Getreidefuhren nach Königsberg gefordert. 

Dieſe Vorſchriften blieben bis in das letzte Viertel des Jahrhunderts 
für die Bewirtſchaftung der oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänen mağ- 
gebend. Zu den Geſpanndienſttagen mußten zwei Perſonen geftellt werden; 
zum Handdienſt genügte eine Perſon. Verlangte der Beamte beim Ge- 
treidemähen eine Binderin, fo ſollten für Knecht und Magd zwei Hand- 
dienſte gerechnet werden). 

Bei der Neueinrichtung der bäuerlichen Dienſtverhältniſſe kam es 
auch zur Feſtſetzung eines Scharwerksgeldes. Der bisher ohne irgend- 
welche Vergütung Dienſte leiſtende Bauer follte in Zukunft jährlich 4 Ntl. 
Entſchädigung erhalten. Das ftellte zwar nur eine geringe Bewertung 
ſeiner Leiſtungen dar, brachte ihm aber doch eine Erleichterung bei der 
Abtragung ſeiner baren Verpflichtungen und milderte dadurch ein wenig 
die Abneigung gegen die Scharwerksdienſtes). Auch für die verſchiedenen 
Fuhren, den Holzſchlag, die Königsbergſchen Reifen und Burgdienſte ge- 
währte man hinfort eine geringfügige Bezahlung. 

Um die allmähliche Wegräumung der Frondienſte überhaupt möglich 
zu machen, ſorgte der König für die Vermehrung der Lohnarbeiterſtellen. 
In dem ſtark entvölkerten Litauen geftaltete fih) die Anſetzung genügender 
Gärtner und Inſtleute und die Vermehrung der Geſindeperſonen recht 
ſchwierig, während ſich das in dem dichter bevölkerten Oſtpreußen leichter 
bewerkſtelligen ließ. Auf den meiſten litauiſchen Domänen begnügte man 
fih ſchließlich damit, „daß wenigſtens der tägliche Stall- und Hofdienſt 
nicht von den dazu ungeeigneten Scharwerkern, ſondern von eigenem 
Geſinde verſehen wurde“, und dennoch machte die Beſchaffung der not- 
wendigen Knechte große Schwierigkeiten). 

Auf den Vorwerken mußte infolgedeſſen das Inventar und Zugvieh 
vermehrt werden. Das „Haushaltungsreglement vor die Ambter des 
Königreichs Preußen“ von 1731 ſchrieb vor: „.. ſoll auf dero Vorwerkern 
alles mit eigenem Geſpann und mit teutſchen Pflügen geackert werden. 
Zu dem Ende auf allen Vorwerkern, wo noch lein eigen Geſpann ift, 


1) Bei der Durchführung der Verordnungen kam es hier und da zu kleinen Ab⸗ 
weichungen. Fur Dollſtädt wurde die Zahl der jährlichen Arbeitstage auf 48 feſtgeſetz 
und in der Weiſe verteilt, daß der Bauer im Auguſt und September je 12, im Oktober 6, 
im Mai, Juni, Juli je 4 und in den übrigen Monaten je einen Tag Hofdienſte zu vers 
richten hatte. 

) K. StA. Scharwerkseinrichtung des Amts Osterode. 

3) Stalweit a. a. O. S. 225. +) Ebenda S. 176. 
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ſolches angeſchaffet und eigener Betrieb zugeleget, auch Gärtner, welche 
beſtändig mit Ochſen pflügen, gehalten werden follen”. 

In der Form der Ackerdienſte verſuchte der König bereits die Einfüh⸗ 
rung des fog. Stück oder Planſcharwerks. An Stelle der Bemeſſung des 
Arbeitsanteils nach Tagen ſollte eine ſolche nach der Leiſtung treten. Die 
Bauern erhielten beftimmte Ader- und Wieſenſtücke zur Beſtellung und 
Aberntung zugewieſen, und es blieb ihnen überlaſſen, wann fie die dafür 
notwendigen Arbeiten vornehmen wollten. Doch konnte ſich dieſe Neue- 
rung vorläufig noch nicht durchſetzen, einmal wegen des Widerſtandes 
der Domänenbeamten, zum andern wegen des Mißtrauens, das die 
Bauern jeder Veränderung im altgewohnten Scharwerksbetrieb ent- 
gegenbrachten. 


$ 50. Umgejtaltung der Scharwerkseinrichtung durch Friedrich II. 


Friedrich dem Großen war es beſchieden, jene wohlgemeinten, aber 
für die verfahrenen oſtpreußiſchen Zuſtände noch verfrühten Neuerungen 
ſeines Vaters in weit umfaſſenderer Weiſe durchzuführen. Mit einer 
ganzen Reihe einander bedingender, ineinandergreifender und fih gegen 
ſeitig beeinfluſſender Maßnahmen ſuchte er feine auf Verbeſſerung der 
Bodenbewirtſchaftung, Vermehrung der Bevölkerung und Hebung des 
geſamten Volkswohlſtandes gerichteten ſtaatswirtſchaftlichen Grundſätze zu 
verwirklichen. Als ein weſentliches Mittel zur Erreichung dieſer Ziele er- 
ſchien ihm die Entbindung der bäuerlichen Bevölkerung von den läſtigen, 
der eigenen Wirtſchaft äußerſt hinderlichen Scharwerksdienſten. In zahl⸗ 
loſen Verordnungen und Kabinettsſchreiben drang er darauf, den Unter⸗ 
tanen die Dienstpflicht zu erleichtern und ihnen eine angemeſſene Behand- 
lung durch die Generalpächter zuteil werden zu laſſen ). 

Unter anderm ſchrieb er am 25. November 1769 an den Kammer- 
präfidenten von Domhardt: „Beſonders lieber Getreuer! Da mir ane 
jetzo außerordentliche Beſchwerden gegen die Preußiſchen Beamten wegen 
ihres harten Betragens und mehreren Dienſtforderungen von den Unter- 
thanen zukommen, als befehle ich Euch hierdurch, daß Ihr durch zu ere 
laſſende Eircularia an ſothane Beamten von denen dortigen Kriegs- und 


3) Das am 7. Dezember 1776 an beide Kammern gerichtete Schreiben befahl, 
„daß bei der zutünftigen Einrichtung der Amter zur neuen Verpachtung allezeit die 
größte attention darauf genommen werden muß, daß ihnen (nämlich den Dienftbauern), 
ſoviel es nur thunlich ift, die Dienſte erleichtert und das Scharwerk heruntergeſetzt, denen 
General-Pächtern aber deutlich und poſitive vorgeſchrieben werde, wie weit fie mit 
Forderung des Scharwerks an Spann- und Handdienſten und nicht weiter zu gehen 
befugt jind, weshalb die Dienſt⸗Reglements und Scharwerls-Einrichtung mit aller 
Genauigkeit bei jedem Amte, fo verpachtet werden foll, anzufertigen“ (Gen. Dir. 
Tit. 34 Sekt. 1 Nr. 80). h 
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Domänen⸗Kammern ihnen alles harte Verfahren mit denen Unterthanen 
und Plackereien von ſelbigen ſchlechterdings unterſagt und ſie in die ge⸗ 
hörigen Schranken und Ordnungen halten laßt“ ). 

An eine ſofortige Abſchaffung des Scharwerks konnte auch König 
Friedrich nicht denken?). Aber mit Nachdruck ſorgte er für eine fritt- 
weiſe Beſeitigung der unerfreulichen Dienſtverhältniſſe. Der Verwirk⸗ 
lichung feines ſozial⸗wirtſchaftlichen Programms dienten vornehmlich drei 
Mittel, die in engem Zuſammenhange miteinander ſtanden: die Vererb⸗ 
pachtung der Staatsgüter, die Vermehrung anſäſſiger Arbeitsfamilien und 
die allgemeine Einführung des Planſcharwerks auf den oſtpreußiſchen 
und litauiſchen Domänen. Hier verdient noch das letztgenannte Ver- 
fahren eine eingehendere Betrachtung. 

Nachdem ſchon 1752 die Anordnung zu weiterer Beachtung des Plan- 
ſcharwerks gegeben worden war, ſetzte die Verordnung vom 8. November 
1773 erneut feft, daß der Stück. und Morgenſcharwerksdienſt „zur Er- 
leichterung der Unterthanen, ſoweit es ohne Nachteil des Domänen ⸗Inter⸗ 
eſſes geſchehen könne, überall eingeführt werden müſſe, doch dergeſtalt, 
daß die Bearbeitung der dem Bauer zuzuteilenden Stücke nach den ge: 
wöhnlichen Sätzen höchſtens nicht mehr als 60 Tage beträgt“. 

Die Neugeſtaltung des Scharwerks ſollte vor allem den dienſtpflich⸗ 
tigen Bauern zugute kommen und ihnen eine Erleichterung verſchaffen. 
Durch die Anordnung, daß bei der neuen Art der Bewirtſchaftung dem 
Generalpächter ein beſtimmter Anteil des Vorwerksackers und der Wieſen 
zur Bearbeitung mit eigenem Angeſpann und eigenen Leuten zugewieſen 
werden ſollte⸗), verringerte fih der Umfang des dem einzelnen Bauer 
zuſtehenden Arbeitsmaßes nicht unbeträchtlich. Aber auch hiervon abge⸗ 
ſehen, bot das Planſcharwerk weſentliche Vorteile gegenüber dem alten 
Tagesſcharwerk. Dem Bauer war eine beſſere Ausnutzung der ihm zu 
Gebote ſtehenden Zeit und Arbeitskräfte möglich, und er wurde nicht ſo 
oft in der Bewirtſchaftung ſeines eigenen Landes geſtört. Ein im Jahre 
1775 wegen der neuen Scharwerkseinrichtung im Amt Oletzko ergangenes 
Rückſchreiben des Generaldirektoriums wies darauf ganz beſonders hin: 


1) K. St.⸗A. Oftpr. Fol. 14796. 

1) Zwei Kabinettsbefehle hatten 1755 das Aufhören der bäuerlichen Spanndienſte 
und die Anſchaffung eigener Betriebsmittel in den Vorwerken verlangt. Als aber die 
Königsberger Kammer nachwies, daß dann u. a. Taplacken 235, Laptau 436 und Labiau 
515 Rtl. weniger Pacht tragen würden, erging der gegenteilige Beſcheid; da die „Auf⸗ 
hebung derer Spanndienſte und die Betreibung der Wirthſchafft mit eigenem Geſpann 
in Preußen garnicht practicable und ein Ausfall bey den Amts Etats dadurch faſt nicht 
zu vermeyden ſeyn werde, jo haben auch Höchſt dieſelben nunmehro reſolviret, davon 
zu abſtrahiren und es mit denen Dienften und Verpachtung derer Amter auf den Fuß 
noch ferner zu laſſen, wie es bishero geweſen ift”. ) Sie war erſtmalig durch ein 
Schreiben vom 9. November 1752 verfügt worden, aber in Vergeſſenheit geraten. 


— 335 — 


„Es muß vielmehr ein jeder dienſtpflichtiger Unterthan wiſſen, wieviel 
Morgen er in denen zum Dienſt beſtimmten Tagen, es ſei zur Saat, zur 
Miſtfuhre oder in der Ernte zu bearbeiten ſchuldig iſt, damit er allenfalls 
durch Fleiß und Betriebſamkeit, auch durch mehreres Dienſtvolk oder 
ſtärkeres Angeſpann die ihm zukommende Arbeit auch in wenigern Tagen 
beſtellen kann und deſto mehr Zeit zu feiner eigenen Wirtſchaft übrig be- 
hält“ y. 

Den Domänenpächtern gelang es diesmal nicht, das beſchloſſene 
Werk durch Widerſtreben und Verſchleppung zu hintertreiben. Als ſehr 
wirkſam erwies fih die königliche Maßregel, daß die Neuverpachtung der 
Amter künftig von der Durchführung des Planſcharwerks abhängig gemacht 
werden ſollte. Nur diejenigen Beamten hatten eine Erneuerung der Padt- 
verträge zu gewärtigen, die ſich bei der Neueinrichtung des Scharwerks 
beſonders entgegenkommend zeigen würden. Zunächſt gewährte man den 
Domänenbeamten noch die ſog. Dispoſitionstage. Die auf Planſcharwerk 
geſetzten Bauern mußten außer der Bearbeitung der ihnen zugemeſſenen 
Stücke noch jährlich einige Hofdienſttage verrichten, damit auf dieſe Weiſe 
die dringendſten Arbeiten allgemein landwirtſchaftlicher Art erledigt werden 
konnten. Nach einer ſpäteren Verfügung ſollten auch die Dispoſitionstage 
fortfallen; der Beamte hatte dieje Arbeiten allein mit feinen Leuten aus- 
zuführen). 

Ein Schreiben vom 13. Dezember 1777 an beide Kammern verbot 
jede parteiliche Bemeſſung der Feld- und Wieſenſtücke zugunſten der Do- 
mänenpächter. Anfänglich war es üblich geweſen, die Vorwerksländereien 
nach Schulzenberitten einzuteilen e), auch die Beſtellung berittweiſe durch⸗ 
zuführen. Nunmehr ſollte jeder einzelnen Ortſchaft der Plan genau zue 
gemeſſen und dabei der Entfernung der Dörfer von den Vorwerken ge- 
bührend Rechnung getragen werden. 


851. Durchführung des Planſcharwerks im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk. 

Für die Durchführung der von König Friedrich anbefohlenen Neus 
ordnung der geſamten Arbeitsverfaſſung in den Domänen bot der dichter 
bevölkerte Oſtpreußiſche Kammerbezirk bedeutend günſtigere Bedingungen 
als der Litauiſche. Die in den Amtsdörfern recht zahlreich vertretene Klaſſe 
der Inſt⸗ und Losleute ermöglichte es, das bäuerliche Scharwerk verhält- 
nismäßig leicht durch Lohnarbeit zu erſetzen. So konnten bereits im Jahre 
1752 im Amte Bartenſtein die drei Vorwerke Dompendehl, Sauerſchienen 


1) Geh. StA. Gen.⸗Dir. Tit. 34 Selt. 2 Nr. 14. „Wegen Introducierung des 
Plan Scharwerks“. 

%) Reſeript an die Litthauiſche Kammer vom 10. September 1777. 

3) Über die Tätigkeit der Berittſchulzen im dritten Buch. 
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und Wehrwilten mit eigenen Leuten bewirtſchaftet werden, und nur der 
Betrieb des Hauptvorwerks Liesken gründete fich noch auf bäuerliche Dienfte. 
Gegen Ende der 70er Jahre ſetzte in allen Amtern eine geſteigerte 
Tätigkeit ein; beſonders im Jahre 1777 gingen die Behörden mit Nad- 
druck ans Werk. Nicht allein eine umſtändliche Nachweiſung der in den 
Amtern vorhandenen Beſitzſtellen und der verſchiedenartigen Rechte der 
Einſaſſen wurde angefertigt, ſondern auch eine genaue Aufnahme der be⸗ 
ſtehenden Scharwerksverhältniſſe in die Wege geleitet. Da letztere ein 
umfaſſendes Bild von der Handhabung des Scharwerks in den einzelnen 
Amtern des Oſtpreußiſchen Kammerbezirks vermittelt, foll ihr weſentlichſter 
Inhalt im folgenden wiedergegeben werden. (Siehe S. 337—8341.) 

Im Jahre 1777 war das Plan- oder Stückſcharwerk in 19, 1779 bereits 
in 33 Amtern ausſchließlich im Gebrauch, in einigen andern teilweiſe. 
Während der folgenden Jahre fand es auf allen Domänen Eingang. So- 
bald in einem Amte das Ende der Generalpacht herannahte, wurden ein⸗ 
gehende Erwägungen darüber angeſtellt, ob die Vorwerke für die Vererb⸗ 
pachtung geeignet wären. Bei allen in Erbpacht ausgegebenen Vorwerken 
hörte das bisherige Scharwerk mit einem Schlage auf, da der Erbpächter 
mit eigenen Leuten zu wirtſchaften verpflichtet war. Es mußte deshalb 
in allen Intern, in denen Vorwerke vererbpachtet wurden, eine Neu- 
ordnung der Dienſtverhältniſſe getroffen werden. Die zur Bewirtſchaftung 
der in Zeitpacht verbliebenen Vorwerke nicht benötigten Bauern erhielten 
die Scharwerksfreiheit. Es gab ſchließlich in einigen Intern keine Dienft- 
bauern mehr, weil ſämtliche Domänenſtücke an Erbpächter vergeben worden 
waren. 

Die Neuregelung begann mit der Vermeſſung der weiter in General- 
pacht zu bewirtſchaftenden Acker und Wieſen. War ferner die Zahl der zur 
Beſchickung des Planſcharwerks als unbedingt notwendig erachteten Bauern 
ermittelt, fo konnte eine eingehende Berechnung über die dem General 
pächter zur Eigenbeſtellung und die den Bauern anzuweiſenden Feld. 
und Wieſenſtücke getroffen werden. Es war auch eine Nachweiſung darüber 
anzufertigen, wieviel Tage jeder Bauer zur Beackerung und Aberntung der 
ihm zugewieſenen Morgen brauchen würde. Hatte der König dem bis ins 
kleinſte ausgearbeiteten Entwurf feine Genehmigung erteilt, jo wurde 
durch den Landmeſſer jeder Dorſſchaft das ihr zukommende Stück des Feldes 
und der Wieſe genau zugeteilt. 

Bedeutungsvoll für die Weiterentwicklung der Domänenbewirtſchaf⸗ 
tung war die Weiſung, daß die Vorwerke künftig unter keinen Umſtänden 
ausſchließlich durch bäuerliche Fronden bearbeitet werden dürften, ſondern 
daß ein beſtimmter Anteil den Leuten und Geſpannen des Generalpächters 
zugewieſen werden müſſe. Sie bewirkte in allen Domänen die Vermehrung 
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Dienſttage. 
gagi | Bergen | Ster 
der Dienfte | Vergütung | Bemerkungen über Dispofitiong- 


Amt Dienst. f 
bauern] Spann- Hand- Rtl. Gr. 


tage und ähnliches 


In einem Dorf verrichten 12 
Bauern nur je 8 Handdienſte. Jeder 
der 779 Wirte verrichtet nach alter 
Uſance noch 1 Handtag gratis. 
6 Dörfer leiften nur Wieſenſchar⸗ 
wert, bier Fiſcherdörfer das foge- 
nannte Kinderſcharwert. Außer 
dem Planſcharwerk leiſtet jeder 
Wirt 2 Reifen nach Abg., auch 
Mit., Fiſch- und Wollfuhren, Hilft 
Schafe waſchen und ſcheren und 
fellt im Winter an 2 Tagen wö⸗ 
chentlich einen Mann zum Häckſel⸗ 
schneiden. 10 Dörfer fahren das 
De putatholz heran, 3 das von den 
Fiſchern zu Wolitta geſchlagene 
Rohr und den geſtochenen Torf. 
SE Wirt leiftet zwei Spann- un 
Handdienſte zur Dispojition des 
Beamten und erhält jie mit je 
6 Gr. vergütet. 
Außerdem leiſtet jeder Vollbauer 
2 Spann- und 4 Handdienſte, der 
Halbbauer 1 Spann- und 1 Hand- 
dienſt zur Dispofition. 
Tagſcharwert, 54 Tage im Jahr. 


Wlenftein .| 779 | 6893%| 96 1391 


| 
Balga.. | 246 | Planjcharwert | 523 60 


Barten 68 Ee 22 60 


Barten- 104 Planſcharwerk 33 78 
ſtein 


Behlenhofff 38 | 1520 760 1522 — 


Branden-] 74 Planſcharwerk! — | — 
burg 


Als Vergütung erhält jeder Boll- 
bauer 4 Ril. und der Halbbauer 
2 Ril, Die Bauern müſſen außer⸗ 
dem den Dung ausfahren und 
freuen, die Ricſtämme ſpalten und 
Pfähle aushauen und Schafe 
waſchen und ſcheren. 
Zwei Dörfer erhalten keine Ber- 
gütung, die andern für den Spanne 
dienſt 18 Gr. Die Bauern fahren 
auch das Getreide zum Speicher 
und ſtellen an 2 Tagen einen Knecht 
‚um Hädjeljchmeiden. 

Zwei Dörfer ſchatwerken 60 und 
zwe 30 Tage. Bergütung wie bei 
randenburg. 

Jährlich je 60 Tage, mit 4 Nil. 
verglitet. 


Brauns - 1061618 
berg 


451 344 


Caporn. | 23 760 380 76 — 


Earben . . 60 | 2400 1200] 240 — 


Cahmen. ] 21 [Planſcharwerkt! — | — Außerdem verrichten 11 Hoch. 
| aifer (Gë GE und 110 

enfte al agſcharwerk. 
Dirſchkeim 56 e -|- Siber Biel verrichtet nch 6 Hand. 


dienſte zur Dispofition. 
Stein, Die ndl. Berfaſung Oßpreuzens. Schr. d. Juft. I. Of. W. Feſt 3. 22 
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ahl Verrichten Erhalten 

% Dienfte | Bergätung 
Amt a d 
Dienſt⸗ | 

Hand-“ Rtl. Gr. 


bauern E, 


Dollſadt „| 24 | 960 | 480 
Sijdhaufen| 98 | Planjharwert| — 
Sriebriehg«] [ 39 Blanjharwert| — 
So, 12 soo | 300 a 


Bemerkungen über Dispoſitions- 
tage und ähnliches 


Jeder Wirt leiſtet 60 Tage jährlich. 
20 Bauern haben nur Wieſenſchar⸗ 
werk. Dazu muß von den Bauern 
der Dung herausgeſchafft und das 
Getreide aufs Schloß gefahren 
werden. 
Dazu 3 Spann- und 6 Handdispo- 
fitionstage. 

Diefe 10 Bauern leiſten Tagſchar⸗ 
wert beim Vorwerl Spiltelhof. 


5 AeN hat lein Vorwerk und daher auch kein Scharwerk. 


lebrichsgraben hat auch kein Vorwerk. 
Frauen- 123 |1828 840 483 
burg 


Gründer. | 85 (ëmer — 


Guttſtadt ] 331 |6738 | — | 1424 
Heilsberg. 492 Joan | — | 2569 
bohenſten 57 2052 |1026 | 228 
Kalthof. 35 1002 588 112 


4 


24 


64 Wirte leiſten beim Vorwerk Seden- 


burg je 10 Tage Wieſenſcharwerk. 
In dieſem Amt wird das Schar⸗ 
werk ſehr verſchieden gehandhabt. 
42 Bauern haben volles Tagſchar⸗ 
werk, je 40 Spann- und 20 Hand- 
dienſte. 15 Bauern 15 5 nur den 
Dung beim Vorwerk Narg auszu⸗ 
fahren. Die 15 Bauern von Gr. 
Rautenberg haben je 2 Tage zu 
pflügen, zu eggen und Dung zu 
fahren und das Getreide von einem 
beſtimmten Aderjtüd einzufahren. 
Von den übrigen 51 Bauern ſchar⸗ 
werken die Dreihafner nurje s Tage 
und die Zweihüfner je 175 Tage. 
Außerden leiſten 21 Fiſcher in 
Grang und Neukuhren je 15 Hands 
tage, auch die Bauern A 6 Jand- 
dispoſitionstage. 7 Dorff hulzen 
und 6 Doaniet müjjen beſtimmte 
Wieſenſtücke abernten, auch 21 
Kölmer verrichten Dienſte bei der 
Heuernte. 
Einige Dörfer haben Planſchar⸗ 
wert, andere haben nur Miſtfuhren 
zu Eilen oder Wieſenſcharwerk. 
Der Tag wird mit 18 Gr. vergütet. 
Neben dem Wochenſharwerk leiſten 
die Bauern noh Paufuhren und 
einige Hauddienſte. 
Tagſcharwerk: 48 Tage im Som- 
mer, 6 im Winter. Die Dienfle 
im Winter beſtehen in Hädjel- 
schneiden, Malz- und Branntwein 
ſchratfuhren zur Mühle. 

Tagſcharwerk: 48 Sommer-, 12 
Wintertage. Unter den Wirten 
{m 8 Hochzinſer, die 6 Tage 

ieſen mähen und zuſammen⸗ 
bringen und je 6 vierſpännige 

Fuder einfahren. 


= g — 


Bati Verrichten 


Erhalten 
Dienſte 


Amt der Vergütung] Hemertungen über Dispoſttions⸗ 
mt Dienſt⸗ tage und ähnliches 
bauern Spann ⸗ 


Hand. Rtl. 


1280 640] 128| — Tagſcharwerk; 48 Sommer-, 12 
Wintertage. 


Planfharwert | — | — Dazu leiſtet jeder Bauer 10 Dispo- 
jitionstage. 47 Bauern des Amts 
enya, verrichten hier noch 
ieſenſcharwerk. 
Planſcharwertf — | — | Dazu jeder 6 Dispofitionstage, 
Unter den Bauern ſind 16, die 
nicht bejonbere Gilde 185 Hund 
ſondern 191 Spann-und 185 Gand- 
dienſte leiſten. 
1280 640] 128| — | Tagſcharwerk: im Sommer wö⸗ 
enli 2 Zane, im Winter mm 
ammen 6 Tage. 
2940 1470 aal — Wee 


Planſcharwert“ — | — | Dazu jeder Dn 6 Dispofitiond- 
tage. 


Lappönen 
Laptau 
Lau- 
liſchten. 
Biebemühl 
Liebſtadt. 
Lochſtüdt 


3600 | 1800 | 360| — Wie bei Zabiau. 
1280 640 128 — Desgl. 
2280 1140] 228 — Desgl. 


lanjharwert | — | — Dazu je 6 Dispofitionstage im 
u) Winter. Ferner jind 40 Fiſcher aus 
Alt- Pillau, Wogram und Camſti⸗ 
gall verpflichtet, Getreide zu mähen 
und zu harken, Heu zuſammen⸗ 
zubringen und einzufahten, die 
Schafe zu waſchen und zu jheren 

und 3 Tage Mift zu fahren. 
182 3640 | 1820 364| — Feder ift zu 20 Spann- und 10 
E verpflichtet, die aber 
nicht alle geleiftet werden brauchen. 
Da bei dieſem Amt lein Vorwerk vorhanden, ift auch kein Scharwerk 
zu verrichten. 


91 |1510 835 158| 30 | Tagſcharwerk: in 5 Dörfern a 

rend des Sommers wöchentlich je 
1 Tag, den Winter über zuſammen 
nur 3 Tage. Das Dorf Gülden⸗ 
boden ſcharwerkt doppelt ſoviel, die 
Birte in Kahlau leisten jahrlich nur 
4 Spann- und 2 Handtage, die 
von Hermenau nur 8 Handtage 


jährlich. 
129 | Das Amt hat tein Vorwerk. Jeder Wirt D eine Fiſchfuhre, 
17 Bauern leiſten je 7 Handbienſte 
beim Fiſchen. Außerdem werden 
alle Bauern mit einigen Dienſten 
zum Amt Tapiau herangezogen. 
22+ 


Mehlauten 


Meat. - 


Mohrun⸗ 
gen 


Natangen 
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Verrichten 


Bemerkungen über Dispofitiong- 
tage und ähnliches 


Tagſcharwerk: 54 Sommer-, 6 
Wintertage, ferner 3 Königsberg ⸗ 
ſche Reiſen und eine enklegene 
große Pregelwieſe mähen, auf⸗ 
yon und gemeinſchaftlich mit 


oriwerfsangejpann und deuten 
einfahren. 
: 48 Sommer-, 12 
ge. Ferner leiſten 107 
Schatuller je 2 Handtage in der 
Ernte und fahren 31% Achtel 
Deputatholz heran. 
40 Xeutnerbauern leiften je 4 
Handdienſte (1 bei der Schafſchur 
und 3 in der Huft), ebenjo 4 freie 
Gärtner in Schöndamerau. 
Tagſcharwerk; 21 haben volles 
Scharwer, 60 Tape, bie übrigen 
nur halbes. 


Kein Vorwerk. „Die Bauern haben nachſtehende Dienfte zu verrichten: 
Bernftein nach Königsberg zu fahren, 2. Gernſteinkeſcherſtangen 


i holen, 3. Baumaterial and Benden ahn g den Slg. 


Erhalten 
Dienfte | Vergütung 
Amt | Dient- 

bauern Spann- Hand- Rtl. Gr. 
Neuhauſen 1440 720 144 — 
Neiben- 1000 500 100 — 

burg 

I 

Ortelsburg Planſcharwerk! — — 
Osterode. 1740 870 174 — 

Palm- 

niden 1. den 
ol; an das Domänenamt und Strandamt SE 
inſpektor in herrſchaftlichen Angelegenheiten 
zu geben.“ 

Pr-Eplau.] 53 1880 990 198 — 
Pr.⸗Hol-⸗[ 106 3080 1744] 316 45 

land 
Pr.⸗Mark.“ 58 |2320 1160 232 — 
Raſtenburg“ 73 |Blanjharwert | — | — 
aa. . -| 380 749% — 1498 e 
Roſſitten .| Kein Vorwerk und kein Scharwerk. 
Saalau ..] 105 3750 1875 375 — 


dem Strand- 
orjpann unentgeltlich 


Tagſcharwert wie bei Neuhauſen. 
4 Wirte haben nur halbes Shar- 
wert, die 5 Bauern aus Lampaſch 
fellen je einen Mann zum Fiſchen; 
4 Dörfer des Amts Üderwangen 
berfahren die Fiſche. 

Tagſcharwerk: 54 Sommer, 6 
Wintertage. 24 Wirte verrichten 
nur halbe Dienfte; die 17 Bauern 
in Grünhagen mähen jeder 6 Tage 
Gras und harken 6 Tage Heu. 

Tagſcharwerk wie bei Pr.⸗Holland. 


Deren u Ko 1 Spann- und 
anddispoſitkonstag. 
Jeder Eer jein aue 
geteiltes Stück und erhält für ben 
Tag 18 Gr. Vergütung. 


Tagſcharwerk : 6 Dörfer jahrlich 60, 

ein Dorf 45 und zwei Dörfer 36 

Tage. 15 Wirte wurden 1776 

ſcharwerkefrei, leiſten nur 2 Königs⸗ 

gie Seifen imb wehen eine 
ieſe ab. 
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Zahl] errichten Erhalten 

der Dienſte Vergütung | Bemerkungen über Dispofitions- 
Dient- | tage und ähnliches 
bauern Spann- Gap) Ril, | Gr. 
| 


Amt 


l 
ep |Planjharwert| — | — | Jeder Wirt erntet dazu 4 Morgen 
| | Wieje ein, ftellt 2 Reijen nach Kbg. 
und fährt ein Achtel Holz und ein 
| Fuder Torf an. Ferner leitet jeder 
| 4 Spann- und 4 Handdispoſitions⸗ 
| lage zum Dungausfahren und saug- 
| breiten. 
345 |4915% — | 983 Jebem Bauer ift ein Stück ange- 
wiejen. 
109 | 2950 1475 2985| — [es follie jeder Bauer 60 Tage 
| ſcharwerken; aber des ſchlechten 
Angejpanns wegen verrichten 
manche nur 30 und andere 20 
Dm Be haben dem N 
dom Speicher ins Schloß zu fahren. 
142 4940 2470 [ 494 — Tagſcharwerk wie bei Pr.⸗Holland. 
| | Dazu verrichten 35 Bauern des 
Amts Taplacken hier je 30 Tage: 
| ferner helfen 129 Bauern bes Amts 
Natangen in der Heuernte und 
beim Mitfahren, jeder etwa 20 
Tage. 


Schaaken 


o 


Seeburg 
KUER 


Tapiau. 


306 | 7336 | 3849 745 60 


140 |3920 | 1960 | 392 | — Tagſcharwerk wie bei Pr.-Holland, 
| | einige Dörfer Yaben halbes Shar- 
e 


. werk. 
Im Amt beſtehen bisher keine Scharwerlsdienſte, nur die Wirte des 
Dorfes Uderwangen müſſen eine Wieje einernten. Die übrigen Dörfer 
ſcharwerken in den umliegenden Amtern Brandenburg, Karſchau, Kobbel- 
bude und Pr.⸗Eylau. Es wird jedoch 1778 ein neues Vorwerk angelegt 
und eine Scharwerkseinrich tung getroffen werden. 
25 | 1000 500 | 100 | — | Tagſcharwerk wie bei Pr.-Holland. 
Dazu Schafe waſchen und ſcheren 
| und je einen Mann zum Fiſchen 
| ſtellen. 40 Hochzinſer Jet 32 
Tage bei der Getreideernte und 
69 Tage beim Miftfahren, 2 Hoch. 
zinſer ernten eine Pregelwieſe ein 
und einer ame 4 Reifen nach 
önigsberg. 
93 | Planſcharwert ohne weitere Wispoſttlonsiage. z 
2508 | 282 | 537 6 | Beim Vorwerk Kroplainen befteht 
SEH die wer ſchar⸗ 
werken an beffimmten Tagen. 
37 |176 888 33| — Saal heren 48 Sommer, 24 
Wintertage. Die geſamte Vet- 
gütung dafür beträgt auf den eine 
| einen, Wirt nur 80 Gr. 5 Pf. Die 
3, mëi? 555 Korn- 
mitt helfen 
132 1920 — | 384 — Die an haben angewieſene 
| Stücke. 2 Dörfer ſcharwerten beim 
| | Amt Gutiftadt. 


zusammen 
Taplacen. 


Uder- 
wangen 


Waldau. 


Wande 
laden. - 

Warten; 
burg 


Willen berg 


meS 


des Inventars, Angeſpanns und Dienſtvolks und muß als beſonders wir- 
kungsvolle Vorſtufe für die ſpätere Durchführung der Scharwerksbefreiung 
bewertet werden. Die den Domänenbeamten zur Bewirtſchaftung mit 
eigenem Perſonal und Beſatz verbliebenen Abſchnitte fielen nicht überall 
gleichmäßig aus. Man richtete ſich offenbar nach der Zahl der vorhandenen 
Dienſtbauern. In der Regel ſollte dem Domänenbeamten ein Drittel des 
Vorwerksackers und ein Sechſtel der Wieſen zugemeſſen werden . Mit- 
unter war der Anteil bedeutend größer; im Amte Waldau, woſelbſt nur 
25 Bauern für das Scharwerk zur Verfügung ſtanden, kamen auf den An- 
teil des Beamten 509 Morgen Acker und 310 Morgen Wieſe, auf den der 
Bauern 162 Morgen Acker und 319 Morgen Wiefe. 

Die auf den einzelnen Wirt entfallende Morgenanzahl richtete ſich 
gleichfalls ganz nach der Menge der ſcharwerkenden Bauern, ebenſo die 
zur Bewirtſchaftung jedes Anteils notwendige Zahl von Arbeitstagen; 
doch wurde das Höchſtmaß von 60 Tagen nur felten erreicht. Die bei dem- 
ſelben Vorwerk ſcharwerkenden Bauern erhielten nicht immer gleiche 
Stücke zugemeſſen; hinſichtlich der Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Wirte 
wurden Abſtufungen gemacht, die weit entfernten Dörfer auf halbes Schar- 
werk geſetzt und Bauern mit ſchwachem Angeſpann oft nur zum Wiefen- 
ſcharwerk herangezogen. Die auf Vorwerksland angeſetzten Eigenkätner 
und die Halbbauern leiſteten immer nur Handdienſte. 

Die zur Bearbeitung jedes Stückes ermittelten Dienſttage wurden 
dem Vollbauer mit 6 Gr. und dem Halbbauer mit 3 Gr. vergütet; dies 
Dienſtgeld pflegte von dem zu entrichtenden Zins abgerechnet zu werden. 
Im Ermlande ſtellte fih die Vergütung weit höher, nämlich auf 18 Gr. 
für den Spanntag. 

Scharwerks-Einrichtung 
vom Kgl. Vorwerk Görlitz, Amts Oſterode, Königsbergſchen Kammer- 
Departements, wozu nachſtehende Dörfer und Scharwerksbauern gehören: 


9 SCH 5 ne | welche vom Vorwerk 1/, Meile entfernt 


3. Theuernitz 10 „ wohnen. 
Magdeburgiſch: 
. Man, | Rt. | Man. | Rt. 
Nach dem Pachtauſchlage von 1781/87 befinden ſich bei 
dieſem Vorwerk an Pertinentien: | 
1. an Acker: 
Aust And 3 Slaſſ e res 525 49% 
an giährigem Lande PER 106 Waad 
an 6jährigem Lande 164 |82 
Summa an der | 796 95 


3) Verfügung vom 26. Ott. 1777. 


Man. Rt.] Man. Rt. 
Hiervon geht ab: 
a) die Brache vom ordinären Stelande 213 112¼ | 
b) vom Zjährigen Lande, fo liegen bleibt . . . + - 53 | 83, | 
ei vom 6jährigen Lande, fo liegen bleibt 123 62 
macht zusammen 390 78 
8 bleibt zu veranſchlagen 406 17 
Hiervon hat der Beamte die Hälfte mit Vorwerksgeſpann 
ooo ee. 202 17 
Bleibt an Acker für die Untertanen zu bearbeiten 20⁴ 
2. an Wieſen: | 
Zur 1. und 2. Klaſſe nach Abzug der Brache von den im | 
Acker gelegenen Wieſen oo 153% 


Davon hat der Beamte mit feit | 
106 153275 


zu bearbeiten. ee ie 
Bleibt an Wieſen für die Untertanen zu Bearbeiten . | | [107 


Berechnung 
wieviel Tage die Untertanen zur Bearbeitung der 204 Morgen Acker und 
166 Morgen Wieſen zubringen müſſen und wieviel ſelbige dafür an Zen, 
geld erhalten: 


Mgn.] Rt. ſeſpann⸗ Hand- 
1. an Acker: Tage 
90 zur Winterſaat 2 mal pflügen macht 192 Mgn. à 1% 
Mor. PO Tag Ef 128 
dieje 2mal zu eggen: 192 Mgn. A 3 Mon. pro Tag. 6⁴ 
60 zur Gerftenansjaat Zmal zu pflügen macht 180 Man. 
1 1% Nan E RRE 120 


Dieſe 2 mal zu eggen, weil der Ader im Herbſt umge- 
ftürgt aber nicht geeggt wird = 120 Mgn. à 3 Mon. 


pro Tag. r 40 
48 Zur Haferausſaat 2 mal zu Pflügen = 96 Man. à 114 
Dom ro Tag 64 


Dieſe 2mal zu eggen — 96 Mon. à 3 Mon. pro Tag 32 
51 Mgn. als 1⁄4 von dieſem Acker jährlich zu bemiſten 


à % Mgn. pro Tag.. „ 
Diefen Miſt auszufreuen à 6 Man. pro Tag. 81% 
204 Mon. jährlich zu mähen à 2 Mgn. pro Tag ‘| 102 
204 Mgn. jährlich zu harten, binden und zufammenzur 

bringen à 1 Man. pro Tag. 136 


204 Ston, das Getreide einzufahren à 2 Man. pro Tag | 102 
Summe bei dem Ader | 652 
Der Beamte hat dagegen bei dem Acker mit Vorwerks⸗ 
geſpann zu arbeiten. 
4B Mgn. 86%, Rt. zur Winter- 
52 „ 60% „ „ Gerſte- € Ausſaat 
101 „ 49% „ Hafer 
202 | ı7 


406 117 | Summe als angefchlagene Morgenzahl bei dieſem Bor- 
werk. 


Mon. | Rt. 


Nota: Der Beamte fähret den Mift auf die ihnen 
mit Vorwerksgeſpann zum Bearbeiten angewieſenen 
Acker, ohne daß ihm dabei von Scharwerkern geholfen 
wird, wohingegen die Scharwerker die ihnen zugeteilten 
Felder bedüngen, auch wenn es nötig ift, den Mift zuvor 
aus den Ställen bringen müſſen. 


2. an Wieſen. 

166 zu mähen à 1% Man. pro Taggg. 

ſelbige zu wenden, zu trocknen und zuſammenzu⸗ 
bringen à 1 Mgn. pro Tag. 

davon das Heu einzufahren à 2 Mgn. pro Tag. 

Der Beamte hat dagegen wegen der fehlenden Shar- 
werker die übrig bleibenden mit ſeinem Geſinde und 

Vorwerksgeſpann zu bearbeiten. 


105 133% 


271 Summa als die angeſchlagene Morgenzahl. 


Summe der Dienſttage bei den Wieſen 


dazu beim Acker 


Summe aller von den Untertanen jährlich zu leiſtenden 
Geſpann⸗ und Handdienſte FRE 

Trifft auf einen jeden der 21 Scharwerksbauern 35 Ge- 
Van, 24 118/1 Handtage z es werden aber zur Evi- 
tierung der Brüche angenommen für voll auf jeden 
Scharwerksbauern 35 Gejpann- und 25 Yandtage - 

Von dieſen 1260 Tagen beträgt das Dienſtgeld, jo Gene- 
ralpächter den Untertanen zu vergüten hat, A 6 Gr. 
pro Tag 84 Rll. ER: 

Trifft auf jeden der 21 Bauern 4 Rtl. . - 

und hat jeder derſelben, wie oben gejagt, zu präſtieren. 


Hiernach trifft auf jeben der 21 Bauern zu bearbeiten: 
GE en Ausſaat 
zum Be düngen 
dei den Wieſen. 


@ejpann-] and- 


Tage 
| 
110 
166 
83 
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"TBAT fap ve uag ‘Saagega 


ub 907 
en Glo | Tor but 186 ies ml" mme 


—a1mpa 139 nlr & 
— | 78 et oze | oeu 
i | 


088 | 088. 


18 |’ Dun 


ae ns ut | 


"eet op | og | ot |" eee 
eer: a|s er | SLI % | ar beer oe "et ee | ST | Sg Ir upowa 
Sr Se det | 018 (ent st Wén oe ML am | er | 9 |o agonii | T 


| @ 
3 
5 . 
E Li Se D 
äi 3 3 Zeil um nodungag | S Wat 
30, ët) se || & 14° De 2" "ër "20 ge ve 
Ke al ® 2 z naĝa 5 ee 
uag wech e | aog ag Von CR 
Il e E | nem 4 . 


alag aun aapıg uo wall 


ne uaga nee mlog dee ana gun nagaan, Dana 
ngog avg gang "im uapagivag ne log saga, mo naag om nap ec rahaa uag uoa araara 
Sunpamipog 


— 346 — 


Es blieb den Bauern überlaſſen, ob fie das neue Stückſcharwerk an- 
nehmen oder die alten Tagesdienſte beibehalten wollten. Das führte zu 
mancherlei Mißhelligkeiten. Der Einführung des neuen Scharwerks im 
Amte Oſterode ſtellte ſich als Haupthindernis das Unvermögen der Bauern 
entgegen, mit ihrem ſchwachen Angeſpann die ſchweren Acker- und Ernte- 
arbeiten zu verrichten. Der Domänenpächter hatte ſie bisher zum Pflügen, 
Getreide- und Heueinfahren gar nicht gebrauchen können; nur das Eggen 
und Miſtfahren konnte ihr elendes Beſatzvieh zur Not bewältigen. Die Cin- 
ſaſſen des Amts Pr.-Eylau ſträubten ſich 1779 gegen die Annahme des Plan- 
ſcharwerks und verlangten völlige Dienſtfreiheit. Als ihnen aber eröffnet 
wurde, daß fie dann bei dem alten Tagſcharwerk bleiben müßten, nahmen 
ſie die Neueinrichtung bereitwilligſt an. In demſelben Jahre verweigerten die 
Bauern von Pr.⸗Mark jedes weitere Scharwerk und erklärten, daß man fie 
ebenſo von den Dienſten hätte entbinden können wie die andern Dörfer. Es 
hätten alle Vorwerke des Amts vererbpachtet werden können und nicht bloß 
zwei; denn ſie wären der Wohltat der Scharwerksbefreiung gleichfalls 
würdig. Es blieb nichts anderes übrig, als die ſtörrigen Bauern durch 
militäriſche Strafkommandos zur Annahme des Planſcharwerks zu zwingen. 

Die Behörden mußten ſorgfältig achtgeben, daß die Bauern beim Schar⸗ 
werk nicht durch die Generalpächter ausgebeutet wurden. Eine erneute Ber- 
ordnung vom 14. Auguft 1778 verbot den Amtleuten bei 100. Rtl. Strafe 
jegliche Anderung der getroffenen Einrichtungen. Die den Bauern zugeteilten 
Acker- und Wieſenſtücke ſollten weder vertaufcht noch vergrößert werden. 
Falls die Dispoſitionstage nicht entbehrt werden könnten, ſo ſollte doch der 
Beamte die Untertanen nie zu 1/4, ½ oder ¼ Tagen beſtellen, ſondern der- 
gleichen Dienſte müßten immer auf volle Tage berechnet werden!). Die 
Dispoſitionstage blieben teilweiſe bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts 
beſtehen, da die Domänenpächter darauf durchaus nicht verzichten wollten. 

Noch zahlreiche Anordnungen ergingen in den letzten Lebensjahren des 
großen Königs, die alle dem einen Zwecke dienten, den Scharwerkspflichtigen 
die Dienſte ſo erträglich wie möglich zu geſtalten. Das bisher in fremden 
Amtern geleiſtete Scharwerk ſollte ganz wegfallen. Die zur Begutachtung 
eingeſandten Entwürfe müßten auch etwaige Dienſte der Kölmer, Hochzinſer, 
Eigenkätner und Juftleute vermerken, damit genau beurteilt werden könnte, 
wieviel der Generalpächter ſelbſt zu bewirtſchaften habe. Beim Wieſenſchar⸗ 
werk dürften dem Bauer keine Dienſte in der Grummeternte zugemutet 
werden, damit er bei den in dieſer Jahreszeit ſchon recht kurzen Tagen 
nicht feine eigene Wirtſchaft zu vernachläſſigen gezwungen wäre. 

Im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk gelangten die Umwandlungen in 
der Arbeits- und Wirtſchaftsverfaſſung der königlichen Domänen zu einem 
Y Schreiben des Gen.⸗Dir. vom 31. Juli 1777. 
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erfreulichen Abſchluß. Die erſten Folgen der hochbedeutſamen Umgeſtal⸗ 
tung zeigten fich ſofort nach zwei Richtungen. Die Zahl der Scharwerks⸗ 
bauern erfuhr eine ſtarke Verringerung. Während es 1701 im Königreich 
Preußen nur 5730 Hochzinſer oder Zinsbauern neben 42205 Dienſtbauern 
gab, alſo 88% der bäuerlichen Bevölkerung mit Scharwerk belaſtet war, 
ftellten ſich die Verhältniſſe für den Königsberger Kammerbezirk allein 
im Jahre 1802 fo: Unter den 10719 bäuerlichen Domäneneinſaſſen bes 
fanden ſich nur noch 5708 Dienſtbauern oder 53% aller königlichen Bauern. 
1777 wurden noch 6237 Scharwerksbauern gezählt; bis zum Ende des 
Jahrhunderts hatten ſie ſich alſo um mehr als 500 vermindert. 

Die zweite Erſcheinung hing mit der erſten aufs engſte zuſammen. 
Je ſtärkere Einſchränkungen die bäuerlichen Dienſte erfuhren, deſto ftetiger 
vermehrten ſich die Geſindeperſonen und Dienſtfamilien auf den Amts⸗ 
vorwerken. Der Weg, den Friedrich II. eingeſchlagen hatte, um nach und 
nach die gänzliche Eigenbewirtſchaftung der Domänen zu erreichen, erwies 
ſich als richtig: indem die Domänenpächter einen Teil der Ländereien zur 
alleinigen Bearbeitung angewieſen erhielten, wurden ſie gezwungen, für 
die Anſetzung ausreichender Arbeitskräfte und die Beſchaffung von In⸗ 
ventarſtücken und Zugtieren Sorge zu tragen. 

Zwei Beiſpiele follen veranſchaulichen, wie zahlreich fih die Gefinbe- 
perſonen und Dienſtfamilien bereits vor 1800 in den Domänenämtern 
vorfanden. Die Einwohnerſchaft der beiden Vorwerke des Amts Tap- 
laden?) ſetzte fih im Jahre 1799 in folgender Weile zufammen: 

1 Hofmann, 2 Kämmerer, 1 Brauer, 1 Böttcher, 1 Hopfengärtner, 
1 Kutſcher, 1 Gartenierer, 9 verheiratete Knechte, 18 Inſtleute, 4 Hirten, 
3 Schäfer, insgeſamt 42 Fannlien ohne das ledige Geſinde. 

Im Amte Wandlacken gab es 1795 an Gutsleuten, die „in Lohn und 
Brot des Beamten ſtanden“, die folgenden: 


Vorwerk Wandlacken Vorwerk Linde Vorwerk Wickerau 
1 Kämmerer, 1 Hofmann, 1 Kämmerer, 
1 Brauer, 1 Kämmerer, 2 verheiratete Knechte, 
1 Brenner, 1 Hirt, 1 Hirt, 
3 verheiratete Knechte, 2 Knechte, 2 Mägde, 
1 Torwächter, 2 Mägde, 1 Junge, 
1 Gartenierer, 1 Junge, 9 Inſtleute. 
2 Hirten, 7 Inſtleute. 
7 Knechte, 
6 Mägde, 


15 Inſtleute. 
1) b. StA. Dom. Reg. F. 796 Nr. 593. 
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8 52. Die bäuerlichen Dienſtverhältniſſe im Litauiſchen Kammerbezirk ). 


Während in den oſtpreußiſchen Amtern die neue Wirtſchaftsverfaſſung 
verhältnismäßig ſchnell Eingang gefunden hatte, ging das Werk in Li- 
tanen gar nicht ſo glatt von ftatten. Die Urſache dafür lag nicht bloß immer 
in den ungünſtigeren Vorbedingungen für das Zuſtandekommen des Unter⸗ 
nehmens, ſondern oft genug auch an den ausführenden Stellen. Die litau- 
iſchen Domänenpächter, wohlhabend und durch Gemeinſamkeit der Standes 
intereſſen feft verbunden und einflußreich, hatten von jeher den Anord- 
nungen höheren Orts wenig Beachtung geſchenkt, und die Domänenkammer 
ließ es nicht felten an der erforderlichen Ermunterung und ſtrengen Aufſicht 
fehlen und ſuchte das langſame Fortschreiten des Verfahrens mit allerlei 
Ausflüchten zu entſchuldigen. 

1781 zeigte die Gumbinner Kammer an, daß ſich die neue Einrichtung 
deshalb verzögere, weil die Landmeſſer nicht ſo ſchnell die Acker in allen 
Amtern vermeſſen könnten. Sie erhielt darauf zum Beſcheid, die Land- 
meſſer mehr anzutreiben; denn bei allen 1784 pachtfrei werdenden Dor 
mänen müſſe die Planſcharwerkseinrichtung fertiggeſtellt werden. Die 
Beamten aus dem Polniſch⸗Natangiſchen Gebiete hatten gebeten, fie von 
der Verpflichtung der Selbſtbeſtellung ihres Ader- und Wieſenanteils 
zu befreien. Es wären in den dortigen Amtern ſoviel Bauern vorhanden, 
daß diefe ohne Vermehrung der bisherigen Dienſte alles allein bewirt 
ſchaften könnten. Ihrem Verlangen wurde auch ſtattgegeben, und ſo kam 
in 16 Amtern die Neuordnung nicht nach der königlichen Vorſchrift, ſondern 
den örtlichen Verhältniſſen ſich anpaſſend zur Durchführung. 

Bald nach Friedrichs Tode hörte die gewiſſenhafte Aufſicht über die 
Dienſtverhältniſſe der Bauern auf, und es häuften ſich ſchnell die Klagen 
über ungerechtfertigte Abänderungen und Bedrückungen durch die Do- 
mänenpächter. Einige mißbrauchten die ihnen zuſtehende Gewalt und 
zwangen die Bauern, an den ihnen eingeräumten Dispoſitionstagen auch 
die für die Beſtellung durch Vorwerksleute ausgeworfenen Anteile zu be · 
arbeiten. Im Jahre 1792 erſtattete der Oberpräſident Freiherr von Schröt- 
ter mehrere Anzeigen, daß er täglich von litauiſchen Scharwerksbauern 
angelaufen werde, die über zunehmende Härten bei den Vorwerksdienſten 
klagten. Die Aufficht der ammer feine eine recht nachläſſige zu fein. 
Sie habe zugegeben, daß in den Amtern Bredauen, Göritten und Plicken 
die dem Beamten zur Beſtellung zugeteilten Acker und Wieſen auch noch 
den Bauern aufgehalit würden, was zu einer großen Beſchwerung der 
Bauern geführt habe. Sie müßten jetzt eine weit größere Zahl von Tagen 
mit der Scharwerksarbeit zubringen, als ihnen bei der Einrichtung be- 


1) Geh. StA. Gen.-Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Sekt. 2 Nr. 14. 
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rechnet und vergütet worden ſei. Es käme vor, daß der Generalpächter 
die Bauern in der Ernte wochenlang alle Tage mit 3 bis 4 Perſonen be- 
ſtelle, um die Einbringung der Ernte ſchnell beendigen zu können. Mehrere 
Beamten hätten ohne eingeholte Erlaubnis die abgeſchafften Dispoſitions⸗ 
tage eigenmächtig wieder eingeführt. In Kiauten müßten die Scharwerks⸗ 
pflichtigen ihr eigenes Stroh, das ſie ſelbſt jo nötig brauchten, zum Garben- 
binden mitbringen. 

Diefer Zuſtand ſei unhaltbar, da er „bloß den Wohlſtand einiger Be- 
amten auf Koſten vieler Tauſend Bauernfamilien bezwecke“. Es müßte 
allen Pächtern, die die 12jährige Generalpacht genießen wollten, zur 
Pflicht gemacht werden, die ehemalige Planſcharwerkseinrichtung auf ihre 
Koſten wieder einzuführen. 

Durch die nunmehr vom Generaldirektorium angeordnete Unter- 
ſuchung wurde erwieſen, daß die Gumbinner Kammer zum größten Teil 
für die Mißſtände verantwortlich zu machen war. Sie hatte ſich, die ſtrengen 
Anordnungen von 1777 völlig außer acht laſſend, den Wünſchen der Amts. 
leute recht entgegenkommend und gefügig gezeigt. Die einzige Eutſchuldi 
gung, die fie für die klar zutage tretenden Unregelmäßigkeiten vorzu« 
bringen wußte, war die, daß die betreffenden Domänenbeamten für die 
ihnen gewährten Erleichterungen ſich zur Rückzahlung einiger königlicher 
Inventarienſtücke bereit erklärt hätten, auch müßten ſelbige nunmehr 
höhere Geſpanndienſt- und Fettweidenpachten entrichten. Auf diefe 
Weiſe fei für die Domänenkaſſe eine Mehreinnahme von 3075 Rtl. 30 Gr. 
erzielt worden. 

Die vernommenen Schulzen äußerten ſich dazu in folgender Art: 
Es feien bei der Umrechnung des Stückſcharwerks auf Tage zu wenig die 
tatſächlichen Verhältniſſe und Möglichkeiten berückſichtigt worden. Auf 
diefe Weiſe habe man viel weniger Tage herausgerechnet, als die Dienſt 
pflichtigen wirklich brauchten: 1. Ein Bauer könnte in einem Tage un- 
möglich 1% Morgen pflügen und 3 Morgen eggen, beſonders bei lehmigem 
oder feuchtem Acker. 2. Ebenſowenig könnte eine Perſon täglich auf 6 
Morgen den Dung ausſtreuen, ſondern es würden dazu 2 bis 3 Tage ge- 
braucht. 3. Es ſei auch nicht möglich, daß eine Perſon das Getreide von 
114 Morgen an einem Tage binden, harken und zuſammenbringen könnte. 
4. Gleicherweiſe könnte eine Perſon nicht am Tage einen Morgen Wieſe 
wenden, trocknen und zuſammenbringen. Bei unbeſtändigem Wetter 
brauchte man dazu 3 bis 4 Tage, da die Haufen öfter auseinandergeworfen 
und wieder neu zuſammengeharkt werden müßten. 

Ferner fei den Bauern das Einſäen des Saatgetreides und das Auz- 
bringen des Miſtes aus den Ställen anbefohlen worden, obgleich dafür 
bei der Scharwerkseinrichtung keine Tage vorgeſehen wären. Schließlich 
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müßten fie nun auch noch die dem Domänenpächter zugeteilten Ader- 
und Wieſenſtücke mit bearbeiten, und deshalb brauchten ſie weit mehr Tage, 
als urſprünglich berechnet worden fei. Sie müßten zur Bearbeitung ihrer 
Anteile jährlich 67 Tage verwenden und bei ſchlechtem Erntewetter wohl 
noch 18 Tage mehr; aber bei der Neuordnung wären nur 46%, Tage anr 
genommen und zur Vergütung gezogen worden. Sie hätten es jetzt ſchwerer 
als in früheren Zeiten beim Tagſcharwerk, das nur 60 Tage im Jahre 
betrug. 

In dem Beſcheide des Generaldirektoriums wurde mit Mißvergnügen 
feſtgeſtellt, daß der beabsichtigte Zweck, „das Soulagement der Untere 
thanen“, bei den getroffenen Einrichtungen nicht durchgängig erreicht wor 
den wäre. Die unterſuchten Fälle zeigten im Gegenteil eine teilweiſe 
Verſchlimmerung der Lage der Bauern. „Recht und Billigkeit redet für 
die Sache, und Wir find zur Abhelfung der gegründeten Klagen bereit“. 
Alle Abänderungen ſollten rückgängig gemacht und den Domänenpächtern 
wieder ein Drittel des Ackers und ein Sechſtel der Wieſen zur Selbſt⸗ 
beſtellung überwieſen werden. 

Die mannigfachen Mißſtände ließen ſich aber nicht ſo ohne weiteres 
hinwegräumen. Man mußte damit ſtets bis zum Ablauf der Pachtzeiten 
warten, und deshalb fand die Angelegenheit nicht mehr vor Schluß des 
Jahrhunderts ihre völlige Erledigung. Die am 21. Juni 1799 von der Gum- 
binner Kammer eingereichte Nachweiſung über den nunmehrigen Stand 
der Scharwerkseinrichtungen bei den Amtern ergab folgendes Bild: Erſt 
in 35 Amtern war der Beamte mit dem ihm der Vorſchrift nach zuſtehenden 
Anteil bei den Bewirtſchaftungsarbeiten beteiligt; in 19 Amtern lag das 
Planſcharwerk allein den Bauern ob, und in den 4 Amtern Heinrichswalde, 
Heydekrug, Prökuls und Winge war noch das Tagſcharwerk im Gebrauch. 

Die eigenmächtige harte Behandlung, die ſich die Generalpächter 
den Bauern gegenüber zu Schulden kommen ließen, hatte bei dieſen eine 
leidenſchaftliche Erbitterung und wachſende Unzufriedenheit mit den be- 
ſtehenden Verhältniſſen wachgerufen. In einem vertraulichen Schreiben 
machte Schrötter 1798 dem Geheimen Kabinettsrat Beyme Mitteilung 
von einer dumpfen Gärung unter den litauiſchen Domänenbauern, wozu 
der alte Druck der Amtsleute geführt habe. Man erwarte vom neuen 
Könige eine Umgeſtaltung dieſer Dinge und Abſchaffung aller Übel). 

Am Ende des Jahrhunderts zählte man in Litauen noch 13200 Schar⸗ 
werksbauern, während ſich die Zahl der übrigen bäuerlichen Einſaſſen auf 
10200 belief. Jene machten alſo 56% der bäuerlichen Bevölkerung aus. 

Die von König Friedrich erſtrebte freiere Ausgeſtaltung der Schar⸗ 


2) Geh. Stel. Nep. 89, 118 C. 
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werksverhältniſſe hatte nur im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk allgemein 
zufriedenſtellende Ergebniſſe gezeitigt. Die Durchführung des Werkes in 
Litauen entſprach nicht überall den Abſichten feines ſcharfſinnigen Schöpfers. 
Trotzdem verdienen ſeine zum Zwecke einer Neuregelung der geſamten 
Arbeits- und Wirtſchaftsverfaſſung in den Domänen getroffenen Mağ- 
nahmen als die weſentlichſte Vorbedingung für die gänzliche Befreiung 
der Amtsbauern in ſpäterer Zeit hervorgehoben zu werden. Sie ſchufen 
die Grundlage für die Scharwerksaufhebung in den oſtpreußiſchen und 
litauiſchen Domänen, deren in wenigen Jahren herbeigeführte Beendi⸗ 
gung ſonſt ein Ding der Unmöglichkeit geweſen wäre. 

Georg Friedrich Knapp ging entſchieden zu weit mit der Behauptung, 
daß die Anbahnung einer freieren ländlichen Arbeitsverfaſſung „nicht 
durch ſtaatliche Anordnung, ſondern unter völliger Zurückhaltung des 
Staates“ vor fid gegangen fei). Wir ſahen im Gegenteil die Staatsregie 
rung das ganze 18. Jahrhundert hindurch aufs eifrigſte bemüht, das von 
vielen Seiten als unzeitgemäß und hemmend empfundene Fronſyſtem 
wegzuräumen und die Grundbedingungen zur Einführung freierer Formen 
der ländlichen Arbeitsverhältniſſe zu ſchaffen. Und diefe Fürſorge erſtreckte 
ſich nicht etwa bloß auf die Bewirtſchaftungsverhältniſſe der Domänen, 
ſondern ſuchte auch die adligen Gutsbeſitzer zur ſchrittweiſen Umgeſtaltung 
ihrer Wirtſchafts⸗ und Betriebsweiſe anzuregen, was im folgenden aus⸗ 
einanderzuſetzen ſein wird. 


Drittes Kapitel. 
Die Arbeitsverfaffung in den adligen Gütern. 


$ 53. Friedrich II. und die Einſchränkung der Frondienſte. 


Da fih die Landesherrſchaft in den Zeiten der ſtändiſchen Mitregie 
rung um die Arbeitsverfaſſung in den adligen Gütern gar nicht gekümmert, 
vielmehr den Wünſchen des Adels ſtets bereitwilligſt gefügt hatte, ſo 
waren Mißſtände vielfacher Art eingeriſſen, die im 18. Jahrhundert die 
wieder erſtarkte Staatsgewalt zum Eingreifen veranlaßte. Die nach dieſer 
Richtung hin unternommenen Verſuche Friedrich Wilhelms I. führten zu 
feinem Ergebnis; der Widerſtand der Oſtpreußiſchen Regierung war zu 
zähe. Friedrich II. erneuerte mit etwas beſſerem Erfolge die Beſtrebungen 
ſeines Vorgängers. 

Für die Handhabung der bäuerlichen Dienſte in den Rittergütern gab 
es keinerlei geſetzliche Vorſchriften). Die Scharwerksbauern wurden 


3) Grundherrschaft und Rittergut S. 19. 9 Kern, Forſch. XIV S. 165. 
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vielfach mt Dienſten dermaßen überhäuft, daß fie die eigene Wirtfchajt 
vollſtändig vernachläſſigen mußten und nach wenigen Jahren, gänzlich 
zugrunde gerichtet, gezwungen waren, das Erbe aufzugeben ). Fort- 
während wechſelten die bäuerlichen Stellenbeſitzer, und nur mit Gewalt 
vermochte der Gutsherr mitunter die Untertanen zur Annahme eines mit 
Scharwerk belaſteten Hofes zu bringen. 

Auf welche Art fih untertänige Leute von der Annahme ſcharwerks⸗ 
pflichtiger Stellen zu befreien ſuchten, veranſchaulicht ein 1738 zwiſchen 
der Gutsherrſchaft zu Gr.⸗Peiſten und einem Knecht getroffener Vergleich. 
Ein gewiſſer Chriſtian Lang aus Buchholz hatte fih „gemeldet und vorge» 
ſtellet, daß er in willens jey jich zu verheiraten; damit ihn aber die Hochwohl⸗ 
geborene Groß- Peiſtenſche Lehusherrſchaft etwa auf ein Pauer Erbe oder 
ſonſten zum Gärtner nicht jegen möge, jo zahlet derſelbe der Hochwohlgeb. 
etc. Funffzig Gulden an barem Gelde, bleibt aber nebſt ſeynen künftigen 
Leibeserben der Hochwohlgeb. etc. Unterthan; er aber foll wegen des ge- 
zahlten Geldes befreyet bleiben, daß er etwas anzunehmen von der jetzigen 
Lehnsherrſchaft und deren Lehnsfolgern nicht gezwungen werden wird, 
ſondern er kaun nach feinem Gefallen in der Herrſchaft Güter ziehen, 
wohin er will“). 

Die Anſicht, als ob die Erbuntertänigkeit an fih ſchon zu Frondienſten 
an die Gutsherrſchaft verpflichtete, bedarf einer Einſchränkung. Erſt mit 
der Übernahme einer bäuerlichen Stelle machte ſich der Wirt verbindlich, 
die mit dem Erbe verknüpften Laſten zu tragen; ſie galten als Gegenleiſtung 
für das zur Nutzung überlaſſene Bauerngut. Auch perſönlich freie Leute 
mußten das Scharwerk verrichten, ſobald fie derartige Bauernhöfe über- 
nahmen, und ſolcher freier Perſonen gab es in allen Teilen der Provinz 
eine Menge. 

Bei der ſorgfältigen Schonung, die Friedrich jederzeit dem Adelſtande 
angedeihen ließ, war es nicht verwunderlich, daß die Maßnahmen zur 
Beſeitigung der Härten in den Dienſtverhältniſſen der Privatbauern durch 
aus nicht den Charakter unbedingt verbindlicher Vorſchriften an ſich trugen; 
feine Erlaſſe beſchränkten ſich im weſentlichen darauf, die Gutsbeſitzer auf 
die Vorteile der Scharwerkseinſchränkungen aufmerkſam zu machen und 
ihnen nahe zu legen, daß die Befolgung der königlichen Wünſche einzig 
und allein zu ihrem Beſten ausſchlagen würde. Die Inſtruktion für das 
Generaldirektorium vom 20. Mai 1748 verlangte eine nähere Unterſuchung 
der Scharwerksverhältniſſe in den einzelnen Provinzen und Kreiſen. Wo 
es angängig wäre, ſollte eine Verringerung der Hofedienfte in den adligen 
Gütern angeſtrebt werden. „Ich weiß, daß eins von den zu harten Dingen 


1) Böhme gibt dafür S. 20 mehrere Beiſpiele. ) K. EA. Grünes Hausbuch. 
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im Lande die Dienſte find, welche die Bauern thun müſſen, wobei nichts 
als ihr Verderben herauskommt; unerträglich iſt es, daß ſie fünf oder gar 
ſechs Tage in der Woche dienen ſollen. So viel Geſchrei es geben wird, 
ſo ſoll man doch darauf ſehen, und zwar ſowohl bei den königlichen Aemtern 
als bei den Edelleuten, daß den Bauern ein paar Tage in der Woche ab- 
genommen werden“). 

Daß dies Unternehmen keineswegs einen geſetzlichen Eingriff be⸗ 
deutete, ergab ſich aus einem weiteren Schreiben an alle Amter vom 20. 
Januar 1749. Darin wurde für die Ausführung dieſer Aufgabe anbefohlen, 
„daß die Hauptämter mit denen Departementsräthen, welche unſere 
Königsbergſche und Gumbinnenſche Kriegs⸗ und Domänenkammern dazu 
deputiren werden, conjunctim denen Adelichen Gutsherrſchaften 
vorerſt nur dienſahme remonstrat ion thun und ihnen vor- 
ſtellen ſollen, was für avantages ſie ſowohl als auch das 
Gemeine Weſen zu gewärtigen haben, wann die Dienſte 
ihrer Unterthanen auf einen gemäßigten Fuß geſetzt werden 
und beſonders denen Adelichen Gutsherren ihren eigenen darunter 
vertirenden Vorteil, da ihre Unterthanen durch leidigere Dienſte in 
beſſere Umſtände kommen, und folglich ſie, die Gutsherren, ihnen nicht ſo 
offt werden Hülffe leiſten dürffen, wohl begreifen zu machen, mit dem Bey⸗ 
fügen, wie wir nicht zweiffelten, mehrerwähnte Adeliche Gutsherrſchaften 
würden von ſelbſt portiret ſeyn, unſerm Exempel, da wir bey denen Do⸗ 
mänen⸗Amtern deshalb vorhin bereits eine gute Einrichtung machen laffen, 
darin zu folgen, als welches uns zu allergnädigſtem Wohlgefallen gereichen 
würde“ ). 

Des Königs Meinung war die, ohne jeden Zwang die Gutsherren 
zu bewegen, freiwillig das bäuerliche Scharwerk auf zwei, höchſtens drei 
Tage in der Woche herabzuſetzen. Durch die von den beiden Kammern 
ernannten Kommiſſare wurden die Dienſtverhältniſſe auf den einzelnen 
Gütern unterſucht und in beſonderen Protokollen genau beſchrieben. Es 
beſtanden äußerſt verſchiedenartige Zuſtände. In vielen Gütern ver- 
richteten die Bauern tägliches Scharwerk; in andern waren nur einzelne 
Scharwerkstage in der Woche im Gebrauch; manche Bauern leiſteten nur 
wenige Tagesdienſte im Jahre; endlich wurden viele Güter ohne bäuer 
liche Dienſte bewirtſchaftet. Nennenswerte Ergebniſſe wurden durch das 
umſtändliche Verfahren damals nicht erzielt. Nur in wenigen Fällen 
ließen ſich die Gutsbeſitzer zu einer Verringerung der Scharwerkstage 
herbei; meiſtens blieb alles beim alten. Es fand ſich dann nicht ſelten in 


1) Ranke, Sämtl. Werke Bd. 29 S. 254. 
) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Sekt. 2 Nr. 5. 
Stein, Die (up, Berfaſſung Oſtpreußenz. Schr. d. Juft. f. Oſtd. W. Heft 5. 28 
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den Rückſchreiben des Generaldirektoriums an die Kammer die Bemerkung: 
„Wenn die Beſitzer im Hauptamt X nicht zu disponiren find, die fünf- 
und ſechstägigen Scharwerke in viertägige zu verwandeln, möge es vor 
der Hand bei den beſtehenden Einrichtungen bleiben“ ). 

Der erſte Verſuch einer Milderung der Fronden war fehlgeſchlagen; 
doch zeigten ſich im weiteren Verlauf recht bedeutende Erfolge. Die An⸗ 
teilnahme, die der König und die Kammern der Sache auch weiterhin 
ſchenkten, mehr aber wohl noch das Beifpiel, das die königlichen Domänen 
mit der Umgeſtaltung der bäuerlichen Dienſte gaben, bewirkte es, daß 
nach und nach in vielen adligen Gütern das Scharwerk herabgeſetzt 
wurde. Zahlreiche Beweiſe dafür gaben die 1764 von neuem anbefohlenen 
Unterſuchungen des Bauernſcharwerks in mehreren Hauptämtern. Jetzt 
lauteten die Berichte in vielen Fällen dahin, daß „feit einigen Jahren die- 
Bauern auf Zins geſetzt find und nur einige Tage in der Auſt ſcharwerken“, 
oder daß die Untertanen „feit einiger Zeit auf Planſcharwerk geſetzt ſind, 
mit deſſen Verrichtung ſie es nach eigenem Gefallen halten können“, oder 
daß die Bauern „auf gleichen Fuß geſetzt find mit den Domänenbauern“. 


$ 54. Verſuch einer Urbarieneinrichtung. 


Die Dienſtverhältniſſe in den adligen Gütern mußten fo lange als un- 
ficher gelten, als es an feſten Aufzeichnungen der beiderſeitigen Rechte und 
Pflichten fehlte. König Friedrich verſuchte noch in feinen letzten Lebens⸗ 
jahren dieſem Mangel abzuhelfen. Am 11. September 1784 erhielt das 
Generaldirektorium den Auftrag, daß im ganzen Lande die Einrichtung, 
von Urbarien, wie fie in Schleſien bereits beſtünde, getroffen werden ſollte, 
„um den häufigen Klagen und Beſchwerden zwiſchen Herrſchaften und 
Untertanen über die zu leiſtenden Praeſtationes beſſer vorzubeugen und 
ſolchen abzuhelfen“. Alle ungemeſſenen Dienſte der Untertanen ſollten in 
gemeſſene umgewandelt und die geſamten Beziehungen zwiſchen Gerre 
ſchaft und Gutseinſaſſen aufgezeichnet werden. In den Urbarien müſſe 
„alles fo klar und deutlich beſchrieben und feſtgeſetzt werden, daß ſowohl 
Unterthan als Herrſchaften daraus gleich ſehen und wiſſen, erſtere, was ſie 
zu präſtiren ſchuldig, .. letztere zu fordern haben, ... und dieſerwegen in 
keinen fernern Streit und Prozeß mit einander verfallen können“ ). 

Die am 21. Dezember 1784 an alle Landes Collegien und Kommiſ⸗ 
ſionen ergehende Inſtruktion erläuterte die beabſichtigten Maßnahmen 
genauer. In jedem Kreiſe ſollten zwei Kommiſſare, ein Gerichtsbeamter 


3) Weiteres bei Kern a. a. O. S. 177ff. Vgl. auch Hinze, „Zur Agrarpolitik 
Friedr. b. Gr. Forſch.“ X S. 275ff. 
3) Geh. St.- A. Gen.-Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 34 Sekt. 2 Nr. 16. 
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und ein Wirtſchaftsverſtändiger, die Ermittlungen vornehmen. Mit den 
Gütern, auf denen Streitigkeiten wegen der Dienſtleiſtungen im Gange 
waren, ſollte der Anfang gemacht werden. 17 Fragen ſollten die Art des 
Scharwerks näher ermitteln; 18 weitere Fragen bezogen fih auf die Feſt⸗ 
legung der ſonſtigen Verhältniſſe zwiſchen beiden Parteien, auf die per⸗ 
ſönlichen und beſitzrechtlichen Beziehungen der Gutseinſaſſen, die Gof- 
wehr, die Zwangsrechte der Herrſchaft, die Naturallieferungen u. dgl. 
Jedem Untertan ſollte fortan ein Grund- oder Hofebrief ausgeſtellt werden ). 

Der erneute Eingriff des Königs in die inneren Verhältniſſe der adligen 
Güter erregte wieder den größten Unwillen der Gutsbeſitzer. Auch die 
Oſtpreußiſche Kammer gab in ihrem Bericht vom 8. April 1785 unver⸗ 
hohlen der Meinung Ausdruck, daß die Einführung der Urbarien in Oft- 
preußen nach mehrfacher Hinſicht ſchwierig und bedenklich ſein dürfte: 
1. ſei es nicht nötig, für die Amtsbauern Urbarien anzulegen, weil deren 
Verhältniſſe in ihren Beſatzbriefen genügend geordnet feien. 2. in vielen 
adligen Gütern gäbe es gar keine Bauern, ſondern nur Gärtner und Inſt⸗ 
leute, die fortwährend wechſelten. 3. hätten manche Güter gar keine Erb- 
untertanen, ſondern nur freie Leute, die das Recht der Freizügigkeit be- 
ſäßen. 4. fei es nicht angängig, den Untertanen Grund- oder Hofebriefe 
zu geben; man möge dafür beffer Annehmungsbriefe jagen. Von dem erſten 
Ausdruck fei eine „Transferirung dominii” zu befürchten; die Bauernhöfe 
würden nicht mehr als Laßgüter gelten, und die Herrſchaft könnte dem 
Wirt nicht das Erbe jederzeit entziehen. 

Einen erheblicheren Einwand gegen die Aufſtellung der Urbarien 
machte die Oſtpreußiſche Regierung. Sie erinnerte daran, daß ein großer 
Teil der adligen Bauern auf Zeitpacht ſaß; deshalb ſei die Einrichtung der 
Urbarien, die doch für längere Zeit Geltung haben ſollten, abzulehnen; 
denn dem Gutsherrn müſſe das Recht gewahrt bleiben, bei Neuverpachtungen 
angemeſſene Veränderungen treffen zu dürfen. Die oſtpreußiſchen Guts- 
beſitzer befürchteten von der Neuerung eine Beeinträchtigung ihres Eigen- 
tumsrechts; denn es würde ihnen die Möglichkeit genommen, die Grund- 
rente zu ſteigern. So müßte der Wohlſtand der Grundbeſitzer zurückgehen, 
während die ſittliche Verkommenheit, der Übermut und die Schwelgerei 
der Bauern zunehmen würde. 

Der am 15. Auguſt 1785 an die beiden oſtpreußiſchen Obergerichts. 
höfe erlaſſene Beſcheid nahm auf die vielfachen Ausſtellungen ſoweit als 
möglich Rücksicht. Allerdings könnten da, wo Zeitpacht vorliege, keine 
beſtändigen und unveränderlichen Verpflichtungen feſtgelegt werden. Es 
fei aber durchaus darauf zu achten, daß jedesmal bei Annahme ſolcher Beit- 


1) Die verſchiedenen Fragen finden fiğ abgedruckt bei Kern a. a. O. S. 1935. 
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pachtſtellen ſchriftliche Vereinbarungen getroffen und innerhalb der verab- 
redeten Pachtzeit die Leiſtungen nicht willkürlich erhöht würden, daß 
ferner kein Untertan gezwungen werden dürfte, eine Stelle anzunehmen, 
wenn die darauf ruhenden Laſten vermehrt worden wären. Alle Ver⸗ 
träge müßten gerichtlich vereinbart und deren Abſchriften in beſonderen 
Schöppenbüchern geſammelt werden. Das Geſchäft müßte nun aber mit 
größerem Nachdruck in Angriff genommen werden. 

Die Gutsherren blieben auch jetzt noch bei ihrer ablehnenden Stel- 
lung und forderten in mehreren Eingaben die Aufhebung des ganzen Ver ⸗ 
fahrens. Schließlich führte ihr Widerſtand zu dem gewünſchten Ziel. 
Zwar konnte ſich der alte König nicht entſchließen, die Verordnung, von 
der er fich ſoviel Gutes für die untertänige Landbevölkerung verſprochen 
hatte, wieder zurückzunehmen, doch geſchah dieſes unmittelbar nach ſeinem 
Tode. Am 8. November 1786 erſchien das „Publikandum gegen den 
Ungehorſam und die Widerſpenſtigkeit der Unterthanen wider 
die Grund- und Gerichtsobrigkeiten“. Dieſe Bekanntmachung kennzeichnete 
den Standpunkt des neuen Königs gegenüber der bisherigen Bauerngeſetz⸗ 
gebung. Hatten die zahlloſen Erlaſſe der beiden letzten Könige von dem uner⸗ 
müdlichen Streben Zeugnis abgelegt, die bäuerlichen Untertanen gegen wn- 
gerechte Behandlung und Zugrunderichtung zu ſchützen, ſo trat bei der neuen 
Regierung der Gedanke in den Vordergrund, den Gutsherren in ihren An⸗ 
ſprüchen möglichſt entgegenzukommen, ſie gegen die Klagen der Bauern 
in Schutz zu nehmen und den allerſeits ſcharf verurteilten Zuſtand der Erb 
untertänigkeit zu verteidigen und zu ſtützen. 

Bei den Verhandlungen wegen Einrichtung der Urbare waren an 
einigen Orten Streitigkeiten zwiſchen Grundherrſchaft und Untertanen 
laut geworden. Hierauf nahm offenbar die genannte Veröffentlichung 
Bezug, wenn ſie ausführte, „wir befehlen vielmehr hiedurch allen und 
jeden Unterthanen auf das ernſtlichſte, ihren Grund- und Gerichtsobrig ⸗ 
keiten den ſchuldigen Reſpekt und Gehorſam unter keinerlei Vorwande 
zu verſagen; die nach Geſetzen, Verträgen, richterlichen Erkenntniſſen, 
wohlhergebrachten Landesverfaſſungen und Obſervanzen ihnen obliegende 
Dienfte und Abgaben mit willigem Gehorſam und Treue zu leiſten, Dë 
aller Widerſetzlichkeiten ſowohl gegen die in jenen Vorſchriften gegründeten 
Befehle ihrer Herrſchaften als gegen die Erkenntniſſe und Verordnungen 
der vorgeſetzten Gerichte durchaus zu enthalten.“ ... „Da wir auch wahr- 
genommen haben, daß die vor einiger Zeit allgemein verordnete 
Regulierungen gewiſſer Urbarien, wenn damit an Orten, 
wo die Dienſte und Abgaben zwiſchen Herrſchaften und Unter- 
thanen nicht ſtrittig ſind, verfahren wird, nicht nur unnütze 
Koſten verurſachen, ſondern auch ganz wider die Abſicht durch 
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ein bei den meiſten Unterthanen eingeriſſenes Mißverſtändnis 
derſelben, zu allerhand Unruhen und Prozeſſen Anlaß geben, 
ſo verordnen wir hierdurch, daß dieſe Urbarien-Aufnahme 
nur an ſolchen Orten geſchehen folle, wo ohnehin ſchon Strei- 
tigkeiten über die Dienſte oder andere Schuldigkeiten der 
Unterthanen obſchweben, und daß alsdann durch Vermittelung der 
angeordneten Kommiſſionen nicht nur die eigentlich ſtreitigen Punkte 
womöglich in Güte beigelegt, ſondern auch durch Errichtung eines foldjen 
vollſtändigen Urbarii der Anlaß und die Gelegenheit zu neuem Zwiſt und 
Uneinigkeiten ſoviel möglich aus dem Wege geräumt werden ſollen.“ 

Infolge dieſer Anordnungen wurde das bereits allerorten angefangene 
Werk gänzlich eingeſtellt. Demnach blieb die Zahl der zum Abſchluß ge⸗ 
kommenen Urbare in Oſtpreußen und Litauen äußerſt gering; vollſtändig 
ſertiggeſtellt waren kaum drei Dutzend, von denen etwa die Hälfte er- 
halten ift). 

Die ungünſtige Wendung, die die Urbarienregulterung genommen 
hatte, berührte in manchen Kreiſen recht ſchmerzlich. Der durch ſeine Men⸗ 
ſchenfreundlichkeit bekannte Kriegsrat Scheffner beklagte noch 1798 in 
einem Briefe an den Geh. Kabinettsrat Beyme, daß die Bemühungen 
des „großen tätigen Friedrich“ vergeblich geblieben und „die arbeitende 
Menſchenclaſſe um die höchſt heilſamen Urbarien, die incl, der Patrimonial- 
Juſtiz⸗Abſchaffung vielleicht mehr als die plötzliche Aufhebung der Erb- 
unterthänigkeit helfen dörfte“, gebracht worden fei”). 


8 55. Veränderungen der Arbeitsverfaſſung im letzten Drittel 
des 18. Jahrhunderts. 


Für die Arbeitsverfaſſung eines adligen Gutes war bis weit in das 
18. Jahrhundert hinein allein der Umſtand maßgebend geweſen, ob der 
Gutsherr über bäuerliche Hinterſaſſen verfügte oder bei der Bewirtſchaftung 
ſeiner Ländereien gelohnte Arbeiter, eigene Inventarſtücke und Zugtiere 
verwenden mußte. Bei den mit Bauern verſehenen Rittergütern ftanden 
die Dienſte der bäuerlichen Einſaſſen überall im Mittelpunkt des Wirt- 
ſchaftsbetriebes. Es gab Güter, auf denen ſämtliche Feld- und Hofarbeiten 
den Bauern oblagen. Sie wurden zu dieſem Zwecke mit dem erforder- 
lichen Beſatz ausgeſtattet, während der Gutshof weder über Inventar noch 
über Zugtiere verfügte. 

Daß in früheren Zeiten auf den meiſten oſtpreußiſchen Rittergütern 


1) Außer den bei Kern genannten und teilweiſe abgedruckten Urbaren find noch 
diejenigen einiger Kämmereidörfer erhalten. 
3) Warda, Briefe I, 1 S. 54. 
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ſehr wenig Vieh gehalten wurde, erklärte fih aus den Steuerverhältniſſen 
des platten Landes. Des drückenden Horn- und Klauenſchoſſes wegen 
verringerte der Gutsherr den eigenen Viehſtand ſo viel als irgend mög⸗ 
lich und wälzte die Schoßpflicht auf ſeine Bauern, Gärtner und Inſtleute 
ab, indem er ſie mit den für die Bewirtſchaftung der Vorwerksländereien 
erforderlichen Zugtieren ausſtatteten). Mit der Einführung des Gene- 
ralhufenſchoſſes fiel der Horn- und Klauenſchoß als öffentlich -rechtliche Ab- 
gabe und damit auch jene Urſache für die geringe Viehhaltung auf den herr- 
ſchaftlichen Vorwerken fort, und es vermehrte ſich nun auch langſam das 
Betriebsvieh auf den Gutshöfen. 

Die Verhältniſſe auf dem Gute Karwinden in Mohrungſchen Kreiſe 
beſchrieb ein „Oberländer“ in folgender Weiſe: „Freilich taten die Okonomen 
mit dieſen Menſchen, ſo wie man mit den Pferden thut: ſie mißbrauchten 
fie heute, aber immer mit der ſchonenden Vorſicht, fie morgen auch miß- 
brauchen zu können. Und der gute Boden that dann das Übrige. Der 
itzige Graf ift auf dem Wege, dieſes ſchwere Joch leichter, dieſen harten. 
Dienſt milder zu machen. Denn es war mit der Bequemlichkeit der Wirt- 
ſchaftsvorſteher jo weit gekommen, daß bei dem ganzen Vorwerke von etwa 
dreißig Huben Landes kein Wagen, kein Pflug vorhanden war, alles mußten 
die Bauern thun. Itzt iſt ſchon vieles Zugvieh angeſchafft“ ). 

Plehn hat für den Anfang des 18. Jahrhunderts die Art des Betriebes 
in den adligen Gütern nachzuweiſen verſucht. Nach ihm wurden von 619 
Gütern 55% aus dem Vorwerk, alfo mit eigenen Leuten und Geſpannen, 
32% nur mit bäuerlichem Scharwerk und 13% teils durch eigene Leute, 
teils durch Frondienſte bewirtſchaftets). Abgeſehen davon, daß er bei der 
Zuſammenſtellung kaum die Hälfte aller Rittergüter berüdjichtigt hat, 
verleiten ſeine Zahlen auch ſonſt zu ganz falſchen Schlüſſen ). Sie drängen 
zu der Annahme, als ob ſchon vor 1720 das Scharwerk der Bauern auf den 
Rittergütern ſtark in den Hintergrund getreten und vom Vorwerksbetriebe 
weit übertroffen worden wäre. Plehn hat zu ſehr die Zahl der Güter 
in den Vordergrund gerückt und der Flächenausdehnung der ein⸗ 
zelnen Güterklaſſen nicht genügend Beachtung geſchenkt, worauf 
aber doch das Hauptgewicht für die Beurteilung der Betriebsverhältniſſe ge- 
legt werden muß. Alle ausſchließlich vom Vorwerk bewirtſchafteten adligen 
Güter machten kaum 18% der Geſamtfläche des adligen Beſitzes aus s), wo- 
raus ſich die unumſtößliche Tatſache ergibt, daß bis in die 60er Jahre des 18. 
Jahrhunderts die Bewirtſchaftung des weitaus größten Teils der adligen 


1) Zalrzewski, Ländliche Steuern S. 8. 

3) Reiſe S. 70. ) Plehn, Forſch. XVIII S. 67ff. 

4) Aubin S. 157 nennt diefe Verhältniszahlen. verblüffend 

3) Vgl. die zweite Überfichtötafel zur Einteilung des adligen Beſitzes auf S. 236/37. 
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Ländereien mit Hilfe bäuerlicher Fronden bewerfftelligt wurde, neben denen 
freilich auch die freie Lohnarbeit, an einer Stelle in geringerem, an anderer 
in größerem Maße, zur Verwendung gelangte. 

Dieſer Zuſtand änderte ſich erſt merklich nach dem Siebenjährigen 
Kriege. Entſprechend dem oben auseinandergeſetzten Vorgange in den 
Domänen fand auch auf den Rittergütern das Scharwerk der Hinterſaſſen 
eine erhebliche Eindämmung. Mehrere Umſtände wirkten zufammen, um 
dieſen Vorgang zu ermöglichen und zu beſchleunigen. 


1. Oſtpreußen und mehr noch Litauen zeigten während der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts ein außergewöhnliches Steigen der Bevölkerung. 
In Litauen famen jetzt die Früchte der Wiederherſtellungsarbeiten Fried» 
rich Wilhelms J. zum Vorſchein. Bock führt hierüber im erſten Bande 
ſeiner „Naturgeſchichte des Königreichs Oft- und Weſtpreußen“ S. 210 
aus: „Preußen gibt 150 bis 160 Geborene gegen 100 Geſtorbene, wie 
Süßmilch (J, 243) gründlich erwieſen, welches nicht leicht bei einem andern 
Lande antrifft“. „Dieſe Fruchtbarkeit und ſtarke Fortpflanzung des menſch⸗ 
lichen Geſchlechts in Preußen verdient alle Aufmerkſamkeit, wenn man 
ſolche mit der Erfahrung in andern ... Provinzen vergleichet.“ Er ſucht 
feine Ausführungen durch folgende Zuſammenſtellung der in Oſtpreußen 
und Litauen, das Ermland ausgenommen, von 1768 bis 1779 ſtattgefun 
denen Eheſchließungen, Geburten und Sterbefällen zu verdeutlichen. 


Jahr Leen Paare] Geborene Staten | Ahr geboren 


1763 7969 18 605 10 335 
1764 8212 14 993 16 906 
1765 7258 16 241 15041 
1766 7050 22 570 8.629 
1767 7079 23911 8825 
1768 7061 17855 15 520 
1769 7526 17612 15.199 
1770 6.665 21384 10 881 
1771 6 392 24 508 9 186 
1772 6326 27687 3 682 
1773 7179 24 051 7775 
1774 7699 23 183 10548 
1775 7.088 27779 5 029 
1776 7 406 26 806 3433 
1777 6876 30 733 1715 
1778 7590 29112 3021 
1779 6998 19014 13298 
Summa in | | | 
17 Jahren 122 374 545 627 336 544 150 083 


Nach amtlichen Mitteilungen geſtaltete fidh die Bevölkerungszunahme 
Oſtpreußens und Litauens von 1750 bis 1805 alſo: 
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Sep 
Oftpreußen 


zahl 
Litauen 


Summe Bemerkungen 


1750 | 3565 007 224 628 580 635 
1770 424433 | 323067 | 747500 In 20 Jahren eine Zunahme von 


1776 495 257 346 303 541560 Lee genaue Zäblung nach Erwer⸗ 
bung Ermlands, 
1786| 523381 371 211 894592 | Seit 1776 Ki? 25000 ausge 


1206| ber 10 288 584 | 915730 dn 10 Sapren wurd 64000 ausge- 
wandert. 
1805 550 110 | 402165 | 952 275 | In 9 Jahren 65 344 ausgewandert. 


Es wurde bereits darauf hingewieſen, daß der Zuwachs der Be⸗ 
völkerung vor allem zur Vermehrung der Lohnarbeiter beitrug. Über dieſe 
Erſcheinung, daß das Steigen der Volksmenge gerade das Entſtehen 
und Anſchwellen der Arbeiterklaſſe bewirkte, bemerkt Schmoller: „Die 
Bevölkerung wuchs teilweiſe ſeit dem 16. Jahrhundert, noch mehr aber 
ſeit 1750; ſie war faſt überall ſeither über den Nahrungsſpielraum hinaus⸗ 
gewachſen. Auch wo keine Großinduſtrie und keine große Gutswirtſchaft. 
in Betracht kam, mußte die Vevölkerungszunahme auf die Bildung beſitz⸗ 
loſer Arbeiter hinwirken“ ). Die auffallendſte Erſcheinung in der ſozialen 
Zuſammenſetzung der ländlichen Bevölkerung war die ſtarke Vermehrung 
der Inſtleute, alſo der reinen Lohnarbeiter. 

2. Den Anſtoß zu einer ſtetig zunehmenden Einſchränkung der bäuer⸗ 
lichen Dienſte gab der ſeit 1770 ſich bemerkbar machende Fortſchritt der 
oſtpreußiſchen Landwirtſchaft. Es wurde mit der ſtarren Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft in den größeren Gütern gebrochen und zu einer intenſiveren Wirt- 
ſchaftsweiſe übergegangen. Der Anbau von Futtergewächſen ermöglichte 
eine ſtärkere Viehhaltung, was wieder eine beſſere Düngung des Ackers 
und die beträchtliche Vermehrung des Getreidebaues zur Folge hatte. 
Weite Strecken Odländereien kamen neu unter den Pflug. Als notwendige 
Begleiterſcheinung dieſer vielſeitigen Entwicklung machte fich ein vermehrter 
Bedarf an Arbeitskräften bemerkbar. Er wurde durch Heranziehung freier 
Lohnarbeiter gedeckt), denn deren Angebot ſteigerte ſich von Jahr zu Jahre). 

3. Die Verbeſſerungen in der landwirtſchaftlichen Betriebsweiſe ere 
forderten anſehnliche Geldmittel. Dieſe gewährte den Beſitzern adliger 
Güter die 1788 ins Leben gerufene Oſtpreußiſche Landſchaft. Gerade die 
Errichtung des ritterſchaftlichen Kreditſyſtems erwies fih als ausſchlag⸗ 
gebend für die weitere Ausgeſtaltung der Betriebs- und Arbeitsverhältniſſe 

y Schmoller, Grundriß I, 1. Aufl., S. 342. 


Franz Rühl, in „Nord und Süd“ 1890 S. 197. 
3) Böhme a. a. O. S. 26; vgl. auch Aubin S. 184ff. 
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in den adligen Beſitzungen. In der Folgezeit bis 1806 blieb ſelten ein Gut 
von durchgreifenden Veränderungen in der Bewirtſchaftungsweiſe verſchont, 
und der ſpringende Punkt bei allen dieſen Vorgängen war ſtets die Ber- 
mehrung der Betriebsmittel auf den herrſchaftlichen Vorwerken und die 
ſtärkere Heranziehung der auf Tagelohn arbeitenden Perſonen. 

Damit aber war das Scharwerk der Bauern teilweiſe überflüſſig ge- 
worden. An eine Vermehrung der bäuerlichen Fronden zur Beſtreitung 
des vergrößerten Bedarfs an Arbeitskräften dachte man nicht mehr, auch 
auf den Gütern nicht, die über zahlreiche Bauern verfügten. Wo es ſich 
jetzt darum handeln mußte, aus den angelegten Kapitalien eine möglichſt 
hohe Rente herauszuſchlagen, da waren die Zwangsdienſte mit ihren üblen 
Folgeerſcheinungen nicht mehr am Platze. Man hatte in gelehrten Abhand 
lungen ſchon lange bewieſen, daß ein freier Lohnarbeiter das Doppelte, ja das 
Dreifache der Arbeitsleiſtung eines Scharwerkenden zu verrichten imſtande 
wäre; nunmehr erhielten dieſe Lehren ihre Beſtätigung durch die Praxis ). 

Auf allen Rittergütern, auf denen ſolange die Dienſte der Bauern im 
Mittelpunkte des Betriebes geſtanden hatten, machte ſich in dem Maße, als 
die Zahl der Lohnarbeiter ſtieg, das Zurückgehen des bäuerlichen Scharwerks 
bemerkbar:). Die bisherigen Scharwerksbauern wurden auf höheren Zins 
geſetzt, ihre Dienſte vermindert oder ganz bejeitigt?). An ſehr vielen Stellen 
führten die Gutsherren nach dem Vorbild der Domänen das Stückſcharwerk 
ein. Die Bauern wurden nur noch zu einigen Spanndienſten, zu Holz⸗, Ge- 
treide- und Fiſchfuhren, und zu geringen Dienſten in der Ernte heran- 
gezogen ). Ganze Dörfer, deren Einfaffen bisher Scharwerk zu verrichten 
hatten, wurden in Erbzins⸗ und Erbpachtdörfer umgewandelt“). 


) Jahrb. d. pr. Mon. 1801 S. 197: „Hit es nicht auch eine offenbare Wahrheit, 
daß freie Arbeit nicht allein gut, jondern auch geſchwinder und beſſer vollführet wird 
Es find alſo, wenn die Bearbeitung desſelben Landes geſchwinder durch freie Arbeit 
gefördert wird, nicht einmal ſoviele Hände dazu nötig, alfo auch mehrere Arbeiter übrig.” 

1) Strehla. a. O. S. 28 ſchreibt über die Betriebsberhältniſſe der Güter um 1770: 
„Wir beobachten die allmähliche Umwandlung der Gutswirtſchaft mit Bauern in eine 
ſolche mit Inſtleuten und freien Arbeitern“. Böhme ftellt S. 14 feft, wie „in den neun⸗ 
ziger Jahren ſich ohne Eingreifen des Staates eine Wendung zum Befjeren zu vollziehen 
beginnt. Mochten die Scharwerksbauern, indem fie ihre größeren Laſten mit denen der 
Zinsbauern verglichen, unabläſſig auf eine Beſſerung ihrer Verhältniſſe gedrungen 
haben, mochte ein weitblickender Gutsherr aus eigenem Antriebe die Initiative ergriffen 
haben, jedenfalls bringen uns die Anfangsjahre des 19. Jahrhunderts bei den v. Faren- 
heidſchen Dörfern die Umwandlung der Scharwerksbauern in Hochzinſer.“ 

Zu Hoppendorf im Brandenburgiſchen Kreiſe wurden 1792 die 7 Scharwerks⸗ 
bauern auf je 24 Rtl. Zins gefegt. Sie leiſteten fortan nur einiges Ernteſcharwerk, ſpannen 
je 30 Tall Garn und ftellten jeder eine Getreidefuhre und zwei Fiſchſuhren. 

4) Böhme S. 14. Die baren Gefälle der Bauern in Gr.⸗Beynuhnen betrugen 
bis 1802 jährlich 12 Ril. 20 Gr., wurden dann auf 20 Ati. 30 Gr. erhöht, die Spanndienſte 
aber von 208 auf 20, die Handdienſte von 120 auf 10 herabgeſetzt. 

) 1795 verwandelte der Graf von Fintenſtein das mit 15 Scharwerksbanern 
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§ 56. Das Scharwerk der Bauern. 


Die ſtrenge Scheidung zwiſchen Scharwerksbauern und Hochzinſern, 
wie ſie in den Domänen durchgeführt war, beſtand auf den Rittergütern 
nur felten. Als Scharwerksbauern galten hier gemeinhin die mit vollem 
herrſchaftlichen Beſatz verſehenen und zu mehrtägigem wöchentlichen 
Scharwerk verbundenen Wirte. Sie zahlten oft gar keinen Zins oder manch⸗ 
mal allein die Kontribution an die Staatskaſſe; fie fanden fih nach und 
nach immer ſeltener ). Die meiſten der auf Zeitpacht anſäſſigen Wirte ente 
richteten den Hufenzins, leiſteten ein der Höhe des Zinſes angepaßtes 
Scharwerk und lieferten daneben beſtimmte Naturalien. Zu dieſen 
gehörten in der Regel gewiſſe Stücke an Garn, Leinwand und Geflügel, 
mitunter auch Lämmer, Eier, Getreide, Federbetten, Säcke und in vielen 
Fällen allerlei Feld- und Waldfrüchte, wie Erdbeeren, Himbeeren, Pilze, 
Eicheln, Wacholderbeeren, Haſelnüſſe, Hagebutten, Schwadengrütze und 
ähnliches). Engelbrechts Meinung, daß nur im Ermlande gewiſſe 
Geſpinſtmengen von den Gutsuntertanen gefordert wurden, ift unzutref- 
fend. Die Ablieferung einer beſtimmten Stückzahl Garn und Leinwand 
gehörte zu den gewöhnlichſten Verpflichtungen gegen die Gutsherrſchaft 
und war in allen Teilen der Provinz gebräuchlich. Aus den gelieferten 
Beſtänden deckte die Herrſchaft ihren Bedarf an grobem Leinenzeug und 
namentlich den erforderlichen Beſchnitts) für das Geſinde. 

Die Frage, in welcher Art das Scharwerk von den Gutsbauern ge- 
fordert wurde, läßt ſich einheitlich überhaupt nicht beantworten. Von einer 
Gleichartigkeit der Dienſtverhältniſſe in den verſchiedenen Gütern war 
beſetzte Winkenhagen in ein Erbszinsdorf und überließ den bisherigen Zeitpächtern die 
Höfe zu ewigem und erblichem Beſtz. Die Erbzinsleute leiſteten fortan 4 Tage in der 
Ernte mit voller Senje, 2 Tage bei der Winterfiſcherei, Schafe waſchen und ſcheren 
und gemeinſchaftlich 215 Achtel Holz ſchlagen und anfahren. — Mit ähnlichen Bedingungen 
wurden 27 Bauern in Nickelshagen und 4 in Kel.⸗Simnau auf Erbzins gejegt. — Der 
Graf von Waldburg verwandelte 1787 die 6 Bauern zu Wardienen in Erbpächter. 

1) Böhme S. 12. Die Bauerngüter weiſen „bezüglich der Verpflichtungen an den 
Grundherrn bis etwa 1800 große Verſchiedenheiten auf. Je weiter wir rückwärts gehen, 
um fo ſtärker ift in den Farenheidſchen Dörfern die Zahl der Bauern in ſchlechteren 
Beſtzverhältniſſen, der ſogenannten Scharwerlsbauern.“ 

2) Die in früheren Zeiten in Ostpreußen allgemein als Nahrungsmittel beliebte 
Schwadengrütze wurde aus den Samenriſpen des auf Wieſen haufig anzutreffenden 
Schwadengraſes gewonnen. Bock ſchrieb daruber im 3. Band der „Naturgeschichte“ 
S. 282: „Dieſer von feinen braunen Häuthen abgelöfte gelbe Same wird in Preußen 
häufig auf den Wieſen geſammelt und ift die Schwadengrüge, welche mancherlei Urfachen 
wegen den Namen des preußiſchen Manna verdient. Sie wird des Morgens frühe, ehe 
der Tau abgetrocknet, mit Haarſieben, die an die Ahren des Halms angeſchlagen werden, 
geſchöpft.“ 

GES find die den Gefindeperfonen von der Herrſchaft zu liefernden Klei- 
dungsſtücke. 
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keine Rede; fie geftalteten fih fo mannigfaltig, daß die Aufſtellung ali- 
gemeiner Richtlinien zur Unmöglichkeit wird. Um einigermaßen die Ver- 
hältniſſe überſehen zu können, ſoll zunächſt unterſchieden werden zwiſchen 
den Gütern, bei denen das Scharwerk noch von ausſchlaggebender Bedeu- 
tung im Wirtſchaftsbetriebe war, und denjenigen, die ſo reichlich über 
Lohnarbeiter und Geſindeperſonen verfügten, daß die bäuerlichen Fronden 
gegen die Bewirtſchaftung aus dem Vorwerk zurücktraten. 

a) Es hatten einzelne Güter, entgegen allen Bemühungen Friedrichs 
des Großen, das tägliche Scharwerk der Bauern beibehalten. Gewöhnlich 
pflegte man aus dieſem Umſtande ſogleich auf eine übermäßige Bedrückung 
und gewiſſenloſe Ausbeutung der Gutsuntertanen zu ſchließen, in vielen 
Fällen aber mit Unrecht. Die täglichen Dienſte beſtanden oft gerade in 
ſolchen adligen Beſitzungen, deren Hinterſaſſen ſich der beſten Behandlung 
und günſtigſten wirtſchaftlichen Umſtände erfreuten. Für die Frage, wie 
ſchwer die Dienſte den Gutsbauer belaſteten, fiel zunächſt die Größe der 
Stelle und die Ausſtattung mit herrſchaftlichem Beſatz ins Gewicht. Welche 
grundverſchiedenen Zuſtände herrſchten da bei den meiſtens mit Beſatz⸗ 
vieh reichlich bedachten Zwei- und Dreihüfnern der deutſch beſiedelten 
Gebiete der Provinz und den in dürftigſten Verhältniſſen lebenden Viertel“, 
Halb- und Einhüfnern des polniſchen Oberlandes und Maſurens! Die 
deutſchen Bauern waren meiſtenteils derartig mit Zugtieren und Acker⸗ 
geräten durch die Gutsherrſchaft ausgeſtattet, fie verfügten über ſoviel 
Dienſtvolk, daß ihnen neben dem täglichen Hofedienſt auch die rechtzeitige 
Bewirtſchaftung der eigenen Ländereien möglich blieb. Ein Beispiel 
dafür gaben die Berichte über die bäuerlichen Dienſte in den Fuchshöfen 
ſchen Gütern. Die dortigen Scharwerksbauern beſaßen je zwei Hufen und 
hielten darauf folgenden Viehſtand ): 


Bejişen außerdem an 
eigenem Vieh 


S Besten an few 
ſchaftlichem Beſatz 


Dorf Bauern 


e 
17 3 | 
| | 
HHB 
I | 
Sehtte . 8 2 2 Al A 2 2 6 
Stangau Tobehnn ESCH 3| 2| 4| al 2| 2| 3| ECH = 
Tickelmann 8 2| 2| 4 4| 3| 32236 
Bohm 2 2| 4 4 4 4 — 
Norgehnen | Arend... 8 2| 2| 4| 47 22 „% — 
Schulz.. 8 2| 34 4 4 346 


1) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Tit. 34 Sekt. 2 Nr. 5. 
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Man ziehe hierzu in Erwägung, daß ein derartig ausgeſtatteter Voll ⸗ 
bauer regelmäßig 1 Großknecht, 1 Mittelknecht, 1 Dienſtſungen und 1 bis 
2 Mägde in Dienſt hatte, und man wird unter ſolchen Umſtänden von Zu⸗ 
grunderichtung des Bauern durch die Hofedienſte nicht gut reden können ). 
Der Verwalter der Güter erklärte denn auch, daß das tägliche Scharwerk 
mit 2 Perſonen und 4 Pferden bzw. 2 Ochſen für die Bauern durchaus 
nicht drückend ſei und die Bauern dabei im Wohlſtande lebten. 

Aus den Friedrichſteinſchen Gütern wurde bei den Verhandlungen 
wegen Herabſetzung der Scharwerksdienſte bemerkt: „Wie nemlich von 
ewigen Zeiten in dieſen Güthern der Brauch geweſen, daß die Unterthanen 
die gantze Woche durch Scharwerksdienſte geleiſtet, zu ſolchem Behuf ihr 
doppeltes Geſinde hielten, auch von der Herrſchaft mit doppeltem Ange- 
ſpann hinreichend verſehen würden, daß fie nicht allein ihren eigenen Ader- 
bau und Haushaltungsgeſchäfte fortſetzen, ſondern auch den herrſchaftlichen 
Dienſt ohne Beſchwerde daneben zu leiſten im Stande wären“. Obgleich 
die Bauern hier ein tägliches Scharwerk verrichteten, reichte es bei weitem 
nicht zur Bewirtſchaftung der Vorwerksländereien hin; daneben war noch eine 
große Zahl Lohnarbeiter beſchäftigt. Die Tafel S. 366/67 veranſchaulicht 
die Zuſammenſetzung der Bevölkerung in dem ganz zu den Friedrichſtein⸗ 
ſchen Gütern gehörigen Kirchſpiel Löwenhagen; aus ihr kann man deutlich 
erſehen, wie ſehr die Klaſſe der Inſtleute und das Geſinde zugenommen 
hatten. 

Ahnlich lagen die Verhältniſſe in dem Gute Lablacken. Herr von 
Oſtau zeigte 1764 wegen der Erbuntertanendienſte an: „Die Bauern 
haben zwei urbare Huben Landes nebſt reichlichem Wieſewachs, wozu alle 
benötigte Ausſaat an Sommer- und Wintergetreide nebſt denen Beſatz⸗ 
ſtücken, beftehend in 1 Deputat-Kuh, 4 Ochſen, zwei für die Herrſchaft 
und zwei für den Bauern, nebſt 8 Pferden, 2 Wagen, 2 Schlitten und 
allem Ackergerät doppelt, es habe Namen, wie es wolle, jedoch allemal 
die Hälfte für die Herrſchaft, das andere Teil aber für den Bauern zur Be- 
ſtellung feiner Wirtſchaft bei Anziehung des Erbes gegeben werden müſſen, 
auch nach üblicher Gewohnheit, wenn etwas von dieſen Beſatzſtücken fehlet, 
es ſei durch unglückliche Zufälle, mehrentheils aber durch die gottloſerweiſe 
übliche Unterthanenmäßige Wirtſchaft die fehlenden Iuventarſtücke öfters, 
und ehe man ſich des verſiehet, abermalen und unendlich von der Herr- 
ſchaft hergegeben werden müſſen.“ 

Der doppelte Beſatz fand fih übrigens gar nicht fo felten. So beſtand 


3) Böhme S. 11. Von den meiftens nur 1 bis 114 Hufen beſizenden Bauern 
der v. Farenheidſchen Güter wurden 1 Knecht, 1 Magd und gewöhnlich auch ein Dienſt⸗ 
junge gehalten. „Nach der Zahl der erwachſenen Söhne und Töchter richtete ſich die 
Geſindehaltung.“ 
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auch zu Scharkeim im Raſtenburgiſchen Kreife 1775 der Beſatz der Bauern 
in 8 Pferden, 4 Ochſen, 2 Kühen, 4 Schafen, 4 Schweinen, 5 Gänſen, 
5 Hühnern, 12 Schffl. Weizen, 15 Roggen, 12 Gerſte, 24 Hafer und 8 Erbſen. 
Schließlich ſeien noch die Angerappſchen Güter erwähnt. Die Bauern 
erhielten hier ebenfalls doppelten Bejah!) und ſcharwerkten mit 4 oder 
2 Pferden und 2 Perſonen „je nach Bedarf der Herrſchaft“. 

Das tägliche Scharwerk bei doppeltem Beſatz blieb auf manchen 
Gütern bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts im Gebrauch. Von ein- 
zelnen Stellen wird berichtet, daß ſich die Bauern dagegen ſträubten, eine 
Veränderung eintreten zu laffen, da fie fich bei dem Zuſtande wohl fühlten. 
Wollte man fie auf einzelne Dienfttage in der Woche ſetzen, fo müßten fie 
höheren Zins zahlen, einen Teil ihres Geſindes abgeben und die Hälfte des 
Beſatzes verlieren, was ihrem Wirtſchaftsſtande höchſt nachteilig wäre. 

Die zu täglichem oder ungemeſſenem Scharwerk verpflichteten Bauern 
zog man zu ſämtlichen im Gutsbetriebe notwendig werdenden Arbeiten, 
vor allen Dingen aber zu den Spanndienſten heran. Regelmäßig waren 
dabei Knecht und Magd, oft noch der Dienſtjunge beteiligt. Während 
die Knechte das Geſpann führten, beſorgten die Mägde und Dienſtjungen 
das Aufladen des Getreides, Heus oder Düngers und das Ausſtreuen 
des letzteren; bei der Ernte beſorgten die Knechte das Mähen, die Mägde 
und Jungen das Binden, Aufſetzen der Garben und das Harken. Wurden 
die Geſpanne zum Pflügen, Anfahren des Holzes, der Bauſteine und Ziegel 
oder zu Getreide-, Fiſch- und Wollfuhren nach Königsberg verwendet, 
To fanden Mägde und Dienſtjungen Beſchäftigung auf dem Hofe, in den 
Gärten, beſonders aber bei der Bearbeitung des Flachſes und beim Waſchen 
und Scheren der Schafe. Da die letztgenannten Arbeiten eine gewiſſe Sorg 
falt und Geſchicklichkeit erforderten, jo zog man dazu auch gern die Gärtner- 
und Juſtweiber heran. Es bedurfte nicht allein eines genau ausgearbei 
teten Planes zur wirtſchaftlich zweckmäßigen Verwendung der zahlreichen. 
Arbeitskräfte, ſondern auch einer ſtrengen Beaufjichtigung der nach alter 
Gewohnheit jo nachläffig wie möglich ausgeführten Arbeiten. Der Wert der- 
ſelben konnte ſchon deshalb kein beſonders großer ſein, weil ja die Zugtiere 
der Bauern Déi meiſtens in einem traurigen Zuſtande befanden. Da fie 
der Herrſchaft gehörten, wurden ſie ſehr ſchlecht behandelt, ſo daß das 
„Scharwerksangeſpann felten auch bei voller Weide ohngeholfen auf. 
ſtehen konnte“. In den Wirtſchaftsanſchlägen rechnete man nicht ſelten zwei 
oder gar drei 11 einem Hoffuder gleich. 


3) Böhme a. a. O. S. 10 glaubt freilich, der doppelte Beat jei in Wirklichleit 
nicht vorhanden geweſen, ſondern dieje Behauptung habe nur den Behörden gegenüber 
zur Beſchönigung der beſonders hohen Scharwerksleiſtungen gedient. 
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Lebendige Schilderungen über das Treiben auf einigen größtenteils 
durch bäuerliche Fronden bewirtſchafteten Gütern bietet der ſchon erwähnte 
Reiſebericht eines Oberländers, aus dem noch zwei kurze Stellen angeführt 
ſein mögen. Beim adligen Gut Spanden findet er „wenig Betriebsvieh, 
und doch wird es gut beackert. Das haben ſich die alten Beſitzer ganz be⸗ 
quem eingerichtet. Es gehört nämlich zu dem Gute ein Bauerndorf Krit- 
kehnen. Die Bewohner zahlen zwar keinen Zins, ſind aber gehalten, aus 
jedem Erbe jeden Montag früh mit einem vierſpännigen Wagen, Pflug 
und zwei Eggen, einem Knecht, einer Magd und einem Burſchen im Hofe 
zu erſcheinen, auch Futter für Menſchen und Vieh müſſen ſie mitbringen 
und bis Sonnabend Abend dort bleiben. Dadurch gewinnt nun das Vor- 
werk nicht nur die Arbeit, ſondern auch den Dünger“ Y. 

Auf Seite 69 führt er aus: „Bei Karwinden iſt kein Dorf, ſondern nur 
ein Vorwerk, daher ihm durch dieſen Mangel auch viel von der Armuth 
abgeht, die Schlobitten und Lauk haben. Zwar fehlt es nicht an Menſchen⸗ 
gewimmel in den Feldern und im Ort ſelbſt; was ift es aber? Eine dienende 
Menſchenklaſſe, Bauernknaben und Mägde, die oft mit ſchlechten Pferden 
und Wagen da auf die Scharwerksdienſte warten. Zwar iſt dieſen Menſchen 
kein Widerwille anzuſehen: denn es ſind gewöhnlich Knechte und Mägde, 
gemiethetes Volk, die mit ihres Wirtes Angeſpann, deſſen Eſſen und deſſen 
Zeit hier hantieren, und die viel zu roh ſind, das Leiden der Thiere ihres 
Hausherrn oder ſeinen Schaden zu fühlen. Die Urkonſtitution der Kar⸗ 
windiſchen Güter fordert von den Bauern, deren vier anſehnliche Dörfer 
voll ſind, den Hubenzins, die Landeskontribution und alle nur ernenn⸗ und 
erdenkbaren Dienſte, die der Herr in ſeinen Feldern, Höfen, Ställen, 
Gärten, bei ſeinen Bauten, ja in ſeinem Hauſe und in ſeinen Zimmern 
nötig haben kann. Alle Fuhren, Getreide-, Luft- ja Kirchenfuhren, ijt der 
Bauer zu leiſten ſchuldig, daher er auch jeden Augenblick zum geforderten 
Dienſte gerüſtet ſeyn muß.“ 

Weit drückender als in den fruchtbaren, deutſch beſiedelten Gegenden 
der Provinz ſtellten ſich die Hofedienſte in den weniger ergiebigen Teilen 
Maſurens und des polniſchen Oberlandes. Die dortigen Bauern beſaßen 
in der Regel nichts weiter als die ihnen von der Herrſchaft übergebenen 
zwei Pferde oder Ochſene), weshalb die Scharwerksdienſte ihre eigene 

1) Krickehnen liegt von Spanden etwa 6% km entfernt. Durch tägliches Hin- 
und Zurücfahren auf fürchterlichen Wegen — der Boben jener Gegend ift febr ſtreng 
— wäre das Angeſpann zugrunde gerichtet worden. So wird das Verbleiben der 
Scharwerlenden und Zugtiere die ganze Woche hindurch auf dem Hauptgute ertlär⸗ 
lich, ein Vorgang, der fih anderwärts wohl kaum wiederholt haben dürfte. 

3) Bei mehreren Gütern Maſurens konnte beobachtet werden, daß die Bauern 
Ochſen zum Beſaz erhielten, im Hofe aber eine größere Zahl Pferde gehalten wurde. 
Während die Bauern die Pflugarbeiten verrichteten, beſorgten die Vorwerksgeſpanne 
das Eggen und die perſchiedenen Fuhren. 
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Wirtſchaft vollſtändig lahmlegten. Der größte Teil unter ihnen beſaß 
nur eine Hufe und noch weniger, und davon konnten häufig des dürren 
Sandbodens wegen nur einzelne Plätze beſät werden. Die geringen Ernte- 
erträge verboten dem Bauern, Geſinde zu halten. Er war gezwungen, 
mit feinem Weibe ſelbſt die Hofedienſte zu verrichten, jo daß zwiſchen ihm 
und einem Arbeitsmann faum noch ein Unterſchied beſtand. Die ungünftigen 
Vermögensumſtände der Bauern waren die Urſache, daß es den Gutsherren 
To leicht wurde, ihre bäuerlichen Untertanen einfach in Gärtner umzu⸗ 
wandeln, wie bereits oben bemerkt worden iſt. 

Die Länge des Dienſttages richtete ſich nach der Jahreszeit. Auf den 
meiſten Gütern begann die Arbeit wie auf den Domänenvorwerken 
gewohnheitsmäßig mit Sonnenaufgang und dauerte bis Sonnenunter⸗ 
gang, mit zwei- bis dreiſtündiger Unterbrechung für die Frühſtücks⸗, Mittags ⸗ 
und Veſpermahlzeit. An manchen Orten kamen die Leute um 7 Uhr in den 
Hof und arbeiteten 12 Stunden hindurch. Die Gutsherren in Mafuren 
klagten, daß bei ihren Untertanen die erbärmliche polniſche Gewohnheit 
eingeriſſen wäre, den Dienſt nicht vor 9 oder 11 Uhr morgens zu beginnen 
und ihn zeitig wieder zu beſchließen ). 

Da der Scharwerkspflichtige mit dem herrſchaftlichen Beſatz äußerſt 
ſorglos umging, ſtand der Gutsherr fortwährend vor der Notwendigkeit, 
die Beſatzſtücke neu anzuſchaffen. Die Erkenntnis, daß das Scharwerk 
dadurch eigentlich mehr koſtete, als es einbrachte, brach fich allenthalben 
Bahn und wurde für viele Gutsbeſitzer die Hauptveranlaſſung zur Cin- 
ſchränkung der bäuerlichen Fronden. Sie bedienten ſich ihrer nur noch bei 
den dringendſten Erntearbeiten und zu Fuhren aller Art, während die 
laufenden Arbeiten mit eigenem Geſpann und Lohnarbeitern oder Geſinde⸗ 
perſonen beſorgt wurden. Wo das Planſcharwerk eingeführt war, pflegten 
die Bauern noch zu 10 bis 12 Dispoſitionstagen verpflichtet zu werden; 
es handelte fidh bei dieſen vornehmlich um Handdienſte bei der Flachs⸗ 
bearbeitung, beim Schafwaſchen und Aeren, beim Errichten der Zäune 
und Schafhorten (Pferche), beim Ausräumen der Gräben oder auch um 
das Schlagen und die Bearbeitung des Holzes. 

Die Getreide-, Woll- und Fiſchfuhren hehielt man faſt immer bei; 
denn auf fie war der Gutsbeſitzer angewieſen, um ſchnell genügende Mengen 
ſeiner Erzeugniſſe auf den Markt bringen zu köunen. Deshalb galt die 
Verpflichtung zu zwei Reiſeu jährlich nach Königsberg, Elbing oder Brauns⸗ 
berg als allgemein verbindlich für alle Bauern und hatte durch das Oft- 
preußiſche Provinzialrecht geſetzliche Beſtätigung gefunden. Der Zuſatz 
120 beſtimmte: „Ein Bauer, der wenigſtens eine köllmiſche Hufe bejigt, 


1) Kern a. a. O. S. 247. 
Stein, Die Ländl. Berfaffung Oſtpreußens. Schr. d. Inſt. . Od. W. Heft ö. 24 
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thut jährlich zwei Reiſen nach Königsberg; doch darf dies weder zur Zeit 
der nötigen Feldarbeit noch bei ſchlimmſtem Wege gefordert werden. Auch 
darf die Gutsherrſchaft bloß ſelbſt gewonnene, aber nicht aufgekaufte Pro- 
dukte durch dieſe Art der Fuhren nach Königsberg ſchicken.“ Für die Bauern 
waren diefe „Reiſen“ äußerſt beſchwerlich, beſonders bei weiten Entfer- 
nungen. Sie brachten bei den damaligen traurigen Wegeverhältniſſen 
damit oft ganze Wochen zu und richteten Wagen und Augeſpann völlig. 
zugrunde ). 

Um das Jahr 1800 war das bäuerliche Scharwerk noch ſtark verbreitet 
in den ärmeren Gegenden Maſurens, im ſüdlichen Oberlande und in den 
an Litauen grenzenden Gebieten. Am weiteſten war man mit der Cin- 
führung des Betriebes vom Hofe aus im Neidenburgſchen Kreiſe zurück 
geblieben, was ſchon aus der Bevölkerungsſtatiſtik deutlich zu erſehen iſt; 
dieſer an adligen Beſitzungen fo reiche Kreis ſtand hinſichtlich der Zahl 
der Gutstagelöhner im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk an letzter Stelle ). 
Die Daſeinsbedingungen der dortigen Bauern waren einzig und allein 
auf den Scharwerksdienſt berechnet; fie wohnten ſehr felten in geſchloſſenen 
Dörfern, ſondern ihre Höfe lagen unmittelbar neben dem herrſchaftlichen 
Vorwerk. Gutshof und Bauerndorf bildeten eine zuſammenhängende 
Siedelung, und der Gutsherr hatte ſeine Bauern jederzeit bei der Hand. 
Oft lagen dann auch gutsherrliche und bäuerliche Ackerſtücke zuſammen 
im Gemenge, und die Folge davon mußte die ſein, daß die Bauern die 
zwiſchen ihren Loſen befindlichen herrſchaftlichen Ackerſtreifen mit be- 
arbeiteten. Auf den Rittergütern des ſüdlichen Oſtpreußens gab es auch 
verhältnismäßig wenig Geſindeperſonen, und es fehlte noch allerorten an 
ausreichendem Betriebsmaterial?). ë 


3) Wegen der großen Beſchwerden, die die Getreidefuhren verurſachten, erhielten 
die Einſaſſen der Fürſtl. Deſſauiſchen Güter für jede Reife nach Nog. zwei Scharwerks⸗ 
wochen (zu je 3 Tagen mit zwei Perſonen und vier Pferden) von den Gefamtdienften 
abgerechnet. 

) Vgl. die Tabelle S. 300. 

2) In den Ublidjchen Gütern wurden 1792 alle drei Vorwerte mit dem Scharwert 
der Bauern bewirkſchaftet. Pfluge waren im Gutshofe gar nicht vorhanden, und die 
deiden Geſpanne dienten nur zu Mühlenfuhren und dann und wann zum Einfahren 
des Getreides. In dem 107 Hufen großen Rittergut waren nur 2 Kämmerer, 2 Knechte, 
2 Mägde und 5 Juſtleute vorhanden. — Beim adligen Gut Bialutten wurde noch 1808 
alles mit bäuerlichem Scharwerk bewirtſchaftet. Der Hof verfügte nur über 4 Pferde 
für Holzfuhren. Das Scharwerk wurde hier den Bauern genau zugemeſſen, weil wohl 
nach bolniſcher Gewohnheit die Arbeiten ſehr nachläſſig ausgeführt wurden. Jeder 
Zinsbauer war zu 4 Pflugtagen verpflichtet und mußte am Tage ein 20 Ruten langes 
und 12 Ruten breites Ackerſtück umpflügen. Dazu kamen an Handſcharwerk 4 Tage 
mit der Senſe, 4 mit der Sichel und 4 mit der Harke. Ferner mußten alle Bauern gemein- 
ſchaftlich die Einſaat beſorgen, die Gärten bearbeiten und Schafe waſchen und ſcheren. 
3 Scharwertsbauern hatten 5 Tage in der Woche das ganze Jahr hindurch mit zwei 
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Ganz andere Verhältniſſe beſtanden im Brandenburgiſchen, Schaaken⸗ 
ſchen, Tapiauſchen, Raſtenburgiſchen, größtenteils auch im Mohrungiſchen 
Kreiſe und auf den meiſten Rittergütern des Ermlandes. Hier überwog 
am Ende des Jahrhunderts der Betrieb vom Gutshofe aus bei weitem 
denjenigen mit bäuerlichen Dienſten. Auf größeren Gütern hatte man 
manchmal die Einrichtung getroffen, daß einzelne Vorwerke mit Gof- 
leuten und ⸗geſpannen bearbeitet, bei den übrigen noch die Dienſte der 
Bauern zu Hilfe genommen wurden ). Überall war die Zahl der Geſinde⸗ 
perſonen und Lohnarbeiter beträchtlich vermehrt worden; ebenſo hatten 
die Gutsherren der Vervollſtändigung aller Betriebsmittel beſondere Sorg⸗ 
falt zugewandt. Zur Veranſchaulichung diene die aus landſchaftlichen 
Abſchätzungsakten zuſammengeſtellte Tabelle auf der nächſten Seite. 

b) Ungemein wechſelnde Verhältuiſſe lagen dort vor, wo die Be- 
wirtſchaftung der Güter in der Hauptſache oder in beträchtlichem Maße 
durch Vorwerksleute und -angefpann bewältigt wurde und das bäuerliche 
Scharwerk nur zur Aushilfe herangezogen werden brauchte. Einige Guts. 
befiger hatten die Einrichtung getroffen, daß die eine Hälfte der Bauern 
auf Zins und die andere auf Dienſte geſetzt war, beide Gruppen aber in 
beſtimmten Zeiträumen wechſelten :). Einige Beiſpiele mögen näher er- 
läutern, in welcher Weiſe die auf Zins geſetzten Bauern zu Dienften bei 
den Vorwerken herangezogen wurden. 

Den Bauern in den zum adligen Gut Stollen gehörigen Dörfern 
Klogehnen und Sportehnen lagen 1764 folgende Dienſtleiſtungen ob: 


a) Spanndienſte. b) Handdienſte. 
5 Morgen pflügen, 2 Tage Korn hauen mit voller Senſe, 
5 Tage eggen, 3 „ Sommergetreide hauen, 
3 „ Mifit fahren, 3 „ mit der Harke, 
2 „ Getreide einfahren, 4 „ beim Flachs, 
2 Fuhren nach Elbing, 2 „ Holz aushauen, 


1 Achtel Brennholz anfahren, 2 „ Federn ſchließen. 


Perſonen zu ſcharwerken. (Das Sicheln des Getreides war in Maſuren an vielen Orten 
üblich; denn die Senſe konnte auf manchen mit Steinen beſäten Böden nicht ver- 
wendet werden.) Landſchaftl. Tax. Akt. 

1) In den Bledauſchen Gütern wurden 1789 das Vorwerk Schäferei ganz von 
Bauern, die übrigen 4 Vorwerle nur vom Hofe aus bewirtſchaftet. „Der Bauer muß 
den Beſatz erhalten und ergänzen, ſeitdem er vom Scharwerksbauer anno 1742 zum 
Zinsbauer gemacht worden.“ „Es ift jego ſehr überflüffig Geſinde und find viele zu Neben. 
arbeiten verwendet, zur Spinnerei, Wirkerei, Ziegelei, Gartenarbeit, Roden, Hopfenbau 
uſw.“ Die jährliche Ausſaat auf allen Vorwerken betrug 64014 Sch. Winter- und 1609% 
Sch. Sommergetreide, wovon die Bauern nur 483 Sch. einzuadern hatten. 

2) Die 14 Dreihüfner in Klingenberg b. Friedland waren 1801 fo geſtellt, daß 
3 Jahre 8 nur erhöhten Zins (43 Ntl.) zahlten, 6 aber kleineren Zins (35 Rtl.) und Schar⸗ 
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Zuſammenſtellung der vorhandenen Bauern, Gutsleute und Betriebsmittel in verſchiedenen 


adligen Beſitzungen. 


Namen der Güter 
(Kreis) 


Bledau (Schat. ). 
Korklack (Raſt. 7) 
Sint desgl. . » 
urkenfeld (desgl.) » 
Lamgarben (deögl.). . 
Setz (besal). . 
chrengen (desgl.) 

Bandels (Brbba.). . - 


Domnau (desgl.) - - - 


Gr.⸗Saalau (desgl.) 


Weſſelshöſen (besgl.) . 
SEI, Bd bs 
Samrodt (Mohrung.) 
Maldeuten (desgl. ) 
Jästendorf desgl.) 


Gre Arnsdorf (Gel?) 
Frödau (Neidenbg.) - 
Kirſteinsdorf (desgl.). 
Rheinswein (desgl. ). 
Sorquitten (Sehſt.) . 
Kanten (deögl.). - - - 
Maraunen (Deilsb.) . 
Lubainen (Mohr.). 
Robitten (Brdbg. .. 


1789 
1801 
1798 
1797 
1796 
1799 
1788 
1792 
1800 
1791 
1791 
1788 
1799 
1799 
1799 
1793 
1798 
1791 


67 
9¹ 
13¹ 
a 
55 
40 
141 
1138 
1331 
44 
1360 
76 


1799 | 60 
1800 1138 
1794 | 50 
1797 | 50 
1798 | 36 


1798 


66 


Bahl 
der Bormerte 


Größe 
in Hufen 
Bauern 


1 
| 
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2 
5 
2 
3 
2 
8 
5 
1 
9 
4 
4 
8 
8 
4 
8 
2 
7 
t 
1 
4 
d 
2 


sel 


Deputanten 


e 


EK 


er 


ege Dees 


Di 
S 


Bemerkungen, beſonders über das auf 
den Borwerfen befindliche Inventar. 


8 Bochen, 9 Eggen, 4 Wagen. 
27 Zochen, 30 Eggen, 21 Wagen. 

31 Zochen, 33 Eggen, 19 Wag., 4 Schlitten. 
18 Zochen, 16 Wagen. 

Ferner 37 Einleger u. 18 Eigenfätner. 
Dazu 23 Einlieger. 


Ferner u Losleute. 
Dazu 27 Geſtütpferde. 


5 Buff-, 4 Auſtwag. 5 Pferde, 6 Ochſenzoch. 


Zu vorftehender Übersicht muß noch bemerkt werden, daß manche Vorwerke ausſchlleßlich für die Kuhpacht oder Schäferei Bete 
wendung fanden, deshalb auch fein Bekriebsvieh uſw. nötig hatten. Die Zahl der in den Gütern wohnenden Jüftleute war oft noch größer 
als oben angegeben, da viele derſelben nicht im gutsherrlichen Betriebe, ſondern bei einem Bauer Beſchäftigung fanden. 
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Die zum adligen Gut Pogirmen gehörenden freien Bauern in Thul. 
pörſchken ſcharwerkten in dieſer Weife: 


2 Tage zum Roggen pflügen und zwei Tage eggen, 

3 Tage zur Gerſte pflügen und drei Tage eggen, 

2 Tage Roggen mähen und zwei Tage einfahren, 

die Pregelwieſe mit den Hofleuten gemeinſchaftlich abmähen, 
8 Fuder davon einfahren, 

2 Achtel Holz im Winter hauen und anfahren. 


In den Ernſtburgſchen Gütern wurde 1788 zwiſchen Scharwerks⸗ und 
Zinsbauern unterſchieden. Erſtere zahlten von 2 Hufen 15 Nil. bar, ein- 
schließlich Kontribution, ſcharwerkten im Sommer wöchentlich zwei Tage, 
im Winter einen Tag mit Hand und Geſpann. Die Zinsbauern zahlten 
von 2 Hufen 18 Rtl. Zins und mußten 8 Tage pflügen, 3 Tage Dung 
jahren, 6 Tage Getreide einfahren, 3 Tage eggen mit vier Pferden, 3 Tage 
Roggen und 3 Tage Sommergetreide mähen, 4 Tage Wieſe mähen und 
8 Tage harten. Außerdem mußte jeder Scharwerks⸗ und Zinsbauer eine 
Königsbergſche Reiſe ſtellen und 2 Achtel Holz flagen und anfahren. 
Der Unterſchied zwiſchen Zins⸗ und Scharwerksbauer war hier aljo nicht 
ſonderlich groß ). 

Auf dem im Landrätlichen Inſterburgſchen Kreiſe gelegenen Gute 
Breitenſtein ſaßen die perſönlich freien Bauern als Zeitpächter mit halb- 
jährlicher Kündigung und hatten als Stückſcharwerk je 6 Morgen Acker 
und 4 Morgen Wieſe zu bearbeiten. Außerdem waren fie noch zu 12 Dis- 
poſitionstagen jährlich verpflichtet; für die Dienſte wurden ihnen 6 Nil. 
an Scharwerksgeld vergütet). 

Die 7 freien Bauern zu Wanſen im Erbhauptamte Gilgenburg zahlten 
von 17 Hufen 10 Ntl. Zins und die Kontribution, gaben dazu jeder eine 


werk leiſteten, alle zuſammen 84 Tage pflügen, 84 Tage eggen, 31 Tage Mift fahren, 
31 Tage Gras und 42 Tage Getreide mähen, 105 Tage Getreide binden und harten 
und 28 Getreidefuhren. Die nächſten 3 Jahre ſcharwerkten 8 Bauern und 6 zahlten 
höheren Zins. — In dem zu Schloß Domnau gehörigen Dorfe Perlappen wechſelten 
3 Zins- und 3 Scharwerksbauern alle 3 Jahre in ihren Leiſtungen ab. — Von den beim 
adligen Gute Queet angeſeſſenen 20 Bauern verrichteten jährlich immer 4 die geforderten 
Dienſte, fo daß der einzelne jedes fünfte Jahr an die Reihe kam. 1804 fiel das Scharwerk 
ganz fort gegen 23 Rtl 18 Gr. gemeinſchaftliches Befreiungsgeld. Nur eine Getreide- 
fuhre nach Elbing oder Braunsberg wurde beibehalten (Fürſtbiſchöfl. Ingroſſ. B. 183/19). 

1) Mäßig waren auch die Dienſte der 8 Bauern zu Schönwieſe bemeſſen (vgl. 
m, Ron, Bd. 37 „Hiſtoriſche Nachrichten über Rittergut und Dorf Schöntviefe, Kreis 

r.-Eplau“). 

2) Im Landrätlichen Inſterburgſchen Kreiſe hatten viele Gutsbeſizer das Scharwert 
nach der in den Domänen gebräuchlichen Weiſe geordnet; bereits 1764 wurde das von 
den Gütern Schillgallen, Schilleningten, Wiſchwil, Leuten, Pieragienen und Nowiſchten 
berichtet. 
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Gans, 6 Keichel und 15 Cier und leiſteten folgende Dienſte: 3 Morgen 
pflügen, je einen Tag Miſt fahren und eggen, 8 Tage mit der Senſe und 
4 Tage mit der Harke, der Reihe nach abwechſelnd das Getreide für das 
Vorwerk einſäen, 1 Perſon zum Schafe waſchen und ſcheren, 500 Ziegel 
und 2 Stück Bauholz anfahren und eine Reiſe nach Elbing mit 10 Schffl. 
Wintergetreide und 4 Zentner Rückfracht. 

Auch auf den adligen Gütern des Ermlandes zeigte das Scharwerk 
eine außerordentliche Verſchiedenheit. Im einzelnen dem Zinſe ſich an⸗ 
paſſend, hielten ſich die Dienſte durchweg in ſehr mäßigen Grenzen, was 
die bei Engelbrecht a. a. O. S. 118/119 gegebene Zuſammenſtellung 
deutlich zum Ausdruck bringt. 

Weitere Einficht in die Dienft- und Abgabenverhältniſſe adliger Bauern 
gewährt beifolgende Präſtationstabelle; wie in den königlichen Amtern 
allgemein üblich, wurden auf vielen Gütern die Pflichten der Hinterſaſſen 
in derartig überſichtlichen Zuſammenſtellungen fixiert. 


Präſtations⸗Tabelle von den beſtändigen Gefällen des Dorfes 


D 


1.| Schulz Chriftoph Struwe. . | 2 20 all Be 3 
2.] Bauer Martin Schmidt D 2 20 LS 1 3 D EA 
B| „ Friedrich Günther en. 2 ee, 
45 Günther jun. 2 91e 
D| „ gett Holland. . | 2 a RT. 2- ol e 
e| „ Christoph Ze SS CO AE GENEE ee 
T| „ Gottfried Kön, oi béi 20 113 „88 
25 n Kroll AS 20 113 „6 

al „ Michel Sent io IE 20 11322 
ol; 3 2 20 . 
e . J 10 80 4 . 


Defien ]  Binfen Liefern in natura 
Eis an Land] davon oder zahlen an Geld 
Bauern 
Gan-] Hüh-) 
u- | Dor- 1 a 
A à tl. | Gr. Pf. 
fr gen t Or 12 Gr. SA je 


$ 57. Die Arbeitsverfaſſung der kleineren Beſitzungen. 


Die bisherigen Ausführungen bezogen ſich lediglich auf die mit bäuer 
lichen Einſaſſen verſehenen adligen Güter. Es konnte bei der Mehrzahl 
derſelben das Vorhandenſein eigener Vorwerksbetriebe und eine ſtetige 
und planmäßige Zurückdrängung des Scharwerks beobachtet werden. 
Alle diejenigen Rittergüter, die ihrer geringen Ausdehnung oder ſonſtiger 


8 


Urſachen wegen nicht mit Bauern beſetzt worden waren, mußten gänzlich 
vom Hofe aus bewirtſchaftet werden. Den Beſitzern dieſer Güter ſtanden 
als Arbeitskräfte lediglich die freien Lohnarbeiter — Gärtner, Inſt bzw. 
Losleute und Geſinde — zur Verfügung; denn Erbuntertänigkeit hatte 
auf dieſen Gütern nur ausnahmsweiſe Eingang gefunden. Es zeigte ſich 
deshalb bei ihnen hinſichtlich der Arbeitsverfaſſung eine viel größere Cin- 
heitlichkeit als bei den mit Bauern beſetzten größeren adligen Beſitzungen. 
Die Bewirtſchaftung erfolgte überall in einer ſehr gleichförmigen Weiſe; 
Abweichungen fanden nur inſofern ſtatt, als die eine oder die andere Klaſſe 
der Lohnarbeiter mehr bevorzugt wurde, auf einigen Gütern aljo vorzugs ⸗ 
weiſe mit Gärtnern, auf andern mit Auftleuten, auf noch andern mit 
Geſindeperſonen gewirtſchaftet wurde. 

In der Regel herrſchten in den Gütern Maſurens und Litauens die 
Gärtner, in den übrigen Teilen des Landes aber die Inſtleute vor ); die 
Zahl der Geſindeperſonen war auf allen kleineren Gütern verhältnis⸗ 


Wittenberg, zu den Eiſerwagenſchen Gütern gehörig. 1783. 


Die Bauern ſchatwerlen Ein Sommertag 
mit 18 Gr., 
1 Wintertag Geſamtwert 
mit 2 mit 1 fahren Ge- ſchlagen Holz mit 6 Gr. der 


Personen Perjon | treide nach | und fahren | gerechnet, beträgt | bäuerlichen 

im im = | Bba. gegen nagh rel das qejamte Leiſtungen 
Sommer] Winter 2 Nil. Ver“ à 2 Nl. Scharwert 
giting an Geld 


Tage Tage Scheſſel Achtel | au or, A. mu. or. or. 
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mäßig groß, beſonders ſtark an manchen Orten in der Umgebung Königs ⸗ 
bergs. 

3) Das 7 Hufen haltende adlige Gut Augſtupohnen bei Tilit hatte 1795 an Bug- 
tieren 12 Pferde und 10 Ochſen und an Hofleuten: 1 Hofmann, 1 verheirateten Knecht, 
1 Magd, 1 Hirt und 3 Gärtner. Hofmann, Knecht und Gärtner gingen vom 15. April 
bis 15. Oktober mit ihren Weibern täglich zur Arbeit. 
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Der Giutsherr mußte das ganze für den Betrieb notwendige An- 
geſpann und Inventar im Vorwerk unterhalten. Vereinzelt wurde bie 
auf größeren Gütern beſtehende Scharwerksverfaſſung nachgeahmt; der 
Gärtner, manchmal ſogar der Inſtmann, erhielt Ochſen, ſeltener Pferde 
als Beſatzvieh und verrichtete damit die Ackerarbeiten, während die im 
Vorwerk gehaltenen Geſpanne von den Hofknechten geführt wurden. 

Ganz ähnlich lagen die Verhältniſſe bei den großen kölmiſchen Be⸗ 
ſitzungen, bei Erbpachtsvorwerken, Schatullgütern und ſonſtigen unadligen 
Grundſtücken. Auch bei dieſen kamen für die Bewirtſchaftung allein die 
drei mehrmals genannten Gruppen ländlicher Arbeiter in Betracht ). 
Die auf einem unadligen Gute anſäſſigen Familien und die Geſinde⸗ 
perſonen ſtanden aber zu dem Beſitzer lediglich in einem durch freien Vertrag 
geregelten Dienftverhältnis; der Dienſtherr hatte über ſeine Leute keinerlei 


In Adl.Makowen bei Johannisburg, 25 Hufen groß, befanden fid 1794 an Inventar 
und Zugvieh 14 Boden, 4 Wagen, 16 Pferde und 28 Ochſen. Es wurden gehalten: 
1 Kammerer, 1 Dienſtjunge, 1 Hirt, 1 Schäfer, 1 verheirateter Knecht, 2 Mägde und 
14 Gärtner; letztere ſcharwertten vom I. April bis Martini täglich, die Weiber famen. 
nur nach Bedarf gegen 6 Groschen Tagelohn, Die landschaftliche Abſchäzungskommiſſion 
hielt die Zahl der Gärtner für zu groß und erachtete 10 für ausreichend, worauf der 
Gutsherr erklärte, daß alle Leute gebraucht würden, da in den bergigen, mit Steinen 
bedeckten Feldern das Getreide größtenteils gefihelt werden müßte, was viel Arbeits⸗ 
kräfte erfordere. 

In dem 38 Hufen umfaſſenden Gute Reuſchendorf bei Lyd gab es 1795 an Arbeits. 
kräften: 3 Knechte, 4 Mägde, 1 Jungen, 1 Hirt und 8 Gärtner. 

In dem 21 Hufen enthaltenden bei Pr.-Holland gelegenen Rittergut Kanthen 
befanden Dé 1800 1 Hofmann, 3 Knechte, 1 Magd, 1 Hirt, 1 Schäfer, 1 Pferdehirt und 
12 Inftleute. 

1790 beſtand das Dienſtvolt des Rittergut? Gamſau im Samlande aus 1 Lohn- 
hofmann, 3 Knechten, 4 Mägden, 1 Jungen, 2 Hirten, 3 Handwerkern, 10 Inſtleulen 
1 Freimann und 3 loſen Weibern. Das Gut war 19 Hufen groß. 

Bu Friedrichsthal bei Tapiau befanden Déi 1794 2 Hofleute, 4 Knechte, 1 Ochſen⸗ 
Inet, 4 Mägde, 1 Junge, 17 Inſtleute und 4 ſogenannte „Hochzinſer“, die erhöhte 
Wohnungsmiete zahlten und das Recht hatten, auf dem gelieferten Dünger die erſte 
Saat bauen zu dürfen. 

Für das 23 Hufen große Rittergut Irglacen im Samlande wurden 1805 auf- 
geführt: 1 Lohnhofmann, 3 Knechte, 5 Mägde, 2 Jungen, 1 Hirt, 1 Ziegler und 12 Inſt⸗ 
leute. Das Inventar beſtand aus 12 Segen, 4 Eggen, 6 Wagen, 9 Schlitten, 30 Pferden 
und 24 Ochſen. 

3) Von kölmiſchen Beſttzungen haben fiğ nicht jo zahlreiche Angaben über die 
vorhandenen Arbeitskräfte erhalten. Es wurde auf ihnen in der Hauptſache mit Gefinde- 
perſonen und Inſtleuten gewirtſchaftet. Zu Neſſelbeck befanden fiğ 9 Juſtleute, die 
Wohnungs-, Acker- und Wieſenzins zahlten und beſonderes Angeſpann hielten, 2 Hand- 
werker und 2 Freileute, die mit den Frauen in der Ernte arbeiten mußten. Zu Palmburg 
waren außer dem Geſinde vorhanden 7, zu Wieckau 4 Inſtleute uff. — Auf dem 18 Hufen 
großen Kämmereigute Ratswalde an der Deime befanden ſich 1798 außer dem Pächter 
ein Unterförfter, 2 Hirten, 1 Ziege ſtreicher, 13 Inſtleute, 3 Knechte, 4 Jungen, 7 Mägde; 
das Vorwerk zählte 92 Einwohner (hg. Stadt⸗Arch. Act. Det. 1605 Nr. 1). — Auf dent 
725 Morgen großen Gratialgut Lengainen bei Wartenburg waren 1799 1 Kämmerer, 
2 Knechte, 1 Junge, 3 Mägde, 6 Juſtlente. 
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obrigkeitliche oder gerichtsherrliche Befugniſſe; die Gerichtsbarkeit und 
polizeiliche Wirkſamkeit lag in den Händen des zuſtändigen Domänen- 
beamten. 

Mit der ſtetigen Vermehrung der freien Lohnarbeiter auf dem platten 
Lande wuchs auch die Zahl der in Bauerdörfern ſich niederlaſſenden 
Inſtleute und Einlieger ). Cin Teil derſelben ſuchte auswärts Beſchäfti⸗ 
gung, in Städten und Hafenorten, bei größeren Bauten aller Art, auch 
jenſeits der Grenze in den polniſchen Landesteilen; ein anderer ſtand im 
Tagelohn bei den Bauern und fand dabei hinreichenden Verdienſt. Nicht 
nur die in recht guten Vermögensumſtänden befindlichen Hochzinſer und 
Erbfreibauern beſchäftigten oft neben dem Geſinde ſtändig Inſtleute auf 
Tagelohn, ſondern auch viele Scharwerksbauern in königlichen, ſeltener 
in adligen Dörfern verwendeten bei der Bewirtſchaftung ihrer Ländereien 
Inſtleute. In den von Erbzinsbauern und Schatullern bewohnten Dörfern 
des Amts Natangen befanden fih 1799 rund 100 Inſtleute, in Böttchers⸗ 
dorf 10, in Friedrichsdorf 7, in Kl. Schönau 9, in Hanswalde 6, in Diete 
richswalde 11, in Gr.-Engelau 10 und in Kl.⸗Engelau 112). 

Ein Drei- oder gar Vierhufenbeſitz erforderte während der Beitel- 
lungs- und Erntezeit recht bedeutende Arbeitskräfte, und der Bauer, der 
ein Geſpann mit zwei bis drei Perſonen zum Scharwerk auf das Vorwerk 
ſchicken mußte, erſetzte den Ausfall durch Heranziehung von Inſtleuten. 
Dieſe fanden auch im Winter ihr Auskommen, indem fie auf den Bauern- 
höfen das Ausdreſchen des Getreides gegen den üblichen Dreſcherlohn 
beſorgten. 


3) 1801 faßen in dem zum Rittergut Korklack gehörenden Dorfe Aſſaunen 11 Juft- 
leute bei den Bauern und 2 beim Pfarrer, außerdem 8, die beim Vorwerk Henrietten⸗ 
jeld arbeiteten; in den drei übrigen Vorwerken wurden noch gehalten 1 Kämmerer, 
3 Hofleute, 2 Hirten, 1 Schäfer, 1 Schaferknecht, 11 Knechte, 7 Mägde, 5 Jungen und 
21 Juſleute. — In den oberländiſchen Dörfern ſaßen bereits 1749 bei den Bauern zu 
Deutſchendorf 15, zu Fürſtenau 12, zu Seepothen 7, zu Döbern 22 Inſtleute, die jeden- 
falls nicht alle beim Gutsherrn Beſchäftigung gefunden haben bürften. — In Dörfern 
mit bäuerlichen Beſitzungen geringeren Umfangs hatten fih beſonders Einlieger nieder ⸗ 
gelaſſen, die im Bedarfsfalle ebenfalls von den Bauern zur Arbeit verwendet wurden. 
Am zahlreichften kamen fie im nördlichen Litauen vor. Der Heine Befif der litauiſchen 
Bauern bot Inſtleuten keine hinreichende Beſchäftigung. Deshalb befanden ſich in 
Litauen wenig Juſtleute, aber deſto mehr Einlieger, beſonders im Memeldelta. Im 
Jahre 1780 gab es ihrer allein im Amte Linkuhnen 824, 3. B. im Dorſe Alt⸗Splitter 6, 
in den Hochzinsdörſern Motzwethen 20 und Potralen 13, in den kölmiſchen Dörfern 
Wolfsdorf 10 und Neuendorf 18. — Das Amt Kukerneeſe, nur aus kölmiſchen, Hochzins⸗, 
Schatull- und bäuerlichen Ortſchaften beſtehend, zählte 1798 an Inſt- und Losleuten 
249 Familien, die 218 Rtl. 6 Gr. Kopfſchoß entrichteten. 

) K. St.⸗A. Amtsrechn. 7384, 
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$ 58. Ergebniſſe. 


Die angeſtellten Unterſuchungen dürften die Tatſache zur Genüge 
bewieſen haben, daß nicht nur in den Domänen infolge des unaufhörlichen 
Schaffens der beiden für das innere Wohl Preußens am meiſten beſorgten 
Könige das bäuerliche Scharwerk auf ein beſcheidenes Maß herabgedrückt 
worden, ſondern auch in den adligen Gütern die Entwicklung in der gleichen 
Richtung vor ſich gegangen war. Die fon in früheren Zeiten im Ordens⸗ 
lande vorhandenen freien Lohnarbeiter hatten fich im Laufe des 18. Jahr- 
hunderts fo Dart vermehrt, daß fie die Bauern und Halbbauern an Zahl 
weit übertrafen. Welche gewaltige Zunahme die verſchiedenen Klaſſen 
der unteren dienenden Volksſchichten Oſtpreußens erfahren hatten, erweiſt 
ſich aus einem Vergleich der Bevölkerungszuſammenſetzung von 1750 
mit der vom Jahre 1802. 


Zuſammeunſetzung der ländlichen Bevölkerung 1750 und 1802. 


1750 waren in 1802 waren in 
Ländliche Volkstlaſſen < 
te 


| | 
preußen Litauen Summe 


ot 
wl | Stanen | Summe 


Gbellente, anf ihren Gütern | 

222 A ON 601 211 812 483 | 457 940 
Sege und Beamte 110 60 170 205 69 274 
Verwalter und Unterpächter 1247 621 1868 1584 312 1896 
Sot, und Sagbbebiente. | 646 | 280 828 985 | 479 | 1464 
Kirchen ⸗ wë Schulbedienteſ 1217 590 1807 1480 1012 2492 


Kölmer, Freie und Frei- 


5852 10 402 6063 | 9269 | 15322 
16.307 | 31065 | 20058 23 194 | 43252 

1959 9471 7343 7851 | 15194 
| 7000 | 28267 | 33110 14019 | 47129 


Ste, eee Los- \ 
EE 
o 


Schäfer und Hirten 
Aar 


1552 | 5349 | 1098 142 | 1240 


ische 
Zi: auf 3802 1778 | 5580 
are Bediente, Be 
5 15296 12 084 | 27380 | 21113 18 428 | 30541 


Sieh jungen . 11300 5452 | 16752 | 15412 8856 | 24268 
Mägde und Margellen, . 119 919 | 11813 | 31732 | 26022 | 18150 | 44172 


Aus dieſen Zahlen ergibt ſich überzeugend und offenkundig eine die 
ländlichen Verhältniſſe ſtark beeinfluſſende Verſchiebung des Bevölke⸗ 
rungsgefüges. Der Schwerpunkt der Arbeitsverfaſſung auf den oſtpreu⸗ 
Bifchen Domänen und Rittergütern lag am Anfange des 19. Jahrhunderts 
nicht mehr in den Fronden der dienſtpflichtigen Bauern; die freie Lohn⸗ 
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arbeit hatte in allen landwirtſchaftlichen Betrieben eine derartige Ausdeh⸗ 
nung erfahren, daß ohne das Dazwiſchenkommen gewaltſamer Erſchütte⸗ 
rungen des Staatslebens in kurzer Friſt das gänzliche Aufhören des ver- 
alteten Wirtſchaftsverfahrens zu erwarten geweſen wäre. 

Bis vor kurzem begegnete man aber in den ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Schriften noch allgemein der von Georg Friedrich Knapp begründeten 
Anſicht, als ſei vor 1807 das unfreie, auf Gutsuntertänigkeit beruhende 
Arbeitsverhältnis in ganz Oſtdeutſchland allein verbreitet geweſen. Schon 
der Titel feines Werkes „Die Bauernbefreiung und der Urſprung der Qand- 
arbeiter“ mußte der Auffaſſung Raum geben, daß die Entſtehung eines 
Landarbeiterſtandes als Begleiterſcheinung der Bauernbefreiung aufzu⸗ 
faſſen und erft im 19. Jahrhundert vor fich gegangen fei. In der Schrift 
„Grundherrſchaft und Rittergut“ bemerkte er u. a. geradezu, daß das 
Inſtenweſen ſich erſt ausgebreitet habe, als die Landbevölkerung befreit 
wari). Die Stelle ijt anſcheinend ſonderlich auf oſtpreußiſche Verhältniſſe 
gemünzt; denn in den andern altpreußiſchen Provinzen war der Ausdruck 
„Inſte“ weit weniger gebräuchlich. Die Unhaltbarkeit jener Anſicht iſt durch 
die Klarſtellung der tatſächlichen Verhältniſſe hoffentlich endgültig erwieſen. 

Ganz unzutreffend war auch das Urteil des Freiherrn von der Goltz 
in der Abhandlung „Die ländliche Arbeiterklaſſe und der preußiſche Staat“. 
Er behauptete, daß „vor der Regulierung der gutsherrlich⸗bäuerlichen 
Verhältniſſe eine Kategorie von Arbeitern, welche auf Grund eines andern 
als des Untertänigkeitsverhältniſſes im Tagelohn gearbeitet und ſich vor- 
zugsweiſe von ſolchem ernährt hätte, nicht exiſtiert habe“). „Perſonen, 
welche aus freiem Willen, d. h. ohne durch das Untertänigkeitsverhältnis 
direkt oder indirekt dazu verpflichtet zu ſein, ländliche Tagelohnarbeit 


1) S. 19. 

) Seine Beweisführung dafür ift im allgemeinen einſeitig und unzulänglich. So 
verſucht er im erſten Abschnitt des Buches die „Identität von Bauern und Landarbeitern “ 
aus dem Umftande zu erhärten, daß in den agrarhiſtoriſchen Arbeiten des 18, Jahrhunderts 
immer bloß bon Bauern und ſehr wenig von Arbeitern die Rede fei, weshalb ein Land- 
arbeiterſtand gefehlt haben wäit, Der Grund dafür liegt doch aber jehr nahe. Soweit 
damals ſozialpolitiſche Angelegenheiten zur Erörterung gelangten, ſtanden „Bauernfrage 
und Erbuntertänigfeit” im Brennpunkt der öffentlichen Meinung; dagegen ließ die 
ziemlich erträgliche Lage der freien Landarbeiter noch keine „Arbeiterfrage“ entftehen. 
Wenn v. d. Goltz aber neben Garve, Gericke, Zinke, Krünitz, Schubert, Krug 
und Beckmann auch eine 1803 in Königsberg aufgelegte Schrift „Über die Aufhebung 
der Erbuntertänigteit in Preußen“ zur Beweisführung heranzieht, fo ift das wohl nur 
irrtümlich geſchehen. Denn die gewöhnlich dem Kriegsrat Scheffner zugeſchriebene 
Abhandlung ſpricht an mehreren Stellen von Inſtleuten, freien Arbeitern, der Ron- 
turrenz der Arbeitſuchenden u. ä., fo auf S. 19: „Ebenſo macht es auch der freie Inſt⸗ 
mann. Er wählt ſeinen Sitz nicht nach der Fruchtbarkeit des Bodens, der ihm ohnehin 
nicht gehört, ſondern nach den Vorteilen, die man ihm bewilligt. Man ſichere alfo dem 
Se die Ausſicht auf Verdienft.“ Auch S. 12, 14, 22, 24 befinden ſich ähnliche 

tellen. 
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leiſteten und hierdurch ſich ihren Lebensunterhalt vorzugsweiſe 
oder ausſchließlich erwarben, gab es überhaupt nicht oder doch 
nur in verſchwindend geringer Anzahl. Die als Tagelöhner beſchäf⸗ 
tigten ländlichen Perſonen waren weit überwiegend Glieder 
des Bauernſtandes, die zur Zeit keine direkten Dienſtverpflichtungen 
gegen ihre Herrſchaft hatten und deshalb in der Lage ſich befanden, ſei es 
bei der Herrſchaft, ſei es bei Fremden, Tagelohnverdienſt zu ſuchen.“ 

Es foll keineswegs beſtritten werden, daß dieje Sätze auf die ofte 
preußiſchen Verhältniſſe inſofern zutrafen, als viele Gärtner und Inſt⸗ 
leute ſich in Erbuntertänigkeit befanden. Angeſichts der Tatſache aber, 
daß ein beträchtlicher Teil der adligen Beſitzungen und die große Maſſe 
der unadligen Güter gar keine Erbuntertanen beſaßen und daß auch die 
zahlreichen Erbpachtsvorwerke ausſchließlich mit freien Leuten bewirt⸗ 
ſchaftet werden mußten, ift die durch Knapp und von der Goltz vertretene 
Anſchauung, ſoweit fie oſtpreußiſche Zuſtände berührt, unbedingt abzu · 
weiſen. In Oſtpreußen gab es ſchon am Ende des 18. Jahrhunderts einen 
ſelbſtändigen, mit der Klaſſe der Bauern in keinerlei Zuſammenhang 
ſtehenden ländlichen Lohnarbeiterſtand. 


Drittes Buch. 


Ländliche Siedelungsverhältniſſe, Flur - und 
Gemeindeverfaſſung. 


1. Kapitel. 
Die ländlichen Siedelungen. ) 


8 59. Zur altpreußiſchen Siedelungsweiſe. 


Die Agrarverfaſſung eines Landes erſcheint einerſeits bedingt durch 
feine natürlichen Verhältniſſe — Lage, Klima, Vorhandenſein natürlicher 
Verkehrswege, Bodenbeſchaffenheit —, andererſeits durch perſönliche und 
ſoziale Faktoren — geiſtige und wirtſchaftliche Anlagen der Bevölkerung, 
politiſche Verhältniſſe, ſoziale Gliederung, Rechtsanſchauungen, Sitte und 
Gewohnheit. Letztere ſind bei allen Siedelungsmaßnahmen eines Volkes 
ganz beſonders wirkſam. „Es ſpielt hierbei unverkennbar ein ſubjektives, 
mit nationalen Eigentümlichkeiten der Siedler zuſammenhängendes 
Moment eine ganz hervorragende Rolle“); mit Recht werden deshalb be- 
ſondere völkiſche Siedelungsformen unterſchieden. 

Unſere Provinz iſt ein Grenzland, in dem in früheſten Zeiten ein Hin⸗ 
und Herwogen der Völler ſtattfand, ein Gebiet, in das bis in die jüngſte 
Vergangenheit Angehörige der verſchiedenſten Stämme als Anfiedler 
einwanderten. Dieſem Völkergemiſch, aus dem der Stamm der Oſtpreußen 
hervorgegangen ift, entſpricht das Durcheinander der Siedelungen, wie es 
kaum in einer andern preußiſchen Provinz anzutreffen fein dürfte. 

Bevor zur Gruppierung und Beſchreibung der um 1800 weit klarer 
als heute zutage tretenden ländlichen Siedelungsformen geſchritten wird, 
ſollen der Wohn- und Siedelungsweiſe des alten Preußenvolkes einige Sätze 


1) Die Darſtellung der Siedelungsverhältniſſe und der Flurverſaſſung beruht auf 
dem Studium einiger hundert Pläne aus den reichen Kartenbeſtänden des Königsberger 
Staatsarchivs. 

a Wopfner in Hdwb. d. St. I S. 188. 
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gewidmet werden. Mit der Beſitzergreifung des Landes durch den Mitter- 
orden fielen manche Einrichtungen des bezwungenen Volkes der Ber- 
nichtung anheim. Im neuen Staatsweſen hub alsbald ein emſiges Schaffen 
an; der Bau zahlreicher Städte und Hunderter Dörfer und Güter wurde in 
die Wege geleitet. In der Zeitſpanne der mittelalterlichen Koloniſation 
konnte das gewaltige Werk nicht zum Abſchluß gebracht werden; die folgen- 
den Jahrhunderte mußten zur Vervollſtändigung weſentlich beitragen, 
und noch die von uns im beſonderen betrachtete Zeit förderte kräftig die 
Arbeiten der Landesbeſiedelung und eerſchließung. 

Aber die Jahrhunderte hindurch planmäßig ins Werk geſetzte Siede⸗ 
lungstätigkeit vermochte die altpreußiſche Wohn- und Bauweiſe keines- 
wegs zu beſeitigen; es blieben ſehr zahlreiche und deutliche Spuren davon 
beſtehen. Über die staatlichen, geſellſchaftlichen und wirtschaftlichen Ein- 
richtungen des alten Preußenvolkes unterrichten die Quellen nicht aus- 
giebig genug. Beſonders wird von ihnen die Frage nach der Art der Wohn- 
plätze höchſt unzuverläſſig und widerſprechend beantwortet. Die altpreu- 
ßiſche Siedelungsweiſe dürfte durch zwei Umſtände weſentlich bedingt 
geweſen ſein: 1. durch die Beſchäftigungsweiſe und 2. durch die ſoziale 
Gliederung des Volkes ). 

Unſtreitig haben die landwirtſchaftlichen Tätigkeiten im Vordergrunde 
des Beſchäftigungskreiſes der alten Preußen geſtanden. Des „betrieb- 
ſamen Ackerbaues“ im Preußenlande gedenken die Geſchichtsſchreiber 
ausdrücklich); alle Getreidearten und der Flachs wurden angebaut, Pferdes, 
Vieh- und Schafzucht ſtanden in Blüte. Dem Handel und Gewerbefleiß 
kam eine nennenswerte Bedeutung nicht zu. Ein Zuſammenwohnen der 
Preußen in Städten oder andern dichtgeſchloſſenen, menſchenreichen 
Siedelungen anzunehmen, erſcheint deshalb untunlich. Große Flächen 
bedeckte dichter Wald, und bei der unvollkommenen Handhabung des 
Ackerbaues reichten die Unterhaltungsmittel für das Zuſammenwohnen 
Tauſender auf engem Raume nicht aus. Dieſe Erwägungen erweiſen 
die geringe Glaubwürdigkeit der Berichte einzelner Geſchichtsſchreiber, vor 
allem die des Peter Dusburg, daß es im Preußenlande große Dörfer 
gegeben habe, die 500 Krieger ins Feld ftellen konnten s). Von derartig 
umfangreichen Ortſchaften müßten auch weit mehr Überreſte ins 13. und 
14. Jahrhundert gekommen ſein. 

Bei der Dürftigkeit der Quellen ift es erklärlich, daß die Meinungen 
über die Art der preußiſchen Siedelungen noch ſtark auseinandergehen. 
Nach einigen Forſchern wohnten die Preußen in geſchloſſenen Dörfern, 


1) Poſchmann, E. 8. XVII S. 521. 9 Voigt, gë. Pr. I S. 542. 
d Seript. rer. Pruss. 1 ©. 108, 
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nach andern in Einzelhöfen; neuerdings neigt man mehr der zweiten Are 
ſicht zu. Die vom Orden im erſten Jahrhundert feiner Herrſchaft ausge ⸗ 
ſtellten Verleihungsurkunden ſprechen verhältnismäßig ſelten vom alt- 
preußiſchen Dorf (villa), dagegen ungemein oft vom „Feld“ (campus), 
Es ift verſucht worden, diefe Tatſache fo zu erklären, als ob die altpreu⸗ 
ßiſchen „Felder“ die Benennung von den Dörfern, die in ihnen lagen, über⸗ 
kommen hätten. Mit dieſer Anſicht laſſen ſich aber die Angaben über die 
Größenverhältniſſe der „Felder“ ſchwer vereinigen. Die eingehenden 
Unterſuchungen Röhrichs über die Koloniſation des Ermlandes geben 
genügende Klarheit über die Größe der Felder. Einzelne umfaßten nur 
wenige Hufen; viele aber beſaßen eine derartige Ausdehnung, daß in 
ihnen mehrere Ortſchaften neu begründet werden konnten ). 

Einiges Licht dringt in das Dunkel der altpreußiſchen Siedelungs⸗ 
weiſe, wenn die geſellſchaftliche Gliederung des Volkes berückichtigt wird. 
Sie war höchſt einfach. In allen Landſchaften ragte „eine Klaſſe von 
Landesedeln über die gewöhnliche Maffe der Landesbewohner empor“ Y. 
Dieſe Oberſchicht der Edeln hauſte auf befeſtigten Plätzen, den teilweiſe 
heute noch kenntlichen Walldurgen®), und übte über die umliegenden Ge- 
biete grundherrliche Rechte aus. Die untere Volksklaſſe gliederte fich wieder 
in dienſtpflichtige Hörige, die in Urkunden oft erwähnten „Familien“, und 
einen weniger abhängigen Stand der Gemeinfteien®), die ihren Grund- 
herren für die Landnutzung einen Teil des Ertrages lieferten und Kriegs- 
dienſte leiſteten. 

Es ſpricht vieles dafür, daß die „Felder“ den Edeln gehörten und von 
ihren Hinterſaſſen bewirtſchaftet wurden. Soweit letztere nicht in oder 
neben den Burgen ihrer Herren Wohnſitze inne hatten, waren ſie wohl 
auf den „Feldern“ in zerſtreuten Gehöften angeſiedelte). Wie jtand es 
aber mit dem altpreußiſchen Dorf? Man könnte dabei zunächſt an die eben 
berührten Sitze höriger Hinterſaſſen in der Nähe der Edelhöfe denken. 
Wahrſcheinlich aber bildeten die eng aneinandergerückten Gehöfte der 
Gemeinfreien einheitliche Siedelungen nach Art kleiner Dörfer‘), Der 


1) Nach Sembritzri, Gefð. d. Kr. Memel, S. 5f. beſtand auch jene mit Kuren 
und Samaiten bebölterte Gegend aus beſonders benannten Gebieten, die fiğ wieder 
aus mehreren Ortſchaften zuſammenſetzten. 

a Voigt, Geſch. Pr. 1 S. 481. 

3) Bedheren, Altpr. Mon. Bd. 33 S. 387. 

d Poſchmann, E. Z. Bd. 17 S. 521. 

) Karge, Oberl. Geſch⸗ Bl. H. V S. 55 und Meitzen, Der Boden VI S. 136, 
142 u. 146. 

) Durch die Annahme, daß die Felder den Edeln gehörten, die Gemeiufreien aber 
in Dörfern beiſammen wohnten, würde ſich die Erwähnung der vielen „Felder“ in den 
älteſten Urkunden leicht erklären laſſen. Die Edeln als Führer des Volkes gingen mit 
wenigen Ausnahmen im zähen Verteidigungskampfe unter, weshalb der Orden fo viele 
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Begriff „Dorf“ ift den Preußen nicht fremd geweſen; er fand ſich in dem 
altpreußiſchen Ausdruck „teim“, der in verſchiedenen Ortsnamen auf unfere 
Tage gekommen tft). Man ſtellt ſich wohl die Dörfer der heidniſchen 
Preußen nicht als zuſammenhüngende Siedelungen und feſte Gemeinde- 
verbände vor, ſondern verſteht darunter mehr zerſtreut liegende Weiler ). 

Daß in Altpreußen die Streuſiedelung — Einzelhöfe und weiler- 
artige Wohnplätze — üblich geweſen fein dürfte, ſucht man aus der Siche: 
lungsweiſe Altlitauens und Samaitens nachzuweiſen. Zwiſchen Litauern, 
Samaiten und Preußen beſtand eine enge Stammes- und Kulturgemein⸗ 
ſchaft. Die die Kriegsreiſen der Ordensheere nach Litauen ſchildernden 
Geſchichtsſchreiber berichten übereinſtimmend, daß die dortige Bevölkerung 
nicht in geſchloſſenen Dörfern, ſondern auf zerſtreuten Gehöften gewohnt 
habe). Auguft Meigen, der befte Kenner der ehemaligen Agrar- und 
Siedelungsverhältniſſe bei den mitteleuropziſchen Völkern, ſetzt die alte 
preußiſche Siedelungsweiſe der litauiſchen gleich und nimmt an, daß ur- 
ſprünglich in den preußiſchen Landſchaften das Wohnen in vereinzelten 
Höfen vorgeherrſcht habe, geſchloſſene Dörfer aber erft durch die Koloni- 
ſation entſtanden ſeien. 

Doch laſſen wir die mehr oder weniger gewagten Gedankengänge 
der verſchiedenen Forſcher auf ſich beruhen und verſuchen wir, geſtützt auf 
die im 18. Jahrhundert beſtehenden Siedelungsverhältniſſe, zu möglichſt 
einwandfreien Ergebniſſen zu gelangen. Wie bereits angedeutet, vermochten 
weder der faſt zwei Menſchenalter andauernde Eroberungskrieg noch die 
Koloniſierungsmaßnahmen die alten Preußenſiedelungen gänzlich zu bes 
ſeitigen. Feſte Anſiedelungen erweiſen fih gewaltſamen Eingriffen gegen- 
über in der Regel ſehr widerſtandsfähig. Durch die nachbarliche Verbindung 
der Wohnſtätten innerhalb ſchützender Grenzzäune, Hecken und Gräben 
wird „ein Organismus beſtimmter Art geſchaffen, der ſich ſchwer durch⸗ 
greifend verändert. Die Feinde können ihn niederbrennen und ausplün- 
dern, Unfälle ihn ſchwer beſchädigen. Immer aber bleibt ſoviel Nutzbares 
übrig, daß ſelbſt der fremde Eroberer vorzieht, ſich im Vorhandenen ein- 
zurichten, als ein neues durch Jahre unnötiger Anſtrengung zu erkaufen“). 

Die Frage nach der Art der altpreußiſchen Dorſſiedelung kann demnach 
eine befriedigende Löſung nur finden durch vergleichende Betrachtung 


„Felder“ als herrenlos neu vergeben konnte. Die in Dörfern ſttzenden Gemeinfteien 
blieben aber entweder als „Preußiſche Freie” oder Hörige Bauern meiſtenteils auf den 
vorhandenem Grundstücken. 

1) g. B. Abſinthreim, Mettkeim, Zielkeim, Mandtteim, Dommelkeim, Laſerkeim, 
Nipleim, Woterleim, Kapleim, Bloskeim, Bolhleim, Bönigkeim, Sdunkeim, Melohn⸗ 
teim, Salpfeim, Kirſchnakeim, Kamen, Reimfallen u. a. 

) Kuck, Radrauen S. 27. 9 Meigen a. a. O. S. 136. 

d Meißen im Hdwb. d. St. 1 S. 498. 
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jener Ortſchaften, deren Entſtehung auf die heidniſche Vorzeit gurüdzu- 
führen ift. Dabei bieten im beſonderen die Siedelungsverhältniſſe des Sam- 
landes den reichhaltigſten und wertvollſten Beobachtungsſtoff. 

Die ſamländiſchen Ortſchaften zeigten noch um das Jahr 1800 ein 
eigenartiges Gepräge. Die meiſten Dörfer, beſonders die aus Freigütern 
beſtehenden, zählten nur zwei bis ſechs und ſelten mehr Hofſtellen. Die 
Anlage der Dörfer war grundverſchieden von derjenigen der deutſchen 
Koloniſtendörfer und oft von auffallender Unregelmäßigkeit. Die Gehöfte 
ſtanden ſcheinbar ganz planlos nebeneinander, nicht ſelten durch weite 
Zwiſchenräume getrennt; in manchen Fällen löfte fih die Ortſchaft in ein- 
zelne Gehöftgruppen auf. 

Zu dieſen kleinen ſamländiſchen Ortſchaften gehörten u. a. Mar- 
ſcheiten, Nöttniden, Kreislacken, Wangnicken, Katzkeim, Drugehnen, Core 
rehnen, Lengnieten, Craam, Corwingen, Tenkitten, Dargen, Grebieten, 
Schuditten, Powayen, Ihlnicken, Kl.⸗Hubnicken, Bardau, Krattlau, Nantau, 
Woydieten, Norgau, Ariſſau, Siegesdicken, Spallwitten, Widitten, Mol- 
lehnen, Ladtkeim, Jaugehnen, Kotzlauken, Mogahnen, Naſtrehnen, Cob- 
jeiten, Wiſchnehnen, Üggehnen, Schmiedehnen, Damerau, Ponacken, 
Rachſitten, Mantau, Nodems, 

Die Annahme, daß dieſe Dörfer erſt in der Ordenszeit durch zwangs⸗ 
weiſes Zuſammenlegen der Einzelhöfe entſtanden feien, ift nicht stichhaltig. 
Wo der Orden eine Zuſammenſtedelung der Preußen vornahm, entjtanden 
die dem oſtdeutſchen Koloniallande eigentümlichen Reihendörfer, die auch 
im Samlande nicht fehlten. Die Reihenform fand ſich zum Beiſpiel bei 
Seefeld, Twergaiten, Poſſelau, Wargienen, Poßritten, Mülſen, Bloeken, 
Bollgehnen, Eumehnen, Pojerſtieten, Rudau und Seerappen. Man wird 
die eigenartige ſamländiſche Kleinſiedelung als die gewöhnlichſte Siedelungs⸗ 
form der alten Preußen anſehen müſſen und zwar aus verſchiedenen 
Gründen. 

Im Samlande hatte die Koloniſation bei weitem nicht die Wirkungen 
gezeitigt, wie in den ſüdlichen und weſtlichen Gegenden Oſtpreußens ), 
weshalb ſich viele Einrichtungen der alten Bevölkerung in die ſpäteren 
Zeiten hinüberretteten. Die zahlreicher als anderswo anſäſſigen Preus 
ßiſchen Freien hielten zäh am Althergebrachten und blieben ziemlich un- 
geſtört in den alten Wohnſitzen. Keine andere Landſchaft weiſt heute ſoviel 
altpreußiſche Ortsnamen auf wie das Samland). Nur in den öſtlich von 
Königsberg gelegenen Kammerämtern ließen ſich deutſche Anſiedler in 
nennenswerter Zahl nieder, worauf ſchon die Namen der Siedelungen — 


1) Plehn, Forſch. XVIII S. 82. 
d Rogge, Altpr. Mon. XI S. 534. 
Stein, Die ländl. Vercfaſſung Oftprrußens. Schr. d. Just, 1 Od. W. Heft. 255 
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Konradswalde, Heiligenwalde, Schönwalde, Knöppelsdorf, Zandersdorf, 
Nickelsdorf, Neuhauſen, Poggenpfuhl — ſchließen laſſen ). 

Die Flureinteilung des Samlandes unterſchied ſich weſentlich von der 
ſonſt gebräuchlichen. Die der altdeutſchen Wirtſchaftsweiſe eigene Drei- 
feldereinteilung hatte nur vereinzelt Nachahmung gefunden. Nirgends 
hatte fich eine ſolche Menge aus der Heidenzeit ſtammender Flur und. 
Geländebenennungen erhalten wie hier. Jede Gemarkung beſaß derartige 
Bezeichnungen für Ader- und Waldſtücke, Hügel, Brücher, Wieſen, Ebenen, 
Abhänge und Schluchten. Die Flurkarten des 18. Jahrhunderts verzeich⸗ 
neten fie noch häufig, ein Zeichen dafür, daß die Feldeinrichtungen der 
Vorzeit keine einſchneidenden Veränderungen erfahren hatten. Manche: 
dieſer Namen find auf unſere Tage gekommen). 

Was ſchließlich die menſchlichen Wohnplätze anbetrifft, fo fällt erheblich 
ins Gewicht, daß das Samland in ſeiner Abgelegenheit von Zerſtörungen 
bei feindlichen Einfällen im großen und ganzen verſchont blieb. Weder 
der 13jährige Bürgerkrieg noch der Reuterkrieg von 1519, die Schweden⸗ 
kriege und der Ruſſeneinfall 1757/58 trafen diefe Landſchaft mit der ver- 
heerendne Wucht wie etwa das Oberland, das Ermland, Litauen und Maju- 
ren, und deshalb ſanken nicht ſoviel Ortſchaften in Aſche. 

Alles das in Rechnung geſetzt, wird die Annahme nicht von der Hand. 
zu weiſen fein, daß die vor 1800 im größten Teile des Samlands beftehende- 
Siedelungsweiſe derjenigen der alten Preußen gleich oder doch ſehr nahe 
kam. In geringerer Zahl hatten ſich auch in den andern Landſchaften Siede⸗ 
lungen erhalten, die ſowohl ihres geringen Umfangs, als auch ihrer Anlage 
nach mit den ſamländiſchen Dörfern verwandt warens). 

Wie geſtalteten fih die Siedelungsverhältniſſe des Preußenlandes 
nach der Beſitzergreifung durch den Deutſchen Ritterorden? Die um ihre 
Machtſtellung kämpfenden preußiſchen Edeln hatten den deutſchen Er- 
oberern den erbittertſten Widerſtand geleiſtet und mit geringen Ausnahmen 
den Untergang gefunden. Ebenſo hatten Tauſende und Abertauſende der 


3) Ob die bei Plümide S. 108ff. aufgeführten Ortſchaften alle deutſche Bins- 
dörfer geweſen find, muß bezweifelt werden. 

2) N. Pr. Prob.⸗Bl. 1861 S. 74. In dieſem Jahre gebrauchte man auf der Feld- 
mark Kürpehnen noch folgende Flurbezeichnungen: Gaiti, Görris, Jau, Jeſtok, Kappneß, 
Karkleck, Kraalick, Pogermo, Poweſch und Worrwels. — Gegenwärtig find in Gr.-Hub- 
nicken noch gebräuchlich: Darkſen, Kalmuſch, Kalneck und Zelazzen. — Weitere Flur⸗ 
namen aus dem 18. Jahrh. vgl. S. 4137. 

3) 8. B. in Natangen: Augam, Bekarten, Kutſchitten, Liepnicken, Seeben, Soll- 
eden, Schirten, Schnaleinen, Sortlac, Tenknitten, Thorms, Warnitam; im Ermlande: 
Ballingen, Bornitt, Gauden, Kobeln, Konitten, Gottken, Podlechen; im Oberlande: 
Vordehnen, Giebitten, Golbitten, Jonikam, Karwitten, Köllming, Kroſſen, Liebenau, 
Plehnen, Fodleiken, Sportehnen, Trufainen, Bieffellen, Witulten, Wodigehnen, Sen- , 
futten, Szioreinen. 
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Gemeinfreien und Hörigen im Verteidigungskampfe das Leben eingebüßt. 
Die herrenloſen Beſitzungen wurden von den neuen Gebietern in Form 
größerer oder kleinerer Dienſtgüter an deutſche oder auf ihre Seite getretene 
eingeborene Männer ausgetan. Um das Jahr 1300 begann der ſtarke Zu⸗ 
ſtrom bäuerlicher Anſiedler, und es entſtanden die deutſchen Bauerndörfer. 
Die beim zweiten Aufſtande dem Orden mit den Waffen entgegengetretenen 
Preußen gerieten in Unfreiheit. Dieſe leibeigenen Bauern und teilweiſe 
auch die Preußiſchen Freien wurden entweder in ihren alten Wohnplätzen 
belaſſen ) oder angehalten, Do in planmäßig angelegten Dörfern nieder- 
zulaſſen. Beſondere Formen menſchlicher Siedelungen entſtanden ſchließ⸗ 
lich in denjenigen Gebieten des Preußenlandes, in denen ſich litauiſche 
und polniſche Volksteile niederließen. 

Es entſpricht demnach keineswegs den Tatſachen, wenn angenommen 
wird, daß in Preußen wie überhaupt in Oſtdeutſchland „der Typ des ofte 
deutſchen Kolonialdorfs“, worunter das ein- oder zweiſeitige Straßendorf 
verſtanden wird, ausſchließlich geherrſcht habe. In Ostpreußen beſtanden, 
noch am Ende des 18. Jahrhunderts klar zutage tretend, mehrere Grund⸗ 
formen ländlicher Siedelungen: 1. das reindeutſche Bauerndorf, 2. die 
Siedelungen der Stammpreußen, 3. die litauiſchen Wohuplätze, 4. das mafu- 
riſche Straßendorf und 5. die große Menge der Gutshöfe, Vorwerke und 
Einzelſiedelungen. Es foll nnumehr unſere Aufgabe fein, die hervor- 
ſtechendſten Merkmale der verſchiedeuen Siedelnngsformen an der Hand 
der Dorfpläne zu betrachten. 


$ 60. Das deutſche Bauerndorf). 


Die Siedelungen der deutſchen Bauern entſtanden in der Haupt⸗ 
fahe auf Waldboden. Die alten Bewohner hatten auch in dichter bebauten 
Gegenden nur Teile des Bodens in urbare Acker umgewandelt. Da- 
zwiſchen lagen Waldungen, die nun von der Landesherrſchaft zur Rodung 
und Bebauung ausgegeben wurden ). Die altpreußiſchen „Felder“ waren 
bereits vor Ankunft der deutſchen Bauern, anläßlich der erſten oberfläch⸗ 
lichen grundherrlichen Beſiedelung des Landes, als Dienſtgüter vergeben 
oder auch den Preußen belaſſen worden; die neuen Ankömmlinge waren 
genötigt, an die Urbarmachung der Wälder und Bruchgegenden zu gehen, 
und fanden da auch für planmäßige Neuanlagen die geeignetſten Stellen. 
Manchmal mußten die Preußiſchen Freien Platz machen und ſich eine Ber- 
ſetzung gefallen laſſen, damit die beabſichtigte deutſche Gründung dem 


1) So auch Voigt, Geſch. Preuß. III S. 453. 

2) Vgl. dazu Gişe 1 aus Einlage des Bandes. 

3) Poſchmanna. a. O. S. 737 und Röhrich, E. g. Ire. 236 u. XVIII S. 30g u. 345. 
25% 
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Plane nach durchgeführt werden konnte. Seltener wurden Stammpreußen, 
ſchon von früher auf der Feldmark der jungen Pflanzung anſäſſig, unter 
die Deutſchen in den Dorfverband aufgenommen, ein Vorgang, der für 
das Ermland einige Male von Röhrich nachgewieſen worden iſt. 

Das Nacheinander des Beſiedelungsverfahrens brachte es mit ſich, 
daß in manchen Teilen der Provinz Einzelgüter, preußiſche Ortſchaften 
und deutſche Bauerndörfer in buntem Gemiſch nebeneinander Platz fanden, 
mitunter in auffallender Gleichmäßigkeit ), z. B. in dem Landſtrich zwiſchen 
Bartenſtein, Landsberg und Heilsberg. 

Alle im Ordensgebiet durch deutſche Anſiedler errichteten Dörfer 
zeigten eine überraſchend einheitliche Form der Anlage. Sie entſprach dem 
bereits in ſagenhafter Vorzeit bei den ackerbautreibenden Völkern Europas 
ausgebildeten Urtypus des Reihenlagers. Das von urſprünglich reinen 
Ackerbauern errichtete Wohnlager (römiſch vicus) ſtellte eine Wohneinheit 
dar, deren Bering zwei miteinander in Wechſelbeziehung ſtehende Reihen 
in fich barg und umkleidete ). Dieſer fich zunächſt in den großen Ebenen 
ausbreitenden Form der Reihenſiedelung ſtand die Rundſiedelung gegen- 
über, die aus den mehr oder weniger einer vollen Kreisform zuneigenden 
Wohnlagern der reinen Viehzüchter hervorgegangen war und die man 
in ihrer ausgeprägteſten Form als „ſlawiſche 9 linge“ bezeichnet hat, 
obgleich ihre Verbreitung nicht auf die von Slawen bewohnten Gebiete 
beſchränkt iſt. 

Geſchah es nun, daß im Verlauf der ehedem fortdauernden Wande- 
rungen und Vermiſchungen der Völkerſtämme reine Viehzüchter in die 
Siedelungsgebiete der reinen Ackerbauer einbrachen oder umgekehrt, ſo 
kam es nicht felten zu einer Verſchmelzung der beiden Völkergruppen 
eigentümlichen Siedelungsformen: auf oder unmittelbar neben der Stätte 
des mehr oder weniger zerſtörten Reihenlagers entſtand ein Rundling, 
und umgekehrt errichteten Ackerbauer neben den vorzugsweiſe den Zwecken 
der Viehzüchter dienenden Rundlagern ihre Gehöftreihen. Ziele Ver- 
ſchmelzung führte mit zunehmender Erweiterung des Wohnplatzes ſtets 
zu einem regelloſen Durcheinander, einem Knäuel und Gewirr von krum⸗ 
men und winkligen Gaſſen und Zugängen), jo daß es unmöglich erſcheinen 
mußte, „für die Geſamtlage ein Geſetz oder einen urſprünglichen Plan 
aufzufinden“). Meitzen prägte den Ausdruck „Haufendorf“ für diefe 

1) Bender, E. g. IX S. 18. 

Mucke, urgeſch. d. Ackerb. u. et, Auf feine geiſtreichen Ausführungen 
wurde des öftern Bezug genommen; fie gaben recht wertvolle Aufſchlüſſe bei Beurteilung 
der ostpreußischen Siedelungsformen. 

J Ebenda S. 325. 


4) So ift auch die Planlage von Kreuzorf zu erklären bei Philipp, Ermi. 
Volksk. S. 48. 
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Siedelungsweiſe und glaubte in ihr „charakteriſtiſche Eigentümlichkeiten 
der Beſiedelung des germaniſchen Volkslandes“ erkennen zu müſſen 9. 

Meitzen und ſeine Schule haben das „germaniſche Haufendorf“ zu 
der den Deutſchen eigentümlichen Siedelungsform geſtempelt und dieſe 
Anſicht zu der heute allgemein herrſchenden gemacht ). Bisher ift fie nur 
von einer Seite, nämlich von Mucke, ausführlicher kritiſiert und abge⸗ 
lehnt worden. 

Für manche Fragen bezüglich der Siedelungstätigkeit in den öſtlichen 
Kolonialgebieten bedeutet die Theorie Meitzens tatjächlich keine allge⸗ 
mein befriedigende Löſung. Vornehmlich hat ſie darüber nicht genügende 
Klarheit verſchafft, weshalb die zum Teil auch aus dem „germaniſchen 
Volkslande“ entſtammenden Einwanderer niemals in ihren Neuſiedelungen, 
den Plan des „Haufendorfs“ der alten Heimat nachgeahmt, ſondern immer 
die Form der „flämiſchen Anſiedelungen“ bzw. der „Hagendörfer“ bevor⸗ 
zugt und ihre Wohnplätze als „Reihenlager“ begründet haben. Daß dies 
allein infolge Anweiſung und Beaufſichtigung durch die Landesherrſchaft 
geſchehen ſein ſollte, bleibt höchſt unwahrſcheinlich, da die Gleichmäßigkeit 
der Dorfanlage allen Gegenden Oſtdeutſchlands eigen iſt. Die deutſchen 
Einzöglinge aus den verſchiedenſten Stämmen wählten eben die Reihen 
ſiedelung als die für Ackerbauer geeignetſte Form der Niederlaſſung. Iſt 
es überhaupt folgerichtig und überzeugend, wenn die Meitzenſche Schule 
die deutſche Siedelungstätigfeit in ſlawiſchem Gewande erſcheinen läßt 
und als den „Urtypus des oſtdeutſchen Kolonialdorfes“ das „la wiſche 
Straßendorf“ bezeichnet? Als ob die von deutſchen Bauern errichteten 
Dörfer und die von Slawen, in Oſtpreußen alſo die von Polen bewohnten 
reihenförmig angelegten Siedelungen, dasſelbe wären! Beide Arten 
zeigen wohl eine gewiſſe Ahnlichkeit miteinander, find aber durchaus nicht 
einerlei. 

Im Gegenſatz zu jenen Anſchauungen ſehen wir die im öſtlichen 
Deutſchland tauſendfach entſtandenen Kolonialdörfer mit ihrer ausge⸗ 
prägten Reihenlagerform als eine den zu ſeßhaften Ackerbauern ſich auf⸗ 
geſchwungenen germaniſchen Stämmen wohlbekannte Einrichtunge) an 


3) Haufendörfer entftanden aber auch anderwärts, nämlich dort, wo Eroberer 
auf und neben alten Siedelungen neue Nieberlaſſungen begründeten; dahin gehörten 
in Oftpreußen Balga, Quednau, Medenau, Germau, Pobethen, Gr.-Ruhren, Saalau, 
Norlitten, Mensgulh, Gr.-Stürlack und einzelne litautſche Dörfer, wie Popelken und 
Sterfeningten. S 

2) Bgl. Schlüter, Die Formen der ländl. Siedelungen, Geogr. Zeitſchr. 1900, 
S. 248 ff. 

3) Daß ſelbſt im „germaniſchen Voltslande“ Reihendörfer nicht fehlten, veran- 
ſchaulicht der von Meitzen gebrachte Riß der Feldmark Einem im Kreiſe Hildesheim 
(Der Boden VI S. 33). 
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und bezeichnen die ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts im Ordenslande 
durch die Einzöglinge begründeten Siedelungen als „deutſche Dörfer“. 


Das bedeutſamſte Kennzeichen der deutſchen Bauerndörfer war die 
doppelte Gehöftreihe. Durch weitere Eigentümlichkeiten hob fich das dent- 
ſche Reihendorf in Oſtpreußen ſcharf von andern Siedelungsformen ab. 
Zunächſt machte ſich ſchon bei oberflächlicher Betrachtung der Planlage der 
Umſtand deutlich bemerkbar, daß die Dorfgründer eine ſorgfältige Ein⸗ 
ſtellung der Längsrichtung nach den Haupthimmelsgegenden beobachtet 
hatten. Nur bei wenigen deutſchen Siedelungen wich die Längenachſe 
des Dorfplanes erheblich von der Dft-Weft- bzw. Nord⸗Südrichtung ab ). 
Die ſorgfältige Lageausrichtung und Bemeſſung gerader Fluchtlinien bei 
der Anordnung der Gehöfte ift wohl als Hauptgrund dafür anzusehen, 
daß die Siedelungen deutſcher Bauern ſtets die unmittelbare Nähe eines 
Sees oder größeren Fluſſes mieden. Die natürlichen Krümmungen der 
Gewäſſer und die Geländeſchwierigkeiten der Talhänge ſtellten ſich einer 
peinlichen Regelmäßigkeit der Planlage hindernd in den Weg. Manchmal 
umſchloſſen die Gehöftreihen die Talſohle eines Baches und erfuhren 
dann, den leichten Krümmungen folgend, eine geringe Abweichung von 
der Hauptlängsrichtung. 

Die vom Dorfe eingenommene Fläche hatte die Form eines Rechteckz 
und war von beträchtlicher Ausdehnung. Viele deutſche Dörfer erſtreckten 
fih eine Viertelſtunde und mehr in die Länge, und der Querdurchmeſſer 
erreichte bisweilen 600 Meter. Die Dorfſtätte umfaßte demnach oft mehr 
als eine Hufe an Bodenfläche). Die Zahl der Gehöfte war ungemein 
verſchieden und richtete ſich ſowohl nach der Größe der Feldmark als auch 
nach dem Umfang der einzelnen Bauernſtellen. Doch kamen deutſche 
Dörfer mit weniger als 10 Gehöften nur ausnahmsweiſe vor; die meiſten 
zählten 12 bis 24 bäuerliche Stellen. 

Ein Gehöft ſchloß ſich an das andere, jedoch ohne daß die benachbarten 
Gebäude aneinanderſtießen. Die Breitenentwicklung der Grundſtücke ge 
ſtattete noch beiderſeits des Hofes Gartenanlagen. Alle Gehöfte vereinigten 

3) Eine beſonders genaue Nord- Slidrichtung zeigten Fürſtenau i. O., Herzogs 
walde, Seligenfeld, Thiedmannsdorf, Ludwigswalde, Borchersdorf, Wittenberg bei 
Pr.-Ehlau, Deutſch⸗Wilten, Albrechtsborf, Paterswalde, Poppendorf, Pettelkau, Hanë- 
hagen, Petershagen, Münſterberg, Arnſteim, Neumark, Heiligenthal, Döbern. — Die 
ſorgfältig ermittelte Oſt⸗Weſtrichtung machte ſich u. a. bemerkbar bei Almenhauſen, 
Grünhain, Frankenau, Gr.-Schönau, Wolfshagen, Freudenberg, Fürstenau b. Barten, 
Plaßwich, Guttenfeld, Eiſenberg, Waltersdorf b. Heiligenbeil, Ebersbach, Weinsdorf, 
Roſengarth, Silberbach, Lichtenau, Wuſen. 

3) Bei Muhlad betrug fie 1 Hufe 21 Mgn., bei Grünhain 2 H. 1 Mgu., bei Eifen- 
berg 2 H. 18 Mgn., bei Schmauch 1 H. 25 Mgn., bei Fürſtenau Amt Barten 1 H. 15 Man. 
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ſich zu zwei in gleicher Richtung verlaufenden Reihen. Bei manchen Orten 
lagen die einzelnen Höfe beider Reihen einander genau gegenüber. An 
jeder Gehöftreihe führte eine Fahrſtraße entlang, ſelten unmittelbar neben 
den Gebäuden ); ſchmale Vorgärten trennten gewöhnlich Fahrweg und 
Bauernhaus. Die mit Pferdeköpfen gezierten Giebel der Bauernhäuſer 
waren gegen die Straße gerichtet und verliefen in ihrer Geſamtheit faſt 
ſchnurgerade. 

Zwiſchen den beiden Dorfſtraßen zog Déi ein langer, ſchmaler Gelände» 
ſtreifen hin, der etwa 150 bis 300 Meter breite Anger. Auf ihm fand in 
vielen Dörfern das Gotteshaus ſeinen Platz, umfriedigt von dem mit 
großen Feldſteinen eingefaßten Kirchhof. Wo der den Anger durchfließende 
Bach fehlte, dienten künſtlich hergeſtellte Dorfteiche zur Viehtränke und 
Befriedigung ſonſtiger Bedürfniſſe. Außerdem ſtanden auf dem Anger 
noch die Dorſſchmiede, das Hirtenhaus und gemeinſchaftliche Backhäuſer. 
Im 18. Jahrhundert wurden die Dorfanger mehr und mehr bebaut; auf 
ihnen errichtete man recht oft die Schulgehöfte, auch fanden die Kätner 
dort genügend Platz zum Aufbau ihrer Stellen. In manchen Dörfern 
waren auch die Krüge und die Schenkhäuſer auf dem Anger erbaut. Um 
alle dieſe Wohnftellen entſtanden in der Regel kleine Gärten; der freie 
Anger erfuhr dadurch eine zunehmende Verkleinerung. 

Dem unbebauten Dorfanger kam eine beſondere Bedeutung zu: er 
vertrat bei den Reihenſiedelungen die „Kotla“, den zur Aufnahme der 
Herden beſtimmten Raum innerhalb des Rundlagers der reinen Vieh- 
züchter). Auf dem Anger ſammelte fich am Morgen die gemeinſchaftliche 
Pferde-, Vieh- oder Schweineherde, bevor fie von dem Hirten auf die 
Gemeinweide gebracht wurde. Im Schatten der Baumgruppen fand das 
Vieh in den heißen Mittagsſtunden Lagerplätze, und nicht ſelten blieben 
die Herden im Hochſommer die ganzen Nächte hindurch draußen auf dem 
Anger; denn auf Gewinnung des Stalldüngers wurde damals noch nicht 
ſo ſehr geachtet. 

Während alfo die Reihenform der Dorflage den Betrieb des Acker 
baues begünſtigte, diente der durch das Auseinanderrücken der beiden 
Wohnlagerreihen gebildete Anger den Bedürfniſſen einer anſehnlichen 
Viehzucht neben dem Feldbau. Die deutſchen Angerdörfer entſprachen 
demnach den wichtigſten Anforderungen der auf dem Grundgeſetz der 
Gemeinſchaftlichkeit beruhenden bäuerlichen Wirtſchaftsweiſe. 


3) Mitunter führte der Fahrweg hart an der Giebelſeite der Häufer vorüber; bei 
einigen wenigen Dörfern ftanden die Hofgebäude teilweife oder vollitändig ohne Ein- 
friedigung auf dem Anger, ein Brauch, der in Preußendörfern weit öfter zu beobachten 
Svar und in früherer Zeit allgemein üblich geweſen ſein mag. 

9) Mucke a. arD. S. 231ff. 
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An den Querſeiten des Dorfes, in der Regel an den vier Eden des 
Angers, befanden ſich die durch Tore geſchloſſenen Ausgänge nach den 
Landſtraßen und Weidetriften. Meiſtens ſtellten an jedem Dorfende drei 
Straßen bzw. Triften die Verbindung mit den benachbarten Ortſchaften 
und den entlegenen Teilen der Feldmark her; während ein Weg ſich in 
der Längsrichtung des Dorfes fortſetzte, bogen die beiden andern recht⸗ 
winklig von der Längenachſe des Lageplanes ab. Dieſe Anordnung der 
Verkehrsſtraßen zum Siedelungsganzen läßt fich) bei Dutzenden von Flur- 
karten beobachten, und dieſe Anordnung darf durchaus nicht dem Zufall 
zugeſchrieben werden ). Sie hat fih bis zum heutigen Tage bei vielen 
oſtpreußiſchen Dörfern, trotz der Eingriffe und Umwälzungen des vorigen 
Jahrhunderts, ſehr deutlich erhalten?). 

Manchmal begann die eingezäunte Trift in der Dorfmitte und verband, 
die eine Gehöftreihe ſenkrecht durchſchneidend, den Anger mit der Ge⸗ 
meindeweide. Offentliche Landſtraßen mündeten nur bei wenigen Dörfern 
quer durch die Wohnreihen in die Mitte der Siedelung. Waren mit ein⸗ 
brechendem Abend die Tore an Trift und Landſtraßen geſchloſſen, ſo konnten 
auf dem rings umfriedigten Anger die Pferde, auch wohl Rinder und 
Schafe, ohne beſonders ſcharfe Aufſicht die ſchönen Sommernächte über 
graſen und ruhen. 

Die Hofſtelle jedes Bauern ſtellte ebenfalls ein Rechteck dar, deſſen 
vordere ſchmale Seite durch einen Zaun vom Anger getrennt war. Durch 
ein zweiflügliges Tor gelangte man am Wohnhauſe vorüber auf den 
Hof. Ihn ſchloß auf der Rückseite die mit der Front der Dorfſſtraße zuge- 
kehrte Scheune ab, die dritte und vierte Seite wurden durch den Schuppen 
und Zäune begrenzte). 

Die ſämtlichen Scheunen einer Dorfjeite waren untereinander ebenſo 
wie die Giebel der Wohnhäuſer mehr oder weniger genau ausgerichtet, 
wodurch die Geradlinigkeit des Geſamtlageplans bedeutend verſtärkt wurde. 


1) Sie hing aufs engſte mit der Flureinteilung zuſammen, worüber unten S. 412 
zu vergleichen iſt. 

2) Man erfennt dieje Anordnung der Landwege z. B. noch bei Bludau, Gr. Engelau, 
Frankenau i. E,, Fürſtenan b. B. Döbern, Grünhain, Herzogswalde, Mettteim, Migehnen, 
Paterswalde, Poppendorf, Schönbruc, Stockheim, Thiedmannzdorf. 

7) Die hier gelennzeichnete Hofanlage war die in Oſtpreußen gewöhnliche; auch 
bei nichtdeutſchen Dörfern ſetzten béi die Gehöfte aus einzelnen Gebäuden zuſammen. 
Eine abweichende Bauweiſe zeigten viele Dörfer im Ermlande und Oberlande. Die 
den Hofraum einſchließenden Gebäude waren zuſammengebaut. Gewöhnlich begrenzten 
die in Verbindung ſtehenden Wohn- und Wirtſchaftsgebäude zwei- oder dreiflügelig 
den Innenraum. Allseitig lückenlos umbaute Höfe gab es feltener, u. a. in den Kämmerei⸗ 
dörfern Rahnenfeld, Lohberg, Neuendorf, ferner in Daumen, Mertensdorf, Voigtsdorf 
und Waltersdorf b. Heiligenbeil (vgl. dazu die bet Bötticher, „Bau- und Kunſtdenk⸗ 
mäler“ VIII S. 39ff. gegebenen Abbildungen und Riſſe von Bauernhöfen in Stangen 
dorf und Kleefeld). 
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Die Bleich- und Weidezwecken dienenden Hintergärten, beiderſeits in Breite 
des Grundstücks von Zäunen umgeben, hatten alle dieſelbe Tiefenent- 
wicklung und fanden durch einen Hinterzaun ihren Abſchluß. Außerhalb 
der ebenfalls eine gerade Linie bildenden Hinterzäune lief manchmal ein 
„Hinterweg“ von einem Dorfende zum andern und verband die recht⸗ 
winklig von der Längsrichtung fich abzweigenden Landſtraßen miteinander, 
fo daß aljo um das Dorf „hinten herumgefahren“ werden konnte ). 

Das wäre in Kürze eine Beſchreibung des deutſchen Bauerndorfes 
im Ordenslande, einer Siedelung, die durch die außerordentliche Klarheit 
und ins kleinſte gehende Plaumäßigkeit der Anlage beſondere Beachtung 
und Wertſchätzung verdient. In dieſer Siedelungsweiſe offenbarte fid die 
Gründlichkeit und Ordnungsliebe und nicht minder der Sinn für Zweck⸗ 
mäßigkeit und Formenſchönheit unſerer Altvordern; alles in allem bieten 
dieje Bauerndörfer ein ſchönes Denkmal deutſchen Volksempfindens und 
deutſcher Kraftentfaltung vor einem halben Jahrtauſend. Und ſolche 
Schöpfungen deutſcher Kultur als „ſlawiſche“ Straßendörfer zu bezeichnen, 
iſt unſachlich und deswegen unſtatthaft; es wird unten Gelegenheit ſein, 
die ſlawiſchen Reihenſiedelungen in Oſtpreußen zu betrachten und die 
Unterſchiede zwiſchen beiden Siedelungsarten ins rechte Licht zu ellen, 

Dieſe Grundform des deutſchen Bauerndorfes kehrte mit kleinen Ab⸗ 
weichungen in allen von Deutſchen koloniſierten Gegenden der Provinz 
wieder. So ſchildert ein Kenner die Geſtalt des ermländiſchen Dorfes 
Schöndamerau folgendermaßen: „Die Beſiedelung hat ſich genau nach 
dem Plane vollzogen. Der Plan des langgeſtreckten, von zwei Parallel- 
ſtraßen durchzogenen Dorfes zieht fih auf der Höhe eines Hügelzuges 
wohl einen halben Kilometer hin. An den beiden Dorfſtraßen liegen die 
ſtattlichen Höfe, dazwiſchen der Anger mit den beiden Schmieden, den 
Schulen und dem Armenhaus. Am Eingang des Dorfes liegt, wie ge- 
wöhnlich, der Krug“). 

Das Verbreitungsgebiet der deutſchen Siedelungsweiſe beſchränkte 
fih auf die mittleren und weſtlichen Landſchaften Oſtpreußens. In allen 
Gebieten, in denen bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts die Koloniſation 
des Landes zu Ende gebracht war, herrſchte auch das deutſche Bauerndorf 
vor. Daß es ſich im Samlande nur vereinzelt vorfand, wurde bereits er⸗ 
wähnt. Jenſeits der Deime verlief die öſtliche Grenzlinie der deutſchen 
Siedelungen vom „Großen Baumwalde“ bei Weißenſee über Wilkendorf, 
Puſchdorf,e Bürgersdorf, Kortmedien, Adamswalde, Friedrichswalde, Alten⸗ 


1) Dieſe Hinterwege haben fih bei vielen Börjen erhalten, wenigstens teilweise; 
vin und wieder beftehen fie noch in ihrer ursprünglichen Form, z. B. in Gr. Goldbach, 
Grünhain, Mettleim, Gr.⸗Lindenau, Schönbruch, Slandau, Lichtenhagen. 

3) Erni. Beitir. Bb. 17 S. 288. 
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dorf, Biberſtein, Wolfshagen und Engelſtein bis zum Angerburger See. 
Die öſtlich der bezeichneten Linie gelegenen Striche waren größtenteils 
durch Litauer beſiedelt worden, doch zeigten hier und da grundherrliche 
Siedelungen und Schatulldörfer, allerdings merklich abgeſchwächt, die 
Merkmale der deutſchen Boucle, z. B. Eſchenbruch, Juga⸗Neuſaß, 
Langenfeld, Reuſchenfeld, Mauenfeld, Schneiderin, Ilmsdorf, Kl. Jägers⸗ 
dorf, Jakobsdorf. Die Grenzlinie gegen das Gebiet der ſlawiſchen Siede⸗ 
lungen zog ſich vom Angerburger See ſüdweſtlich über Roſengarten, Eich⸗ 
medien, Wilkendorf zunächſt bis zur Oſtecke des Ermlandes. Dieſes wies 
in ſeinen öſtlichen Gebieten lauter Siedelungen auf, die unverkennbar 
altpreußiſche oder polniſche Anlage verrieten. Als am weiteſten nach Süd- 
oſten vorgeſchobene deutſche Dörfer des Ermlandes waren feſtzuſtellen 
Klawsdorf, Voigtsdorf, Gr. Böſſau, Rotfließ, Gr.⸗Bartelsdorf, Gr.⸗Purden, 
Grieslienen ). 

Außerſt ſchwierig war die Einordnung der Niederlaſſungen des weft- 
lichen polniſchen Oberlandes, des fog. Saſſenlandes, in eine beſtimmte 
Siedelungsform. Viele Bauerndörfer hatten das deutſche Gepräge durch⸗ 
aus bewahrt, fo Hirſchberg, Heinrichsdorf, Königsgut, Kunchengut, Lehe 
walde, Altſtadt; bei andern war die urſprüngliche Form mehr oder weniger 
verwiſcht, namentlich bei den adligen Bauerdörfern. Zur Erklärung 
dieſes Umſtandes ſei folgendes bemerkt: Die erſte Beſiedelung und Dorf- 
gründung hatten unſtreitig deutſche Einwanderer vorgenommen; darauf 
weiſt ſchon die Namengebung der meiſten Orte hin. In den Polenkriegen 
1410 und 1454/66 verloren wohl die meiſten dieſer Siedelungen ihre erſte 
Einwohnerſchaft und wurden wüſte. Die hereinflutenden Maſovier be⸗ 
völferten das Gebiet aufs neue, wobei fie die alten Dorfanlagen mehr 
oder weniger nach ihrer Wohnweiſe ummodelten. So entſtanden Ort- 
ſchaften, die in ihrer Geſtalt etwa die Mitte zwiſchen dem deutſchen Anger⸗ 
und dem ſlawiſchen Straßendorf hielten. Als Beiſpiele hierfür feien genannt 
Kirſteinsdorf, Paulsgut, Wittigwalde, Oſterwein, Seubersdorf, Manchen ⸗ 
gut, Mertensdorf, Taulenſee. Die einftige Lageform zahlreicher Niedere 
laſſungen wurde nicht zum wenigſten durch umändernde Eingriffe der 
Grundherren verdunkelt. Nicht allein im Saſſenlande, ſondern in der 
ganzen Provinz hatten die adligen Bauerndörfer ihre urſprüngliche Ge⸗ 
ſtalt weit ſeltener bewahrt als die landesherrlichen. 


1) In südlichen Ermlande lagen vielfach deutſche und polniſche Siedelungen bunt 
durcheinandergewürſelt, neben dem deutſchen Thomsdorf das polnſſche Dorothowo, 
neben Grieslienen Mniodowka und Plautzig. 
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8 61. Siedelungen der Stammpreußen. 


Eine vergleichende Betrachtung der oſtpreußiſchen Siedelungsformen 
führt ſchlechterdings zu dem Schluſſe, daß die meiſten der aus Freigütern 
gebildeten Orte und auch viele Bauerndörfer in ihrer Anlage auf die alt- 
heidniſche Zeit zurückgeführt werden müſſen. Dieſe Niederlaſſungen ent- 
behrten der Einheitlichkeit und Planmäßigkeit der Anlage, die die deutſchen 
Dörfer jo beſonders kennzeichnete. Ihre Grundgeſtalt zeigte von Fall 
zu Fall Abweichungen, ſo daß kaum zwei auch nur annähernd miteinander 
übereinftimmten. Einzelne beſtanden ſcheinbar aus ganz regellos zuſammen⸗ 
gewürfelten Gehöften. 

Derartige Siedelungen der Stammpreußen ſpricht Poſchmann als 
Haufenformen an und bemerkt: „Dieſe Dörfer unterſchieden ſich von den 
deutſchen ganz weſentlich; fie waren nicht auf einmal gegründet, hatten 
keine gemeinſame Handfeſte und keinen Schulzen, es waren urſprünglich 
nur Zuſammenſiedelungen, denen jeder Verband fehlte“ ). Er vertritt 
alſo die Anſchauung, daß dieſe Ortſchaften erſt in der Ordenszeit durch 
Zuſammenlegung der Preußengüter zu gemeinſamen Wohnplätzen vere 
einigt worden ſeien. 

Freilich wird heute nicht mehr mit Beſtimmtheit nachgewieſen werden 
können, in welche Zeit der Urſprung gewiſſer preußiſcher Siedelungen zu 
verlegen ijt Doch muß gegenüber der Annahme, daß die Zufammen- 
ſiedelung auf Veranlaſſung der Landesherrſchaft erfolgt fei, die Frage 
erhoben werden, warum denn dieſe Dörfer nicht ebenfalls in Reihenform 
gebracht wurden, was doch bei Zwangsumſiedelungen gewöhnlich geſchah 
und die Durchführung auch weſentlich erleichterte? Solange nicht triftige 
Gründe für das Gegenteil erbracht ſind, muß daran feſtgehalten werden, 
daß der Vorgang ſich folgendermaßen geſtaltete: den Preußiſchen Freien 
gegenüber wendete der Orden nicht ohne weiteres Zwangsmaßregeln 
an, da ſie ſich im Beſitze der perſönlichen Freiheit befanden; ſie blieben 
deshalb in der Regel auf den womöglich ſchon altererbten Höfen wohnen, 
während die leibeigen gemachten Bauern öfter in neuangelegten Reihen⸗ 
dörfern angeſetzt wurden. 

Den Ausſchlag in der Beurteilung der meiſten preußiſchen Dörfer 
gibt aber der Umſtand, daß ihre Anlage entſprechend den Bedürfniſſen 
eines längſt vergangenen Kultur- und Wirtſchaftszeitraums getroffen 
worden war. Die Begründung dieſer Siedelungen erfolgte unzweifelhaft 
von einem Volke, bei dem die Vieh- bzw. Pferdezucht an erſter Stelle 
ſtand, jedenfalls den Feldbau noch bedeutend überragte. Für die Richtig⸗ 
keit dieſer Annahme ſprechen folgende Tatſachen: 


1) E. 3. Bd. 18 S. 206ff. 
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1. So wechſelvoll ſich auch im einzelnen die Grundform der alte 
preußiſchen Siedelungen geſtaltete, ſo ſtimmten ſie ziemlich alle darin 
überein, daß die Anordnung der Gehöfte innerhalb des Dorfberinges eine 
mehr oder weniger ſcharf ausgeprägte Rundlage ergab. Einige Ortſchaften, 
wie Nodems, Widitten, Dargen, Katzkeim, näherten ſich faſt vollſtändig 
der Kreisform und hatten eine entfernte Ahnlichkeit mit den ſlawiſchen 
Rundlingen, von denen fie aber wieder durch die Weitläufigkeit der Ge- 
höfte abſtachen. Den meiſten Preußenſiedelungen ging jedoch die ge- 
ſchloſſene Kreisform ab; ihre Hofſtellen fügten fid), wenn auch nicht lücken⸗ 
los, zu einem mehr oder weniger breit Déi öffnenden Bogen (Hufeiſen⸗ 
form) zuſammen (vgl. Skizze 2 und 3). 

2. Der Anger nahm, wie bei vorwiegend der Haustierzucht obliegenden 
Bewohnern leicht begreiflich, einen unverhältnismäßig breiten Raum 
ein ). Entſprechend der Dorflage zeigte er meiſtens eine rundliche Form. 
Schon die äußeren Umſtände laffen mit Sicherheit darauf ſchließen, daß 
ihm bei der Wirtſchaftsverfaſſung der früheren Bewohner eine wichtigere 
Rolle zukam als dem Anger der deutſchen Siedelungen. 

3. Selten umfriedigten die Hofſtellen den Anger allſeitig. Auf der 
offenen Seite des Hufeiſenberinges trennte ihn ein Zaun von der ſich 
unmittelbar anſchließenden „Palwe“, der früher gewöhnlich ſo bezeichneten 
gemeinſamen Weidefläche. Vieh und Pferde gelangten durch eine aus 
Rickbäumen gefertigte Pforte (Schlöpp) ohne weiteres auf den Weide- 
grund. 

4. Die zur Hufeiſenform gruppierten Gehöfte öffneten ſich alſo nach 
innen zum Anger bzw. zum Weideplan, während ſie mit der Rückſeite 
die Felder berührten. Der zum Ackerbau benutzte Teil der Feldmark war 
im Vergleich zu dem der Hütung nur gering. In früheren Jahrhunderten 
muß der Feldbau recht unbedeutend geweſen und nur „plätzerweiſe“ aus⸗ 
geübt worden ſein, worauf einzelne Pläne aus dem 17. Jahrhundert 
ſchließen laſſen. 

5. Daß es fih bei den hier gekennzeichneten Niederlaſſungen um 
ſolche der heidniſchen Vorzeit und nicht etwa nur um angeordnete Bu- 
ſammenſiedelungen des 13. und 14. Jahrhunderts handelte, erweiſt ſich 
schließlich aus der engen Verwandtſchaft mit den älteſten in Ostpreußen 
vorhandenen litauiſchen Siedelungen, die im nächſten Abschnitt beſchrieben 
werden ſollen. 

Einige Einzelheiten der altpreußiſchen Siedelungsweiſe bedürfen noch 
einer kurzen Erörterung. In ſchärfſtem Gegenſatz zu der Bauweiſe der 
deutſchen Anger- und maſuriſchen Straßendörfer, bei denen die Anordnung 


3) Er enthielt z. B. bei dem nur 6 Gehöfte zählenden Dargen 19 Morgen. 
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der Höfe in ihrer Geſamtheit durch die hindurchführenden Fahrwege be- 
ſtimmt wurde, war bei Errichtung der altpreußiſchen Dörfer dieſer Um- 
ſtand als leitender Geſichtspunkt völlig außer acht gelaſſen. Nicht die Lage 
zum Fahrweg, ſondern zum Angerſaum war beſtimmend für den Aufbau 
der Hofftellen geweſen, entſprechend den Anforderungen einer über- 
wiegenden Viehzucht. Ja, die Stammpreußen mieden die unmittelbare 
Nähe der Verkehrswege; dieſe führten nicht ſelten ganz abſeits vorbei oder 
im großen Bogen um die Siedelung herum ). 

Jahrhundertelang hatten die Stammpreußen auch nach der Kolonie 
ſierung des Landes ihre altgewohnte Wirtſchaftsweiſe beibehalten); ihre 
wirtſchaftliche Germaniſierung blieb hinter der ſprachlichen beträchtlich 
zurück. Am längſten verharrten die Freien des weſtlichen Samlandes bei 
den Wirtſchaftsgewohnheiten ihres Stammes. Erſt im 18. Jahrhundert 
begann eine merkliche Veränderung ihrer Wirtſchaftsweiſe; zunächſt ver- 
mehrten fie die unter Kultur ſtehende Ackerfläche durch beträchtliche Ur- 
barmachungen und erweiterten dadurch den Getreidebau. Doch behielten 
die meiſten Dörfer ihre von der Drittelung der Flur abweichende Feld- 
einteilung. Die Rodungen bewirkten aber die Einſchränkung der einft- 
mals ſo geräumigen Hütungen. Das Palwengelände wurde beſonders 
in der Nähe der Ortſchaften in Acker umgewandelt, ja oft verſchwand fogar 
der unmittelbare Zuſammenhang des Angers mit den gemeinſchaftlichen 
Weideplätzen. Dieſe nahmen nunmehr nur die entlegeneren Teile der 
Feldmark ein und waren durch eine breite Trift vom Anger aus zu erreichen. 
Bei einer ganzen Reihe von Ortſchaften war die ehemals in breiter Front 
an das Dorf ſtoßende Weide zu einem % bis 2 Hufen umfaſſenden lang- 
geſtreckten „Roßgarten“ zuſammengeſchrumpft, der nun einerſeits mit 
dem Anger, andererſeits mit den hinterſten Palweflächen in Verbindung 
ſtand. Eine ähnliche Einrichtung zeigten auch einige deutſche Siedelungen; 
bei ihnen zog ſich vom Dorfende im Anſchluß an den Anger der lang- 
geſtreckte gemeinſchaftliche Roßgarten hin. 

Mehrfach ift darauf hingewieſen worden, daß der Orden Zufammen- 
ſiedelungen der Stammpreußen vorgenommen hat; auch in ſpäterer 
Zeit wurden beim Wiederaufbau zerſtörter Dörfer die Wirte angehalten, 
ihre Gehöfte nach einheitlichem Plane neu zu errichten. Das geſchah im 
18. Jahrhundert recht häufig, vornehmlich in Litauen, aber auch bei einigen 
altpreußiſchen Niederlaſſungen. So entſtanden Siedelungen, die eigentlich 
nur Nachahmungen der deutſchen Dörfer waren, allerdings in beträchtlich 
verkleinertem Maßſtabe und mit einigen Abänderungen. Meiſtens fehlte 
die zweite Gehöftreihe, oder fie war nur teilweiſe bebaut. Im erſten Falle 


1) 8. V. bei Tropitten und Weifchtitten. So auch Philipp a. a. O. S. 37. 
3) Karge, DDL Geſch.- Bl. V. 
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umſchloſſen Roß⸗ und Kälbergärten die zweite Seite des Angers. Dieſem 
kam offenbar die einftige Bedeutung nicht mehr zu, da die Viehzucht zu ⸗ 
gunſten des Getreidebaues zurückgegangen war; er war bei weitem nicht 
mehr ſo umfangreich wie bei den hufeiſenförmig angelegten Dörfern. Bei 
einzelnen Ortſchaften befand er fich an der Rückseite der Gehöfte, von Gärten 
eingeſchloſſen, ohne von der Fahrſtraße, die an der Vorderſeite der Höfe 
vorbeiführte, durchſchnitten zu werden. Zu ihm führte von jedem Grund- 
ſtück eine Hinterpforte; durch die Trift ſtand er mit der Palwe in Ber- 
bindung. Sehr gut kam dieſe Anordnung des Angers zu den Gehöften 
bei den Dörfern Strobjehnen und Pr.-Battau im nördlichen Samland 
zum Ausdruck. 

Die Vorliebe für die Abgelegenheit der Wohnſtätte von der Ver⸗ 
kehrsſtraße machte ſich noch bei jenen Dörfern bemerkbar, deren Gehöfte 
zwar in aufgelöſter Reihe, aber innerhalb weitläufiger Gärten errichtet 
waren und durch beſondere Auffahrtwege mit der Dorfſtraße in Verbin- 
dung ſtanden ); am ſchärfſten war dieſe eigenartige Lageform bei dem 
ſamländiſchen Roſignaiten zu beobachten. 

Zu der Klaſſe der einfachen Reihendörfer gehörte die Mehrzahl der 
von privaten Grundherrſchaften begründeten bäuerlichen Siedelungen. 
Auch zeigten einzelne adlige Dörfer unverkennbar die Merkmale der un⸗ 
regelmäßigen altpreußiſchen Siedelungsweiſe. 


$ 62. Litauiſche Siedelungen. 

Das nördlichſte Ostpreußen mit feiner vorzugsweiſe litauiſch⸗kuriſchen 
Bevölkerung wies mehrere Siedelungsarten auf, einmal, weil offenbar 
bei den ehemaligen Bewohnern eine gewiſſe Stammesverſchiedenheit be» 
ſtanden hatte, dann aber auch infolge des Einfluſſes der Behörden auf die 
Sie delungstätigkeit des 17. und 18. Jahrhunderts. Den Wohnplätzen des 
Samlands ähnelten die Siedelungen in jenem ſchmalen Streifen, der ſich 
von der nördlichſten Spitze der Provinz, zwiſchen der ruſſiſchen Grenze 
einerſeits und Oſtſee, Haff und Rußſtrom andererſeits, ungefähr bis zur 
Linie Tilſit⸗Laugszargen hinzog. Dieſes Gebiet gehörte urſprünglich zur 
Landſchaft Samaiten, deren Bewohner, wie Voigt vermutete, den Sam- 
ländern nahe verwandt waren. Die Verwandtſchaft zeigte ſich tatſächlich 
in einer gewiſſen Übereinſtimmung der Siedelungsformen. Daß im alten 
Samaiten die Heinen Siedelungen vorherrſchten, wird ausdrücklich be- 
richtet). Verſchiedene Ortſchaften ließen die vorhin geſchilderte Rundlage 
nicht verkennen, z. B. Gedwill⸗Nauſeden, Peter⸗Szudmanten, Gropen- 


1) Kuck, Nadrauen S. 55. 
3) Krumbholt, Samaiten und der deutſche Orden S. 8. 
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Urban, Moszeiken⸗Peter und Gerge⸗Kiſchken. Den meiſten fehlte eine 
beſtimmte Grundform; fie glichen zerſtreuten Weilern ). 

Zu den ausgeprägteſten Rundſiedelungen gehörten eine Reihe Dörfer 
im äußerſten Nordoſten der Provinz. Sie ſtellten jedenfalls die älteſten 
Formen litauiſcher Siedelungen auf preußiſchem Gebiet dar und ſind 
deshalb beſonders bemerkenswert. Ihre Grundform entſprach im großen 
und ganzen derjenigen des altpreußiſchen Hufeiſendorſes. Die Wohn- 
ſtellen umſchloſſen ebenfalls auf drei Seiten den geräumigen Anger, an 
den von der vierten Seite unmittelbar die gemeinſchaftlichen Weideplätze 
oder Wieſen heranreichten. Der Kranz der Hofftellen war nicht immer 
lückenlos und ſtellenweiſe von Gärten unterbrochen. In der Mitte des 
Bogens, etwa da, wo derſelbe eine ſcharfe Biegung machte, mündete die 
Straße in den Anger; manchmal führten von hier aus mehrere Wege 
zu benachbarten Orten. Der Anger wurde in der Regel durch einen Zaun 
von Weide und Wieſe abgeſchloſſen. Mit der Rückſeite ſtießen die Gehöfte 
an die drei Felder und lagen ſomit zwiſchen Hütung und Ackerflur (vgl. 
Skizze 4). Bei einigen Dörfern bildeten die Gehöfte einen mehr flachen 
Bogen, der ſich nach dem Anger zu breit öffnete. Eine voll ausgeprägte 
Hufeiſenform zeigten die Dörfer Gr. Woydehnen und Schuppinnen; bei 
andern Ortſchaften trat ſie weniger ſcharf in Erſcheinung. Durch Häuſer⸗ 
gruppen, die entweder innerhalb des Gehöftberinges oder abſeits neben 
dem Dorfe lagen, und die wohl als nachträgliche Bauten, meiſtenteils als 
Eigenkätnerſtellen angeſprochen werden können, wurde das einheitliche 
Bild der Rundſiedelung verdeckt und geſtört. 

Das erwähnte Werk von Mucke über die Siedelungsweiſe ſeßhafter 
Ackerbauer und viehzüchtender Wanderhorden liefert uns den Schlüſſel 
zur Beurteilung dieſer litauiſchen Siedelungsart. Nomadiſierende Vieh- 
züchter erbauten am Rande des Waldes ihre Hütten in Form eines ſich 
gegen die grasreichen Weidegründe öffnenden Ringes, gelangten daſelbſt 
zur Seßhaftigkeit und lernten ſich allmählich dem Ackerbau widmen. Bei 
den Litauern behielt bis ins 18. Jahrhundert die Pferde- und Viehzucht 
dem Feldbau gegenüber eine bevorzugte Stelle. Das konnte vielerorts 
in Litauen beobachtet werden. Dem Ackerbau diente bei vielen Dörfern 
kaum die Hälfte der Feldmarken; alles andere erfuhr als Anger, Wieje, 
Weide und Strauch nur Nutzung durch die Viehzucht. Der unmittelbar 
an die gemeinſchaftliche Hütung angrenzende Anger erleichterte die War⸗ 
tung des Viehes und überhob die Dorfgenoſſen der Haltung beſonderer 
Hirten. Da die Felder von dichten Zäunen umſchloſſen waren, tummelten 


1) Bal. dazu die bei Meitzen, Der Boden VI S. 137 gegebene Abbildung des 
Grundriſſes von Klein-Grabuppen im Kreife Heydelrug. 
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ſich Rinder, Pferde und Schweine, wenig beauffichtigt, auf den umfang- 
reichen Weideplänen und kehrten zur Nacht zum Auger zurück. 

Die hier geſchilderte Siedelungsart war in ihrer Verbreitung be⸗ 
ſchränkt. In dem nördlich der Memel gelegenen Amte Schreitlauken 
herrſchte ſie durchaus vor. Südlich dieſes Fluſſes fand ſie ſich noch häufig 
in den beiden Ämtern Althof⸗Ragnit und Gerskullen, alfo beiderſeits der 
Scheſchuppe. Auf der linken Seite der oberen Juſter hörte fie auf; die 
meiſten Dörfer hatten hier durch Neubeſiedelung eine regelmäßige Straßen 
form erhalten. Vereinzelte Rundſiedelungen fanden fich aber auch im fild- 
lichen Litauen und in Maſuren. 

Neben den Rundſiedelungen enthielt der Bezirk auch zahlreiche Nieder- 
laſſungen, denen zwar jene charakteriſtiſche Grundform fehlte, die aber 
auf die gleiche Art entſtanden ſein müſſen. Auch ſie wurden auf einer 
Seite von Hütung oder Wald, auf der andern vom Acker begrenzt. Oft 
war der Zuſammenhang der Gehöfte völlig unterbrochen und das Ganze 
in mehrere Gruppen aufgelöſt. "Ziele mitunter recht umfangreichen Ort- 
ſchaften ließen jegliche Regelmäßigkeit der Planlage vermiſſen. Die über 
weite Flächen verzettelten Gehöfte verdankten ihre Entſtehung augenſchein⸗ 
lich einer Zeit, in welcher die Bevölkerung das Einzelwohnen gegenüber 
gemeinſchaftlichen Wohnplätzen bevorzugte ). Erſt infolge behördlicher 
Anordnung vollzog ſich wohl die Einbeziehung und Zuſammenfaſſung der 
allein oder gruppenweiſe nebeneinanderliegenden Höfe zu einheitlichen 
Dorfverbänden. Daraus erklärt es ſich, daß dieſer Art litauiſcher Dörfer 
jedes Merkmal der Siedelungseinheit und Zuſammengehöbrigkeit abging. 
Ackerſtücke und Hütung trennten die Höfegruppen; oft zogen ſich die Wohn- 
ſtätten längs der Fahrſtraße hin, jedoch keineswegs nach Art der maſuriſchen 
Straßendörfer, ſondern völlig regel- und planlos (vgl. Skizze 5). 

Dieſe litauiſche Siedelungsweiſe hatte offenbar Haxthauſen im 
Sinne, wenn er ausführte: „Je tiefer nach Litauen hinein, deſto mehr 
tritt die altlitauiſche Sitte des Anbaues uns entgegen. Hier liegen die 
Häuſer und Gehöfte eines Dorfes meiſt ziemlich weit auseinander, bis 
ſie nördlich nach Memel hinauf ſich faſt ganz wieder in einzelne und ſpora⸗ 
diſch gelegene Höfe auflöſen.“ Die gleich anfangs beſchriebenen Siede⸗ 
lungsverhältniſſe in dem an Samaiten grenzenden Landſtrich ſchilderte 
er alſo: „Im nördlichſten Teile der Provinz Litauen, beſonders in den 
Kreijen Tilſit, Heydekrug, Memel, ift das Land wieder größtenteils durch 
einzelne Höfe angebauet, doch liegen melt 2, 3—6 zuſammen und bilden 
einigermaßen kleine Dörfer“ ). 


1) Ob überhaupt in den früheſten Zeiten bei den Litauern die Herden gemeine 
ſchaftlich geweidet wurden und nicht vielmehr jede abgeſondert wohnende Sippe ihre 
beſondere Weidegründe hatte, bleibe dahingeſtellt. 2) Haxthauſen S. 64 u. 235. 
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Dergleichen aus wenigen Wohnſtellen regellos zuſammengeſetzte 
Zwergdörfer beſtanden auch ſüdlich der Memel; aber hier machte ſich die 
Einwirkung der Deutſchen auf die Siedelungsweiſe fon ſtärker bemerkbar. 
Die während des 17. und 18. Jahrhunderts neu eingerichteten Dörfer 
erhielten die Reihenform, aber nicht in der breiten ausgeprägten Form 
der zur Ordenszeit gegründeten deutſchen Bauerndörfer, ſondern nach 
Art der vorhin beſchriebenen preußiſchen Reihendörfer. Die Wieder- 
herſtellungsarbeiten unter Friedrich Wilhelm I. nach den Verheerungen 
der Peſt verwiſchten auf weite Strecken die urſprüngliche Siedelungsweiſe 
faſt ganz. 

Gegen das Ende des 18. Jahrhunderts nahm in immer ſtärkerem 
Maße die Auflöſung der geſchloſſenen Wohnſtätten und die Verzettelung 
der Gehöfte über weite Strecken der Feldmark zu, infolge der eifrigſt be⸗ 
triebenen inneren Koloniſation. Durch Aufteilung der Übermaßländereien 
und Urbarmachung der Wüstungen entſtand eine Menge Abbauten außer 
halb der alten Dorfgrenzen. Im Laufe der letzten hundert Jahre hat 
die ſtetig zunehmende Vereinödung eine weitere Auflöſung der geſchloſſenen 
Wohnplätze bewirkt, und heute verleiht die Streuſiedelung dem litauiſchen 
Landſchaftsbilde fein eigenartiges Ausſehen. 

Den von Litauern beſiedelten Strichen ſind ferner das Memeldelta, 
die Niederung am Nemonien und das angrenzende Moosbruch zuzurechnen. 
Die Siedelungsweiſe dieſer erſt im 17. Jahrhundert ſtärker dem Anbau 
erſchloſſenen und im 18. Jahrhundert noch lange nicht vollſtändig koloni⸗ 
ſierten Gegenden glich derjenigen der nordweſtdeutſchen Marſchgebiete. 
Die Errichtung der Gehöfte mußte fih den Verhältniſſen des Untergrundes 
anpaſſen. Gemengelage und Gemeinheiten in der Nutzung der Grund- 
ſtücke kamen ſehr ſelten vor. Die Feldmark wurde nach der Zahl der Wirte 
in ſchmale Streifen aufgeteilt, und jeder erhielt ſeinen Grund und Boden 
in einem zuſammenhängenden Stück; nur reines Wieſengelände erfuhr 
manchmal noch eine beſondere Verteilung. 

„Die Wirte erbauten die Wohnſtellen inmitten ihrer Beſitzungen, 
jeder an der ihm gerade paſſend ſcheinenden Stelle, weshalb die Höfe 
ſelten eine gerade Reihe ausmachten. Die Siedelung wurde von keiner 
an den Gehöften entlang führenden Straße durchſchnitten, ſondern jeder 
Beſitzer legte auf ſeinem Geländeſtreifen einen Fahrweg an und gelangte 
ſo zu dem die Gemarkung begrenzenden Deich. Noch öfter bauten ſich die 
Niederungsbewohner unmittelbar an dem Deiche an, und es entſtanden 
dann die langgeſtreckten, den Flußwindungen fih anſchmiegenden Reihen- 
ſiedelungen an Ruß, Gilge, Nemonien und den zahlreichen kleineren 
Waſſerläufen. 


Stein, Die Indl. Berfaſſung Oftpreufens. Schr. d. Juft. f. Od. W. Gejts. 26 
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$ 63. Das maſuriſche Straßendorf. 


Weite Strecken des Oſtpreußiſchen Landrückens und ſeiner ſüdlichen 
Abdachung waren von Polen aus beſiedelt worden, und mit dem Ein⸗ 
dringen dieſer Bevölkerungsſchichten hatte auch die bei den Slawen beliebte 
Siedelungsform des Straßendorfes in unſerer Provinz Eingang gefunden. 
Das „ſlawiſche Straßendorf“ zeigte hier zwei durch örtliche Geländever⸗ 
hältniſſe bedingte Abarten: 

1. Das einſeitige Straßendorf kehrte überall da wieder, wo ſich die 
Ortſchaften lang am Seegeſtade hinlagerten. Die Dorfſtraße hielt id) 
möglichſt dicht am Waſſer; zwiſchen ihr und dem See war kein Platz für 
bäuerliche Gehöfte übrig, und nur einzelne Fiſcherkaten und Juſthäuſer 
ſtanden unmittelbar am Ufer. Die Bauernhöfe lagen jenſeits der Straße 
auf den ſanften Abhängen der den See umkränzenden Höhen (vgl. Skizze 6). 

2. Die im freien Gelände entſtandenen maſuriſchen Ortſchaften bil⸗ 
deten in der Regel zweiſeitige Straßendörfer. Die Gehöfte begrenzten 
Seiten die Fahrſtraße, weshalb bei oberflächlicher Betrachtung 
eine Übereinftimmung mit den deutſchen Siedelungen vorzuliegen ſchien. 
Es ergaben ſich indeſſen bei einem genaueren Vergleich beider Siedelungs⸗ 
formen erhebliche Verſchiedenheiten (vgl. Skizze 7). 

Den maſuriſchen Dörfern fehlte der Anger. Die Gebäude traten 
dicht an die Fahrſtraße heran, oft nicht einmal für ein ſchmales Vorgärtchen 
Raum laſſend. Bei den einſeitig bebauten Uferbörfern boten mitunter 
die zwiſchen Straße und Seeufer verbleibenden ſchmalen Streifen einen 
dürftigen Erſatz für den Anger. Dieſer fehlte den maſuriſchen Dörfern, 
weil er bei der dort üblichen Betriebs- und Wirtſchaftsweiſe fih als über- 
flüſſig erwies. In den früheren Zeiten war der Anger überall da unent- 
behrlich, wo der Ackerbau mit einer ſtarken Pferdehaltung verbunden und 
auch die Rindviehzucht eine anſehnliche war, was bei den deutſchen und in 
verſtärktem Maße bei den altpreußiſch⸗litauiſchen Dörfern zutraf. Der 
Anger diente eben in erſter Reihe den Zwecken der Pferde- und Viehzucht. 

Die maſuriſchen Bauern bevorzugten, wie die Nachrichten über ihre 
Wirtſchaftsweiſe übereinſtimmend dartun, den Körnerbau und vernach⸗ 
läſſigten die Vieh- und Pferdehaltung. Der Viehſtand der maſuriſchen 
Bevölkerung vor 1800 war ein unſäglich armſeliger. Viele Bauern beſaßen 
keine Pferde, manche nicht einmal Ochſen, und verrichteten die Feld- 
arbeiten mit zwei Kühen, die alfo Zug- und Melktiere zugleich waren. 
Bei dieſen keineswegs nur vereinzelt anzutreffenden Zuſtänden erübrigte 
es ſich, für die Auswerfung eines Dorfangers Sorge zu tragen. 

Rückſchauend auf die deutſche, altpreußiſche und litauiſche Siedelungs⸗ 
art, gelangen wir zu dem Ergebnis, daß die um 1800 in Oſtpreußen vor⸗ 
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handenen Siedelungsformen in ihrer Eigenart den wechſelnden Dafeins- 
bedingungen der Bewohner entſprachen und vornehmlich durch die land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsarten beeinflußt wurden. Während die altpreu⸗ 
Stiche und litauiſche Rundſiedelung offenſichtlich den Zwecken der Vieh- 
und Pferdezucht diente, ermöglichte die maſuriſche Siedelungsform ein- 
ſeitig den Getreidebau, und die mit geräumigen Angern ausgeſtatteten 
deutſchen Bauerndörfer begünſtigten in ſchönem Gleichmaß beide Seiten 
landwirtſchaftlicher Betätigung. 

Die Straßendörfer Maſurens waren im Gegenſatz zur Bauweiſe 
deutſcher Dörfer äußerſt dicht gebaut. Geräumige Baumgärten neben 
den Wohnhäusern fehlten ſehr oft; die Gehöfte kamen daher einander 
ſehr nahe, wodurch dem Ganzen der Stempel des Zuſammengepferchten 
aufgedrückt wurde. Meiſteus ſtanden die Gebäude ſehr dicht beiderſeits 
der Straße, gleich an der Schnur aufgereihten Perlen. Die breite Be- 
häbigkeit und Wohlhabenheit des deutſchen Bauerndorfes ging dem ma- 
ſuriſchen Straßendorf ſchon äußerlich gänzlich ab. 

Ebenſo ermangelte dem letzteren die bei deutſchen Siedelungen auf 
den erſten Blick ins Auge ſpringende Herrſchaft der geraden Linie. Die 
Dorfſtraßen der an Seen gelagerten Ortſchaften folgten ſtets den Krüm⸗ 
mungen der Ufer; aber auch den Dörfern im freien Gelände fehlte oft der 
gerade Straßenzug. Von dem ſchnurgeraden Abſchluß der Gehöftreihen 
an der Rückſeite nach der Feldmark zu war nichts zu merken. Der polniſche 
Bauer beſtimmte den Platz der Wohn- und Wirtſchaftsgebäude und die 
Tiefe des Hofgrundſtücks nach ſeinem Belieben, und wegen der ungleichen 
Tiefenentwicklung der Gehöfte erhielt der Dorfſaum eine ausgeſprochene 
Zickzacklinie ). Deswegen fehlten die Hinterwege; endlich vermißte 
man auch jegliche Planmäßigkeit bei den zu den Nachbarorten füh- 
renden Landſtraßen. Daß die Bauernhöfe durchweg viel unauſehnlicher 
und in der Anlage planloſer waren als die Gehöfte der deutſchen Bauern, 
konnte bei der Kleinheit der meiſten Beſitzſtellen und der Armlichkeit der 
Wirte nicht weiter verwunderlich fein. 

Das Verbreitungsgebiet des flawiſchen Straßendorfs in Oſtpreußen 
war nach Norden gegen die litauiſchen und nach Nordweſten und Weſten 
gegen die deutſchen Siedelungen ziemlich ſcharf abgegrenzt. Die Grenze 
verlief längs des Goldapfluſſes und der Angerapp bis zum Augerburger 
See; die weitere Grenzſcheide nach Weſten bis zum ſüdlichen Ermlande 
und der oberen Alle wurde bereits oben feſtgeſtellt. Nach Weſten bildete 
eine Linie die Grenze, die etwa von den Allequellen öſtlich an Neidenburg 
vorbei bis zur Landesgrenze führte. Während die öſtlich dieſer Linie liegen- 
den Ortſchaften Dankheim, Jablonken, Reuſchwerder, Roggen, Saddeck, 

3) Philipp a. a. O. S. 41 trifft in dieſem Punkt nicht das Richtige. 
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Ulleſchen, Wallendorf, Wientzkowen und Wychrowitz das Gepräge des 
echten Straßendorfs trugen, zeigten verſchiedene der weſtlich davon um 
Neidenburg, Hohenſtein und Soldau gelegenen Dörfer mehr oder weniger 
ſtark hervortretende Kennzeichen der deutſchen Siedelungsweiſe, z. B. 
Bartkenguth, Brodau, Borchersdorf, Fylitz, Frankenau, Kurkau, Kandien, 
Krokau, Pilgramsdorf, Scharnau, Skurpien, Gr. Tauerſee, Usdau, Mühlen, 
Thalheim. 

Am reinſten offenbarte fih die Form des Straßendorfs bei den zahl- 
reichen maſuriſchen Freidörfern. Es fei noch bemerkt, daß nicht ſämtliche 
Siedelungen Maſurens als ausgeprägte Straßendörfer zugeſchnitten 
waren. Ebenſo wie in den andern Landſchaften gab es auch hier Dörfer 
mit unregelmäßiger Planlage; manche näherten ſich mehr der Form des 
Haufen, andere derjenigen des Runddorfes. Gemeinſam blieb aber allen 
Ortſchaften Mafurens die ſtrenge Geſchloſſenheit der Siedelungsweiſe, 
die das Wohnen in zerſtreuten Gehöften nahezu ausſchloß. Sehr offen ⸗ 
ſichtlich kam das bei den Beſitzungen der adligen und kölmiſchen Freien 
zum Ausdruck, die nicht wie die vielen kölmiſchen Güter des Samlands, 
Litauens, Natangens und des Oberlandes ſelbſtändige Wohnplätze dildeten, 
ſondern faſt ausnahmslos zu Dörfern vereinigt waren. 


$ 64. Grund herrliche Siedelungen. 


Die bisherige Darſtellung beſchränkte ſich auf bäuerliche Wohnſtätten 
und berückſichtigte vornehmlich die Bauweiſe der landesherrlichen Dörfer. 
Wie ſtand es nun mit den Siedelungen der privaten Grundherrſchaften? 
Die adligen Gutsbeſitzer hatten ſowohl bäuerliche Stellen als auch grund⸗ 
herrliche Sitze und Vorwerke geſchaffen. Die reinen adligen Dörfer ge⸗ 
hörten nach ihrer Anlage zu den verſchiedenen Formen der eben betrachteten 
Dorfſiedelungen. Die urſprünglich der Landesherrſchaft gehörigen, ſpäter 
an adlige Herren gekommenen Dörfer zeigten je nach Abſtammung der 
Bewohner die Merkmale der deutſchen oder preußiſchen Siedelungsweiſe. 
Auch grundherrliche Gründungen zeigten in der Regel eine dieſer Grund- 
formen; vielen aber ging die ſcharfausgeprägte Siedelungsform ab. Die Höfe 
der bäuerlichen Hinterſaſſen hatten ihre Stelle dort gefunden, wo es dem 
Grundherrn am paſſendſten ſchien. Beſonders die kleineren privaten Dorf- 
ſiedelungen verrieten in ihrer Anlage etwas Unvollſtändiges und Unfertiges. 

Das galt namentlich von den meiſten der ſog. „gemiſchten Orte“, 
jenen Siedelungen, die in fih Bauernſtellen und gutsherrliches Vorwerk 
umſchloſſen. Ihre Planlage zeigte mit geringen Abweichungen das ſtetig 
wiederkehrende gleiche Bild. An den am Ende der Siedelung gelegenen 
herrſchaftlichen Hof ſchloß ſich die entweder nur einſeitig oder beiderſeits 
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mit bäuerlichen Gehöften beſetzte Dorfitraße. Unmittelbar neben dem Guts. 
hof, mitunter ganz abſeits von der Dorfſtraße, fanden die herrſchaftlichen 
Inſthäuſer ihren Platz. Nur felten lag der gutsherrliche Fronhof inmitten 
der Bauernhöfe, und zutreffendenfalls konnte daraus mit Sicherheit ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß feiner Begründung ein Legen der Bauernftellen 
vorangegangen war. 

Die Guts: und Domänenvorwerke glichen einander gar ſehr. Ihre 
ſtändige Grundform war ein allſeitig bebautes Viereck verſchiedenen Um- 
fangs. Drei Seiten wurden durch die Wirtſchaftsgebäude gebildet, unter 
denen das Brau- und Brennhaus beſondere Bedeutung beanfpruchte. 
An der vierten Seite ſtand das herrſchaftliche Wohnhaus oder bei Neben- 
vorwerken das Wohngebäude für Verwalter und Deputanten. Die Dienſt⸗ 
familienwohnungen fanden ihren Platz an der auf den Hof führenden 
Straße. Bei größeren Herrſchaftsſitzen lag das „Schloß“ melt abſeits des 
Wirtſchaftshofes, innerhalb des wohlgepflegten Parks. Die zahlreichen 
Wirtſchaftsgebäude, die Wohnhäuſer der Hofangeſtellten, Gärtner und 
Inſtleute und die mancherlei gewerblichen Anlagen dieſer Großvorwerle 
umſchloſſen oft eine ganze Straße, da ihrer für einen Hofring zu viel waren. 

Schließlich verdienen die abgelegenen Siedelungen und Einzelan⸗ 
lagen, teils vom Staate eingerichtet, teils Rittergutsbeſitzern gehörend, 
wenigſtens einer kurzen Erwähnung, wenngleich fie für das Geſamtſiede⸗ 
lungsbild ohne Belang waren. Außer den zahlreichen Forſthäuſern, Wald- 
wartſtellen und Jagdbuden gehörten dahin die Einrichtungen zum Be⸗ 
trieb landwirtſchaftlicher Nebengewerbe, wie Schäfereien und Milchbuden, 
ferner die verſchiedenſten Anlagen gewerblicher Art, z. B. Waſſermahl., 
Schneide, Öl- und Walkmühlen, Ziegeleien, Kalkbrennereien, Glashütten, 
Papiermühlen, Eiſen⸗ und Kupferhämmer, Teer, Daaget- und Aſch⸗ 
brennereien und Fiſcherbuden. 

Die gewerblichen Betriebe waren im 18. Jahrhundert nicht in dem 
Maße wie heute in den Städten zuſammengedrängt; erſt im Laufe der 
letzten hundert Jahre ſind ſie vom platten Lande größtenteils verſchwunden. 
Um 1800 befanden ſich in den ländlichen Bezirken Oſtpreußens 402 Waffer-, 
128 Wind., 76 Schneide- 18 ÖL, 51 Loh, 54 Walk. und 12 Papiermühlen, 
155 Ziegeleien, 82 Kalköfen, 6 Eifen- und 6 Kupferhämmer und eine Glas- 
hütte, in denjenigen Litauens 137 Waffer-, 132 Wind, 30 Roß. 22 Schneide · 
67 Ol, 41 Lohe, 16 Walt- und 5 Papiermühlen, 42 Ziegeleien, 788 Kalk. 
öfen, eine Eiſenhütte und 2 Kupferhämmer y. 
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2. Kapitel. 
Die Flurverfaſſung. 


$ 65. Die Flurgröße. 


Welchen Begriff verband man im gewöhnlichen Sprachgebrauch mit 
dem Ausdruck „Flur“? Streng genommen galt nur die einer bäuerlichen 
Gemeinde zugehörige und gemeinſchaftlich genutzte Feldmark als „Flur“, 
während der vom Gutsherrn oder Pächter im Großbetrieb bewirtſchaftete 
Grund und Boden ſchlechtweg als Vorwerks⸗ oder Gutsland bezeichnet 
und in Gegenſatz zu der „bäuerlichen Flur“ geſtellt wurde. Die folgende 
Betrachtung foll zunächſt und vorzugsweiſe der eigentlichen Gemeinde- 
flur gewidmet ſein. 

Für den Umfang der zu einem Dorfe gehörigen Ländereien gab es 
keinerlei Normalgröße. Im großen und ganzen entſprach die Flurgröße 
den eigenartigen Siedelungen des in den verſchiedenen Landſchaften vor- 
herrſchenden Volkstums. In Oberland, Ermland, Natangen und Sam- 
land war ein fundamentaler Gegenſatz zwiſchen deutſchen und altpreu⸗ 
ßiſchen Gemarkungen feſtzuſtellen. Zu den meiſten deutſchen Dörfern 
gehörten Feldmarken von 40 bis 80 Hufen Größe. Eine geringere Hufenzahl 
wieſen deutſche Dörfer nur ſelten auf; dagegen kamen Feldmarken mit 80 
bis 90 und noch mehr Hufen öfters vor . 

Die Feldmarken der von Stammpreußen begründeten Dörfer blieben 
in der Regel hinter dem Umfange der deutſchen Dorffluren erheblich 
zurück. Nur felten zählten fie mehr als 30 Hufen. Als Beiſpiel fei hier das 
Amt Brandenburg herangezogen, deſſen 16 Dörfer mit bäuerlichen Ein⸗ 
ſaſſen meiſtenteils nur 10 bis 20 Hufen umfaßten. Die Namen Liepnicken, 
Patranken, Perwilten, Pörſchken, Barſen, Schoiſchen, Sollnicken, Schwanis 
Wargitten u. a. verrieten deutlich die altpreußiſche Gründung. Den kleinen 
Siedelungen der Stammpreußen im Samlande entſprach die geringe Größe 
der Feldmarken ). 

Auch die von privaten Grundherren geſchaffenen Dörfer beſaßen 


1) Recht umfangreich waren einige ermländiſche Feldmarten; u. a. umfaßte Nos. 
berg 90, Siegfriedswalde 87%, Glottau 101, Open 104, Arnsdorf 120, Heinikau 113, 
Migehnen 105 Hufen. Im übrigen Oſtpreußen beſaßen Paterswalde 8414, Fürstenau 
b. Barten 85%, Eiſenberg 93, Liebwalde 9214, Hagenau 96 und Heinrichsdorf bei Soldau 
gar 125 Hufen. 

3) Die Gemarkungen von 15 ſchon mehrfach genannten ſamländiſchen Ortſchaften 
betrugen zufammen 214 Hufen, aljo umfaßte die einzelne Flur durchſchnittlich 147% Hufen 
Anſehnlicher waren die Feldmarken von Kl.-Dirſchteim mit 31, Cumehnen mit 32, Dru 
gehnen mit 2814, Mülſen mit 47 und Schmiedehnen mit 30 Hufen. 
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nur kleine Gemarkungen. Wo adlige Dörfer 40 und mehr Hufen umfaßten, 
handelte es ſich faſt immer um Anſiedelungen deutſcher Bauern, die aus 
landesherrlichem in privaten Beſitz gekommen waren. 

Auffallend gering war der Umfang der meiſten litauiſchen Feldmarken; 
ihre Größe lag in der Regel zwiſchen 10 und 20 Hufen. 33 Ortſchaften des 
Amts Danztehmen beſaßen zuſammen 477 Hufen 16 Morgen Land; 
alfo kamen im Durchſchnitt auf die Feldmark des einzelnen Dorfes 14% 
Hufen. Bei 32 Ortſchaften des Amts Dörſchkehmen mit zuſammen 664 
Hufen ſtellte fih die durchſchnittliche Größe der einzelnen Dorfgemarkung 
auf 2034 Hufen; es befanden fich darunter zwei Ortſchaften mit weit umfang- 
reicherer Bodenfläche, nämlich Dagutſchen mit 42 Hufen und Warningken 
mit 61 Hufen 16 Morgen. Dörfer mit derartig anſehnlichen Gemarkungen 
gab es aber nur ſehr vereinzelt; u. a. gehörten dahin Gillandwirſchen und 
Kellneriſchten im Amt Schreitlauken, Gr.⸗Kulligkehmen und Augſtupöhnen 
im Amte Grünweitſchen, Neuniſchken und Sterkeningken im Amte Ge- 
orgenburg, Galbrechtſchen und Unter⸗Eyſſeln im Amte Althof-Nagnit. 
Letztgenanntes Dorf hatte mit ſeinen 82 Hufen 21 Morgen die umfang⸗ 
reichſte Feldmark unter allen litauiſchen Ortſchaften. Es lagen davon 
aber 51 Hufen als Strauch und Hütung faſt ungenützt da, und ein ähnliches 
Verhältnis zwiſchen angebautem und wüſtem Lande beſtand bei den meiften 
Orten Litauens. Außerſt klein war in der Regel die Feldmark der an den 
Rändern der Forſten ſo zahlreich entſtandenen Schatullſiedelungen; ſie 
blieb oft unter 10 Hufen ). 

Weſentlich andere Verhältniſſe beſtanden in Maſuren. Entſprechend 
den ausgedehnten, oft von 20 bis 30 und noch mehr Höfen gebildeten Ort- 
ſchaften, waren auch die dazu gehörigen Ländereien recht umfangreich. 
In vielen Fällen ſtanden die Gemarkungen denen der deutſchen Koloniften- 
dörfer an Größe nicht nach. Im Amte Polommen gehörten zur Feldmark 
Gr.⸗Gablick 98, zu Gielen 80, Maſuchowken 102, Orzechowen 94, Pie- 
traſchen 89, Szeczinowen 79%, Widminnen 96%4 Hufen. Doch ſtanden 
weit geringere Teile der Flur unter dem Pfluge als bei deutſchen Dörfern. 

Schließlich ſei auch der gutsherrlichen Feldmarken kurz gedacht. Der 
zu einem Rittergut gehörende Grund und Boden wurde nicht immer von 
einer Stelle aus bewirtſchaftet; die geſamte Landfläche war in einzelne 
Vorwerke bzw. Dörfer aufgeteilt. Die dem einzelnen Vorwerk zugehörigen 
Ländereien bildeten eine Feldmark für ſich. Der Betriebsmöglichkeit 


) Das galt vornehmlich für den Litauischen Kammerbezirk und die oſtpreußiſchen 
Amter Lappenen, Laukiſchten, Mehlaufen und Sedenburg. Im übrigen Oſtpreußen 
gab es verſchiedentlich recht ſtark bewohnte Schalulldörfer mit umfangreichen Gemar⸗ 
tungen, jo Friedrichsdorf, Stampelten, Uderballen, Bieberswalde J, Beberswalde TI, 
Gr., und Kl.-⸗Jerutten, Sſchtenen, Biaffutten und Wallendorf. 
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waren vor 120 Jahren weit engere Grenzen geſteckt als heute, wo die lei⸗ 
ſtungsfähigeren landwirtſchaftlichen Maſchinen die einheitliche Bewirt⸗ 
ſchaftung ſehr großer Flächen ermöglicht haben. Sie war damals zumeiſt 
davon abhängig, ob für die Beſtellungs⸗ und Erntearbeiten ausreichende 
Scharwerksdienſte zur Verfügung ſtanden oder nicht. Die zahlreichſten 
Dienſtbauern gab es nun gerade in den litauiſchen Domänen; deshalb 
waren die dortigen Vorwerke in der Regel die bedeutendſten Großbetriebe 
der Provinz. Im Durchschnitt umfaßte ein litauiſches Domänenvorwerk 
1900 Morgen, alſo faſt 30 Hufen. 

In den adligen Beſitzungen gab es eine große Verſchiedenartigkeit hin⸗ 
ſichtlich des Umfangs der von einem Gut oder Vorwerk bewirtſchafteten 
Flächen. Nicht ſelten bildete ein 30 oder mehr Hufen großes Rittergut 
auch eine Gemarkung, die vom Gutshofe aus bewirtſchaftet wurde. Aber 
ein erheblicher Teil des Ganzen beſtand aus Waldungen, und die in Kultur 
befindlichen Acker und Wieſen machten kaum die Hälfte der Beſitzung aus. 
Bei den aus mehreren Vorwerken und Dörfern beſtehenden Gütern um- 
faßte der herrſchaftliche Sitz, das der ganzen Beſitzung den Namen gebende 
Hauptvorwerk, auch meiſtens eine beträchlichere Feldmark als die Neben- 
vorwerke. In der Hufenzahl des Hauptgutes waren aber außer dem land⸗ 
wirtſchaftlich genutzten Grund und Boden nicht ſelten auch die Waldungen 
einbegriffen. Die Nebenvorwerke umfaßten nur ausnahmsweiſe mehr als 
20 Hufen; ihre Größe lag gewöhnlich zwiſchen 6 und 15 Hufen. Es kam 
aber auch vor, daß beim herrſchaftlichen Sitz gar kein oder ein ganz unbe⸗ 
deutender Hofbetrieb vorhanden war und der Schwerpunkt des Gutsbe⸗ 
triebes in einem benachbarten Vorwerk lag). Nähern Aufſchluß in dieſer 
Sache verſchafft die Zuſammenſtellung auf S. 409. 


$ 66. Die Flureinteilung. 

Die Flurverfaſſung wurde ebenſo wie die Siedelungsweiſe durch 
volkstümliche Eigenart und Sitte beeinflußt. Doch hatten die von den 
deutſchen Anſiedlern ins Ordensland überbrachten Einrichtungen allmäh⸗ 
lich bei den fremdſtämmigen Bewohnern der Provinz Nachahmung ge⸗ 
funden und deren altüberlieferte Feldeinteilung und bewirtſchaftung mehr 
oder weniger ſtark beeinflußt und umgeſtaltet. 

Mit der altdeutſchen Agrarverfaſſung war der Begriff „Hufe“ unlösbar 
verknüpft. Der jedem einzelnen dem Herkommen nach zuſtehende Anteil 


1) Dafür einige Beiſpiele: Das Hauptgut Bandels war weit Heiner als das Vor- 
werk Bartelsdorf, Neuhof nur halb fo groß als das dazugehörige Roſtken; der „hoch⸗ 
adlige“ Sit Praſſen umfaßte nur 11, Schrengen nur 10 Hufen; Galben hatte 7, das 
dazugehörige Soſſehnen aber 12 Hufen; Sporwitten zählte 11 und das Vorwerk Tals- 
teim 23 Hufen. 
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Größenverhältniſſe einiger Rittergüter und ihrer 
Zubehörſtücke. 


I wdagageporige] dazugehörige | ysi, 
ENG ER KE ern 
9 Bemerkungen 


Name ku Sept Se Best ue Hufen 


Gapuftigall. . . 1044| 10 122 262 > 

Schloß Domnau 31 765 131 ſeinſchl. 15 Hufen Wald. 

Zoe SC 82 | 6 | e 167 

egen . 32 6 686124 

Worlenen 118 7 82 226 

Gr. Samrodt. 2 82 | 3 | 33 | 14 

Wildenhof . 245 | 14 |179 | 455 

Ponarien . 147 3 | 28 199 

Gr. Walde 43 4 | mad 117 

Sanditten . 46 101 6 25 175 | beim Hauptgut der 
x Wald einbegriffen. 

Delen, . 35 4 64 123 

Langheim 122 6 al 202 


an der im Gemeinbeſitz der Genoſſen befindlichen Gemarkung war ſo be⸗ 
meſſen, daß er ihm als Ertrag der Arbeit den Unterhalt ſeiner Familie in 
Ausſicht ſtellte ), und dieſer Anteil wurde als Hufe bezeichnet. Die Hufe 
war alſo „der Ausdruck des gleichartigen bäuerlichen Daſeins“, und dieſem 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller Dorfgenoſſen gemäß war auch im 
Ordenslande die Verteilung der dem Lokator zur Beſiedelung einge- 
räumten Landfläche vorgenommen worden. Die Aufteilung der Flur 
geſchah keineswegs durch einfache Zerlegung der Feldmark in gleiche Blöcke, 
entſprechend der Zahl der Berechtigten. Das war aus naheliegenden Grüne 
den unmöglich. Die Neuſiedelungen entſtanden in den allermeiſten Fällen 
auf Waldgelände. Dem einzelnen konnte die Zuweiſung ungerodeter 
zuſammenhängender Waldſtücke nicht erwünſcht ſein; denn ſeine Kraft 
reichte nicht aus, dieſen Beſitz allein urbar zu machen. Die Anſiedler ſahen 
ſich genötigt, durch gemeinſame Arbeit Stück um Stück der Gemarkung 
dem Anbau zu erſchließen. „Die Aufteilung der Flur fritt ſtets all- 
mählich vor.“ 

Wahrſcheinlich verfuhr man dabei alſo: Von dem erſten in einer 
beſtimmten Zeitſpanne gemeinſam für die Kultur gewonnenen Feldab⸗ 
ſchnitt erhielt jeder Anſiedler einen oder mehrere Streifen, ebenſo vom 
zweiten und dritten Abſchnitt und fo fort. In dieſer Weiſe wurde fortge⸗ 
fahren und dadurch der Beſitz des einzelnen an Ader- und Wieſenſtücken 


1) Meigen in Hdwb. d. St. V S. 489. 
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nach und nach vermehrt. Daß dieſe Arbeit aber ununterbrochen betrieben 
und jedem Bauer alſo im Laufe weniger Jahre der geſamte ihm zuſtehende 
Hufenbeſitz zugemeſſen worden wäre, iſt unwahrſcheinlich. Die noch nicht 
aufgeteilten Stücke der Feldmark blieben gemeinſchaftlicher Beſitz; an ihm 
beſaßen alle Wirte ein gemeinſames Nutzungsrecht. Nach und nach ge- 
langten weitere Flächen dieſes Gemeinlandes unter den Pflug und zur 
Verteilung an die Dorfgenoſſen. In Zeiten ſteigenden Wohlſtandes und 
wirtſchaftlicher Aufwärtsbewegung ſchritten die „Näumungsarbeiten“ 
ſchneller vorwärts; dagegen in kriegeriſchen Zeitläufen und andauernden 
Notſtandsperioden ruhten ſie vielleicht jahrzehntelang. So wird es er⸗ 
Hlärlich, daß noch im 18. Jahrhundert auf den meiſten Gemarkungen fort⸗ 
geſetzt neue Feldſtücke in die Aderflur einbezogen wurden. Die auf den 
Flurkarten öfter wiederkehrenden Bezeichnungen „Neues Feld“ und 
„Rodeſtück“ bewieſen das deutlich genug; bei manchem Feldſtück wurde 
geradezu bemerkt: „iſt vor einiger Zeit neu gerodet“ und ähnlich. 

Die Feldmarken der deutſchen Dörfer in Oſtpreußen waren ſomit 
ein ziemlich getreues Abbild der in Deutſchland allgemein herrſchenden 
Flureinteilung. Die zu einem Bauernhof gehörigen Acker, Wieſen uſw. 
lagen nicht in einem Plane zuſammen, ſondern zerſtreut in den verſchie⸗ 
denſten Teilen der Feldmark. Aus dem Nacheinander der Flurerſchließung 
entſtanden, erhielt ſich die vermengte Lage der bäuerlichen Ländereien und 
bildete jahrhundertelang einen weſentlichen Beſtandteil der Agrarverfaſſung. 
Bei den infolge Kriegs- und Seuchenverheerungen notwendig gewordenen 
Neuverteilungen der Flur wurde an dem überkommenen Zuſtand als 
einer allgemein gültigen Norm feſtgehalten. Nach und nach war die Mn- 
ſchauung herrſchend geworden, daß der Streubeſttz allein die völlige Gleich- 
heit aller Dorfgenoſſen verbürge. Eine Zerlegung der Feldmark in ein- 
heitliche zuſammenhängende Stücke mußte, der wechſelnden Lage und 
Beſchaffenheit des Bodens wegen, dieſer „kommuniſtiſchen“ Forderung zu⸗ 
wider ſein. 

Leitender Geſichtspunkt bei der Aufteilung der Flur war nunmehr 
der, unter den Genoſſen jeglichen Streit zu vermeiden. „Dauernder Friede 
war aber nur durch erſichtliche volle Gerechtigkeit, durch unleugbare Gleich- 
ſtellung der Gleichberechtigten zu erwarten. Nicht die wirtſchaftliche Zweck⸗ 
mäßigkeit, ſondern die genoſſenſchaftliche Friedensbürgſchaft ſtand im 
Vordergrunde“ e). Die Verzettelung der einem Grundſtück zugehörigen 
Ländereien über verſchiedene mehr oder minder zahlreiche Flurſtücke Tenn- 
zeichnete Harthaufen?) mit Rücksicht auf oſtpreußiſche Verhältniſſe aljo: 


2) Meigen g. a. O. S. 300. 
3) A. a. O. S. 236. 
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„Um Gerechtigkeit gegen Alle zu üben, mußte Jeder in jedem Felde einzelne 
kleine Stücke gutes, mittleres und ſchlechtes, nahes, entferntes und ganz 
entlegenes Land erhalten.“ 

Nach dieſem notwendigen Rückblick ſollen die im 18. Jahrhundert in 
Oſtpreußen beſtehenden Flurverhältniſſe näher erörtert werden. Es wurde 
gezeigt, wie die Flur zunächſt in eine größere oder geringere Zahl von 
Abſchnitten — die nacheinander dem Anbau erſchloſſenen Flurſtücke — zer 
legt worden war. Die Bezeichnung „Gewanne“ für dieſe Flurabſchnitte 
war zwar in Oſtpreußen nicht gebräuchlich; da fie fich aber in der Literatur 
allgemein eingebürgert hat, fo foll fie auch hier angewendet werden. Die 
alten Flurkarten ſprachen nur von „Feld- und Wieſenſtücken“, die alle 
mit eigenen Benennungen, den ungemein reich abgetönten „Flurnamen“ 
belegt wurden ). 

Die Gewanne waren untereinander nicht gleich groß. Am umfang- 
reichſten waren die in unmittelbarer Nähe des Dorfes gelegenen, zuerſt 
urbar gemachten „Hubenſtücke“ oder „Hofackerſtücke“; an der Gemar- 
kungsgrenze befanden fih die kleineren „Plätzer“. 

In jedem Gewann war dem vollberechtigten Dorfgenoſſen ſein Anteil 
zugemeſſen, ein oder mehrere ſchmale Streifen von beſtimmter Morgen- 
zahl. Bei der Zuteilung hatte nach altdeutſcher Gewohnheit das Los die 
Reihenfolge der Nachbarn beftimmt®). 

Gewöhnlich folgten bei den oſtpreußiſchen Feldmarken die Anteile 
der Genoſſen in allen Gewannen in der einmal feſtgelegten Reihe auf⸗ 
einander. Es hatte nur eine Ausloſung ſtattgefunden; die einmalige 
Eutſcheidung des Loſes blieb für die Zerlegung der weiteren Gewanne 
verbindlich. In zahlreichen Fällen aber hatte man dieſe Regel außer acht 
gelaſſen und das Los bei jeder Aufteilung beſonders geworfen, weshalb 
die Aufeinanderfolge der nachbarlichen Ackeranteile in den einzelnen Ge⸗ 
warmen wechſelte ). 

Mitbeſtimmend für die alte Flurverfaſſung war die durch die landwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebs. und Wirtſchaftsweiſe jener Zeit bedingte Zerlegung 
des Ackers in drei annähernd gleich große Felder, von denen in ſtetigem 
Wechſel das eine als Brache benutzt, das andere mit Winter- und das dritte 
mit Sommergetreide bebaut wurde. Die Anordnung der drei Felder bei 
den Feldmarken der deutſchen Niederlaſſungen verlieh der verhältnismäßig 


3) Die Flurbenennungen bezogen ſich meiſtenteils auf die Lage und Gelände- 
beſchaffenheit und lehrten deshalb mit geringen Abänderungen auf hunderten Feld- 
marken wieder, z. B. Rodes, Wald., Au-, Kirchen, Lehm., Roßgarten⸗, Mühlen-Feld: 
ferner Hafer-, Töpfer, Tannen, Fuchs., Krähen, Kreuz-Berg, Ellern., Brand-, Gall, 
Hirſch., Schlangen⸗Wieſe, Eichſtrauch, Hafenneft, Dachslöcher, Vogelſang uſw. 

Röhrich, E. 3. XVIII S. 317. 

3) So bei Lichtenhagen, Schwarzſtein, Kl.-Leusk. 
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recht verwickelten Flureinteilung eine überraſchende Klarheit und Über- 
ſichtlichkeit. In engſter Beziehung zur Längenentwicklung des Dorfes 
war die Ackerflur in ein Mittelfeld und zwei Außenfelder zerlegt. Das 
Mittelfeld erſtreckte ſich von den Längsſeiten des Dorfes beiderſeits nach 
den Gemarkungsgrenzen, wurde alſo durch das Dorf in zwei Blöcke ge⸗ 
ſchieden. Die Breite des Mittelfeldes entſprach der Längenachſe des Dorf- 
planes; bei der beträchtlichen Ausdehnung derſelben kam für das Mittel⸗ 
feld eine genügende Breite heraus. Je ſtattlicher die Längenerſtreckung 
der Siedelung, deſto breiter die Fläche des Mittelfeldes. Die beiden Außen⸗ 
felder berührten den Querſaum des Dorfberinges und nahmen die zwiſchen 
Mittelfeld und Gemarkungsgrenzen bzw. Gemeindeländereien befindlichen 
Flächen ein. Von den Dorfenden verliefen im rechten Winkel zur Längen⸗ 
achſe der Siedelung beiderſeits ſchnurgerade Rickzäune und grenzten jo 
das Mittelfeld von den beiden Außenfeldern ab. Sehr oft bildeten einge- 
zäunte Triften oder Landwege die Scheide zwiſchen den Feldern, woraus 
ſich die oben erwähnte Regelmäßigkeit der Linienführung bei den von den 
Dorfenden ausgehenden Straßen erklärte. Der beigegebene kleine Grundriß 
dürfte die Lage der einzelnen Felder zueinander und zum Dorf noch mehr 
verdeutlichen ). 

Abweichungen von dieſer den deutſchen Dörfern des Ordenslandes 
eigenen Aufteilung der Flur kamen nur da vor, wo die Dorſſtelle jo ſehr 
in die Nähe der Flurgrenze gerückt war, daß für ein „Seytenfeld“ nicht 
genügend Platz übrig blieb, oder wo natürliche Bodenverhältniſſe — Seen, 
Flußniederungen, ausgedehnte Brücher — die Durchführung behinderten ). 
Auch blieb in manchen Fällen bei geringer Längenentwicklung des Dorfes 
das Mittelfeld fo ſchmal, daß es den Seitenfeldern an Flächeninhalt mehr 
oder weniger nachſtand. Je weiter die Urbarmachung der Feldmark vor⸗ 
ſchritt, deſto mehr nahm dies Mißverhältnis zu und erheiſchte Abänderungen 
der urſprünglichen Anlage. Sie wurden bei einigen Dörfern in der Weile 
getroffen, daß die Grenzſcheiden des Mittelfeldes allmählich immer mehr 
auseinanderrückten und dadurch die dazwiſchenliegende Fläche nach hinten 
ſtark verbreiterten. Gewöhnlich aber zog man eines oder mehrere der 
äußerſten an das Mittelfeld anſchließenden Gewanne zu dieſem und er⸗ 
zielte jo den Ausgleich in den Größenverhältniſſen der drei Felder. Sehr 
ſelten entſchloſſen ſich die Dorfgenoſſen, mit der überkommenen Flur- 
einteilung zu brechen und die Lage der Felder zum Dorfe gänzlich anders 
zu geſtalten, ein Vorgang, den u. a. die Karte der Feldmark Schwarzſtein 
bei Raſtenburg veranſchaulicht. 

Zu jedem Felde gehörten mindeſtens 2, 3 und 4, oft auch 5 bis 8, ſehr 


9 gl. Ste s. 
) Dies war u. a. bei Horn, Heiligenwalde, Kunchengut und Muhlad der Fall. 
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jelten aber mehr Gewanne. Die Zerſplitterung der Feldmark hatte aljo 
im preußiſchen Kolonialgebiet nicht jenen Grad wie im mittleren Deutſch⸗ 
land erreicht). Andererſeits kam es bei deutſchen Dörfern in Ostpreußen 
auch nicht vor, daß die Felder aus ungeteilten Flächen beſtanden. Alle 
Dörfer, bei denen das zutraf, können mit Sicherheit den nichtdeutſchen 
Anſiedelungen zugewieſen werden). Der unmittelbar an den Dorſſaum 
ſtoßende Flurabſchnitt in jedem Felde, meiſt Längenſtück, auch wohl Huben ⸗ 
ſtück benannt, übertraf an Größe die andern Gewanne. In ihnen lagen 
die älteſten und wichtigſten Bestandteile der bäuerlichen Hufe; auf diefe 
Loſe bezog fih die Bemerkung im Vermeſſungsregiſter der wüſten Hufen 
des Amts Soldau, „das wenn ein ſtück Acker 8 oder 10 bethe breit iſt, ein 
Hubenſtück genannt und ſolches in allen drey Feldern“). Die Ackerſtreiſen 
in dieſen Gewannen verliefen meiſtens ſo, daß jeder Anteil vom Dorfe 
oder Wege aus zugänglich war, alſo „in die Länge“, weshalb ſie oft als 
„Längsſtücke“ benannt wurden. Zu einem Bauernerbe gehörten ferner 
in jedem Felde „noch andere ſchmalle, Kurtz und Querſtücke von unter⸗ 
schiedener Breite, zuweilen 5 bis 6 Stücke“. Die Beſchaffenheit der als 
Schmal-, Kurz- und Querſtücke bezeichneten Gewanne ift aus der Be- 
nennung erſichtlich. 

Die Feldmarken der ehemals von Stammpreußen beſiedelten Ort- 
ſchaften zeigten in der Regel eine mit der deutſchen im weſentlichen über- 
einſtimmende Flureinteilung, nur war die Zahl der Gewanne meiſt nicht 
ſo groß. Eine geſonderte Stellung nahmen aber die ſamländiſchen Dörfer 
ein. Hier hatte die Dreifelderwirtſchaft nicht Eingang gefunden, ſelbſt in 
manchen nach deutſcher Art begründeten Siedelungen nicht. Die meiſten⸗ 
teils wenig mehr als die Hälfte der Gemarkung einnehmende Ackerflur 
beſtand aus 6 bis 7 Feldern, und zu jedem gehörten wieder'mehrere Ge⸗ 
wanne. Alle diefe „Stücke“ hatten beſonderey meiſt altpreußiſche Namen); 


) Vgl. die Unmenge Gewanne in Cradenbach, Ober-Fiſchbach und Maden bei 
Meigen a. a. O. S. 235, 245 u. 200. 

J So die bei Meitzen a. a. O. S. 116, 144 u. 145 befindlichen Riſſe von Tolnigk, 
Venglitten und Bewernik 

3) K. St.. Dom. Kart. Nr. 2833. 

Es erſcheint geboten, hier mehrere der eigenartigen altpreußiſchen Flurbezeich. 
nungen wiederzugeben und fie jo der Vergeſſenheit zu entreißen. 1. Bezeichnungen für 
Aderftüde: Grabgens, Singies, Kabelment, Thermsnick, Made, Drescke, Meſtnick, 
Waywange, Lognick, Macte, Lengis, Muttis, Schmalcke, Zollau, Wirwe, Kaglien, Kaſtece, 
Wittaus, Pollwitt, Laaſe, Pertelcke, Bott, Lotadeyke, Tonacken, Ackeken, Dalaſten, 
Squodnje, Potale, Kopennke, Eſſemſed, Mantele, Galbeck, Gollen, Miggen⸗Rint, 
Schompte, Podgriew, Praute, Kadlicke, Miling, Nitſche, Davtte, Nepleck, Wöſeken, 
Marde, Leiswang, Klautt, Stodarlichs, Langen, Balde, Bing, Napen, Ringge, Jürg, 
Varbatſche, Proweid, Preiblad, Leckeck, Pragge, Keeſelauk. 2. Wald und Geſträuch: 
Lableck, Colle, Stablaule, Gerappe, Kauſten, Duth, Gerge, Schneege, Scatti, Klune, 
Barred, Polled, Weerthen. 3. Weide, Bruch und Unland: Görre, Lenten, Paſalſchfe, 
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die Benennung der Felder wurde gewöhnlich nach angrenzenden Dörfern, 
örtlichen Geländeverhältniſſen oder landwirtſchaftlichen Eingriffen ge- 
troffen). Innerhalb der einzelnen Stücke folgten die Ackerloſe fajt aus⸗ 
nahmslos in gleicher Reihe. Die Aufteilung der Fluren im 18. Jahrhundert 
ging oft ſehr weit; von Zuweiſung zuſammenhängender Stücke an die 
Dorfgenoſſen fand ſich keine Spur; nur die Mehrfelderwirtſchaft bildete 
ein weſentliches Unterſcheidungsmerkmal gegenüber der deutſchen Flur⸗ 
verfaſſung. 

Die Niederungsdörfer und manche Streuſiedelungen in den Ämtern 
Heydekrug bis Memel ausgenommen, herrſchte bei den litauiſchen Feld⸗ 
marken im 18. Jahrhundert überall die Dreifeldereinteilung. Doch fehlte 
ihnen ebenſo wie den meiſten Gemarkungen der preußiſchen und maſu⸗ 
riſchen Dörfer die Planmäßigkeit und Überſichtlichkeit der deutſchen Flur. 
Das litauiſche Dorf lag ſehr oft nicht in der Mitte der Feldmark, und wenn 
doch, ſo nahmen Hütung und Strauch einen beträchtlichen Raum ein. 
Die Acker berührten in der Regel nur von einer Seite die Siedelung; die 
drei Felder ſtießen mit ſchmaler Stirnfläche an den Dorfſaum und ver⸗ 
breiterten ſich keilförmig nach hinten. Die ſtets krumm und ſchief verlaufen⸗ 
den Grenzzäune, die das Säeland fortwährend unterbrechenden Wieſen⸗, 
Bruch- und Waldſtücke gaben den litauiſchen Gemarkungen den Stempel 
der Unfertigkeit und Rückſtändigkeit. Die Zerlegung der Flur war nicht 
jo weit gediehen wie bei deutſchen Siedelungen, doch im einzelnen mehr- 
fach abgeſtuft. Die zur Zeit der Görne-Waldburgſchen Arbeiten nach 
1720 maſſenhaft gefertigten Dorfriſſe verzeichneten bei ſehr vielen Dörfern 
nur eine einmalige Zerlegung jedes Feldes nach der Zahl der anfäffigen 
Wirte. Bei verſchiedenen Dörfern hatte ſich bis zum Ende des Jahrhun⸗ 
derts an dieſem Zuſtande nichts geändert. Es war wohl der Umfang des 
Säelandes erweitert, die alte Verteilung aber beibehalten worden. Der 
Ackerbeſitz jedes Wirts beſtand demnach nur aus drei Anteilen. Andere 
Dorffluren hatten zwar auch nur die einmalige Dreifeldereinteilung; aber 
die Zahl der Loſe war durch weitere Zerlegung erheblich vergrößert worden; 
nunmehr entfielen auf die bäuerliche Stelle in jedem Felde 5 bis 6 Streifen. 
Endlich gab es Dörfer mit mehreren Gewannen, ſelten aber mehr als zwei 
in jedem Felde, einem Längs- oder Hauptſtück und einem Heinen Querſtück. 


Schwentoje, Bloſe, Namioſt, Kolinthen, Mupiau, Peld, Elgepelck, Elſepelc, Truſchpelc, 
Elges, Preszul, Zelweck, Zinage, Schwengitt, Steppuhn, Coelen, Korint, Pange- 
4. Wieſen: Nonit, Sordell, Tramm, Drigeiten, Dredde, Macholle, Treine, Campat, 
Straſſe, Allnitten, Tromp, Podallen, Kintau. 5. Berge: Mapte, Saufen, Latt, Palants. 
6. Telche: Duth, Glaff, Alten, Rohrpelck. 

3) Auf der Feldmark Kuileim gab es ein Langendorfſches, Brasdorſſches, Bruch 
Hofacer-, Teiften- und Mühlenfeld. 
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Die Ackerloſe folgten bei litauiſchen Feldmarken ſtets in der einmal jefte 
geſetzten Weiſe; Ausnahmen kamen nur ſehr ſelten vor. 

Viele maſuriſche Feldmarken ähnelten in der Anordnung der Felder 
zum Siedelungsganzen bis zu einem gewiſſen Grade der deutſchen Flur. 
An die langgeſtreckten Straßendörfer ſchloſſen fih beiderſeits die Stücke 
des Mittelfeldes und an die Querſeiten die beiden Seitenfelder. Doch 
ging ihnen die peinliche Genauigkeit und Geradlinigkeit der Zaungrenzen 
zwiſchen den Feldern ab. Dazu fehlte den zahlreichen Gemarkungen der 
maſuriſchen Freidörfer die geſchloſſene quadratiſche oder rechteckige Form 
der deutſchen Feldmarken. Durch nachträgliche Erwerbung größerer Wald- 
ſtücke hatten die Feldmarken Ausbuchtungen und Anhängſel erhalten, 
wodurch der Dorfſtätte die einſtige zentrale Lage vollſtändig verloren 
gegangen war. Hierdurch und nicht weniger infolge der vielgeſtaltig in die 
Gemarkungen hineinragenden Seen wurde die Flureinteilung ungünſtig 
beeinflußt. 

Im übrigen entſprachen die Verhältniſſe der Flureinteilung jo ziem- 
lich denjenigen Litauens, beſonders hinſichtlich der Gewanne. Auch hier 
hatte bei zahlreichen Dörfern das deutſche Beiſpiel einer weitgehenden 
Aufteilung der Ackerflur Nachahmung gefunden. Doch war dem Grundſatz 
unbedingter Gleichheit der Genoſſen bei der Aufteilung der Flur in Litauen 
und Maſuren nicht im entfernteſten die Aufmerksamkeit geſchenkt worden 
wie in deutſch beſiedelten Bezirken. 

Beſonders erwähnt ſei hier noch die Verteilung der Flur bei dem 
Dorfe Retzken im Amte Oletzko. Auf der Gemarkung war im Laufe des 
18. Jahrhunderts die völlige Gemengelage eingerichtet worden. 1784 
wurde eine Auseinanderſetzung zwiſchen Kölmern und Scharwerksbauern 
nach folgendem eigentümlichen Grundſatz durchgeführt. Die Kölmer erhielten 
nicht, wie ſonſt allgemein üblich, zuſammenhängende Stücke zugemeſſen; ſie 
blieben auch weiter im Gemenge, aber nur unter ſich, nicht mit den Bauern. 
Es gab fortan einzelne kölmiſche und bäuerliche Gewanne. In erſteren 
folgten mehrmals die Anteile der 5 Kölmer, in letzteren diejenigen der 
7 Bauern. Nur in drei Gewannen folgten abwechſelnd die Loje der Kölmer 
und die der Bauern aufeinander. Jufolge dieſer weitgehenden Aufteilung 
gehörten zum Beſitz eines Bauern nicht weniger als 32 und zu dem eines 
Kölmers nicht weniger als 31 Streifen Landes. 

Die Frage nach den Flurverhältuiſſen jener Siedelungen, in denen 
bäuerliche Wohnſtellen dicht neben dem gutsherrlichen Vorwerk lagen, ift 
für Oſtpreußen verhältnismäßig leichter zu beantworten als für die weft- 
lichen Provinzen. Im Ordenslande hatte die Vermengung der bäuerlichen 
und herrſchaftlichen Ackerſtücke von alters her nicht in dem Maße ſtattgehabt 
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als anderswo. Im 18. Jahrhundert war die getrennte Lage des Vor- 
werks- und Bauernlandes die Regel h. 

Die meiſten Rittergüter beſtanden einerſeits aus geſchloſſenen Vor 
werken mit rein gutsherrlichen Ländereien, andererſeits aus ſelbſtändigen 
Dorfſiedelungen mit rein bäuerlicher Flur. Ausnahmen kamen allerdings 
oft genug vor, nämlich überall dort, wo die Junker infolge Bauernlegens 
innerhalb der Dörfer Herrenhöfe oder Vorwerke errichtet hatten, ohne die 
eingezogenen bäuerlichen Hufen aus der Gemeindeflur auszuſondern. 
Auch bei den im polniſchen Oberlande als Vorwerk mit Bauerndorf be- 
gründeten Siedelungen kam es häufig vor, daß gutsherrliche und bäuer⸗ 
liche Anteile „Stück um Stück“ lagen ). Die Vermengung von Nitter- und 
Bauernacker verſchwand ſeit 1770 an vielen Orten infolge Aufhebung der 
Gemeinheiten. Durch Auseinanderſetzungen beſeitigte man auch in ver⸗ 
ſchiedenen Amtern die Gemengelage der Domänenländereien und Bauern- 
hufen, beſonders in den Jahren 1800 bis 1806. 


$ 67. Flurzwang. 


Die vermengte Lage der bäuerlichen Grundſtücke bedingte die strenge 
Einhaltung feſter Normen beim Anbau der Flur. Dem einzelnen war 
die freie wirtſchaftliche Verfügung über feinen Grundbeſitz unmöglich ge- 
macht; er mußte die von der Geſamtheit der Genoſſen beobachteten Be- 
ſtellungs⸗, Ausſaat⸗ und Erntefriſten einhalten. Die Wirte konnten wegen 
Mangel an Zugangswegen nur durch gegenfeitige Überfahrts⸗ und Über- 
trittsrechte zu ihren Anteilen in den verſchiedenen Flurſtücken gelangen. 
Um nicht durch fortwährendes Betreten der nachbarlichen Loſe die Bebau⸗ 
ung zu hindern, mußte der Fruchtbau gemeinſchaftlich geregelt und in 
beſtimmten Terminen durchgeführt werden. Eine gleiche Wirkung übte 
die den Dorfgenoſſen zuſtehende „Weidegerechtigkeit“ aus, jenes Recht 
des Hütens der Dorfherde „auf allen Ländereien der Dorfflur, welche nicht 
ſtehende Früchte trugen, aljo Stoppel, Brache, Dreeſch“. 

Die Dreifelderwirtſchaft erleichterte die Einhaltung ſolcher Normen. 
Die ſämtlichen Flurſtücke und Loſe eines Feldes oder Schlages trugen 
entweder nur Winter- oder nur Sommerfrucht und mußten gleichzeitig 
beackert, beſät und abgeerntet werden. Beim Schulzen bzw. Grundherrn 
oder Pächter ſtand die anordnende Gewalt; von dieſen Stellen aus wurden 
die Bauern zu den erforderlichen Arbeiten aufgeboten. Der einzelne 
konnte ſich nicht davon ausſchließen, wollte er nicht Gefahr laufen, daß 
ſeine Stücke bei der Beſtellung übergangen wurden. Nach vollendeter 
Bearbeitung des Feldes durfte dieſes nicht mehr betreten werden, bis die 


1) Plehn, Forſch. XVIII S. 63. 2) Bal, oben S. 370. 
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Erntezeit herannahte und zur Bergung der Frucht geſchritten wurde. 
Auch von den Erntearbeiten durfte niemand wegbleiben, weil nach erfolgter 
Aberntung die Stoppelfelder der gemeinſam weidenden Viehherde der 
Dorfgenoſſen offenſtanden. Wer es verſäumt hatte, bei der Ernte mit 
Hand anzulegen, der mußte es fich gefallen laffen, daß feine noch ſtehende 
Frucht vom Vieh abgefreſſen und zertreten wurde. 

Alle mit der Dreifelderwirtſchaft zuſammenhängenden Tätigkeiten 
erfuhren ſo den Stempel der Geſetzmäßigkeit. Der einzelne hatte ſich 
unbedingt den Forderungen der Gemeinſchaft zu fügen. „Keiner hat bei 
der Felderwirtſchaft feinen eigenen Willen, folgt feinem Ingenium, fon- 
dern der gemeinſame Wille beherrſcht ihn“). Dieſe Unterordnung be- 
zweckte die gleichmäßige Förderung aller Glieder der Genoſſenſchaft; 
niemand ſchien dabei begünſtigt und niemand übervorteilt. Alle Genoſſen 
ſollten aus der gemeinſamen Wirtſchaftsweiſe den gleichen Nutzen ziehen; 
tatſächlich aber floß dieſer mehr den Ungeſchickten, Minderbegabten und 
Nachläſſigen zu als den Strebſamen und Fleißigen. Jene bewahrte ſie 
vor dem Zuſammenbruch; dieſen aber verwehrte ſie die Entfaltung ihrer 
Kräfte. Der Flurzwang unterband in Verbindung mit der Dreifelder⸗ 
wirtſchaft jeglichen wirtſchaftlichen Fortſchritt; ſolange er in Geltung 
blieb, konnte bei den Dorfgenoſſen weder offenſichtlicher Reichtum noch. 
drückende Armut aufkommen; er bewirkte einen nahezu gleichmäßigen 
Vermögenszuſtand aller Bauern. 


$ 68. Gemeinſchaftliche Ländereien (Allmenden). 


Gewiſſe Teile der Flur verblieben ungeteilt der gemeinſchaftlichen 
Nutzung als Wald, Wieſe, Weide, Fiſchteich, Torfbruch, Lehm⸗ und Sieg, 
grube. Die Anſicht, als ob dieſer in Deutſchland allgemein als „Allmende“ 
bezeichnete Gemeinbeſitz in Oſtpreußen nicht vorhanden geweſen ſei, iſt 
irrig?). Die meiſten kölmiſchen und königlichen und auch manche adligen 
Dörfer hatten derartige Flächen aufzuweiſens). Allerdings fehlte der 
Ausdruck „Allmende“ in unſerer Provinz; aber der in den Dorfgemarkungen 
vorhandene nicht aufgeteilte Grund und Boden wurde in gleicher Weiſe 
wie die Allmenden im weſtlichen Deutſchland genutzt und war ihnen daher 
gleichzurechnen. 


1) Haxthauſen a. a. O. S. 237. 

Plehn, Forſch. XVII S. 394 ſagt: „Die Allmende fehlt in Preußen ebenſo wie 
in Schleſten; fie wurde durch Weide- und Hütegerechtigletten auf grundherrlichem Boden 
erſetzt“. e 
3) So auch Skalweit a. a. O. S. 145: „An der zur Dorfmark gehörenden All 
mende, dem Weideland und Gemeindewald hatte jeder Dorfgenoſſe das gleiche Nutzungs⸗ 
recht“. 

Stein, Die Ip, Verſaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Inſt. f. Oft. W. Geits. 27 
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In manchen Fällen handelte es fih nur um unbedeutende Flurſtücke, 
Teiche, Lehm- und Kiesgruben; meiſtens aber ſtellten diefe Gemeinde- 
ländereien recht anſehnliche Flächen dar. Manchmal ſtanden ſie unter dem 
Pfluge und erfuhren eine gemeinſchaftliche Beſtellung und Verteilung 
der Erträge. Gewöhnlich waren es unbebaute Gemarkungsſtücke, Wälder, 
Torfbrüche, Weideplätze und Flußwieſen, deren Nutzung nicht den bäuer- 
lichen Wirten allein vorbehalten blieb, ſondern auch andern Dorfbewohnern, 
Eigenkätnern, Handwerkern und Losleuten, freigeſtellt werden konnte. Noch, 
heute erinnern die an zahlreichen Orten erhaltenen Ausdrücke „Palwe“, 
„Hegewald“, „Gemeindewald“, Kienbruch“, „Heide“, „Freiheit“ an einſtige 
nicht aufgeteilte „Gemeinheiten“. 

Am umfangreichſten waren gewöhnlich die Weideländereien oder 
Hütungen, beſonders die auf den ſamländiſchen Gemarkungen befind- 
lichen „Palwen“. Der Nutzungsgewinn dieſer Weideflächen ſtaud meiſt 
in kläglichem Verhältnis zu ihrer Ausdehnung; ſie zeigten neben magerem 
Graswuchs nur niedriges Geſträuch, verkrüppelte Kiefern und Kaddid- 
dickichte, beſtanden teilweiſe auch aus unzugänglichem Bruch- und Sumpf- 
boden und gaben dem Vieh nur kärgliche Nahrung. Als Allmende konnten 
auch die bei königlichen Dörfern nicht ſeltenen „Übermaßländereien“ 
gelten. Die bei Neuvermeſſungen innerhalb der Dorfgrenzen feſtgeſtellte 
Hufenzahl übertraf oft das in der Gründungsurkunde den Anſiedlern zu⸗ 
geſicherte Land, und dieſer Überſchuß ſtand rechtlich der Landesherrſchaft 
zu und mußte von den Dorfgenoſſen beſonders verzinſt werden. Meiſtens 
blieb das ausgemittelte Übermaß geſondert liegen und erfuhr als Gemeinde⸗ 
land eine Nutzung durch die geſamte Dorſſchaft. Beſonders im Ermlande 
beſtand die Gewohnheit, das nebenbei zu verzinſende Übermaßland als 
Wald oder Weide gemeinſchaftlich zu nutzen ). In dieſer Landſchaft waren 
Allmendeländereien ebenfo zahlreich als umfangreich; Gemeindeäcker und 
Hegewälder machten etwa ¼ der Dorfgemarkungen aus ). 

Ahnlich lagen die Verhältniſſe in den Ortſchaften des Litauiſchen Ram- 
merbezirks. Die Übermaßländereien verdankten dort ihre Entſtehung den 
öfter berührten Wiederherſtellungsarbeiten nach der Peſtzeit und zwar der 
eigenartigen Zumeſſung des von den Bauern zu verzinſenden Landes. 
Indem ihnen nur das reine Säeland zugerechnet wurde, blieben weite 
Strecken der Feldmarken ſozuſagen herrenlos liegen und dienten den Dorf- 
bewohnern zur gemeinſamen Weide, Streu- und Holznutzung. Es geſchah 
dies anfänglich, da die Bevölkerung in dieſer Provinz noch dünn war, 
mit ſtillſchweigender Genehmigung der Kammer ohne jeden Entgelt; 
denn einen rechtlichen Anſpruch auf die Nutzung der ausgeworfenen Län⸗ 


2) Möbrich, €. 3. XIII S 80%, 810, 870 ufm. 
3) DO d. a. O. 
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bereien beſaßen die Bauern nicht. Als dann feit der Mitte des Jahrhun⸗ 
derts die Menſchenzahl wuchs und damit auch die Nachfrage nach Land 
eine regere wurde, verteilte die Kammer die wüſten Plätze der verſchie 
denen Feldmarken zu freien erblichen Rechten an die zahlreich ſich melden⸗ 
den Annehmer. Der für das wüſte Land geforderte, anfänglich ſehr niedrige 
Zins ſtieg mit zunehmender Nachfrage höher und höher; deshalb begann 
man es zu verſteigern ) und erzielte dabei im Durchſchnitt 15 bis 20 Ntl. 
Zins für die oletzkoiſche Hufe. So entſtanden beſonders in den 70er und 
80er Jahren überall die erbfreien Beſitzungen. Behielten die altanſäſſigen 
Bauern die ausgeworfenen Ländereien weiter in gemeinſchaftlicher Nutzung, 
fo ſtellte die Kammer ihnen über dieſes beſonders verzinſte Gemeindeland 
ebenfalls Erbverſchreibungen aus. Welche beträchtliche Ausdehnung viel- 
fach die Gemeindeländereien im Litauiſchen Kammerbezirk aufwieſen, ver- 
anſchaulicht die von Krug übernommene Tabelle ). 


Gemeinſchaftlich werden genutzt 
Dorfer Amt vn Zriften und | Wold und | Summa 
d Wieſen | Hutung land Strauch 
Don. Nut. Nan Rut.| Man. | Rut. | Man. | Rut. | Man. Nut. 
n N 

Gogleninten - -| Bratupönen | 815 27 24% 4% % | 3j — | — 700 146 
Lallweitſchen ] Bredauen 4 45 74 4 93 175 1748 137 2595 161 
Jenkuttampen .] Kattenau 548 | 125 | 315 105 99 | 158| 728 167 1033 15 
Schilleningten ] dgl. 408 | 106 | s14 | 139 8 | 5 — — 1272 70 
Battupöhmen. . Kaſſtgtehmen] Zusammen an Wieſen, Triften, Bruch, unland | 1320 113 
Soutien . dgl. Go 9470 — 
Buttkuhmen goen dal. me | — 
Sörtihten “ dal. dal, 2460| — 
Mierunsken Czychen dal. 4277 179 
Wiersbowen . Ezimochen dgl. 2081 38 
N.-Dleblo. . . dgl. dgl. 2161 75 


Die Oſtpreußiſche Kammer überließ einzelnen in ihrem Vermögens- 
zuſtande Dart zurückgebliebenen Dorſſchaften in dem an Polen grenzenden 
Landſtrich ſog. „Hülfsländereien“ gegen einen geringen Zins zur gemein- 
ſchaftlichen Nutzung und vermehrte fo die Gemeinheiten ftellenweife ganz 
erheblich. Es erhielten z. B. im Amte Hohenſtein Kurken 1781 gegen 45 Nil. 
jährlichen Zins 1103 Morgen und Perſing 1785 gegen 68 Nil. Zins 1042 
Morgen. Die meiſten „Hülfsländereien“ befanden ſich bei den Dörfern 
der Amter Neidenburg und Ortelsburg; fie brachten aber den verarmten 
Bauern nur geringen Vorteil, da fie größtenteils aus unkultiviertem Fort- 
boden beſtanden. Die von den Forſtbehörden in Maſuren und nicht minder im 
Ermlande den angrenzenden Ortſchaften überlaſſenen „Scheffelplätze“ — 


1) Jahrb. der preuß. Mon. 1801 S. 203. 3) Krug, Staatswirtſchaft S. 328 ff. 
Sie 


— 420 — 


gerodete Waldſtücke zur Beackerung und Ausſaat einiger Scheffel — wurden 
in der Regel von einzelnen Aunehmern und nicht von der Dorſſchaft genutzt. 

Eine Sonderſtellung unter den Gemeindeländereien nahmen die zu 
den königlichen Dörfern gehörenden Wälder ein, weil deren Nutzung ſeit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts nicht weiter dem freien Ermeſſen der be- 
teiligten Dorfgenoſſen überlaſſen blieb, ſondern durch ſtaatliche Aufſicht 
geregelt wurde. Bei vielen Dörfern nahm der Waldbeſtand ein Viertel 
und mehr der geſamten Gemarkung ein. Er hatte jahrhundertelang den 
Bedürfniſſen der Dorfbewohner nach Bau-, Brenn- und Nutzholz gedient. 
Infolge des unwirtſchaftlichen Verbrauchs befanden fi viele Dorfwal⸗ 
dungen in einem verwahrloſten Zuſtande, vornehmlich dort, wo die Bauern 
aus dem Holzverkauf ſich eine Einnahmequelle zu verſchaffen gewußt 
hatten. Der gänzlichen Verwüſtung der bäuerlichen Waldungen ſuchten 
die Kammern Einhalt zu tun, indem die freie Verfügung darüber mancherlei 
Einſchränkungen unterworfen wurde. Seit 1749 bedurften die Bauern, 
die aus ihren Waldungen Holz in die Städte verkaufen wollten, eines vom 
Förſter und Domänenbeamten ausgeſtellten Paſſierſcheines, der den 
ſtädtiſchen Torſchreibern vorgelegt werden mußte y. 

Sehr viel Holz verbrauchten die Bauern für die Abzäunung ihrer 
Baum-, Roß- und Kälbergärten, Triften und Felder. Für dieje Zwecke 
wurde gerade das junge Holz maſſenhaft verwendet; Diebſtähle in den 
Landesforſten waren an der Tagesordnung. 

Die umfangreichen königlichen Waldungen hatten durch ſchranken⸗ 
loſen Raubbau in früheren Zeiten derartig gelitten, daß um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts außerordentliche Maßnahmen zur Schonung des 
Baumbeſtandes ſich als notwendig erwieſen. Abgeſehen von den die 
Wälder ſtark verwüſtenden Forſtdiebſtählen, taten auch die zahlreichen 
Berechtigungen der Adligen?) und Kölmer auf Bau- und Brennholz, die 


3) K. St.- A. Dom.⸗Reg. Fach 640 Nr. 52a, 

d Das „hochadlige“ Gut Gr.⸗Peiſten erhielt feinem Privileg gemäß jährlich 
10 Achtel Brennholz und 60 Stuck Bauholz aus der königlichen Forſt. 1744 gab die 
Oſtpreußiſche Domänenkammer der Gutsherrſchaft bekannt, daß die Lieferung nur 
fo lange währen könnte, als es mit der Erhaltung der Pr. Eylauer Forſt zu vereinbaren 
wäre. Es könnte nicht zugegeben werden, daß durch die zahlloſen Berechtigungen die 
Landesforſten ganz verwüjtet würden (Grünes Hausb.). — Noch 1697 war dem Herrn 
von Greypen auf Capuſtigall (heute Waldburg) freies Bau- und Brennholz aus den 
Tapiauſchen oder Georgenburgſchen oder Inſterburgſchen Waldungen verſchrieben 
worden als Entgelt für die Ausübung der Hofjagden auf feinem Gut. Für die kurfürſt⸗ 
lichen Hehiagden wurde fo ein zuſammenhängendes Jagdrevier zwiſchen dem Amte 
Brandenburg und Königsberg geſchaffen (K. St. A. Adelsarch. v. Muehlheim). — Die 
Holzknappheit veranlaßte 1805 die Kgl. Preuß. Ob.⸗Holz- Kämmerei zu der Belannt⸗ 
machung, daß in den nächſten 8 Jahren jährlich 5400 Achtel Brennholz zum Königsberger 
Holggarten geliefert werden follten, „jedoch unter der Bedingung, daß von dieſem zu 
liefernden Holz⸗Quanto nicht das geringſte aus den Oſtpreußiſchen oder Preuß.-Litthau⸗ 
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Lieferungen an die Domäneneinſaſſen, die Unterhaltung der Amts- und 
Vorwerksgebäude und die Gewährung des Deputatholzes an Staats- 
beamten den Forſten in manchen Gegenden ſtarken Abbruch. Am ſchlimmſten 
ſtand es mit den Wäldern des Samlandes. Das von Heinrich von Plauen 
1413 erteilte erſte „Sambländiſche Privilegium“ ) hatte den „Samen, 
die auf Sambland wonen und Iren nachkomlingen zu ewigen Zeiten“ 
nicht allein freie Fiſcherei im Kuriſchen Haffe geſtattet, ſondern auch das 
nötige Brenn- und Bauholz und freie Weide in den ſamländiſchen Forſten 
gewährt. Ziele befanden ſich in einem jo traurigen Zuftande, daß fie 1753 
auf 10 Jahre jeglicher Nutzung entzogen werden mußten, welche Maßregel 
1763 wegen der übeln Wirtſchaft der Nuffen für weitere 10 Jahre erneuert 
wurde . 

Um dem maßloſen Holzverbrauch vorzubeugen, erging von der Königs⸗ 
berger Kammer ein Rundſchreiben vom 3. April 1764 an alle Domänen- 
und Forſtbeamten ). Es machte darauf aufmerksam, daß „aufs neue die 
ſog. Staukelzäune, welche aus lauter geſpaltenen Rückſtämmen beſtehen, 
und wozu das beſte junge Holz teils aus den Bauernwäldern genommen, 
teils aus den königlichen Forſten geſtohlen wird, in Gebrauch gekommen 
ſind, ja daß ſogar einige Dörfer ſich unterfangen, ihre Felder abzuzäunen 
oder auch wenigſtens lange Triften mit Zäunen zu verſehen, um ente 
weder gar keine Hirten halten zu dürfen oder aber dieſen einige Mühe zu 
nehmen ...“ Fortan durfte fih niemand unterſtehen, ohne Anmeifung 
des Förſters etwas vom Stamme zu hauen; Zäune aus Rickſtämmen 
ſollte der Domänenbeamte in den Dörfern nicht dulden). Die Dorfs⸗ 
waldungen wurden ganz unter die Aufſicht der benachbarten königlichen 
Forſtbeamten geſtellt. Als Vergütung für die Aufficht der privaten Wal- 
dungen wurde ihnen gemäß Kammerverordnung vom 14. September 


iſchen Wäldern hergenommen werde, damit nicht der hiefige Holz-Fonſument darunter 
leide“. Die Unternehmer müßten das Holz „Lediglid) aus den Ruſſiſchen oder Neue 
Oſtpreußiſchen Wäldern herbeyſchaffen “. 

1) Toeppen, Standeakten I ©. 223. 

3) K. St. A. Oftpr. Fol. 14796. 

3) Ebenda. 

J Die Behörden gaben Déi alle Mühe, die Bauern zur Anlage von Steinmauern 
und Hecken ſtatt der Holzzäune zu bewegen, und in den öffentlichen Blättern wurden 
für die Befolgung jener Anregung namhafte Geldpreiſe ausgeſetzt. Aber der Erfolg 
blieb im großen und ganzen recht beſcheiden, und nur hier und da konnten die verſprochenen 
Belohnungen ausgezahlt werden. U. a. wurden 1785 prämitert „die Gemeinde zu 
Friedrichswalde im Seheſtenſchen Ereyje wegen der um ihre Gärten und Felder ge- 
zogenen Feldſteinmauern von 453 Culmiſche Ruten lang, 375 Fuß hoch“, der Dber- 
amtmann Kruſe zu Gr. Blandau, die Dörfer Löwenthal, Jacubinnen, Johannesberg 
und Kl.-Blandau und „der Cammerpräſident von Oſtau zu Lablacken wegen der auf 
feinen dortigen Gütern ftatt der Zäune angefertigten Feldſteinmauer von 229 Ruten 
8 Fuß überhaupt“ (bg. Int.-Zett.). 
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1789 der vierte Teil der Strafgelder und bei dem zum Verkauf beftimmmten 
Holze vom Stammgelde 24, Gr. auf den Nti. zugebilligt. 

Den Kölmern blieb vorderhand der Verkauf ihres Holzes freigeſtellt; 
da fie aber „jego ganze damit beladene Wittinnen nach den Städten bringen“, 
wurden auch ihre Wälder unter Aufſicht geſtellt und ein Paſſierſchein von 
ihnen verlangt). Im Jahre 1779 ſtellte die Königsberger Kammer ein 
Verzeichnis aller Dörfer mit eigenen Waldungen auf und ſetzte zugleich 
die Holzmenge feſt, die die einzelnen Gemeinden aus ihren Waldungen 
jährlich verkaufen durften. Am zahlreichſten und bedeutendſten waren die 
Dorfwälder in den Amtern Saalau, Tapladen, Tapiau, Labiau, Nen- 
haufen, Kragau, Friedrichsberg, Kobbelbude, Brandenburg !. 

Die meiften ermländiſchen Dörfer beſaßen eigene Waldungens); zu 
vielen gehörten die ſog. Zinswälder ). Sie waren, wie ein Bericht des 
Forſtbeamten in Guttſtadt 1789 auseinanderſetzte, „ehedem bei holzreichen 
Zeiten von den damaligen regierenden Fürſtbiſchöfen oder deren Md- 
miniſtratoren an gewiſſe Dorfſchaften gegen einen jährlichen Canon von 
ordinair 1 Mk. oder 20 Gr. p. Gube unter gewiſſen Bedingungen“ ent- 
weder in Zeitpacht gegeben oder käuflich überlaſſen worden‘). Die Be⸗ 
dingungen, unter denen die Nutzung dieſer Waldungen geſchah, waren 
verſchieden. Einzelne Ortſchaften beſaßen das uneingeſchränkte Nutzungs- 
recht; manche durften lediglich Brennholz, andere auch Bauholz daraus ent⸗ 
nehmen, jedoch nur für den eigenen Bedarf. In vielen Fällen hatte ſich 
die Landesherrſchaft das Bauholz ſelbſt vorbehalten; verſchiedentlich for- 
derte ſie dafür von den Dörfern den halben Preis. 

Nach Verluſt der Selbſtändigkeit des Bistums wurde von den preu- 
Sichen Behörden die Aufſicht über die Waldnutzung auch auf die erm- 


3) Paſſierſchein: „Vorweiſer dieſes, der Cöllmer Carl Bartſch aus Fuchsberg, 
Amts Üderwangen, hat die Erlaubniß, 8 Fuder weich Holz, welches aus dem eigenthüm⸗ 
lichen Fuchsbergſchen Walde genommen und daraus entbehrt werden kann, nach Königs- 
berg zum Verkauf einzubringen, und muß dieſes Holz nicht unter der Taxe des Königl. 
Holz-Gartens verkauft werden.“ Signatum Königsberg, den 22, Januaryi 1781. Königl. 
Oſtpr. Krieges- und Domänen⸗Cammer. 

3) Wie ansehnlich oft die Gemeindewälder geweſen fein müſſen, laſſen die zum 
Verkauf freigeſtellten Holzmengen erkennen. Es durften jährlich verkauft werden von 
den Wirten zu Weißenſee 65, zu Nickelsdorf 66, zu Grünhain 60, zu Michelau 62, zu 
Gr.-Lindenau 73, zu Grünlinde 89, zu Pregelswalde 110 und von dem Kölmer zu Rodel- 
teim 66 Achtel. 

3) Kolberg, E. 3. X S. 107: „Alle Dörfer haben Wald. 
gehören zu den ausgeworfenen, in den Privilegiis enthaltenen Hı 

) K. StA. Dom.-Neg. Fach 640 Nr. 53a und b. 

d Aus der den Akten beigelegten Abſchrift der Verſchreibung des Zinswaldes 
zu Open fei folgendes erwähnt. Bischof Stanislaus verkauft 1566 „allen Einſaßen 
unſeres Dorfes Open” vier Waldhufen vom wüſten Gütlein Kl.-Kropitten „ewiglich zu 
beſitzen um 200 Mart und 1 Mk. jährlichen Zins von der Hufe. Das zum Bau ver- 
wendbare Holz behält er ſich vor. 5 


Dieſe Holzungen 
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ländiſchen Dörfer ausgedehnt. Der größte Teil der Zinswälder war ſehr 
verwüſtet, von ſtarkem Holze faſt ganz entblößt und beſtand nur noch aus 
Strauch. Anfänglich wollten fich die Bauern die Einſchränkung der Wald- 
nutzung nicht gefallen laffen, indem fie geltend machten, daß fie ja die 
Wälder beſonders verzinſen müßten ). Nach und nach erhielten die Orts 
ſchaften Erbverſchreibungen, die Zinswälder zu erb- und eigentümlichen 
Rechten gemeinſchaftlich nutzen zu dürfen, jedoch mit dem Vorwiſſen des 
Amts und des Förſters. Der Verkauf des Holzes blieb von der Genehmi⸗ 
gung der Kammer abhängig. Die Behauptung der Bauern einzelner 
Amter, daß Kölmer, Schulzen und Hochzinſer an den Zinswaldungen 
rechtlich keinen Anteil hätten, da ſelbige nur den Scharwerksbauern zur 
Unterſtützung eingeräumt ſeien, erwies ſich als unzutreffend. Es ſtellte 
ſich heraus, daß auch die im eigentümlichen Beſitz der Höfe befindlichen 
Einſaſſen ſeit älteſten Zeiten an den Waldnutzungen teilgehabt und auch 
zum Zins beigeſteuert hatten. 

Die Zinswälder hatten manchmal einen bedeutenden Umfang. Im 
Amte Heilsberg gab es deren 10, die zuſammen 94 Hufen umfaßten; die 
10 Zinswälder im Amte Mehlſack waren 45 Hufen groß. Der Domänen- 
beamte von Frauenburg berichtete, daß es in ſeinem Amte keine gemein⸗ 
ſchaftlich genutzten Dorfwälder gäbe, ſondern daß ſowohl Kölmer als auch 
Bauern ihre Stücke für fih innerhalb ihrer Hubenſchläge beſäßen. Derartige 
Waldungen befanden ſich bei 9 Dörfern und waren zum Teil recht an- 
ſehnlich. Ziele 9 Dörfer erhielten die Genehmigung, von ihrem Wald- 
beſtande jährlich zu verkaufen: 270 Achtel Brennholz, 63 Stück Schneide- 
holz, 66 Balken, 290 Stück gemeines Bauholz, 28 Eichen und 98 Buchen 
zu Felgen, ferner für fich zu verbrauchen: 166 Achtel Brennholz, 63 Stück 
Schneideholz, 59 Balken, 306 Stück gemeines Bauholz, 30 Eichen und 38 
Buchen. 


§ 69. Aufhebung von Gemeinheiten). 


Bei der altüberlieferten Wirtſchaftsverfaſſung war der einzelne Grund- 
beſitzer „durch die unwirtſchaftliche Lage feiner Grundſtücke und die Grund- 
gerechtigkeiten an den Betrieb ſeiner Nachbarn gebunden und ſo oft 
verhindert, den Fortſchritten der Landwirtſchaft zu folgen“). Bereits 
in der Mitte des 18. Jahrhunderts erhoben die Staatswwirtſchaftler die 
Forderung, den beſtehenden Übelſtänden „durch eine beſſere Feldeinteilung 


1) Es entrichteten an Zins Braunswalde für 272 Man. 5 Mil. 30 Gr., Gottken 
für 340 Mgn. 2 Rtl. 20 Gr., Woritten für 543 Mon. 1 Ntl. 70 Gr., Langwalde für 150 Mon, 
4 tl. 40 Gr., Freudenberg für den einen 300 Man. großen Wald 2 Ntl. 80 Gr. und für 
den zweiten 180 Mon. großen 1 Ntl. 30 Gr. 

a) eh. St. A. Gen.-Dir. Oftpr. Mat. Tit. 54 Seit. 1. 

3) Großmann im Hdw. d. St. IV S. 630. 
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abzuhelfen“. Friedrich II. hat zuerſt in Deutſchland geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen dazu ergriffen. Er wollte die Gemeinheitsteilung nicht allein 
auf den Gemeinbeſitz der Genoſſen, die Allmende, beſchränkt wiſſen, fon- 
dern auch zugleich die Aufhebung aller den landwirtſchaftlichen Betrieb 
hemmenden Berechtigungen und die Beſeitigung der Gemengelage durch 
die Zuſammenlegung der Grundſtücke durchgeführt ſehen. 

Am 20. Juli 1765 erhielt die Königsberger Kammer die Anweiſung, 
die Auseinanderſetzung der Gemeinheiten aufs angelegentlichſte zu be- 
treiben und dazu das Erforderliche zu verfügen. Die dabei Beteiligten 
ſollten dahin verſtändigt werden, daß ihnen die Aufhebung der Gemein- 
heiten zum eigenen Beſten gereichen würde. Der König ſei durchaus nicht 
geſonnen, die geteilten Stücke mit neuen Laſten zu beſchweren. 

Ein Rundſchreiben vom 22. April 1766 an alle Juſtiz⸗Kollegien und 
Domänenkammern verbreitete fid) ausführlicher über die bei dem Ber- 
fahren zu beobachtenden Geſichtspunkte. Die Gemeinheitsaufhebung 
verfolge den Zweck, die Verbeſſerung der Acker- und Wieſenkultur und die 
Verſtärkung des Viehſtandes herbeizuführen. Von der Gemeinheits⸗ 
teilung feien auszuſchließen: 1. gemeinſchaftliche Jagd., Fiſcherei ⸗ und 
Holzgerechtigkeiten, 2. die Patrimonia civitatum, aljo Stadt und Dorfs⸗ 
wälder, wobei das Eigentum nicht einzelnen Individuen, ſondern einem 
Gemeinweſen zuſtehe, 3. die Hütungen in Heiden und Holzungen, 
ſofern es auf Verbeſſerung der Felder, Wieſen und Grasplätze ankäme, 
4. Grundſtücke, die Erbe oder Socii gemeinſam in Beſitz hätten. In 
allen übrigen Fällen ſollten die Gemeinheiten aber aufgehoben werden. 
Gleichzeitig wurde die königliche Willensmeinung durch Veröffentlichung 
dieſer Anordnungen den Untertanen bekannt gegeben. 

Wie bei Neuerungen im Verwaltungs- und Wirtſchaftsweſen ge- 
wöhnlich, wollten ſich auch diesmal die Kammern für das unzweifelhaft 
äußerſt ſchwierig durchzuführende Werk nicht erwärmen. Die Königs- 
berger Kammer wendete in einem langen Bericht ein, daß dieſe tiefgreifende 
Umgeſtaltung der überkommenen ländlichen Verfaſſung große Koſten 
verurſachen dürfte; das Land aber fei arm und könnte nicht wie England 
große Kapitalien für dieſe Zwecke aufbringen. Alte, wohlbewährte Ein- 
richtungen würden dadurch beſeitigt werden. Die Untertanen möchten 
ſich darüber beunruhigen, daß ſie infolge Abſchaffung der Dorfshirten mit 
dem Halten eigener Hüteperſonen beſchwert würden. Der Anbau von 
Futterkräutern an Stelle der gemeinſchaftlichen Hütungen wäre des 
schlechten Klimas wegen ausſichtslos. Deshalb fei es am geratenften, mit 
den alten Zuſtänden nicht zu brechen. 

In ähnlicher Weiſe lehnte die Litauiſche Kammer jede Veränderung 
der beſtehenden Flurverfaſſung ab mit dem Hinweiſe auf den völlig fehl⸗ 
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geſchlagenen Verſuch des Grafen Truchſeß von Waldburg. Dieſer hätte 
den 14 Bauern in Czimochen zuſammenliegende Beſitzungen zugeteilt 
und fie in der Mitte ihrer Acker angeſiedelt. Aber anftatt des von dieſer 
Maßregel erhofften Aufſchwunges wäre der Kulturzuſtand der Dorfſchaft 
gerade verſchlechtert worden. Die Bauern hätten ſich nicht halten können, 
ſeien von Jahr zu Jahr immer mehr verarmt und ſchließlich von den Höfen 
gelaufen, hauptſächlich aus dem Grunde, weil dem einzelnen das Halten 
eines beſonderen Hirten nicht möglich geweſen wäre. 1759 habe das Dorf 
wieder in einer Weiſe eingerichtet werden müſſen, die den Bauern die Fort- 
ſetzung ihrer gemeinſchaftlichen Wirtſchaftsweiſe ermöglichte. 

Den König vermochte die ablehnende Haltung der Provinzialbehörden 
nicht wankend zu machen; er ging mit noch vermehrtem Eifer an die Aus» 
führung des beſchloſſenen Werkes. Die am 21. Oktober 1769 gegebene 
allgemeine „Verordnung über die Beförderung des Ackerbaues etc. durch 
die Aufhebung der Gemeinheiten“ enthielt die bei der Durchführung 
des Geſchäfts zu beobachtenden Grundſätze). Die Kammern wurden 
ermuntert, das hochwichtige Unternehmen nachdrücklicher zu betreiben, 
und auf eine kleine praktiſche Anleitung, „Schreiben eines Land- 
wirts an die Bauern wegen Aufhebung der Gemeinheiten“, aufmerkſam 
gemacht. Als das alles nichts verſchlug, griff der König ſchärfer zu. Es 
gereiche zu allerhöchſtem Mißfallen, daß bisher ſo wenig geſchehen, ja die 
Sache beinahe eingeſchlafen fei. Aus den Kreiſen feien ſofort genaue Nad- 
richten einzuziehen, wo ſich etwa große Brücher, Anger und Palwen vor- 
fänden, die bei Verteilung unter die Berechtigten vorteilhafter genutzt 
werden könnten. Darüber müßten eingehende Nachweiſungen einge- 
fendet werden, und im Frühjahre 1770 fei unbedingt mit den Auseinander⸗ 
ſetzungen zu beginnen und zwar zunächſt in den Amtern, damit dem Adel 
ein Beiſpiel gegeben werde. In den Kreiſen müßten erfahrene Wirtſchafts⸗ 
kommiſſarien ernannt werden, die die praktiſchen Arbeiten vorzubereiten 
und zu überwachen hätten. 

Aber noch ging die Königsberger Kammer nicht mit rechtem Ernſt 
an die Sache heran. Sie gab vor, daß in dem Geſchäft erfahrene Komij- 
farien nicht zu finden wären, weshalb angeordnet wurde, daß die Departe- 
mentsräte die Leitung in die Hand nehmen ſollten. Dazu gerieten Kammer 
und Preußiſche Regierung in Streitigkeiten wegen Zuziehung der Juſti⸗ 
tiare zu den Auseinanderſetzungen. Die Folge war, daß 1770 erſt in 
7 Fällen das Verfahren erledigt war, während die Gumbinner Kammer 
anzeigte, daß von ihr bereits in 23 Ortſchaften Auseinanderſetzungen durch⸗ 
geführt und 188 Wirte mit 352 Hufen aus der Gemeinheit geſetzt ſeien. 


2) Vgl. den Inhalt derſelben bei Meitzen, Der Boden I S. 391. 
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Die Königsberger Kammer wurde wegen ihrer Säumigkeit ernſt gerügt; 
fie müßte mehr leiſten, wolle fie nicht in Ungande fallen. Der König fei 
keineswegs geſonnen, die Sache einſchlafen zu laſſen. 

Nunmehr nahm alles einen flotteren Verlauf. In jedem Kreiſe wurden 
ein Adliger und ein Kölmer dauernd als Kommiſſare beſtimmt, die mit 
zwei Landmeſſern die Gemeinheitsteilungen durchführen ſollten. Die 
Arbeiten geſchahen im weſentlichen nach den Grundſätzen des für Schlefien 
am 14. April 1771 erlaſſenen Reglements ). Die Kammern mußten jähr⸗ 
lich mehrmals über den Fortgang berichten. Im Bezirk der Königsberger 
Kammer waren von 1770 bis 1780 in 241 Ortſchaften Gemeinheitsteilungen 
vorgenommen worden. Doch war es dabei nicht immer zu vollſtändiger 
Vereinzelung aller Grundſtücke gekommen. In den meiſten Fällen be⸗ 
ſchränkte ſich das Verfahren auf die Abſonderung der Domänenvorwerke 
oder Ritteräcker von den bäuerlichen Ländereien. Die Bauern blieben 
weiter bei ihrer gemeinſamen Bewirtſchaftung; nur in kölmiſchen Ort- 
ſchaften erzielte man beſſere Ergebniſſe. Es kam bei Kölmern und Preu- 
ßiſchen Freien nicht felten zur gänzlichen Vereinzelung der Grundſtücke. 

Erfreulichere Fortſchritte meldete die Litauiſche Kriegs⸗ und Do- 
mänenkammer. In der Tilſiter Niederung war ſchon infolge der Koloni- 
ſation das Einzeleigentum an den Ländereien allgemein vorherrſchend. 
Die Kammer berichtete, daß von 1770 bis 1778 in 185 Fällen die Gemein- 
heitsauseinanderſetzung vollzogen wurde, wobei 2100 Hufen aus dem 
Gemenge geſetzt, 107 Hufen gemeinſame Hütung in Koppelweiden und 
14 Hufen zu Wöhrden bei den Dörfern umgewandelt ſeien. In Litauen 
hatte die Auseinanderſetzung auch in Bauerndörfern Eingang gefunden. 
Die Bauern waren zur Durchführung der Gemeinheitsteilung durch Aus- 
ſetzung von Prämien ermuntert worden. Mehrere Ortſchaften erhielten 
für die völlig durchgeführte Vereinzelung der Ländereien eine Vergütung 
von 30 Ntl. 

Wie manche andere der Förderung des allgemeinen Wohls und der 
Hebung des Kulturzuſtandes des platten Landes dienende Maßregel, wurde 
auch die Gemeinheitsteilung nach dem Tode des großen Königs läſſiger ge- 
handhabt. Erft 1799 erfuhren diefe Arbeiten eine größere Berückſichtigung 
dank der höchſt anerkennenswerten Fürſorge, die der Provinzialminiſter 
von Schrötter dem kulturellen Fortſchritt der öſtlichen Landesteile an- 
gedeihen ließ. In einem dem Könige zugehenden Bericht äußerte er zu 
unſerem Gegenſtande: „In Abſicht der Separation von den Vorwerks⸗ 
und Bauerländereien find auf den Domänen ſchon beträchtliche Fort- 
ſchritte gemacht, und im Grunde iſt die Anzahl ſolcher Vorwerke, die noch 


1) Meitzen a. a. O. S. 302. 
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im Gemenge liegen, ſelbſt beim Adel ſehr unbeträchtlich. Jedoch wäre zu 
wünſchen, daß mit dieſer für die wahre Landeskultur ſo äußerſt nützlichen 
Sache auch bei kleineren Grundſtücken, als bei Kölmern und Freien, ja 
ſelbſt bei Bauerndörfern vorgeſchritten werden könnte.“ Seine Anregung, 
das halbvergeſſene Werk mit vermehrtem Eifer wieder aufzunehmen, fiel 
auf fruchtbaren Boden. An das Generaldirektorium und das General- 
juſtizdepartement erging die allerhöchſte Anweiſung zu genteinfamer 
Tätigkeit, damit die den kulturellen Aufſtieg hemmenden veralteten Flur⸗ 
einrichtungen möglichſt ſchnell beſeitigt würden. Als erſtes Ergebnis der 
Zusammenarbeit beider Behörden erſchien ein von Schrötter und Auers- 
wald entworfenes Reglement zur Beförderung der Gemeinheitsteilungen 
in Oſt⸗ und Weſtpreußen und eine Inſtruktion vom 21. Juni 1804 für die 
in Königsberg, Marienwerder und Bromberg errichteten Auseinander⸗ 
ſetzungsdeputationen. 

Sehr zweckmäßig war die den Domäneneinſaſſen gemachte Zuſicherung, 
daß bei gänzlicher Gemeinheitsaufhebung alle baren Unterſuchungs⸗ und 
Vermeſſungskoſten von den königlichen Kaſſen getragen würden, bei teil- 
weiſer Auseinanderſetzung die halben Unkoſten. Da das nur bäuerlichen 
Wirten zugute kommen ſollte, wurde den Kölmern und ſonſtigen Eigen- 
tümern zur Ermunterung der einmalige Erlaß der Kontribution in Ausſicht 
geſtellt. Mit welcher Lebhaftigkeit ſich das Geſchäft entwickelte, bezeugte 
die von der Gemeinheitsauseinanderſetzungsdeputation bei der Oft- 
preußiſchen Regierung eingereichte Nachweiſung, daß in der Zeit vom 1. 
Dezember 1803 bis dahin 1805 im Königsberger Kammerbezirk an 135 
Orten Gemeinheitsteilungen in Angriff genommen und teilweiſe beendigt 
ſeien ). 

ea eine Vermehrung der Anträge auf Auseinanderſetzung zu er⸗ 
reichen — bisher hatten die Antragſteller die Vermeſſungskoſten vorfchuß- 
weiſe einzahlen müſſen — beſtimmte eine Kabinetts-Ordre vom 28. Juli 
1806, aus dem Scharwerksaufhebungsfonds je 3000 Ntl. für Oſtpreußen 
und Weſtpreußen und je 2000 Ntl. für Litauen und den Netzediſtrikt bereit- 
zuſtellen. Davon ſollte der Vorſchuß erſetzt werden, im Falle der Antrag⸗ 
ſteller die Koſten nicht zahlen konnte oder wollte. Die fo verheißungsvollen 
Arbeiten wurden ſchon durch die Mobilmachung 1805 ſehr behindert und 
dann durch den Ausbruch des Krieges 1806 völlig unterbrochen. 

Es wurde ſchon bemerkt, daß die Mehrzahl der Auseinanderſetzungen 
auf adlige und kölmiſche Ländereien entfiel. Adlige Anteilgüter wurden 
aus dem Gemenge geſetzt; gutsherrliche Acker oder kölmiſche Grundſtücke 
ſchieden aus der bäuerlichen Flur aus; nicht felten ſchritten die in einem 


2) Krug, Staatswirtſchaft S. 324. 
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Dorf beiſammenwohnenden Kölmer oder Freien zur völligen Ausſonde⸗ 
rung und Zusammenlegung ihrer Ländereien. Am weiteſten gediehen 
dieſe Arbeiten bei den zahlreichen Freigütern des Samlandes. 

Im Gegenſatz zu den dem wirtſchaftlichen Fortſchritt ſich meiſtens 
verſtändnisvoll anpaſſenden Kölmern verhielt ſich der Bauernſtand allen 
Veränderungen der altüberlieferten Betriebsweiſe gegenüber ablehnend. 
Vielfach wurden die kölmiſchen Antragſteller zu dem Schritt geradezu 
gezwungen durch die Hemmungen, Plackereien und Bös willigkeiten, 
denen ſie ihrer bevorzugten Stellung wegen fortwährend von den miß⸗ 
günſtigen Bauern ausgeſetzt waren. So bemerkten die Kölmer des Hofpital- 
dorfs Gutenfeld 1783 in einer Eingabe an den König wegen Aufhebung 
der Gemeinheiten: „Es iſt bekannt, welche viele Veranlaſſungen zum Zank 
und allerhand Cabalen in Dörfern ſich vorfinden, wo die gemeinſchaftliche 
Hütung und Benutzung derer Ländereyen ſtattfindet, wo einer den andern 
durch Pfändungen und oft aus bloßem Neide und Mißgunſt zu chikanieren 
ſucht, wo kein Landmann des Seinigen mächtig ift, nicht fäen und ernten 
kann, wie und wann er will“. „Die Erfahrung beſtätigt es, daß der Gutten- 
feldſche, im ganzen an ſich gute Acker bey tüchtiger Bearbeitung reichliches 
Getreide hervorbringen kann, indeſſen, da hier nach alter Gewohnheit, 
und weil wegen der Gemeinheit es nicht anders ſein kann, Niemand vor 
Johanni ſeine Brache zum erſtenmahl brechen muß, auch alsdann, wegen 
der um dieſe Zeit geweſenen großen Dürre, wegen des ſchwachen Angeſpanns 
und wegen der bevorſtehenden Ernte nur weniges Land und dasſelbe 
ſchlecht zur Winterſaat beſtellet wird, ſo iſt dabey auf keinen ergiebigen 
Segen zu rechnen, noch weniger trägt der viele zum einführigen Haber 
liegenbleibende Acker den gehörigen Ertrag.“ „Guttenfeld hat überdem 
wenigen Heuſchlag, aber viel Acker, auf welchem vorzüglich die Kleewer- 
Koppeln mit gutem Nutzen angelegt werden könnten; die Gemeinheit 
verhindert es aber, daß jemand den Anfang damit machen, den andern 
von dem großen daraus entſpringenden Vorteil überführen und auch in 
dieſem Stück den gnädigſten Willen Ew. Königl. Majeſtät erfüllen kann. So 
verhindert uns die alte Einrichtung an der augenſcheinlichſten, geprüfteſten 
Verbeſſerung unferer eigenthümlichen Ländereyen, auch in vielen andern 
Stücken.“ 

Um aber den bedeutſamſten Weigerungsgrund der Bauern, daß ſie 
bei Aufgabe der alten Wirtſchaftsverfaſſung nicht ihren Verpflichtungen 
dem Staat gegenüber nachkommen könnten, im voraus zu entkräften, 
machten die Kölmer folgendes Anerbieten: „Wenn indeſſen Eigenſinn und 
Anhänglichkeit am alten Herkommen diefe ihr wahres Beſte vielleicht ſelbſt 
nicht einſehenden Leuthe zum Widerſpruch leiten ſollte, welches wenige 
ſtens bey manchem der Fall ſein kann, und wenn ſogar einige wegen der 
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Auseinanderſetzung ihr Engagement nicht erfüllen zu können vorgeben 
wollten: fo ſubmittieren in dieſem Falle wir Unterzeichnete uns, ſolches 
ſehr gerne ſelbſten zu erfüllen und demnächſt die etwa ledig werdenden 
Erbe mit tüchtigen Wirthen ebenfalls zu beſetzen“ ). 

Schließlich erhielten zwei Kölmer ihre Anteile ausgeſondert; der 
kölmiſche Krüger und die Bauern aber blieben weiter im Gemenge, und 
dieſer Vorgang wiederholte fid) an den meiſten Orten. Die Bauern rih- 
teten auf den ihnen verbleibenden Flächen wieder die Gemengelage mit 
dem Flurzwang neu ein und behielten auch die gemeinſame Hütung; 
denn das war offenbar ihrem Wirtſchaftsſtande am zuträglichſten 

Der Bauer beſaß noch nicht die nötige Einſicht, um aus dem der Qand- 
wirtſchaft ſo heilſamen Unternehmen der Gemeinheitsaufhebung den 
entſprechenden Nutzen zu ziehen. Wo der Verſuch gemacht wurde, mit der 
Gemengelage der Aderjtüde zugleich die Gemeinweide zu beſeitigen, da 
zeigten ſich nur Nachteile ), ähnlich wie bei Czimochen. Die Bauern gingen 
in ihrem Vermögenszuſtande zurück, weil fie nicht die Fähigkeit beſaßen, 
ſich den veränderten Verhältniſſen anzupaſſen, namentlich nicht verftanden, 
die weggefallene gemeinſchaftliche Hut durch beſſere Kultur der Brache 
und des Weidelandes zu erſetzen. Sie ließen ſich die Vereinzelung der 
Grundſtücke eher gefallen, wenn allein Streubeſitz und Flurzwang hin⸗ 
weggeräumt wurden, die Hütung aber weiter gemeinſchaftlich bliebe). 
Sie waren auch gar nicht imſtande, Vieh und Pferde anders zu ernähren; 
denn verbeſſerte Wieſenkultur und Futterkräuterbau hatten noch kaum 
auf Rittergütern Eingang gefunden, wieviel weniger in den Dörfern. 

Die Aufhebung der Gemeinheiten hatte ſomit in Oſtpreußen wohl 
manche erfreulichen Ergebniſſe gehabt, jedoch, im ganzen genommen, die 
Erwartungen der Staatsbehörden nicht erfüllt. Aber nicht allein der 
Tiefſtand der bäuerlichen Bevölkerung hatte den Fortgang des Werkes 
beeinträchtigt, ſondern ihm waren auch andere Hinderniſſe erwachſen. 
Zeitgenöſſiſche Schriftfteller tadelten es ſcharf, daß die Arbeiten letzten 
Endes ganz den Gerichtsbehörden überlaſſen wurden, obgleich es doch 
eigentlich „eine Angelegenheit für die Staatsvertvaltungs- oder Kameral- 
behörden ſei“ ). Infolge des großen Einfluſſes der Rechtsgelehrten auf 
den Gang des Verfahrens nahm dieſer einen ſehr ſchleppenden Verlauf, 
was im Hinblick auf den damaligen Zustand der Rechtspflege nicht wunder- 
nehmen darf. Den Beteiligten fielen die jahrelang ſich hinziehenden Ber- 


1) K. StA. Min. 12 d de. ) Krug a. a. O. S. 30. 

2) Reife eines Oberl. II S. 41. So waren die Wirte in dem zu den Quittainenſchen 
Stiftsgatern gehörenden Gr. Thierbach in der Weiſe auseinandergeſeßt worden, daß 
ihnen die vormalige Weide erhalten blieb. 

9 Krug a. a. O. S. 385. 
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handlungen und Scherereien recht läſtig, und es iſt anzunehmen, daß ſie 
dieſen oder jenen von dem Unternehmen ganz abſchreckten, des Mißtrauens 
der unteren Bevölkerungsſchichten gegen alle juriſtiſchen Maßnahmen gar- 
nicht zu gedenken. 

Der Aufhebung der Gemeinheiten ſtand ſchließlich an einigen Orten die 
Anſicht mancher Staats- und Volkswirte entgegen, daß dadurch die Schaf- 
zucht ſtark benachteiligt werde. Das Reglement vom 14. April 1771 hatte 
deswegen auch verordnet, es ſolle „bei allen Gemeinheitsteilungen ganz vor⸗ 
züglich auf die Conſervation und Verbeſſerung der Schafzucht geſehen 
werden“. Ebenſo ſetzte das ALR. feſt, daß Schäfereigerechtigkeiten durch Ge⸗ 
meinheitsteilungen nicht aufgehoben werden könnten, oder es müßte dem 
Gutsherrn eine ſolche Entſchädigung angewieſen werden, daß er imſtande 
wäre, den ſeit den letzten drei Jahren unterhaltenen Schafſtand auch weiter 
zu behalten ). Über derartige Schäfereigerechtigkeiten in Oſtpreußen 
berichten die Akten ſehr wenig; allem Anſchein nach wurden fie hier nicht 
in dem Umfange ausgeübt wie in den weſtlicheren Provinzen. Daß fie 
vereinzelt ſogar nichtadligen Gütern zuſtanden, erhellt aus einem 1796 
erſtatteten Gutachten Schrötters in betreff „der dem Erbpachts Vorwerk 
Purpeſſeln Amts Stanneitſchen verliehenen Schaaf Trift auf den umliegen⸗ 
den Bauerndörfern“: „Da das im Jahre 1789 von dem Purpeſſelnſchen 
Guts Beſitzer proponirte Abkommen mit denen benachbarten Königl. 
Dorfſchaften nicht zuſtande gekommen iſt, mithin keine Entſagung des dem 
Purpeſſelnſchen Guts Beſitzer einmal zuſtehenden Behütungs Rechts der 
Dorf Felder erfolgt iſt, ſo müſſen ſich auch dieſe Dorfſchaften die Ausübung 
dieſer ſie freilich benachteiligenden Servitut unbedenklich gefallen laſſen.“ 
„Hiernach werden dieſe Dorſſchaften meines Ermeſſens auch, wenn ſie mit 
dem Purpeſſelnſchen Guts Beſitzer nicht etwa in der Güte ſich anderweit 
wegen Aufhebung dieſer Servitut vereinigen können, zwangsweiſe von 
der Kammer anzuhalten fein, fich unter denen ſeſtſtehenden Modificationen 
die Behütung ihrer Felder gefallen zu laſſen“ ). 

Wie weit die oſtpreußiſchen Rittergutsbeſitzer dieſe Gerechtſame auf 
bäuerlichen Gemarkungen ausübten, war nicht zu ermitteln; auffallend 
bleibt die Tatſache, daß ſpäter bei den Regulierungen wohl ſtets die bäuer⸗ 
liche Weideberechtigung bewertet, derartiger gutsherrlicher Gerechtigkeiten 
aber nur ganz vereinzelt gedacht wurde. 


" 1) AGR. Teil 1 Tit. 2 8 158f. 
J Geh. St. Direlt-Regiftr. Litt, V 117. 
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3. Kapitel. 
Die Gemeindeverfaſſung. 


$ 70. Die in der Koloniſationsperiode entſtandenen Güter 

und Dorfgemeinden ). 

Im erſten Buch über die Beſitzverfaſſung wurde auf die in zwei 
großen Abſchnitten ) erfolgende Aufteilung und Beſiedelung des eroberten 
Preußenlandes hingewieſen: die erſte oder „grundherrliche Periode“, durch 
vorwiegende Verleihung von Dienſtgütern gekennzeichnet, und die daran 
fich ſchließende zweite, in der die Anſetzung deutſcher Bauern in geſchloſſenen 
Dörfern im Brennpunkte der Siedelungspolitik ſtand. 

Alle mit voller Gerichtsbarkeit verliehenen Güter bildeten wirtſchaft⸗ 
liche und kommunale Einheiten); ihren Beſitzern, den „Ehrbarleuten“ 
oder Landesrittern, ſtand die Handhabung der Polizei und die Recht- 
ſprechung innerhalb der Gutsgrenzen zu. Die Ausübung dieſer Gerecht⸗ 
ſame geſchah auf Geheiß der Landesherrſchaft und diente den Zwecken 
der allgemeinen Landesverwaltung. Dieſe vom Orden geſchaffenen Güter 
trugen öffentlich -rechtlichen Charakter; fie waren als ſelbſtändige Guts- 
bezirke im heutigen Sinne anzuſehen und bewahrten ihr Gepräge bis in 
den Aufang des 19. Jahrhunderts hinein. 

Anders die durch die Koloniſation begründeten Dorfgemeinden. Sie 
erwuchſen nicht allmählich auf dem Boden der freien Mark aus der Mart- 
genoſſenſchaft zu geſchloſſenen Dörfern, ſondern ſie entſtanden auf grund⸗ 
herrlichem Gebiet, planmäßig und gleichförmig, und erhielten mit ihrer 
Gründung den Charakter einer wirtſchaftlichen und politiſchen Gemeinde ). 
Im Schulzenamt empfing das junge „deutſche“ Gemeinweſen feine weſent⸗ 
liche Rechtseinrichtung. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung unter den 
im neueroberten Lande ſchwierigen Verhältniſſen übertrug die Landes- 
herrſchaft dem Schulzen bedeutende Gerechtſame ), vornehmlich das niedere 
Gericht über alle Dorfeinſaſſen deutſcher Abſtammung. Die Handfeſten 
beſchränkten „die lleynſte gerichte, dy da blut und blo ſint genaunt“, auf 
vier Schillinge und darunter). Der Rechtſprechung des Schulzen untere 


) Von einer eingehenden Darſtellung dieſer Verhältniſſe muß hier Abſtand ge- 
nommen werden, um ſo mehr, als fie häufig genug erörtert und hinreichend bekannt find. 
Nur das Weſentlichſte fei zuſammengeſtellt. 

2) Plehn, Forſch. XVII S. 300. 

a) Ebenda S. 408. ) Ebenda S. 407. 

d Rogge, Altpr. Mon. VI S. 472. 

d Ebenda, die Handfeſten von Eiſenberg, Grunau, Grunenfeld, Hohenfürſt, 
Rehfeld; ferner die zahlreichen Urkunden im Pr. Urk.⸗B. und im Cod. dipl. Warm. 
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lagen demnach alle kleineren Straftaten, leichte Diebſtähle, Schlägereien 
und Körperverletzungen, Flurvergehen, und verſchiedene Fälle der frei 
willigen Zivilgerichtsbarfeit). Die Rechtſprechung aller ſchwereren Ver- 
gehen, „die gerichte an halß und hant“, behielt ſich die Ordensherrſchaft 
vor, doch erhielt der Schulze den dritten Teil der dabei entfallenden Bußen ), 
was darauf ſchließen läßt, daß er an ſolchen Gerichtstagen perſönlich als 
Gehilfe des Landrichters beteiligt war. Der Gewalt des Schulzen ent⸗ 
zogen war die Rechtſprechung über Stammpreußen und das Straßen- 
gericht. 

Gewöhnlich erhielt der die neue Siedelung einrichtende Unternehmer, 
der Lokator, das Schulzenamt. Ihm gewährte der Orden auch eine rt, 
ſchaftlich bevorzugte Stellung unter den Dorfgenoſſen. Der zehnte Teil 
von den laut Handfeſte zur Beſetzung mit Bauern ausgegebenen Hufen 
wurde für ihn zum erblichen freien Beſitz ausgeſchieden, alfo mitunter 6 
bis 8 und noch mehr Hufen. An vielen Orten erhielt er die Vergünſtigung 
zur Erbauung eines Krugess), manchmal auch einer Mühle und zur An⸗ 
legung einer Brot- und Feeiſchbank. 

In engſtem Zuſammenhang mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ſtand die Handhabung der Polizei. Der Schulze hatte für die allgemeine 
Ordnung und Sicherheit im Dorfe Sorge zu tragen). Ziele Amtstätig ⸗ 
keit erſtreckte ſich auf die geſamte Einwohnerſchaft und Gemarkung des 
Dorfes. Der Orden hatte in der Kulmer Handfeſte darauf verzichtet, inner- 
halb der ſtädtiſchen Grenzmarken eigenen Grundbeſitz zu erwerben und 
wendete dieſen Grundſatz auch auf die nach deutſchem Recht angelegten 
Dörfer an. Es deckten Déi alfo die Grenzen des dem Schulzen unterſtellten 
Gerichts- und Polizeibezirks mit denen der Dorfgemarkung '). 

Schließlich hatte der Schulze noch die Obliegenheit eines Finanz- 
beamten zu erfüllen. Die ihm ausgeſtellte Handfeſte beſtimmte den jähr⸗ 
lich von den bäuerlichen Hufen entfallenden Zins; er war für das richtige 


1) Bornhak, Verwaltungsrecht I S. 12f. 
d Hanbfefte von Eſſenberg bei Rogge a. a. O. S. 470: „... von den menſchen 
aber in dieſem dorſſe wonhaftigk in den gerichten Half und hande follen fie das dritte 
teil nemen, dieje gerichte folien fie nicht richten fonder unfer Bruder wille oder Ire Boten, 
die dozu geſchickt werden. Von den zukomlingen und von den menyſchen bawſen dem 
dorſſe wonende ſollen fie nehmen das dritte teil jo fie verbrochen und übertreten in biffen 


guttern ..“ 
3) Ober dem Schulzen wurde ein Teil des Krugzinſes zugeſtanden. So bemerkte 
die Gründungsurkunde von Liſſaken im Amte Neidenburg 1387: „... auch wollen wir, 


daß der Kretzem, der in demſelben Dorf ift gebauet, auf demſelben Tag unjerer Frauen 
ſoll zinſen 1) Mark Pfennige und 8 Huner, und die Helfte des Kretzem Zinſes foll uns 
und unſerm Haufe gefallen und die andere Helfte dem Schulzen und feinen Nachtöm⸗ 
tingen“. 

4) Bornhak 1 S. 9. ) Plehn a. a. D. S. 407. 
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Eingehen desſelben verbunden und durfte „die Säumigen hiebei mit Strafen 
belegen“). Er übermittelte zum feſtgeſetzten Zeitpunkte die Zinsſumme 
der zuſtändigen Grundherrſchaft). Säumige Zehntpflichtige ſollten vom 
Schulzen fogar ausgepfändet werdens). In Zuſammenhang damit ſtand 
die Verpflichtung, der ordnungsmäßigen Beſetzung ſämtlicher Zinshufen 
die nötige Aufmerkſamkeit zu widmen. Dem Bauer war die freie Ver- 
äußerung feiner liegenden Habe nicht verwehrt. Dem Schulzen konnte 
aber die Perſon des Erwerbers nicht gleichgültig ſein; nur ſolche Leute 
durften im Dorfe Grundeigentum erwerben, die die Gewähr boten, ihren 
Obliegenheiten treu und gewiſſenhaft nachzukommen; der Schulze beſaß 
die Möglichkeit, die Beſetzung der Bauernhöfe zu beeinfluſſen, da die Muf- 
laſſung der bäuerlichen Grundſtücke vor dem Dorfgericht ſtattfand⸗). 

Zum Dorfgericht gehörten außer dem Schulzen, als dem Vorſteher 
der ganzen Dorfgemeinde, die aus der Zahl der bäuerlichen Wirte durch 
Wahl hervorgegangenen Schöffen oder Ratmannen, die ihn bei feinen dienſt⸗ 
lichen Angelegenheiten unterſtützten. Nähere Nachrichten über die vom 
„ktölmiſchen“ Schulzen — fo wurden in Preußen die deutſchen zu Köl 
miſchem Recht angeſetzten Schulzen ſpäter allgemein benannt — und den 
ihm zur Seite ſtehenden Schöppen geübte richterliche Tätigkeit haben ſich 
nicht erhalten. Als ſicher darf angenommen werden, daß alle zur niederen 
Gerichtsbarkeit gehörenden Rechtsfälle vor dem vom Schulzen und den 
Schöppen gehegten Dorfdinge ihre Erledigung fanden. 

Wie ſchon erwähnt, kann aus der Tatſache, daß den Schulzen aus- 
nahmslos auch der dritte Teil von den Gefällen der höheren Gerichtsbarkeit 
verbrieft war, ihre mitwirkende Teilnahme an den die größeren Straftaten 
erledigenden Landdingen gefolgert werden. Wahrſcheinlich war der in 
Deutschland ſehr verbreitete Brauch, die Schöppenbank bei allgemeinen 
Dingtagen mit Erbſchulzen zu beſetzen, mit in die neue Heimat übernommen 
worden. Schon die den Schulzen zugeſtandenen Vorrechte, die einen be- 
deutenden Grad der Unabhängigkeit verbürgten, nicht minder die ihnen 
geläufigen Rechtskenntniſſe und Geſchäftserfahrungen machten ſie vor 
andern zur Ausübung des Schöppenamts beſonders geeignet!). 

Die Begründung des Schulzenamts und die Beſtallung der Schulgen 
geſchah entweder durch die Landesherrſchaft — Orden, Biſchöfe und Dom⸗ 
kapitel — oder von ſeiten privater Grundherren. „Das Schulzentum 


3) Voigt III S. 479. ) Rogrich, E. 8. XIII S. 787. 

a) Landes- Ordnung des Hohemeiſters Friederichs Hertogs zu Sachſen. „All 
Schultheißen jollen verpflicht ſeyn zu vermahnen die Bauren, daß fie binnen IV Wochen 
von Martini den Decem geben, wer das nicht thut, dem foll der Schultze, durch den Pfarrer 
erſuchet, auspfänden und das Pfand dem Pfarrer überantworten .. “. 

Röhrich a. a. O. S. 8a f. 

J Riedel, Dorſſchutzen S. 85. 

Stein, Die Ländl. Berfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Juſt. . Oftd. W. Heft 5, 28 
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war von jeher ein richterliches Amt und mußte alſo ein Ausfluß der Gerichts⸗ 
herrſchaft ſein“). Den die volle Gerichtsbarkeit ausübenden Grundbe⸗ 
ſitzern ſtand nichts im Wege, aus eigener Machtvollkommenheit Dörfer 
nach deutſchem Recht zu begründen und die Schulzen mit der niederen 
Gerichtsbarkeit auszuſtatten. In dieſen grundherrlichen Dörfern, die, wie 
oben dargelegt, in oſtpreußiſchen Gebieten nur vereinzelt entſtanden waren, 
waltete der Schulze nicht mehr als unmittelbares Werkzeug der Landes⸗ 
herrſchaft; „in ihnen hatte ſich zwiſchen Staat und Gemeindegenoſſen in 
Bezug auf die Rechtspflege die Grundherrſchaft geſchoben“:). Für die 
richterliche und ſonſtige Tätigkeit des Schulzen blieb das aber zunächſt 
ohne Einfluß. 

Dieſe grundherrlichen Dörfer bildeten ſelbſtändige Gemeindeverbände 
innerhalb der Grenzen der grundherrlichen Gerichtsherrſchaft. Den Dorf- 
genoſſen war die eigene Ordnung ihrer inneren Gemeindeangelegenheiten 
unbenommen, Schulzen und Schöppen hegten das Dorfgericht in der 
gleichen Weiſe wie die landesherrlichen Dörfer; der Grundherr befaßte 
ſich nur mit der höheren Gerichtsbarkeit. In dieſem Zuſtande befanden 
ſich fürs erſte auch die nach 1466 zahlreich unter private Grundherrſchaft 
gelangten landesherrlichen Dörfer; aber bald kam ein Umſchwung. 

Von einem das Schulzenamt führenden Manne verlangte man neben 
Rechtſchaffenheit und Zuverläſſigkeit vor allem den Beſitz der perſönlichen 
Freiheit und Unabhängigkeit. Damit berührte ſich aufs engſte die Forde⸗ 
rung der deutſchen Abſtammung. Der Grund, der „nur den Deutſchen 
Koloniſten in den nach Deutſchen Rechten ausgeſetzten Dörfern zum Schul⸗ 
zenamte befähigte“, hing mit den richterlichen Befugniſſen des Schulzen 
zuſammen. Er mußte „des Rechtes kundig ſein, auf deſſen Beobachtung 
in den dörflichen Verhältniſſen der Schulze halten und nach welchem er 
in ſeiner doppelten Eigenſchaft, als Richter und Schöppe, Urteile ſprechen 
und finden ſollte“ ). 

Der Orden befolgte den Grundſatz, nur deutſchen Einzöglingen die 
Begründung von Zinsdörfern nach Deutſchem Recht anzuvertrauen, auf 
das ſtrengſte ). Dagegen beauftragten die Biſchöfe und auch private Grund⸗ 
herren des Ermlandes recht oft Männer preußiſcher Abkunft, Dörfer nach 
Deutſchem Recht anzulegen und darin das Schulzenamt zu bekleiden ). 
In der herzoglichen Zeit wurde es dann üblich, auch von einwandern— 


1) Riedel a. a. O. S. 35. ) Keil, Landgemeinde S. 23. 

3) Riedel a. a. O. S. 43. 

d Sehr felten kamen Ausnahmen vor; vgl. Voigt a. a. O. III S. 480. 

) Cod. dipl. Warm, I u. II. An Preußen wurden im 14. Jahrh. u. a. verliehen 
die Dörfer Linglack, Grünewald, Schönfelde, Soweiden, Lauterwald, Stenkienen, 
Workeim, Landau, Schellen; vgl. Röhrich, E. Z. XIII S. 828, 849, 851, 901, 
950, 957. 
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den Maſoviern Dörfer mit Schulzereien zu Kölmiſchem oder Magde⸗ 
burgiſchem Recht einrichten zu laſſen. 

Die Wirkſamkeit des Schulzen erſchöpfte ſich aber nicht in der Wahr⸗ 
nehmung der ihm von der Landes- bzw. Grundherrſchaft übertragenen 
Amtshandlungen; er erfüllte zugleich die Aufgabe eines Vorſtehers der 
Dorfgenoſſenſchaft. Nach heutiger Ausdrucksweiſe war er alſo „nicht nur 
unmittelbarer beziehungsweiſe mittelbarer Staatsbeamter, ſondern auch 
Beamter der Selbſtverwaltung und Organ einer privatrechtlichen Ror- 
poration“ :). Sind die von den deutſchen Anſiedlern geſchaffenen Ges 
meinden als unabhängige Körperſchaften mit Selbſtverwaltung zu be- 
zeichnen? Unbedingt zu bejahen ift die Frage bei den eigentlich „öl. 
miſchen Dörfern“, jenen Siedelungen, die durch Aufteilung der vom Orden 
als „kölmiſche Güter“ ausgegebenen Ländereien entſtanden waren. In 
dieſen „Freikölmerdörfern“ ) geſchahen die Tätigkeiten des Anbaus, der 
Feldaufteilung und gemeinſchaftlichen Wirtſchaftsführung lediglich auf 
Grund des Geſamtbeſchluſſes der untereinander völlig gleichberechtigten 
kölmiſchen Wirte, aus deren Mitte auch der Schulze durch freie Wahl 
hervorging. 

Bei den mit deutſchen Bauern beſetzten Zinsdörfern konnte höchſtens 
von einer eingeſchränkten Selbſtverwaltung die Rede fein, da das Ge- 
meindehaupt, der Schulze, ſeine Stellung nicht der Wahl der Dorfgenoſſen 
verdankte, ſondern durch die Grund und Gerichtsherrſchaft eingeſetzt 
wurde. Völlige Gleichheit der Anſprüche und Rechte beſtand hier allein 
im Kreiſe der bäuerlichen Dorfgenoſſen; ihnen trat der Schulze als die der 
Gemeinde geſetzte Obrigkeit gegenüber. Ob und wie weit dieſes Ver⸗ 
hältnis auf die inneren genoſſenſchaftlichen Beziehungen von Einfluß ge⸗ 
melen fein mag, bleibe dahingeſtellt. Anzunehmen ift, daß auch hier die 
Maßnahmen zur Bedürfnisbefriedigung der Gemeindeglieder lediglich 
von den zur Gemeindeverſammlung zuſammengetretenen Dorfgenoſſen 
beraten und beſchloſſen wurden. 

Kölmiſche ſowohl als auch Zinsdörfer waren Realgemeinden. Nur die 
angeſeſſenen, mit beſtimmtem Hufenbeſitz in der Flur ausgeſtatteten Wirte 
zählten zu den ſtimmberechtigten Gemeindegliedern und genoſſen als 
ſolche die volle Nutzung der gemeinſamen Mark. Neben ihnen hatten ſich 
nach und nach Gärtner mit kleinem Grundbeſitz, Handwerks, und Arbeits. 
leute niedergelaſſen; ihnen ſtand die Teilnahme an den Gemeindeverſamm⸗ 
lungen nicht zu, wohl aber war ihnen ein gewiſſer Anteil an den Weide⸗ 
und Holzgerechtigkeiten eingeräumt, meiſt gegen ein Einkaufsgeld oder 
eine kleine jährliche Abgabe an die Gemeindekaſſes). 

1) Keil, Landgemeinde S. 26. ) Harthaufen a. a. O. S. 236. 

3) Ebenda S. 239. 
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Die mehr oder minder weitgehenden Selbſtverwaltungsbefugniſſe 
gewährte der Orden nur den deutſchen Dörfern und ſpäter den einwandern 
den freien Polen. Den hörigen Stammpreußen blieben ſie verſagt. Die 
von ihnen bewohnten Ortſchaften bildeten keine ſelbſtändigen Gemeinde- 
verbände; ihnen fehlte der Schulze, das Dorfgericht und die Gemeinde⸗ 
verſammlung der Dorfgenoſſen. Die zuſtändigen Ordensbeamten regelten 
die Gemeindeverhältniſſe, ſowohl die allgemein politiſchen als auch die 
inneren privatwirtſchaftlichen ). Genau jo verhielt es ſich mit den den pri- 
vaten Grundherren zugehörigen Preußendörfern. 

Ob bei den aus Preußiſchen Freigütern zuſammengeſetzten Ortſchaften 
in den älteſten Ordenszeiten von feſten Gemeindeverbänden geſprochen 
werden kann, bleibt recht zweifelhaft. Allem Anſcheine nach ſchloſſen ſich 
die Freien erſt, nachdem ſie mit den deutſchen Rechtseinrichtungen und 
Gewohnheiten genügend bekannt geworden waren, zu Dorfverbänden 
zuſammen, wobei ſie dann, dem Beiſpiel der deutſchen Kölmer folgend, 
aus ihrer Mitte einen Schulzen wählten, auch wohl vom Orden über ihren 
Beſitz eine Handfeſte erhielten. Daß die ermländiſchen Biſchöfe und Dom- 
herren preußiſche Männer mit dem Kölmiſchen Schulzenrecht betrauten, 
wurde ihon berührt. 

Auch in Maſuren hatten die aus Preußischen oder Magdeburgiſchen 
Freigütern zuſammengeſetzten Freidörfer anfänglich kein Gemeindehaupt. 
Mit der Vermehrung der öffentlich -rechtlichen Verpflichtungen wuchs 
aber die Notwendigkeit der Einrichtung einer amtlichen Stelle zur Ver⸗ 
mittlung zwiſchen Landesherrſchaft und Dorfgenoſſen. Merkwürdiger⸗ 
weiſe wurden aber nicht Schulzen, ſondern Kammerer über die Dörfer 
geſetzt. 1524 erhielt ein gewiſſer Mattias Harker 6 Hufen in Salpkeim „zu 
Magdeburgiſchem Recht zu beſitzen, darzu das Cammerambt deſſelben 
Dorffs, davon foll er verpflicht fein, treulich im Dorf zu ſehen . das freih- 
gelt von den Nachparen einzumahnen und der Herrſchafft überreichen, 
das ſcharwerck zu beſtellen und darbey zu fein, das es getreulich und forder- 
lich gethan werde, damit foll er andere alle pflicht gefreiet ſein ...). 


8 71. Die Entwicklung vom Beginne der Neuzeit bis zum 18. Jahrhundert. 


Die Erſtarkung der gutsherrlichen Gewalt bewirkte mit der allmäh⸗ 
lichen Verſchlechterung der rechtlichen Beziehungen des Bauernſtandes 


1) Es mußten Déi z. B. die Stammpreußen, wie jon mehrfach angeführt, die 
Verſetzung nach anderen Höfen oder Dörfern gefallen ten, 

3) K. St.⸗A. Hausb. 332. Ob diefer Kämmerer etwa einen größeren Bezirk, ahnlich 
den Schulzen im nördlichen Litauen während des 17. Jahrhunderts, zu beaufſichtigen 
hatte, muß umentfdiieden Bleiben. 1640 befanden fieh „Sandlämmerer* zu Ge, Jaler 
und Orlen. 
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auch zugleich den Verfall der ſelbſtändigen Gemeindeverbände. Zwei 
Hauptgründe beeinflußten, von Nebenumſtänden abgeſehen, vornehmlich 
den Entwicklungsgang. 

1. Die bedeutende Erweiterung der grundherrlichen Ländereien, ver⸗ 
bunden mit der als „Bauernlegen“ bekannt gewordenen Umwandlung 
bäuerlicher Stellen in Gutsland, führte zu einer völlig veränderten Schich⸗ 
tung des Beſitzſtandes. Die adligen Herren drangen mit ihrem Beſitz in 
die geſchloſſenen Bauerndörfer ein; auch in Ostpreußen bildete fid der 
in der Mark Brandenburg ſo verbreitete Zuſtand aus, daß der Junker „der 
Nachbar der Bauern“ wurde. Der vom Orden befolgte Grundſatz einer 
reinlichen Scheidung zwiſchen Dorfverbänden und Gütern wurde mehr 
und mehr durchlöchert. 

Für die Unabhängigkeit der Dorfgemeinden am verderblichſten war 
aber das Beſtreben der Gutsherren auf Aneignung „der zum Teil überaus 
reich ausgeſtatteten Schulzentümer“ ). Gewöhnlich wurden die Schulzen⸗ 
güter durch freien Vertrag ausgekauft; ſeltener fielen fie im Falle der Er- 
ledigung den adligen Herren als den Obereigentümern anheim. Wo dieſe 
Wege nicht offenſtanden, wurde der Schulze mitunter ſogar durch Zwang 
aus feinem Beſitz geſetzt und dann zum Bauer gemacht). Die einmal 
der Privatherrſchaft zugefallene Schulzerei gelangte ſehr ſelten in dem 
bisherigen Vollbeſtande wieder zur Beſetzungs). Die mit ihr verbundenen 
Gerechtigkeiten gingen im Machtbereich des Grund- und Gerichtsheren 


1) Riedel, Dorſſchulzen S. 65. 

3) K. St.-A. Et. Min. 116d: Beim Herzoge Albrecht wurde Klage wider den 
Ahasverus von Brandt erhoben, daß er einen gewiſſen Kunz gewaltſam aus dem 6 Hufen 
großen Schulzengut zu Auer gedrängt habe. Der Kunz habe ihm nicht mit Pferd und 
Harniſch dienen wollen, da laut Handfeſte keine Dienstpflicht der Schulzenhufen be- 
Fanden habe, auch habe er in den ihm angetragenen Kauf nicht willigen wollen. Nunmehr 
habe Brandt mit Drangjalierungen angefangen und ihm das Pflügen und Säen ver- 
boten. „. Tegen dem Winter aber, als die ſchlimſte Zeit eingefallen, hat Aspherus 
Brant dem Armen man, den ſcholzen, mit Weib, Kinth und viehe aus dem Haufe treiben 
aaſſen . Damit aber der Schulz deswegen nicht Klage erhebe, „hat Brant nicht 
gefeiert und durch Schönaichen Verhandlung denſelbigen zu vorkauffen ferner dringen 
laſſen. Geint im demnach 90 Mk. preuſch, 20 Gr. vor die Mk. gerechnet, durch Schön⸗ 
aihen umb die VI Huben lauffsweiſe eingenöthigt worden“. Die beiliegende Abſchrift 
der Kaufurlunde bemerkt freilich nichts über dieje Umſtände und Dellt nur feft, daß am 
13. Dez. 1554 der A. Brandt mit dem Schulzen von Auer „Einen aufrichtigen beftendigen 
Kauff wegen des Scholzenambts, Sechs Huben Iuhaltende zur Auer, in meinem Dorfe, 
wellichs übel bebauet und fehe berwachſen, getroffen . 

3) K. St.- A. Geint, 407: 1539 verſchrieb der Hauptmann auf Lochſtädt Anthonius 
Bord „mit Rathe und Wollbedachten Muthe Clement Börnigt das Schultzengericht 
zu dem Altenberge in meinem Dorfe mit Krafft dieſes Brieffes ſampt vier freyen Huben 
zu Cöllmiſchem Rechte ... dafür foll er mir und meinem Erben und Erbnehmern ſchuldig 
ſeyn mit einem tüchtigen Pferde und Harniſch zu allen Herfahrten, Geſchreyen und 
worzu ich ihn bedarf, gleich andern Schulten dienen“. 


„ 


auf, und auf den liegenden Gründen entſtand gewöhnlich ein Ritterſitz oder 
Vorwerk, nicht felten auch eine bäuerliche Stelle ). Mit wenigen Ausnahmen 
wurden während des 16. und 17. Jahrhunderts die kölmiſchen Schulzen 
in den adligen Dörfern aufgeſaugt; etliche verſchwanden erft im 18. Jahr- 
hunderte). Bis ins 19. Jahrhundert hinein erhielten fih kölmiſche Schulgen- 
güter im Oberlande zu Deutſchendorf, Nikolaiken, Lomp, Gr.⸗Thierbach, 
in Natangen zu Hermenhagen, Blumſtein, Allenau, Eiſenbarth, Schön ⸗ 
fließ, Ottenhagen, Neuendorf, Weißenſtein, Borchersdorf, im Ermlande 
zu Voigtsdorf, Rotfließ, Hermsdorf, Polkeim. 

2. Das die völliſchen Rechtsanſchauungen langſam verdrängende 
römiſche Recht „beeinflußte ſehr bald die rechtliche Auffaſſung der bäuer⸗ 
lich⸗gutsherrlichen Verhältniſſe auf das erheblichſte“ ). Die bunte Vielheit 
der deutſchen Grundbeſitzverhältniſſe und bäuerlichen Rechtsbildung er- 
ſchien den römischen Rechtsgelehrten unverſtändlich und vernunftwidrig ); 
fie bemühten fih, eine größere Einheitlichkeit und Gleichförmigkeit zu er- 
zielen durch Anpaſſung der bäuerlichen Rechte an die Stellung der ein⸗ 
ſtigen adseriptii und coloni im ſinkenden römiſchen Kaiſerreichs). Die 
Aufnahme des römiſchen Rechts beſchleunigte den Niedergang des deutſchen 
Bauerntums. Der ſolange als freier Wirt auf dem Erbe angeſeſſene Erb⸗ 
zinsbauer geriet in den Zuſtand der Hörigkeit. Plehns Folgerung ), 
„daß in Preußen die Rezeption des römiſchen Rechts auf die Entwicklung 
der bäuerlichen Rechtsverhältniſſe keinen weſentlichen Einfluß gehabt hat, 
da fie dem guten Beſitzrecht der Schulzen uſw. nicht abträglich geweſen ift”, 
verfehlt den Kernpunkt der Sache. Nicht das Beſitzrecht der erblichen 
Schulzen ſtand in Gefahr, ſondern das der Bauern. Die Schulzen 
waren durch ihre Beſitzprivilegien (Handfeſten) in der Regel ausreichend 
geſchützt und vermochten deshalb wie in andern Provinzen die Erb- oder 
Lehnſchulzen ihren Beſitz zu wahren. Aber die Bauern, die keine Urkunde 
in Händen hatten und deshalb ihre früheren wohlerworbenen beſſeren 
Rechte nicht beweiſen konnten), verloren infolge der neuen Rechts- 
anſchauungen das alte gute Beſitzrecht und wurden untertänige Laſſiten. 

Mit dieſem Hergang war notwendigerweiſe die Veränderung der bis- 
herigen Gemeindeverfaſſung eng verknüpft. Die Vorbedingungen für die 
Beziehungen des Grundherrn zu feinen Bauern hatten ſich ganz zugunften 
des erſteren verſchoben. Der Bauer war nicht allein perſönlich, ſondern in 

1) Riedel a, d. O. ©. 67. 

) K. St.-A. Dom. Reg. Fach 963: Der Schulz in Altſtadt wurde erft 1754 durch den 
Erbhauptmann von Gilgenburg ausgekauft gegen zwei Freihufen in Lehwalde und 
150 fl. Zugabe. Herr v. Brandt kaufte 1789 die 4 1. 1c b. 84 in Segen 

) Keil a. a. O. S. 33. ) Lamprecht im Hdw. d. St. V 126. 

Keil a. a. O. S. 34. d Forſch. XVII S. 456. 

7) So auch Keil a. a. O. S. 34. 


— 439 — 


feiner unſicheren Lage auch wirtſchaftlich von ihm abhängig. Mit dem 
Verſchwinden der Schulzengerichte erfuhr die obrigkeitliche Gewalt des 
Junkers eine bedeutende Verſtärkung. 

Den von Schulzen und Schöppen gehegten einſtigen Dorfgerichten 
war durch die Annahme der römiſchen Rechtsanſchauungen und -einrich- 
tungen die Axt an die Wurzel gelegt worden. Die Schulzen, des neuen 
geltenden Rechts nicht kundig, vermochten nicht mehr das Urteil zu finden. 
An Stelle des Gerichtsherrn erledigte der gelehrte „Gerichtshalter“ die 
vorkommenden Rechtsgeſchäfte. „Alle Verhältniſſe des Schulzenamts, 
welche nur auf die frühere Verfaſſung berechnet und mit dieſen Neuerungen 
unvereinbar waren, gingen damit von ſelbſt zugrunde; und dem Schulzen 
blieben darnach in Anſehung der von dem Obergerichte auszuübenden 
Gerichtsbarkeit, woran er früher Teil genommen hatte, nur noch unter⸗ 
geordnete Verrichtungen übrig, oder es hörten allmählich auch dieſe in⸗ 
folge des Nichtgebrauches auf“). Mit der Auslieferung der gefamten 
Rechtſprechung an einen beſonderen Richterſtand verſtärkte fih noch das 
Beſtreben der Gutsherren, „die Patrimonjalgerichtsbarkeit immer ſtraffer 
anzuſpannen“ und durch eine aufs äußerſte verſchärfte Benuffichtigung 
und Reglementierung des genoſſenſchaftlichen Gemeindelebens die dörf⸗ 
liche Selbſtverwaltung zu ertöten ). 

Im einzelnen Falle war es gleichgültig, ob die Grundherrſchaft durch 
einen Edelmann, ein geiſtliches oder wohltätiges Inſtitut, eine Stadt⸗ 
obrigkeit oder den Landesherrn verkörpert wurde. Die landesherrlichen 
Bauern hatten in dem das Amt verwaltenden Beamten oder Pächter 
genau fo „ihre Obrigkeit zu ſehen wie die Privatbauern in dem jedes- 
maligen Beſitzer des Guts“ ). 


$ 72. Gutsherrſchaft und Dorfgemeinde im 18. Jahrhundert. 


Der kurz angedeutete Entwicklungsgang hatte im 17. Jahrhundert 
ſeinen Abſchluß gefunden und einen neuen Zuſtand geſchaffen, den man 
als Patrimonialherrſchaft bezeichnete. Der Staat reichte mit feiner Wirt- 
ſamkeit nicht mehr bis zur Dorfgemeinde. Dieſe friftete innerhalb des do- 
minialen Herrſchaftsbezirks ihr bedeutungsloſes Daſein. Die Rittergüter 
bildeten die kleinſten Einheiten der Verwaltungs- und Gerichtsorganifa- 
tion; bei ihnen hörte der Staat des ancien régime in Preußen auf). 

Mit den adligen Gütern und den ihnen gleichzuſtellenden Domänen) 
war die Gutsherrſchaft als Ortsobrigkeit untrennbar verknüpft. Die Guts⸗ 
herrſchaft war „nicht nur ein idealer Komplex von Rechten auf Abgaben und 


1) Riedel a. a. O. S. 93. ) Lamprecht im Hdw. d. St. V S. 
) Reil a. a. O. S. 41. ) Ebenda. ) Stengels Wörterb. 
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Leiſtungen aller Art, jondern ein reales, territoriales Herrſchaftsgebiet, 
in dem der Gutsherr zugleich die Obrigkeit war“). Es wurde ſchon an ans 
derer Stelle betont, daß den Orden bei Begründung der mit fo bedeuten» 
den Rechten ausgeſtatteten Rittergüter namentlich verwaltungstechniſche 
Erwägungen beſtimmt haben mögen. Ju den Gutsherrſchaften waren 
„ſowohl die Organe für die Verwaltung, wie auch die Träger der öffent- 
lichen Laſten“ gegeben). Der Gutsherr hatte die im öffentlichen Intereſſe 
geforderten Pflichten und Leiſtungen wahrzunehmen, namentlich als 
Polizeiobrigkeit die vom Staate getroffenen Anordnungen durchzuführen ). 
Kraft der am Gute haftenden gutsobrigkeitlichen Gewalt beſaß der Guts⸗ 
herr das Herrſchaftsrecht über alle Gutseinwohner und Gutsuntertanen 
und nahm ihre Dienſte in Anſpruch, fei es zur Erfüllung allgemeiner Landes- 
pflichten, ſei es zur Förderung feines eigenen Vorteils. Das geſchah in 
den mit Gutsleuten beſetzten Vorwerken durch unmittelbare Anordnung 
des Gutsbeſitzers oder feines Vertreters. Aber innerhalb des patrimonialen 
Herrſchaftsgebiets befanden ſich auch bäuerliche Siedelungen. Verſuchen 
wir nunmehr, in Kürze die Stellung eines ſolchen genoſſenſchaftlichen 
Kreiſes innerhalb des gutsherrlichen Machtbereiches und gegenüber dem 
Gutsherrn zu zeichnen. 

Um die verwickelten Verhältniſſe genügend klar zu überblicken, emp⸗ 
fiehlt es ſich wieder, private Grundherrſchaften und königliche Domänen 
fürs erſte zu trennen, wenngleich in dieſen Fragen dort und hier keine 
weſentlichen Unterſchiede beſtanden. 

1. Soweit es ſich bei der Abhängigkeit der Dorfgemeinde vom Guts- 
herrn um Erbuntertänigkeit der Einſaſſen und Scharwerksleiſtungen der 
dienſtpflichtigen Stelleninhaber handelte, wird auf die Darſtellung S. 257ff. 
und 351 ff. verwieſen. Hier ift nur die Frage zu beantworten, wie fi unter 
dem Einfluß der gutsherrlichen Gewalt die gemeindlichen Angelegenheiten 
geſtalteten. 

Das Allgemeine Landrecht enthielt zwar eine recht ausführliche 
Landgemeindeordnung ); aber dem Charakter dieſes Geſetzbuchs ent- 
ſprechend, beſaß fie im Preußiſchen Staate nicht etwa allgemeine Gültig- 
keit, ſondern in den einzelnen Kammerbezirken oder Provinzen, auch wohl 
in noch kleineren Landesteilen, Amtern, adligen Herrſchaften und jtäd- 
tiſchen Kämmereidörfern waren beſondere Landes- und Dorfordnungen 
im EE: Sie regelten durch zahlreiche Vorſchriften die inneren Ge- 


1) Fuchs im Hdw. d. St. V S. 1222. 9 Gaga, d. O8 G. Bd. 

) Böhme a. a. O. S. 30: „Mit der größten Peinlichkeit mußten die bis ins einzelne 
vorgeſchriebenen Anordnungen des Staats beobachtet werden, der Grundherr wurde 
für alle Einzelheiten verantwortlich gemacht.“ 

9 Teil II Tit. 7 88 18 bis 86. 


— 441 — 


meindeangelegenheiten, beſagten jedoch über die korporativen Rechts⸗ und 
Verfaſſungsverhältniſſe recht wenig. Zumeiſt dem 17., auch wohl ſchon 
dem 16. Jahrhundert entſtammend, wurden ſie immer wieder erneuert, 
mitunter auch erweitert und verbeſſert. Bei der Darſtellung der Gemeinde- 
verfaſſung der privaten Bauerndörfer lagen als Quellen vor: 

a) Die „Goldtbachiſche Willköhr. Ausgefertigt den 22. Marty Anno 
1670”%, Sie war von den Burggrafen Friedrich, Fabian, Abraham, 
Achatius und Chriſtoph zu Dohna, um mancherlei Unordnung und Willkür⸗ 
lichkeiten in ihren Dörfern abzustellen, herausgegeben worden und galt 
für die ſämtlichen Dohnaſchen Gütere). Sie diente noch 1792 in Gold- 
bach als Grundlage der Dorfverfaſſung. 

b) „Willkhür des Dorfes Schönfließ 1572“ ). „Ein Erbarer Rath der 
fürſtlichen Stadt Kneiphoff⸗Königspergk haben diefe volgende Articel und 
Willthür ihrem Dorff Schönefliß ...“ geſetzt. 

c) „Dorffs- Ordnung des Ellerwaldes, welche E. Edler und Hochweiſer 
Rath demſelben im Jahr 1623, den 3. May gegeben, nunmehro aber mit 
inſtimmung E. Erb. Präſentirenden Gemeine nach Bewandniß der Um⸗ 
ſtände wiederhohlet, und in einigen Articuln geändert und vermehret hat; 
jedoch mit Vorbehalt, dieſelbe auch hinführo nach Gelegenheit und Noth- 
durft zu verbeſſern, zu vermindern und zu vermehren. Im Jahr 1754“ 4). 
Ellerwalde gehörte zwar bereits zu Weſtpreußen; aber die ländlichen 
Verhältniſſe des Elbinger Gebiets wieſen gegen die des benachbarten oft- 
preußiſchen Oberlandes nur geringe Unterſchiede auf, was ſchon darin 
zum Ausdruck kam, daß dieſe Dorfordnung mit der Goldbachſchen Willkür 
in vielen Abſchnitten wörtlich übereinftimmte. Überhaupt zeigten die ver- 
schiedenen Dorfordnungen und Willküren, einſchließlich der in landes- 
herrlichen Gebieten geltenden, nach Inhalt, Form und Wortlaut große 
Ahnlichkeit miteinander. 

Den meiſten von privaten Grundherrſchaften gegründeten Dörfern 
fehlte die deutſche Gemeindeverfaſſung mit dem erblichen Schulzen an 
der Spitze. Aber das Bedürfnis zwang den Gutsherrn, auch in dieſen 
Siedelungen eine Stelle mit der Wahrnehmung der zum Schulzenamt 
zählenden Obliegenheiten zu beauftragen. So entſtand der Setz⸗ oder 
Dorf- oder Bauernſchulze. Damit wurde dem adligen Dorf eine Art Ge⸗ 
meindeverfaſſung und Selbstverwaltung in beſchränktem Maße gewährte). 


1) K. StM. Oſtpr. Fol. 14131. 

3) Haxthauſen nennt eine „Dorfordnung in den Gräflich v. Dohnaſchen Gütern 
von 1626 und 1769“, 

3) Rgb. Sladt- Arch. 8 98. 

d Ybgedrudt bei Leman, Prov.-R. d. Prov. Weſtpr. II S. 42ff. 

) Plehn, Forſch. XVII S. 401 u. 421. 
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Der Setzſchulze wurde der Zahl der bäuerlichen Wirte entnommen; er 
behielt das ihm von der Gerichtsherrſchaft übertragene Amt nicht lebens- 
länglich und vererbte es nicht au feine Nachkommen. Der Hauptunterſchied 
der bäuerlichen und kölmiſchen Schulzen beſtand aber darin, daß jenen 
keinerlei richterliche Funktionen zuſtanden; die Grundherrſchaft übertrug 
ihnen lediglich die polizeilichen und finanziellen Schulzendienſte. Zur 
Ausübung derſelben war die perſönliche Freiheit gar nicht erforderlich; 
die meiſten Setzſchulzen waren Erbuntertanen. Setzſchulzen wurden auch 
in allen jenen Dörfern ernannt, in denen die Gutsherren die kölmiſchen 
Schulzengüter an ſich gebracht hatten; dadurch wuchs die Zahl der „un- 
eigentlichen Schulzen“ ). 

2. Ganz ähnlich lagen die Verhältniſſe in den landesherrlichen Dörfern. 
Die deutſchen Gemeindeverbände hatten die im Mittelalter behauptete 
freie Stellung bis auf geringe Reſte eingebüßt. Im erſtarkten Polizei- 
ſtaat war für ſelbſtändige Gemeinden kein Raum. Dorfordnungen und 
zahlloſe Patente, Reglements, Edikte, Reſkripte, Regulativa, Kabinetts⸗ 
Ordres und Verordnungen griffen in die kleinſten Einzelheiten des ort⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenwohnens ein und unterbanden jede ſelbſtändige 
gemeinſchaftliche Betätigung. 

Für die königlichen Amter waren während des 18. Jahrhunderts mehe 
rere Dorfordnungen herausgegeben worden. Für unſere Zwecke genügt 
es, lediglich die während der Regierungszeit Friedrichs II. veröffentlichten 
heranzuziehen. Auf die „Erneuerte und verbeſſerte Dorf⸗Ordnung des 
Königreichs Preußen, de dato Berlin den 22. September 1751“ ) erfolgte 
1754 die Ausgabe einer beſonderen Dorfordnung für die Provinz Litauen 
und die dazu gehörigen Amters). Die beiden blieben etwa drei Jahr- 
zehnte in Kraft. 1781 erhielt Oberpräſident von Domhardt den Auftrag, 
beide Kammern zur Ausarbeitung einer Dorfordnung zu veranlaſſen. 
1784 reichte Kammerpräſident von der Goltz den Entwurf ein; nachdem 
er noch der Geſetzes⸗Kommiſſion vorgelegen hatte, erfolgte im Todesjahr 
des Königs die „Erneuerte und Verbeſſerte Dorf. Ordnung für die Domainen 
Aemter im Oſtpreußiſchen und Litthauiſchen Cammer⸗Departement. De 
Dato Berlin, den 16. May 1786“. 

Auch die Mehrzahl der königlichen Dörfer ſtand unter bäuerlichen 
Schulzen, die dem Domänenbeamten ihre Ernennung verdankten. Doch 
hatten in zahlreichen Gemeinden die kölmiſchen Schulzen ihren Grund- 
beſitz behauptet. Eine Zuſammenſtellung vom Jahre 17795) zählte im Dft- 
preußiſchen Bezirk 538 kölmiſche und 554 bäuerliche Schulzen; in Litauen 


1) Riedel S. 65. ) Mylius, N. C. C. 1751 Nr. 
3) Geh. St. U. Gen.⸗Dir. Tit. 37 Rr. 1. 9 K. St 
) Geh. St.⸗A. Gen.⸗Dir. Tit. 37 Nr. 3. 


Editte. 
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gab es 177 kölmiſche Schulzen, darunter verſchiedene ſchatullkölmiſche, 
671 Setz und 49 Kolonieſchulzen; ſehr viele litauiſche Ortſchaften beſaßen 
gar keine Schulzen. 

In den Domänendörfern war der Schulze ebenfalls nichts weiter als 
ein Handlanger des Domänenpächters bzw. Juſtitiars. Über die Schulzen- 
tätigkeit wurde 1777 aus dem Amte Waldau berichtet: „Der Schulzen⸗ 
dienſt extendiret ſich aber nur darauf, die an die Dörfer ergehenden Be- 
fehle zur Exekution zu bringen und auf die Beobachtung der Dorfsordnung 
zu halten“. Das Anſehen der Schulzen hatte bei der ländlichen Bevölkerung 
ſehr gelitten. 

Kammerpräſident von Maſſow in Königsberg erhob deswegen 1752 
beim Könige Vorſtellungen und machte Vorſchläge, wie durch eine Hebung 
des Schulzenſtandes die fittliche und wirtſchaftliche Förderung des Land- 
volkes bewirkt werden könnte. Die bei ſeinen Reiſen durch die Dörfer 
beobachtete ſchlechte Wirtſchaftsführung der Bauern entſtamme folgenden 
Urſachen. 

In Litauen gebe es weit und breit keine Dorf, ſondern nur Amts⸗ 
ſchulzen, die über 17 bis 18 Dörfer geſetzt wären, weshalb eine ſtändige 
Aufſicht fehle. Jufolgedeſſen beſtellten die Bauern das Land felten zur 
rechten Zeit, ließen manches Stück unbeſät liegen, vermieteten den Acker 
auf die dritte Garbe an Schulhalter, Inſtleute und Knechte, desgleichen 
für geliehene Ochſen oder hergegebenen Dünger zur erſten, auch wohl 
zur zweiten Saat oder für Geſindelohn, wobei ſie ſich mit der Hoffnung 
ſchmeichelten, die Kammer werde ſchon bei Mangel mit Saat- und Brot- 
getreide aushelfen. An Gebäuden und Dächern beſſerten ſie nicht das 
geringſte, ſondern ließen alles verfallen, um bei notwendigem Neubau die 
dafür geſetzten Freijahre genießen zu können. Obſt⸗ und Hopfenpflan⸗ 
zungen würden vernachläſſigt, die gelöſten Getreideeinnahmen vertrunken, 
Vieh und Angeſpanne nicht mit gehöriger Aufmerksamkeit behandelt, 
indem man ſich ſtets auf Remiſſionen verlaſſe. Große Verluſte möchten 
der königlichen Kaffe erſpart bleiben, wenn in jedem Dorfe ein rechtſchaffener 
Schulz auf Erfüllung der Dorfordnung hielte. 

Nicht viel anders ſtünden die Verhältniſſe in denjenigen Dörfern, in 
denen das Schulzenamt jährlich unter den Wirten wechſelte; jeder Ein⸗ 
ſaſſe ſchalte dort nach feinem Belieben. In kölmiſchen Dörfern ſeien wohl 
privilegierte Schulzen, meiſtens aber auch zwei bis drei; hier würde jeder 
aufgedeckte Schaden ſtets auf den Vorgänger im Amte abgewälzt. Weil 
die Führung der Schulzengeſchäfte nicht vergütet werde, habe auch keiner 
rechte Luſt dazu. 

Zur Verbeſſerung der Zuſtände ſchlug er vor: 1. Dem Schulzen müßte 
für feine Mühe ein gewiſſes Dienſtland, 1 bis 2 Hufen, von den wüſten 
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Ländereien überwieſen werden oder ein Bruch, woraus er durch Rodung 
eine Wieſe ſchaffen und 5 bis 6 Fuder Heu ſchlagen könnte. 2. Wo das nicht 
ginge, würde ein bares Gehalt auszuſetzen ſein, angepaßt der Größe des 
Dorfes. 3. Befreiung der Schulzen von Scharwerk, Burgdienſten und 
Paßfuhren. 4. Beim Konfiſtorium fei zu beantragen, daß die Dorfſchulzen 
in den Kirchen die erſten Bänke erhielten und „dadurch von den Bauern 
diſtinguiret werden mögen“. 5. Vor jedem Schulzenhofe werde ein ſog. 
Ganthen oder Block errichtet „und der Schulze dadurch bei den übrigen 
Einwohnern in Reſpekt geſetzet“. Doch dürfe ihm nicht erlaubt ſein, ſich 
beffen zur Beſtrafung der Einſaſſen nach feinem Gefallen ohne Vorwiſſen 
des Beamten zu bedienen‘). 6. Wo bisher mehrere erbliche Schulzen 
reihum das Amt verwalteten, habe die Kammer den tüchtigſten zur beſtän⸗ 
digen Amtsführung zu beſtätigen. 7. Sämtliche Anwohner des Dorfs, 
auch andere Kölmer, Freie, Unterförſter, adlige Hinterſaſſen, ſoweit deren 
Hubenſchläge in der Dorfgemarkung lägen, — nur nicht die Adligen ſelbſt — 
müßten dem Schulzen unterſtehen und deſſen Anordunngen ſchlechterdings 
folgen). 

Maſſows Vorſchläge ernteten die allerhöchſte Anerkennung. Die Ram- 
mern erhielten den Befehl, ſich an diefe Punkte genau zu halten. Die Preu- 
ßiſche Regierung wurde angehalten, den Juſtiz⸗Kollegien in den Kreiſen 
bekannt zu geben, daß fortan auch adlige Untertanen, was die Dorfordnung 
anbeträfe, dem Schulzen gehorſam fein müßten. Die Neuerung betreffend 
die Kirchenſitze kam, nachdem einige Schwierigkeiten wegen Einkauf und 
Mietgelder beſeitigt waren, 1756 ebenfalls zur Durchführung). 


8 73. Die Dorfſchulzen. 


Von den einſtigen Befugniſſen der Schulzengerichtsbarkeit hatten 
ſich nur geringe Reſte erhalten. Der Schulze handhabte nicht mehr als 
Haupt des Dorfgerichts das niedere Gericht nach freiem Ermeſſen, ſondern 
war bei allen die Rechtspflege angehenden Maßnahmen nur das voll- 
ziehende Organ der Gerichtsherrſchaft. Das A. LN. hatte zwar Teil IT 
Tit. 7 8 70 feſtgeſetzt: „Schulze und Schöppen machen zuſammen die Dorf⸗ 
gerichte aus“, aber durch den nächſten Satz, „Dorfgerichte ſollen ſich in die 
Entſcheidung ſtreitiger Rechtshändel nicht miſchen“, der unabhängigen 
richterlichen Tätigkeit des Schulzen und ſeiner Gehilfen Schranken ge⸗ 
zogen. 


3) Vgl. auch Riedel ©. 757. 

Daß die Herren vom Adel in königlichen Dörfern einige Hufen erworben und 
mit Bauern beſetzt hatten, kam nicht gar fo felten vor; es war das u. a. der Fall in Mantau, 
Norgehnen, Wargienen I, Wargienen II, Thulpörſchken. 

) Geh. St.⸗A. Tit. 37 Nr. 1. 
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Nach der Dorfordnung von 1786 blieb dem Schulzen zur ſelbſtändigen 
Erledigung nur eine ganz nebenſächliche Aufgabe: die Beilegung der 
aus Pfändungen auf der Flur herrührenden Streitigkeiten. Entſtandenen 
Flurſchaden ſollte der Schulze mit Hilfe zweier aus der Gemeinde zu 
wählenden Dorfälteften „pflichtmäßig taxiren und denjenigen, durch deſſen 
Vieh ſelbiger geſchehen, zur Erſtattung anhalten“. Er hat das Schaden 
verurſachende Vieh pfänden zu laſſen „und vor jedes gepfändetes Pferd 
oder Stück Rind⸗ auch Schweine⸗Vieh 3 Gr. preuß., für ein Schaaf, Ziege 
oder Gans aber die Helfte Pfand-Geld zu nehmen, wovon ihm zwey Dritt- 
theile und der Dorfs Caſſe ein Drittheil zu Unterhaltung des Pfand- 
Stalles anheim fallen follen”. Dieſe Pfandſtrafgelder waren die einzigen 
Gefälle, die dem Schulzen durch die Dorfordnung zugebilligt wurden; 
die ſonſtigen auf allerhand Übertretungen geſetzten Strafgelder floſſen 
dem Amt zu oder in die Dorfkaſſe. 

Mithin war die Selbſtändigkeit des Dorfrichteramts in den landes- 
herrlichen Dörfern ſo gut wie aufgehoben; das Dorfgericht als unterſte 
Inſtanz der Domänengerichtsbarkeit anzusprechen, ift vollkommen verfehlt; 
der Schulze betätigte fiğ auf dem Gebiet der Rechtspflege lediglich als 
Organ des Juſtizamtmanns; er hatte zu den regelmäßig im Amt gehaltenen 
Gerichtstagen feine Ortseingeſeſſenen zu laden, „die im Dorfe vorge- 
fallenen Gewalttätigkeiten und andere Verbrechen zu denunciren“ ) und 
bei den Gerichtsverhandlungen als Vertrauensperſon und Sachverſtändiger 
Rede und Antwort zu ſtehen. Die Anzeigepflicht des Schulzen betonte 
das A. L-NR. a. a. O. 8 66 ausdrücklich: „Feld- und Gartendiebſtähle, fo 
wie alle übrige zu feiner Wiſſenſchaft gelangende Übertretungen der Poli⸗ 
zei- und Criminalgeſetze muß er der Obrigkeit ohne Zeitverluſt anzeigen.“ 
Die Stellung des Schulzen erhob ſich demnach nicht ſonderlich über die 
der Packmohren, Amtslandreuter und ſonſtigen Amtsunterbedienten. 

Aus den Berichten der preußiſchen Klaſſifikationskommiſſare darf 
man folgern, daß die kölmiſchen Schulzen des Ermlandes wenigſtens einen 
Bruchteil der einftigen Befugniſſe fih zu erhalten gewußt hatten. „In 
den Fürſtbiſchöflichen Dörfern ift die 1fte Inſtanz der Schulz, jedoch nur 
in Kleinigkeiten ...“). Auf eine gewiſſe richterliche Betätigung ließ 
die den Schulzen abgenommene Eidesformel ſchließen: „.. mein Scholgen 
Amt in gerichten und allen andern mir gebührenden Pflichten, mit allen 
treuen und fleiß zu verwalten, einem Jedem Recht zu pflegen und das⸗ 
ſelbe weder auß freundſchaft noch feundſchaft zu ſchwechen oder unter- 
zuſchlagen ...). 

In den adligen Dörfern lagen die Verhältniſſe genau jo wie in den 


1) Riedel S. 89. ) E. 3. X S. 5. ) Ebenda S. 136. 
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Amtsdörfern; ein unabhängiges Dorfgericht hatte ſich nirgends behauptet. 
Der Schulze war hier nicht ſelten auch mit der Ordnung der Hofübergaben 
und Nachlaßteilungen der bäuerlichen Wirte betraut, da die adligen Ges 
richtshalter gewöhnlich weit von den Rittergütern entfernt wohnten und 
nur bei wichtigen Angelegenheiten herbeigeholt wurden. Beim Schulzen 
lag in der Regel auch die Entſcheidung der unaufhörlichen Grenzſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen den Dorfgenoſſen. Das ordentliche Gericht konnte „zwar 
der Grenzen eines Dorfes zu andern Dörfern, nicht aber der Auseinander⸗ 
ſetzungen innerhalb der Dorf⸗Feldmark kundig fein“. Das Dorfgericht 
mußte „wegen feiner genaueren Bekanntſchaft mit den localen Verhält⸗ 
niſſen der Dorfſchaft überhaupt in Anſehung der innern Grenzſtreitigkeiten 
die befte Sachkenntniß beſitzen“ ). 

Hier und da wurden zwar noch mancherlei Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit — Teſtamentsaufnahmen e), Vormundſchaftsbeſtellungen, 
Auflaſſungen, Abschätzung von Grundſtücken und Schadenſtänden bei 
Feuersbrunſt, Überſchwemmung, Viehſeuchen und Mißwachs, welche 
zweckmäßig eine Erledigung an Ort und Stelle verlangten — den Dorf- 
richtern anvertraut; dadurch aber wurde an der Tatſache nichts geändert, 
daß der Schulze „zur Stellung eines Exekutivbeamten der Gutsherrſchaft 
als der Gerichts- und Polizeiobrigkeit herabgeſunken war“). 

Weit mannigfaltiger als die mit der Gerichtsbarkeit zuſammenhängen⸗ 
den Geſchäfte waren die aus der Handhabung der Polizei entſpringenden 
Verbindlichkeiten der Dorfſchulzen. In jener Epoche, in der der aufgeklärte 
Abſolutismus durch eine ſchier unüberſehbare Menge tief in die wirtſchaft⸗ 
lichen und perſönlichen Verhältniſſe größerer Kreiſe wie des einzelnen 
eingreifender Geſetze, Satzungen, Vorſchriften, Anweiſungen, Verhal⸗ 
tungsmaßregeln und Belehrungen „das gemeine Wohl“ fördern zu müſſen 
und zu können vermeinte, häuften ſich notwendigerweiſe auch die Ob- 
liegenheiten des Dorfoberhauptes als des unterſten Gliedes der allge⸗ 
meinen Landesverwaltung. Zu den Pflichten der Ortspolizei gehörte die 
Bekanntmachung und Aufbewahrung der landesherrlichen Verordnungen 
ſowie der von den Kammern und Amtern ergehenden Befehle. Aus alter 
Zeit hatte fih die Sitte erhalten, beſonders wichtige Bekanntmachungen 
außerdem noch von den Kanzeln zu verleſen und im Dorftruge anzuheften 

Die Dorfordnungen und Willküren verpflichteten den Schulzen, ge⸗ 


1) Riedel S. 127. 
3) Das A. L- R. geſtattete a. a. O. $$ 82 ff. bem Dorfgericht mit Zuziehung eines 
vereidigten Gerichtsſchreibers ſolche gerichtliche Handlungen vorzunehmen, bei denen 
es auf bloße Beglaubigung ankomme und keine Riechtskenntniſſe notwendig feien, wie 
bei Teſtamenten und Erbvergleichen, auch Inventarien und Taxaufnahmen. 
3) Keil a. a. O. S. 49. 


— 47 — 


wiſſenhaft auf die Befolgung der in ihnen gegebenen polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften zu achten. Dieſe bezogen ſich teils auf rein wirtſchaftliche Ange⸗ 
legenheiten, teils auf die allgemeine Sicherheit und Friedensbewahrung 
im Dorfe. Für eine Zeit, in der das Wohlergehen der Untertanen die 
Einkünfte der beteiligten Grundherrſchaſten ganz beſonders nahe berührte, 
mögen alle jene, heute überflüſſig, ja zweckwidrig und abgeſchmackt an- 
mutenden Beſtimmungen und Bevormundungen am Platze geweſen ſein. 
Gab es überhaupt eine landwirtſchaftliche Beſchäftigung, der der Schulze 
nicht beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken, irgendeine Verrichtung in Hof, 
Garten, Feld und Wald, bei der er nicht die Bauern anleiten und beauf- 
ſichtigen ſollte? 

Wie er zur Förderung der Viehzucht auf gute Wieſen, Nachthütungen, 
warme, trockene und geräumige Ställe mit den nötigen Krippen und 
Raufen, auf Einführung der Häckſelfütterung, haushälteriſches Umgehen 
mit den Futtervorräten, Anſchaffung guter Zuchtſtiere, Hengſte und Eber, 
ſowie auf Vermehrung der Schafhaltung zu achten hatte, ſo ſollte beim 
Gartenbau der Bauer angehalten werden, „in feinem Garten gutes Ge- 
köch, als Tartoffeln, Wrucken, Rüben, Kohl, Möhren und dergleichen zu 
ziehen, um nicht ſeinen ganzen Unterhalt aus dem Mehlſack zu nehmen“, 
die Gärten mit guten tragbaren Obſtbäumen beſetzt zu halten, um das 
Gehöft Weiden und andere wilde Bäume zu pflanzen, Hopfenſtühle an⸗ 
zulegen und die Bienenzucht nicht zu vernachläſſigen. Zur Hebung des 
Ackerbaues ſollten die nötigen Feld- und Wieſengräben rechtzeitig geräumt 
und für Vorflut geſorgt, auf rechtzeitige und gründliche Beackerung und 
Düngung der Felder gehalten, der Naps-, Lein, Hanf, und Kleebau an- 
geregt, das Getreide behufs reichlicherer Strohgewinnung nicht mit der 
Sichel geſchnitten, ſondern mit der Senſe gemäht werden. 

Die Beſſerung der Brücken und Landſtraßen mußte der Schulze ſich 
ebenſo angelegen fein laſſen wie die Anlegung lebendiger Hecken „nach 
Weſtphäliſcher Art mit allerhand Dorn⸗Strauch“ oder feſter Mauern aus 
Feldſteinen an Stelle der Holzzäune um Felder, Wieſen und Gehege; 
ferner hatte er die Bauern zur Erhaltung und Ausbeſſerung ihrer Gebäude 
anzuhalten, bei Neubauten die Anfuhr der Baumaterialien in die Wege 
zu leiten und die vorſchriftsmäßige Ausführung der Bauten zu überwachen. 

Die durch private Grundherrſchaften „aufgerichteten“ Willküren fahen 
von wirtſchaftlichen Verhaltungsmaßregeln größtenteils ab und vegelten 
mehr die aus dem Zuſammenleben der Dorfgenoſſen erwachſenden Be- 
ziehungen. In Sachen der öffentlichen Sicherheit verfügten die könig 
lichen und privaten Dorfordnungen ziemlich übereinſtimmend die ge- 
wiſſenhafte Einhaltung der Nachtwachen, die ſofortige Anzeige anſteckender 
Krankheiten und ſehr weitläufige Anweiſungen zur Verhütung der Feuers⸗ 
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gefahr. Zu dieſem Zwecke ſollten die Einwohner nicht nur den gegen das 
Tabakrauchen ergangenen Edikten genau nachleben und mit Feuer und 
Licht ſehr behutſam umgehen, ſondern Schulz und Schöppen waren auch 
verbunden, jährlich mehrmals in den Gehöften nachzuſchauen, ob Kamine 
und Schornſteine gefegt, im Hauſe nicht Brot gebacken oder Flachs getrocknet 
werde und ob die vorgeſchriebenen Feuerleitern, haken, küwen und eimer 
in gebrauchsfähigem Zuſtande wären. 

Der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe in der Gemeinde diente 
zunächſt das Gebot der Dorfordnung, daß alle Einwohner dem Schulzen 
Gehorſam ſchuldeten, die feinen Befehlen Widerſtrebenden aber mit nad- 
drücklicher Leibesſtrafe belegt werden ſollten. Das A. L.-R. ſetzte a. a. O. 
$ 61 und 62 feft, daß er fih bei Zank und Schlägereien ſofort ins Mittel 
legen und allen Gewalttätigkeiten vorbeugen müſſe. Müßiggängern, 
Bettlern, Zigeunern und unbekannten verdächtigen Perſonen ohne obrig- 
keitliche Päſſe dürfe weder im Kruge noch ſonſt bei einem Wirt Unterkunft 
gewährt werden. Der Schulz habe ferner verlaufenes fremdes Geſinde 
und mit Branntwein und andern Sachen hauſierende Juden, vornehmlich 
in den polniſchen Amtern, nicht zu dulden, ſondern fie dem Amte auszu- 
liefern ). 

Ferner enthielten die Dorfordnungen Beſtimmungen, durch welche 
das Finanzintereſſe der Herrſchaft wahrgenommen, die Beſchaffung und 
Sicherung des grundherrlichen Einkommens bzw. der Staatseinküfte ge 
fördert wurde. Der Schulze hatte „in Beytreibung der Königlichen Ge- 
fälle“ die Bauern anzuhalten, ihre Erzeugniſſe rechtzeitig zu Gelde zu 
machen und den Zins zu entrichten, liederliche Wirte aber, die ihre Ein- 
nahmen im Kruge vertranken?), dem Beamten zur Anzeige zu bringen. 
Die Einziehung und Ablieferung der Zinſen geſchah in den oſtpreußiſchen 
Domänen nicht durch den Schulzen, wie das A. L.-N. $ 54 beftimmte, 
ſondern der Bauer zahlte je nach dem Stande ſeiner Einküfte unmittelbar 
an das Amt; nur in adligen Gütern war das Einziehen der Bargefälle 
durch den Schulzen hier und da üblich. Mit dieſen Geſchäften hing die 
Sorge für ordnungsmäßige Beſetzung aller Anweſen im Dorfe zufammen, 


1) §§ 26 und 36 der Dorſordnung von 1786. 

a) Zur Bekämpfung der Trunkſucht,, dieſes alles überſchwemmenden Land ver- 
derblichen Lafters*, empfahl 1771 Herr von Perbandt, Landrat des Tapiauſchen Kreiſes, 
durch eine Verordnung das übermäßige Borgen in Krügen und Schenthäufern zu ver- 
bieten. Es wäre das notwendig, da alle Kreiſe der Landbevölkerung, Bauern, Hand- 
werter und Tagelöhner, „mit diefer recht epidemiſchen, graffierenden nattonal⸗Krankheit 
behaftet find”. Der Preußiſchen Regierung aber war der Vorſchlag unverſtändlich, 
„indem doch durch kein Publieandum in der Welt ſowohl dem Eigenthümer des Guths, 
der das Vier brauen läſſet, als dem Krüger, welcher dasſelbe bezahlet, das Eigentum 
des Biers ſtrittig gemachet und dahero auch dieſes fein Eigenthum andern zu creditiren 
nicht verwehret werden könne“ (Geh. St.⸗A. Tit. 37 Nr. 1). 
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Sie rührte von der ehemaligen Gepflogenheit her, bei den Koloniſierungs⸗ 
maßnahmen dem Lokator die Beſiedelung der ihm eingeräumten Lände⸗ 
reien zu überlaſſen und dem ſpäteren Schulzen die Neubeſetzung erledigter 
Erbe zur Pflicht zu machen. In zahlreichen Verſchreibungen wurde er 
auf diefe Obliegenheit ausdrücklich hingewieſen). Beſonders in dem an 
Menſchen armen Oſtpreußen und Litauen blieb „die Pflicht der Schulzen, 
für die Unterbringung und Beſetzung wüſter Hufen ihrer Dorſſchaften zu 
ſorgen, noch im friſchen Gedächtniſſe und war hier auch auf diejenigen 
Schulzen ausgedehnt, deren Amt nicht der urſprünglichen Anlage des 
Dorfes feine Entſtehung verdankte“ ). Die Landesordnungen und Amts⸗ 
artikel des 17. Jahrhunderts betonten dieje Obliegenheit der Schulzen 
immer aufs neue!), und noch die Dorfordnungen von 1751 und 1754 bes 
ſtimmten in $ 4 ganz allgemein als Pflicht eines Dorſſchulzen, „die Wieder- 
beſetzung der etwa noch wüſten Dorfhuben oder Höfe auf alle Weiſe zu 
befördern“. Infolge der Bemängelung der Geſetzeskommiſſion, „die 
Schulzen vermögten dazu wenig oder nichts zu tun“, beſtimmte die neue 
Dorfordnung den Schulzen nur dazu, „die wüſten Hufen oder Höfe dem 
Amte zur Beförderung der Wiederbeſetzung derſelben anzuzeigen“. Je- 
doch der g 39 bedeutete den Schulzen wieder, die Erledigung eines bäuer⸗ 
lichen Erbes durch den Tod des Inhabers nicht nur ſofort dem Amte an- 
zuzeigen, ſondern „auch ſelbſt davor mit zu ſorgen, daß daſſelbe mit einem 
tüchtigen Wirth beſetzt werden möge“. 

Nach altem Brauch geſchah die Anſage, Verteilung und Überwachung 
der bäuerlichen Scharwerksdienſte durch die Schulzen der einzelnen Dörfer ). 
Die Dorfordnung von 1786 beauftragte das Dorfoberhaupt, „den Bauren die 
vom Amte verlangten Scharwerksdienſte, zu welchen dieſelben verpflichtet 
ſind, gleich anzukündigen und ſie zu deren Leiſtung anzuhalten“, ermächtigte 
es nach $ 25 aber auch, „darauf zu ſehen, daß von dem Untertan nicht mehr, 
als was er zu thun verbunden iſt, gefordert werde, und wenn ſolches wider 
Verhoffen geſchehen ſollte, fo lieget ihm ob, entweder dem Departements⸗ 


1) Kaufurkunde des Jeremias Augſtein über 4 wüſte Schulzenhufen zu Sieros 
kopaß 1690: „.. ſo folt er darauf ſehen, wie die wüſten Huben, derer noch eine ziemliche 
Anzahl in demſelben Dorfe vorhanden, mit tüchtigen Unterthanen, foviel immer möglich, 
beſetzet werden, dadurch Sr. Churfürſtl. Durchl. intraden vermehrt und des Schulzen 
‚seine ſchuldige Sorgfalt verfpühret werde“. 

3) Niedel S. 160. 

2) So die Amtsartikel von 1642 und die Cammer⸗Orbnung von 1698. 

4) K. StA. Dftpr. Fol. 14790. Die Viſttatoren der Ümter hatten ſchon zu Zeiten 
Herzog Albrechts beſtimmt: „Schulzen und Rath⸗Leute follen bey allerley Arbeit des 
Bolts im Scharwerk wohl und fleißig zuſehen, auf daß alle Dinge mit Fleiß und Treuen 
geleiſtet und verrichtet werden“. — Die Amtsartitel 1642 ſetzten fet: „Auch daß die 
Schulten auf das Scharwerk bey Vermeidung ernjter Straffe Achtung geben, daß es 
alles treulich und fleißig bearbeitet werde“. 

Stein, Die ländl. Berfaſung Oſtpreußens. Schr. b. Inſt. f. Cf, W. Heft 5. 29 
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Rath bey feiner Anweſenheit im Amte oder der Krieges- und Domainen- 
Cammer ſelbſt davon ungeſäumt Anzeige zu thun“ ). 

Gleiches verlangte auch der Adel von den Schulzen. „Wenn der 
Obrigkeit oder Dorff Scharwerk angeſetzet wird, ſo ſoll der Schulz alle⸗ 
mahl ſelbſt mit dabey zugegen ſeyn und anordnen, damit alles deſto fleißiger 
und beffer möge verrichtet werden“). „Wenn der Schulz Scharwerk ane 
ſagt, jo ſollen alle Pauren zur Stunde, die er anſetzt, auf dem Fuß folgen., 
verfügte die Willkür für die Dohnaſchen Güter. Bei Verpachtung von 
Altſtadt und Ketzwalde durch den Grafen von Finkenſtein wurde bemerkt, 
„daß der Altſtädtiſche Frey⸗Schulz ſeiner Pflichte nach ſtets beym Shar- 
werk ſtehen und die Leute, dem Arrendator zum Beſten, zur Arbeit fort⸗ 
treiben, auch jährlich etzliche Fuhren ausſtehen muß“. Von den ſonſtigen 
den Amtsbauern aufgebürdeten Leiſtungen erforderte die Verteilung 
und pünktliche Stellung der Paß, Marfi- und Kriegsfuhren die beſondere 
Aufmerkſamkeit des Schulzen. Er ſollte ſchließlich die Umgehung der 
grundherrlichen Bannrechte — des Mühlen, Brau- und Brennereizwanges 
— zu verhüten ſuchen?). 

Von den die inneren Gemeindeangelegenheiten betreffenden Amts- 
handlungen der Schulzen wird der folgende Abſchnitt ſprechen. Erwähnt 
fei noch, daß die zum Teil über das Ziel hinausſchießende Bevormundung. 
der landesherrlichen Untertanen eine weitgehende Gleichgültigkeit und 
Teilnahmloſigkeit der ländlichen Bevölkerung erzeugte und damit den ge- 
wünſchten Zweck gänzlich verfehlte. Die jahraus, jahrein dutzendweiſe 
erlaſſenen Edikte fanden ſchließlich kaum Beachtung, und die Dorf- 
ordnung geriet ſtellenweiſe ganz in Vergeſſenheit, obwohl ſie alljährlich 
um Michaelis in jedem Amte neu veröffentlicht und durch die Schulzen 
den Dorfbewohnern eingeſchärft werden ſollte. 1778/79 mußten die 
Kammern von der Berliner Oberbehörde darauf hingewieſen werden, daß, 
eingegangenen Berichten zufolge, in den Amtern Ballgarden und Branden- 
burg „verſchiedene Communen kein Exemplar der Dorfs⸗Ordnung haben, 
ja ſelbige angeblich nicht einmal kennen“ und im Amte Karſchau „der 
Dorfſchaft Godrienen nichts von der Dorjs-Ordnung bekannt ijt”. 


§ 74. Innere Dorfangelegenheiten und Gemeindehaushalt. 


Das Bauerndorf hatte fid) von den älteren Zeiten her als Realge⸗ 
meinde erhalten. Nach dem A. L. R. machten die Beſitzer der in einem 
Dorfe oder in deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke zu- 


1) Der Scharwerlsbeaufſichtigung durch die Berittſchulzen wird weiter unten. 
gedacht werden. 

3) Dorſ-Ordn. des Ellerwaldes, Kap. 2, Art. V. 

3) Dorf- Ordn. 1786 88 35 u. 37. 
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fammen die Dorfgemeinde aus. Ziele beſaß die Rechte öffentlicher Kor⸗ 
porationen; zu den vollberechtigten Gemeindegliedern zählten nur die 
angeſeſſenen Wirte. Sie hatten die Angelegenheiten der Gemeinde zu 
beraten, durften aber nichts zum Nachteil der Rechte der andern Dorf- 
einwohner beſchließen. Die den bäuerlichen Gengler nicht gleichſtehen⸗ 
den Dorfeingeſeſſenen vermehrten ſich, wie wir geſehen haben, nach 
1763 bedeutend; ſie ſchieden ſich aber wieder in Unterabteilungen. Die 
Eigenkätner, Kaufgärtner, etwaige Pächter und nicht ſelten in Dörfern 
anſäſſige Amtsunterbediente — Waldwarte, Strand-, Land- und Poft- 
reiter, Packmohren, Heyducken — hoben ſich aus der Maſſe der grund⸗ 
befiglofen Lohngärtner, Inſt⸗ und Losleute heraus. Haxthauſen) ſchied 
bezüglich der korporationsrechtlichen Stellung die auf dem Dorfanger, in 
kölmiſchen Dörfern alſo auf Gemeindegründen anſäſſigen Eigenkätner 
von denen auf den Hubenſchlägen der Dorfgenoſſen wohnenden. Erſtere 
„hatten in der Regel Gemeinderecht und waren Gemeindegenoſſen, wenn 
auch zuweilen mit etwas geringerm Stimmrecht“; dieſe galten nicht als 
Gemeindegenoſſen, ſondern wurden von den Wirten, auf deren Grund 
und Boden ihr Haus ſtand, in der Gemeinde vertreten. Auch Inſtleuten 
und andern Arbeitern konnten gewiſſe Rechte eingeräumt und beſtimmte 
Laſten auferlegt werden, ohne daß ſie Gemeindegenoſſen waren. 

Die Verſammlung der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder war gu- 
ſtändig in allen aus dem ortſchaftlichen Zuſammenwohnen und der gemein- 
famen Flurbewirtſchaftung fih ergebenden Angelegenheiten. Einer ge- 
meinſchaftlichen Beſprechung und Beſchlußfaſſung bedurften u. a. folgende 
Zweige der Gemeindeverwaltung: Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Stege, Wege und Brücken, Räumung der Dorf- und gemeinen Feldgräben, 
Einhegung der Nachthütungen, Triften und Felder, Bau und Beſſerung 
öffentlicher Gebäude, der Schmieden, Hirten, Bad- und Brachhäuſer, 
Anſtellung und Verſorgung der im Dienſte der Dorfſchaft ſtehenden Per- 
ſonen, beſonders der Hirten, auch der Schmiede und etwaiger Waldwärter 
und Nachtwächter, Anhaltung, Bewachung und Wegſchaffung der Defer- 
teure, Landſtreicher und Verbrecher), die Unterhaltung des Dorfbullen 
und Zuchtebers, das Feuerlöſchweſen, Verwaltung und Benutzung der 
Gemeindeliegenſchaften, Aufnahme neuer Eigenkätner in den Dorfverband, 
Einräumung des Nutzungsrechts am Gemeindevermögen an nicht voll- 
berechtigte Gemeindeglieder, Unterbringung und Beſpeiſung der Dorf- 
armen, Verabredung der gemeinſamen Feldarbeiten, gegenſeitige Unter⸗ 
ſtützung bei Brandſchaden und „was ſonſten zur Nachbarſchaft gehöret“. 

Die öfter Verdrießlichkeiten verurſachende Nachthütung betraf die 


3) a. a. O. S. 239. ) A. B-N. II it. 7 § 37 Abſatz 7 bis 9. 
29% 
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Beaufſichtigung des Zugviehes, alfo der Pferde und Ochſen, die nicht 
dem Dorfhirten zukam, ſondern der Reihe nach, „umzech“, von den Bauern 
verſehen werden mußte. Bei allen deutſchen Dörfern befand ſich in nicht 
zu weiter Entfernung vom Dorfe das beſonders feſt umzäunte „Gehege“, 
in dem das Zugvieh nachts weidete, aber wegen der Raubtiergefahr noch 
beſonderer Wache bedurfte. Die „Nachthütte“ ſollte bis Peter Paul 
(29. Juni) durchgeführt werden, dann begann die „Taghütte“ bis Bartholomäi. 
Die Beſtimmung, daß derjenige, der die Nachthütte gehabt und nicht alle 
Pferde wieder ins Dorf zurückgebracht hatte, zum Suchen verpflichtet 
wäre y, läßt darauf ſchließen, daß zeitweiſe auch die Brah- und Stoppel- 
felder des Nachts beweidet wurden. Wer die „Nachthütte“ gehabt hatte, 
ſollte dem an die Reihe kommenden Wirt die „Zeche“ anſagen. Nah- 
läſſigkeiten in dieſen Obliegenheiten wurden durch Geldbußen geahndet. 

Das Brotbacken im Hauſe war durch allgemeine Verordnung ſtreng 
verboten, ebenſo das Dörren der Malzgerſte und des Flachſes. „Privat 
Backöffen in den Häuſern werden nicht geſtattet, und die öffentlichen ſind 
an einem feuerſicheren Orte angelegt“, berichtete 1802 der Intendantur⸗ 
beamte vom Amte Natangen ?). Brachſtuben und Malzdarren lagen ſtets 
in beträchtlicher Entfernung vom Dorfe. 

Zur Ergreifung der Verbrecher gab die Goldbachſche Willkür eigens 
beſtimmte Verhaltungsmaßregeln. So jemand beſtohlen worden war, 
ſollte der Schulz ohne Verzug die Gemeine „verbotten“ und den dritten 
Teil der Bauern zu Pferde auf vier Straßen zur Ergreifung des Diebes 
ausſenden. Die alſo Ausgeſandten follten, wenn die Streife tagelang ſich 
hinzog, aus der Gemeindebüchſe Zehrungsgelder erhalten. 

Dem ſtark entwickelten Gemeinſamkeitsgefühl entſprechend, waren 
gegenſeitige Hilfeleiſtungen bei Unglücksfällen oder notwendigen größeren 
Arbeiten mit Angeſpann und Handdienſten herkömmlicherweiſe allgemein 
üblich. „Wan einer Bauen oder Beſſern wollte und die Nachbarn zur Talgkh 
Bete, ſoll ihm keiner ſeine Hülff ahne genugſame Urſach ausſchlahen“, 
mahnte die Willkür von Schönfließ und belangte den Läſſigen mit 1 Mi. 
und 1 Viertel Bier für die Nachbarn. 

Die Gemeindeverſammlung wurde durch den Schulzen als Vorſteher 
der Gemeinde zufammenberufen®), in der Regel durch Herumſchicken eines 
beſonders geformten Schulzenzeichens. Bei dieſem „Ding“ oder „Verbott“ 
leitete der Schulze die Beratungen, meift unter Beachtung altüberlieferter 
Förmlichkeiten. Beſtimmte Bußen hatten diejenigen zu zahlen, die zu 
ſpät kamen oder gar nicht erſchienen oder durch unbeſcheidenes Weſen die 

1) Goldbachſche Willkür, Abs. 63. 9) K. St.-A. Amtstechn. 


3) Goldb. Wilk. Abj. 20: „Wenn der Schulz die Gemeine mit dem Horn oder 
anbergeftalt zuſammen ruffen oder fordern läßt. 2. 
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Verhandlungen ſtörten. „Und damit daſelbſt alles friedlich und ordentlich 
zugehen möge, fo foll beym Schulzen-⸗Gebot die Strafbüchſe allemahl 
auf dem Tiſch ſtehen, und wenn der Schulze damit klopffet, alles friedlich 
ſeyn, oder der Verbrecher ſofort geſtraffet, auch ehe er aus dem Hauſe gehet, 
die Straffe zu erlegen oder ein Pfand dafür zu laſſen, angehalten wer⸗ 
den“). 

Sofern bei der Beſchlußfaſſung Meinungsverſchiedenheiten obwal⸗ 
teten, entſchied die Simmenmehrheit. „So die Gemeine zwieſpeltig oder 
irrig wird in den Sachen, welche die Dorffſchaft betreffen, und fid) bero. 
wegen weiter nicht vereinigen können, ſo ſollen ſie in zwo Hauffen treten, 
druff hernach der kleinſte Hauffe dem großen folgen ſoll. Es ſey denn, 
daß ſich der kleineſt Hauff derſelben Irrung halber uff die Herrſchaft be- 
ruffe“ ). 

Jährlich einmal wurde bei dieſen Gemeindeverſammlungen auch die 
Dorfordnung verleſen und durch Schulz und Schöppen die Rechnungs⸗ 
legung der Dorfkaſſe gegeben. Der Gemeindehaushalt geſtaltete ſich bei 
den noch vollkommen in der Naturalwirtſchaft ſteckenden ländlichen Gemeine 
den höchſt einfach und bedurfte keines umſtändlichen Rechnungsverfahrens. 
Gemeindeſchulden gab es nicht; durch Gegenüberſtellung der Einnahmen 
und Ausgaben gelangte man zum Abſchluß und zur Feſtſtellung des Ver⸗ 
mögensſtandes. 

Die Einnahmen rührten größtenteils aus dem Grundvermögen, vor 
allem aus Wald- und Weidenutzung her, indem die minderberechtigten 
Einwohner für die ihnen zugeſtandene Berechtigung eine bare Vergütung 
zu zahlen hatten. Vielen Dörfern erwuchſen aus den Grundzinſen der 
Eigenkätner anſehnliche Summen; oft waren auch Teiche und Gemeinde- 
äcker beſonders verpachtet. 

Die gemeinſchaftliche Hut verurſachte nicht weniger Umſtände als die 
Flurbeſtellung. Jeder Wirt durfte der Dorfherde eine beſtimmte Menge 
Groß- und Kleinvieh zutreiben. Behufs Verrechnung des Hirtenlohnes 
wurde die Stückzahl am Kerbſtock vermerkte); wer bei dieſen Kerbſchnitten 
zu betrügen verſuchte, „war der Dorſſchaft verfallen“ ). Den Heinen 
Leuten wurde gewöhnlich für einiges Vieh freie Weide geſtattet. „Wenn 
ein Handwerks Mann oder Gerttner mehr Viehe als zwen Körbe betreffen, 
halten wolten, follen ſolche der Dorffſchaft gebührlich Weidegeldt von dem 
Viehe, fo über zwey Körbe bei ihnen befunden, abzulegen ſchuldig fein.“ 


1) Dorf- Ordn. des Ellerw. 3. Kap. Art. IV. 

) Goldb. Willk. Abs. 37. 

J Ebenda Abſ. 76. Jede Kuh zählte eine, ein Stück Jungvieh eine halbe Kerbe; 
wieviel Mleinvieh auf die Kerbe kamen, bleibt zweifelhaft. 

) Das bedeutete eine Geldbuße, die für das „gemeine Bier“ verwendet wurde. 
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Doch ſollte die Zahl nicht 2 Haupt Rindvieh, 3 Schweine und drei Nähr⸗ 
gänſe überſteigen. „Will den Jemants mehr halten, ſoll er ſich mit der 
Gemeine darumb vergleichen“ ). Der Dorfhirte erhielt feinen Lohn felten 
aus der Gemeindekaſſe, ſondern unmittelbar von den beteiligten Dorf. 
einſaſſen; jeder Bauer lieferte ihm gewöhnlich mehrere Metzen Getreide 
und einige Groſchen in bar ). 

Aus den Polizeiſtrafen floſſen der Gemeindekaſſe verhältnismäßig 
geringe Beträge zu, obwohl mit Straffeſtſetzungen bei den vielen Ver⸗ 
ordnungen nicht geſpart worden war. Alle bedeutenderen Strafgelder 
fielen an die Grundherrſchaft; die kleineren „Bußen“ aber wurden in der 
Regel gemeinſchaftlich vertrunken. Die in älterer Zeit ſehr beliebte Sitte 
des „Austrinkens“ hatte fih, ungeachtet ſtrenger Verbote ) durch die 
Landes- und Grundherrſchaften, in gewiſſem Umfange erhalten ). Das 
Vergehen wurde entſprechend feiner Schwere nach Entſcheidung des Dorf- 
gerichts mit einem Viertel, einer halben oder gar ganzen Tonne Bier ge⸗ 
büßt; follte die Strafe beſonders hart treffen, jo wurde der Übeltäter vom 
Mittrinken ausgeſchloſſen “). 

Die Goldbachſche Willkür regelte den „Gemeindetrunk“ folgendermaßen: 
„Wenn man das gemeine Bier trinket, wie es von der Herrſchaft zugelaſſen 
ift: welches doch über zwey mahl im Jahr nicht geſchehen, aber zur Zeit 
der Peſtilenz gänzlich nachbleiben ſoll: ſo ſoll darzu niemand frembdes 
gebehten, gefordert noch beruffen werden ohne zu laß und Verwilligung 
des Schulzen und der Rath Leute ... Man foll auch niemand das Bier 
zu hauſe ſenden.“ „Alles Geldt, welches alſo laut dieſer Will Kühr einge⸗ 
bracht wird, ſoll nicht durch den Schulzen, Rath Leute oder Nachbarn ver- 


1) Goldb. Willk. Abf. Sof. 

1) Vgl. Haxthauſen S. 251. 

J Willt. Schönſtieß: „Die Brueche, jo in den Dörfern gefallen, fol man nit vər- 
trinthen, ſondern ans Dorſfs befte wenden“. 

4) Mitt. d. Lit. Gef. Maj. 1898 S. 59. In Maſuren wurde dabei mit Vorliebe 
Branntwein getrunken. „... bann habe er ihn zum Schulzen genommen und 3 Stof 
Branntwein auf ihn getrünten“, „Wurde bei einer Nevifion von feiten des Vorſtamdes 
bei jemand der Schornftein nicht genau gefegt oder in der Nacht ein Bettler gefunden, 
dem man Nachtlager gegeben, oder hatte jemand aus dem Ortswalde heimlich Holz 
entwendet oder einen andern kleinen Gegenſtand ſich zugeeignet, jo wurde auf feine 
Koſten im Schutzenamt getrunken und alsdann der Betrag von ihm eingezogen. Das 
nannte man: „Jemand austrinken“. Ebenſo die Wilk. Schönfließ. Jeder Wirt folte 
jahrlich „auf ſeinen Huben 1 Morgen Roden unnd Raumb machen“; wer darin ohne 
ſtichhaltigen Grund nacläffig war, „soll denn Nachbarn verfallen fein ahne alle außrede 
oder entſchuldigen eine ganze Thonne Bihrr, bey derſelbigen ſollen die Nachbarn ver⸗ 
pflicht fein, ihme ſolcher wegen Helfen zu raumen, damit dennoch die Ordnung gehalten.“ 

J Goldb. Wilk. Wer mit der Axt im Hegewalde betroffen wurde, follte die Axt 
dem Schulzen abgeben und der Gemeinde eine halbe Tonne Bier bezahlen, aber felbft 
nicht mittrinken. 


= bie 


trunken, ſondern in die Gemein Büchſe gelegt und daſelbſt verwahrt werden, 
damit, wenn ein Noth wendiger Bau dem Dorf vorſtieß, an Brücken, Stegen, 
Wegen .. dadurch dem Dorff Nutz und frommen möchte geſchafft werden“. 

Regelmäßige Beiträge zur Dorfkaſſe oder Umlagen zur Beſtreitung 
etwaiger Ausgaben für dringende Gemeinbedürfniſſe waren nicht üblich ). 
Da die Genoſſen bei allen größeren Bauten ſelbſt für die Heranſchaffung 
der Materialien ſorgten und auch die nötigen Hilfskräfte beim Handlangen 
ſtellten, war der Bedarf an barem Gelde nicht eben groß. Die Schulzen 
wurden für ihre Amtsführung vom Domänenamt oder der Grundherr⸗ 
ſchaft bezahlt; die kölmiſchen Schulzen erhielten gewöhnlich kein Gehalt, 
da ſie zur Führung des Amts verbunden und dafür mit wichtigen Privilegien 
ausgeſtattet waren. 

Die den Dorfgemeinden durch Verordnungen von 1748 und 1764 
zugewieſene Beſtreitung der Armenlaſten) beſchwerte den Gemeinde. 
ſäckel ebenfalls nicht, da die etwa vorhandenen Ortsarmen meiſtens im 
Hirtenhauſe Wohnung und von den Bauern reihum Verpflegung und 
Kleidung erhielten. In grundherrlichen Dörfern beſtand den erbunter⸗ 
tänigen Perſonen gegenüber die Unterhaltungspflicht der Gutsherrſchafts); 
diefe hatte an manchen Orten für ſolche Zwecke Hospitäler eingerichtet. 

Die dem platten Lande vom Staate auferlegten allgemeinen Laſten 
trafen den einzelnen Grundbeſitz, nicht aber die Gemeinden als öffentliche 
Körperſchaften; ebenſo war die Unterhaltung der Kirchen, Pfarreien und 
Schulen nicht Sache des Dorfes, ſondern der Kirchengemeinden und „jelb- 
ſtändiger, keineswegs mit der Gemeinde zuſammenfallender Schulſozie ⸗ 
täten“). 

Wie die Aufficht über das Gemeindevermögen, beſonders die Dorf- 
waldungen und die Überwachung der Gemeindeangeſtellten, fo ſtand auch 
die Führung der Rechnungsgeſchäfte bei den das Dorfgericht bildenden 
Perſonen. Die Dorf- oder Ratbüchſe wurde in der Schulzenlade ) auf- 
bewahrt; über die Einnahme und Ausgabe ſollte „der Schulze mit den 
Rathleuten der Herrſchaft oder derſelben Diener alle Jahre klare Rechnung 
thun in gegen Wertigkeit aller Nachbarn im Dorff“ ). 


1) Haxthauſen S. 248, 

a) K. St. Al. Oſtpr. Fol. 14796. Die Beſtimmungen wegen der Bettelei und der 
Armen gingen dahin, „daß jeder Ohrt und Gemeinde feine wahre Armen und zur Arbeit 
undermögende Leute ſelbſt unterhalte“. 

3) Keil S. 65. ) Keil S. 66 und Haxthauſen S. 252. 

5) Dorf-Ordn. des Ellerwaldes 2. Kap. Art. IV: „Und damit alle Sachen, fo das 
Dorff angehen, ordentlich mögen aufgehoben werden, fo ſoll in jedem Schulzen⸗Amt 
auf Untoſten der Gemeine eine Schulzen-Lade angeſchaft und gehalten werden, in welcher 
die Amts. Befehle, Publicationen, Ordinancen, Willkähr, Brand. Ordnung, Dorff- 
Rechnungen, Dorffs-⸗Büchſe und dergleichen aufgehoben und verwahret werden follen,” 

e) Goldb. Willk. Abf. 82. 
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Nähere Einblicke in einen ländlichen Gemeindehaushalt gewähren 
die Gemeinderechnungen des Dorfes Goldbach, die ſich auf einen mehr 
als 100 Jahre umfaſſenden Zeitraum erſtrecken und jo die langſame Steige⸗ 
rung der Einnahmen und Ausgaben deutlich erkennen laffen. Im folgenden 
foli eine der dem gutsherrlichen Gerichtshalter vorgelegten Abſchluß⸗ 
rechnungen wiedergegeben werden. 


Actum Goldbach, d. 6. Martii 1785. 


Dato ift die Dorf Rechnung gemachet et befunden wie folgt: 

75 fl. 29 Gr. 15 Pf. Beſtand aus der vorigten Rechnung gemäß Abſchluß. 
Dazu an curr. Einnahme: 
15 Gr. Garten Zins von Schulz Adam; 

Chriſtan Reuter 
Johann Böhnke 
Chriſtan Adam 
Martin Böhnke 
Rademacher Teuchert 
Witwe Schmidin 
Martin Treſchanke an Hotzgelde; 
Chriftoph Wöld 
Martin Feit 
Jacob Koslowski 
Dans Kullſche 
Glaſer andide 
Hans Gottwaldtſche 
Schneider Bohnte an Garten Duer 
Johann Böhnke dito 
Rademacher Teuchert dito 
Witwe Schmit dito 
(ën \ 
1 Schwein] Martin Treſchante an Weyde-Geld; 
1 Gaus 
1 | . 
Schewe] Martin Se dito; 
1 Schaf 
— 1 Schwein 
9, 1 Schaf Witwe Schmid dito; 
Ce ee h 
9 


` 1 E. Leet Koslorosti dito; 


— 1 Schwein J Martin Fei en 

„ g, f Gans ) Martin Zeit dito; 

27, — — An Holz, den vorigen Winter mit herrſchaftl. Confens an die 
Kaplauer verkauft; 


I52 1. 3 Gr. 15 Pf. Summa der Einnahme, — 


Ausgabe, 
— Dem Jäger Bahr für die Aufficht über den Wald; 
— Dem Schulz et Rathleuten ihr Gebühr; 
— Vor Verleſung der Willkühr; 
Zum Schoße pro Anno 1784/85, 
Summa der Ausgabe. 
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Abſchluß. 
152 fl. 3 Gr. 15 Pf. die Einnahme, 
37, — — die Ausgabe, 
115 fl. 3 Gr. 15 Pf. bleibt Weiland. Hiervon wird 
— — den Martin Böhnke schuldig geweſen, geſtrichen, indem derſelbe 
iein Holz Geld bey feinem Anzuge nach Goldbach ſchon bey 
Silberbach verrechnet. 

114 fl. 3 Ur. 15 Pf. bleibt Weiland, der überzählet et in die Büchſe des Schulzen 
geleget worden, worauf Schulz et Rathleute zu Wahrnehmung 
ihrer Pflichten gehörig admoniret et diefe Rechnung hiemit 
geſchloſſen worden. 

p. 8. Madeyra. 
Daß mier an dato 114 fl. 3 Gr. 15 Pf. Richtig zugezelt worden, foldes a Teſtiret 
Schult Adam. 


Zuweilen ſtieg der Beſtand der Dorfkaſſe auf 200 fl. und einmal 
fogar auf 270 fl., eine unter den obwaltenden Umſtänden ganz bedeutende 
Summe. Die Einnahmen entſtammten durchweg den gleichen Quellen 
und vermehrten Déi im Laufe der Jahrzehnte nicht unbeträchtlich. Größere 
Ausgaben verurſachte mitunter die Anſchaffung eines Zuchtſtiers und der 
bei Mißwachs vom Gutsherrn befohlene Ankauf von Saatgetreide für 

die Bauern. Überhaupt übte die Grundherrſchaft auf die Führung und 
Verwendung der Gemeindekaſſe einen beſtimmenden Einfluß aus. 


§ 75. Die Berittſchulzen. 

Während der Regierungszeit Friedrichs des Großen und teilweiſe 
noch länger fpielten die fog. Berittſchulzen in dem Verwaltungsgetriebe 
der Domänenämter eine wichtige Rolle. Die Bewirtſchaftung der aus- 
gedehnten Domänenvorwerke durch die Frondienſte Hunderter Bauern 
erforderte ganz außerordentliche Anorbnungs und Überwachungsmaß⸗ 
regeln. Vornehmlich um keinen Wirrwarr bei den ſchwer zu überſehenden 
Scharwerksarbeiten aufkommen zu laffen und Pünktlichkeit, Genauigkeit 
und Sorgfalt bei der Amterbewirtſchaftung zu vermehren, wurde für die 
oſtpreußiſchen und litauiſchen Domänen die in den weſtlichen Provinzen 
ſcheinbar unbekannt gebliebene Stelle des Beritt oder Ober oder Amts. 
ſchulzen eingerichtet. Doch ſollten dadurch auch andere nicht minder wichtige 
Aufgaben bei der allgemeinen Amterverwaltung gefördert werden. 

Vereinzelt hatte es ſchon vor 1740 Berittſchulzen gegeben. Eine 
Verordnung des Oberpräfidenten von Domhardt vom 17. Juli 1764 be» 
fahl dann die Einrichtung der Stellen in allen Amtern. Die Domänenräte 
ſollten mit Zuziehung der Generalpächter „in Überlegung nehmen, ob in 
denen Dörfern nicht eine beßere Ordnung dadurch hergeſtellt werden könne, 
wenn in die Stelle der bisherigen Dorfs⸗Schultzen künftig gewiſſe be- 
rittene Schultzen eingeſetzt und denenſelben die Inſpektion über einige 
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nahe bey einander belegene Dörfer anvertrauet, auch ihnen zugleich das 
denen Dorffs⸗Schultzen bishero bezahlte Tractament zugeordnet werden 
möchte, welche Schultzen ſodann auch denen Einſaſſen ihres Diſtriets die 
von hier aus an die Ämter ergehende Verordnungen bekannt machen und 
auf deren Befolgung ſowohl als auch die genaue Beobachtung der Dorfs⸗ 
Ordnung mit Nachdruck halten, auch die Wirtſchaft deren Einſaſſen und daß 
ſie mit ihrem Angeſpann gut umgehen, fleißig Acht haben und von allen 
in den Dörfern ſich ereignenden Vorfällen dem Amt wöchentlich Rapport 
abſtatten müſſen. Wobey jedoch die bisherigen Dorfs⸗Schultzen in den 
Dörfern ferner bleiben und auf die gute Ordnung im Dorf mitſehen und 
halten können, wofür ſie, und zwar die Schultzen in den Cöllmiſchen Dörfern 
von denen Burg Dienſten, als Mühlen⸗Fuhren, Wege⸗Beſſerung und 
dergleichen, die in den Königlichen Dörfern aber von dem Scharwerk 
befreyet bleiben ...“). 

Wegen der Dienſtpflichten der Ober- oder Berittſchulzen berichtete 
auf eine Anfrage des Königs der Domänenbeamte von Pr. Eylau 1779: 
„Das Officium der Oberſchulzen beſteht generaliter in der Wahrnehmung 
der Ordnung und Befolgung der Vorſchriften der Circular⸗Ordres und der 
Aufſicht über die Wirtſchaft der Bauern ſeines Beritts. Gleichergeſtalt 
müſſen die Oberſchulzen beim Scharwerk und andern Dienſtleiſtungen, 
als Holz, und Burgfuhren, gegenwärtig fein und darauf ſehen, daß alles 
zur vorgeſchriebenen Zeit und mit gehöriger Ordnung verrichtet wird. Bei 
Durchmärſchen und andern dergleichen Vorfällen müſſen ſie die Ordnung 
beim Vorſpann übernehmen, ferner die Amtskrüge viſitieren und auf die 
Contraventiones wegen Verzapfung des fremden Bieres und Branntweines 
vigiliren, wie De denn auch bei vorfallenden Commiſſionen zu Taxationen, 
Übergaben und Exekutionen gleich den Landgeſchworenen gebraucht 
werden“ ). 

Der Domänenamtmann beauftragte alſo den Berittſchulzen mit der 
Polizeiaufſicht in einer Reihe von Bauerdörfern, die zuſammen einen 
Beritt bildeten. Der Berittſchulze überwachte die Tätigkeit der Dorf- 
ſchulzen und fah darauf, daß die behördlichen Anweiſungen und die Bor- 
ſchriften der Dorfordnungen auch richtig durchgeführt wurden. Seinen 
Befehlen, die er wieder vom Amtmann erhielt, mußten die Dorſſchulzen 
Folge leiſtens). Vor allem lagen ihm die mit den bäuerlichen Dienſtlei⸗ 
ſtungen zuſammenhängenden Geſchäfte ob. 


1) K. StA. Oſtpr. Fol. 14796. 

) K. St.-A. Dom.⸗Reg. Fach 804 Nr. 661. 

3) § 4 der Dorf-Ordn. v. 1786: „... müſſen die Beritt⸗Schulzen fleißig und genau 
darauf jehen, daß die Dorf-Schulzen ein jeder in feinem Dorfe ihres Berittë, den in dieſer 
Dorf-⸗Ordnung ihnen auferlegten Pflichten nachtomme. .. Die Dorj-Schulgen aber 


— 459 — 


Beſonders in den litauiſchen Domänen wurde das Scharwerk Bett, 
weiſe verrichtet. Solange noch das Tagesſcharwerk üblich war, ftellten 
fih an den vom Domänenbeamten feſtgeſetzten Tagen die Scharwerks. 
pflichtigen aller zu einem Beritt gehörigen Ortſchaften, von den Dorfichulzen 
angeführt, mit ihren Geſpannen auf dem Vorwerksacker ein. Während 
jeder Dorſſchulze ſeine Leute bei der Arbeit anleitete und überwachte, 
führte der Berittſchulze die Oberaufſicht über den ganzen Schwarm, überall 
zurechtweiſend und mahnend, nicht ſelten auch mit der Karbatſche antreibend Y. 
Als das Planſcharwerk in den Domänenämtern gebräuchlich geworden 
war, erhielten ſeine Obliegenheiten eine etwas veränderte Richtung. Es 
galt darauf zu achten, daß die jeder Ortſchaft zugewieſenen Ader- und 
Wieſenſtücke nicht n illig verkleinert und die Arbeiten auch gewiſſen 
haft und vorſchrift ausgeführt wurden. Und nicht nur bei dem eigent- 
lichen Acker- und Wieſenſcharwerk war die Anweſenheit der Berittſchulzen 
erforderlich, ſondern auch bei den Getreidefuhren nach Königsberg, beim 
Schlagen und Anfahren des Achtelholzes, bei allerhand Burgdienſten, den 
Bau- und Mühlenfuhren, Wegebeſſerungen und ſchließlich bei den Marſch⸗ 
fuhren ſollte durch ihre Aufmerkſamkeit dem Schlendrian der Bauern 
begegnet werden ). 

Die Berittſchulzen ſollten ferner auf die ſehr zahlreich in den Dörfern und 
an allen wichtigeren Landſtraßen befindlichen Amtskrüge und Schenkhäuſer 
ein wachſames Auge haben „und darauf ſehen, daß keine fremden Getränke 
von Bier und Branntwein ins Amt gebracht werden, auch daß die Krüger 
und Schenker das Getränke nicht verfälſchen und unrichtig Maß geben“ ). 

Mitunter verſahen die Berittſchulzen zugleich die Befugniſſe der 
Landgeſchworenen und wirkten dann als Sachverſtändige bei Abſchätzungen, 
Aufnahme von Gutstaxen, Auseinanderſetzungen, Gemeinheitsteilungen 
und ähnlichen Gelegenheiten mit, ſo in den Amtern Hohenſtein, Soldau, 
Angerburg, Drygallen, Polommen, Popiollen. Anderwärts waren von 
den Gerichten und Landräten beſondere Landgeſchworene ernannt; im 
Ermlande hießen fie Landſchöppens). Engelbrechts Anſichte), daß die 
„dem Stande der Freien und Schulzen angehörenden“ Landſchöppen 
eine den Berittſchulzen der oſtpreußiſchen Amter ähnliche Stellung ein- 
nahmen, trifft nur teilweiſe zu, wie aus dem Vorigen erhellt. 

Der Berittſchulze wurde vom Domänenamtmann aus der Zahl der 
amtseingeſeſſenen Wirte ernannt. Er war zuweilen ein einfacher Bauer, 


ſollen schuldig pn, die Erinnerungen und Anweiſungen der Beritt-Schulzen, die aus 
den tüchtigften Eingeſeſſenen der Amts- Bezirke auszuſuchen find, und von welchen alfo 
mehr Einſicht, Erfahrung und Übung zu erwarten ift, zu befolgen.“ ) Tribufaits 
Chronik. ) Geh. St.- A. Gen.-Dir. Oftpr. Mat. Tit. 37 Rr. 3. ) Hapthauſen 
S. 245. ) A. a. O. S. 69. 


en 


der aber die erforderlichen Eigenschaften für das ihm anzuvertrauende 
Amt beſaß. Häufiger fiel die Wahl auf Erbfreie, Hochzinſer und Aſſe⸗ 
kuranten, ſchon wegen ihres vermehrten Anſehens bei den Bauern. Es 
war nicht immer erforderlich, daß der Berittſchulze zugleich Dorſſchulze 
war. Das ihm übertragene Amt war nicht erblich. Als Entlohnung erhielt 
er in manchen Amtern eine zinsfreie Hufe und dazu eine bare Geldſumme, 
die in den verſchiedenen Gegenden zwiſchen 6 Rtl. 60 Gr. und 16 Ntl. 
ſchwankte. 

Allgemein eingebürgert hatte ſich der Berittſchulze im Litauiſchen 
Kammerbezirk, weil dort die bäuerlichen Arbeitskräfte für die Bewirtſchaf⸗ 
tung der zahlreichen königlichen Vorwerke viel notwendiger gebraucht 
wurden als im Gebiet der Königsberger Kammer. Die 1779 anbefohlene 
Zuſammenſtellung der in den Amtern vorhandenen Schulzen führte für 
jenen kleinen und ſchwächer bevölkerten Bezirk 488, für dieſen 199 Beritt⸗ 
ſchulzen auf, darunter allein 68 in den vier Litauen benachbarten Ämtern 
Lappönen, Mehlaulen, Saalau und Taplacken. Nicht durch die ſtarken 
Scharwerksbedürfniſſe allein war die große Zahl der Berittſchulzen in 
Litauen geboten, ſondern auch durch die dortigen Siedelungsverhältniſſe. 
Die vielfach ſo unanſehnlichen oder auf weiten Flächen verſtreut liegenden 
Ortſchaften entbehrten noch ſehr der Zuſammengehörigkeit und eines 
feſten Gemeindeverbandes. In den Intern Althof⸗Memel, Clemmenhof, 
Prökuls, Heydekrug, Baubeln, Schreitlauken, Althof ⸗Ragnit, Kaſſigkehmen, 
Winge, Kukerneeſe, Heinrichswalde, Moulienen fehlten 1779 die Dorf- 
ſchulzen gänzlich; bei manchen Amtern des nördlichen Litauens waren nur 
die den Salzburgern, Schweizern und Naſſauern bewilligten Kolonie- 
ſchulzen in den Dörfern vorhanden. Wöchentlich die Ortſchaft beſuchend, 
überwachte der Berittſchulze mit Hilfe der Amtspackmohren die Einhaltung 
der polizeilichen Vorſchriften, machte die ergangenen Verordnungen be⸗ 
kannt und beauffichtigte die Wirtſchaftsführung der Bauern; diefe er- 
ledigten, ſoweit dafür ein Bedürfnis vorlag, die gemeinſamen Fluran- 
gelegenheiten unter ſich. 

Ausgenommen die vier genannten, bereits vorwiegend litauiſch be⸗ 
ſiedelten Amter, waren im Oſtpreußiſchen Kammerbezirk bei weitem nicht 
ſo viel Oberſchulzen ernannt worden. Stellenweiſe fehlten ſie vollſtändig, 
namentlich überall dort, wo in den Amtsdörfern kölmiſche Schulzen vor- 
handen waren, fo in den ermländiſchen Amtern Allenſtein, Frauenburg, 
Heilsberg und Röſſel. In Allenſtein hatte man ſie abgeſchafft und vier 
Amts-Land-Neuther oder Wachtmeiſter mit je 54 Rtl. 15 Gr. Gehalt an- 
geſtellt, ebenſo in Wartenburg. 


Viertes Buch. 
Landwirtſchaftliche Zetriebsverhältniſſe und 
allgemeiner Kulturzuſtand des platten Landes, 


§ 76. Anbaufläche. 


Von der geſamten Landfläche der Provinz Oſtpreußen gehörte am 
Anfange des 18. Jahrhunderts ein verhältnismäßig recht geringer Teil 
zum landwirtſchaftlich genutzten Grund und Boden; beſonders in den 
großen Rittergütern befanden fih umfangreiche Ländereien gar nicht unter 
dem Pfluge ). Seitdem hatten ſich durch Erſchließung der Odländereien 
die urbaren Flächen ganz erheblich vergrößert. Das Augenmerk der Hohen- 
zollernſchen Könige, vor allem Friedrichs II., war unabläſſig auf die Kul⸗ 
tivierung der zahlloſen Wüſteneien gerichtet. Ebenſo ſuchten die Guts⸗ 
beſitzer ihre Ackerflächen zu erweitern; in den letzten Jahrzehnten des 
Jahrhunderts entſtand eine Menge neuer gutsherrlicher Vorwerke auf 
ehemaligem Wald-, Bruch- und Weidelande. Die zahlreichen nach weib⸗ 
lichen und männlichen Vornamen benannten Siedelungen — Amalien-, 
Charlotten⸗, Henrietten⸗, Luifen-, Friedrichs⸗, Karls», Ludivigs-, Wilhelm- 
hof, Höhe, bruch, -wale uſw. — entſtammen jener Zeit?). 

Über das Verhältnis der angebauten Flächen zu den Dröſch⸗ und 
Bruchländereien, Waldungen und Gewäſſern belehrt recht anſchaulich das 
Vermeſſungsregiſter zu der großen Landesaufnahme, die um die Wende 
des 19. Jahrhunderts auf Anregung des ſchon mehrfach genannten Pro- 
vinzialminiſters von Schrötter durchgeführt wurde. Von der 682,662 


1) Plehn, Forſch. XVIII S. 74. 

) Hift,-pol, Beitr. Teil 2 Bd. 2 S. 587. Etatsminiſter Abraham v. Brarein hat 
auf feinen Tharauſchen Gütern „7 ganz neue Vorwerke und einige dreißig neue Karpfen- 
teiche, teils durch Waſſerſtauung in wüſten und unurbaren Brüchern, teils durch Aus- 
brennung, Trockenmachung und Rodung angelegt und in nutzbare Cultur gebracht. 
Die Vorwerke ſind in folgender Reihe errichtet worden: 1764 Braxeinswalde, 1765 
Lomfenhof, 1707 Gröbensbruch, 1772 Grünhof, 1773 Braxeinshof und Charlottenhof 
und 1777 Haſſelthamm“. 


Flächeninhalt der Provinzen Litauen und Oſtpreußen nach der 1796 bis 1802 vorgenommenen Schrötterfhen 
Landesaufnahme. !) 
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1) K. St. A. O.⸗P. 4 I. Nr. 107. 
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Quadratmeilen zählenden Geſamtfläche der beiden Kammerbezirke ent⸗ 
fielen auf die Waldungen 21,05%, auf Moos- und Torfbrüche 1,91%, auf 
Feldbrüche 3,53 %, auf Weideländereien und Sandſtrecken 4,22%, auf 
ſtehende und fließende Gewäſſer 9,17% und auf Acker, Wieſen und Gärten 
60,12%. Zum Vergleich ſei hier angegeben, wie ſich die Hauptarten der 
Bodenbenutzung im Jahre 1900 zueinander verhielten). Es entfielen 
von der Geſamtfläche der Provinz Oſtpreußen in Hundertteilen: auf 
Acker und Gärten 55,25, auf Wieſen 11,25, auf Weide und Hütungen 6,89, 
auf Forſtland 17,42, auf Hofräume, Wege, Gewäſſer, Od- und Unland 9,19. 
Rechnen wir das große Flächenmaß der Tabelle in preußiſche Morgen?) 
um, ſo umfaßten in runden Zahlen die Acker und Wieſen 9120000, die 
Waldungen 3194000, die als magere Weiden notdürftig genutzten Hütungen 
und Sandſchellen 641000 und die recht eigentlich als Wüſtungen oder Un- 
land zu bezeichnenden Feld., Moos- und Torfbrüche 825000 preußiſche 
Morgen. 
$ 77. Dreifelderwirtſchaft. 
Wie überall in Deutſchland, ſo hatte man auch in Oſtpreußen bis zum 
Siebenjährigen Kriege etwa an der jahrhundertelang geübten Bebauung 
des Ackers in drei Feldern allgemein feſtgehalten. Die Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft begünſtigte einſeitig den Anbau der Körnerfrüchte; die Viehzucht 
trat gegen den Getreidebau ſtark zurück; der Anbau von Futterkräutern 
war unbekannt; unter den Handelsgewächſen pflegte man nur den Anbau 
des Flachſes, hier und da auch den des Hanfs, Hopfens und Tabaks. An 
eine Verbeſſerung der Betriebsweiſe und eine Steigerung der Ertrags- 
fähigkeit dachte man nicht; alles ging in dem altgewohnten Geleiſe weiter. 
Das Wirtſchaftsgefüge war mit der beſtehenden Agrarverfaſſung ſo 
innig verknüpft, daß ſich ohne eine durchgreifende Umgeſtaltung der letzten 
eine Anderung und Fortentwicklung der Wirtſchaftsweiſe nicht herbei- 
führen ließe). Solange das gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältnis mit feiner 
unfreien Arbeitsverfaſſung, die Gemengelage der Grundstücke und der 
damit verknüpfte Flurzwang, die verſchiedenen Gemeinheiten und Grund ⸗ 
gerechtigkeiten und ſchließlich die unſicheren Beſitzverhältniſſe der bäuer⸗ 
lichen Bevölkerung beſtanden, blieb die Weiterentwicklung der Landwirt⸗ 
ſchaft ein Ding der Unmöglichkeit. 
Der landwirtſchaftliche Betrieb ſtand in Oſtpreußen weit hinter dem der 
weſtlichen Provinzen zurück; Friedrich Wilhelm I. hatte ſich vergebens 


1) Stat. Handb. f. d. Deutſche R. I S. 128. 

) Die preußische Meile maß 2000 Rheinl. Ruten; demnach enthielt die Quadrat- 
meile 4000000 Quadratruten, und das find wieder 4000000 : 180 = 22222 
Morgen. ) v. d. Goltz, Geſch. d. Landw. I S. 255. 
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bemüht, auf den litauiſchen Domänen an Stelle der ſchwerfälligen und 
wenig erträglichen preußiſchen Wirtſchaft die magdeburgiſche zu ſetzen. 
Die Altpreußen hingen eigenfinnig am Althergebrachten und wieſen alle 
Neuerungen mit der Begründung zurück, daß die ungünſtigen klimatiſchen 
Verhältniſſe eine Anderung der Betriebsweiſe nicht zuließen. 

Dieſer Zuſtand erhielt ſich bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts, 
und wenn auch, wie unten zu zeigen fein wird, weite Kreiſe der Grund- 
beſitzer fih um die Verbeſſerung der Betriebsweiſe eifrig bemühten und 
es darin zu beachtenswerten Ergebniſſen brachten, ſo darf das doch nicht 
über die Tatſache hinwegtäuſchen, daß die geſamten Bauernwirtſchaften 
und viele Güter von dieſen Neuerungen vollkommen unberührt blieben. 
Gerade die größten Rittergüter, beſonders die im abgelegenen Mafuren 
und polniſchen Oberlande, verharrten bei der rückſtändigen Bewirtſchaftung. 

Es hing das hauptſächlich damit zuſammen, daß ihre Beſitzer es nicht mit 
der Würde des adligen Standes vereinbar hielten, in der perſönlichen Ausübung 
der landwirtſchaftlichen Tätigkeit ihren Hauptberuf zu erblicken; die Adligen 
fühlten ſich als Grundherren, nicht als Landwirte ). Sie betrachteten die 
Güter mehr als eine Rentenquelle und widmeten ſich in der Hauptſache dem 
Dienſte im Heer oder in der Staatsverwaltung. Die Bewirtſchaftung des 
ererbten Gutes blieb Verwaltern oder Pächtern überlaſſen, und dieſe 
hatten kein Intereſſe daran, durch Meliorationen die Erträge der Güter 
zu erhöhen. Sie wirtſchafteten ſie nicht ſelten herunter, um ihre eigenen 
Taſchen zu füllen, und konnten das um ſo leichter, als der Grundherr nur 
ſelten auf ſein Stammgut zurückkehrte, um nach dem Rechten zu ſehen. 

Der in allen wirtſchaftspolitiſchen Fragen fo ſcharfſichtige Freiherr 
von Schön kennzeichnete als Kammeraſſeſſor 1786 in einem Bericht an 
Schrötter dieſe Verhältniſſe alſo: „Dem Edelmann iſt es in der Regel 
eine zu kleine Beſchäftigung, das detaile der Landwirtſchaft ſelbſt zu 
betreiben; er will feinen Wirkungs Creyß erweitern, dient daher dem 
Staate, entfernt von ſeinen Gütern, oder weil er ſein Verdienſt nicht allein 
darin ſetzt, ein vollkommener Acker Wirth zu fein, nimmt Theil an poli- 
tiſchen und litterariſchen Gegenſtänden, will ſich auf eine geiſtvollere Art 
beſchäftigen, überläßt die Ausführung ſeiner Pläne Leuten, die kein Theil 
an dem Vortheile, der aus dem großen Flor ſeiner Oekonomie entſteht, 
haben, und führet daher felten feine Anordnungen vollkommen aus“ ). 

Die großen Güter wurden ganz verſchieden bewirtſchaftet. Einige 
ahmten die in den Domänen übliche Generalpacht nach, z. B. Wildenhof. 
Manche Grundherren vergaben die einzelnen Vorwerke an beſondere 
Pächter, fo daß alfo die Beſitzungen oft 10 und mehr Einzelbetriebe zählten, 


3) v. d. Goltz a. a. O. S. 47. ) Geh. St. A. Min. Reg.-Litt. W 243. 
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wie die Deſſauiſchen und Finkenſteinſchen Herrſchaften. Viele Gutsbeſitzer 
bewirtſchafteten ihren Beſitz teilweiſe ſelbſt und verpachteten nur einzelne 
Stücke davon, beſonders die abgelegenen Vorwerke. 

Daß lange Zeit hindurch ſelbſt bei der Bewirtſchaftung der Staatsgüter 
an veralteten Formen feſtgehalten wurde, lag in der inneren Verfaſſung 
der Domänen begründet, bei der vielfach engherzige finanzielle Gefichts- 
punkte in den Vordergrund gerückt waren und die nach der Schablone 
in den verſchiedenſten Gegenden einheitliche Wirtſchaftsverhältniſſe ſchaffen 
wollte. Der durch unzählige Vorſchriften eingezwängte Pächter fah fih 
in allen ſelbſtändigen Entſchließungen gehemmt und vermochte wegen 
der vielſeitigen Amtsgeſchäfte nicht ſeine volle Kraft der Landwirtſchaft zu 
widmen. Solange die ſechsjährige Pacht als Regel galt, konnte der Domänen- 
beamte von der altgewohnten Feldereinteilung nicht abgehen, auch wenn 
ihm der größere Vorteil eines andern Wirtſchaftsſyſtems einleuchtete, 
da die Feiſt von 6 Jahren für umſtändliche und koſtſpielige Umgeftal- 
tungen des Ackerbaus viel zu kurz war. Er mußte ſich auf den zweimaligen 
vollſtändigen Wirtſchaftskreislauf des Dreifelderſyſtems beſchränken und 
konnte höchſtens durch beſſere Ausnutzung der Brache und vermehrte Vieh- 
haltung beſondere Vorteile zu erreichen ſuchen. Erſt mit der Verlängerung 
der Pachtdauer und dem Wegfall der läſtigen Bevormundungen durch die 
Behörden in der nachfriederizianiſchen Zeit war die Bahn frei für fad- 
gemäßere Bewirtſchaftung, entſprechend dem Stande der Betriebstechnik 
und den Forderungen der Wirtſchaftswiſſenſchaften). Nun erft konnten 
die Domänen ihrer Aufgabe, Muſterbetriebe für die Landwirtſchaft trei- 
bende Bevölkerung zu ſein, in vollem Umfange gerecht werden. 

Eine genaue Beſchreibung der Dreifelderwirtſchaft ift hier nicht am 
Platze; ſie darf als hinreichend bekannt gelten. Nur einige Oſtpreußen 
im beſonderen angehende Umſtände bedürfen einer kurzen Beleuchtung. 
Zunächst ift die Tatſache zu berühren, daß das Wirtſchaften in drei Feldern 
in einzelnen Gebieten der Provinz niemals Eingang gefunden hatte. 
Verſchiedene Forſcher haben ſchon darauf hingewieſen, daß im Samlande 
eine von der deutſchen Flureinteilung erheblich abweichende Zerlegung 
und Bebauung der Acker üblich war, allem Anſchein nach ein beibehaltener 
Reſt der altpreußiſchen Wirtſchaftsweiſe. 

Über die Feldeinteilung in den Hauptämtern Fiſchhauſen und Neu- 
haufen berichteten die Generalhufenſchoß⸗Protokolle: „Der Acker ift in 
keine gewiſſe Felder eingeteilt und wird nach des Orts Gewohnheit durch 
und durch geſäet.“ Plehn hat das als „Einfelderwirtſchaft' bezeich⸗ 

1) Vgl. oben S. 5öff. 

Stein, Die Indl. Berfaffung Oftpreußens. Schr. d. Inſt. f. Cp. W. Heſt 5. 30 
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net?). Haxthauſen wieder bemerkte: „Merkwürdig ift, daß im Samlande 
von jeher Fünffelderwirtſchaft gebräuchlich war“). 

In Wirklichkeit gab es im Samlande Vier-, Fünf, Sechs⸗ 
und Siebenfelderwirtſchaftens). Nach den Berichten der Domänen- 
einrichtungs⸗Kommiſſare wurde der Ackerbau in den Dörfern des Haupt- 
amts Schaaken durchgängig in ſechs Feldern betrieben, von denen eines 
zu Wintergetreide, zwei zu Gerſte, eines zu Erbſen und eines zu Hafer und 
Wicken beſtimmt war; das ſechſte lag brach, wurde aber zuweilen auch mit 
Vorfrucht beſtellt. Im adligen Gute Quanditten wechſelte die Beſtellung 
der ſechs Felder in der Weiſe ab: 1. Wintergetreide, 2. Gerſte, 3. Erbſen, 
4. Gerſte, 5. Hafer, 6. Brache. Auf den Bledauſchen Gütern wurde teils 
in 3, teils in 4, teils in 5 und teils in 7 Feldern gewirtſchaftet. Bei der 
letzten Art waren 3 Felder mit Gerſte beſtellt. In der Umgegend von Tapiau 
herrſchte das Wirtſchaften in 4 Feldern vor, z. B. im Gute Irglacken und 
im Dorfe Grünhain. Das Winterfeld wurde mit Roggen und Weizen, 
„das erſte Sommerfeld durchweg mit Gerſte, das dritte Feld in dritter 
Saat mit Erbſen, in ſechſter Saat mit Hafer beſät“. Auf manchen Gütern 
fehlte eine feſte Feldeinteilung und mitunter auch eine gleichbleibende 
Fruchtfolge. Von Powayen wurde berichtet: „Beſtimmte Felder werden 
hier nicht gehalten, indem der Boden ſehr verſchieden iſt und daher die 
Ausſaat nach der Verſchiedenheit des Bodens gewählt werden muß. Die 
Saaten folgen ſich in der Art, daß in die Brache Weizen oder Roggen, in 
die zweite Saat Gerſte oder Erbſen, in die dritte Saat Roggen und in die 
vierte Gerſte fällt; doch wird bei magern Ackern auch ſchon das vierte Feld 
Brache gelaſſen.“ 

Wieder andere Verhältniſſe beſtanden in der Tilſiter Niederung und 
in den fog. Übermemelſchen Amtern. Dort kannte man keine feſte Cin- 
teilung der Felder; jeder beſäte die ihm zukommenden Stücke nach Gut- 
dünken. In den Niederungsdörfern fehlte die Gemengelage. Über Mägde ⸗ 
berg gab die Präſtationseinrichtungstabelle 1780 folgende Auskunft: „Be- 
ſondere Viehhütung und Weideländereien ſind hier nicht. Im Gemenge 
benutzt diefe Dorſſchaft keine Ländereien. Die Wirte wohnen auf ihren 
Anteilen von einander ſeparirt.“ Ebenſo lautete der Bericht von Motz⸗ 
wehten, Pokraken, Rokeiten, Naudwarriſchken uſw. Der Acker wurde nur 
in zwei Feldern dergeſtalt genutzt, daß Winter- und Sommerſaat aus einem 
Feld ins andere jährlich wechſelte. Für die Viehweide im Sommer hatte 

1) Forſch. XVIII S. 82. 

a) A. a. O. S. 101. 

a) Sofern nichts anderes bemerkt, beruhen die auf Güterbewirtſchaſtung bezug- 


nehmenden Ausführungen auf landschaftlichen Tarationsprototollen. Wgl. vorn das 
Ouellenverzeichnts. 
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jeder Wirt einen Roßgarten angelegt; dazu bot die Nachweide auf den 
abgeernteten Wieſen und Feldern im Herbſt ausreichende Nahrung. Die 
Wieſen nahmen ohnehin den größten Teil der Dorfgemarkung ein. 

Auch bei den dortigen Domänen war die Dreifeldereinteilung nicht 
gebräuchlich. Man pflegte nur ein hohes und niedriges Feld zu unter⸗ 
ſcheiden und beſtellte jenes mit Wintergetreide, dieſes der Frühjahrs ⸗ 
überſchwemmung ausgeſetzte mit Gerſte oder Hafer. Mitunter war dazu 
noch ein fog. Wechſelfeld im Gebrauch, „welches drei Jahre en suite ruhet, 
während dieſer Zeit als Weide genutzet und nachdem wieder zur Beackerung 
genommen wird“ ). 

Nur einige von Scharwerksbauern bewohnte Dörfer, z. B. Alt⸗Splitter, 
Schillgallen, Alt⸗Weynothen, hatten die Gemengelage und weideten auch 
ihr Vieh gemeinſam auf der ziemlich weit entfernten „Tilſiter Sandweide“. 

Die Gebiete nördlich der Memelniederung waren im Ackerbau ſehr 
zurückgeblieben. Ausgedehnte Wüſtungen erfüllten weite Strecken; die 
an den Flußläufen fih hinziehenden Dörfer beſaßen keine zufammen- 
hängenden, in Schläge eingeteilten Felder, ſondern vereinzelt liegende, 
durch Weideländereien unterbrochene Acker, ähnlich den „Scheffelplätzen“. 
Man hatte eben nur die zum Anbau tauglichſten Stücke ausgewählt. Brache 
gab es nicht; da verhältnismäßig viel Vieh gehalten wurde, ſo konnten die 
Acker gut gedüngt werden. Doch blieben die Erträge des Ackerbaus ſehr 
gering, teils wegen des naſſen und kaltgründigen Bodens, teils wegen der 
zu ſpäten Ausſaat im Herbſte. Da Brachhütung nicht ftattfand, die mageren 
Palwen aber trotz ihrer ungeheuren Ausdehnung nicht zur Ernährung des 
Viehes ausreichten, fo mußte man die Stoppelweide bis weit in den Herbſt 
ausdehnen. Deshalb begann die Ausſaat des Roggens immer erft nach 
Michaelis und verzögerte fich mitunter bis in den Dezember:). Die Folge 
davon war, daß trotz dichter Saat der Roggen ſchlecht durchwinterte und 
ganz geringe Ernten lieferte. Die Bauern legten ſich deshalb hier mehr 
auf Vieh- und Schafzucht, fuhren auf Verdienſt mit Fiſchen, Lein und Malz 
„ und Memel und trieben allerlei Handel mit Vieh und Nind- 
fleiſch. 

Das ſtrenge Gebundenſein des Ackerbaus an beſtimmte Felder war 
durch den damaligen Stand der wirtſchaftlichen Technik bedingt. Man 
mußte dem Boden in regelmäßigen Zwiſchenräumen Nuhe gönnen, damit 
er die ihm durch mehrmalige Bebauung entzogenen Nährſtoffe wieder 
ergänzen konnte. Der Düngungszuſtand der Acker war mangelhaft, weshalb 
die Brache die Erſchöpfung des Bodens verhüten ſollte. Die Dünger⸗ 
erzeugung genügte trotz des verhältnismäßig nicht geringen Viehſtandes 


1) Praſt-⸗ Tab. Kuterneeſe. 9) Bock, Naturgeſchichte V 588ff. 
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keineswegs. Vom Frühjahr bis in den Spätherbſt hinein wurde das Vieh 
ausgetrieben, wobei große Düngermengen verloren gingen. Der in den 
Wintermonaten im Stall geſammelte Dünger reichte nicht weit, da ge- 
wöhnlich die Streu knapp war. Er wurde kurz vor oder nach Johannis, 
nachdem die Brache abgeweidet war, ausgefahren und für die Winter- 
beſtellung untergepflügt. Je nach dem Düngervorrat konnte die ganze oder 
nur ein Teil der Brache bedacht werden. Erſteres war ſelten möglich; 
bei den meiſten oſtpreußiſchen Gütern begnügte man ſich damit, 14 bis 1, 
der Brache zu düngen, zuweilen auch nur 14. Nach 3 bzw. 6 oder 9 Jahren 
kamen dann die übrigen Stücke heran. Man ſprach in dieſem Sinne von 
6. 9 und 12jährigem Lande. Neben den in größeren oder geringeren 
Zeiträumen gedüngten Ackern gab es beträchtliche Flächen, die überhaupt 
keinen Dünger erhielten ). In der Regel handelte es fih dabei um ent- 
fernte Außenſchläge oder um beſonders magere Böden, die gewöhnlich 
ein Jahr um das andere, auch wohl alljährlich Roggen oder Hafer trugen. 

Eine noch ſpärlichere Düngung als die Gutsländereien erhielten im 
großen und ganzen die bäuerlichen Acker, beſonders im Süden der Provinz, 
wo der Viehbeſtand der Bauernwirtſchaften ſehr gering war. Dort be- 
gnügte man ſich oft damit, die beim Dorfe befindlichen „Wörthen“ regel- 
mäßig zu düngen, während der Acker allein aus dem Brachjahre neue 
Kräfte ſammeln mußte. 

Einen kümmerlichen Erſatz für die ordentliche Düngung bot das mit 
der damaligen Betriebsweiſe eng verknüpfte „Behorten“ der Felder. Man 
bezweckte damit eine Einſchränkung des durch die Sommerweide verur⸗ 
ſachten Düngerverluſtes. Allgemein üblich waren die „Hortungen“ für 
Schafe, ſeltener für das Jungvieh. Dem Schäfer lag vertraglich die Pflicht 
ob, täglich für die Herde die „Horten“ (Hürden) oder Pferche aufzuſchlagen ). 
Es waren das enge und dichte Umzäunungen, in denen die Schafe Mittag 
und Nacht über zuſammengehalten wurden, damit der erzeugte Dünger 


1) In Adl.-Robitten bei Balga wurden 1799 jährlich etwa 33 Schffl. ohne jede 
Düngung geſät. Auch in den Schloß Donnauſchen Gütern pflegten einige ſandige Stücke 
gar nicht gedüngt zu werden. 

) Ambts-Artitel 1642 § 62: „Es foll auch auf die Schääfer große Acht gegeben 
werden, daß fie ihr Feldt mit dem Pferch volltömmlich, als auf 1100 alte Schaffe beneben 
denen Lämmern eine Hube, die am weiteſten vom Vorwerk gelegen, pferchen, und der 
Pferche länger nicht, denn eine Mittagsruhe und eine Nacht ſtehen laffen, alfo daß er 
alle Mittage fortgeſchlagen werde”... § 63: „Es foll auch jedesmahls, ehe der Pferd) 
ins Feldt kommbt, oder die Hürten geſchlagen werden, bey den Bethen eine Fuhre 
auffgepflüget werden, damit durch Regen der Pferch hernach nicht außgefloßet oder 
abgewaßert werde... — Ein 1779 dem Oberpräjidenten v. Domhardt von der Weft- 
preußiſchen Kammer eingereichter Entwurf zu einer Schäfereiordnung enthielt die Bor- 
ſchrift, daß der Schäfer gegen das Frühjahr eine genügende Zahl Pferche in Bereitſchaft 
haben müſſe, etwa 6 auf 100 Schafe. „Eine Horte ift gewöhnlich 9 Fuß lang; dazu gehören 
15 bis 16 Horten⸗Spieße, Je Fuder Strauch und 2 Pfähle.“ 


— 469 — 


ſich anhäufte. Indem die Umzäunung täglich weitergerückt wurde, erhielt 
im Laufe des Sommers ein oft 50 und mehr Morgen großes Feld eine 
notdürftige Düngung). Doch wurden nicht etwa nur die Außenſchläge 
„behortet“, ſondern an vielen Orten auch beſtimmte Teile der Brache. Nicht 
ſelten ſtellte man den Hortenſchlag der regelrechten Düngung gleich, be⸗ 
ſonders auf leichtem Boden. So beſagte eine Nachricht über den Zuſtand 
des Amtes Polommen: „Wann die Schafhortungen nicht wären, würde 
das Vorwerk wegen des vielen Sandes von ſchlechteſter Importance ſein; 
ſo aber gerät in den mehreſten Jahren ſchönes, reines und wichtiges Korn 
darauf“). Der Hortenſchlag begann Anfang Juni und wurde im Herbſt 
ſo lange fortgeſetzt, als es die Witterung geſtattete. Bei manchen Gütern 
beſtand die Einrichtung, daß nach Michaelis der Schäfer die ihm zur Aus- 
ſaat überwieſenen Ackerſtücke behorten durfte. 

Des Hortenſchlags bediente man ſich vor allem auf adligen Beſitzungen 
und Domänenvorwerken, aber auch auf größeren kölmiſchen Gütern und hin 
und wieder ſelbſt in Bauerdörfern, beſonders in den zahlreichen Freidörfern 
der Amter Hohenſtein und Soldau, Auf den entlegenen Adern brachte 
man ſämtliches Vieh des ganzen Dorfes in einen und die Schafe in den 
zweiten Hort. Die Horten wurden quer durch das Feld über alle Loſe 
der Gemeindemitglieder weitergeſchlagens). Des Nachts hielten Leute 
an den Horten Wache, um Diebe und Wölfe abzuhalten; auch zum Melken 
brachte man die Kühe in die Umzäunungen. Die Bauern nutzten auf dieſe 
Weiſe wenigſtens einen Teil des Düngers, der ſonſt auf den Straßen und 
Triften verloren ging. Ziele der Ackerdüngung ganz zuträgliche Einrich⸗ 
tung konnte freilich nur ſo lange beibehalten werden, als die Gemeinheiten 
beſtehen blieben ). 

Bei der Ackerbeſtellung fand je nach der Beſchaffenheit der Ländereien 
und dem vorhandenen Angeſpann entweder der Pflug oder die Zoche Ver- 
wendung. Auf den Domänen und in vielen Gütern mit ſtrengerem Boden 
ackerte man mit dem ſchweren deutſchen Räderpflug, der in der Regel 
von Pferden gezogen wurde. Weit verbreiteter, ja in bäuerlichen Betrieben 
faſt ausſchließlich im Gebrauch, war die preußiſche Zoche, ein Adergerät, 


1) In Adl.⸗Ranten wurde jährlich ein Stück von 25 Schffl. Ausſaat behortet; in 
Wefjelshöfen betrug die Ausſaat auf Hortenſchlägen jährlich 40 Schffl. In Powaven 
wurden 1796 etwa 10 Schffl. Ausfaat durch Jungvieh behortet. 

ag St. A. Oſtpr. Fol. 12816. 

3) Reglement wegen Haltung des Schanf-Biches vom 16. Dez. 1770. Art. VI: 
„Muß die Hortung durch die Felder gleich durch gehen, und ſollen die Horten ohne Unter- 
{cheid ſowohl auf denen Huben, fo keine Schaafe, als derjenigen, fo welche haben, ſueceſſive 
durchgeſchlagen werden; zumalen die Billigteil erfordert, daß, da die Schaafe auch auf 
deren Acker, jo keine Schaafe haben, ſich nähren, diefe dagegen wenigstens von der Hortung 
den Nutzen haben mögen.“ 

4) Bock a. a. O. III S. 1008. 
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das der Bauer ſelbſt anzufertigen vermochte. Sie erfreute ſich einer 
größeren Beliebtheit als der Pflug, weil fie bis auf die ſchmalen Zoh- 
eiſen ganz aus Holz beſtand und ihrer Leichtigkeit wegen nicht fo hohe An- 
forderungen an die manchmal recht kraftloſen Zugtiere ftellte. Zum Ziehen 
verwendete man Tat immer Ochſen, die vermittels des um den Hals ge- 
legten und am Zochbaum befeſtigten Joches die Boche in Bewegung ſetzten. 
In Litauen gebrauchte man das einer Zoche ähnliche Stagutt. 

Die hölzernen Pflugwerkzeuge vermochten nur die obere Ackerkrume 
zu lockern, da fie allerhöchſtens 10 em tief in den Boden eindrangen. In ⸗ 
folge dieſer oberflächlichen Behandlung litt der Acker ſehr an Unkräutern, 
deren Wachstum noch durch die regelmäßigen Brachejahre begünſtigt 
wurde. Auch zum Eggen verwendete man neben eiſernen noch vielfach 
hölzerne Geräte. König Friedrich Wilhelm I. hatte mit allen Mitteln ver⸗ 
ſucht, in der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft den eiſernen deutſchen Pflug 
einzuführen. Die Deputation wegen Einführung des eigenen Betriebes 
auf den Vorwerken ſetzte 1733 feft: „Die Teutſche Wirtſchaft ift voraus ge- 
ſetzet, und die Vorwerks Acker müſſen alle mit Pflügen beftellet werden, 
als zu welchem Ende auch denen Bauern Pflüge gegeben werden“ ). 

Auf Koſten des Staates ließ der König Hunderte Pflüge in jedem 
Amte, namentlich in Litauen, an die Domänenbauern verteilen), doch 
gänzlich ohne Erfolg. Nach wenigen Jahren ſtellte es ſich heraus, daß die 
Bauern den Pflug ganz beiſeite geworfen !), ja wohl gar die eiſerne Schar 
von ihm entwendet und zu Zocheiſen umgearbeitet hatten. Sie erklärten, 
lieber bei der alten Pflugweiſe mit der Zoche bleiben zu wollen, da ihre 
Zugtiere für den ſchweren deutſchen Pflug zu kraftlos ſeien. In der Tat 
erwies Déi die leichte Boche in dem bergigen, mit Moränengeröll überſäten 
Gelände Maſurens als fehe praktiſch⸗), da fie leichter über die zahlreich im 
Boden befindlichen Steine hinwegzuführen war. Doch verſagte ſie in den 
ſchweren Lehmböden der Raſtenburger und Gerdauer Gegend, beſonders 
in trockenen Jahren, faſt ganz. Die Zweckmäßigkeit der Zoche für die 
Pflugarbeiten !) erwies fich ſchlagend in dem Umſtande, daß die aus dem 


) K. St.-⸗A. Oſtpr. Fol. 14796. Vgl. auch Skalweit S. 193. 

2) Im Amte Czychen wurden 1736 auf Staatskoſten 282 eiſerne Pflüge angeſchafft. 

3) Die Beamten von Lyck und Sperling beantragten 1745 die Zurücknahme der 
Pflüge, da die Bauern fie gar nicht gebrauchten. 

J K. St. Et.⸗Min. am. Bericht der Kammer. 
Min.⸗Reg. Litt. W 243. Domänenaſſeſſor Büttner berichtete 

er Studienreiſe über die Halberſtädter Wirtſchaft u. a, daß dortige 

Sandwirte die Zoche dem Pfluge vorzögen; fie brauche nicht ein jo ſtarkes Augeſpann; 
durch den Pflug werde die Erde nur einmal gewendet, durch die Zoche aber dreimal, 
was den Boden ſtärker zermürbe. Die Arbeiter dort wollten jedoch nichts von der Zoche 
wiſſen, da ſie dem Pflüger mehr Mühe mache als den Zugtieren; „hinter dem Pfluge 
aber könnte man fpazieren gehen“. 
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Weſten eingewanderten Koloniſten anfangs alle den ſchweren Räderpflug 
führten, bald aber zum Gebrauch der Zoche übergingen ). 

Dem Boden wurde eine verſchiedene Beackerung zuteil, entſprechend 
den auszuſäenden Getreidearten. Am ſorgfältigſten bereitete man die 
Einſaat des Weizens und der Gerſte vor. Dazu wurde der Acker gewöhn⸗ 
lich dreimal gepflügt oder, wie man fih ausdrückte, dreiführig beſtellt. 
Zu dieſer Gewohnheit hatte Friedrich Wilhelm L die preußiſchen Landwirte 
erzogen ). Hier und da pflegte man auch zur Erbſen- und Leinſaat dreimal 
zu pflügen. Für Roggen und Hafer wurde das Feld in der Regel zwei⸗ 
führig beackert. Sollte das Wintergetreide in friſchen Dung geſät werden, 
jo erhielt das Brachfeld um Johannis die erſte und bald nach der Roggen- 
ernte die zweite Furche, worauf im September die Saat eingeſtreut wurde. 
Folgte auf Winterfrucht Sommergetreide, jo pflegte man gewöhnlich im 
Herbſte die Stoppeln umzuſtürzen, worauf im Frühjahr die zweite und zur 
Gerſte noch die dritte Furche gezogen wurde. 

In vielen Gütern des Oberlandes, beſonders im Hauptamte Pr.⸗Mark, 
beſtand die Gewohnheit, den ſtrengeren Boden zu haken, wie man das 
Querpflügen mit der Zoche nannte. Das Haken wurde für die Winter- 
beſtellung angewendet, ſowohl bei dem geſtürzten Brachacker als auch bei 
Gerſte- und Erbſenſtoppeln. Auf das Haken folgte ſchließlich die Saat- 
furche, und auf dieſe Weiſe wurde der ſtrengſte Acker mürbe gemacht. 

Von alters her war es in Preußen üblich geweſen, ganz ſchmale Beete 
zu pflügen. Das im Jahre 1731 erſchienene „Haushaltungs⸗Reglement vor 
die Aembter des Königsreichs Preußen“ verbot das und ordnete an: „Die 
Bauern follen fich an den Pflug gewöhnen und wenigſtens ihren Roggen 
und Gerſte damit zur Saat pflügen. Es ſoll nicht in ſchmalen Stücken, 
ſondern in breiten Rücken gepflügt werden, damit das tote Land unter 
Miſt komme und nicht ſoviel Dreſpe als auf ſchmalen Rücken bringe.“ Die 
Bauern folgten der Vorſchrift nicht gleich. Die Kammer berichtete 1733, 
daß in den beiden Hoſpitaldörfern Lichtenhagen und Seligenfeld die alte 
Gewohnheit des Pflügens in zu ſchmalen Rücken noch immer gewöhnlich 
ſei. Den Bauern wurde nun bei weiterem Ungehorſam Feſtungsſtrafe⸗) 
angedroht, und da mußten fie denn dem Befehle wohl nachkommen. All- 
mählich verbreitete fich die neue Art des Pflügens⸗). Gegen Ende des 
Jahrhunderts herrſchte aber wieder die entgegengeſetzte Anſicht. Man 
fand die breiten Rücken dem Ackerbau keineswegs zuträglich, weil ſie zu 
flach ſeien, ſich auf ihnen das Waſſer anſammele und in naſſen Jahren 


1) Bock V S. 512 u. 522. ) Skalweit S. 194. 
3) K. St.⸗A. Et.⸗Min. 4m. ) Stalmeit S. 195. 
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die Saat verderbe. Es war eben ſchwer, bei dem geringen Tiefgang der 
Zoche die Mitte der Rücken gehörig zu wölben ). 


$ 78. Verbeſſerungen in der landwirtſchaftlichen Betriebsweiſe. 

Die Überzeugung, daß die überkommene Wirtſchaftsweiſe wirklichen 
Fortſchritten des Ackerbaus hemmend im Wege ſtünde, teilten ſeit der 
Mitte des 18. Jahrhunderts ſchon ſehr viele oſtpreußiſche Gutsbeſitzer. 
Das Beiſpiel der weſtlichen Provinzen hatte dazu ebenſo beigetragen wie 
die Einwirkung der Behörden, vor allem der Oberpräfidenten von Dom- 
hardt und von Schrötter. Verſchiedene tüchtige Landwirte waren 
aus der Mark, aus dem Magdeburgiſchen und Halberſtädtiſchen nach Oft- 
preußen gekommen, um hier Domänen in Pacht zu nehmen oder Nitter- 
güter eigentümlich zu erwerben. Die Lehren eines Thaer und Schubart 
von Kleefeld waren in Oſtpreußen nicht unbekannt geblieben). An⸗ 
gehende Kammerbeamte unternahmen, von Schrötter ermuntert und ge⸗ 
fördert, Studienreiſen nach dem mittleren Deutſchland und ſelbſt nach dem 
damals als das Ideal der Volks- und Landwirtſchaft geprieſenen England). 

So begannen denn, zunächſt ſehr vereinzelt in den 80er, häufiger ſchon 
in den 90er Jahren, die praktiſchen Verſuche, auch in Oſtpreußen den land- 
wirtſchaftlichen Betrieb auf eine andere Grundlage zu ſtellen. Daß dabei 
nicht überall einheitliche Geſichtspunkte beobachtet worden ſind, dürfte 
ohne weiteres einleuchten; von einem beſtimmten neuen Syſtem, das 
an Stelle der veralteten Dreifelderwirtſchaft geſetzt worden wäre, kann für 
die Zeit bis 1806 nicht geſprochen werden. Die erſten Pioniere des Fort⸗ 
ſchritts gingen getrennt vor, jeder von beſonderen Anſchauungen und Ge⸗ 
danken geleitet. Es iſt deshalb nicht möglich, die verſchiedenen Anſätze der 
neuen Bewirtſchaftungsformen in einen Begriff zu faſſen, und das um fo 
weniger, als uns über die dabei eingeſchlagenen Wege nur ſpärliche und 


1) Haxthauſen berichtet S. 116 wieder von der Eigentümlichteit der preußischen 
Bauern, ſehr schmale Beete zu pflügen. 

2) Krüger, Geſch. der Fam. Farenheid S. 28. — Der für alle landwirtſchaftlichen 
Fragen lebhaft intereffierte Herzog Friedrich von Holjtein-Wed, der nach Ver- 
dauf des Gutes Holſtein das Nittergut Lindenau bei Heiligenbeil bewirtſchaftete, ſtand 
in regem Verlehr mit Thaer und war Mitglied der Stonomiſchen Sozietät in Leipzig. 

3) Geh. St.⸗A. Min.⸗Reg. Litt. W 243. Im Fahre 1796 erhielten die beiden 
Kammeraſſeſſoren Schön und Büttner auf Schrötters Befürwortung die Erlaubnis 
zu einer längeren Studienreiſe durch die Provinzen Magdeburg, Halberſtadt und Schleſien 
und die angrenzenden ſächſiſchen, thürmgiſchen und braunſchweigiſchen Landesteile. 
Der König unterftilite die Durchführung des Planes durch Gewährung freier Vorſpann⸗ 
päſſe. 1797/98 unternahm der inzwiſchen zum Kriegs- und Domänennat beförderte 
Schön mit einem Kammeraſſeſſor Weiß noch eine Reife nach England, Vgl. dazu auch 
Joachim, Domhardt S. 80 und „Studienreiſen eines j. Staatsw.“ S. 79, 540 ff. 
und 615. 
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unvollſtändige Nachrichten zugegangen find. Es wird genügen mëllen, 
an einigen Beiſpielen die wichtigſten Veränderungen der Wirtſchaftsweiſe 
zu veranſchaulichen. 

Mit der langſamen Hinwegräumung der die Landeskultur hemmenden 
Feſſeln wurde den Beſtrebungen nach Verbeſſerung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Technik eine freiere Bahn geſchaffen. Es iſt dabei an das zu erinnern, 
was oben von den Einſchränkungen der Scharwerksdienſte und Gemein- 
heiten, der Verbeſſerung und Vermehrung der Betriebsmittel in Domänen 
und Gutswirtſchaften, der Hebung der perſönlichen und beſitzrechtlichen 
Verhältniſſe des Bauernſtandes auseinandergeſetzt wurde. Dazu kam die 
andauernde, zielbewußte, anregende, anweiſende und anfpornende Tätig 
teit Friedrichs des Großen, des erfolgreichſten Reformators aller Zeiten 
auf dem Gebiete der geſamten Volks- und Staatswirtſchaft. Was er im 
einzelnen gerade für die Verbeſſerung des landwirtſchaftlichen Betriebes 
erſtrebte und erreichte, das haben v. d. Goltz, Kofer und Stadel- 
mann!) nachgewieſen und braucht hier nicht wiederholt zu werden. 

Der Großbetrieb zeigte ſich in früheren Zeiten dem Kleinbetrieb weit 
mehr überlegen als heute, und deshalb gingen auch alle Fortſchritte in der 
Bodenkultur und Tierzucht von den Domänen und Nittergiitern aus. 
Nach und nach mehrten ſich die Gutsbeſitzer, die ſich praktiſch in der Be- 
wirtſchaftung ihrer Güter betätigten und den Domänenpächtern, den tidy- 
tigften Landwirten jener Zeit, nachzueifern ſuchten. 

Anfänglich hatte man den Körnerertrag durch Vergrößerung der Ader- 
flächen zu vermehren geſucht. Die neu umgebrochenen Böden lieferten 
ſehr gute Ernten, doch nur für einige Jahre; dann erwies ſich die Erweite 
rung des Getreidelandes als unzweckmäßig. Der vorhin ſchon beſtehende 
Düngermangel machte ſich in erhöhtem Maße bemerkbar, auch reichten die 
vorhandenen Betriebsmittel nicht hin, die vergrößerten Strecken in guter 
Kultur zu erhalten. Noch deutlicher als bisher wurde nun der unzulängliche 
Düngungszuſtand der Felder als ein Hauptübel der alten Wirtſchaftsweiſe 
erkannt. Sollten die Erträge des Ackerbaus fteigen, jo mußte die Dünger- 
erzeugung zunehmen, und das erforderte wieder eine Vermehrung und 
beſſere Ernährung des Viehes. Von der Notwendigkeit vermehrter Vieh- 
haltung ſchrieb eine in Königsberg erſcheinende Wocheuſchrift: „Alles 
kommt darauf an, daß der Viehſtand mit der Beſchickung der uhrbaren 
Felder in gehörigem Verhältniß und Gleichgewicht ſtehe. Dies iſt die Seele 
des Ackerbaues; wo dieſe fehlet, da kann der Bauer bey allem anderweitigen 
Fleiß mit aller feiner Mhe, Ofenruß, Lauge, Märgel, Leimwänden, Kalk, 
Hornſpänen, Lumpen, Haaren, Fichtennadeln u. dgl. fich an den Bettelſtab 


) Sot, oben das Verzeichnis der Druckſchriſten. 
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ackern. Am vielen und guten Miſt fennet man einen tüchtigen Landwirth, 
wenn er ſolchen zumal auch gut anwendet. Die ganze Verbeſſerung des Land- 
baues gründet fich auf guten Dünger und fleißige Bearbeitung der Felder“ ). 

Die neuen Ideen wurden ins Praktiſche umgeſetzt, ohne zunächſt an der 
überkommenen Feldeinteilung eine weſentliche Veränderung vorzunehmen. 
Winterung und Sommerung behielten weiter ihre Anteile an der be- 
ackerten Flur, und nur die Brache erfuhr eine Einſchränkung. Die friſch 
bemiſteten Teile des Brachfeldes beſtellte man hier und da ſchon mit Futter- 
gewächſen. Die anfänglich nur in Gärten oder in „Wörthen“ gepflanzten 
Kartoffeln und Rüben gelangten zum feldmäßigen Anbau. In zahlreichen 
Fällen vermerkten die Abſchätzungsakten der Rittergüter, daß 14, 14, % 
oder noch mehr der Brache bedüngt und in genannter Weiſe beſtellt werde”). 

Dieſe „Beſömmerung der Brache“ blieb im allgemeinen der weſent⸗ 
lichſte Fortſchritt bei dem Verſuch der oſtpreußiſchen Landwirte, ihre Wirt- 
ſchaftsweiſe intenfiver zu geſtalten. Dabei fand diefe Neuerung in den 
meiſten Dörfern und nicht minder in vielen Gütern keine Nachahmung. 
Zu neuen Feldeinteilungen ſchritt man nur ganz vereinzelt; aber ſelbſt 
dann handelte es ſich lediglich um verbeſſerte Dreifelderwirtſchaften; der 
Körnerbau blieb nach wie vor die Hauptſache. Auch da, wo der Kleebau 
in den regelmäßigen Folgegang der Getreidearten eingefügt wurde, konnte 
von Koppelwirtſchaft nicht geſprochen werden. Auf dem Rittergut Tykri⸗ 
gehnen im Natangiſchen beſtand 1788/96 die Einteilung des Ackerlandes 
in 9 Felder, wobei dieſe Fruchtfolge beobachtet wurde: 1. Brache mit friſchem 
Dünger, 2. Weizen, 3. Gerſte, 4. Erbſen, 5. Gerſte auf friſchem Dünger, 
6. Roggen, 7. Gerſte mit Klee, 8. Klee, 9. Weizen. 

Die Einrichtung dieſer mehrfeldrigen Wirtſchaften erfolgte von Fall 
zu Fall in mehr oder weniger ſtark abgeänderter Form. Nicht nur die Mn- 
zahl der Schläge wechſelte), ſondern auch die Fruchtfolge und die Be- 
handlung der Brache. Der ſteigende Anbau der Kartoffel und der ſonſtigen 
Futter- und Handelsgewächſe gewann immer größeren Einfluß auf die 
Fruchtfolge. Auf dem Domänenvorwerk Großhof⸗Tapiau wurde 1800 
in 7 Feldern gewirtſchaftet, wobei aufeinander folgten: 1. reine Brache, 
2. Weizen und Roggen, 3. Gerſte, 4. Erbſen, 5. Kartoffeln, Runkelrüben, 
Kohl, Tabak u. dgl. in friſchem Dünger, 6. Erbſen und Gerſte, 7. Roggen. 
Der Dünger lam ſchon im zeitigen Frühjahr heraus, damit die Brachfrüchte 
rechtzeitig beſtellt werden konnten. Waren fie abgeerntet, jo erhielt das 


3) Preuß. Sammler II S. 1285, 

d Bal. dazu Nicolai, Grundſäte S. 47. 

2) In Gr.-Saalau wurde 1791 in 4 Feldern gewirtſchaftet, wobei aufeinander 
folgte: 1. Weizen und Roggen, 2. Gerſte und Erbſen, 3. Erbſen und Hafer, 4. Brache, 
zur Hälfte gedüngt. 
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Feld noch im Herbſte eine Furche und wurde im nächſten Jahre mit Gerjte 
oder Erbſen beſät. 

Die Beſömmerung der Brache ſtellte immer ſchon erhöhte Anforde- 
rungen an die Düngerzufuhr; wo dieſe nicht ausreichte, befriedigten die 
Ergebniſſe keineswegs. Bei Verpachtung der Vorwerke Seemen und 
Elgenau im Erbhauptamt Gilgenburg wurde vermerkt: „Erbſen ſind hier 
22 Scheffel aber in der Braach geſäet, deshalber fole nicht anſchlagen kann, 
weil dieſe Wirthſchafft Künfftig wegfallen muß, indem dadurch der Acker 
ausgemergelt wird“. 

Wo bei vergrößerter Viehhaltung eine ausreichende Düngung der 
Felder ſich ermöglichen ließ, wurde von beſonderer Brachhaltung ganz 
Abſtand genommen. Dafür gab das bei Balga belegene Gr.⸗Klingbeck 
ein gutes Beiſpiel. Der Gutsherr hatte 1785 zu dem vorhandenen Vieh 
noch 30 Niederungskühe angeſchafft und bei dieſen mit der Stallfütterung 
begonnen. Infolge des reichlichen Düngervorrats erübrigte fid) bei drei 
Vorwerken eine beſondere Feldeinteilung, „da ſolche regulariter durch und 
durch beſäet werden“. Die Landſchaftsräte erklärten, daß ſie „über dieſe 
nützliche Wirtſchafts⸗Einrichtung, welche in der Provinz neu iſt, noch keine 
Principia Regulativa haben“. 

Die beſſere Düngung der Acker ließ fih auch an manchen Orten be- 
obachten, wo die alte Feldeinteilung unverändert beibehalten war. Mil- 
mählich kam die Mergeldüngung in Gebrauch, zunächſt begünſtigt durch 
die von Friedrich II. dafür ausgeſetzten Geldpreiſe ). Immer ſtand aber 
die beſſere Düngung in engſtem Zuſammenhang mit der Vermehrung des 
Viehbeſtandes. 

Die Einführung der Mecklenburgiſchen oder Holſteinſchen Koppel⸗ 
wirtſchaft war wohl verſchiedentlich durch die Berliner Behörden für die 
Domänen empfohlen worden, ſcheinbar aber ohne rechte Einſicht in die 
Wirtſchaftsbedingungen des entfernten Preußens. Man dachte hier nicht 
an Koppelwirtſchaften, „da die reicheren Wieſen und Weiden faſt überall 
einen ſehr anſehnlichen Viehſtand nähren, und der hohe Preis, in welchem 
das Getreide ſeit mehreren Jahren geſtanden hat, den großen Landwirth eher 
zur Vermehrung als Verminderung des Getreidebaues anlocken könnte“ ). 

Verſchiedene Domänen und Rittergüter mit bebeutenderer Pferde- 
zucht hatten Koppelgärten eingerichtet. In Korklack beſtand z. B. 1801 
noch die Dreifelderwirtſchaft; es waren aber, „indem die Arbeitspferde 


3) Königsb. Int. Zett. 1782/83. Kriminalrat Schulz in Gr.⸗Schleuſe erhielt 0 Rtl., 
weil er 46 Scheffel Winterausſaat mit Mergel gedüngt hatte; Herr v. d. Gröben auf 
Gr.-Klingbeck hatte 6% Morgen mit Mergel befahren und fih verbindlich gemacht, 
6 Jahre hindurch je 6 Morgen kulm. zu mergeln. 

3) Preuß. Arch. 1793 S. 624; vgl. auch Nicolai a. a. O. S. 60. 
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das ganze Jahr hindurch im Stall ſtehen“, 5 Koppelgärten von je 9 Scheffel 
Ausſaat abgeteilt worden. In ihnen folgte 1. Gerſte mit Klee auf friſchem 
Dünger, 2. und 3. Klee zur Grünfütterung, 4. Gerſte und 5. Roggen. 
Erſt nach 1815 fand die „Wechſelweidewirtſchaft nach den Regeln der Frucht⸗ 
folge“ in Oſtpreußen allgemeinere Verbreitung ). 

Welch bedeutſame Veränderungen die Betriebsweiſe mancher Güter 
erfahren hatte, geht recht anſchaulich aus einem Anſchlag des natangiſchen 
Ritterguts Tykrigehnen hervor; es ſollen deshalb die wichtigſten Stellen 
daraus hier mitgeteilt werden. Der Eigentümer von Negelein hatte 1788 
die ganze Beſitzung dem Amtmann Gruſins ky auf 6 Jahre in General- 
pacht gegeben und dieſer verſtand es, den Betrieb in wenigen Jahren 
völlig umzugeſtalten. 

„Auf dem Vorwerk Tykrigehnen war der nutzbare Acker in 3 Felder 
geteilet: in der einen Hälfte des Brachfeldes wurden Erbſen geſäet und 
die andere Hälfte wurde bedünget und gebrachet; alle entlegenen Lände 
reien wurden zu ſogenannten Haber⸗Ländereien genutzet, alle Jahr ein- 
fährig mit Haber beſäet und nie eine mittelmäßige Ernte davon erhalten. 
Die Teiche wurden teils durch die Fiſcherei, teils durch den Getreide- 
bau benutzet, die Palwen und Sträucher zur Weide gebrauchet, die 
Brache 2 fährig, ſo wie der Erbſenſtoppel einfährig mit Weizen beſtellet 
und in dieſer Art die ganze Wirtſchaft ſehr gleichförmig betrieben. Jedes 
Feld wurde in 6 Jahren auf folgende Weiſe regelmäßig behandelt und von 
dem hier ſehr reichhaltigen Boden und einer fruchtbaren Witterung alles 
übrige erwartet.“ 

„Da das dritte Feld in 2 fich völlig gleiche Teile eingeteilet war, wovon 
die eine Hälfte mit Erbſen beſtellet wurde, ſo kann füglich der ganze Acker, 
als wäre er in 6 Felder geteilet geweſen, betrachtet werden. Nun wurde 
mit der Beſtellung folgender Art zu Werke gegangen, als: Zum Exempl. 
anno 1784 war Brache, wurde durchgehends gedüngt und im Herbſt in 
der zweiten Fahre mit Weizen beſtellet, 

1785 war es Weizenfeld und wurde im Herbſt geſtürzet, 

1786 trug es Gerſten und blieb im Herbſt liegen, 

1787 wurden Erbſen einfährig geſät und auch einfährig im Herbſte 
mit Weizen beſtellet, 

1788 war es Weizenfeld und wurde im Herbſte geſtürzet, 

1789 kam Gerſte herein und blieb im Herbſte fürs künftige Jahr zur 
Brache liegen.“ 

„Nach dieſem Syſtem wurde nun jährlich in gleicher Weiſe mit der 
Aderbeftellung fortgefahren, und der Ertrag der Felder und Teiche hat in 


3) Kraus, Landwirtſch. Betrieb S. 38. 
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einem 6jährigen Durchſchnitt nicht über 4 Körner, von allen Getreide- 
gattungen zuſammengenommen, betragen.“ 

„Die gegenwärtige Wirtſchaft weichet von der vorigten in vielen 
weſentlichen Stücken ganz ab, welches ſich aus nachfolgendem deutlich 
ergiebet. Es ſind die obengedachten 6 Felder ohnverändert beibehalten, 
von denen Weyde-Ländereien und Haber⸗Aeckern aber noch 3 dergleichen 
Felder tragbar gemachet und denen übrigen zugeſchlagen, dergeſtalt, daß zu 
dieſem Vorwerk gegenwärtig alle Aecker auf gleiche Weiſe benutzet werden 
und die Ländereien ſämtlich in 9 gleiche Teile oder Felder eingeteilet find“ 
(Die Fruchtfolge bei dieſer Felderverteilung iſt bereits S. 474 angegeben.) 

„Die Beackerung ſelbſt wird durch tüchtiges und wohl unterhaltenes 
Angeſpann betrieben und bei der Winter- ſowie bei der Sommerſaat vor- 
züglich auf die ſehr zeitige Saatbeſtellung mit allem Fleiß gehalten, wozu 
denn gewöhnlich alter Samen von Weizen ſowohl als von Roggen auf- 
bewahret wird, um auf der fertig liegenden Brache gleich mit dem Ende 
des Auguſt Monats mit der Beſäung den Anfang machen zu können. Die 
Brache wird geſtürzet, darauf, wenn fie zu begrünen anfängt, ſcharf ge: 
egget, der Miſt heraufgefahren, und wenn der Boden nicht mürbe, in der 
Quere untergepflüget; alsdann wird wieder das Begrünen abgewartet, 
hierauf nochmals gut geegget und dann zur Saat aufgerücket. Ueberhaupt 
wird, da die Felder ſo oft gedüngt werden, der Miſt ſehr dünn auf ſelbigen 
verbreitet, weil ein gar zu ſtarkes Auffahren deſſelben einen ſehr geilen 
Wuchs des Getreides befördern würde. Es erhält nach vorbeſchriebener 
Weiſe jedes Feld in 9 Jahren eine dreifache Düngung, nämlich zwei ani⸗ 
maliſche und durch die umgepflügten Kleeſtoppeln eine vegetabiliſche, 
welche letztere ihre Wirkung in dem darauf geſäeten Wintergetreide ſo 
ſichtbar zeiget, daß dieſes Feld allemal dem in der Brache geſäeten Winter⸗ 
felde gleich zu ſchätzen iſt.“ 

Auf die Frage nach der Urſache der beſſeren Bewirtſchaftungsmög⸗ 
lichkeit, „jo antworte ich in kurzen Worten, daß dieſes alles den Kleebau 
zugrunde habe. Da vorhin natürlich die Palwen und Sträucher mit zur 
Weide für gedachtes Vieh verbleiben mußten, jetzt, da die Stallfütterung 
eingeführt iſt und nur allein die Wieſenweide benutzet wird, ſo haben die 
ſonſtigen Weideländer können gerodet und geriſſen werden; zugleich ſind 
hiebei die entlegenen ſogenannten Haber⸗Aecker durch Düngung und Be- 
arbeitung in gehörige Kultur gebracht und mit oben gedachten gerodeten 
Aeckern zuſammen in 3 neue Felder eingeteilet, ohne daß die ſonſt ſchon in 
guter Tragbarkeit erhaltenen 6 Felder im geringſten verkleinert worden 
wären.“ 

Es könne jetzt die Brache beſſer zugerichtet werden; denn vorhin mußte 
ſie „für Schafe und Schweine zur Weide ſo lange liegen bleiben, bis daß 
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die höchſte Not das Unterpflügen des darauf geführten Düngers erforderte. 
Hieraus entſtand zugleich das Uebel, daß oftmals, wenn auch jhon das ganze 
Feld mit Dünger⸗Haufen überfahren war, ſelbiger des harten, einem 
Steine ähnlichen Bodens halber nicht untergebracht werden konnte, ſon⸗ 
dern von der heißen Sonne verzehret und aufgelöſt wurde. Es mußten 
ſtarke Regengüſſe erwartet werden, um endlich die Brache ſtürzen zu können, 
und mehrmalen hat man kaum vor der Ernte damit fertig werden können, 
wobei denn die ſo notwendige Abſicht, den Boden aufzulockern und von 
Luft und Sonne befruchten zu laſſen, ganz verloren ging“. Nunmehr 
werde von der Brachhütung ganz abgeſehen, der Acker ſo zeitig als möglich 
bearbeitet und durch kreuzweiſes Pflügen ſo aufgelockert, „daß bei der 
Herbſtſaat der ſtrengſte Boden dem Sande ähnlich fichet”. 

Vor allem ſei der Heugewinn bedeutend vermehrt worden. Die bisher 
übliche Vorweide bis Anfang Juni hatte den Graswuchs der Wieſen be⸗ 
hindert. Die Grummeternte war kaum der Rede wert, da nach dem erften 
Schnitt der größte Teil der Wieſen durch das Pachtvieh abgeweidet wurde. 
Nie habe man mehr als 250 Fuder Heu erzeugt. „Die Ochſen konnten nur 
vom Anfange der Feldarbeit ab mit Heu gefüttert werden, die Pferde 
hatten den Winter hindurch ſich größtenteils ohne alles Heu und bloß mit 
Erbſen Stroh behelfen müſſen, und die Pachtkühe konnten wegen des ſo 
wenigen Heu Futters nicht mehr als 21 fl. das Stück jährlicher Pacht tragen. 
Der Dünger alles dieſes Viehes, welches beinahe mit bloßem Stroh Häckſel 
ernähret wurde, war ohne alle Kraft.“ Das lang untergeſtreute Stroh kam 
unverweſt auf den Acker, wurde beim Pflügen nicht ordentlich mit Erde be⸗ 
deckt und von der Egge ganz herausgeriſſen; wie ſollte der oben aufliegende, 
von der Sonne ganz ausgedörrte Miſt dem Acker neue Kräfte zuführen? 

Auf den Wieſen fei nun die Vorweide ganz abgeſchafft und die Nad- 
weide ſtark eingeſchränkt; auch in mäßigen Jahren würden über 300 Fuder 
Wieſenheu geerntet. Dazu ergebe die Kleeausſaat von 120 Scheffeln 
gewöhnlich 240 Fuder Kleeheu, ſo daß nunmehr jährlich mindeſtens 540 
Fuder, zu je 12 Zentner geringe geſchätzt, für die Winterfütterung vor⸗ 
handen ſeien. Dieſe ſtellte ſich 


a) nach der alten Weiſe: b) nach der neuen Weife: 
18 Stuck Ochſen erhielten 18 Fuder] 40 Arbeitspferde erhalten 116 Fuder] = 
26 „„ Arbeitspferde,, 39 „ 26 Zugochſen D 39 „ ( 
60 „ Jungvieh „ 20 „ | 15 Kohlen S 15 „ Lë 
50 „ Schafe ” 5 Stall- u. Kutſchpferde 40 „ JS 
15 Fohlen und einige ze 
alte Pferbe OI 60 Bachtkühe in Wangnicken 64 , |Z 
Stall- und Kutſchpferde 40 „ Vieh der Deputauten 10 „ JE 
Vieh der Deputanten 10 „ 100 Stuck Niederungskühe 226 „ | 
100 Stück Pachtkühe 100 B 


Zuſammen 277 uder Bujammen . ` BIO Fuber. 


— 10 — 


Im Winter erhielten die guten Melkkühe täglich 16 Pfund Heu und 
zum Abfüttern ein bebrühtes, mit allerlei Gemüſearten, Sauerkohl und 
Trebern vermengtes Häckſelfutter, die übrigen nur 5 Pfund Heu und 5 
Portionen Hädjel von je Y Scheffel. Die Sommerſtallfütterung der Pacht ⸗ 
kühe geſchah mit grünem Klee bis zur Nachweide im Spätſommer und 
Herbſt. Die alfo gehaltenen 100 Pachtkühe brachten je 50 fl. an jährlicher 
Pacht, zuſammen alſo 5000 fl. Im Vorwerk Wangnicken hatten die 60 
Pachtkühe im Sommer nur Waldweide; der Hofmann zahlte hier für jedes 
Stück 20 fl. 


Als Zeichen für die ſteigende Aufmerkſamkeit, die weite Kreiſe des 
oſtpreußiſchen Adels der Landwirtſchaft und anderen volts- und ſtaats⸗ 
wirtſchaftlichen Fragen entgegenbrachten, darf die Gründung einer Ge- 
ſellſchaft zur Förderung ökonomiſcher Kenntniſſe und Weiterverbreitung 
praktiſchen Wiſſens angeſehen werden. Den Bemühungen des Landrats 
im Mohrungſchen Kreiſe Andreas Leonhard Köhn gen. von Jas ki 
und des Landſchaftsdirektors Reichsgrafen Conrad Georg Fink von 
Finkenſtein gelang es, 1789 eine beträchtliche Zahl von Gutsbeſitzern 
des Oberlandes zu einer Vereinigung zuſammenzuſchließen. Sie fand bei 
dem leitenden Miniſter Grafen von Hertzberg und dem damaligen 
Departementsminiſter für Preußen von Gaudi ſichtliche Anteilnahme 
und mannigfache Förderung. Die neue Körperſchaft erhielt am 22. Februar 
1790 die landesherrliche Beſtätigung und „in Betracht des rühmlichen 
Zwecks, welchen dieſe gemeinnützige Geſellſchaft in Anſehung der Ver⸗ 
befferung der Oekonomie und des Nahrungs⸗Standes fidh) vorgeſetzt hat“, 
unter Verſicherung allerhöchſter Gnade und höchſten Schutzes den Titel: 
„Oſtpreußiſche Mohrungſche phyſikaliſch⸗ökonomiſche Geſellſchaft“). 

Wenig ſpäter hatte in Königsberg zu Anfang des Jahres 1791 der 
noch ſehr jugendliche, aber wiſſenſchaftlich außerordentlich tätige Kammer⸗ 
aſſeſſor von Elditteheine Oekonomiſche Leſe-Geſellſchaft ins Leben gerufen. 
Der Zweck beider Inſtitute war der gleiche: „Aufklärung und Vervollkomm⸗ 
nung der verſchiedenen Zweige des Nahrungsſtandes, beſonders des land- 
wirtſchaftlichen“. Der Gedanke einer Verſchmelzung lag daher nahe und 
wurde von den leitenden Männern bald erörtert. Schon bei der erſten 
Generalverſammlung in Mohrungen am 1. und 2. September 1791 wurde 
die Vereinigung vollzogen. 

Die Geſellſchaft wollte aufklärend wirken und fich die Vervollkomm⸗ 
nung der verſchiedenen Zweige des Nahrungsſtandes angelegen fein laffen. 


3) Über Gründung u. Geſchichte vgl. Acta S. 9ff. u. Schriften d. Phyſ vt. Gef. L 
Einl. u. XXXI S. 38ff. 
a Preuß. Arch. 1793 S. Aen. 
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Zur Erreichung dieſes Zieles teilte fie fidh) in folgende Klaſſen: 1. die chemiſche, 
2. die phyſikaliſche, 3. die mediziniſche, 4. die mathematiſche und 5. die 
lameraliſtiſche Klaſſe. Den Zwecken der Geſellſchaft dienten eine Biblio- 
thek, Zeichnungen und Modelle nützlicher Maſchinen und Werkzeuge und 
die Beſtände eines Kunſt und Naturalienkabinetts. Mitteilungen und 
Berichte der Mitglieder trugen zur „Verbreitung nützlicher Kenntniſſe, 
Verſuche, Erfahrungen und Erfindungen“ weſentlich bei. Die Geſellſchaft 
wollte geſchickte, aber unvermögende Landwirte, Forſtkundige, Künſtler, 
Manufakturiſten und Profeſſioniſten bei neuen Verſuchen nicht allein mit 
ihrem Rat, ſondern auch tätig unterſtützen“). Um dem Landmann zu er- 
möglichen, fich auf die Kultur neuer ausländiſcher Gewächſe zu legen, ließ 
die Geſellſchaft den Samen aus entfernten Gegenden kommen und verab- 
reichte ihn an Unbemittelte umſonſt. Schließlich ſollten alle Mitglieder 
in jeder nur möglichen nützlichen Wirtſchaftseinrichtung und wverbeſſerung 
mit gutem Beiſpiele vorangehen, um die Allgemeinheit dadurch zur Nah- 
ahmung anzureizen. 

Die tatkräftigſte Unterſtützung fand die junge Verbindung beim Frei⸗ 
herrn von Schrötter. Er ſtand mit ihr in ununterbrochenem Schriftwechſel, 
und ſeinem Einfluß muß es zugeſchrieben werden, daß ſie ſich fürs erſte 
faſt ausſchließlich mit landwirtſchaftlichen Fragen beſchäftigte. Auch nad- 
dem Schrötter 1795 als Provinzialminiſter für Preußen und die eben 
erworbenen polniſchen Landesteile ins Generaldirektorium berufen worden 
war, verfolgte er mit regſter Anteilnahme die wirtſchaftliche Entwicklung 
Altpreußens. 1796 ſtand er mit dem Hauptmann von Korff-Bledau im 
Meinungsaustauſch wegen Errichtung einer patriotiſchen Vereinigung in 
Königsberg). Sie ſollte durch freiwillige Beiträge unterhalten werden 
und ſich beſonders der Aufgabe widmen, durch Beſchaffung von Zeichnungen 
und Modellen die Landwirte mit verbeſſerten Werkzeugen und Geräten 
bekanntzumachen, auch womöglich landwirtſchaftliche Maſchinen ſelbſt 
anzufertigen. 

Die geplante Gründung kam nicht zuſtande. Nunmehr verſuchte Schröt⸗ 
ter, die Mohrungſche Geſellſchaft für die Verlegung ihres Sitzes nach 

Königsberg zu gewinnen, da fich „in der Landeshauptſtadt ihr Wirkungs- 
kreis bedeutend erweitern werde“. Nach längeren Verhandlungen kam 
es zwar zu keiner gänzlichen Verlegung; aber die Geſellſchaft „fand es 
ihrem Zwecke, ſo allgemein als möglich zu nützen, angemeſſen, daß ſich 
die Direktion derſelben in zwei Deputationen teilte, deren eine unter ihres 
Stifters, des Herrn Landraths Köhn von Jas kit) dort verblieb, die andere 


1) Acta S. 53. 2) Geh. St.⸗A. Dir.⸗Reg. Litt. S. 305. 
3) Dieſen Köhn von Jaski fehildert Bujak in den Preuß. Prov.-Bl. 1837 S. 377 
als einen Mann, „der durch fein zwar ftilles, aber nicht minder eifriges Wirlen für Ber- 
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aber unter dem Vorſitze des jedesmaligen Vize-Direktor, welche Stelle fürs 
erſte der Herr Graf zu Dohna-Condehnen auf ein Jahr angenommen 
hat, nach Königsberg verlegt werde“. 

Durch Vermittlung ihres Gönners wurden der Geſellſchaft im Schloſſe 
zu Königsberg mehrere Räume zur Verfügung geſtellt. Im Juli 1799 
veranſtaltete fie daſelbſt ihre erſte Verſammlung, und am 1. Oktober deg- 
ſelben Jahres erging ein Werbungsaufruf „an die Gutsbeſitzer, an die 
Königlichen Beamten, an jeden gutgeſinnten Patrioten“. Sie will „nicht 
bloße Modelle, ſondern die Maſchinen ſelbſt kommen laſſen, wodurch die 
Arbeiten des Landmanns abgekürzt und erleichtert oder weniger koſtbar 
gemacht werden, ſie mögen nun Beziehung auf Feldbau, Wieſenbeſſerung, 
Anlegung von Brau- und Brennereien, ökonomiſcher Gebäude, auf beſſere 
Benutzung oder Vermehrung und Veredelung der Produkte haben“. 
Schrötter beauftragte die Kammern und Landräte, ihrerſeits dem für die 
Förderung der Landeswohlfahrt ſo nützlichen Unternehmen neue Freunde 
zu werben; auch ſtellte er, „da der Hauptzweck der Geſellſchaft auf Beförde⸗ 
rung der Acker Kultur und Einführung der dazu mitwirkenden Maſchinen 
gehet“, eine namhafte Summe von ſeiten des Königs in Ausſicht. 

Wenngleich der Zuwachs au neuen Mitgliedern nicht gerade groß 
war, ſo entwickelte ſich die Geſellſchaft auch finanziell durchaus günſtig. 
Der Plan eines Freiherrn von der Trent, fie in eine Aſſekuration von 400 
Aktien zu je 25 Rtl., aljo mit zuſammen 10000 Rtl. Grundkapital, umzu- 
wandeln und mit ihr zugleich eine Hagelverſicherung zu verbinden, kam 
nicht zur Ausführung. Die Wirkſamkeit der Geſellſchaft war zunächſt eine 
belehrende. Durch Vorträge und Veröffentlichungen !) ſuchte fie Fort- 
ſchritte auf betriebstechniſchem Gebiete zu allgemeiner Kenntnis zu bringen; 
ſie ſtellte Preisaufgaben und gewährte ihren Mitgliedern die Benutzung 
der an ökonomiſchen Schriften recht reichhaltigen Bücherſammlung. Durch 
Beſchaffung landwirtſchaftlicher Maſchinen oder Modelle ſuchte fie prat- 
tiſchen Bedürfniſſen zu dienen, z. B. durch Ausſtellung und Vorführung 
von Häckſel, Dreſch⸗, Flachsbrechmaſchinen, Grabenpflügen u. dgl. 


beſſerung der vaterländiſchen Agrikultur, ſowie durch Verbreitung ötonomiſcher und 
naturwiſſenſchaftlicher Kenntniſſe in der Provinz und durch feine ſtrenge Rechtlichleit, 
gepaart mit einem schlichten und offenen Weſen, ebenſo ſehr als durch feine mufterhafte 
amtliche Tätigleit Déi die Zufriedenheit feiner Obern und die Hochachtung aller derer, 
die ihn kannten, erworben hat“, 

1) Höchſte Anerkennung verdient das Verhalten des schon erwähnten Herzogs von 
Holftein- Bed, der Déi fortgeſetzt durch Vorträge und Abhandlungen — am bemerkena. 
werteften find feine „Grundzüge eines Entwurfs zu einem dfonomijchen National- 
Juſtitut für Alt-Oſt-Preußen 1801“ — als eifriges Mitglied der Geſellſchaft betätigte 
und 1790 in Heiligenbeil eine Zweiggeſellſchaft, „die fih Häufig zur Beratung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Gegenſtände vereinigte”, ins Leben rief (Feſiſchriſt d. Landw. Gef. Heiligen- 
beil). 

Stein, Die ländl. Verfaſſung Oftpreußens. Schr. d. Inſt. f. OND. W. Heſt 5. 3 
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§ 79. Viehhaltung. 


Mehrfach wurde ſchon darauf hingewieſen, daß bei der damaligen 
Wirtſchaftsweiſe die Tierhaltung gegen den Getreidebau bedeutend zurück⸗ 
trat; in Oſtpreußen traf dies recht eigentlich auf die Rindviehzucht zu. 
Man unterſchied zwiſchen dem für die Milcherzeugung allein in Betracht 
kommenden Nutz- und dem zur Feldarbeit verwendeten Zugvieh. Die 
Zahl der zu den Pflugarbeiten benötigten Ochſen erreichte beinahe die 
der Milchkühe. Kühe wurden nur vereinzelt von den Bauern zum Ziehen 
gebraucht. 

Die Verwendung zahlreicher Ochſen als Zugtiere beſchwerte die Wirt- 
ſchaften ganz erheblich. Sie verkürzten den Melktieren die Weide, fanden 
nur in den Beſtellungszeiten ausreichende Beſchäftigung und ſtanden 
den Winter über nutzlos im Stall. Beim Eggen und Getreideeinfahren 
konnten die Pferde doch nicht entbehrt werden, und deshalb war die Zahl 
der gehaltenen Zugtiere im Verhältnis zu den angebauten Flächen überall 
zu groß. Lange hielt man die Ochſen für nützlicher als die Pferde, da ſie 
im Alter gemäſtet und verkauft werden konnten. Allmählich aber gewann 
die Anſicht Verbreitung, daß als Zugtiere doch Pferde vorteilhafter zu 
verwenden wären, da ſie nicht ſo leicht von Seuchen dahingerafft wurden. 
„Wegen der öfters graßirenden Rindviehſeuche“ wurde in großen Wirt⸗ 
ſchaften manchmal „der ganze Ackerbau in Unordnung geſetzet“! ) 

Recht armſelig war die Rindviehhaltung der meiſten bäuerlichen 
Betriebe. Je nach der Hufengröße des Grundſtücks befanden ſich darauf 
die von der Grundherrſchaft als Beſatzſtücke empfangenen 2 bis 4 Ochſen 
und halb ſoviel Kühe; überdies beſaß der Bauer noch eigentümlich 2 bis 3 
Kühe, fo daß die Zahl der Milchkühe eines Zwei- oder Dreihüfners zwiſchen 
3 und 5 ſchwankte; Cin- und Halbhüfner verfügten über einen entſprechend 
geringeren Viehſtand. Am dürftigſten war er in den maſuriſchen Gebieten. 
Die armen Freien der Amter Arys, Lyck, Polommen, Drygallen und Czychen 
hielten manchmal gar keine, meiſtens eine Kuh, die zugleich Feldarbeiten 
verrichten mußte und mit dem Pferde oder Ochſen zuſammen angeſpannt 
wurde. 

Beſſere Verhältniſſe beſtanden in einzelnen Gegenden Litauens 
und in der Pregel- und Memelniederung. Die Wirtſchaften der dort zahl- 
reich anſäſſigen Salzburger, Schweizer und ſonſtigen Koloniſten ſtachen 
beſonders wegen der jorgfältig betriebenen Viehzucht von denjenigen der 
einheimiſchen Bauern vorteilhaft ab. Der Salzburger „bearbeitet die 
Felder weit regelmäßiger als der Litauer; vorzüglich richtet er aber auch 


1) Preußiſche Sammler II S. 1551. 
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Fein Hauptaugenmerk auf gute Düngung, wozu der zum Acker verhältnis- 
mäßige Viehſtand, den man beym Salzburger gewöhnlich ſtärker als bey 
andern trifft, die allgemein bekannte ſicherſte Quelle iſt“ ). Am eifrigſten 
wurde die Viehzucht von den Emphyteuten der Memelniederung betrieben. 
Einmal begünſtigten hier die prächtigen Wieſen und Weiden dieſe Be⸗ 
ſchäftigungsweiſe; ſodann aber beſaßen die größtenteils aus den melt, 
preußiſchen Werdern und andern viehreichen Gegenden ſtammenden 
Eingewanderten für die Züchtung des Rindviehs die nötige Erfahrung und 
Sorgfalte). Ahnlich verhielt es fih mit den Freiholländereien am Pregel 
in den Friedrichſteinſchen und Fuchshöfenſchen Gütern. 

In den Höhengegenden war die Ernährung des bäuerlichen Viehes 
im allgemeinen unzureichend, ſowohl die Sommerweide als auch die Winter⸗ 
fütterung. Zwar beſaßen die meiſten Dörfer ausgedehnte Weidelände 
reien, nicht felten 10 bis 20 Hufen groß. Doch in welchem Zuſtande be- 
fanden ſich dieſe Palwen! Nur die höheren Stellen zeigten einen etwas 
dichteren Graswuchs. An niedriger gelegenen hatte das Vieh den Boden 
völlig ausgetreten; auf den hervorſtehenden Kämpen ragten einzelne 
Grasbüſchel, dazwiſchen zeigte fih die ſchwarze Erde oder ſpritzte übel- 
riechendes, ungenießbares Bruchwaſſer hervor. In der Regel nahmen 
Kaddikgeſträuch, Erlengebüſch und allerlei Geſtrüpp den größten Teil 
des Weidelandes ein. Nicht ſelten überzogen grüne Moospolſter weite 
Strecken der Palwe. Das Vieh zertrat dauernd die Grasnarbe, was zur 
Jolge hatte, daß ſchließlich die guten Grasarten ausgerottet wurden und 
nur allerlei ſaure Gräſer und Riede ſich breit machten. 

Die großen Weidereviere und das Hüteweſen in dem nördlich der 
Memel gelegenen Landſtrich ſchildert Domänen- und Kriegsrat Gervais 
alfo: „Es gibt Striche von vierzig, funfzig bis achzig Huben Magdeb. groß, 
die zwiſchen den Dorfſchaften hinlaufen, nie zu den Hubenſchlägen der 
Dörfer, mit denen fie grenzen, gehört haben, ſondern urſprünglich beſon⸗ 
dere Königliche Domanial-Weideländereyen find.“ „Die bisherige Be- 
nutzungsweiſe der Strecken wüſten Weidelandes .. verſetzt den Beobachter 
wirklich einigermaßen in die Zeiten der herumwandernden Hirtenvölker. 


1) Notiz. b. Pr. 1 S. 191, 

) Auch die jonftigen Einſaſſen der Memelniederung, Kolmer, Hochzinſer und 
Schatuller, hatten einen größeren Viehſtand, als es anderswo üblich war. 1780 hielten 
die 22 Hochzinſer zu Motzwethen auf 1286 Morgen 79 Pferde, 49 Fohlen, 90 Kühe, 
61 Jungvieh, 107 Schafe, 147 Schweine und zahlten 554 Ril. Zins. Der Viehſtand 
der 22 Kölmer in Neuendorf ftellte Déi von 1736 Morgen auf 109 Pferde, 65 Fohlen, 
172 Kühe, 83 Jungvieh, 92 Schafe, 172 Schweine. Von den 14 Einſaſſen des 1705 in 
Erbpacht gegebenen Vorwerks Naudwarriſchken wurden auf eine Hufe ausgeſät: 2 Som. 
Weizen, 20 Roggen, 20 Gerſte, 6 Hafer, 1 Lein, 1 Erben; dazu wurden 15 bis 18 zwei⸗ 
ſpannige Zuber Heu gewonnen; ihre Viehhaltung zählte auf 728 Morgen 54 Pferde, 
27 Fohlen, 61 Kühe, 29 Jungbieh, 78 Schafe, 113 Schweine. 

ais 
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Die Viehherden derjenigen Ortſchaften, welche mit dieſen Weideſtrichen 
grenzen, wandern jahraus, jahrein auf ſelbigen durcheinander wie in einer 
Wildniß herum, oft wohl auch gar ohne Aufſicht ihrer Hirten. Für jedes 
Stück Weidevieh wird ein geringfügiges Weydegeld von drey Grofen 
Preuß. zur Cake des nächſten Domänenamts entrichtet“ ). 

Bei den gemeinſamen Hütungen unterſchied man zwiſchen Trift und 
Hut. Auf der meiſt ſehr breiten und beiderſeits von Zäunen eingefaßten 
Trift durfte der Hirt die Herde nur im Vorbeigehen graſen laſſen, nicht 
aber längere Zeit darauf verbleiben. Die Trift führte zu der Hut, dem 
eigentlichen Weideplan. Die in Mitteldeutſchland fo unendlich verwickelten 
Weidegerechtigkeiten waren in Oſtpreußen größtenteils unbekannt. Nur 
einige Rittergüter und Domänen übten die nach dem A. L. R. den Grund- 
und Gerichtsherren eingeräumten Schäfereigerechtigkeiten auf bäuerlichen 
Ländereien wirklich aus:). Oft beruhten die Hütungsberechtigungen auf 
Gegenſeitigkeit, man ſprach in dieſem Sinne wohl von Koppeltrifte). 

Ganz zuträgliche Weiden boten mitunter die Waldungen. Die Ge- 
währung der Waldweide und des Naff- und Leſeholzes gehörte zu den 
wichtigſten Berechtigungen der Gutsuntertanen gegen ihre Grundherr⸗ 
ſchaften. In den ausgedehnten ſtaatlichen Forſten übten die anwohnenden 
Einſaſſen der königlichen Dörfer gegen ein geringes Weidegeld Hütungs⸗ 
befugniſſe aus. Viele kölmiſche und adlige Güter beſaßen auf Grund ihrer 
Verſchreibungen das Recht der freien Waldweide in den königlichen Forſten. 
Daß dieſe mannigfaltigen Hütungsgerechtigkeiten in den Waldungen er⸗ 
heblichen Schaden verurſachten, braucht nicht erſt beſonders hervorgehoben 
zu werden. 

Für einige Wochen bot die Brache dem Vieh etwas reichlichere Nah- 
rung, auch pflegte die Nachweide auf den einſchürigen Wieſen und ab- 
geernteten Getreidefeldern recht ergiebig zu ſein. Das „Freijagen“, d. h. 
die Gewohnheit der Bauern, das Vieh nach beendigter Ernte ohne Be- 
aufſichtigung auf der Flur gehen zu laffen, ſuchten die Behörden, mancherlei 
Unzuträglichkeiten wegen, durch ſtrenge Verbote abzuſchaffen. Das im 
Spätherbſt an vielen Orten übliche Beweiden der Winterſaat ſchadete⸗ 
mehr als es nützte. „Da indeſſen die Wirte ihr Vieh, ja ſogar die Schweine, 
noch ehe der Boden gefroren iſt, darauf ohne alle Aufficht weiden laſſen, 
wodurch viele Pflanzen teils vertreten, teils mit der Wurzel gefreſſen 
werden, fo kann es nicht fehlen, daß die Ernte ſchlecht ausfallen muß“ ). 


3) Notiz, v. Pr. I S. 131ff. 

3) Die Schafereigerechtiglelt der Domäne Kattenau erftredte Déi über 8 Dorf- 
gemarkungen, die des Vorwerfs Großhof-Tapiau über 4; ähnliche Hlteberechtigungen 
flanden dem Vorwerk Kaſſiglehmen zu. 

3) Bod III S. 766. ) Bericht des Geh. Fin. Mats v. Burghoff 1782. 
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Der Heugewinn beſchränkte ſich bei den meiſten Dörfern auf die 
innerhalb der Flur gelegenen Feldwieſen, die gewöhnlich nur einmal 
gemäht wurden. Er betrug in trockenen Jahren nur wenige Fuder und 
reichte bei weitem nicht für den Winterbedarf aus. Man war für die Winter 
fütterung in erſter Reihe auf Stroh angewieſen. Bei den öfters eintreten- 
den Mißernten war es kein Wunder, daß das Vieh den Winter nur durd- 
gehungert“ und im Frühjahr wegen Kraftloſigkeit mitunter auf der Schleife 
zur Weide gefahren wurde. Nicht ſelten diente das Stroh von den Dächern 
als Viehfutter, um wenigſtens die Tiere am Leben zu erhalten. Bei der- 
artigen Zuſtänden ſtellten ſich die Erträge aus der Viehhaltung für den 
bäuerlichen Hausſtand gleich Null). 

Auch auf den Flußwieſen blieb der Heugewinn gewöhnlich gering, 
weil die Frühjahrs⸗ und Herbſtweide dem Graswuchs großen Abbruch 
tat. Die meiſten Wieſen lieferten nur einen Schnitt). Manchmal litten 
ſie an zu großer Näſſe; die zahlreichen Mühlen ſtauten das Waſſer auf, 
und es wurde nicht für ordentliche Vorflut geſorgt. Nur auf den Gütern 
begann man allmählich der Wieſenkultur größere Aufmerkſamkeit zuzu⸗ 
wenden, die nötigen Entwäſſerungsgräben zu ziehen, durch Rodung die 
Flächen zu vergrößern und für geeignete Düngung zu ſorgen. 

In den Domänen und Rittergütern verfuchte man, aus der Nindvieh- 
zucht möglichſt hohe Einnahmen zu gewinnen. Dieſem Zwecke diente die 
überall eingeführte „Kuhpacht“. Unterſchieden wurde zwiſchen ſog. Küchen⸗ 
kühen, die zum unmittelbaren Bedarf des herrſchaftlichen Haushalts im 
Hauptgute ſelbſt gehalten wurden, und den Pachtkühen, die bei größeren 
Gütern oft auf beſonderen Vorwerken untergebracht waren. Die Größe 
eines Pachtkuhſtammes ſchwankte zwiſchen 30 und 120 Stück. Die Ruh- 
pacht war einem Unternehmer, dem Pachthofmann, anvertraut, der für 
jedes Rind jährlich eine vertragsmäßig feſtgeſetzte Summe zahlte. Dieſe 
belief ſich, je nach der Gegend, auf 4 bis 9 Rtl. Eine Vergütung für die 
güſten Kühe war nicht üblich. Jährlich mußte eine beſtimmte Anzahl von 
Kälbern, in der Regel ein Drittel des Kuhſtammes, zugelegt werden. 
Die Herrſchaft erhielt außerdem gewiſſe Mengen Butter und Käſe, ent- 
weder unentgeltlich oder zu einem vereinbarten Preiſe. 

Der Gutsherr hatte dafür zu ſorgen, daß die Pachtküthe gute Weide 
und genügende Winterfütterung erhielten. Etwaige Verluſte trug, wenn 
es ſich nicht um ein allgemeines Viehſterben handelte, der für das Wohl 


1) Notiz. v. Pr. 1 S. oan 

J Präſt.-Tab. Kuterneeſe? „Grummet wird garnicht gemacht, da die Wieſen, 
wenn fie abgemäht find, vom Vieh beweidet werden.“ Im Amte ſtanden jährlich 2 Es- 
ladron Dragoner 2 Monate hindurch in Graſung; auch in anderen Domänen und auf 
manchen Gütern wurden Kavalleriepferde auf die Weide genommen. 
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der ihm anvertrauten Herde verantwortliche Kuhpächter. Ihm untere 
ſtanden mehrere Kuhmägde zum Melken und zur Verarbeitung der Milch. 
Die Stellung des Pachthofmannes war in wirtſchaftlicher Beziehung die 
denkbar günſtigſte. Nicht genug, daß er aus der Kuhpacht Gewinn zog, 
ihm wurde außerdem noch ein reichliches Deputat dargereicht). Kein 
Wunder alſo, daß dieſe Leute ſich im größten Wohlſtande befanden. 

Ju den meiſten Fällen hatte der Hofmann auch die Schweine- und 
Federviehpacht. Daß damals die geſamte Vieh, Schweine- und Kleintier⸗ 
haltung in die Hände von Unternehmern gelegt wurde, hatte hauptſächlich 
darin feinen Grund, daß die Gutsherrſchaften entweder dauernd oder den 
größten Teil des Jahres vom Gute entfernt lebten und dem landwirtſchaft- 
lichen Betrieb nicht die erforderliche Aufmerkſamkeit entgegenbrachten. 

Viele Gutsbeſitzer ſuchten die Einnahmen aus der Rindviehhaltung 
durch Mäſtung der alten Ochſen zu erhöhen. Die bei der Brauerei und 
Brennerei zurückbleibenden Abfälle eigneten ſich vorzüglich für die Schweine⸗ 
und Ochſenmaſt. Jährlich wurde eine beſtimmte Anzahl der für die Feld- 
arbeit nicht mehr tauglichen Zugochſen „aufgeſtallt“ und mit jenen Rück⸗ 
ſtänden fett gemacht. Doch begnügten ſich manche Gutswirtſchaften dabei 
nicht, ſondern kauften aus Polen für billiges Geld junge podoliſche Ochſen, 
mäſteten ſie ein Jahr und verkauften ſie dann nach Königsberg oder an 
auswärtige Händler. Im Vorwerk Kukerneeſe wurden jährlich 70 podo- 
liſche Ochſen für 20 bis 22 Rtl. das Stück gekauft, mit Bragen, Heu und 
Häckſel fett gemacht und für je 45 bis 50 Ntl. verkauft. Herr von Faren⸗ 
heid kaufte gleichfalls die in Wysztyten regelmäßig eintreffenden „Po⸗ 
dolier“ und ſetzte fie nach erfolgter Mäſtung an Königsberger Fleiſcher ab) 

Der Rindviehzucht ſchenkte man in den Großbetrieben nach und nach 
immer größere Beachtung). Durch Verbeſſerung der Wieſen, Anbau von 
Futterpflanzen und Wurzelgewächſen wurde die Ernährung der Tiere 
bedeutend verbeſſert. Hier und da fand die dauernde Stallfütterung Nach⸗ 
ahmung. Die vermehrte Milcherzeugung bewirkte die Anlage von Molte- 
reien und eine Steigerung der Butter- und Käſebereitung. Der Vieh- 
beſtand wurde beträchtlich vermehrt, auch die Veredelung der Raſſe nicht 
außer acht gelaſſen. An Stelle des einheimiſchen unanſehnlichen, meiſt 
rotbunten Höhenviehes, des am weiteſten verbreiteten Schlages ), trat 
mehr und mehr das ſchwere Niederungsvieh; gute Zuchtſtiere wurden bis 


3) Landſchaftl. Tax. Akt. Der Hofmann zu Abl.-Ranten bei Lyck hatte 100 Kühe 
zu je ö tl. in Pacht und empfing neben freier Wohnung 6 Got, Roggen, 1% Gerfte,. 
1% Lein und 94 Erbſen ausgeſät und außerdem an Deputat 15 Schffl. Roggen, 3 Gerſte, 
3 Hafer, 1% Erbſen, freies Brennholz, einen Geköchgarten, Futter für 2 Pferde, 2 Kühe, 
10 Schafe und 10 Schweine und den Lohn für eine Magd und einen Hirten. 

3) 1802 löfte er für 36 Ochſen das Stück 33%, und 36 Mil, 

3) v. d. Goltz, Geſch. d. Landwirtſch. 1 S. 466ff. ) Kraus a. a. O. S. 23. 


— 487 — 


aus Holland eingeführt. Die Verbeſſerung und Verſtärkung des Rind 
viehbeſtandes kam regelmäßig auch den Erträgen des Ackerbaus zugute. 

Dies zeigte fich ſehr deutlich an einer Reihe von Gütern in der Nähe 
des Drauſenſees. Der Getreidebau war im Oberlande von jeher nicht ſo 
ausgedehnt geweſen wie im Samlande und in Natangen ) die Landwirte 
betrieben hier mehr Vieh- und Schafzucht. Von den in der Niederung er- 
worbenen ausgedehnten Wieſen erzielten ſie einen bedeutenden Heugewinn; 
ja manche Güter kauften noch jährlich große Mengen Heu aus dem nur 
wenige Meilen entfernten Werder. Es konnten daher die Kuhſtämme 
anſehnlich vermehrt und die Erträge der Acker infolge reichlicherer Düngung 
bedeutend geſteigert werden. Die dahin gehörenden Güter Powunden, 
Marwitz und Stein übertrafen hinſichtlich der Geſamterträge bei weitem 
die übrigen Güter des Oberlandes. 


Die Pferdezucht erfreute ſich in Preußen ſeit den älteſten Zeiten 
beſonderer Pflege. Mit Einführung des ſtehenden Heeres nahm ſie einen 
noch größeren Auſſchwung, da der Bedarf an Pferden unaufhaltſam 
Tea 7. Zu deffen Deckung trug Ostpreußen in erſter Reihe bei. Hier grün- 
dete Friedrich Wilhelm J. 1732 das Hauptgeſtüt Trakehnen. Doch 
bedeutete das noch keinen unmittelbaren Fortſchritt für die Landespferde⸗ 
zucht. Die Trakehner Geſtütverhältniſſe waren zudem anfänglich durchaus 
nicht muftergültig, und erft unter Domhardts Leitung?) begann von 1746 
ab ein Aufſtieg. 

Der 7jährige Krieg brachte dem Pferdebeſtand der Provinz ſchreckliche 
Verluſte ). Deshalb jah fih Friedrich II. genötigt, obwohl er „ſonſt durch 
aus kein Intereſſe für Pferdezucht zeigte“), dem Oberpräſidenten Dom ⸗ 
hardt in mehreren Kab.⸗Ordres die Verbeſſerung der Pferdezucht dringend 
ans Herz zu legen. Dieſer wußte nicht allein durch Rundſchreiben, ſondern 
auch als hervorragender Züchters) durch praktiſches Beiſpiel für Melen 
wichtigen Zweig landwirtſchaftlicher Betätigung Stimmung zu machen. 
Sein Vorſchlag, an Stelle der durch Seuchen öfters aufgeriebenen Ruh: 
ſtämme Geſtüte anzulegen, fand an einzelnen Stellen Gehör. Namentlich 
widmeten ſich viele Domänenpächter der Pferdezucht mit beſonderem 
Eifer, vor allem v. Keudell in Georgenburg, v. Sanden in Szirgu 
pönen, Niederſtetter in Königsfelde, Kallenberg in Ragnit, v. Schön 
in Schreitlaugten und die Beamten in Göritten, Caſſuben (Bredauen) 
und Waldaukadel “). 


) Plehn, Forſch. XVIII S. 79. v. d. Golp a. a. O. S. 404. 
3) Joachim, J. F. v. Domhardt S. 12ff. u. 168. 

d Gräfe, Litth. Landgeſt. S. 6. ) Ebenda. ) Joachim a. a. O. S. 89. 
7) Unter den adligen Gütern zeichnete ſich am meiften Tolksdorf bei Raſtenburg aus. 
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Ein offenſichtlicher Aufſchwung der oſtpreußiſchen Pferdezucht läßt 
ſich aber erſt von den 70er Jahren ab feſtſtellen, als dem ebenſo umſichtigen 
wie tatkräftigen Kriegsrat v. Wloemer das Stutamt Trakehnen unterſtellt 
wurde. Er gelangte bald zu der Überzeugung, daß auf dem bisherigen 
Wege die Verbeſſerung der Pferderaſſe in der Provinz unmöglich zu er- 
reichen fei, und drang wiederholt in Domhardt, eine allgemeine Qand- 
geſtütseinrichtung!) zu treffen. Doch wurden alle derartigen Vorſchläge 
vom Könige mit der Begründung abgewieſen: „Ich bin zu dieſer neuen An⸗ 
lage zu alt und will das meinem Nachfolger überlaſſen“ ). 

Damit gab ſich jedoch Wloemer nicht zufrieden, ſondern ſetzte Dom- 
hardt in einem ausführlichen Gutachten auseinander, wie mit geringen 
Mitteln aus den Überſchüſſen des Stutamts die Vorbereitungen zu einem 
Landgeſtüt in die Wege geleitet werden könnten. Für beſtimmte Gegenden 
müßten Beſchäler ſtationiert werden zum Decken der Stuten in den Amts⸗ 
dörfern. Dafür dürften von den Pferdezüchtern keinerlei Gebühren er- 
hoben werden. Vor der Hand wären in Trakehnen 10 Hengſte zum Belegen 
der Stuten in den umliegenden 6 Amtern auszuſondern. Der Plans) 
wurde vom Oberpräſidenten für gut befunden und ſofort in die Tat um⸗ 
geſetzt. Im Jahre 1779 wurden die erſten Stuten aus bäuerlichem Stall 
von Hengſten des königlichen Geſtüts gedeckt; ihre Zahl betrug zwar nur 
174, ſtieg aber ſchon in den beiden folgenden Jahren auf 356 und 393. 

1781 ſtarb Dom hardt; Wagner, fein Nachfolger in der Beauf⸗ 
ſichtigung des Trakehner Geſtüts, der ſich mit dieſen Geſchäften wenig ver⸗ 
traut zeigte, ließ Wloemer weiter nach beſtem Wiſſen ſchalten, und auch 
der neue Präſident v. d. Goltz gewährte ihm in allen techniſchen Angelegen⸗ 
heiten freie Hand). Die Ergebniſſe der Neueinrichtung für die Bauern- 
dörfer waren anfänglich nicht gerade vielverſprechend, da zu den Zucht⸗ 
ſtuten der Einſaſſen nur die ausrangierten Hengſte zugelaſſen wurden; 
aber allmählich beſſerten ſich die Zuſtände. 

Nach dem Heimgange des großen Friedrich machte die Staatsregierung 
die größten Anſtrengungen, um der preußiſch⸗litauiſchen Pferdezucht zu 


— Daß ſelbſt in bäuerlichen Kreijen gelegentlich ein gewiſſes Verſtändnis für wirtſchaft⸗ 
liche Verbeſſerungen vorhanden war, beweiſt das Beiſpiel des Dorfes Grünhain bei 
Tapiau. Die Gemeinde hatte 1768 für Dienſtleiſtungen beim Dammbau an der Deime 
von der königlichen Kaffe 50 Rtl. zu fordern. Sie bat, ihr Datt des baren Geldes einen 
Hengſt aus dem königlichen Geſtüt abzugeben, damit fich das Pferdematerial der Bauern 
verbeſſere. Dem Antrage wurde auch entsprochen. 

) Landgeſtüte find öffentliche Anftalten, in denen vom Staate Zuchthengſte zum 
Belegen der Landſtuten bereitgeſtellt werden. 

) Gräfe a. a. O. S. 10. 

3) Wloemers Verdienſte würdigt Zeen bel, Landespferdezucht S. 13 folgender- 
maßen: „Litauen kann dieſem Mann für diefe feine eigenfte Idee nicht genug danken“. 

4) Gräfe a. a. O. S. 12. 
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größerer Blüte zu verhelfen). Das Landgeſtüt⸗Reglement vom 30. Juli 
17872) bezweckte, „die bisher in Unſern Landen völlig vernachläſſigte 
Pferdezucht zur möglichſten Vollkommenheit zu bringen, um künftighin 
die bis jetzt auſſer Landes aufgekaufften Remonten im Lande ſelbſt zu 
ziehen und anzukaufen“. An beſtimmten Plätzen der Provinz ſollten Be- 
ſchälſtationen eingerichtet und daſelbſt die mit dem Geſtütbrande ver⸗ 
ſehenen ausgewählten Stuten der Untertanen von königlichen Hengſten 
gedeckt werden. Schlechte Beſchäler durften in den Dörfern nicht gehalten 
und Stuten nach dem Auslande nicht verkauft werden. 

Der von Friedrich Wilhelm II. mit der Leitung ſämtlicher Geſtüte in 
den einzelnen Provinzen betraute Graf Lindenau hatte ſchon 1786 eine 
Kab.⸗Ordre an die preußiſchen Kammern erwirkt, daß fie wegen der Land. 
geſtütseinrichtungen in ihren Departements die notwendigen Angaben über 
die Zahl der Hengfte, deren Unterbringung und vorausſichtliche Unterhalts- 
koſten einreichen möchten. Die Königsberger Kammer beantragte für ihren 
Bezirk 153 Hengſte auf 2217 zu belegende Stuten. An drei Orten, am 
geeignetſten in den Amtern Grünhof, Brandenburg und Mohrungen, 
wären Marſtälle zu errichten, von denen aus die Hengſte auf die um- 
liegenden Beſchälſtationen verteilt werden könnten. Die jährlichen Koſten 
würden ſich für einen Hengſt auf 25 Ntl. ſtellen. Erfreuliche Beiſpiele 
dafür, daß auch in privaten Kreiſen die Wichtigkeit der Pferdezucht immer 
mehr gewürdigt wurde, gaben eine Reihe adliger Gutsbeſitzer, die ſich 
verbürgten, der Pferdehaltung größere Aufmerkſamkeit als bis dahin zu 
ſchenken. So ſollten in Weßlienen 50, in Skandlack und Bärwalde je 40 
und in Praſſen 30 Zuchtſtuten gehalten werden. Nur aus den Landrät⸗ 
lichen Kreiſen Heilsberg und Mohrungen hatte ſich niemand gemeldet. 

Weit umfaſſender geftaltete fid) die Anlage des Landgeſtüts in Li- 
tauen. Dort trat 1787 Kriegsrat von Brauchitſch die Stelle eines Land⸗ 
ſtallmeiſters an. Außer Trakehnen wurden noch Oletzko, Inſterburg und 
Ragnit für den Bau von Marſtällen beſtimmt. In den zum Landgeftit 
gezogenen 44 Amtern wurden 1788 die für die Zucht geeigneten, mindeſtens 
4,5“ großen Stuten, 6049 an der Zahl, ausgewählt, die von 250 Beſchälern 
gedeckt werden ſollten. 

Brauchitſch war der erſte Geſtütsleiter, der in Trakehnen wohnte. 
An ſeine Stelle trat 1789 Nittmeifter von Below. Die Zahl der mit dem 
königlichen Geſtütbrande gezeichneten Landſtuten wuchs von Jahr zu 
Jahr. 1789 betrug ſie 7212, 1792 ſchon 9862, und 1796 wurden von 310 
Hengſten auf 60 Stationen 11198 Stuten belegt. 


3) Geh. StA. Dir.-Gen. Oftpr. Mat. Tit. 103 Nr. 39 u. 88. — Stadelmann, 
Publ. XXV S. 72, 162 u. 170. 
3) Mylius, N. C. C. 1787 Sp. 1527 ff. 
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Die Verbeſſerung des einheimiſchen Pferdeſchlags ſollte auch durch 
Einfuhr ausländiſcher Raſſen erreicht werden. Ein 1787 erlaſſener Kabinetts⸗ 
befehl verfügte den Ankauf von Pferden in der Moldau und Walachei. 
Von Major Hainsky geführt, langte in Willenberg ein Transport von 
61 Hengſten, 965 Stuten, 231 zweijährigen und 386 kleinen Füllen an und 
tam zur Verteilung an die Gutsbeſitzer, die Hengſte zu 50, die Stuten zu 13, 
die Fohlen zu 4 bzw. 1 Dukaten das Stück!). fi 

Da die Pferdezucht immer lohnender wurde, machten ſich immer mehr 
Privatleute an die Einrichtung von Stutereien, allen voran die Domänen- 
pächter. Die Aufzucht von Remonten wurde am eifrigſten auf den Domänen 
Georgenburg, Göritten, Szirgupönen, Löbegallen, Ragnit, Königsfelde 
und Schreitlaugken betrieben. Auf den Rittergütern kam es hier und da 
zur Verminderung der Nindvieh- und Schafhaltung; dafür richtete man 
Geſtüte ein. „Im Jahre 1803 begründete Friedrich von Farenheid das erſte 
und wohl auch das größte engliſche Vollblutgeſtüt in Preußen, durch den 
reichlichen Ankauf trefflicher Pferde in England, die er ſelbſt zugleich mit 
edlen Rinderſtämmen zum Continent hinüberführte“ ). 

Die Einrichtung des Landgeſtüts führte in verhältnismäßig kurzer 
Zeit zu kaum erwarteten Erfolgen. Wie das Trakehner Pferd bald euro- 
päiſchen Ruf erlangte, ſo machten ſich auch beim einheimiſchen Landpferde 
immer edlere Formen bemerkbar. Die alten Raſſen, das kurzbeinige aber 
ausdauernde maſuriſche Höhen-, das ganz elende litauiſche Bauern- und 
das große, aber unſchön gebaute Niederungspferds), verſchwanden zu⸗ 
ſehends, und es entwickelte ſich die gefällige, für Neit- und Fahrzwecke 
gleich gut zu gebrauchende oſtpreußiſche Raſſe, die bis zum heutigen Tage 
als Kavalleriepferd unerreicht daſteht. 

Oberlandſtallmeiſter Graf Lindenau verwandte aber auch die aller- 
größte Sorgfalt gerade auf die Verbeſſerung des Pferdematerials in Oft- 
preußen und Litauen; denn der reichliche Pferdebeſtand dieſer Provinzen 
verſprach für Remontezwecke außerordentlich viel. Die Kammerbezirke 
Gumbinnen und Königsberg ſtanden ſchon damals bezüglich der Pferde- 
zucht an der Spitze der preußiſchen Landesteile; bei jenem betrug die Zahl 
der Pferde und Fohlen auf die Quadratmeile 571, bei dieſem 528; in Oſt⸗ 
friesland waren es 496, in der Kurmark 380, in Schleſien 258 und in Pom- 
mern 194%). 

Im Jahre 1799/1800 lieferten die beiden Kammerbezirke bereits 
2675 Remonten. Seit 1802 geſchah der Ankauf für Heereszwede nicht 
mehr durch beſondere Kommiſſionen, ſondern einzelne Unternehmer, in 


3) Näheres bei Stadelmann, Publ. XXV S. 75. u. 174. 
d Altpr. Mon. IX S. 438. Bal Krüger, Familie Jarenheid S. 27. 
3) Frentzel a. a. O. S. 7f. 9 Krug, Nationalreicht. 1 S. 114. 


— 491 — 


der Regel die Generalpächter, verpflichteten fih, eine beſtimmte Stückzahl 
von Pferden zu stellen). 1803 kaufte der Staat in Oſtpreußen 4081 Ka- 
vallerie⸗ und 3717 Wagen- und Artilleriepferde; die gleiche Zahl ſtellte 
Litauen. Bezahlt wurde ein Guarde du Corps-Pferd mit 130 Rtl. cour., 
ein Küraſſterpferd mit 14 Friedrichsd'ors, ein Dragonerpferd mit 20 und 
ein Huſarenpferd mit 15 vollwichtigen Dukaten . 

Die wachſende Anteilnahme der oſtpreußiſchen Landwirte an der 
Pferdezucht gab mit Veranlaſſung zur Verbreitung des Kleebaus. Der 
Klee diente vorzugsweiſe zur Grünfütterung für die Pferde; dazu ge 
währten alte Kleegärten den jungen Tieren einen zuträglichen Aufenthalt. 
Überall dort, wo in den Gütern der Pferdebeſtand verbeſſert und vermehrt 
wurde, mußte auch an die Anlegung von Kleekoppeln gedacht werden. 

Wie ungleich wichtiger in jener Zeit die Pferdezucht gegenüber der 
Rindviehzucht aufgefaßt wurde, ergibt fid) recht gut aus einem Vergleich 
der für Pferde und Rindvieh gezahlten Preiſe. Ein Ochſe koſtete 10 bis 
15 Ntl., eine Milchkuh bis 12 Rtl.; die Preiſe für Arbeitspferde aber ſchwank⸗ 
ten zwiſchen 15 und 30 Rtl., und für gute Tiere zahlte man auch 40 Rtl. 
und mehr?). 


Die oſtpreußiſche Schafzucht des 18. Jahrhunderts war lange nicht 
in dem Maße entwickelt wie die pommerſche, märkiſche oder gar die ſäch⸗ 
ſiſche und ſchleſiſche ). An eine Veredelung des einheimiſchen grobwolligen 
Stammes dachten die hieſigen Schafzüchter nicht im entfernteften; alles verlief 
nach der von Geſchlecht zu Geſchlecht beobachteten Sitte und Gepflogenheit. 

Der Bauer hielt ſoviel Schafe, als es die Verſorgung des Haushalts 
mit Wolle und Fleiſch erforderte, alſo ſelten mehr als ein Dutzend. Nur in 
den Großbetrieben diente die Schafzucht in erſter Reihe der Wollerzeugung 
für den marktmäßigen Abſatz. Sie zeitigte unter ungünſtigen natürlichen 
Bedingungen oft größeren Nutzen als die Viehhaltung. Den Schafen 

) Der Beamte von Magnit lieferte 1804 = 70 Guarde du Corps-, 140 Küraſſier-, 
210 Dragoner. und 140 Huſarenpferde. Weit größer waren die Lieferungen einzelner 
Domänenpächter in Neuoſtpreußen. 

3) Frie drichsd'ors waren die einzigen aus Gold geprägten preußiſchen Münzen. 
Bacz ko teilt dazu mit: „Bei Zahlungen, die bedungenermaßen in Golde zu leiſten find, 
werden ſie zu 5 Reichsthaler gerechnet. Sie gelten aber jederzeit ein Aufgeld, welches 
poſttäglich jteigt und fällt. Für den Mittelwert eines Friedrichsd'ors kann man jetzt 
5% Reichsthaler oder 16 preußiſche Gulden annehmen.“ — Der Dulaten galt gewöhnlich 
3 tl. Nach Baezko waren Dukaten ſchon ſehr lange nicht mehr geprägt worden und 
daher ZE Her 92 105 

H zobitten wurden ein jähri le f 60 und eine neunjähri 
Stabe mar a fel len zehnjähriger Wallach auf ch jährige 

1) Studienreiſ. eines Staatsw. S. 164 ff., 353 ff., 357 und 466 ff., Graf Magnis 
zu Ecertsdorf in der Grafschaft Glatz, „der Matador der ſchlefiſchen Schafzucht“, beſaß 
eine Herde von 8000 eden Schafen. ; 
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boten die kärglichſten Palwen und Stoppelfelder immer noch genügende 
Nahrung. Die Weidezeit dauerte für ſie 8 bis 9 Monate; bei günſtiger 
Witterung pflegte man ſie mitten im Winter auszutreiben ). Die Wartung 
der Tiere erforderte nicht ſoviel Perſonen als die des Viehes. So gewährte 
die Schafhaltung bei verhältnismäßig geringem Aufwand an Futter und 
Arbeit befriedigende Erträge ). 

Einer Vergrößerung der Schafhaltung und Verfeinerung des Wollpro- 
dukts wirkten verſchiedene Umſtände hemmend entgegen, die die Kammern 
durch mehrere Rundſchreiben und Verordnungen zu beſeitigen ſuchten. 
In vielen Dörfern hörten die Klagen darüber nicht auf, daß die mit den 
Bauern zuſammenwohnenden Schulzen, Kölmer, Freien und Staats- 
bedienten beſondere Schafherden hielten und dadurch die gemeinſchaft⸗ 
lichen Triften und Weidegründe zu ſehr belaſteten. Dieſem Übel abzu⸗ 
helfen, war ſchon 1723 das „Reglement wegen Haltung des Schaaf-Viehes 
in den Königlichen Frey- und Bauer⸗Dörffern in Preußen“ erlaſſen worden. 
Fortan ſollte ſich keiner der privilegierten Beſitzer eine beſondere Schäferei 
zulegen, ſondern ſeine Schafe der vom Gemeindeſchäfer beaufſichtigten 
Dorfherde zuführen. Dem übermäßigen Auwachſen der Herden wurde 
durch die Beſtimmung vorgebeugt, daß von einer Hufe, je nachdem der 
Boden von ſchlechter, mittelmäßiger oder guter Beſchaffenheit war, nicht 
mehr als 10 bzw. 12 bzw. 15 Schafe auf die Weide gebracht werden 
durften. Das Reglement hatte aber nicht der Pfarrherren, Forſtbeamten 
und adligen Freien gedacht, weshalb fich diefe nicht daran kehrten. Weil 
die Vorſchriften mit der Zeit faſt gänzlich in Vergeſſenheit gerieten, wurden 
ſie am 16. Dezember 1770 erneuert und nun auch auf die adligen Einſaſſen, 
die Kirchen-, Schul- und Forſtbedienten ausgedehnt). 

Daß in den Dörfern an eine Verbeſſerung der Schafzucht nicht ge- 
dacht wurde, darf, angeſichts des Kulturſtandes der Bauern, nicht wunder⸗ 
nehmen. Aber auch auf den Rittergütern und Domänen haperte es damit 
und zwar aus beſonderen Gründen. Zunächſt führte die herkömmliche 
Schäfereiverfaſſung unausgeſetzt zu Reibereien, Zänkereien und Ver- 
drießlichkeiten, wodurch den Grundbeſitzern die Schafhaltung nicht felten 
völlig verleidet wurde. 

3) 1771 ſchrieb darüber Amtmann Heffen aus Soldau: „Wir find glücklich, wenn 
unfere Herden den ganzen Winter hindurch draußen gehen können. It gleich die 
Erde mit Schnee bedeckt, und kann das Schaf durch fein Scharen wenig oder 
nichts bekommen, fo bieten ihm doch Sträucher don Birken, Maddid, Kuvel⸗Fichten 
und beſonders das hohe Heide Kraut einige Nahrung dar, die ihm beffer als das befte 
Futter im Stalle betommt. Überhaupt ift denen Schafen das Austreiben im Winter 
als eine andere Futterung gedeihlich und ihrer Gefundheit zuträglich.“ 

3) v, d. Goltz a. a. O. 1 S. 250. 

3) K. St.⸗A. — R. K. Fach 752 Nr. 218. 
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Die Schäfereien beſtanden meiſtens auf beſonderen Vorwerken und 
umfaßten mitunter 2000 und mehr Stück. Zur Wartung derartig umfang- 
reicher Herden bedurfte es beſonders angelernter, in ihrem Gewerbe erfah⸗ 
rener Leute. Die meiſten Schäfer beſaßen nicht nur in der Pflege der 
Schafe die nötige Erfahrung, ſondern ſie wußten auch in der Behandlung 
anderer erkrankter Haustiere Beſcheid. Da fie nicht felten mit verſchie ⸗ 
denen Hausmitteln und Quadfalbereien menſchliche Leiden und Gebrechen 
zu behandeln verſtanden, ſo genoſſen ſie bei der ländlichen Bevölkerung 
beſonderes Anſehen. 

Je nach den Bedingungen, zu denen die Schäfer von den Gutsherren 
oder Domänenbeamten angeſtellt wurden, unterſchied man Lohn-, Pacht⸗ 
und Menge- oder Setzſchäfer. Die erſteren erhielten neben dem Natural- 
gedinge einen feſten Barlohn und beſaßen mitunter noch eine beſtimmte 
Zahl eigentümlicher Schafe bei der Herde; doch hatten ſie keinen Anteil 
am Geſamtertrage der Schäferei. Den Lohnſchäfern brachte man gemein⸗ 
hin kein beſonderes Vertrauen entgegen, da ſie am Gedeihen der Herde 
nicht unmittelbar beteiligt waren, und verwendete ſie daher hauptſächlich 
bei den fog. Hammelſchäfereien; das waren Herden, aus alten ausgedienten 
Tieren oder mager angekauften Hammeln beſtehend, die auf fetten Weiden 
für den Verkauf gemäſtet wurden. 

Der Pachtſchäfer „auf eiſern Vieh“ erhielt neben Wohnung und De- 
putat eine beſtimmte Weide und Winterfutterlieferung zugewieſen. Er 
übernahm dann die Herde nach einer vereinbarten feſten Taxe und hatte 
ſie dieſer gemäß am Ende der Vertragszeit wieder abzugeben. Während 
der Pachtdauer konnte er die Schäferei ganz nach ſeinem Ermeſſen nutzen, 
Schafe ſchlachten, zu- und verkaufen. An den Eigentümer der Herde hatte 
er jährlich die feſtgeſetzte Pachtſumme bar abzuführen, ſowie eine Anzahl 
Schlachttiere und manchmal auch Käſe für die Küche. Dieſe Nutzungsart 
gewährte dem Gutsherrn nicht den möglichen Ertrag, war der Verbeſſerung 
des Schafſtammes hinderlich und lam mehr und mehr aus dem Gebrauch. 

Dagegen nahm die Zahl der Sep- oder (Ge)mengeſchäfer jtändig zu. 
Auch ihnen kam freie Wohnung, Gartenland und reichliches Natural- 
gedinge zu. Das Weſentliche des Verhältniſſes dieſer Leute beſtand aber 
in folgendem. Sie durften für ſich ſelbſt, ihre Knechte und Jungen gewiſſe 
eigene Schafe frei auf Weide und Futter halten ; außerdem aber ſetzte 
der Schäfer eine Anzahl eigener Schafe ins Gemenge mit den herrſchaft⸗ 
lichen Tieren, derart, daß ſeine Schafe den ſechſten, ſiebenten bis zehnten 


1) Bei größeren Herden von 1000 und mehr Stück kamen gewöhnlich auf den 
Jungen 20, den Lämmerknecht 30, den Hammelknecht 50, den Meiſterknecht 75 und den 
Schäfer ſelbſt 100 Schafe. 
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oder zwölften Teil der Geſamtherde ausmachten. Alle Ausgaben für die 
Schäferei (Futter, Salz, Schererlohn) trug der Gemengeſchäfer nach ſeinem 
Verhältnisſatz, erhielt andererſeits aber auch dieſen beſtimmten Anteil 
von der Einnahme für Wolle und Schlachtvieh, Tote von den Lämmern. 
Zu Walpurgis oder Johannis fand die Zählung und um Michaelis die 
Abrechnung ſtatt, wobei der Kerbſtock eine wichtige Rolle ſpielte ). 

Die Schäfer galten allgemein als verſchmitzt, liftig und betrügeriſch. 
Man beſchuldigte fie hauptſächlich folgender Veruntreuungen: Verſchwen⸗ 
dung des Futters an die eigenen Schafe, Ausfütterung fremden Viehes, 
heimlichen Verkaufens und Schlachtens der Tiere, abſichtlicher Verletzung 
der herrſchaftlichen Schafe, Veränderung der Ohrenzeichen, Vertauſchung 
der Lämmer u. a. m. So führte Landrat von Haubitz auf Oſterwein in 
einem der Königsberger Kammer 1771 eingereichten Gutachten aus: 
„Die Betrügereien, die die Schäfer unter ſich zur Kunſt gemacht haben, 
find in einem gar zu weiten Umfange, welche zu evitieren, keines Herrn 
Fleiß, Mühe und Sorgen imſtande iſt. Einen Betrüger ſtraft man und 
jagt ihn weg, einen größern bekommt man an die Stelle wieder, der es 
ebenſo oder wohl noch weiter in ſeinen Betrügereyen pouſſieret, und hierzu 
glaubt er noch berechtigt zu ſein, weil alle Schäfer in einer verborgenen 
Societät ſtehen, die den Beſtraften nach ihrer Pflicht ſchadlos halten müſſen.“ 
Und der Schon erwähnte Amtmann Heffen urteilte: „Ein ehrlicher und mit 
allen erforderten Eigenſchaften verſehener Schäfer gehört meines Er- 
achtens unter die Pia desiderata, Ein guter Freund in der Nachbarſchaft 
frug einen alten Schäfer, ob wohl ein eintziger Schäfer ehrlich ſei? und 
erhielte zur Antwort: Ja, aber man müßte ihn daran erkennen, wenn er 
eine rauche oder mit Haaren bewachſene Zunge hätte.“ 

Wohl das ſchwierigſte Problem, das volltommen zu löſen ſich die 
Kammern und Privatzüchter vergeblich bemühten, war die Reinhaltung 
der Schafherden. Man unterſchied ſehr allgemein und ſtreng zwiſchen 
reinen Schäfereien und Schmierſchäfereien. Schmierſchafe hießen 
die von der Räude befallenen Tiere. In den weſtlichen Provinzen, z. B. in 
Schleſien ), galt dieje Krankheit für unheilbar und deshalb als das ſchlimmſte 
Unglück; die erkrankten Tiere wurden, um weiteres Anſtecken zu verhüten, 
ſofort getötet. In Oſtpreußen hatte ſich dagegen der Brauch herausge⸗ 
bildet, die räudigen Schafe durch Behandlung mit ſcharfen Flüſſigkeiten 
und Salben zu konſervieren. Die Schmierſchäfer trugen beſtändig eine 
hölzerne Büchſe mit einer Schmiere bei fih und rieben die fih kratzenden 
Tiere damit ein, „damit das räudige Weſen unter der Herde nicht zu ſehr 


1) v, Reiß ſchüß, Studien III S. 215f. 
3) Nach einer Mitteilung der Breslauer Kammer an die Königsberger 1792. 
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überhand nehme“ ). Deſſenungeachtet verbreitete ſich die Krankheit 
gewöhnlich auf die ganze Herde. 

Die Schmierſchafe wurden durchweg zweimal, die reinen gemeinhin 
nur einmal im Jahre geſchoren; jene gingen deswegen auch unter der 
Benennung zweiſchürige, diefe unter der Benennung einſchürige Schafe . 
Es war ſozuſagen ein öffentliches Geheimnis, daß manche Gutsbeſitzer 
abſichtlich ihre ganze Herde in eine Schmierſchäferei umwandelten. 1792 
fragte die Gumbinner Kammer in Königsberg an, ob dort ſolche Fälle 
bekannt geworden und von den Behörden gebilligt worden ſeien, oder ob 
nicht eine ſolche Handlungsweiſe verboten werden müßte, wegen Gefahr 
der Anſteckung für die benachbarten Schäfereien, Die Königsberger Kammer 
antwortete, die Erhaltung reiner Schäfereien fei und bleibe eine Ange- 
legenheit der Landespolizei. Abſichtliche Anſchaffung von Schmierſchäfe⸗ 
reien ſei bis dahin nicht angezeigt worden. Eine derartige Umwandlung 
werde man nur im äußerſten Notfalle zulaſſen, wenn die Räude ſchon zu 
ſehr überhand genommen habe, um den Verluſt der geſamten Herde zu 
vermeiden. Der Vereinigung räudiger und reiner Schafe müßte durch ein 
allgemeines ſtrenges Verbot entgegengewirkt werden. 

Hin und wieder wurde zwiſchen den preußiſchen Kammern wegen 
Erlaß einer neuen Schäfereiordnung verhandelt. Von Marienwerder 
war 1779 dem Oberpräſidenten v. Domhardt ein Entwurf dazu eingereicht 
worden; doch lag er lange unbeachtet und kam erſt nach drei Jahren wieder 
zum Vorſchein. Er fand keine allſeitige Billigung und blieb ein Verſuch. 
Mehrmals betonte noch die Gumbinner Behörde die Notwendigkeit ge⸗ 
ſetzlicher Vorſchriften für die Schäfereiverhältniſſe der Provinz; von Königs 
berg aus wurde wegen etwa beſtehender Schäfereiordnungen in Breslau 
und Stettin angefragt; aber zu neuen geſetzlichen Beſtimmungen kam es 
nicht. 

Schließlich veröffentlichte das Generaldirektorium am 14. Dezember 
1799 eine für alle Provinzen geltende „Nähere Vorſchrift, wie es in An⸗ 
ſehung räudiger Schaafheerden gehalten werden ſoll“). Die Vorſchrift 
wies darauf hin, daß die Schafräude nicht, wie vielfach angenommen 
werde, unheilbar fei; fie gab Verhaltungsmaßregeln bei ausbrechender 
Krankheit und fügte auch eine Anweiſung zur Behandlung räudiger Tiere bei. 

In oſtpreußiſchen Züchterkreiſen wurde noch an manchen alten Ge⸗ 
wohnheiten feſtgehalten, die von den entwickelteren Schäfereien der tveft- 


3) Bod, Naturgeſch. IV S. 154. 

3) Die Bezeichnung der Schmierſchafe als zweiſchürige war aber nur in Oftpreufen 
üblich die zweiſchürigen ſchleſiſchen Schafe waren rein und eine durch beſondere Zucht 
erzielte Raſſe. 

3) Mylius, N. 0. 0. 1799 Sp. 2697. 
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lichen Landesteile als unzweckmäßig längft aufgegeben waren. So war an 
verſchiedenen Orten das Melken der Muttertiere gebräuchlich). Der fon 
erwähnte Entwurf von 1779 hatte für die Milchpacht einheitliche Sätze 
vorgeſchlagen: vollpächtige Schafe, die von St. Urban (25. Mai) bis Micha ⸗ 
elig Milch gaben, ſollten 15 bis 18 Gr., halbpächtige, die von Johannis 
bis Michaelis gemolken werden konnten, ſollten halb ſoviel bringen. Be⸗ 
züglich dieſes Punktes erklärte die Breslauer Kammer über die Schäfereien 
ihres Bezirks: „Das Melken der Schafe wird hier der Schafzucht nachteilig 
und ſchädlich angeſehen“. Auch verurteilte ſie das in Altpreußen ganz 
allgemein gehandhabte Hortenſchlagen mit den Worten: „Ein auf Er⸗ 
fahrung gegründetes Nachdenken hat ſchon längſtens das Pferchen und 
Horden der Schafe fait durchgängig abgeſchafft, und eher find Schaf ⸗Ställe 
mit Schauern auf den entlegenen Feldern erbauet worden“. 

Die Schafzucht litt nicht minder als die Rindviehzucht unter ver⸗ 
heerenden Seuchen, und oft ſtarben ganze Schäfereien aus. Bei dem all⸗ 
gemeinen „Schafſterben“ im Jahre 1786 verlor der Kammerbezirk Königs- 
berg von 134550 Schafen 47750, alſo mehr als ein Drittel des Beſtandes. 
Die Meinung, daß die Krankheiten durch die Schäfer, die mit den in ihrem 
Eigentum befindlichen Tieren oftmals die Stellen wechſelten, weiter ver⸗ 
breitet würden, veranlaßte das am 26. April 1806 erſcheinende „Edict 
gegen das Vor-Vieh der Schäfer und Schäferknechte etc.“. Dem Schäfer 
ſollten fortan keine Schafe mehr eigentümlich gehören und aus der Herde 
verabfolgt werden; den nach Größe der Herde ihm zuſtehenden Anteil 
an Tieren hatte der Gutsherr ihm beim Fortzug Haupt für Haupt in bar 
zu vergüten. Auch durften Schäfer, Schafmeiſter und Schäferknechte 
keine zu ihrem Gewerbe gehörenden Gerätſchaften mitnehmen. 

Trotz der gekennzeichneten Schwierigkeiten hatte ſich der Beſtand an 
Schafen in den beiden Jahrzehnten vor 1806 außerordentlich ſtark ver⸗ 
mehrt; die Notwendigkeit einer Veredelung der einheimiſchen Raſſe durch 
Einführung ſpaniſcher Zuchttiere war aber erſt von ſehr wenigen Züchtern 
erkannt worden. Es ift nur ein Beiſpiel überliefert, daß vor 1800 nach 
Oſtpreußen Merinoſchafe eingeführt wurden. Auf ſeiner Studienreiſe 
hatte der junge Schön bei dem berühmten Züchter Fink in Cöſitz (Anhalt) 
die Bedeutung des ſpaniſchen Schafes für die Verfeinerung der Wolle 
erkannt und ſofort ſeinen Bruder, den Beſitzer des Rittergutes Blumberg 
bei Gumbinnen zum Ankauf ſächſiſch⸗ſpaniſcher Merinos veranlaßt. 50 


1) 1798 beſtimmte der Vertrag des Pachtſchäfers zu Lubainen bei Ofterode: „Die 
Hortung muß er täglich der Gutsherrſchaft ohne Not umſchagen, ſonſten für jede Nacht, 
welche er vernachläffigt, 1 Ntl. Strafe zahlen. 14 Tage nach Michaeli hortet Schäfer 
für fih. Die Schafe muß er von Johanni bis Michaeli alle treulich ausmelten und behält 
die Sonntags milch für fih.” ` 
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Böcke und 10 Muttertiere kamen an und bildeten den Stamm für die ere 
feine Herde in Altpreußen. Manche Kreiſe bezweifelten die Möglichkeit 
einer Raſſenverbeſſerung durch einſeitigen Ankauf ausländiſcher Zucht 
böde; es müßten auch Muttertiere in größerer Menge eingeführt werden‘). 

Im Jahre 1804/05 betrug die Geſamtmenge des Schafviehes ein 
ſchließlich der Lämmer im Königsberger Bezirk 347115 und im Gum- 
binner Bezirk 288594 Stück. In beiden Bezirken wurden 38272 Stein 
Wolle gewonnen. Die auf den Markt gebrachte Wolle wurde nur zum Teil 
nach auswärts abgeſetzt; die Verarbeitung in der Provinz ſelbſt war eine 
ganz bedeutende. Nicht allein in Königsberg, ſondern in den meiſten 
Kleinſtädten befanden ſich Tuchmacher, die große Mengen der ein- 
heimiſchen Wolle aufkauften. 

Nach Leopold Krug) betrug 1802 die Zahl der Webſtühle in 
Königsberg 150, die der beſchäftigten Wollarbeiter, Strumpfweber und 
Hutmacher 673, die jährlich für 112140 Rtl. Rohſtoffe verarbeiteten. Leb ⸗ 
hafte Wolleninduſtrie herrſchte in vielen Kleinſtädten im Süden der 
Provinz. Willenberg zählte 52 Webſtühle und 128 Arbeiter, Oſterode 23 
Webſtühle und 53 Arbeiter, Soldau 38 Webſtühle und 80 Arbeiter; auch 
in Seeburg, Pr.⸗Holland, Tilſit, Inſterburg, Allenſtein, Guttſtadt, Lieb- 
ftabt und Landsberg wurde viel Wolle verarbeitet. In den 47 oftpreu- 
ßiſchen Städten wohnten 1804 733 Woll- und 5 Baumwollfabrilanten. 


Die Schweine- und Geflügelhaltung trat damals in den land- 
wirtſchaftlichen Betrieben ſtark zurück. Man verwendete darauf keine be 
ſondere Sorgfalt. Der Schweinehirt trieb die Tiere den Sommer über 
auf die Brache, die Stoppeln oder in die Wälder. Die Felder und Weiden 
wurden von ihnen oft entſetzlich verwüſtet, weshalb man in manchen 
Gütern anfing, für die Schweine beſondere Umzäunungen herzuſtellen. 
Im Winter bildeten Küchenabfälle, Spreu und Rückſtände aus der Brauerei 
und Brennerei ihre wichtigſte Nahrung. Auf den Gütern hatte der Pacht 
Hofmann auch die Schweine- und Federviehpacht. Er zahlte für die alten 
Schweine einen vereinbarten Betrag, meiſt 45 Groſchen für das Stück, 
und mußte eine verhältnismäßige Zahl von Ferkeln jährlich zum Stamm 
zuziehen. Vom Federvieh entrichtete er keine Pacht, ſondern lieferte eine 
beſtimmte Anzahl jungen Geflügels an die herrſchaftliche Haushaltung ab. 
Bei Wirtſchaftsanſchlägen pflegte der Ertrag der Schweine- und Feder- 
viehhaltung, einem allgemein beachteten Grundſatz nach, ſo berechnet zu 
werden, daß darauf 17% von dem Geſamtertrage aus Ackerbau, Garten ⸗ 
nutzung und Rindviehhaltung veranſchlagt wurde. 


) Bacztos Annalen 1793 S. Gif. a Nationalteichtum II S. 222ff. 
Stein, Die ländl. Berfafung Oftpreußene. Schr. b. Zuft. f. Cp. W. Heft 5. 32 
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Umfangreiches Material über den geſamten Viehſtand der Provinz 
enthielten die „Tabellen vom Zuſtande des platten Landes“, die die Kam⸗ 
mern von Zeit zu Zeit nach Berlin einſandten. Die nachfolgende Über- 
ſicht Delt die aus den 70er Jahren übermittelten Zahlen denjenigen des 
Jahres 1802 gegenüber und veranſchaulicht jo die Entwicklung der Vieh- 
zucht in jenem für die oftpreußifche Landwirtſchaft jo bedeutſamen Beit- 
traume. Bemerkenswert ift dabei die ſtarke Vermehrung der Schafhaltung, 
namentlich auf den Rittergütern. 


an 
Ochſen 


an 
beten) 


an 
Kühen Schweinen 


ra 22 1489 963| 29071| 81278| 115 988 73204 |199580| 166 587 
216 057 99 284 152 604| 85329 |304 034) 234 202 
Qitauen 1 5 Ze AU | 26087| 64125 87009) 78271 167 264 126 624 
8 595 215121 1127581 81 478 271 501 189 138 

Zufonımen 1802] 384 652 170 7960 205 362 166 807 575 535] 429 340 0 


Nach der Zählung von 1904 ſtellte ſich der Viehſtand Oſtpreußens 
auf 454900 Pferde, 1123400 Rindvieh, 508200 Schafe und 996600 
Schweine). Es famen auf 100 Einwohner 


1802 1904 
i 40,3 22,7 Stüd, 
Ninndvie g 63,3 56,0 „ 
S 60,3 25,3 „ 
Schweine 44,4 496 „ 


Dabei find für 1802 zu den Pferden auch die Fohlen und zu dem Rind- 
vieh auch Ochſen und Jungvieh gerechnet. 


§ 80. Obſtbaumzucht und Anbau von Futter⸗ und Handelsgewächſen. 


Dem Obſtbau wurde damals eine verhältnismäßig größere Aufmerk⸗ 
ſamkeit geſchenkt als im 19. Jahrhundert. Die zahlloſen landesherrlichen 
Verordnungen und Ermunterungen hatten es dahin gebracht, daß auf 
jedem Bauerngehöft ein wohlbeſtandener Obſtgarten vorhanden war®). 
Die größten Verdienſte um die Hebung des Obſtbaus hat ſich Friedrich II. 
erworben. In vielen Erlaſſen und Rundſchreiben ſuchte er die Domänen- 
beamten und Einſaſſen zur Verbeſſerung des Obſtbaus anzuregen. Die 
Dorfordnungen von 1751, 1754 und 1786 ſchrieben vor, daß jeder Bauer 


1) Geh. StA. Gen.⸗Dir. Tit. 64 Nr. 20 II. 
2) Stat. Jahrb. f. d. Diſch. R. 1907 S. 35. 
) Vgl. Tribukaits Chronik. 
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bei ſeinem Hofe einen Obſtgarten anlegen und alle Jahre wenigſtens 10 
bis 12 wilde oder aus dem Kern gezogene Obſtbäume pfropfen ſollte. 
Wenn aber niemand das Pfropfen verſtünde, ſollte der Schulz einen dazu 
Fähigen aus einer andern Ortſchaft kommen, auch zwei verſtändige Leute 
ſeines Dorfes in dieſer Kunſt unterweiſen laſſen. Nachläſſige Wirte hatten 
für jeden fehlenden Stamm 6 Groſchen Strafe zu zahlen. 

Sehr eingehende Beſtimmungen wegen Beförderung der Obſtbaum⸗ 
zucht enthielten die allgemeinen Verpachtungsgrundſätze für die könig ⸗ 
lichen Domänenämter. Bei den Pachtverträgen wurde der Obſtbaumzucht 
ganz beſonders gedacht und der Beamte verpflichtet, „die zum Inventario 
erhaltenen Obftbäume und zwar auf je 100 Morgen Acker mit 2 Apfel., 
2 Birn-, 4 Kirſchen⸗ und 4 Pflaumen⸗Bäumen, welches alle gute und ge- 
pfropfte oder okulirte Sorten ſeyn müſſen, jährlich zu vermehren und 
überdies den Abgang des Inventarii zu ergänzen“, widrigenfalls für 
jeden fehlenden Baum beſtimmte Geldbußen erlegt werden mußten. 

Spätere Rundſchreiben wieſen dem Domänenpächter geradezu die 
Aufgabe eines Lehrmeiſters im Obſtbau zu. Aus einer mit wenigſtens 
3000 Stämmchen bepflanzten Baumſchule ſollte er den Amtsuntertanen 
gute Bäume zu billigen Preiſen abgeben. 

Die Bemühungen der Behörden führten zu bemerkenswerten Er⸗ 
folgen. In Litauen zeichneten ſich beſonders die mittleren Gegenden durch 
ſtarken Obſtbau aus, was zweifellos auf die Tätigkeit der dort anſäſſigen 
Koloniſten aus den obſtreichen Gegenden Weſtdeutſchlands zurückzuführen 
ift. Im Jahre 1801 zählte Litauen 97002 Apfel, 62874 Birn-, 44703 
Pflaumen- und 547271 Kirſchenbäume, d. m. 2548 Obſtbäume auf die 
Quadratmeile. Damit ſtand es auf gleicher Stufe mit Pommern und war 
den Bezirken Bromberg und Marienwerder mit 1910 und 985 Stämmen 
weit voraus ). 

Der gartenmäßige Gemüſebau war nicht ſonderlich entwickelt und 
kann übergangen werden. Doch hatte der Anbau verſchiedener Wurzel- 
gewächſe auf dem Acker ſchon größere Verbreitung gefunden, auch in 
bäuerlichen Betrieben. Die Rüben nahmen in manchen Gegenden weite 
Strecken der Brachfelder ein. Manche wurden wegen ihres Wohlgeſchmacks 
gelobt”), beſonders die Paſſenheimſchen, Ponarthſchen und Lichtenhagen⸗ 
ſchen; fie lieferten in friſchem und eingelegtem Zuſtande eine angenehme 
Speiſe. In größeren Mengen angepflanzt, dienten die Rüben ebenſo 
wie die überall bekannten Wruken auch als Futter für Schweine und Rind⸗ 
vieh. Auf abgelegenen Feldern ſäte man unter die Gerſte die weißen 
Stöckelrüben. Nachdem die Gerſte abgemäht war, zeigten ſie ein üppiges 

4) Krug, Nationalreichtum I S. 156ff. ) Bock III S. 733. 

32˙ 
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Wachstum und wurden im Herbſt ausgegraben und als Vieh- und Schweine 
futter verwendet. Einzelne Gebiete zeichneten ſich ſchon damals durch den 
feldmäßigen Anbau des Weißkohls aus ); von Labiau und Balga aus 
wurde damit ein ſchwunghafter Handel nach Königsberg unterhalten. 
Neben den meiſten Dörfern befanden fih fog. „Kumſtgärten“, in denen 
aber auch andere Wurzelgewächſe angepflanzt wurden. 

Um die Verbreitung der Futterkräuter in Deutſchland hat ſich zuerſt 
Friedrich der Große unaufhörlich bemüht. In zahlreichen Verfügungen 
an Kammern und Landräte empfahl er aufs dringendſte den Anbau des 
Klees, der Luzerne, Eſparſette und anderer „engliſcher“ Futterkräuter ). 
Es ſollte vornehmlich der ſelten gedüngte und deshalb wenig einträgliche 
Acker in den Außenſchlägen mit Futtergewächſen beſät, zu Weidegärten 
eingerichtet und fo „die Engliſche Wirtſchaft immer mehr pouſſiret werden“ ). 

Oſtpreußen blieb im Futterkräuterbau hinter den andern Provinzen 
ſtark zurück. Zunächſt fand nur die wichtigſte Futterpflanze, der Rotklee 
oder „Kleewer“, hier und da Eingang. In den 80er Jahren baute man 
ihn erſt ganz vereinzelt an; einige Gutsbeſitzer und Domänenpächter 
gingen mit gutem Beiſpiel voran 4) und erhielten die für beſondere Qei- 
ſtungen im Futterkräuterbau ausgeſetzte Prämies). Anfänglich ſäten die 
Landwirte den Klee nur in kleineren Mengen in Gärten. Manchmal 
ſchlugen die erſten Verſuche fehl und wurden nicht wieder erneuert. Von 
1790 ab wurde der Kleebau ſchon etwas häufiger betrieben, meiſtens aber 
nur in den mittleren Teilen der Provinze). Er beſchränkte Do auch weiter⸗ 
hin vielfach auf kleinere Flächen, Gärten oder Kleekoppeln. 

Das eigentliche Säeland verwendete man nicht gern für den Klee⸗ 
bau, um nicht die Getreideausſaat verringern zu müſſen. Hier und da 
wurden die bisher gewöhnlich ſehr verwahrloſten Roß⸗ und Kälbergärten 
mit Mergel oder Teichſchlamm gedüngt, um den Saatäckern keinen Dünger 
zu entziehen, dann mit Klee abgeſät und wohl auch mit Geſträuch und 


3) über Kirſteinsdorf findet Déi 1791 die Bemerkung, daß viel Kumſt verkauft wird. 

) Stadelmann, Publ. XI S. 174. 

) K. St.⸗A. Oppe Fol. 14796. Verordnung vom 8. Juli 1767. 

4) Krüger, Familie Farenheid S. 26f. Kriegsrat v. F. einer der angeſehenſten 
Landwirte der Provinz, ſchrieb 1784 an Schubart: „Ich Habe in dieſem Herbſt bei 
jedem meiner Vorwerke einen Luzernengarten bereiten laſſen; Eſparſette werbe ich 
gar wenig anbringen konnen; aber Klee werde ich fleißig in meinen Gerſtenfeldern auz- 
ſäen. Ich mache mit dieſer Poſt eine Beſtellung bei Sperbach in Leipzig von 17 Gtr. 
Klee, 10 Gtr. Luzerne, 2 Ctr. Eſparſette .“ 

1) og. Int. Bett, 1786. Es erhielten die Prämie von 30 RH. der Herr von Negelein 
auf Tylrigehnen und der Herzog von Holſtein auf Lindenau; jener hatte 192 Morgen, 
dieſer 173 Morgen mit Klee, Luzerne und Eſparſetle befät. 

6) Kopp, Chronik S. 118. Der Salzburger Mephöfer in Kauſchen bei Kraupiſchten 
„oll durch Einführung des Kleebaues in Hiefiger Gegend große Erfolge erzielt haben“. 
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Grabenwällen umgeben. Solche nahe bei den Vorwerken angelegten 
Kleekoppeln hielten 5 bis 6 Jahre vor. 

Wo der Klee nur in geringen Mengen ausgeſät wurde, verfütterte 
man ihn gewöhnlich grün und zwar beſonders an Pferde, ſeltener an 
Rinder. Bei Grünfütterung gaben die Kühe oft viermal ſoviel Milch, als 
wenn ſie auf die Weide getrieben wurden. Mit dem Anbau der Luzerne 
und Eſparſette hatte man auf ſehr wenigen Gütern einen Verſuch gemacht. 

Der Futterkräuterbau hatte aljo vor 1806 in Oſtpreußen keine all- 
gemeine Verbreitung gefunden. Er blieb noch recht vielen Rittergütern 
und Domänen ganz fremd ), und in den Dörfern konnte, ſolange die ge- 
meinſchaftliche Benutzung der Felder beſtand, davon überhaupt nicht die 
Rede fein. Die Bauern waren auch dieſer Verbeſſerung der Wirtschafts. 
weiſe völlig unzugänglich ). Nur die in Oſtpreußen ſchon lange heimiſche 
Wicke wurde auch in kleineren Betrieben und namentlich von Kölmern 
öfter angebaut. $ 

Die Kartoffel ſoll in Ostpreußen erft bekannt geworden fein, als 
die Salzburger in das Land einwanderten?). Ob dieje Angabe den Tat- 
ſachen entspricht, mag dahingeſtellt fein; richtig ift jedenfalls, daß die in 
Litauen fich anſäſſig machenden Koloniſten jenes wichtige Kulturgewächs 
in größeren Mengen anbauten. In den 80er Jahren des 18. Jahrhunderts 
war der Anbau der Kartoffel in allen Teilen der Provinz üblich, freilich 
ſtellenweiſe erſt in geringem Maße. Man baute ſie noch nicht allgemein 
im Felde, ſondern in Gärten oder den nahe am Dorfe befindlichen einge 
zäunten „Wörthen“ ). Da aber der Nutzen dieſer in der Regel ſo reichliche 
Erträge liefernden Frucht immer mehr erkannt wurde, ſo fand ſie mit 
jedem Jahre größere Verbreitung‘). Von gewiſſen Seiten wollte man 
Y Ginen guten Uberblit zur Verbreitung der Futterfräuter auf den Nittergütern 
bieten die landschaftlichen Taxationsprototolle. Zur Veranſchaulichung jei daraus einiges 
mitgeteilt; wegen des Jahres, aus dem die Nachricht ſtammt, ift vorn das Quellenver⸗ 
zeichnis zu vergleichen: In Schrengen „ift ein Verſuch mit Kleeſaat gemacht, welcher 
guten Fortgang gehabt“. In Robitten „hat Herr von Raven zwar mit Klee und mit 
Luzerne den Verſuch gemacht, indeſſen ijt beides nur unbedeutend”, Vom Gute Praſſen 
heißt es, daß feit Jahren auf 3 Vorwerken Klee mit gutem Erfolg in die Brache geſät 
würde. In Augſtupönen werden von dem in die Brache geſäten Wier durchschnittlich 
60 Fuder erbaut. In Jeſau werden 1794 jährlich jogar 40 Fuber Kleeheu erübrigt und 
verkauft. In Pentlac hat ein Verſuch mit Klee nicht glücken wollen, ebenſo in Gamſau 
und Friedrichsthal. In Lamgarben hat der Pächter im Roßgarten mit Klee einen Verſuch 
gemacht. In Irglacken wird etwas Klee unter 3 Scheffel Gerſte geſät. In Bledau, 
Praßnicken, Bandels, Perkau, Klingenberg und Kurkenfeld werden noch teine Futter- 
kräuter angebaut, ebenſo nicht in den meiſten Gütern des Oberlandes und Maſurens. 

) Notiz. v. Pr. I S. 57. 

a) Bod III S. 785. 

J Vittigwalde 1795: „Rüben werden in das Brachfeld auf frischen Miſt gebaut, 


und Kartoffeln find Häufig, weil große Gärten vorhanden“. 
5) Von Bledau wurde 1789 vermerkt: „Rüben, Kartoffeln und Kraut (d. i. Kohl) 
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allerdings bemerkt haben, daß der vermehrte Kartoffelanbau auch eine üble 
Wirkung zeige, inſofern nämlich deswegen die Faulheit und der Müßig⸗ 
gang der Landleute im Steigen begriffen ſei, da einige mit Kartoffeln 
beſteckte Beete hinlänglich wären, eine Familie für das ganze Jahr vor dem 
Hunger zu bewahren. 

Zunächſt diente die Kartoffel vorzugsweiſe dem Menſchen zur Nah- 
rung, doch begann man ſie auch ſchon als Viehfutter zu benutzen. Das 
geſchah beſonders in den faſt immer unter Stroh- und Heumangel leiden- 
den ſüdlichen Gegenden Oſtpreußens; man pflanzte ſie hier in weit größeren 
Mengen?) an als in den für Getreidebau geeigneteren mittleren Teilen 
der Provinz. 

Noch verbreiteter war der Kartoffelbau im Bezirk der litauiſchen 
Kammer:). Litauen ſtand hierin an zweiter Stelle unter den Provinzen 
des Preußiſchen Staates und wurde nur von Kleve übertroffen. Die Aus- 
ſaat an Kartoffeln betrug, auf die Quadratmeile gerechnet, in Litauen 
1444, in der Kurmark nur 1120, in Schleſien und Magdeburg 799 bzw. 
794 und in Oſtpreußen 675 Scheffel). 

Es war zwar fon die Kenntnis davon verbeitet, daß aus der Rar- 
toffel Spiritus hergeſtellt werden könne; doch wurde die Kartoffelbren 
nerei noch nirgends betrieben. Dagegen fing man bei dem hohen Preiſe 
der Kaffeebohnen an, die getrockneten und geröſteten Kartoffelſchnitte als 
ein Erſatzmittel für Kaffee zu verwenden Y. 

Obwohl der Tabak ſchon vor der großen Peſt in Oſtpreußen bekannt 
war, kam er erſt ſeit jener Zeit in größeren Gebrauch. Manche wollten 
das Tabakrauchen als ein Vorbeugungsmittel gegen Erkrankung erkannt 
haben; ſeitdem nahm der Genuß des Tabaks ſtändig zu. Auch der Tabat- 
bau fand in der Folge beſondere Pflege und Verbreitung durch die aus 
dem weſtlichen Deutſchland ſtammenden Anſiedler, beſonders die Pfälzer, 
Naſſauer und Schweizer, die häufig den Samen aus ihrer Heimat mit⸗ 
werden hier viel gebaut und viel verkauft; dieſes Jahr find über 100 Scheffel Kartoffeln 
ausgeſett“. — Auch in Polennen wurden 1795 Kartoffeln zum Verlauf im Felde 
ner Ublick wurden 1792 jährlich 60 Scheffel ausgeet. In Ranten bei Lyck 
betrug 1789 die Ernte 450 Scheffel. Von Maraunen im Ermlande erbaute man ſoviel 
Kartoffeln, daß davon verkauft werden konnten, ebenſo in Rheinswein und Gr.⸗Koslau. 

) In den an Litauen grenzenden Gütern Beynuhnen und Dombrowten, Herrn 
von Farenheid gehörig, wurden 1794/97 jährlich 1720 Schffl. Kartoffeln ausgeſetzt 
und 13063 Schffl. erbaut. 1800 betrug die Ausſaat jon 1933 Schffl. — Vom Amle 
Seckenburg ſchreibt Baczko: „Die Einwohner legen fih hauptſächlich auf Viehzucht, 
Meiterei und Kartoffelbau. Sie haben wenig Acker, aber viel Wieſen und können deshalb 
ihren Acer Dart düngen und rechnen auf einen Ertrag von 10 bis 12 Körnern. Die Rar- 


toffen geben noch reichlicher: von 1 Schffl. 30, 40 bis 50 Schffl“ 
3) Krug, Nationalreichtum I S. 85. ) Bock III S. 787. 
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brachten). Da der Tabak mit verhältnismäßig geringen Unkoſten gezogen 
werden konnte und in der Regel gute Ernten lieferte, ſo hatte ſich ſein 
Anbau außerordentlich gehoben, nicht zum wenigſten wegen der Förde- 
rung, die die Behörden ſeinem Anbau angedeihen ließen. Das wurde 
anders, als Friedrich II. den freien Handel mit Tabak aufhob und eine 
beſondere Tabaksadminiſtration einrichtete. Da nunmehr der Preis für 
die getrockneten Blätter um 25 bis 30 % fant, fo ſchränkte man den Tabat- 
bau ſtark ein, ja ſtellte ihn in manchen Gegenden ganz ein. 

Am Ende des Jahrhunderts gab es nur noch wenige Tabakspflanzungen, 
die meiſten in Litauen, ſowohl auf den Gütern als auch in Bauerdörfern. 
1801 betrug die Geſamtmenge des im Gumbinner Bezirk gewonnenen 
Tabaks 754 Zentner. Bedeutend war noch der Tabalbau auf vielen Gütern 
des Erbhauptamts Gerdauen. In Kurkenfeld umfaßten die alljährlich mit 
Tabak bepflanzten Brachſtücke 18, in Pentlack 12, in Korklack 9 bis 10 
Scheffel Ausſaat. Der Tabakspflanzer erhielt etwas Deputat und die 
Hälfte vom Ertrage der Pflanzung. Die Ernte an getrockneten Blättern 
ergab für Korklack etwas mehr als 20 Zentner; der Preis für 1 Zentner 
ſtellte fich auf 6Rtl. ). Die genannten Güter ſetzten den Tabak zur weiteren 
Verarbeitung nach Gerdauen ab. 

Verſchiedentlich war verſucht worden, auch auf den Domänen Tabat- 
pflanzungen anzulegen und bei Neuverpachtungen dieſe Poſten in die 
Anſchläge aufzunehmen s). Doch wollte fih ein nennenswerter Tabakbau 
in den königlichen Vorwerken nicht einbürgern. 

Der Anbau von Krapp blieb in Oſtpreußen gering. Bemerkenswert 
war er nur auf den beiden Rittergütern Quooßen und Plenſen im Raften- 
burgiſchen Kreiſe. In Quboßen wurden 1777 an 1000 Schock junger 
Pflänzchen zum Anpflanzen ausgeboten und 36 Stein Krapp erbaut; 
dieſer Fleiß erhielt einen königlichen Anerkennungspreis von 25 Rtl. ). 

Dem Flachs bau wurde in Oſtpreußen ſtellenweiſe eine größere 
Aufmerkſamkeit gewidmet als dem Getreidebau; man baute überall Flachs, 
wo es der Boden nur irgend geſtattete. Einzelne Landſchaften waren durch 
die Flachserzeugung feit alters beſonders berühmt, vor allem das Ermland. 
Von jeher war hier der Flachsbau „in ſo ausgedehntem Maße betrieben 
worden, daß die Landesherrſchaft wiederholt davor warnen mußte, dar⸗ 
über den Getreidebau nicht zu vernachläſſigen“. Die Bauern bauten nur 
das für ihren Haushalt unbedingt notwendige Getreide und verwendeten 

1) Bock III S. 920. 

2) In Reuſchendorf bei Lyck wurden 1795 annähernd gleiche Mengen Tabak an- 
gepflanzt und gewonnen. 


) Schreiben des Gen.-Dir. vom 25, Auguſt 1768. 
Bock III S. 927. 
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den übrigen Acker zur Leinausfaat?). Das Ermland ſetzte deshalb anſehn⸗ 
liche Mengen Flachs, Garn, Leinwand und Leinſamen nach auswärts ab. 
Die Garnausfuhr Braunsbergs war im 18. Jahrhundert doppelt ſo ſtark 
als die Königsbergs; man ſchätzte fie 1772 auf eine halbe Million Reids- 
taler. Im Jahre 1805 wurden von hier 299239 Bunde von je 60 Tall 
Garn ſeewärts verfchidt?). 

Berühmt durch feinen Flachsbau war auch das Oberland), beſonders 
die Gegend um Liebſtadt, das Amt Behlenhof und der Beſitz der 
Dohnas 9. Von hier ging der Flachs größtenteils nach Elbing, wo am Ende 
des Jahrhunderts 160 Leinweber und Büchner jährlich große Rohſtoff⸗ 
mengen verarbeitetens). 

Während alſo im Oberlande und Ermlande, im geringeren Maße 
auch im Bartenſchen und Ragnitſchen der Flachs einen wichtigen Handels- 
gegenſtand darſtellte, wurde er in den übrigen Teilen der Provinz vor⸗ 
zugsweiſe zur Deckung des eigenen Wirtſchaftsbedarfs gezogen. Abgeſehen 
von den Flußniederungen, ſäte jeder Bauer jährlich % bis 1 Scheffel 
Lein; in den Gütern betrug die Leinausſaat auch 6 bis 10 Scheffel und noch 
mehr‘). Gewohnheitsmäßig erhielten Gärtner und Inſtleute, Knechte, 
Mägde und Deputanten beſtimmte Beete mit Lein beſät. 

In der Nähe der Ortſchaften befanden ſich die gemeinſchaftlichen 
Flachsdarren und Brachſtuben, woſelbſt der Reihe nach von den Dorf- 
genoſſen die zur Herrichtung des Flachſes notwendigen Arbeiten vorge⸗ 
nommen wurden. An den langen Winterabenden ſpannen beim flackernden 
Kienſpan die Mägde die glänzenden, goldgelben Fäſerchen zu Garn, 
der auf dem Webſtuhl unter den kunſtgeübten Händen der Hausfrau zu 
feinem Sinnen verarbeitet wurde. Unter den in jener Zeit noch jo mannig- 
faltigen Betätigungen des häuslichen Gewerbefleißes nahmen Spinnen 
und Weben den wichtigſten Platz ein. Garngeſpinſte und Leinen mußten 
als die gewöhnlichſten Naturalabgaben von den Untertanen den Grund. 
herrſchaften geliefert werden. 


3) Poſchmann, E. 3. XVIII S. 759. 

3) Pr. Prov.-Bi. X S. 361. 

3) Daß der Flachsbau noch im 19. Jahrhundert in einigen Dörfern des Oberlandes 
ſchwungvoll betrieben wurde, berichtet Haxthauſen a. a. O. S. 100. Um das Jahr 1830 
jäte jeder Bauer in Ebersbach in das Brachfeld 5 bis 6 Scheffel Lein, in Deutfchendorf 
gar 15 Scheffel, „eigentlich mehr als eine gute Aderwirtjchajt ertragen kaun“ 

1) Bock II S. 728: „Im Liebſtädliſchen und den angrenzenden Amtern ift der 
Leinbau fehe vorzüglich, und pflegen die dortigen Bauern davon allein ihren Zins zu 
bezahlen, da fie ihr Getreide mehrenteils zum Unterhalt ihres Haufes ſelbſt verbrauchen“. 

5) Auch in vielen Städten Litauens war die Zahl der Leinweber nicht unbeträcht⸗ 
lich; Inſterburg zählte deren 52, Tilfit 60, Stallupönen 47, Gumbinnen 72, Memel 41. 

% In Sorquitten wurden 35 Gott, in Zästendorf 28 Schffl, in Beynuhnen⸗ 
Dombrowken 187%, Schffl. Lein ausgefät. 
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Die von Domänenämtern, Rittergütern, vielen kölmiſchen Beſitzungen 
und Krügen gehandhabte Bierbrauerei erforderte große Mengen Hopfen y. 
Der zu Ordenszeiten in Oſtpreußen Wort verbreitete Hopfenbau war 
ſpäter eingeſchränkt worden; es genügte die eigene Erzeugung nicht mehr 
zur Deckung des Bedarfs, ſondern aus Polen und Litauen fand eine ſtarke 
Einfuhr ſtatt. Das widerſprach den ſtaatswirtſchaftlichen Abſichten Fried ⸗ 
richs II. „Denn da die mehrſten Menſchen Bier trinken, ſo wird auch 
nach dem Anwachs der Menſchen immer mehr Hopfen erfordert, wovon 
der größte Teil außer Landes geholt wird. Ich will daher lieber, daß das 
Geld dafür im Lande bleibet und daß die Leute ſich mehr auf den Hopfen- 
bau legen.“ 

Ein Rundſchreiben aus dem Jahre 1770 befahl, es ſollten fih die 
Kammern „die Aufnahme des Hopfenbaues in ihren Provinzen ſchlechter⸗ 
dings, mehr als bisher geſchehen, angelegen fein laffen, weil wir in der 
Folge die Einbringung des fremden Hopfens ganz und gar nicht weiter 
nachſehen, ſondern vielmehr eheſtens dieſerhalb ein Verbot ergehen laffen 
werden“ ). 

Das gewöhnlichſte Mittel, deſſen ſich der König bediente, um den 

Anbau wichtiger Kulturpflanzen zu befördern oder ſonſt die Ausbreitung 
und Verbeſſerung beſtimmter landwirtſchaftlicher oder gewerblicher Han- 
tierungen zu bewirken, war die Ausſetzung von Preifen für außerordentlich 
gute Leiſtungen. Sie ſpornten den einzelnen an, durch Anſpannung aller 
Kräfte den vom Könige geſtellten Bedingungen zu genügen, und beför- 
derten hierdurch den Geſamtwohlſtand. Im Jahre 1777 erhielt der Hopfen⸗ 
gärtner in den Friedrichſteinſchen Gütern den für die Erweiterung des 
Hopfenbaus ausgeſetzten Preis, weil er beinahe 5 Morgen mit 2370 
Hopfenſtühlen bepflanzt hatte ). 1781 erhielt Herr von Boded auf Wieſe im 
Oberlande für den Hopfenanbau im großen den königlichen Aufmunterungs⸗ 
preis. 

Aber obwohl „faft in allen Amtern Hopfen im Dröſch ausgeſät wurde“, 
genügte die Gewinnung noch immer nicht; 1785 erging von neuem die 
Anweiſung, „daß wenigſtens bei Unſern Domainenämtern ſoviel Hopfen 
gebauet werde, als zum Bedarf der Amts Brauereien nötig ift”. Es dürften 
für Hopfen weiter keine Ausgaben gemacht werden, weshalb überall 
Hopfengärten anzulegen ſeien. 

An einigen Orten hatte man beſondere Hopfengärtner angeſetzt; das 

1) Poſchmann, E. 3. XVIII S. 762: Im Ermlande hatte Bischof Grabowski 
(1741—66) den Hopfenanbau zu heben geſucht, indem er durch einen Sachverſtändigen 
neue Kulturen anlegen ließ und die Schulzen beauftragte, in ihren Dörfern einen In⸗ 


kruttionslurſus in der Hopfenbaulehre zu veranſtalten. 
3) Krug, Staatswirtſchaft S. 261. 3) Bock III S. 924. 
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waren Eigenkätner, die Déi vorzugsweiſe mit dem Anbau des Hopfens 
befaſſen ſollten. Im Amte Danzlehmen z. B. entſtand 1783 eine Anlage, 
die mit dem Namen Hopfenbruch belegt wurde. Die 6 Wirte erhielten 
zuſammen 44 Morgen Grundbeſitz, wofür jeder 6 Nt. Zins an das Amt 
zahlte. Jeder war nach ſeiner Erbverſchreibung verpflichtet, 5 Morgen 
mit Hopfen zu bepflanzen; das übrige Land konnte er nach Belieben nutzen. 
Die Anſiedler waren ſämtlich Handwerker, da fie ſich ſonſt auf dem Heinen 
Anweſen nicht hätten halten können). In ähnlicher Weiſe wurden die 
Einſaſſen des Dorfes Waldpuſch im Amte Willenberg in ihren Erbver⸗ 
ſchreibungen angehalten, jeder einen Morgen ſeines Beſitztums zu einem 
Hopfengarten einzurichten; da der Hopfen aber nicht fortkommen wollte, 
gingen die Anlagen ſämtlich wieder ein. Eine ähnliche Anſiedlung war 
das in den Fürſtlich⸗Deſſauiſchen Beſitzungen befindliche Hopfenau. 


$ 81. Landwirtſchaftliche Nebengewerbe. 

Recht ſchwunghaft wurde in jener Zeit die Fiſcherei betrieben. Von 
der ſog. „wilden Fiſcherei“ in den beiden Haffs, den Flüſſen und den damals 
noch weit zahlreicheren und umfangreicheren Seen ſoll hier nicht die Rede 
ſein, ſondern von der in vielen landwirtſchaftlichen Großbetrieben ſehr 
ſorgfältig gehandhabten Karpfenzucht in beſonders angelegten Teichen. 
Die Teichfiſcherei bildete in den mittleren Gegenden der Provinz einen nicht 
zu unterſchätzenden Beſtandteil der Gutserträge. Größere Güter unter⸗ 
hielten oft 20 und mehr Karpfenteiche. Durch Stauanlagen ſetzte man 
weite Strecken niedrig gelegener Acker oder Bruchländereien unter Waſſer 
und verſah ſie mit Karpfenſetzlingen. Nach zweiſömmeriger Fütterung 
wurden die Teiche abgelaſſen, die gefangenen Fiſche verkauft und die 
beſtaut geweſenen Flächen im dritten Jahre „trocken genutzt“, d. h. zur 
Heugewinnung verwendet oder mit Sommergetreide bejät. Zieler regel- 
mäßige Wechſel zwiſchen zweijähriger Fiſch⸗ und einjähriger Trocken⸗ 
nutzung war an einzelnen Orten bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts 
im Gebrauch und erwies ſich als vorteilhaft und nutzbringend, ſolange die 
entlegenen und weniger ergiebigen Feldſtücke wegen Mangel an Betriebs- 
kapital und Arbeitskräften nicht in die geregelte Ackerwirtſchaft einbezogen 
werden konnten. Die Vorteile einer ſolchen Wechſelwirtſchaft beſtanden für 
die Fiſchzucht darin, daß der Teichboden durch die Beackerung mehr auf⸗ 
geſchloſſen wurde und in den Wurzeln und Stoppeln viele Stoffe erhielt, 
die ſich bei der Bewäſſerung zerſetzten und den Fiſchen zur Nahrung dienten. 
Andererſeits ſammelte ſich während der Teichnutzung auf dem Grunde 


1) Notiz. v. Pr. 1 S. 128. „In berſchiedenen Gegenden Litauens find dergleichen 
Eigenkätner als beſondere Hopfenplanteurs angeſetzt worden.“ 
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viel fruchtbarer Schlamm an, auf dem Gräſer und Futterkräuter vor- 
trefflich gediehen). 

Der Teichfiſcherei kam die Scharwerksverfaſſung ſehr zu ſtatten. Die 
mannigfachen Arbeiten an den Fiſchteichen, Standämmen und Schleuſen⸗ 
anlagen zählten zu den Burgdienſten, zu denen ſämtliche Hinterſaſſen 
herangezogen wurden. Ferner hatten die Bauern zum Fiſchen beſtimmte 
Mannſchaften zu ftellen; auch geſchah das Verfahren der Fiſche mit Hilfe 
des bäuerlichen Angeſpauns raſch und billig. Der wichtigſte Abſatzplatz 
war Königsberg; kleinere Mengen gingen auch nach Braunsberg und andern 
ermländiſchen Städten. Viele Güter aus Natangen brachten ihre Fiſche 
an das Iriſche Haff, wo fie von den Fahrzeugen der Danziger Fiſchhändler 
übernommen wurden. Mehr landeinwärts, in Litauen und Maſuren, 
hörte die Karpfenzucht auf, weil die weite Entfernung von den Zap: 
gelegenheiten die Einträglichkeit dieſer Beſchäftigungsweiſe in Frage stellte. 

In den Amtern des Königsberger Kammerbezirks war die Karpfen- 
zucht lange Zeit hindurch aufs eifrigſte betrieben worden. Um die Wende 
des 19. Jahrhunderts ordnete dann das Generaldirektorium an, die Teiche 
in Wieſen und Felder umzuwandeln, da dieſe größeren Nutzen brächten. 
Daß aber bei mehreren Amtern der Fiſcherei auch weiter noch große Auf. 
merksamkeit gewidmet wurde, bezeugt die hier gegebene Zuſammenſtellung 
über den Umfang der Teiche und die veranſchlagte Fiſchereipacht aus dem 
Jahre 18030: 


Teichpacht, einſchl. 
der Trockennutzuug 


Umfang der Teiche 


Amt 
Morgen Rt | Or | Pi 

SE E 528 | 
Bartenftein. . . . 401 
Fiſchhauſen. 306 
Frauenburg 81 
AH 130 
242 
263 
88 
524 

578 | 

gen 290 | 

Wandlacen. 399 | 


Der Biſchof und die Domherren des Ermlandes beſaßen zahlreiche 
Karpfenteiche, „die oft mehrere Hufen bedeckten“). Ebenſo brachte die 


1) Benecke, Fiſchzucht S. 501. ) K. St. -A. Oſtpr. 4, I Nr. 107. 
) Poſchmann, E. 3. XVIII S. 751. 
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Fischzucht ſehr vielen Gutsbeſitzern anſehnliche Einnahmen ). Bod?) ber 
richtet von der Größe der Karpfenteiche in den oſtpreußiſchen Gütern 
folgendes: „Die Tharauſchen und Knautenſchen und anderer Landgüter 
Teiche find von großem Umfange; einige enthalten bis 300 Scheffel Aus- 
ſaat und werden mit 150 Schock Karpfen beſetzt, zu deren Abnahme ſich 
die Königsbergſchen und Danziger Fiſcher im Herbſt einfinden. Der Teich 
bey Wernsdorf in den Tharauſchen Gütern iſt der größte im Lande, in 
welchem bis 200 Schock ausgeſetzt werden. Dieſer gibt in dem Jahre, da er 
abgelaſſen worden, außer dem Getreide wenigſtens noch hundert Fuder Heu.“ 

Vom Amte Balga ſchreibt Rogge: „An Seen und Teichen war das 
Land urſprünglich reicher als jetzt. An vielen Orten zieht nun der Pflüger 
ſeine Furchen, wo ehemals der Fiſcher ſeine Netze auswarf.“ „Noch im 
achtzehnten Jahrhundert gab es hier 25 Teiche und zehn Heller, in denen 
die Fiſche bewahrt wurden. Eine bedeutende Revenue vieler Güter, 
3. B. Haſſelbergs und Luetkenfürſts war weſentlich auf Fiſchwirtſchaft 
bafiert, die jetzt mitten im Lande nur in geringem Maße betrieben wird“). 


Die einträglichſten landwirtſchaftlichen Nebenerwerbszweige waren 
jene, die die Verwertung der den Grundherrſchaften zuſtehenden 
Zwangs- und Bannrechte bezweckten. Auf Grund dieſer Rechte 
nötigte die Grundherrſchaft alle Einſaſſen ihres Herrſchaftsgebiets, „fich 
bei der Befriedigung ihres Bedarfs an gewiſſe Stätten oder Perſonen zu 
halten“). In Oſtpreußen beſtand der auf die Hinterſaſſen ausgeübte 
Zwang in der Hauptſache bei den Erzeugniſſen der Bierbrauerei, Brannt- 
weinbrennerei und Müllerei. 

Vermöge der Zwangs- und Bannrechte konnte jeder Grundherr das 
ganze ſeiner Gerichtsbarkeit unterſtehende Gebiet mit Getränken verlegen, 
und jeder Einſaſſe war verbunden, die zur Befriedigung feiner Bedürfniſſe 
benötigten Mengen an Bier und Branntwein einer beſtimmten Verlage 
ſtelle zu entnehmen. Das Brauen und Brennen brachte alſo einen erheb⸗ 
lichen Gewinn, um ſo mehr, als dabei jeder Wettbewerb ausgeſchaltet war 
und die Untertanen auch die ſchlechteſten Erzeugniſſe willig abnehmen muf- 
ten. Beſonders drückend geftaltete fich die an vielen Stellen geltende Bor- 
ſchrift, daß die Eingeſeſſenen zu allen Begebenheiten, wie Taufen, Hod- 
zeiten und Begräbniſſen, nicht minder zu den großen kirchlichen Feſten, be- 
ſtimmte Mengen Bier und Branntwein dem Amt oder Gut entnehmen 
mußten. Dieſer verſchärfte Zwang wurde in den Domänenämtern durch 


) Dittrich in E. 8. VII S. 336: „Auch preußiſche Adelige gewannen aus ihren 
Geen an der ermländiſchen Grenze die einen 1000, die andern 800 Thaler”. 

3) Nalurgeſch. IV S. 645. 9 Altpr. Mon, V S. 139f. 

1) Stieda in Hd. d. St. VIII S. 1163. 
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königliche Verordnungen ftrenge verboten. Anläßlich einer 1778 im Amte 
Linkuhnen angeſtellten Unterſuchung wurde angeordnet: „Der bisherige 
Zwang, daß die Unterthanen bei Hochzeiten, Kindtaufen, Begräbniſſen 
und andern Gelegenheiten, fogar zu Oſter⸗ Pfingften- und Weihnachts- 
Zeiten eine jede Dorfſchaft Ein bis Zwey Tonnen Bier nehmen müſſen, 
ift nach denen, bei andern Amter-Recherchen verſchiedentlich bereits er- 
gangenen Verordnungen fofort abzustellen und einem jeden frey zu ſtellen, 
ob und was er an Amtsbier nehmen will. Dahingegen ift das Alaus- 
brauen den Unterthanen zu verbieten und ſollen ihren Bedarf vom Amte 
nehmen“ ). g 

Die Einnahmen aus der Brauerei und Brennerei betrugen nicht ſelten 
ein Drittel und mehr des geſamten Gutsertrages, beſonders dort, wo 
viel Krüge und Schankſtätten zu verlegen waren. In dieſen Betrieben 
wurde eine bedeutende Menge Getreide verbraucht. Daher blieb trotz des 
ſtarken Anbaus die Gerſtenausfuhr fo gering. Wie groß die zur Herftellung 
von Bier und Branntwein benötigten Getreidemengen im einzelnen waren, 
erhellt aus folgenden Beiſpielen: In den Bledauſchen Gütern wurden 
1788 erzeugt 711 Tonnen Bier und 54 Ohm 42 Stof Branntwein. Da 
man gewöhnlich zu einer Tonne Bier 2 Schffl. Gerſte und 2 Pfd. Hopfen 
verbrauchte und zum Brand eines Ohms Branntwein 11 Schffl. Roggen 
und 11, Schffl. Gerſte benötigte, fo belief fih der Geſamtperbrauch an 
Getreide und Hopfen auf rund 1500 Schffl. Gerſte, 600 Schffl. Roggen 
und 13 Zentner Hopfen. In den deutſchvölkiſchen Gebieten wurde mehr 
Bier, in den polniſchen und litauiſchen Gegenden mehr Branntwein er- 
zeugt. In Kukerneeſe verbrauchte die Amtsbrauerei in den Jahren 1796 
bis 1801 zur Herſtellung von durchſchnittlich 59094 Tonnen Bier jährlich 
1180 Schffl. Gerſte und 10% Zentner Hopfen; zum Brand von 185½ 
Ohm Branntwein waren 131 Schffl. Weizen, 1435 Roggen, 472 Gerſte 
und 406 Malz! nötig). In den Sorquittenſchen Gütern wurden um 1800 
etwa 350 Tonnen Bier und 94 bis 120 Ohm Branntwein jährlich hergeſtellt. 
Einige Güter im ſüdlichen Oſtpreußen, deren Lage für den Getreideabſatz 
ungünſtig war, verwendeten alles Getreide in der Brauerei und Brennerei). 

Plehn) führt an, daß um 1720 noch wenig Brennereien auf den 
oſtpreußiſchen Rittergütern geweſen feien und dieſes Gewerbe Dé größten⸗ 
teils auf die Städte beſchränkt habe. Am Ende des Jahrhunderts lagen 


1) K. St. A. Reg. Gumb. Abt. a. 3) Ebenda, Präſt. Tab. Kukerneeſe. 

3) 3. V. Illowo und Bialutten. — Über den Verbrauch an Getreide für Brau- 
umd Brennzwecke feien noch folgende Beiſpiele gebracht: In Jeſau wurden abgeſetzt 
625 Tonnen Bier und 39 Ohm Branntwein, in Barthen 420 Tonnen Bier und 35 Ohm 
Branntwein, in Ernſtburg 232 Tonnen Bier und 56 Ohm Branntwein, in Illowo 468 
Tonnen Bier und zuweilen bis 106 Ohm Branntwein, in Ublic 150 Tonnen Bier und 
180 Ohm Branntwein. J Forſch. XVIII S. 78. 
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die Dinge weſentlich anders. Die Gutsherren machten von dem ihnen 
zuſtehenden Recht des Branntweinbrennens ausgiebigen Gebrauch, 

Von der Königsberger Kammer wurde durch Verordnung vom 3. Ot- 
tober 1769 der Preis des Branntweins einheitlich für alle Amtskrüge 
ihres Bezirks ſeſtgeſetzt. Er ſollte fortan den Roggenpreiſen entſprechen 
und wurde in folgender Weiſe berechnet: Zu einem Ohm Branntwein 
würden verbrannt 


11 Schffl. Roggen zu je 521, Gr. macht 6 Nil. 37 Gr. 9 Pf., 
ferner 1% Gerſte „ „ 37% „ „ — „ 56 „ 4 „ 
An Unkoſten für den Müller, den Brauer und 

feine Gehilfen berechnete man für ein Ohm. 1 
Die Arrende für ein hm 5 


2 
Alles in allem käme aljo ein Ohm auf rund . 14 Nil. 60 Gr. 


zu ſtehen, d. m. für 1 Quart (110 Quart = 1 Ohm) 12 Groſchen. Um 
aber den Krügern einigen Verdienſt zu gönnen, durften ſie ein Quart mit 
ſoviel Groſchen verkaufen, als ein Ohm Taler koſtete. 

Für die adligen Ortſchaften fonnte der Grund- und Gerichtsherr 
den Verkaufspreis des Biers und Branntweins nach feinem Ermeſſen 
beſtimmen. 

Gewaltige Mengen Gerſte gelangten in die Städte und wurden dort 
für Brauzwecke verwendet. In der Regel beſaßen die Vollbürger der 
Städte auch das Recht des Brauens. 1709 gab es in den drei Städten 
Königsberg 254 Mälzenbräuer; die Zahl der Brauhäuſer war inzwiſchen 
durch Auskauf zurückgegangen, betrug aber am Ende des Jahrhunderts 
immer noch 200 ). Einige Kleinſtädte hatten fih durch ihr vorzügliches 
Bier einen guten Ruf erworben und verſchickten es weithin, z. B. Inſter⸗ 
burg, Heiligenbeil, Wartenburg und Pr. Holland. In der letztgenannten 
Stadt zählte man 1724 etliche 70 Mälzenbrauer, die in einigen öffentlichen 
Brauhäuſern ihr Gewerbe betrieben ). 

Einige Gegenden Oſtpreußens zeichneten ſich im 18. Jahrhundert 
durch die Gewinnung von Kalkſteinen aus. Die Steine wurden 
meiſtens von den Ackern zuſammengeleſen, manchmal auch aus der Erde 
gegraben). Die fich mit der Kalkbrennerei beſchäftigenden Bauern kauften 
für einen geringen Preis die Kalkſteine zuſammen und ſetzten ſie mit recht 
anſehnlichem Gewinn) nach den verſchiedenſten Orten ab, beſonders nach 
Königsberg. Die Kalkbrennerei wurde am ſchwunghafteſten in den Dörfern 


„ 


1) Bod, Naturgeſch. III S. 697. 2) Ebenda S. 701. 

) Pr. Prov.-⸗Bl. XI S. 143. 

Nach Bock bezahlten fie die 3 Scheffel haltende Tonne mit 18 Gr. und löſten 
für den gebrannten Kalk 90 bis 120 Gr. 
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Herzogswalde und Brückendorf im Oberlande betrieben, doch fand ſie 
auch in einigen Ortſchaften Natangens ) und ſehr häufig im ſüdöſtlichen 
Mafuren?) ſtatt, beſonders im Amte Czychen ?). 

In dem von der Natur ſo ſtiefmütterlich bedachten Maſuren bot die 
Wald wirtſchaft den Bauern einen erwünſchten Verdienſt). Neben 
der Kalkſteingewinnung wurde hier vielfach das Kohlenbrennen und 
Teerſchwelen und die Herſtellung von Pottaſche zum Haupt- 
ernährungszweige, während der Ackerbau zum Nebengewerbe herabſank ). 
Die Eigentümer großer Privatforſten vereinbarten mit den Teerbrennern 
beſondere Verträge behufs Anlegung von Teeröfen. Sie überwieſen ihnen 
die nötigen Kiefern und Kienſtubben und erhielten von jedem Ofen einen 
feſten Betrag. In Illowo entrichtete der Teerbrenner von jedem der drei 
Ofen 7 Mil. an die Gutsherrſchaft. 

Die in den großen Waldungen einſt fo fleißig betriebene Beutner⸗ 
wirtſchaft war ſehr zurückgegangen, was ſchon oben S. 107f. vermerkt 
wurde. Die meiſten Waldbeuten ſtanden leere), und auch in den Dörfern 
fand die Bienenzucht, ungeachtet der Vorſchriften in den Dorfordnungen 
und der Ermunterungen von ſeiten der Behörden, keine rechte Pflege. 
Allem Anſchein nach wirkte der auf jeden Stock gelegte Bienenzins von 
12 Gr. ungünſtig, und die Staatsregierung erhoffte, nachdem dieſe un⸗ 
zweckmäßige Abgabe ums Jahr 1800 fortgefallen war, eine Zunahme der 
Bienenzucht. Im Jahre 1801 befanden fih im Oſtpreußiſchen Rammer- 
bezirk 9093, im Litauiſchen aber 16916 Bienenſtöcke; es lamen auf die 
Quadratmeile hier 57, dort nur 22, in der Kurmark aber 165, in Magdeburg 
216 und in Ravensberg 274 Stöcke. Der Oſtpreußiſche Kammerbezirk 
ſtand in der Bienenzucht an letzter Stelle unter allen Landesteilen der 


Preußiſchen Monarchie “). 


1) Herr von Crey pen hatte 1734 
verboten, weil das Graben die Felder ji 

) Pr. Prov.-Bl. XIX S. 100 ff. 

3) Bot III S. 955. 

` d'Ge, St. Al Gen.-Dir, Oſtpr. Tit. 34 Sekt. 6 Nr. 1. In den füböftlichen Grenz- 

gehieten hatten die Bauern jahrzehntelang einen guten Verdienſt gehabt bei der Abfube 
des Holzes aus den zwiſchen Auguſtowo und Pultusk befindlichen polnſſchen Wäldern 
nach dem Narew. Danziger Kaufleute erſtanden von Edelleuten und geistlichen Würden⸗ 
trägern gewaltige Holzmengen — durchſchnittlich jährlich 2188 Schock Baumſtämme — 
und ließen fie größtenteils auch von preußischen Bauern verflößen, weil diefe dabei 
mehr Geſchick zeigten als die Polen. Nach polniſchen Angaben hätten die preußiſchen 
Bauern jährlich über 30000 Dukaten (zu je 3 Ri.) an Fuhrlohn verdient. Nachdem 1779 
an der Montauer Spitze und bei Fordon Zölle eingerichtet worden waren, ging der Holz« 
handel ſehr zurück. 

) Haxthauſen S. 101, 

) In Illowo gab es 1800 im Hofe 11 Bienenftöde und im Walde 30 beflogene 
und 80 leere Beuten; in Kirſteinsdorf waren nur noch 18 beflogene Waldbeuten. 

1) Krug, Nationalreichtum I S. 128. 


Kaltörennen in den Gr. Peiſtenſchen Dörfern 
ge und das Brennen die Wälder verwüſte. 
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Eine mit dem Landbau nur in loſem Zuſammenhang ſtehende Be⸗ 
ſchüftigungsweiſe, die aber durch die oberſte Staatsbehörde die ſorgfältigſte 
Pflege erfuhr, nämlich die Seidenzucht, konnte trotz vielfacher Verſuche 
in Oſtpreußen keine rechte Wurzel faſſen. Schon 1708 hatte man den 
Seidenbau in Oſtpreußen einzuführen verſucht .). Während der Regierungs- 
zeit Friedrichs II., der den Seidenbau mit allen Mitteln in ſeinen Landen 
heimiſch zu machen ſuchte, hatte die Anpflanzung von Maulbeerbäumen 
ſtellenweiſe auch in Oſtpreußen Erfolg gehabt; aber einer nennenswerten 
Ausbreitung dieſes Produktionszweiges ſtanden die ungünſtigen klima⸗ 
tiſchen Verhältniſſe entgegen. 

Gleichwohl gab man ſich in Berlin immer noch der Hoffnung hin, 
daß auch hier im Oſten die Seidenzucht möglich ſei. Deutlich geht das 
hervor aus einem Briefe des Staatsminiſters von Hertzberg an den Vor- 
ſitzenden der eben gegründeten Mohrungſchen phyſikaliſch⸗ökonomiſchen 
Geſellſchaft?). Da das Schreiben ſehr gut über die Abſichten der Regierung 
in dieſer Angelegenheit unterrichtet, ſei es hier im Auszuge wiedergegeben. 
Der Miniſter bemerkt: „Beſonders wünſche ich, daß dieje Geſellſchaft auch 
auf den Seidenbau in Preußen einige praktiſche Nüdjicht nehmen und 
beſonders Maulbeer⸗Bäume und Maulbeer⸗Saamen ſäen und pflanzen 
möge ... Ich habe auch die Erfahrung, daß die Seide in Preußen und 
ſelbſt in Litthauen, wo die Amts⸗Räthin Fahlmann 1 Pfund Seide ge- 
wonnen, gerathe, und nach den Berichten der Königsbergſchen Kammer 
und des Plantagen⸗Inſpecetoris Schilling, den ich zu Königsberg mit 200 
Rtl. Gehalt angeſetzt habe, fon viele Maulbeer-Bäume in Preußen ge- 
zogen find, wobey fich ſonderlich ein Herr Landrath von Perbandt und ein 
Graf Dönhoff hervor thun. Es iſt ſchon ein allgemeines Geſetz, daß alle 
Kirchhöfe mit Maulbeer⸗Bäumen beſetzt und von jedem Bauer 4 Maul- 
beer⸗Bäume geſetzt und unterhalten werden follen, worauf ich als General- 
Director der Land⸗Seidenbau-Commiſſion halten werde, wenn exit Maul- 
beer-Bäume in Preußen angezogen und zu Kauf ſeyn werden ... ich 
bin auch bereit, in ſolcher Qualität aus meiner 12/m Thaler betragenden 
Seidenbau⸗Caſſe diejenigen zu unterſtützen, die ſchon ſolche Maulbeer⸗ 
Bäume gepflanzt und angezogen haben.“ 

Alle Bemühungen blieben vergeblich); der Seidenbau erwies fidh 
für Preußen als nicht lebensfähig, und von den zahlreichen Anſätzen blieben 
keine Spuren erhalten. 

1) Haxthauſen S. 132. 

3) Acta S. 196ff. Das Schreiben erging am 2. November 1791. 

3) Bock, Naturgeſch. III S. 914. In Ostpreußen follen 1779 an Pflanzen und 
Reiſern in Saatbeeten 12484 und an jungen und alten Maulbeerbäumen 15162 Stück 
vorhanden geweſen fein. Vgl. auch Br. Prov.⸗Bl. 1839 S. 312ff. uber Seidenbau⸗ 
verſuche im Ermlande. z 4 
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Um den Wohlſtand der Untertanen zu fördern, wollte König Fried- 
rich II. nicht allein die Produktivität des Bodens ſteigern und den Reichtum 
des Landes an Rohſtoffen vergrößern, ſondern es follten, feinen merkan⸗ 
tiliſtiſchen Ideen zufolge, die Landeserzeugniſſe durch Verbreitung des 
Gewerbefleißes auch im Staate ſelbſt verarbeitet werden. Vor allem 
hatte er es auf eine Hebung der Wollen- und Leinenfabrikation 
abgeſehen. Dieſe ſollte ſich auch in Oſtpreußen auf dem platten Lande 
einbürgern. Schon ſein Vater hatte in ſeinen Patenten wegen Anſetzung 
der Handwerker die Leinenweber in den Dörfern nicht nur geduldet, ſondern 
ihre Niederlaſſung zu erleichtern geſucht. Weitere unter Friedrich er- 
gangene Erlaſſe aus den Jahren 1743, 1746 und 1757 gaben bekannt, daß, 
„um die Leinwands⸗Manufacturen in Aufnahme zu bringen“, „ſoviel Leine- 
weber, als nur immer wollen, ſich auf dem platten Lande anſetzen können“. 
Das 1752 für Oſtpreußen beſtätigte Privileg des Webergewerks geſtattete 
den Landmeiſtern die Herſtellung von Zwillich und Leinwand aller Art, 
auch der aus Leinenaufzug und Wolleinſchlag hergeſtellten Webſtoffe; 
nur reinwollene Gewebe durften fie nicht fertigen y. 

Ein an alle Ämter gerichtetes Rundschreiben der Königsberger Kammer 
vom 3. Juli 1764 erinnerte die Amtleute daran, daß fie durch ihre General- 
pachtverträge verbunden ſeien, ſich der Spinnereien kräftig anzunehmen. 
„Da aber auch hierdurch die Königliche allerhöchſte Intention wegen Empor- 
bringung der Fabriquen und daß die im Lande erforderliche wollene und 
linnene Zeuge ſelbſt allhier im Lande verfertigt werden ſollen, noch nicht 
hinlänglich erreichet wird, ſondern noch notwendig iſt, auf andere Mittel 
zu raffiniren und die Spinnereyen im Lande auf einen beſſern Fuß zu 
ſetzen“). Die Domänenbeamten ſollten in dieſer Sache noch größeren 
Fleiß anwenden und Eigenkätner, Inſtleute und Losgänger zum Spinnen 
anhalten, ja ſelbſt Knechte und Dienſtjungen müßten an den langen Abenden, 
ſoweit es angängig wäre, damit beſchäftigt werden. 

Die lebhaften Bemühungen der Staatsbehörden um die Hebung der 
Garn» und Wollenproduktion hatten offenſichtlich Erfolg. Die Zahl der 
in Dörfern fid niederlaſſenden Leinenweber ließ allerdings zu wünſchen 
übrig; ſie war nur im mittleren Litauen nennenswert. Die Leinenweber 
entſtammten dort in der Hauptſache den Kreiſen der Koloniſten, was die 
Namen Geiſenhauſer, Lemhöfer, Schwabe, Mittelſteiner, 
Dorn, Petri, John deutlich genug verraten. Bei weitem bedeutender 
als die handwerksmäßig hergeſtellten waren die in den Haushaltungen der 
Bauern und kleinen Leute verfertigten Garn⸗ und Leinwandmengen. Die 
von der ländlichen Bevölkerung betriebene Geſpinſtverarbeitung gewann nach 

1) Geh. St.⸗A. Gen.-Dir. Oftpr. Tit. 62 Sekt. 1 Nr. 10. 

) K. St-A. Oſtpr. Fol. 14796. 

Stein, Die Ländl. Verfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Jup. f. Oftd. W. Heft 5. 33 
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und nach eine Ausdehnung, von der wir heute kaum die rechte Vorftellung: 
haben. Die Garnſpinnerei bot Hunderttauſenden den Winter hindurch 
Beſchäftigung. Oſtpreußen beſaß in der auf ſeinem ſtarken Flachsbau 
ruhenden Garn- und Leinwanderzeugung einen Hausfleiß, wie er ſpäter 
nie wieder erreicht worden iſt. 

Böhme veranſchaulicht uns das an den Zuſtänden in den Angerapp⸗ 
ſchen Gütern. Die dort 1771 von 122 Frauen hergeſtellten kaum nennens⸗ 
werten 78 Stück Garn und 21 Stück Wolle vermehrten ſich bis 1781 auf 
6666 Stück Garn und 1333 Stück Wolle, und auf dieſer Höhe hielt ſich die 
Produktion in der folgenden Zeit. „Der Fortſchritt war in kurzer Zeit ein 
fo ungeheurer geweſen, daß der eigene Flachsbau nicht genügte und zu- 
gekauft werden mußte.“ Der eigene Bedarf war mehr als gedeckt, ſo daß 
1798 aus den Gütern für 54 Rtl. Garn und Zwirn und für 460 Rtl. Wolle 
ausgeführt werden konnte h. 


$ 82. Die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe und ihr Abſatz. 


Bei der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft ſtand, entſprechend den Grund. 
ſätzen der Dreifelderwirtſchaft, der Körnerbau obenan. Unter den Getreide⸗ 
arten nahm der Roggen, die unentbehrlichſte Brotfrucht, den größten 
Teil der bebauten Fläche ein. Der Anbau des Weizens hatte feit 1770. 
bedeutend zugenommen), aber nur ftellenweife®). Die Gerſtenausſaat 
betrug im Königsberger Kammerbezirk faſt die Hälfte, im Gumbinner 
wenig mehr als ein Drittel von der des Roggens. Hafer wurde des be- 
deutenden Pferdebeſtandes wegen in erheblichen Mengen ausgeſät. Doch 
ging der Anbau des Hafers langſam zurück, während der des Leins und 
Weizens eine ſtetige Steigerung erfuhr. 

Weit ſtärker als heute war damals die Ausſaat der Erbſen, da fie 
neben dem Brot das wichtigſte Nahrungsmittel für die geſamte Landbe⸗ 
völkerung bildeten. Die Erbſe gab im allgemeinen recht gute Erträge, 
in günſtigen Jahren oft das zehnte und zwölfte Korn. Am verbreitetiten 
war ihr Anbau im Samlande, ſowohl der weißen als auch der grauen. 
Ein Gericht Erbſen bildete die gewöhnliche Morgenſpeiſe der gemeinen 
Landbevölkerung, und das blieb bis über die Mitte des 19. Jahrhunderts 
noch überall in Oſtpreußen üblich. Bei ſchlechten Roggenernten pflegten 
Erbſen dem Brotkorn beigemengt zu werden. Vor Einführung der Rar- 
toffeln ſcheint der Anbau von Erbſen noch ſtärker geweſen zu fein; Bodt) 


) Böhme a. a. O. S. 54. ) Plehn, Forſch. XVIII S. 80. 
2) Den ftächten Weizenbau wies das Oberland auf. 
4) Naturgeſch. III S. 723. 
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führt aus, daß „nach dem ſtarken Anbau der Kartoffeln im Lande, womit 
nunmehro beſonders durch die fremde Koloniſten in Litthauen große Feld⸗ 
Wide jährlich bepflanzet werden, der Verbrauch der Erbſen fih immer 
mehr vermindert, da dem gemeinen Manne die Kartoffeln beſſer ſchmecken, 
auch einen vielfältigeren Gebrauch geftatten“. 

Auf dem leichten Boden Maſurens baute man allgemein den Bud- 
weizen, damals meiſt als „Grücke“ oder „Gricke“ bezeichnet. Nicht allein 
in Bauerdörfern, ſondern auch auf den Gütern war diefe Frucht ſehr be- 
liebt. Im letzten Jahrzehnt des Jahrhunderts betrug die jährliche Aus- 
faat an Buchweizen in Wittigwalde 24, in Illowo 33, und in Kirſteins⸗ 
dorf gar 78 Scheffel. In dieſen Gegenden wurde verſchiedentlich auch 
die Hirſe angebaut und gab ſehr reiche Ernten. 

Über das Verhältnis der ausgeſäten Getreidemengen zueinander 
unterrichtet die im folgenden wiedergegebene Produktionstabelle vom 
Jahre 1798). 


Erbſen Linſen 


Di 
tpreußen | 
1735/98 (4302 4 630 613 3 1313 244| — 9 24 930| 19 1061108 
Litauen 18011623 2] 8| 28629) 20; 2| 8914) H 1218 120010 8152920 
Wicken Hirſe Kartoffeln | Buchweizen] Leinſaat 
2 5 lal EIER EAER 
= E SIS 
JAHE a| 8 SRR s S 
ien 
1795/98 | 427 = 4 6 19 — 11512 7| 4|1497| 18 | 32029 8 |3 
Litauen 1801 99 113517758 13 15 448 10 144 — | — — 


Von den 4 a eima; die ee in Prozenten) bei 


| Weizen | Sage Gerbe Hafer | 
Dftpreußen. - | El | 41% 1807 34 
i 4555 EH 34% [) at 100 


1) Zuſammengeſtellt aus K. St.⸗A. O. P. 4 I Nr. 107. Verwendet wurde auch 
Krug, Nationalreichtum I S. 367. 
) Krug, Nationalreichtum I S. 71. 
33 · 


— 516 — 


Bei den einzelnen Domänen und Gütern wechſelte das Verhältnis 
des ausgeſäten Getreides ſehr, indem an einem Orte dieſe, am andern 
jene Getreideart mehr hervortrat. Zur Veranſchaulichung ſollen hier 
die durchſchnittlich jährlich ausgeſäten Getreidemengen aus verſchiedenen 
Orten zuſammengeſtellt werden ). 


Es wurden ausgefät in Scheffeln 


Güter Hufen ) | Suë 
i gens uch⸗ è 
Weizen [Roggen | Gerfte | Hafer Erbſen eigen | Lein 
Quanditten 45 % | 350- | 370 325 82 — 2 
Bledau . - 106 222 526 878 450 157 — $ 
taĝniden . 17 4 55 87 51 a | — $ 

rgladen . . - 31 265 18% 247 29 | 199 — 7 
8 al 30 12 139 183 | 87 — H 
temitten bei Raf 

Dm 88 192 258 | 283 190 82 — 7 
Maraunen bei H. | 

Aen e e .[ 15 a * 15 | 16 — 3% 
Maraunen bei Warten- 

Bir ae... 24 36 182 50 130 26 10 10 
Gr.⸗Marwitz. 45 25 | 215 | 188 250 | 104 E 5% 
SE S 207 349 11s | 262 | 957 | 248 — | 2% 

nihen 21 36 | 181 78 141 50 — ? 
Lubainen . 25% | 32% | 187% 15 | 26 Ee 
Bittigwalde. 34% 44 | 19% 19% 122 14 4 
Kirſteinsdorf - . 57 0 | 308 76 820 31 8 

llowo 72 = | w 93 493 | 37 H 

E 63 9 | 364 50 398 | 21 H 
Ratowen - . 25 10 370 | 60 209 15 6 
Reujchenborf 38 20 | 284 76 | _ 166 D 
Ranten . - - 35 75 | 356 89 300 | 36 D 
Sorquitien . 86 47 | 659 | 145 392 | 75 — 35 
Augſtupöhnen 7 19 | 100 81 39 7 — 3 
Heinrichswalde ? 26 122 224 47 4 — ? 
Saalau ? — 453 302 | 158 — SR 


Das Ausdreſchen des Getreides geſchah fait ausſchließlich durch Men- 
ſchenhände ); es begann um Martini und dauerte ununterbrochen bis 
zum März. Gärtner, Fnit- und Losleute fanden dabei den Winter über 
ſtändigen und ausreichenden Verdienſt. Der Dreſcherlohn ermöglichte 
Zehntauſenden das Durchkommen in den für die Landwirtschaft ſtillen 
Wochen und bildete fo ein nicht zu unterſchätzendes Mittel, die grund- 
beſitzloſen Volksklaſſen der heimatlichen Scholle zu erhalten. 


1) Nach den Abfhätungsprotofoffen der Olpr. Landſch. u. Amtsrechn. 
2) Die Hufenzahl bezieht Déi auf rein gutsherrliche Ländereien. 

a) Einſchließl. Sommerroggen. 

4) Erſt ganz vereinzelt waren Dreſchmaſchinen im Gebrauch. 
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Der durchſchnittliche Erdruſch war auffallend gering; ihn ins Ver⸗ 
hältnis zur Ausſaat ſetzend, ſprach man von dem fo und ſovielten Korn. 
Die Erträge der einzelnen Getreidearten zeigten einige Verſchiedenheit. 
Roggen und Hafer lieferten in mittleren Jahren das 4. Korn, auch wohl 
etwas mehr, ſelten aber über das 5. Korn. Die Erträge des Weizens und 
der Gerſte ſtellten ſich in der Regel etwas höher; von der Gerſte wurde in 
guten Jahren auch das 6 und 7fache der Ausſaat erbaut. 

Der geringe Körnerertrag lag zunächſt in der Kraftloſigkeit und Ver- 
krautung des Ackers begründet. Als mit Einführung der Sommerftall- 
fütterung bei einigen Gütern dem Acker größere Düngermengen zugeführt 
werden konnten, ſtiegen die Ernten auch auf das 10 fache der Ausſaat und 
darüber. Die Körnerzahl wurde noch durch die Gewohnheit der unver⸗ 
hältnismäßig dichten Einſaat beeinflußt. Man rechnete auf den Morgen 
etwa 114 bis 2 Scheffel Ausfant?) und glaubte von der dichteren Saat 
deſto beſſere Erfolge zu erzielen, während doch gerade dadurch das Be- 
ſtocken der Halme vereitelt wurde. 

Bei Wirtſchaftsanſchlägen wurde von dem Geſamtertrage, voraus- 
geſetzt, daß die Ernte wenigſtens das dritte Korn ergeben hatte, 1 Korn 
für die Saat und 1 Korn für den Verbrauch gerechnet. Der überſchießende 
Teil war für den Verkauf beſtimmt. In vielen Rittergütern wurden die 
für den marktmäßigen Abſatz erübrigten Getreidemengen erheblich ver- 
mehrt durch die Naturallieferungen der Hinterſaſſen. 

Über die Erträge des Ackerbaus in Preußen wurden von Zeit zu 
Zeit Geſamtüberſichten angefertigt. Das Finanztaſchenbuch von Litauen“) 
enthielt über die Getreidebauverhältniſſe des Jahres 1791 für den Gum- 
binner Kammerbezirk folgende Angaben: 


Davon werden gewonnen in Auswärtiger 
Jährliche yae Abjab in 
e usjant | guten | mittleren schlechten] Verbrauch] guten | mittleren 
arten Jahten Jahren 
mind |- am | md | und | Wiel | Wijpel 


Weizen 3765 2410 1731 
Roggen 76 003 21791 9628 
Gerſte 2 22187 7229 3334 
Hafer 35 107 9109 1246 
Erbſe - - - 1168 1228 629 
Buchweizen 1211 1009 454 


1) Beim Vorwerk Kalthof rechnete man auf den Morgen 22 bis 24 Metzen. 
) Geh. StA. Gen.-⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 64 Nr. 21 I. 
\ 
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Die amtlichen Tabellen beruhten indeſſen nicht auf Erhebungen, 
ſondern waren rechneriſch angefertigt. Aus den Ausſaatmengen wurde 
unter Zugrundelegung eines durchſchnittlichen Ertragskorns für jede 
Getreideart das Ernteergebnis ermittelt. So ſtellte Leopold Krug an der 
Hand der amtlichen Statiſtik die Getreideerträge aller preußiſchen Pro- 
vinzen zuſammen. Er legte für Oſtpreußen und Litauen zugrunde: bei 
Roggen, Hafer und Buchweizen das vierte, bei Weizen, Gerſte, Erbſen, 
Linſen und Widen das fünfte, bei Kartoffeln das ſechſte und bei Hirſe 
das fünfzehnte Korn. So erhielt er folgende Erträge des Ackerbaus: 


Der jährliche Ertrag in Wiſpeln betrug bei 


gammerbezirk 

Weizen | Roggen | Gere | Hafer | Ctbſen Buchweizen] Kartoffeln 
— . | 
Königsberg. | 21510 | 122 452 | 66 220 | 99 720 | 30550 5988 | 69072 
Gumbinnen. 8115 | 94516 | 44570 | 2480 | 7645 1792 | 106548 


Die in den landwirtſchaftlichen Betrieben, beſonders zum Brauen und 
Brennen nicht benötigten Getreidemengen kamen zum Verkauf. Der 
innere Markt konnte fie bei weitem nicht aufnehmen. Die in der Haupt- 
ſache von Ackerbürgern bewohnten Kleinſtädte erzeugten ihren Bedarf 
größtenteils ſelbſt, und Königsberg zählte erſt wenig über 50000 Ein⸗ 
wohner. Nennenswert waren nur die in den Städten für Brau- und Brenn- 
zwecke verwendeten Getreidemengen. 1804 verbrauchten die 47 Städte 
des Königsberger Bezirks zur Herſtellung von 165828 Tonnen Bier und 
8282 Ohm Branntwein 13819 Wiſpel Malz und 4141 Wiſpel Branntwein- 
ſchrot. 

Der größte Teil des oſtpreußiſchen Getreides gelangte auf den aus- 
ländiſchen Markt. Oſt⸗ und Weſtpreußen gehörten wieder wie in den Zeiten 
der Ordensherrſchaft zu den erſten Getreideausfuhrgebieten Europas und 
verſorgten vornehmlich den engliſchen, holländiſchen und ſkandinaviſchen, 
teilweiſe auch den ſpaniſchen und franzöſiſchen Markt. Vom Nordameri⸗ 
kaniſchen Freiheitskriege ab wurde in England der Bedarf an Getreide 
aus dem Oſten immer größer; während der langen Koalitionskriege ſtiegen 
die Preiſe unaufhörlich und erreichten ſchließlich eine ganz außergewöhn⸗ 
liche Höhe. 

Als Ausfuhrpläge kamen für Oſtpreußen in erſter Reihe Königsberg 
und Elbing, in zweiter Braunsberg und Memel in Betracht. Die Zufuhr 
nach dieſen Handelsplätzen geſtaltete fich bei dem Fehlen jeglicher Kunſt ⸗ 
ſtraßen äußerſt beſchwerlich. Sie wurde ermöglicht durch die damalige 
Arbeitsverfaſſung, wonach alle bäuerlichen Einſaſſen zu einer beſtimmten 
Anzahl Getreidefuhren für ihre Grundherrſchaft verpflichtet waren. Unter 
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dieſen Verhältniſſen ſtanden dem Gutsherrn oder Domänenbeamten be- 
trächtliche Transportmittel zur Verfügung, die, gleichzeitig aufgeboten 
und in Bewegung geſetzt, bedeutende Mengen des vorrätigen Getreides 
nach dem nächſten Getreideſtapelplatz hinzuſchaffen vermochten. 

Da im Herbſte bei grundloſen Wegen das Fortſchaffen großer Getreide⸗ 
maſſen ſehr ſchwierig war, jo pflegte man den Eintritt des Froſtes abzu⸗ 
warten, um die „Königsberger“ oder „Elbinger“ Reiſe anzutreten. Am 
ſchnellſten und bequemſten geſtaltete ſie ſich bei guter Schlittbahn. Dann 
ſah man wochenlang alle nach der Hauptſtadt führenden Landſtraßen 
mit langen Zügen von Frachtſchlitten bedeckt, und an den Toren, in den 
Straßen und Speichern Königsbergs herrſchte ein außergewöhnlich reges 
Leben und Treiben. Jene Zeit hatte auch ſchon ihren lebhaften Verkehr 
und Handel, freilich in einer Form, die heute in ihrer Bedeutung vielfach 
unterſchätzt wird und als umſtändlich und ſchwerfällig gilt. An die Leb. 
haftigkeit des damaligen Frachtverkehrs nach der Landeshauptſtadt er⸗ 
innern die hier und da noch erhaltenen Straßenkrüge, die in einer Ent- 
fernung von 1—2 Meilen an allen Heerſtraßen fih fanden und den tage- 
lang auf der Reife begriffenen Fuhrwerken nächtliche Unterkunft gewährten. 
Einige an der Waſſerſtraße des Pregels befindliche Güter und Domänen 
pflegten ihre Erzeugniſſe auch auf Kähnen nach Königsberg zu ſchaffen; 
die aus dem nördlichen Litauen ſtammenden Getreidevorräte wurden 
größtenteils von Tilſit auf dem Waſſerwege nach Memel befördert. Elbing 
bildete den Hauptmarkt und Ausfuhrhafen für das Oberland. 

Sehr viel Getreide ging nicht vom Erzeuger unmittelbar nach den 
Hauptausfuhrplätzen. Die kleineren Landwirte — Kölmer, Schatuller, 
königliche und auch adlige Bauern — ſetzten ihre Vorräte zumeiſt in näher 
gelegenen Städten ab. Die wichtigſten Stapelplätze im Binnenlande waren 
außer dem bereits genannten Tilſit Inſterburg und Wehlau. Sie ſpeicherten 
das in kleineren Poſten zuſammengekaufte Getreide auf und verfrachteten 
es dann auf dem Waſſerwege. Das kleine Wehlau hatte an aufgeſtapelten 
Vorräten: 


1780/0 1790/91 1791/92 

Scheffel Scheffel Scheſſel 
Weizen 852875 13 267% 10551 
Roggen 10 905% 9495 14 983 
Gerſte 7323% 12.0354, 13.3804 
Hafer. 4308 5 897 8 205 
Leinſaat.. 955 1120 14203) 


Nicht alles aus den genannten Seehandelsplätzen ausgeführte Getreide 
entſtammte der preußiſchen Landwirtſchaft. Anſehnliche Mengen kamen 


1) Baezkos Annalen 1793. 
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auf der Memel aus Litauen und Polen herein. Es hatte aber dieſe Zufuhr 
im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts fehr ſtark nachgelaſſen infolge der 
handelspolitiſchen Maßnahmen Friedrichs II. Wenn auch im Königreich 
Preußen der freie Getreidehandel nicht wie in den übrigen Provinzen 
unterbunden war), jo brachte doch die Monopoliſierung des Salzhandels 
den preußiſchen Kaufleuten große Nachteile. Königsberg und Memel 
verloren dadurch ihre Stellung als Umſchlagsorte für das nach Litauen 
und Polen gehende ſpaniſche Salz und die von dort hereinkommenden 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe. Die litauiſch⸗polniſche Ausfuhr zog ſich 
immer mehr nach den kurländiſchen Seeplätzen hin?). 

Im Jahre 1804 wurden von Königsberg und Pillau ſeewärts 33880 
Wiſpel Getreide verſchifft, darunter 9777 Weizen, 12545 Roggen, 1877 ½ 
Gerſte, 972 ½ Hafer und 2660 Erbſen s). Dies Getreide war in der Haupt⸗ 
ſache inländiſcher Herkunft. Das von Elbing und Memel ausgehende 
Getreide ſtammte größtenteils nicht aus Ostpreußen. Aus Elbing wurden 
1791 ausgeführt 14124 Laft Weizen, 4927 Roggen, 31 Erbſen, 852 Gerſte 
und 217 Hafer‘). Elbing war alſo Hauptſtapelplatz für Weizen. Dorthin 
ſetzte das ſtarken Weizenbau treibende Oberland ſeine Erzeugniſſe ab. 

Der Verbrauch an Weizen war im Inlande gleich Null; der hohen 
Preiſe wegen gelangte faſt die ganze Ernte nach Abzug der Ausſaat ins. 
Ausland und zwar nach England und Holland. „Der Königsberger rote 
Weizen wird an der Londoner Börſe ſehr geſucht; denn er gehört zu den 
ſchönſten Gattungen in Europa“). Deshalb warfen ſich die oſtpreußiſchen 
Rittergutsbeſitzer ganz beſonders auf den Anbau des Weizens, und der 
bis 1806 ſtändig ſteigende Verkehrswert der adligen Güter hatte neben 
andern weiter unten zu erörternden Urſachen mit in den von den Eng- 
ländern gezahlten hohen Weizenpreiſen ſeinen Grund. Die in Königsberg, 
Memel, Elbing und Danzig gezahlten Weizenpreiſe richteten ſich ganz nach 
den engliſchen. 

Als im Jahre 1805 die Weizenausfuhr gänzlich unterſagt wurde, um 
den Bedarf der auf Kriegsfuß geſtellten preußiſchen Armee zu decken, da 
verurſachte das in den Streifen des oſtpreußiſchen Adels keine geringe Auf- 
regung. Die ritterſchaftlichen Vertreter erhoben dagegen Vorſtellungen, 


1) Struenſee, Abhandlungen II S. 239. Vgl. auch Hintze, Die Hohenzollern 
. 391. 


a) Roſenwall, Bemerkungen eines Ruſſen S. 100. Vgl. auch Joachim a. a. O. 
S. 164f. 

9 8 Gt.. O. P. 4, I Nr. 107. — Bacz ko führt in feinen Annalen 1792 an, daß 
Königsberg, Elbing und Memel jährlich über 60000 Laft = 3600000 Scheffel Getreide 
aus führten. 

) Bacztos Annalen 1792. 

) Roſenwall a. a. O. S. 105. 
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und auch die Königsberger Kammer ſah ſich veranlaßt, beim Könige die 
Aufhebung des Verbots zu beantragen ). „Der Weizen ift in unſerer 
Provinz noch mehr als die Leinſaat eigentlich derjenige Artikel, durch deffen 
Verkauf der Landwirt vorzüglich das benötigte bare Geld bezieht und 
durch deſſen Ausfuhr die Provinz ihren Bedarf an Colonial- und Manu- 
factur Waaren bezahlt und den Überfluß erwirbt, welcher an Ew. Könige 
liche Majeſtät auswärtige Caſſen abgeführt wird.“ 

Vom Verbot der Weizenausfuhr werde beſonders der Landwirt, 
deffen Wirtſchaft ohnehin jhon recht koſtſpielig fei, hart betroffen. „Wird 
ihm nun die wichtigſte Hülfsquelle, durch welche er bisher bares Geld 
bezogen, der Weizenhandel, verboten, ſo ſind die traurigen Folgen, welche 
hieraus für ſeinen Wohlſtand entſtehen, leicht zu berechnen und werden 
fih um fo mehr offenbaren, als bei den in neueſten Zeiten jo ſehr ge: 
ſtiegenen Güter Preiſen hauptſächlich auf den vorteilhaften 
Verkehr mit Weizen gerückſichtigt iſt“ . 

Der ausgeführte Roggen ging hauptſächlich nach den ſkandinaviſchen 
Reichen und Hollands). Schweden und Norwegen konnten fih ohne die 
preußiſche Roggenausfuhr nicht ernähren ). In allen Getreide einführen- 
den Ländern war auch die Nachfrage nach Erbſen ſehr groß, beſonders 
nach grauen, „die beinahe nur allein in Preußen wachſen“. Lein und der 
faſt ausſchließlich aus Polen ſtammende Hanffamen gingen nach Holland; 
das daraus gepreßte Ol gelangte dann wieder nach Preußen zurück. Ins 
Ausland gingen, des ſtarken inneren Verbrauchs wegen, nur unbedeutende 
Gerſte⸗ und Hafermengen. Ausſchlaggebend für den oſtpreußiſchen Ge- 
treidehandel war die Weizen- und Roggenausfuhr. Profeſſor Schubert 
ſchätzte ſie für die erſten Jahre des 19. Jahrhunderts von Königsberg allein 
auf 5 bis 6000 Laft Weizen und 15 bis 20000 Laft Roggen“). 

Die Getreidepreiſe des Inlandes zeigten ſeit dem Hubertusburger 
Frieden eine große Feſtigkeit, die bis zum Anfang der 90er Jahre an- 
dauerte. Einige Mißwachsjahre brachten immer nur ein vorübergehendes 
Anſchwellen der Preiſe. Alljährlich ſtellten ſich wohl zu gewiſſen Zeiten 
Preisſchwankungen ein, deren Urſachen aber weniger im Ernteausfall, 
als vielmehr in der ungleichmäßigen und öfters ganz ftodenden Zufuhr 


Y K. St.-A. O. P. 8 Nr. 2. 

) Einige adlige Herren ſuchten fih der Lieferungen an das Heer zu entziehen, 
und es mußte mit militärifepen Egefutionen gedroht werden. Sollten dieselben fruchtlos 
fein, fo würden die auf die Widerſtrebenden entfallenden Poften um jeden Preis auf⸗ 
getauft und die Gelder von ihnen beigetrieben werden. 

3) Merkantil. Nachricht. S. 23. 

) Roſenwall a. a. O. S. 106. 

d N. Pr. Prop.⸗Bl. 1854. Geſchichte des Seehandels in Preußen S. 279. 
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begründet waren. Die für den größten Teil der Provinz maßgebenden 
Königsberger Getreidepreiſe ſtanden vom November bis März am nied- 
rigſten, zogen dann ſtärker an und erreichten vom Juli bis Oktober den 
höchſten Stand. 

Vom Ende der 80 er Jahre ab trat eine langſame Aufwärtsbewegung 
der Getreidepreiſe ein, die zunächſt bis 1794/95 andauerte. Ein gleich 
darauf folgender Rückschlag führte vorübergehend einen beunruhigenden 
Tiefſtand herbei. Durch vermehrten Getreideaufkauf von feiten der ſtaat⸗ 
lichen Magazine wurde das weitere Fallen der Preiſe verhindert. Kriegs⸗ 
rat Gervais ſchrieb in dieſer Angelegenheit am 6. Februar 1797 dem Pro- 
vinzialminiſter von Schrötter: „Die Getreide Preiſe ſtehen leider! noch 
immer niedrig ... Im Auslande ift ſelbſt Überfluß ... Ew. Exzellenz 
für die Lieferung hat das platte Land zu danken. Ohne Dazwiſchenkunft 
dieſer Magazin⸗Lieferungen dürften die Preiſe noch mehr gefallen 
ſein“ ). 

Doch brachten die folgenden Jahre ſchon ein ununterbrochenes ſtarkes 
Steigen der Getreidepreiſe, namentlich beim Weizen; 1805/06 war eine 
ganz unerhörte Höhe erreicht. Ende Juni 1805 notierte Memel den Scheffel 
Weizen mit 3 Rtl. 75 Gr. Der Preis der wichtigſten Getreidearten in Königs⸗ 
berg ſtellte fih in einzelnen Jahren des Zeitraums 1768/1805 für den 
Scheffel y): 


1768 | 1779 1785 | 1794 1797 1802 1805 

Gr. Gr. Gr. | Gr. Gr. Gr. Gr. 
Weizen 99—115 | 127—146 | 134—213 | 113—154 | 222—265 | 2 
Roggen 69— 78 72— 91 | 101—185 71— 90 140—171 150—294 
Gerſte 48— 60 55— 71 76—168 | 50— 62 104—122 | 120—157 
Hafer 33— 40 | 40— 52 | 55—107 39— 48 65— 69 | 83—118 
Graue Erbſen A 60— 84 66— 84 75—143 | 144—178 | 58— 87 | 126—136 | 134—178 
Weiße Erbſen J 60— 84 57— 72 | 84-112 | 114—203 — 130—135 134—150 


Die an den verſchiedenen Stapelplätzen der Provinz gezahlten Ge⸗ 
treidepreiſe wichen ſehr voneinander ab. In den Binnenhandelsſtädten 
wurden durchweg erheblich niedrigere Sätze erzielt als in den Seeſtädten. 
Unter dieſen hatte Elbing in der Regel höhere Preiſe als Königsberg, und 
Memel ſtand hinſichtlich der Getreidepreiſe an erſter Stelle. Zur Beran- 
ſchaulichung dafür ſeien einige Preisnotierungen aus verſchiedenen Han- 
delsſtädten mitgeteilt. Im November 1802 und Januar 1805 wurden 
gezahlt für den Scheffel: 


3) Nach den Marktnotierungen des Mög. Int. Zett. 


Tur: | memet | Spans | Aler | zm | zen 


ag 1802 1805] 1802| 1805] 1802 1805| 1802| 1805| 1802| 1805 
| | 


Gr. Gr. Gr. | Gr.] Gr. Gr.] Gr. Gr. Gr. Gr. Gr Gr. 
T T T 
Weizen 222 | 263 | 300 | 270 | 240 | 270 | 195 | 225 | 210 | 277 | 225 | 240 
Roggen 164 | 150 | 195 | 180 | 120 | 159 | 135 | 138 | 156 | 156 | 135 | 135 
Bette 38 | 66 | 108 | 105 | 84 | 105 | 112 | 108 | 96 
afet. d 60| 84 48 60 48| 72| 48| 72 
tane © 120 | 150 | 120 | 120 | 165 | 135 | 96 | 106 
Weiße Erbſen 105 120 114 120 | — — | 90 105 
Karkoffenn. )JFTE EE AE 
| | 


§ 83. Die Errichtung der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 

Das Hauptübel, das die Landwirtschaft des achtzehnten Jahrhunderts 
am kräftigen Aufſchwung hinderte, war der Mangel eines zweckmäßig 
eingerichteten landwirtſchaftlichen Kredits. Zwar konnten alle nicht bäuer 
lichen Güter, auch die Grundſtücke der Erbfreien, Aſſekuranten und ver- 
einzelt fogar die der Hochzinſer, teils ohne jede Beſchräukung, teils mit 
Genehmigung der betreffenden Behörden, in die Hypothekenbücher ein- 
getragen und mit Grundſchulden belaſtet werden. Doch woher diefe Dar- 
lehen nehmen? Offentliche Einrichtungen zur Befriedigung des Tand- 
wirtſchaftlichen Kredits gab es noch nicht; der Landwirt war lediglich auf 
den teueren und jederzeit kündbaren privaten Kredit angewieſen ). Dazu 
ſtieg die Nachfrage nach Darlehen infolge der durch die ſchleſiſchen Kriege 
den Gütern auferlegten Laſten und noch mehr wegen des nunmehr ein⸗ 
ſetzenden Fortſchritts in allen Zweigen der Landwirtſchaft. 

Die adligen Güter waren verhältnismäßig ſtark verſchuldet; viele 
befanden ſich im Pfandbeſitz; manchen adligen Familien drohte die Gefahr, 
ihre altangeſtammten Sitze zu verlieren. Die zur Ausübung bürgerlicher 
Gewerbe nicht berechtigten Adligen im geſicherten Beſitz ihrer Landgüter 
zu erhalten, lag Friedrich II. ſehr am Herzen, und darum bemühte er fih 
eifrig um die Beſeitigung der Kreditnot der Gutsbeſitzer. Die ſchwierige 
Aufgabe erhielt ſchließlich eine zweckmäßige und allgemein zufrieden- 
ſtellende Löſung durch die Errichtung der landſchaftlichen Kreditſyſteme. 
Sie ermöglichten die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes der Grund. 
beſitzer mit Ausſchaltung der den Kapitalmarkt ſolange zu ihrem Vorteil 
allein beherrſchenden Geldmakler, verſchafften den Geldbeſitzenden Ge- 
legenheit zur ſicheren Anlage ihrer Kapitalien und brachten jo erhebliche 


1) v, d. Gott, Geſch. d. Landwirtſch. 1 S. 438. 
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Summen in den wirtſchaftlichen Verkehr, die ſolange ungenutzt aufge- 
ſtapelt lagen, weil viele vermögende Leute aus Furcht vor Verluſten ihre 
Erſparniſſe nicht auszuleihen wagten. 

Zu Zeiten Friedrich Wilhelms I, war vorübergehend daran gedacht 
worden, den ländlichen Bodenkredit mit Hilfe des Staates zu organi- 
ſieren. Eine am 28. Mai 1729 gegebene Kabinettsordre befahl die Er- 
richtung einer Landeskreditkaſſe für die adligen und kölmiſchen Guts⸗ 
beſitzer, da „der itzige Ruin vom Adel und ganzen Preußiſchen Lande 
größeſten Theils aus dem verlorenen Landescredit entſtanden“. Der 
König wollte dafür 200000 Taler hergeben; aber die Ausführung des 
Plans geriet ins Stocken ). 

Den erſten Entwurf zu einem „Oſtpreußiſchen Ritterſchafts-Credit⸗ 
Reglement“ hatten die Deputierten des Adels, von der Oſtpreußiſchen 
Regierung dazu aufgefordert, 1780 ausgearbeitet und am 27. Juni 1781 
dem Könige mit der Bitte um Bewilligung eines Fonds für die Einrich⸗ 
tung des Kreditwerks zur Beſtätigung eingereicht. Obgleich Miniſter von 
Gaudi dem Plane ſehr wohlwollend gegenüberſtand, war doch die Mb- 
neigung des Herrſchers gegen die oſtpreußiſchen Adligen ſo ſtark, daß das 
Geſuch kein Gehör fand. Nach ſeinem Dafürhalten intereſſierten ſich die 
preußiſchen Junker nicht genügend für den Heeresdienſt und hatten ſich 
auch im 7jährigen Kriege nicht loyal genug aufgeführt. In einem erft 
am 13. November dem Generalmajor von Zaſtrow zugehenden Schreiben 
— die oſtpreußiſche Ritterſchaft wurde nicht einmal einer unmittelbaren 
Antwort gewürdigt — bemerkte der König: „ . und weil die Leuten dorten 
ſo particulier ſind, daß ſie nicht dienen wollen, ſo könnet Ihr den Edelleuten 
von meinetwegen nur ſagen, daß ſie dagegen auch kein Landſchaftlich 
Credit Werk kriegen follen, welches Ihr aljo beſorgen werdet“ ). 

Erſt nach dem Tode Friedrichs bekam nach weiteren Verhandlungen 
das von den Vertretern der Ritterſchaft entworfene Reglement die aller- 
höchſte Genehmigung durch die Confirmations⸗Ordre vom 16. Februar 
1788. „Und es Höchſt deroſelben Intention ift, daß diefe neue Oſtpreußiſche 
Landſchaft aller Rechte und Privilegien, welche den übrigen Credit Syſtemen 
beygelegt ſind, ſich ebenfalls zu erfreuen haben.“ Die neue Einrichtung 
erfolgte nach den Grundſätzen des 1770 ins Leben gerufenen Kreditver⸗ 


1) Act. Bor. IV, 1 S. 461; vgl. auch Mauer, Landſchaftl. Kreditweſen S. 1. 

) Geh. StA. Gen.⸗Dir. Oſtpr. Mat. Tit. 29 Nr. 8. Mauer S. 10 nimmt an, 
daß der König die Bewilligung verfagte, um den polttiſchen Einfluß der oſtpreußiſchen 
Stände niederzuhalten. — Vgl. auch Joachim a. a. O. S. 187f. und beſonders Altpr. 
Mon. XIII S. 643 ff., woſelbſt die weiteren Eingaben und Rechtfertigungen des Adels, 
jowie die Antworten des Königs vollftändig verzeichnet ftehen; v. Brünned, Pfand- 
briefſyſteme S. 36 und der ganz auf ihm fußende Altrock, Landwirtſch. Kredit S. 1 
bringen den Schrſſtwechſel nur bruchſtücweiſe. 
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bandes der Ritterſchaft in den ſchleſiſchen Fürſtentümern. Die Landſchaft 
war eine Vereinigung adliger Gutsbeſitzer auf genoſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage mit dem Zwecke, die Bedürfniſſe der einzelnen Genoſſen nach Boden⸗ 
kredit zu befriedigen ). 

Die Kreditbeſchaffung geſchah mittels Ausgabe der auf die Nitter- 
güter ausgeſtellten „Pfandbriefe“, die im Landſchaftsreglement geradezu 
als „Hypotheken⸗Documente“ bezeichnet wurden. Sie ſtellten Schuld- 
verſchreibungen dar, die ein dingliches Recht auf ländliche Grundſtücke 
ohne deren Übergabe zur Sicherung der Forderung einräumten !). Die 
Höchſtgrenze der auf ein Gut auszufertigenden Pfandbrieſſummen wurde 
durch deffen Abschätzung ermittelt; fie erfolgte gemäß den „General- De⸗ 
taxations-Principien“ der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 25. September 
1787. 

Wünſchte der Gutsbeſitzer keine Abſchätzung, und lagen beſondere 
Bedenken nicht vor, ſo konnte „der Preis, wofür das Gut bis zum Ende 
des Jahres 1756 erkauft oder erbſchaftlich angenommen worden“, bei der 
Beſtimmung des Gutswerts zugrunde gelegt und dem Beſitzer „bis auf 
zwei Drittheile des damaligen Erwerbspreiſes Pfandbriefe bewilligt wer- 
den“. Für Güter, die zwiſchen 1757 und 1780 erworben waren, kam nur 
die Hälfte des Erwerbspreiſes bei der Bepfandbriefung in Anſetzung. 
Den noch ſpäter erworbenen Gütern wurde ohne Abſchätzung nur ein 
Drittel des Erwerbspreiſes in Pfandbriefen bewilligt. Güter, für die eine 
Sonderabſchätzung beantragt wurde, durften bis zu zwei Dritteln des 
feſtgeſetzten Wertes beliehen werden. Dem Darlehnsſucher ſtand es frei, 
die Aushändigung der Pfandbriefe zu fordern, oder deren Umſetzung in 
bares Geld der Landſchaft zu überlaſſen und es von ihr in Empfang zu 
nehmen. 

Die Schuldner entrichteten die „Zinſen von den auf ihre Güter aus- 
gefertigten Pfandbriefen in halbjährigen Terminen an die Landſchafts⸗ 
Caſſe“, und dieſe zahlte „ſolche in eben dieſen Terminen an die Creditores 
ohne den geringſten Aufenthalt und Koſten gegen bloße Präſentation 
ihrer Pfandbriefe“. Die den Pfandbriefinhabern gewährleiſtete Sicherheit 
für die Einlöſung ihrer Forderungen ging außerordentlich weit. Die Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Leiſtung der Zinſen und Einlöſung der Pfandbriefe 
ruhte nicht allein auf dem Beſitzer des beſonders verſchriebenen Gutes, 
ſondern die „zum Creditwerk verbundenen ſämtlichen adligen Güter in 
Oſtpreußen und dem fortmehro dazu gehörigen Bistum Ermland“ waren 
in der Art verpfändet, „daß aller, auch durch die außerordentlichſten Un⸗ 


3) o. b, Oolp u. Wägodsinsti im W. b. 8, II 6. 285 
d Mauer a. a. O. ©. 
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glücksfälle an dem namentlich verpfändeten Grundſtücke ſich ereignender 

Ausfall dem Gläubiger von der Landſchaft vertreten und ihm deshalb 
ohne alle proeeſſualiſche Weitläuftigkeit und Koſten, an Kapital und Zinſen 
bare Zahlung geleiſtet“ werden mußte. 

Dieſe „Generalgarantie“ oder die Solidarhaftung aller zum Kredit- 
werk verbundenen Güter!) verbürgte die „materielle Fundierung“ der 
Pfandbriefe, d. h. die weiteſtgehende Sicherſtellung des in Pfandbriefen 
angelegten Vermögens und der Zinſen. Da die Pfandbriefe weder auf 
den Namen des Gläubigers, noch auf den des Schuldners, ſondern nur 
auf beſtimmte Güter ausgeſtellt waren, ſo konnten ſie „im Publico unge⸗ 
hindert eireuliren und aus einer Hand in die andere übergehen, ohne daß 
es dazu einer beſonder Ceſſton, Giro oder anderer Weitläuftigkeiten“ 
bedurfte. Die bloße Vorzeigung genügte, den Inhaber eines Pfandbriefes 
als deſſen rechtmäßigen Eigentümer bei der Landſchaft auszuweiſen. Die 
Pfandbriefe beſaßen alſo die Eigenſchaften der Wertpapiere, gelangten 
wie dieſe in den freien Verkehr und erfuhren dann ein Steigen und Fallen 
ihres Kurswertes. Vor 1806 ſtanden die Pfandbriefe der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft 1 bis 2% über dem Nennwert. 


Die Landſchaft war eine öffentliche Korporation unter Staatsauſſicht. 
Dieſe handhabte als erſter königlicher Kommiſſar und General-Landſchafts⸗ 
Präſident der um das Zuſtandekommen des Kreditverbandes ſehr ver⸗ 
diente Großkanzler Freiherr von Carmer. Die innere Einrichtung der 
Landſchaft beruhte auf dem Grundgedanken der Selbſtverwaltung und 
Selbſtverantwortlichkeit. Die Direktion hatte den Charakter einer öffent- 
lichen Behörde, beſtand aber aus Mitgliedern der Genoſſenſchaft und ging 
aus Wahlen hervor. An der Spitze der Verwaltung ſtand die General- 
Landſchaftsdirektion, beſtehend aus einem Direktor, zwei Landſchaftsräten, 
einem Syndikus und den nötigen mittleren und unteren Beamten, mit 
dem Sitze in Königsberg. Zum General-Landſchafts⸗Direktor wurde der 
Geheime Etatsminiſter Oberburggraf von Oſtau auf Lablacken gewählt; 
er bekleidete dieſen Poſten von 1788 bis 1805. 

Die Erledigung aller mit der Abſchätzung und Bepfandbriefung der 
Güter zuſammenhängenden Geſchäfte ließ ſich von der Zentralſtelle allein 
nicht durchführen, weshalb die Provinz in drei Departements eingeteilt 


1) Damit waren nicht nur die bepfandbrieſten Güter gemeint, ſondern die königliche 
Veſtätigungsurkunde hatte ausdrücklich hervorgehoben, daß jeder den Landſtänden zu⸗ 
gehörige Gutsbeſtzer der neugeſchaffenen Verbindung „unweigerlich beytreten und 
jolchergeftalt der geſamte Adel fid vereinigen werde“. Den Pfanbbriefinhabern 
hafteten alfo die „zum Creditwert verbundenen ſämtlichen adligen Güter in Dft- 
preußen und dem fortmehro dazu gehörigen Bistum Ermland“ (o. Brünned 
a. a. O. S. 37). 
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wurde. Die Abgrenzung der Departements geſchah nach Landrätlichen 
Kreiſen: 

1. Zum Departement Königsberg gehörten die vier Kreiſe Schaaken, 
Tapiau, Brandenburg und Raſtenburg. 

2. Das Departement Mohrungen umfaßte die vier Kreiſe Mohrungen, 
Neidenburg, Braunsburg, Heilsberg und die beiden in Weſtpreußen liegen⸗ 
den Erbämter Deutſch⸗Eylau und Schönberg. 

3. Zum Departement Angerburg gehörte der ganze Litauiſche Kammer⸗ 
bezirk. 
Die Departements-Direktionen waren mit je einem Direktor und 
mehreren Landſchaftsräten beſetzt, die alle der eingeſeſſenen Ritterſchaft 
entſtammten. Sämtliche landſchaftlichen Behörden waren kollegialiſch 
organiſiert; die höchſte Entſcheidung ſtand bei dem aus den Deputierten 
der Mitglieder gebildeten Generallandtag. 

Der Sicherſtellung der Gläubiger diente außer der Generalgarantie 
auch der vom Könige bewilligte Fonds von 200000 Ntl. Außerſt wichtig 
für das ganze Kreditſyſtem war eine möglichſt zuverläſſige Abſchätzung 
und vorſichtige Beleihung der Güter. Friedrich II. hatte ſehr eingehende, 
den damaligen Verhältniſſen angemeſſene Taxvorſchriften erlaſſen “), die 
für die einzelnen Landſchaften verbindlich waren, aber den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen angepaßt werden konnten. Die Abſchätzung wurde vorgenommen 
von kreiseingeſeſſenen Landſchaftsräten, aljo praktiſchen, mit den Ortlich. 
leiten vertrauten Landwirten. Bei dem gemeinhin als Geſamt⸗ oder Guts. 
taxe bezeichneten Verfahren wurde mit größter Sorgfalt und Genauigkeit 
durch Gegenüberſtellung der Geſamteinnahmen und ausgaben der Guts- 
reinertrag ermittelt, beten 20 facher Betrag dann den Taxwert des Gutes 
darſtellte. Schon bei der Abſchätzung beobachtete man die größte Vorſicht, 
um das Kreditwerk vor Einbußen zu bewahren; außerdem bot die jedes- 
malige Nachprüfung der Taxe durch die General -Landſchafts⸗Direktion 
noch eine vermehrte Gewähr für deren Richtigkeit. 

Die erſte Bewilligung und Ausgabe Oſtpreußiſcher Pfandbriefe geſchah 
zum Weihnachtstermin 1788; damals kamen insgeſamt für 324150 Ntl. 
Pfandbriefe zur Ausgabe ). Von dieſer erſten landschaftlichen Jahres- 
Pfandbriefs-Verſur entfielen 

auf das Königsbergſche Departement 194000 Ntl. 
„ „ Mohrungenſche P 105150 „ 
und auf das Angerburgſche „ 25000 „ 

Die Entwicklung des Inſtituts während der erſten 17 Jahre verlief 
ungeſtört günſtig. Bis zum Weihnachtstermin 1797 waren 260 Güter 


2) v, b. Golf, Geſch. d. L. JS. 443. ) Denkschrift d. Oſtpr. Landſch. S. Sff. 
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mit insgeſamt 4571850 Rtl. beliehen worden. Am Johannitermine 1806 
betrug die Zahl der zum Kreditſyſtem vereinigten adligen Güter bereits 
479, auf die Pfandbriefe im Betrage von 9399475 Ntl. ausgefertigt waren. 
Die im Herbſt 1805 erfolgte Mobiliſierung des Heeres und der im folgenden 
Jahre ausbrechende Unglückliche Krieg bereiteten dem erfreulichen Aufſtieg 
eine jähe Unterbrechung; länger als zwei Jahrzehnte dauerten die ſchweren 
Zeiten für die Oſtpreußiſche Landſchaft. 


$ 84. Der Einfluß der landſchaftlichen Beleihung auf den Grundbeſitz 
bis 1806. 


Die allgemeinen wirtſchaftlichen Folgen der Errichtung des ritter⸗ 
ſchaftlichen Kreditwerks waren zunächſt durchaus günſtige. Der vermehrte 
Geldumlauf bewirkte bedeutende Verbeſſerungen auf den verſchiedenſten 
Gebieten der landwirtſchaftlichen Produktion. Einzelne Güter zeigten 
erſtaunliche Fortſchritte der Bewirtſchaftung). Schon die Ausſicht auf 
eine möglichſt hohe Abſchätzung ſpornte viele Gutsbeſitzer an, die veralteten 
Betriebsformen aufzugeben und rationeller zu wirtſchaften, um die Erträge 
zu ſteigern. Allerorten fand, wie wiederholt erwähnt, eine anſehnliche 
Vermehrung der Anbauflächen durch Rodung der Wälder, Entwäſſerung 
von Brüchern und Umpflügung von Balwen- und Dröſchländereien ftatt; 
die Viehſtapel wurden bedeutend vermehrt und die Schäfereien vergrößert. 
Bei Bearbeitung der Acker ſuchte man ſich von den bäuerlichen Scharwerks⸗ 
dienſten nach und nach unabhängig zu machen, was wieder für die An- 
ſchaffung von Geſpannvieh und Inventar bedeutende Summen erforderte. 
Gute Beiſpiele von den erheblichen Verbeſſerungen, die im Laufe weniger 
Jahre vorgenommen worden waren, gaben die Taxen derjenigen Güter, 
die in der Zeit vor 1806 mehrmals abgeſchätzt wurden, da ihre Beſitzer 
infolge der aufgewendeten Meliorationen eine Höherbeleihung ihrer Güter 
erſtrebten ). 

Die Einrichtung der Landſchaft brachte nicht allein den oſtpreußiſchen 
Gutsbeſitzern erhebliche Vorteile, ſondern bewirkte auch eine Hebung 
des Wohlſtandes der andern Bevölkerungskreiſe in Stadt und Land. Durch 
die Ausgabe der Pfandbriefe wurde der Geldumlauf nicht unweſentlich 
erhöht, was ſowohl die Aufwärtsbewegung der Löhne der arbeitenden 
Klaſſen als auch das Gedeihen der ſtädtiſchen Erwerbszweige aufs günſtigſte 
beeinflußte. 

Der glänzende Fortſchritt blieb indeſſen nicht ohne bedenkliche Schatten 
ſeiten. An und für ſich wirkte es ſchon ungünſtig, daß nur einer Gruppe 
der ländlichen Grundbeſitzer die Wohltat einer zweckentſprechenden und 


1) Mauer a. a. O. S. 27. ) 3. B. Ranten, Frödau, Sorquitten. 
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ausreichenden Kreditverſorgung zuteil wurde). Die kölmiſchen Güter 
mußten nunmehr in der Bewirtſchaftung gegen die adligen zurückbleiben ), 
und die Rittergutsbeſitzer erhielten zu ihren ſonſtigen Vorrechten nun noch 
ein vergrößertes wirtſchaftliches Übergewicht. 

Als dem Gemeinwohl beſonders zuträglich hatten viele die Gidd, 
terung des Erwerbs von Grundſtücken infolge der geregelten Kreditbeſchaf⸗ 
fung anſehen wollen). In Wirklichkeit zeitigte das aber die nachteiligſten 
Folgen. Den reichſten und wohlhabendſten Gutsbeſitzern wurde in ihrem 
Streben nach Ausweitung ihrer Beſitzungen durch Auskaufen der kleineren 
und ſchwächeren Landwirte geradezu Vorſchub geleiſtet. Kaum war der 
landſchaftliche Kredit organifiert, da machte fich jhon die zunehmende Auf- 
ſaugung der kleineren Beſitzſtellen durch den Großgrundbeſitz bemerkbar. 

Die Veräußerung der den Immediateinſaſſen zugehörigen Grund- 
ſtücke an Edelleute war ausgeſchloſſen, und die adligen Bauernſtellen 
ſchützte das Friederizianiſche Edikt vom 12. Auguſt 1749; alſo konnte die 
Vergrößerung der Rittergüter nur auf Koſten der kölmiſchen und ſonſtigen 
unadligen Güter geſchehen. Da ſich die Fälle mehrten, in denen die Guts- 
beſitzer die durch Bepfandbriefung ihrer Güter erhaltenen Kapitalien zur 
Erwerbung benachbarter kölmiſcher Grundſtücke verwendeten), mußte 
zur Erhaltung des Beſitzſtandes der Kölmer eine beſondere Verordnung 
erlaſſen werdend). 

Damit war der durch die erleichterte Kapitalsbeſchaffung verurſachte 


1) 1789 trug die General-Landſchafts⸗Direktion an, „daß auf ein Domainen- oder 
Kämmereh Grundſtüg, welches zu adüchen Rechten auf Erbzins oder Erbpacht aus- 
gethan worden, Pfandbriefe eingetragen werden könnten“; aber die Kammern erhoben 
dagegen Einſpruch. 

2) Ein am 12. Februar 1800 Herausgegebener „Anhang zum Oftpr. Sonia eat 
beftimmte zum Art. III, „diejenigen kollmiſchen Güther, welche zum Inbegrif eines 
aplichen Gute urſprünglich nicht gehören, ſon dern erft in der Folge zu einem adlichen 
Guth erworben, auch im Hypotheken-Buche des competenten Domainen Juſtiz Amts 
eingetragen worden, find, ſolange jie mit dem adlichen Guth zuſammen be⸗ 
ſeßen werden, von der Theilnahme am Kredit⸗Inſtitut nicht aus zu⸗ 
d EN doch geſchieht die Ausfertigung der Pfandbriefe auf den Namen des adlichen 

utha“. 

Y) Rabe, Weſen der Pfandbriefe I S. 66. 

4) 1789 ließ Baron von Korff feine 142 Hufen großen Bledauſchen Güter behufs 
Beleihung abjhägen. Die landſchaftliche Taxe ftellte deren Wert auf 173353 Ril. feft. 
Daß ein Teil der bewilligten Pfandbriefe für den Ankauf von Grundſtücken verwendet 
wurde, darf daraus geſchloſſen werden, daß die Behörden 1791 darauf qufmerkſam 
machten, daß der v. Korff kürzlich drei Preußiſche Freigüter und einen lölmiſchen Krug 
an ſich gebracht hätte. — Der um bie Hebung der oſtpreußiſchen Landwirtschaft ſeht 
verdiente v. Korff war wegen der Güteraufkäuferei allgemein befannt. Bei der Her- 
erbpachtung der Königsberger Kümmereigüter Quednau und Maraunen 1797 war der bis⸗ 
herige Pächter ohrmoſer daruber beſorgt, „daß bei der Lieitation der Capitain v. Korff, 
der schon viele adliche und lölmiſche Güter befit, den höchſten Bott machen wolle“. 

5) Vgl. oben S. 227ff. 

Stein, Die Ländl. Verfaſſung Oſtpreußens. Schr. d. Juf. f. Cp. W. Heft 5. 3 
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regere Güterverkehr nach der einen Seite eingedämmt, aber keineswegs 
unterbunden worden. Fortan unterlagen zwar nur Rittergüter der Frei 
heit der Erwerbung durch Adlige, aber dieſe Freiheit wurde auch in vollſtem 
Maße ausgenutzt. Vom Anfange der Wer Jahre bis 1806 herrſchte in Oſt⸗ 
preußen ein wahrer Handel mit adligen Gütern. Es haben nur wenige 
Güter in dieſem Zeitabſchnitt ihre Beſitzer nicht gewechſelt. Viele gingen 
aus einer Hand in die andere; ſie wurden allein mit der Abſicht zu gewinnen 
erworben und bald wieder losgeſchlaegn. Die adligen Güter waren bloße 
Spekulationsobjekte geworden. Der unſinnige Güterſchacher führte zu 
einem unerhörten Hinaufſchnellen der Preiſe für Grund und Boden 
und zu einer raſchen und übermäßigen Verſchuldung vieler Rittergüter. 
Der Verkaufswert der meiſten Güter ſtieg in wenigen Jahrzehnten, ja 
manchmal in einigen Jahren auf das Doppelte und Dreifache, nicht ſelten 
auf das Vier- und Fünffache. 

Das Gut Borken, das 1764 12000 Rtl. und 1775 15000 Rtl. gefoftet 
hatte, wurde 1806 landſchaftlich auf 82000 Nil. abgeſchätzt'). Das 1794 
auf 44300 Rtl. taxierte Metgethen wurde 1805 für 110300 Ntl. verkauft). 
1794 betrug die Taxe des adligen Gutes Gr.⸗Miſchen 46000 Ntl., der Rauf- 
preis 1805 ſchon 115300 Rtl.?). Der Kaufpreis des adligen Gutes Eichen 
ſtieg in einem Jahrzehnt von 21000 auf 63000 Rtl.). Perkuiken wurde 
vor 1794 in Erbteilung zu 8000 Rtl. genommen und 1805 auf 57061 Rtl. 
taxiert?). Das 31 Hufen umfaſſende Rittergut Irglacken wurde 1792 
mit 28000, drei Jahre darauf mit 35000 Rtl. bezahlt. Die landſchaftliche 
Taxe von 1798 betrug 37612 Rtl., 1805 aber wurden dafür 64000 Rtl. 
bezahlt. Dieſer Preis war offenbar zu hoch; denn bereits im folgenden 
Jahre kam das Gut in Sequeſtration und ſchließlich auf Antrag eines 
Wucherjuden zur Zwangsverſteigerunge). Gr.⸗Sausgarten wurde 1785 
für 17000, 1788 für 21000, 1792 für 29000 und 1798 für 34 000 Mil. 
verkauft und 1804 von der Landſchaft auf 48327 Nil. geſchätzt). Es waren 
beſonders die kleineren Güter im Schaakenſchen, Brandenburgiſchen und 
Tapiauſchen Kreiſe, die wie eine Ware aus einer Hand in die andere gingen. 
In den übrigen Kreiſen der Provinz ſtand der Güterhandel weniger in 
Blüte. Das Gut Pellen wechſelte im Laufe des 18. Jahrhunderts Imal 
den Beſitzers). Unter anderm kam es 1783 für 30000, 1788 für 43388, 
1793 für 51000 und 1800 für 70000 Rtl. zum Verkauf. Für Pogrimmen 
in Litauen wurde 1767 ein Verkaufspreis von 10000 Rtl., 1771 von 17000 
Rtl., 1796 von 33000 Ntl. erzielt. Das Gut Neuhof in Maſuren wurde 


1) v. Baezko, Über die ungtückl, Berhältn. S. 31. ) Krug, Dftpr- I S. 63. 
3) Ghenda S. 128. ) Ebenda S. 312. ) Ebenda S. 313. *) Landſchaftl. 
Taxallen. 5) Krug a. a. O. S. 565. 

9) v. Baczlo, Wodurch of, Oftpr. Leiden S. 49. 
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1754 in Erbteilung für 23333 Rtl. angenommen; 1798 wurde es für 116000 
AL. und 1801 für 122000 Ntl. verkauft; 1804 betrug das darauf gemachte 
Gebot 140000 Rtl. Y. 

Da die allerwenigſten Gutskäufer über genügende bare Geldmittel 
verfügten, ſie vielmehr aus dem Güterhandel zu gewinnen trachteten, 
blieb der größte Teil der übermäßig gezahlten Preiſe als Kaufgeldreſte 
auf den Gütern haften, und die Verſchuldung des Grundeigentums ſtieg 
unaufhaltſam. L. v. Baczko gibt in ſeinen Schriften hierfür mehrere 
ſprechende Beiſpiele. Vier Güter, die zu 88000 Rtl. taxiert und mit 137500 
Rtl. bezahlt worden waren, hatten 123000 Ntl. eingetragene Schulden, fo 
daß alfo die Barzahlung nur 14500 Rtl. betragen hatte. Die beiden Güter 
Abſinthkeim und Wange waren für 36000 Rt. gekauft und nach zwei 
Jahren fon mit 52000 Ril. belaſtet. 

Eine Begleiterſcheinung dieſer bedenklichen Zuſtände war die unge 
wöhnliche Steigerung der Lebenshaltung, die raffinierte Verfeinerung 
des Geſchmacks, der in den höheren Kreiſen bald nach Beendigung des 
7jährigen Krieges einreißende Luxus:). „Beinahe in jeder kleinen Stadt 
wurden Bälle gegeben. Man zog für den Winter nach Königsberg und 
überließ die Wirtſchaft Pächtern oder gewinnſüchtigen Adminiſtratoren. 
Die Koſten für Hausrat, die Tafel und die Kleidung, wobei man immer 
nur auf die Mode Rückſicht nahm, Wegen mit jedem Jahr“). Durch ſolche 
Aufwendungen vergrößerte ſich die Schuldenlaft vieler Güter noch mehr. 

Die ungeſunden wirtſchaftlichen Zuſtände vor 1806 waren mit eine 
der Urſachen für den gänzlichen Zuſammenbruch des oſtpreußiſchen Groß⸗ 
grundbeſitzes in den folgenden Jahrzehnten. Die üble Kreditwirtſchaft“), 
die ſich durch rückſichtsloſes Gewinnſtreben immer mehr ausbreitete, legte 
den Keim zum Vermögensverfall unzähliger Familien. Viele Gutsbeſitzer 
befanden ſich ſchon vor Ausbruch des Krieges in der mißlichen Lage, den 
Eintritt ungünſtiger Zeitumſtände nicht mehr aushalten zu können. Es 
mehrten ſich die Fälle, in denen der Landſchaft die Zinſen nicht gezahlt 
werden konnten und die Güter unter Sequeſtration geſtellt werden mußten. 
Doch ſah nur der Eingeweihte dieſe Schäden; die Allgemeinheit befand ſich 
in der angenehmen Täuſchung, daß die Aufwärtsbewegung des Wirt- 
ſchaftslebens eine ſtetige fein werde. Geſtützt wurde dieſer Glaube durch 
den ungemein günſtigen Preisſtand aller landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe. 


1) Krug, Nationalreichtum 1 S. 408. 

») Scheffner, Mein Leben S. 67: „Vom Einmarſch der Ruffen datire ich das 
eigentliche Aufkommen des Luxus in Preußen. Sie brachten viel mehr Geld ins Land, 
als man bis dahin im Umlauf geſehen .... — Bal. auch Ude, Agrarkriſts S. Sff. 

nn, Baczko, unglückl. Verhältn. S. 28. 

4) Geh. StA. R. 89 C. XXI: Gutachten des Juſtizamtmanns Stern in Sensburg 
über den Zustand der Gutsbeſißer 1828. 
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Die hohen Getreide- und Viehpreiſe fteigerten die Erträge der Güter und 
verſchafften den meiſten Beſitern die Möglichkeit, ihren Verpflichtungen 
auch bei übermäßiger Verſchuldung nachzukommen. 

Eine lebendige Schilderung dieſes treibhausartigen Wachstums des 
oſtpreußiſchen Wirtſchaftslebens vor 1806 gibt der Königsberger Hiſtoriker 
Baczko. Nachdem er über die fi mehr und mehr verbreitende Sitten- 
verderbnis geſprochen, fährt er fort: „So verſchwand die Religioſität mit 
all ihren herrlichen Folgen, indes Luxus und Sinnlichkeit täglich neue 
Rieſenſchritte taten und ein unabläſſiges Sehnen nach neuen Genüſſen 
beinahe allgemein war. Nun erſchien das landwirtſchaftliche Kreditſyſtem 
und bot jedem die Gelegenheit zum Schuldenmachen dar. Der Nominal- 
wert der Güter wurde erhöht, nicht aber das Einkommen ... Es fchien 
in Preußen ein Überfluß an Geld zu ſein, weil die Landſchaft durch die 
Pfandbriefe die Zeichen des Werts vermehrt hatte; denn die Pfandbriefe 
waren ein offenbares Papiergeld und trugen deſſen beſtimmten Charakter 
bei fich; fie galten nämlich für jeden Inhaber ohne Indoſſo und Ceſſion; 
bei der aber durch dieſes Papiergeld erzeugten Täuſchung von Geldüberfluß 
fehlten keinem Adligen die Fonds zum Ankaufe eines Grundſtücks. Daher 
verließ eine Menge adliger junger Männer, die in Friedrichs Zeitalter 
noch 20 bis 30 Jahre gedient haben würden, ſogleich den Kriegsdienſt, und 
ohne landwirtſchaftliche Kenntniſſe, mit gar keinen oder geringen Fonds 
kauften fie jetzt Landgüter ... (Um beim Verkauf der Güter zu gewinnen), 
putzte man die Wohngebäude auf, verſchönerte die Gärten, legte engliſche 
Parks an, ließ ausländiſches Vieh und Ackergerät kommen, ſelten aus 
wirklicher Neigung zur Landwirtſchaft, ſondern nur um zu glänzen oder 
Käufer anzulocken; denn das Grundeigentum wurde zur Ware herab- 
gewürdigt, wobei man nicht vorzüglich durch Okonomie und Ertrag, ſon⸗ 
dern nur beim Verkauf zu gewinnen ſuchte. Alle Anhänglichleit an das 
Grundeigentum ging verloren; das ſchöne Band zwiſchen den Grundherren 
und Gutseinſaſſen hörte auf; ſie waren nicht miteinander erwachſen und 
gealtert, folglich einander fremd ... Ein beſtändiges Schachern mit Gütern, 
Equipagen, Dofen, Uhren und Ringen wurde gemein ... Dieſes alles 
zuſammengenommen, hatte Oſtpreußens Grundeigentümer ſchon vor dem 

Ausbruch des Krieges in eine ſolche Lage geſetzt, daß bei ihren großen 
Schulden und unbedeutenden Fonds ſchon ein kleiner Unfall ihr Verderben 
nach ſich ziehen mußte.“ 

Haxthauſen urteilt S. 184: „Es war damals garnicht nöthig, daß 
man Vermögen hatte, um Güter zu kaufen; man kaufte ſie wie jetzt ein 
Staatspapier, um ſie mit einigem Profit in der nächſten Stunde wieder 
zu verſchachern. Man erzählt ſich, daß bei Diners in Königsberg Güter 
während des Eſſens in mehrere Hände geraten find. Man verſchuldete 
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ſein ererbtes, vielleicht ſchuldenfreies Gut, jo hoch man konnte, und kaufte 
mit den erhaltenen Pfandbriefen neue Güter. Es war ein Handel und 
Wandel wie der mit den holländiſchen Blumenzwiebeln!“ 

Der fieberhaft betriebene Güterſchacher wirkte auf die ſozialen Bu- 
ſtände des platten Landes höchſt verderblich. Das Verhältnis der herrſchen⸗ 
den zur beherrſchten Klaſſe verſchlimmerte ſich. Indem „das angeerbte 
Rittergut zum Gegenſtande gemeiner Spekulation herabgewürdigt“ wurde, 
mußte die Grundherrſchaft ihre Pflichten den Untertanen gegenüber ver- 
nachläſſigen. Das patrimoniale Verhältnis ſollte durch gegenſeitige Achtung 
und Liebe getragen fein; aber „wie konnte dieſe Grundherrlichkeit dieſen 
Zweck wohl erreichen, wenn ſie alle Augenblicke wie eine feile Dirne aus⸗ 
geboten wurde“? ) Das Vertrauen und die Anhänglichkeit der Unter- 
tanen mußten ſchwinden, wenn die Gutsherren unaufhörlich wechſelten, 
wenn fie in ſchnöder Gewinnſucht die Güter und deren Einſaſſen ausben- 
teten und dann an den erſten beſten Käufer abſtießen. Was konnte bei 
dieſer Handlungsweise, die die Gutseingeſeſſenen lediglich als Betriebs- 
inventar wertete, anders entstehen „als ftatt Liebe Haß, Datt Reſpekt Ber- 
achtung, Datt Gehorſam Widerſpenſtigkeit, ſtatt Treue Falſchheit, ftatt 
Hingebung Verſchloſſenheit, ott Offenheit Tücke und Mißtrauen“ 29 

An die Möglichkeit derartiger Wirkungen, die letzten Endes durch die 
landſchaftliche Kreditorganiſation verurſacht worden waren, hatten ihre 
Schöpfer nicht gedacht. Friedrichs des Großen Abſicht war es doch 
geweſen, durch die erleichterte Kreditbeſchaffung den Adel im Beſitz der 
angeſtammten Güter zu erhalten. Dieſer Zweck war nicht erreicht worden, 
ſondern das gerade Gegenteil eingetreten“). 


$ 85. Der Wert der ländlichen Grundſtücke. 


Der Wert eines Grundſtücks im alten Preußen wurde nicht wie heute 
vorwiegend durch ſeine Größe, Lage und wirtſchaftliche Kultur beſtimmt, 
ſondern die beſitzrechtlichen Bedingungen beeinflußten damals den Guts- 
wert in erheblichem Maße. Je größere Vor- und Sonderrechte dem Be- 
figer eines Gutes zuſtanden, deſto höher wurde auch fein Beſitz bewertet. 
Demnach ſtanden die mit den Jura feodalia begnadeten adligen Beſitzungen 
im Werte nicht unbeträchtlich höher als entſprechend große andere Land- 
güter ). 

Leopold Krug hat uns im erſten Bande ſeiner „Betrachtungen über 


3) v, Cölln, Materialien II S. 17. 

3) Ebenda G. 18. ) Mauer a. a. D. 

4) Damit joli keineswegs gejagt jein, daß Dé berieben für gut beiwirt- 
ichaftete fulmiſche und Erbpachtsgüter Höhere Preiſe erzielt wurden als für Nittergüter 
gleichen Umfangs. 
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den Nationalreichtum des Preußiſchen Staates“ auf S. 410ff. eine Zu- 
ſammenſtellung des Wertes der adligen Güter in Oſtpreußen übermittelt. 
Offenbar find von ihm Angaben über tatſächlich gezahlte Preiſe und land- 
ſchaftliche Taxen verwendet worden, wodurch zwar im einzelnen die Zahlen 
zueinander nicht im richtigen Verhältnis ſtehen, da die Verkaufspreise 
meiſt die Taxen überſtiegen; im allgemeinen kann aber die Tabelle als 
recht brauchbar gelten. Sie ſoll deswegen im Auszuge hier eine Stelle 
finden; um die Anſchaulichkeit dabei zu erhöhen, find noch die Gütergrößen 
eingefügt worden. 
Es ſtellte ſich um das Jahr 1800 der Wert der Güter 
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Die Überſicht ift in verſchiedener Hinſicht lehrreich. Wenn auch, wie 
vorhin bemerkt, das Vorhandenſein einträglicher Gerechtſame für die 
Wertbemeſſung adliger Güter von Bedeutung war, ſo kam das doch vor⸗ 
zugsweiſe nur unadligen Grundſtücken gegenüber zum Ausdruck; inner⸗ 
halb des Kreiſes der adligen Güter gab doch der wirtſchaftliche Zuſtand 


= 588 


den Ausſchlag. Daraus erklärt ſich das außergewöhnliche Schwanken der 
auf die Hufeneinheit zurückgeführten Bodenpreiſe der verſchiedenen Ritter 
güter. Während der Wert der Hufe ſich bei den Gilgenburgſchen Gütern 
auf 100, bei Gr.-Peiſten und Wildenhof auf 225 und bei Reichertswalde 
auf 380 Rtl. ſtellte, ſtieg er bei Puſchkaiten auf 845, bei Kuglacken auf 
1700, bei Schrombehnen auf 1850 und bei Willkühnen gar auf 2855 oder 
das 28%, fache des Durchſchnittswerts der Gilgenburgſchen Güter. Frei- 
lich muß dabei berückſichtigt werden, daß die zuerſt genannten Beſitzungen 
längere Zeiten hindurch niemals zum Verkauf geſtellt wurden, die ange 
gebenen Wertzahlen alſo nur auf Abſchätzungen beruhen und deshalb 
gegen tatjächlich gezahlte Preiſe zurückbleiben. Immerhin verraten die 
Zahlen deutlich genug die ungeheuren Unterſchiede in den Wertverhält ⸗ 
niffen der Rittergüter. 

Worin lagen dieſe begründet? Die Erträge der adligen Ländereien 
gingen bedeutend auseinander, je nachdem ſie mit Wald beſtanden waren 
oder von Hinterſaſſen genutzt oder durch Vorwerksbetrieb bewirtſchaftet 
wurden. Die Waldungen ſtanden nach ihrem Nutzungswert an letzter 
Stelle; je umfangreicher die Waldungen eines Rittergutes, deſto geringer 
ſein Geſamtwert. Die angemeſſene Verwertung des Holzbeſtandes war 
in den abgelegenen Gegenden Maſurens und des Oberlandes ſozuſagen 
ausgeſchloſſen; nur in der Nähe der Landeshauptſtadt und ſchiffbarer 
Waſſerſtraßen konnten aus den Forſten namhaftere Einnahmen erzielt 
werden. In der Regel warfen auch die von Bauerdörfern eingenommenen 
Flächen keine beſonders großen Erträge ab, weshalb die Gutsherren mab- 
läſſig beſtrebt waren, die Bauern zu legen oder ihren Beſitzſtand zu be- 
ſchneiden. Mit der Einſchränkung der Frondienſte und Erblichmachung 
vieler Bauern war zwar der Zins allgemein erhöht worden; doch blieben 
die beſtändigen und unbeſtändigen Gefälle der Dörfer immer noch hinter 
den Summen zurück, die die Vorwerke einbrachten. Die höchſten Erträge 
erzielte der Gutsbeſitzer durch die Bewirtſchaftung vom Hofe aus, beſon⸗ 
ders dann, wenn er ſie den Fortſchritten der Technik anzupaſſen verſtand. 
Die verpachteten adligen Güter wurden gewöhnlich heruntergewirtſchaftet 
und ſtanden deshalb niedrig im Preiſe. 

Die Gilgenburgſchen Güter waren durchſchuittlich am niedrigſten 
veranſchlagt, da ſie zu reichlich zwei Fünfteln aus Wäldern beſtanden; 
von der übrigen Fläche gehörte mehr als die Hälfte zu etwa 20 Bauerdörfern, 
und der Neft beſtand aus „verarrendierten“ Vorwerken. Mit Gr.-Peiſten 
und Wildenhof verhielt es fih ähnlich. Zu erſterem gehörten 8 Bauern- 
dörfer und 11 Vorwerke; davon waren 9 ſtändig verpachtet und zwei 
wurden adminiſtriert. Bei Wildenhof umfaßte der bäuerliche Grund und 
Boden rund 220 Hufen; die ganze Beſitzung war an einen Generalpächter 
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ausgetan. Die Nutzung der drei großen Herrſchaften war alſo durchaus 
extenſiv, und dementſprechend wurden ſie auch gering gewertet. 

Je intenſivere Wirtſchaftsformen die Güter aufwieſen, deſto höher 
ſtanden ſie im Preiſe. Den Beſitzungen des Samlandes und Natangens 
kam noch die günſtige Lage für den Abſatz nach Königsberg zu ſtatten. In 
dieſen Gebieten zahlte man daher die höchſten Bodenpreiſe ). Einen nicht 
zu unterſchätzenden Einfluß auf das Steigen der Kaufpreiſe hatte der 
Umftand, daß jeit dem Tode Friedrichs II. die Genehmigung zum Erwerb 
adliger Güter durch Nichtadlige weit öfter erteilt wurde als bisher. Es 
vergrößerte fich dadurch der Kreis der Käufer nicht unbeträchtlich. 

Die adligen Lehen waren dem freien Verkehr entzogen und ſtanden 
deshalb in der Wertbemeſſung den andern Rittergütern nach. Der Kreis 
der wirklichen Lehen verengte ſich ſtändig; andererſeits wurden aber immer 
mehr Familienſtammgüter begründet. Lehen und Stammgüter durften 
auch nicht geteilt werden. 


Die Geſchloſſenheit des Beſitzes bei bäuerlichen Grundſtücken wurde 
ſchon oben berührt. Erbliche und unerbliche Laßgüter ſchieden ſo wie ſo 
aus dem Güterverkehr aus, da ihre Beſitzer nicht das Recht der freien Ver⸗ 
äußerung beſaßen. Aber auch die Schatulf-, Erbfrei⸗, Aſſekuranten⸗ und 
Erbpachts⸗ bzw. Erbzinsgüter, ja ſelbſt kölmiſche und andere Freigüter 
unterlagen hinſichtlich des freien Gebrauchs allerlei Beſchränkungen. Jede 
Veränderung, die der Beſitzer mit feinem Grundſtück vorzunehmen beab⸗ 
ſichtigte, bedurfte der Genehmigung der zuſtändigen Domänenkammer. 
Das uneingeſchränkte Verfügungsrecht über den Grundbeſitz erſchien im 
Intereſſe des Staates und auch des einzelnen bedenklich. Alle willkürlichen 
Veräußerungen, Trennungen und Zuſammenlegungen der Grundſtücke 
waren unterſagt. Kriegs- und Domänenrat Gervais bemerkte dazu: „Kein 
Landeseingeſeſſener, ohne Unterſchied ſeines Standes, er ſey von Adel 
oder ein Cöllmer darf einzelne Anteile ſeiner Grundſtücke nach Gutdünken 
und ohne die Einwilligung der vorgeſetzten Provinzialbehörde abſetzen, 
abreißen und veräußern. Jede nicht genehmigte Veräußerung dieſer Art 
wird als null und nichtig angeſehen und ift einer, beſondern fiskaliſchen 
Beſtrafung unterworfen“. „Auf jede Hube iſt eine Geldſtrafe von hundert 
floren Preuß. gelegt, und auch ſelbſt die Grund⸗Obrigkeit, die ſolche will⸗ 
kürliche Trennungen geſchehen läßt, verfällt in diefe Strafe“ ). 

Der Staat bezweckte mit feiner Aufſicht, ſowohl die weitgehende Ber- 
ſplitterung als auch den übermäßigen Zuſammenkauf der Grundſtücke 


1) 1805 wurden das 12 H. große Pr. Arnau für 45 300 und das 35 H. große Pogirmen 
für 79 300 Rtl. verkauft. 
3) Notiz. v. P. 1 S. 98. 
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zu verhüten. Gegenüber den Veränderungen des adligen Beſitzſtandes 
bewies die Behörde eine gewiſſe Nachſicht; aber auf die kölmiſchen Be- 
ſitzungen lenkte ſie ihr ganz beſonderes Augenmerk, um den allzu eigen⸗ 
mächtigen freien Gebrauch des Grundeigentums zu beſchränken. War es 
doch einmal geſchehen, daß mehrere Beſitzſtellen in einer Hand vereinigt 
wurden, fo drang fie mit aller Entſchiedenheit darauf, fie wieder zu ver- 
einzeln oder wenigſtens getrennt zu bewirtſchaften. So tadelte das General- 
direktorium, daß im Amt Kukerneeſe von 1799 bis 1802 mehrere Ber- 
teilungen kölmiſcher Güter ohne Genehmigung vorgekommen wären. 
„Aus allen dieſen Unordnungen ergibt ſich nur zu ſehr, daß es ernſtlicher 
rauher Mittel bedarf, um dem Unweſen zu ſteuern.“ Mehrfach befanden 
ſich zwei kölmiſche Grundſtücke in einer Hand. Dazu bemerkte der Departe- 
mentsrat Gas beck: „In Anjehung derjenigen dismembrirten Grundſtücke, 
worüber bis jetzt noch kein Conſens nachgeſucht worden, werden die weiter 
zu erlaſſenden Verfügungen der höchſten Behörde gehorſamſt anheim ⸗ 
geſtellt. Was aber die vor angeführten doppelten Beſitzungen anbetrifft, 
jo würde das Domänen Juſtizamt anzuweiſen ſein, denen Intereſſenten 
zur Losmachung von ihren zweiten Hufen einen Termin zu praeſigniren 
und nach Ablauf deſſelben die Befolgung nachzuweiſen“ ). 

Die Wachſamleit der Behörden gegenüber den Verſchiebungen im 
Grundbeſitzgefüge entſprang ſehr gewichtigen ſtaatswirtſchaftlichen Rück⸗ 
ſichten: Das Überhandnehmen der kleinen und unſelbſtändigen Ader 
nahrungen mußte ebenſo verhindert werden wie die Verminderung der 
Beſitzſtellen; denn jenes führte zur Verarmung, dieſes zur Entvölkerung 
des platten Landes. Die Regierung bezweckte mit ihren Anordnungen die 
Förderung des Geſamtwohles; in Wirklichkeit aber unterband fie den Fort- 
schritt der kleinen Grundbeſitzenden. d 

Die Beſchränkungen im freien Gebrauch des Grundbeſitzes bewirkten 
einen verhältnismäßig geringen Umſatz der unadligen Güter. Die Ber- 
merkungen der Haus-, Ingroſſations- und Grundbücher des 18. Jahr- 
hunberts beziehen ſich auf recht viel Grundſtücksübertragungen im Erb- 
gange; Kaufverträge findet man darin nur ſehr ſpärlich vertreten. Zum 
Teil erklärt ſich das aus dem Fehlen eines kauffähigen Mittelſtandes auf 
dem Lande. Gegen das Ende des Jahrhunderts kauften ſich dann immer 
mehr wohlhabende Bürger auf dem platten Lande an; dabei wurden 
beſonders in der Nähe von Königsberg eine größere Zahl von Kölmer⸗ 
und Erbpachtsgrundſtücken umgeſetzt. In Litauen brachten, ungeachtet 
oͤftern Verbots, die Domänenpächter neben adligen beſonders viele töl- 
miſche Güter an ſich. Daß dem zunehmenden Ankauf kölmiſchen Grund⸗ 


1) K. St.⸗A. Präſt.⸗Tab. Kukerneeſe. 
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beſitzes durch den Adel ſchließlich durch ein beſonderes Edikt vorgebeugt 
werden mußte, ſei hier nochmals erwähnt. 

Der lebhaftere Umſatz kölmiſcher Beſitzungen blieb alſo auf gewiſſe 
Gegenden beſchränkt; hier erzielten ſie auch die höchſten Preiſe. Dieſe 
ſtanden oftmals hinter den für adlige Güter gleichen Umfangs gezahlten 
nicht zurück. Viele Kölmer, namentlich aber auch Erbpächter bemühten 
ſich eifrig um die Verbeſſerung ihrer Wirtſchaften, ſo daß dieſe mit den 
kleineren adligen Gütern zum mindeſten auf gleicher Stufe ſtanden. Einige 
Beiſpiele ſollen den Zuſtand dieſer landwirtſchaftlichen Mittelbetriebe in 
verſchiedenen Gegenden der Provinz vor Augen führen h. 

1765 wurde zu Buddern bei Angerburg ein ſechs Hufen großes töl- 
miſches Gut mit einem Kruge für 3624 fl. verkauft. Es waren ausgeſät 
2 Schffl. Weizen, 66 Roggen, 2 Bohnen, 35 Gerſte, 46 Hafer, 11 Sommer- 
korn, 3 Lein, 3 Grücken (Buchweizen). Das lebende Inventar zählte 9 
Pferde, 4 Fohlen, 7 Ochſen, 2 Kühe, 7 Jungvieh, 2 Schweine, 6 Ferkel, 
20 Schafe ). 

Das für 9300 Ntl. in Erbteilung übernommene kölmiſche Gut Ab- 
lenken bei Ragnit hatte 1769 auf 9 Hufen 20 Kühe, 9 Sterten, 10 Pflug- 
ochſen, 1 Bullen, 9 junge Ochſen, 16 Arbeitspferde, 10 junge Pferde, 
7 Stuten, 6 Füllen, 23 Schafe, 21 große Schweine, aljo einen hervor ⸗ 
ragenden Viehſtand, obgleich es vor 12 Jahren von den Ruſſen völlig aus- 
geplündert worden wars). 

Auf dem aus 1 Hufe 10 Mgn. Land und 2 Hufen Wieſe beſtehenden 
kölmiſchen Gütchen Naſſenthal in der Memelniederung wurden 1780 aus- 
geſät 2 Schffl. Weizen, 20 Roggen, 20 Gerſte, 6 Hafer und an Vieh ge- 
halten 12 Pferde, 6 Fohlen, 20 Kühe, 9 Jungvieh, 5 Schafe, 12 Schweine; 
darauf wohnten vier Einliegerfamilien zur Miete ). 

Von dem im Königsbergſchen Kämmereiamte Arnsberg liegenden 
5 Hufen großen Freigut Dopfattel wurde 1782 nach der gerichtlichen Ab- 
ſchäzung veröffentlicht, „daß ſelbiges 3 Schffl. Weizen, 33 Schffl. Roggen, 
60 Schffl. Gerfte, 72 Schffl. Hafer, 16 Schffl. Erbſen, 3 Schffl. Lein an 
Ausſaat enthält und von der Viehzucht 38 Nil. 60 Gr., an Wieſenpacht 
26 Nil. 60 Gr., an Teichnutzung 38 Rtl. 20 Gr. und an Einnahme von den 
Inſtleuten 9 Rtl. 48 Gr. einträgt, mithin nach Abzug der darauf haftenden 
jährlichen Laſten a 35 Al. 58 Gr. überhaupt auf 3697 Ntl. 56 Gr. 12 Pf. 
gewürdigt worden“ ). 


1) Vgl. dazu auch Vordt, Kolmiſche Güter S. ff- 
29, . 140/3. 

3) Kopp d. d. O. ©. 6. 

4) K. St. A. Präſt⸗Emmicht⸗Att. Heinnichswalde. 

1) bg. Int. Zett. 1782. 
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Auf den zum kölmiſchen Krug in Lichtenhagen gehörigen 5 Hufen 
betrug die Ausſaat 15 bis 18 Schffl. Weizen, 20 bis 24 Roggen, 45 Gerſte, 
50 Hafer, 15 Erbſen und Bohnen, 4 Leinſamen. Im Brachfelde wurde 
ein 6 bis 7 Schffl. Ausſaat haltendes gemiſtetes Stück mit Rübenſaat beſät. 
Der Heugewinn ſtellte ſich auf 40 Fuder von den Wieſen und 22 Fuder 
von den Feldern. 

In einem ganz vorzüglichen Zuſtande befand fich das zu Königsberg 
gehörende Kämmereigut Ratswalde an der Deime. Auf 7 Hufen Ader- 
land wurden 1793/97 durchſchnittlich ausgeſät vom Pächter (von den Guts. 
leuten) 88½ (16) Schffl. Roggen, 55 (4) Gerſte, 58 (2) Hafer, 11 (2) Erbſen 
und erbaut 504% (4614) Schffl. Roggen, 211 (16) Gerſte, 279 (8) Hafer 
und 29 (10) Erbſen. Ferner wurden an Kartoffeln von 27 Schffl. Ausſaat 
360 geerntet, auch 10 Schffl. Wicken und 5 Lein. Der Flachsbau ergab 
3 Stein reinen Flachs und 5 Stein Hede. Der Hopfenbau brachte 4 Stein 
ein, wovon 2 zum Eigenverbrauch dienten, und die Schafhaltung 5 Stein 
Wolle. Die Viehhaltung beſtand in 27 Pferden, 14 Ochſen, 45 Kühen, 
22 Stück Jungvieh, 12 Kälbern, 52 Schafen, 25 Lämmern und 75 Schweinen. 
Neu zugelegt wurden 1797 5 Ochſen, 2 Kühe, 1 Stück Jungvieh, 12 Kälber, 
11 Schafe, 11 Lämmer, 39 Schweine, in der Haushaltung verbraucht 
1 Ochs, 1 Kuh, 4 Kälber, 12 Schafe, 2 Lämmer, 21 Schweine und ver- 
kauft 2 Ochſen, 1 Kuh, 16 Kälber, 2 Schweine. Aus dem 800 Morgen 
großen Walde mußten dem Magiſtrat jährlich 70 Achtel Holz geliefert 
werden ). 

1799 verkaufte der Schulz Lierk zu Borchersdorf vor dem Dönhoff- 
ſchen Patrimonialgericht ſein drei Hufen großes kölmiſches Gut für 10000 fl. 
an den Pachthofmann Prang aus Bögen. Das Inventar beſtand in 8 
Pferden, 4 Ochſen, 3 Kühen, 6 Schafen, 8 Schweinen, 6 Gänſen, 3 großen 
Wagen, 2 beſchlagenen Schlitten, 4 eiſernen Eggen. Es war mit 2038 fl. 
Grundſchulden belajtet?). 

Die für kölmiſche Beſitzungen, Erbpachts-, Frei- und Schatullgüter 
gezahlten Kaufpreiſe ſtellten ſich in den begünſtigten Gegenden auf 500 
bis 1000 Rtl. für die Hufe und ſtiegen gegen das Jahr 1800 vielfach noch 
höhers). Den Ausſchlag gab auch bei dieſen Gütergattungen der Wirt- 
ſchaftszuſtand. Kölmiſche Schulzen⸗ und Kruggrundſtücke wurden wegen 
der ihnen anhangenden Vergünſtigungen höher bewertet, desgleichen die 
fog. hochkölmiſchen Güter, die Brauerei“, Jagd-, Mühlen“, Fiſcherei⸗, 
Holz und Weideberechtigungen ausübten. Recht hoch bezahlt wurden die 
Niederungsgüter im Memel- und Pregeltale. 


1) Rgb. Stadt-Arch. Act. Oecon, 1605 Nr. 1. 
2) K. StA, Ingroſſ.-B. Friedrichſtein 177/5. 
3) Mehrere Beiſpiele dafür bringt Krug in „Nationalreichtum“ 1 S. 246 f. 
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Geringer im Preiſe ſtanden die in der Bewirtſchaftung großenteils 
rückſtändiger gebliebenen Preußiſchen Freigüter und die meiſten Schatull⸗ 
beſitzungen . Der unterſten Wertſtufe gehörten die Grundſtücke der Heinen 
Kölmer und Freien in Maſuren an. Angeſichts der oft troſtloſen Vermögens⸗ 
umſtände dieſer Einwohnerklaſſe kamen Verkäufe und Zwangsverſteige⸗ 
rungen nicht felten vor. Die dabei gezahlten Summen waren äußerſt ge- 
ring und betrugen oft nur 20 Nil. für die Hufe oder noch weniger. 

Einigen Klaſſen der bäuerlichen Einſaſſen war im 18. Jahrhundert 
ein eingeſchränktes eigentümliches Recht auf ihre Grundſtücke bewilligt 
worden; fie durften darauf Grundſchulden eintragen und fie mit Erlaubnis 
der Kammern auch verkaufen. Aber wegen dieſer Beſchränkung wurde 
den Aſſekuranten⸗, Erbfrei-, Hochzins⸗ und Koloniegrundſtücken nicht die 
gleiche Wertſchätzung zuteil wie den vorhin genannten Freigütern. Der 
wohlhabende Bürgerſtand erwarb ſie ſeltener; ihre Käufer entſtammten 
in der Regel den bäuerlichen Kreiſen. Reger war die Nachfrage nach Kolo⸗ 
niſtenſtellen in Litauen, da die ſehr tüchtig wirtſchaftenden Salzburger 
vorwärtsſtrebten. Eine 1800 in Kaſzemecken verkaufte Koloniebauern⸗ 
ftelle mit einer Hufe Land brachte 850 Rtl. Sonſt wurden die eingeſchränkt 
eigentümlichen Güter in der Regel mit 300 bis 500 Ntl. die Hufe bezahlt. 

Recht gute Landwirte waren auch die in den Niederungen anſäſſigen 
Emphyteuten; aber das ſchlechte Beſitzrecht wirkte auf ihre wirtſchaftlichen 
Maßnahmen nachteilig ein. Der hypothekariſche Kredit war ihnen wie 
auch den laſſitiſchen Einſaſſen gänzlich vorenthalten, und ohne den konnten 
durchgreifende Verbeſſerungen für die Dauer nicht erreicht werden. Auf 
dieſen ungünſtigen Umſtand machte 1780 der Einrichtungskommiſſar im 
Amte Heinrichswalde bei Anfertigung der Präſtationstabelle des emphy⸗ 
teutiſchen Dorfes Neu-Sköpen aufmerkſam: „Die Vermögensumſtände 
der Einſaſſen find ziemlich gut, könnten aber noch beſſer fein, wenn ihnen 
ihr Land eigentümlich gegeben würde, damit ſie bei vorfallender Notdurft! 
gegen hypothekariſche Sicherheit Geld aufnehmen und allenfalls von ihrem 
Lande etwas verkaufen und Do aufhelfen könnten. Die Komparenten 
tragen daher darauf an, daß ihnen höchſtens Orts Erbverſchreibungen er⸗ 
teilt werden möchten, auf welchen Fall ſie ſo wie alle übrigen auf Men⸗ 
noniſten⸗Ländereien wohnenden Hochzinſer, die einen 30 jährigen Ron- 
tratt haben, ein proportionierliches Kaufgeld erlegen wollen“ ). 

Ein weit trüberes Bild bot der wirtſchaftliche Zuſtand der eigent- 
lichen bäuerlichen Stellen, obwohl die Bauern auch wirtſchaftlich keine 


1) K. StA. Fugroſſ- B. 140% u. 253/30. 1765 wurde in Sawadden ein 2 Hufen 
25 Mon. großes Schatullgut für 2000 fl. verkauft; 1803 Toftete ein ſolches von 3 H. 22 Man, 
in Gimmendorf 45 Nil. und eins von 172 H. in Napiwodda 233 Nil. 30 Gr. 

3) K. St. Al. Präſt-Einricht.-Akt. Heinrichswalde 1780. 
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vollkommen einheitliche und gleichwertige Maffe bildeten. Ganz allgemein 
gab das Beſitzrecht einen zuverläſſigen Maßſtab für die Vermögensumſtände 
des Bauern und die Beſchaffenheit feines Erbes. Der bauernfreundlichen 
Politik der preußiſchen Könige verdankten die Immediateinſaſſen mit dem 
erblichen Beſitz der Höfe eine größere Sicherheit ihrer Daſeinsbedingungen. 
Die Kultur ihrer Grundſtüicke ließ zwar noch viel zu wünſchen übrig, ſtand 
aber doch auf einer höheren Stufe als die der unerblichen Laffiten und Padte 
bauern in den adligen Gütern. Viele Privatbauern entbehrten, dauernd 
unter eigennützigen Pächtern und Administratoren ſtehend und bei dem 
um ſich greifenden Güterhandel heute dieſem, morgen jenem Gutsherrn 
angehörend, jeglicher Anleitung und Fürſorge und blieben deshalb mit 
ihren Wirtſchaften völlig im Rückſtande h. 

Der unbefangene Beobachter bemerkte den Unterſchied zwiſchen 
königlichen und adligen Dörfern auf den erſten Blick am Ausſehen der 
Siedelungen und Gemarkungen. Ein bei der Schrötterſchen Landesauf⸗ 
nahme mitwirkender Landmeſſer Rehefeld urteilte 1799 über die Gegend 
zwiſchen Wormditt, Landsberg und Zinten, beſonders mit Rückſicht auf 
die Wieſenkultur:): „Mit Vergnügen ſieht jeder Reiſende die Wieſen im 
Ermlande, gereinigt von Gebüſchen, mit dem ſchönſten Heue bewachſen, 
wodurch der Eigentümer auch auf einen beſſern Fuß gebracht wird und 
durch dieſe Belohnung ſeines Fleißes immer mehr zur Arbeit angefeuert 
wird. Wie groß ijt aber der Unterſchied, wenn man über die Oſtpreußiſche 
Grenze?) kömmt: die ganze Gegend ift adlich, der Unterthan arm und 
dürftig, die Wieſen bewachſen und unkultivieret, die Felder vernachläſſigt, 
und alles ſcheint öde und traurig zu ſein; ſollte eine unbedeutende Erd⸗ 
marke ſoviel Einfluß auf den Geiſt der Menſchen haben, daß er auf 100 
Schritte weit offener iſt, thätig und fleißig allen nur möglichen Nutzen 
für ſich hervorſucht?“ Nachdem er noch weiter die ermländiſche Kultur 
geſchildert hat, fährt er fort: „Wenn man nun aber in Oſtpreußen in der 
Gegend die Gräfl. Wildenhöfſchen, Kl. Steegenſchen und Eichholzſchen 
Güter betrachtet, ſo kann man beynahe ſagen, es iſt nichts recht melioriert, 
es iſt alles mit Geſträuch und Waſſer angefüllt.“ „Oberhalb Blumenſtein 
find die Wieſen, welche denen Unterthanen gehören, ganz dicht mit Elfen- 
und Werften Strauch )) bewachſen.“ 

Einen nicht zu unterſchätzenden Anſporn für die größere Tüchtigkeit 
der ermländiſchen Bauern bildete der Umſtand, daß ihnen die Hofgebäude 


1) Daß bei einzelnen Grundherrſchaften, namentlich im Oberlande, die Verhältniſſe 
etwas günſtiger lagen, iſt bereits im erſten Buch berührt worden. 

s) Geh. St.⸗A. Oſtpr. Min.⸗Reg. Litt. V 237 b. 

) Er meint den Übertritt vom Bistum ins Altpreußiſche. 

4) Elfen = Erlen, Werften = Salweide, Salix caprea, 
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eigentümlich gehörten. Beim Grundſtückswechſel wurden die Baulichkeiten 
dem bisherigen Beſitzer ihrem Zuſtand entſprechend bezahlt, und dieſes 
Verfahren mag wohl mit die Veranlaſſung dazu gegeben haben, daß ver- 
ſchiedentlich die ganzen Erbe öffentlich zum Verkauf ausgeboten wurden. 
Das bewirkte eine größere Regſamkeit des Bauern; er förderte ſeinen 
eigenen Vorteil, wenn er durch vermehrten Fleiß den wirtſchaftlichen 
Wert des Erbes zu erhöhen trachtete. 

Bei den Bauern im ſonſtigen Oſtpreußen fehlte ein ſolcher Anreiz. 
Der reine Laß bzw. Pachtbeſitz gewährte dem Stelleninhaber nicht die 
nötige Bewegungsfreiheit; er hinderte ihn, mit feinem Erbe nach beſtem 
Wiſſen und Können zu ſchalten und zu walten. Dem Lağ- und Padte 
bauer fehlte der wirtſchaftliche Ehrgeiz und der Antrieb zur Entfaltung 
ſeiner Tatkraft und Talente. Ihm genügte es, wenn er mit ſeinem Geſinde 
den notwendigen Lebensunterhalt erwarb und den Verpflichtungen gegen- 
über dem Staat und der Kirche nachkam. Bot die Ernte reichlicheren Ertrag 
als gewöhnlich, ſo tat er ſich darauf etwas zugute und ließ mehr als ſonſt 
aufgehen; traten Mißwachs, Viehſeuchen oder ſonſtige Unglücksfälle ein, 
fo mußte die Grundherrſchaft mit Unterſtützungen aller Art einſpringen. 
Das war der gewöhnliche Gang der bäuerlichen Wirtſchaft Jahrhunderte 
hindurch geweſen. Der Bauer kannte es nicht anders und widerſetzte ſich 
argwöhniſch allen auf Beſeitigung des herkömmlichen Schlendrians ge⸗ 
richteten Maßnahmen. 

Wirkliche Vaterlandsfreunde verſchloſſen ſich nicht länger der Ein⸗ 
ſicht, daß Scharwerkspflichtigkeit, perſönliche Abhängigkeit und Mangel an 
eigentümlichem Beſitz die Urſachen feien, die der beſſeren Kultur der bäuer- 
lichen Ländereien entgegenſtünden. Provinzialminiſter von Schrötter 
gab in feiner „Statiſtiſchen Überficht von Altpreußen“ derartigen Gedanken 
folgenden Ausdruck: „Daß aber Freiheit der Perſon und Eigentum des 
Landes die Kultur und den Wohlſtand erzeugt, davon kann in jedem Dorf 
der Beweis gefunden werden. Es find dort Schariverks- und auch Bing- 
bauern ohne — und Freie und Kölmer mit Eigentum. Das äußere An⸗ 
ſehen jeden Dorfes — und in dieſem das der einzelnen Höfe wird jeden 
praktiſchen Beobachter genau unterſcheiden laſſen, zu welcher Klaſſe jeder 
Hof zu rechnen ift.” „In dem Begriff des Worts „Mein“ liegt eine Zauber ⸗ 
kraft, die jede weiſe Regierung zu benutzen weiß“ ). 

Zum Schluſſe fei noch eine ganz ähnliche Stelle aus den zahlreichen 
die Bauernfrage erörternden Abhandlungen jener Tage mitgeteilt. „Das 
einzige Wort Eigenthum wird ſo mächtig ſein, daß Millionen Bauern 
wie aus einem Schlummer erwachen, ihrer angebornen Trägheit mit 


1) Geh. St.-A. Rep. 89, 118 E. 


— 543 — 


einmahl gute Nacht geben und ganz andere Menſchen ſein werden. Der 
einzige Gedanke: der Acker gehört dir zu, von nun an arbeiteſt du für dich 
und für deine Kinder, alle Verbeſſerungen, die du auf deinem Felde vor- 
nimmſt, haft du und deine Nachkommen zu genießen, niemand kann und 
wird dich aus dem Beſitz deines Eigenthums verſtoßen, du Haft die Mittel 
in Händen, wohlhabender zu werden, als du jetzt biſt, dieſer Gedanke, fage 
ich, wird mit einmahl alles in Bewegung ſetzen. Ein frohes Getümmel 
wird allenthalben entſtehen, und der Geiſt des Fleißes und der Arbeit- 
ſamkeit wird fih ſchnell über die ganze Nation verbreiten“ ). 


3) Wollner, Preisſchriſt wegen der eigenthümlicen Vefigungen der Bauern 
S. 15. 
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